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Alle Rechte, inäbefondere das der Ueberſetzung, vorbehalten. 


Vorwort 
zur 1. Abteilung des zweiten Teils. 


Verſchiedene Umſtände, insbeſondere die Bewältigung des mir maſſen— 
haft zugeflofjenen Aftenmaterials, haben es unmöglich gemacht, den Schluf- 
band meines Werkes noch im Laufe dieſes Sahres vollftändig erjcheinen 
zu lafjen. Um aber dem Publikum gegenüber meinen Verpflichtungen 
wenigitens teilweife nachzufommen, habe ich mich entjchloffen, die „Ge— 
Ichichte des Königreich Hannover“ zunächſt bis zum Rücktritt des 
Miniftertums Graf Kielmanngegge — von Borries zu bringen, und fol 
der Schluß baldmöglichjt nachfolgen. 

Für die Bearbeitung diejer Abteilung Habe ich die Driginal- 
Alten, jowie die gejamte politische Korreſpondenz der Minifter E. Frhr. 
von Schele, von Lütcken und Graf Borries benugen können. Außerdem haben 
mir die Aufzeichnungen und Denkichriften des Staatsrats Zimmermann 
und des Miniſters Graf Kielmannsegge, ſowie die diplomatischen Be— 
richte der Gefandten von Reigenftein und von Stodhaufen zum größten 
Zeil vorgelegen. Sch Hoffe daher, auf Grund diefer Materialien eine 
erjchöpfende und wahrheitsgetreue Darftellung einer Periode der Gejchichte 
unſers engern Vaterlandes geliefert zu Haben, über die bis jeßt noch 
manches Dunkel herrjchte, und fage allen den Herren, die mich bei meinen 
Forſchungen in jo entgegenfommender und ausgiebiger Weife unterjtügt 
haben, meinen verbindlichjten Dan, 


IV 


Die „Gedanken und Erinnerungen“ des Fürſten Bismard jind mir 
erit nach Vollendung des Druds der vorliegenden Blätter zu Gejicht ge: 
fommen. Sie bejtätigen indes (vgl. daſelbſt I. Teil, ©. 88 ff.) lebiglic) 
meine Angaben über defjen Einmiſchung in die hannoverſche Verfajjungs- 
angelegenheit. Nur jcheinen die genauen Daten der Anmejenheit des 
damaligen Bundestagsgejandten in Hannover feiner Erinnerung ent: 
Ihwunden zu fein. Aus den von mir citierten Briefen des Miniſters 
v. Schele ergiebt ſich mit unzweifelhafter Gewißheit, daß er im Auguſt 1853 
mit dem Könige Georg V. fonferiert hat. Zudem hielt jich diejer im 
September in Rotenfirchen auf. Außerdem beruht es höchſtwaährſcheinlich 
auf einem Mißverſtändnis, wenn Bismard behauptet, Bacmeifter habe 
ihn jondiert, ob er Minifter des Königs Georg werden wolle. In der 
ganzen Korreſpondenz Scheles mit Bacmeijter, die zu des letzteren Aus— 
tritt aus dem Kabinett führte, findet jich nicht die geringite Andeutung 
einer jolchen Eröffnung, und daß der König geneigt geweſen wäre, den 
preußifchen Staatsmann in feine Dienfte zu ziehen, läßt ſich faum an- 
nehmen. Immerhin ift es möglich, daß die von mir (S. 257) erzählte 
Beiprechung Scheles mit Bismard bei deffen Rüdreife von Norderney in 
Hannover ftattgefunden hat. 

Zu befonderer Genugthuung aber gereicht es mir, daß Bismarck 
(vgl. II. Teil, ©. 180 ff.) über den Charakter und die politische Thätig— 
feit Rudolf von Bennigjens dasjelbe Urteil fällt, wie ich. 
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Siebentes Kapitel. 


Aönig Ernfi Auguſt. 5chluß. 

Am 5. September 1848 war in Hannover das „Gejeh, verjchiedene 
Aenderungen des Landes-Verfaſſungs-Geſetzes vom 6. Auguſt 1840 be- 
treffend“, publiziert worden. Um etwaigen Weiterungen mit den Ständen 
vorzubeugen, hielt es aber das Geſamt-Miniſterium für erforderlich, 
die agnatische Zuftimmung des SKronprinzen dem Dokumente anzu— 
fügen. Daß es eine heiflige Aufgabe war, die Unterfchrift zu beſchaffen, 
verhehlten fich die Minifter nicht, denn es war offenkundig genug, daß 
der Thronfolger „in den fonftitutionellen Prinzipien ein Heil für das 
Land“ noch weniger erblicte, al3 fein Vater. Um ihn nicht mit feinen 
Grundjägen und Wünſchen in Konflikt zu dringen, Hatte ihn diefer fogar 
ihon feit einigen Monaten von der Teilnahme an den Staatsgejchäften 
dispenfiert, „ein Befchluß, der mir nur angenehm fein konnte“ *). Nicht 
einmal die einzelnen Punkte der projeftierten Verfaffungs- Aenderungen 
waren ihm offiziell mitgeteilt worden. Um jo überrafchender fam ihm 
daher die Aufforderung, am 2. September an einer Conſeilſitzung im 
Königlichen Palais teilzunehmen, „um in dem nämlichen Zimmer, an der: 
jelben Stelle figend, das alles niederreigen und umbauen zu hören, 
was ich vor acht Jahren jelbjt Hatte mit aufrichten helfen“. Daß «3 
fi nur um eine Form handelte, daß Einwendungen völlig nutzlos fein 
würden, verhehlte jich der Kronprinz nicht, da in der gegenwärtigen Zeit 
günftigere Bedingungen von den Ständen nicht zu erlangen geweſen 
wären. „Auch dem armen König jah man deutlich genug an, wie ihm 
dasjelbe Gefühl inne wohnte, obgleich über einzelne Punkte Jlufionen 
bei ihm obwalten mochten.“ 

Aber damit war die Angelegenheit noch nicht abgethan. Am 
8. September ließ ſich Graf Bennigjen bei dem Kronprinzen melden, um 


*) Kronprinz Georg an ben Rabinett3-Rat von Schele d. d. 3. September 1848. 
Hafjelfl, W. v., Das Königreich Hannover. Bd, II. 1 


2 Buftimmung bes Kronprinzen zu ben Berfafjungs- Wenderungen. 


auf Befehl des Königs eine jchriftliche Zuftimmungs-Erflärung zu der 
neuen Verfaſſung zu erbitten. Er verlangte fie, „weil er im anderen 
alle die Bejorgnis hege, daß in Hinblid auf den von dem Thronfolger 
zu dem Landes-Verfaſſungs-Geſetz von 1840 geleifteten Beitritt, wenn 
eine ähnliche urkundliche Beitätigung gegenwärtig fehlen follte, diefer Um— 
ſtand möglicher Weije von politijchen Wühlern benußt werden fönnte, um 
die nachteiligjten Gerüchte zu verbreiten, und namentlich, um die Sicher: 
heit des Thrones und die Ruhe des Landes für die Zukunft zu ge 
fährden“ *). Dennoch konnte jich der Prinz lange nicht entjchließen, die 
geforderte Erflärung abzugeben. Er machte geltend, daß er bei dem Erlaf; 
des Landes-Berfaffungs-Gejeges allen Verhandlungen beigewohnt habe, 
während das jegige Gefeg die Genehmigung des Königs ohne feine Mit- 
wifjenjchaft erhalten Hätte. Erſt, als Bennigſen ihm auseinanderjeßte, 
daß deſſen Beitimmungen durch die anarchiiche Zeit geboten feien, daß 
auch er und Stüve nichts jehnlicher wünjchten, als „den Ausgeburten des 
jeigen Freiheitsſchwindels die Flügel zu bejchneiden, jobald dies nur 
möglich) wäre“, und dab „Veränderungen der Berfaffung zu jeder Zeit 
vorgenommen werden fönnten, wenn es auf verfafjungsmähigem Wege 
geichehe”, gab er nad. Demgemäß wurde in der von Graf Bennigfen 
redigierten Beitritt3- Urkunde jede Erklärung des moralijchen Einver- 
jtändniffes mit den politischen Grundſätzen der neuen Verfaſſung ver- 
mieden. Sie ſprach nur aus, daß der Kronprinz „Die von feinem 
Königlichen Vater beliebten, mit den Ständen verfafjungsmäßig zuftande 
gebrachte Aenderung des Verfaſſungs-Geſetzes anerfenne, mithin alſo 
fernere Aenderungen, die er dereinjt belieben möchte, nur auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege einleiten und vornehmen könnte”. 

Auch ſonſt nahm Bennigjen die zartefte Rüdficht auf die Gefühle 
des Stronprinzen. Er erklärte, daß er nicht die Abjicht Habe, die Bei— 
trittSurfunde zu veröffentlichen, oder fie in das ftändifche Archiv nieder: 
zulegen. Es genüge, daß fie vorhanden fei, um fie vorzeigen zu können, 
falls jemals Zweifel an der Anerkennung der Verfaſſung aufgeworfen 
würden. Darauf ging der Thronfolger jedoch nicht ein. Er beauftragte 
vielmehr den Minifter, mit feiner Unterjchrift ganz auf diejelbe Weife 
zu verfahren, wie mit der des Königs. „Nie joll meinen Handlungen 
ein anderer Grund unterlegt werden fünnen, als den fie wirklich haben: 


*) Kronprinz Georg an den Kabinett3-Rat von Schele d. d. Monbrillant 
10. September 1848. 


Auflöfung der Stände» Berfammlung. — Neuwahlen. 3 


offen, treu und wahr zu verfahren in allen Lagen des Lebens“, jchrieb 
er an den Stabinett3-Rat von Schele.*) 

Durch ein Dekret vom 28. Dezember wurde die alte Stände-Ber- 
jammlung aufgelöft, Neuwahlen angeordnet, und der neue Landtag auf 
den 1. Februar 1849 berufen. Im Lande war es in den letten Wochen 
verhältnismäßig ruhig gewejen. Die Negierung erwartete von Preußen 
die Mitteilung der Baſis, auf welcher man dort das Einigungswerk für 
möglich hielt. „Sobald Preußen aber weiß, was es will, und uns jagt, 
worin es Hannovers Mitwirkung für erforderlich und erjprießlich hält, 
wird es uns in allen billigen Dingen bereit und geneigt finden“, fchreibt 
Wangenheim an Graf Bilow.**) „Mittlerweile werden wir, unfer eigenes 
Haus bejtellend, wie es eben notthut, den Bayrifch-Württembergifchen, 
wie den Frankfurter Luftfprüngen zufehen, ohme uns durch eigene Seil- 
tänzerei lächerlich zu machen.” Immer lebhafter ſprach ſich in der Ber 
völferung, ſelbſt in der demokratischen Preffe, einhelliges Vertrauen zu 
der inneren Verwaltung des Minifteriums, eine vollftändige Zufriedenheit 
mit allen feinen Maßregeln aus, und die Regierung hatte allen Grund 
zu Hoffen, dab die Wahlen ganz nad) ihren Wünſchen ausfallen würden. 
Da rief die inopportune Publizierung der „Örundrechte des deutſchen 
Volkes“ durch das Neichsgejegblatt vom 28. Dezember von neuem eine 
heftige politiſche Erregung hervor. 

Schon feit dem 4. Juli hatten die Beratungen über diefen Teil des 
von der 17er Kommiffion vorgelegten Entwurfes der Reichs-Verfaſſung 
gedauert und das Volk, im vorläufigen faktifchen Beſitz der ausgedehnteften 
Freiheitsrechte, — fand fich gelangweilt durch die theoretifchen Bemü— 
hungen jeiner Vertreter, dieſe Rechte jorgfältig zu regiftrieren. „Die 
Herzen wurden ſpröde gegen die Verfammlung; die Mahnung: 

Der Worte find genug gewechſelt, 

Laßt und auch endlih Thaten jehn, 
wurden ihr in immer umnehrerbietigerer Form zugerufen; endlich — was 
bei weiten das Schlimmite ift —, gewöhnte man jich daran, ihrer Hilfe zu 
entbehren.“***) Von Tag zu Tag wuchs die Ungeduld und die Bejorgnis, 
daß die unterdefjen wieder zu Macht gelangten Regierungen die Einfüh- 
tung der Grundrechte verzögern oder verjagen fünnten. Und diefe Beſorgnis 


*) Kronprinz Georg an Schele d. d. 10, September 1848, 
*) Bangenheim an Graf Billow d. d. 16. Dezember 1848. 
+) Kunßberg, Das beutfche Verfaſſungswerk im Jahre 1848, S. 29, 
1* 


4 Ruhe im Lande. — Miniſterwechſel in Berlin. — Publizierung der Grundrechte. 


war durchaus nicht ohne Grund. In Berlin Hatte der Waldedjche An— 
trag: „das Reichsminiſterium aufzufordern, zum Schuße der in Wien 
gefährdeten Wolfsfreiheit alle dem Staate zu Gebote ftehenden Mittel 
und Kräfte aufzubieten“, der Regierung die Augen darüber geöffnet, 
welchem Abgrunde fie entgegentrieb. Während der Beratung umſtellten 
Volkshaufen das Sitzungshaus, bedrohten mißliebige Abgeordnete mit 
Meſſern und Striden und widerfegten fich jogar der zum Schuße der 
Berfammlung aufgebotenen Bürgerwehr. Da endlich reifte bei dem Könige 
der Entjchluß, ſolchen Borgängen für die Zukunft vorzubeugen. Der 
feichte Sieg der Reaktion in Wien ermutigte ihn zu ähnlichen Schritten. 
Das Minifterium Pfuel-Auerswald wurde zum Rücktritt bewogen (5. No— 
vernber) und an jeiner Stelle Graf Brandenburg, ein Berwandter Des 
königlichen Haujes umd ein ehrlicher, aufrichtiger Mann, mit der Bildung 
eines neuen Kabinett beauftragt, deſſen Seele der Minijter des Innern 
Manteuffel war. Das Departement der auswärtigen Angelegenheiten 
ward dem Grafen Bülow interimiftiich übertragen, dem Freunde Bennigfens 
und Wangenheims, und am 10. November rüdte General Wrangel mit 
einer beträchtlichen Truppenmaſſe wieder in die Hauptjtadt ein. 

Auf Die erjte Nachricht von dieſen Ereigniſſen beſchloß man in 
Hannover gegen die Omnipotenz der Paulskirche energifcher aufzutreten, 
der man ſich „in einer Weiſe Hatte beugen müfjen, die nicht gut tft, und 
wozu Bothmer nur dadurch hatte kommen fönnen, daß er bei Camphaufen 
durchaus feine Neigung gefunden hatte, unfere Sache beim Reich3minifterium 
zu vertreten“.*) Schon am 11. September hatte die National:Verfamm- 
lung auf den Antrag Schoders bejchlofjen, die gejpannten Erwartungen 
der Nation durch eine vorläufige Abjchlagszahlung zu befriedigen und 
den VI. Abjchnitt, die Grundrechte, nach ftattgehabter Schlußberatung 
jofort zu publizieren. Ja, fie fügte noch die Drohung Hinzu, da, wenn 
innerhalb jech® Monaten die betreffenden Gefege nicht erlaffen wären, 
die Gentral-Gewalt die Regierung des betreffenden Staates auffordern 
jollte, ungefäumt auf Grundlage des Neichswahlgefetes eine aus einer 
einzigen Sammer bejtehende Stände-Verfammlung zur Nevifion der 
Landesverfafjung und der übrigen Gejeßgebung, jowie deren Ueberein- 
jtimmung mit den Bejchlüffen der National VBerfammlung zu berufen. 
Nun Hatte aber die Hannoverjche Negierung durch Veröffentlichung des 
Neichögejeges vom 23. September 1848 die verbindende Kraft aller 


- *) Wangenheim an Graf Billow d. d. 24. Auguft 1848, 


Proteft der hannoverihen Regierung gegen die Ommipotenz der PBaulsliche. 5 


Reichögefege gewiffermaßen im voraus anerfannt. Es erregte daher be- 
greifliche® Befremden, als fie am 4. November ihren Bevollmächtigten 
bei der proviforischen Gentral= Gewalt beauftragte, auf deſſen Un— 
vereinbarfeit mit den hannoverjchen Berfafjungsgejegen vom 6. Auguſt 
1840 und 5. September 1848 hinzuweiſen. Allein dieſe Ber: 
wahrung, ſowie die Bedenken, welche fie zu dem Artifel VII, das Ver— 
einsrecht und Die Preßfreiheit betreffend, jpäter in einer Denkſchrift 
geltend zu machen juchte, wurden ebenfowenig beachtet, wie die Warnungen 
der SKonjervativen. Der gutgemeinte Antrag Gombarts, man möge Die 
Grundrechte zunächjt den Regierungen der Einzeljtaaten zur alsbaldigen 
Erklärung über die Annahme vorlegen, wurde mit überwältigender Ma— 
jorität verworfen. Man war überzeugt, daß, nachdem diefe eine auf ähn- 
liche Art durch das Neichsgejegblatt veröffentlichte „Wechjel-Drdnung“ 
fajt ohne Ausnahme angenommen hatten, bier das Gleiche gejchehen 
würde. „Die trunfenen Profefjoren-Seelen*, fchreibt Wangenheim an 
jeinen Freund Uſedom*), „Icheinen feine Ahnung davon zu haben, wie 
ihr erträumtes Saifertum auf wadeligem Schemel fit, nachdem fie in 
ihrer Superweisheit geglaubt haben, der Linfen zuliebe die Grundrechte 
ins Land jchmeißen müfjen, wodurch nichts erreicht ift, als die Erjchütte- 
rung des Rechtszuftandes im öffentlichen wie im Privat-Rechte, und die 
mit den hervorgerufenen Zweifeln über das, was recht ift, notwendige 
Hervorrufung anarchiicher Zuftände, durch deren Belämpfung den 
Einzeljtaaten, welche noch einige Kraft fich bewahrt Haben, das Tete 
Mark ausgejogen wird“. 

Die Veröffentlichung der Grundrechte war der liberalen Partei ein 
erwünſchtes Agitationg-Mlittel für die Wahlen. Taufende von Eremplaren 
wurden in Hannover abgedrucdt und durch die Volfsvereine, die jämtlich mit 
dem radikalen „März Verein” in Frankfurt in Verbindung ftanden, wie durch 
einzelne Flugblätter mafjenhaft verbreitet. Bon zahlreichen Berfammlungen 
gingen Petitionen ein, welche um fürmliche Publikation der Grundrechte 
baten, in denen fie die notwendige Vorbedingung zur deutjchen Einheit 
jahen. Andere gaben die einfache Erklärung ab, daß fie als Geſetz vom 
Bolfe anerfannt würden umd feierten den zwanzigiten Tag, an dem nad) 
dem Reichsgeſetz vom 23. September ihre verbindende Kraft beginnen 
jollte, mit Freudenfeuern und fejtlichen Umzügen. Nur der „vaterländijche 
Verein“ in Hannover beteiligte fich nicht daran, jo lebhaft auch der 


*) Wangenheim an Uſedom d. d. 24, Januar 1849, 


6 Die Grundrechte, Agitationsmittel für die Landtags-Wahlen. 


frühere Stadtdireftor Rumann dafür agitierte.. Daß dagegen die ge- 
jamte Preſſe, mit Ausnahme der hannoverjchen Zeitung, dafür kämpfte, 
iſt jelbitverftändlich. In diefe Zeit der Aufregung, anfangs Sanuar, 
fielen nun die Vorwahlen zur Stände-Verjammlung. Troß der jtarfen 
Kälte und des großen Schneefalles, wodurch allenthalben die Verbin— 
dungen gehemmt wurden, war die Wahlbewegung eine ganz außerordent- 
liche. Und, während die „Deutfche Zeitung“ Hannover als das Land 
denungierte, „wo die Feinde des einigen und mächtigen Deutjchlands 
Ränfe Spinnen“, jchleuderte der Aufruf von fechzehn hannoverſchen De- 
putierten in der National:Berfammlung*) einen neuen Zündftoff unter 
die Wähler. „Ohne Einheit Deutjchlands feine wahre, feine dauernde 
Freiheit“, jo heißt es darin, „nicht jener Stolz, der dem freien Manne 
ziemt! Alſo Unterordung der einzelnen Regierungen unter die Gentral- 
Gewalt! Wählen Sie Männer, die fern von einfeitigem und engherzigem 
Haften an der nächften Scholle auf das Ganze bliden, die davon durch- 
drungen find, daß je herrlicher der Gejamtbau emporfteigt, deſto feſter 
und fchöner auch der einzelne Teil daftehen wird; wählen Sie Männer, 
die mit Kopf, Herz und Mund für Deutjchlands Einheit einjtehen. Da— 
mit Gott befohlen!“ 

Bei der allgemeinen Stimmung im Lande hatte fein Wahlfandidat 
Ausficht, ein Mandat zu erhalten, der nicht für die unbedingte Rechts: 
giltigkeit der Grundrechte eintrat. Faſt alle Wahlmanifeite der Volks— 
und vaterländifchen Vereine fprachen fich in dem Sinne aus, wenn fie 
auch zugaben, daß einzelne Beitimmungen für Hannovers Wohl von zweifel- 
haftem Werte waren. Selbjt der Regierungsrat von Borries, der nad)- 
herige Minifter, erklärte, daß er helfen könne und wolle, die Hannoverfchen 
GSejege nach Maßgabe der Grundrechte umzuändern**), — ohne daß es 
ihm jedoch gelang, einen Sit in der Kammer zu erobern. Und fonbder- 
barer Weife fand fich in feiner der Anjprachen eine Andeutung, daß das 
Ministerium Stüve, weil dasjelbe es mit der deutjchen Frage nicht ehrlich 
meine, geftürzt werden müfje Es genoß vielmehr im ganzen Lande ein 
jolches Vertrauen, daß ein Kandidat, der hätte durchbliden laſſen, man 
müſſe dagegen Oppofition machen, überall durchgefallen wäre. ***) Man 


*) Es waren Luntzel, fyreudentheil, Lang, Grumbrecht, Plaß, Groß aus Leer, Reden, 
Duintus, Ricol, Röben, Ahrens, Dröge, Gravenhorft, Dammers, Wedekind, Wachsmuth. 
) S. die Anſprache des Herrn von Borries vom Januar 1849 in Opper- 
mann, a. a. D., II. Beilage XXIX., ©. 79 ff. 
**) Oppermann, a. a. D., II. Zeil, ©. 159, 
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hielt jich vielmehr überzeugt, daß das Minifterium, wie es bis dahin ehr- 
lichen Willen, Kraft und Kenntnis bewiefen habe, um im Innern das 
rechte Maß von Freiheit und Gleichheit zu gewähren, es auch nach aufen- 
. Hin der Zeitftrömung Rechnung tragen würde. 

Aber der klare Blick Stüves ließ ſich durch das Urteil der Menge 
nicht trüben. Er wußte aus eigener Erfahrung, daß es in öffentlichen 
Dingen nicht bloß auf das Recht, fondern auch auf die Kraft anfommt, 
und daß es mit der Kraft der Nationalverfammlung übel genug bejtellt 
war. Das Stügen auf dieſe chaotisch gewählte Verfammlung würde 
nach jeinem Ausdrud „das Lehnen an eine Scheidewand gewejen jein, 
die nur dem Auge den graujen Abgrund verdedt, in welchem Deutjch- 
land verfinfen muß, die aber zur Lehne nicht jtarf genug iſt“.“) Er 
fühlte daher gar feine Neigung, fi) „dem Drange, Preußen und bie 
übrigen Einzeljtaaten mitteljt Weberrumpelung unter die Frankfurter 
Souveränetät zu knechten“ und fie der roten Fahne dienjtbar zu machen, 
zu unterwerfen. Die Grundrechte, diejes „ohne Kenntnis der gegen- 
wärtigen, ohne Einficht in die zu machenden Zuftände* abgefahte Geſetz 
auf Anordnung der Nationalverfammlung fofort einzuführen, jchien ihm 
im böchiten Grade bedenflich. 

Bei dem Zufammentritt der Stände ließen ſich daher ernjte Konflikte 
borausjehen. Der neue Landtag bot ein ganz anderes Bild, wie Die 
frühere Verſammlung. Insbeſondere Hatte die erjte Kammer eine 
völlig neue Phyfiognomie — und eine ganz andere, als Stüve 
erwartet hatte. Der Adel — und damit die politifche Intelligenz — 
war faft vollftändig daraus verſchwunden. Den Umtrieben der demo- 
fratifchen Partei war e8 gelungen, das Mißtrauen der großen bäuerlichen 
Grundbefiger gegen ihre ritterjchaftlichen Genofjen lebendig zu erhalten und 
jie reaftionärer Tendenzen zu verdächtigen. Sie hatten die Meinung zu 
verbreiten gewußt, daß man feine Adeligen wählen dürfe, weil dieſe ihre 
Stellung in der erjten Kammer benugen würden, um die alten Zuftände 
wieder herbeizuführen, und der Umjtand, daß das Jagdrecht der Ritter 
nicht abgelöjt war, gab diefen Agitationen noch mehr Gewicht. So fam 
6, daß unter den 33 großen Grumdeigentümern der 1. Kammer nur 
4 Rittergutsbefiger**) ſaßen, während das Meinifterium gehofft hatte, daß 


*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 28, Januar 1848, 
**) Graf Bennigjen, Rittmeifter von Münchhaujen, Land-Kommifjär von Hon» 
ftedt und Herr von Exterde. 


8 Beränd. Phyſiogn. d. erften Kammer. — Bedenkl. Bufammenfep. d. zweiten Kammer. 


wenigjtens ein Drittteil der Wahlen auf fie fallen würde. Außerdem 
befanden fich unter den Gewählten 23 ganz neue unbefannte Leute, denen 
jede parlamentarische Erfahrung und politische Einficht fehlte; ja unter 
der Gejamtzahl von 57 Abgeordneten waren nur 12, die jemal3 einer 
Stünde-Berjammlung beigewohnt Hatten. „Das Gros der Kammer aber 
bildeten einige zwanzig Landwirte, Vollmeier, Halbjpänner und Hausleute, 
denen man immerhin guten Willen, aber doc) ficher nicht die Fähigkeiten 
zujchreiben durfte, über die neue Organifation zu debattieren.“ *) Daß 
durch die Wahlen aus dem Handwerfer- und Handelsjtande „eine gewifje 
Maſſe Intelligenz in glüdlicher Mifchung*“ in die 1. Kammer gekommen 
fei, wie Oppermann **) behauptet, zeugt von einer recht optimiftifchen 
Auffafiung. Unzweifelhaft war und blieb fie „ein rätjelhaftes Ding“, 
und daß ſie befähigt fein würde, gegen die überftürzenden Bejchlüfje 
der 2. Kammer ein fonjervatives Gegengewicht zu bilden, ließ ſich kaum 
hoffen. Nur der Umstand, da auch die liberal gefinnten Deputierten 
nicht leicht einer Mafregel Stüve’3 entgegentreten würden, gab immerhin 
einige Ausficht auf ein gedeihliches Zufammenwirfen der Regierung und 
der Stände. 

Die Zufammenfegung der zweiten Sammer dagegen gab Anlaß zu 
den fchlimmften Befürchtungen. Auch hier befanden ſich 49 neue Leute. 
Zwar Hatten in vielen Städten die gemäßigten „vaterländifchen und 
fonjtitutionellen Vereine” gegenüber den „Bolfsvereinen“ den Wahlſieg 
errungen, aber doch hatten fajt alle die Berjönlichkeiten, Die in den 
jtürmifchen Zeiten des Wölferfrühlingd von 1848 als die gefeiertiten 
aufgezählt wurden, ſich Sit und Stimme in der neufonftruirten Stände: 
Berfammlung erfämpft. Göttingen entfandte den Mann „des geflügelten 
aber nicht gezügelten Fortſchritts“, Dr. Elliffen, Northeim feinen Matador 
der Bolfsverfammlungen, den Schuhmachermeifter Riehl, Emden den 
Stadtiyndifus Dr. Bueren; die, Stadt Hildesheim hatte durch die Wahl 
Weinhagen's „eben fo jehr ihre politische Reife, als ihr fittliches Gefühl 
für Ehre dargelegt”. Endlich waren die Deputierten für Stade und 
Dubderftadt, Dr. Freudentheil und Freiherr von Reden, aus Frankfurt 
berbeigeeilt, um für die Grundrechte zu jtreiten. 

Hier Hatten fich die Dinge indefjen in der verhängnisvolliten Weife 
zugejpigt. Schon bei der erjten Leſung des Reichsverfaſſungs-Geſetzes 





*) Bodemeyer, a, a. D., ©. 150. 
**) Oppermann, a. a. D,, ©. 170. 
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war es in der National-:Berfammlung zu ernſten Meinungs-Verfchieden: 
beiten gefommen. Man verhehlte ſich nicht, daß Jich dem Eintritt Dejter: _ 
reichs in den demnächitigen Bundesſtaat faft unüberwindliche Schwierig- 
feiten entgegenjtellten. Dennoch gelangten „durch eine übel berechnete 
Intrigue der preußifch Gejinnten“ *) am 26. Dftober die drei erjten Para- 
graphen des Abjchnitts I. „vom Reiche“ **) mit großer Majorität zur 
Annahme 3 fragte ſich nun, wie jich die beiden deutjchen Großmächte, 
die jich noch nicht einmal zu dem urfprünglichen Siebzehner-Entwurf ge— 
äußert Hatten, zu dem Bejchlufje jtellen würden. Gagern ging am 
23. November nach Berlin, um für den Austritt Defterreichd aus Deutjch- 
land zu plädieren. Zugleich deutete er an, daß aus der Subkommiſſion 
des Berfafjungs-Ausjchuffes das Kapitel vom Reichs-Oberhaupte bereits 
mit einem Paragraphen hervorgegangen fei, in dem der König von 
Preußen als deutjcher Erbfaifer benannt wäre. ber diefe Lockung ver: 
fing nicht. Friedrich Wilhelm erklärte, er fühle nicht den Beruf zum 
deutſchen Kaiſer, er fei auch nicht Friedrich II. Zudem würden die 
größeren Bundesstaaten nimmermehr freiwillig zuftummen und Ufurpator 
möge er nicht fein. Imdigniert meldete er feinem Freunde Bunfen die 
Ablehnung „eines folchen imaginären Neifes, aus Dreck und Letten ge- 
baden“. Der fragliche Paragraph wurde daher vorläufig wieder ge 
jtrichen. Auch das neue Minifterium „der rettenden That” war weit 
entfernt, fi) auf irgend welche Verabredungen einzulafjen, „ohne vorher 
zu wiffen, ob man mit Defterreich gehen kann oder ohne dasjelbe gehen 
muß.“ „Sch bin der Meinung“, fjchreibt Graf Bülow ***), „daß es 


*) Sächſ. Geheimrat von Noftig-Jänkendorf an Wangenheim d. d. 17, De: 
zember 1848, 

**) 8 1, Das deutfche Reich befteht aus dem Gebiete des bisherigen beutjchen 
Bundes. Die Feitfegung der Verhältniffe des Herzogtums Schleöwig-Holftein bleibt 
vorbehalten, 

8 2. Hat ein deutiches Land mit einem nicht deutichen Lande dasſelbe Staatd» 
Oberhaupt, fo ſoll das deutſche Land eine von dem nichtdeutſchen Lande getrennte 
eigene Berfaffung, Regierung und Verwaltung haben. In die Regierung und Ber- 
waltung de3 deutjchen Landes dürfen nur deutſche Staatsbürger berufen werben. 
Die Reichdverfaffung und Reichsgeſetzgebung hat in einem folhen Lande diejelbe 
verbindliche Kraft, wie in den übrigen deutjchen Ländern. 

8 3. Hat ein beutfches Land mit einem nichtdeutichen Lande basjelbe Staats- 
Oberhaupt, jo muß dieſes entweder 'in feinem beutjchen Lande refidieren, oder es 
muß auf verfafjungsmäßigem Wege in demjelben eine Regentſchaft niedergeſetzt 
werben, zu welcher nur Deutſche berufen werden dürfen. 

**) Graf Bülow an Wangenheim d. d. 12. Dezember 1848. 
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eine jämmerliche Einheit Deutjchlands fein würde, die mit der Aus— 
ichliegung Oeſterreichs anfinge. Wäre legtere unvermeidlich, fo würde ic) 
dies als eine traurige Notwendigfeit acceptieren, niemals aber es wünſchen 
fünnen.” Prinz Karl wurde nad) Wien entfandt, um den guten Willen 
einer Verftändigung auszufprechen, und die dortigen Abfichten zu er- 
forjchen. 

Die Franffurter dagegen betrachteten Deiterreich, da es nicht im ihr 
Ideal pahte, „vorläufig als nicht eriftierend“, und vergaßen dabei, „daß 
es die Mittel hat, mit feiner Realität zwifchen fie und ihr geliebtes Ideal 
zu treten.“ Der Reichs-Kommiſſar Welder und Oberſt Mosle, „die ge 
ſchminkte Eitelfeit in deutjchtümlicher Garnitur“ waren daher in Wien 
nicht glücklicher als Gagern in Berlin. Man gab ihnen zu verftchen, 
daß es Dejterreich zumächjt lediglich darum zu thun fei, bei fich zu Haufe 
Ordnung zu jchaffen, dann werde man mit dem Parlamente jchon fertig 
werden. Am 27. November trat jodann das neue Ministerium Schwarzen: 
berg-Stadion mit dem merbwürdigen Programm vor den Reichstag von 
stremfier, worin es verficherte, daß es „die konjtitutionelle Monarchie 
anfrichtig und ohne Rüdhalt wolle“. Alle Völker Oeſterreichs jollten zu 
einem einheitlichen Geſamt-Staate verjchmolzen und defjen Beziehungen 
zu Deutjchland erjt dann ftaatlich geordnet werden, „wenn beide Staaten- 
Komplere zu neuen und feiten Formen gelangt jeien“. 

Bei diefer Sachlage war der hannoverjchen Politif dev Gang, den 
fie zu gehen Hatte, Klar vorgejchrieben. Bor allen Dingen mußten erft 
Preußen und Dejterreich ins reine fommen, wie fie gegen das übrige 
Deutjchland jtanden, „ehe die Vereinbarungs-Frage auf den weiteren 
Kreis der Fleineren deutfchen Staaten ausgedehnt werden fan.“ Dann 
aber waren dieje auch berechtigt, „nad, Maßgabe der zwijchen den beiden 
Großmächten eingetretenen Verftändigung eine offene Darlegung der 
Bafis zu erwarten, auf welche Hin das Einigungswerf möglich ift!"*) 
„Möge cin guädiger Gott im Himmel,“ fügte Wangenheim Hinzu,“ „ein 
Füllhorn von Berftändigfeit und Vernunft, mit einiger Kraft verbunden, 
über Oeſterreich ausjchütten, um feine richtige Stellung in Deutjchland, 
nicht aber neben Deutjchland zu finden!“. 

In Franffurt dagegen war Gagern, der durch Stocdmar unter dem 
Einfluffe Bunfens, ſowie diefer umter dem Lord Palmerſtons ftand**), 

*) Bangenheim an Graf Billow d. d. 16, Dezember 1848, 


*) Um 17. Januar fchreibt Detmold an Stüve: „Hinter Bunfen fteht, wie 
ſchon öfter, Palmerſton ſelbſt, der auf das leidenſchaftlichſte gegen Defterreich erbittert 
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troß der in Berlin erhaltenen Abweifung fortwährend bemüht, das Preu— 
Bijche Erbfaifertum durchzujegen, und die unbegreifliche Haltung Camp: 
hauſens, der bei einer Konferenz der Bevollmächtigten bei der Gentral- 
Gewalt am 23. Dezember jchon offen erflärte, „die preußifche Politik 
habe ihr Zentrum nicht in Berlin, fondern hier“ *), brachte ihn zu dem 
Glauben, daß der König die ihm gebotene Kaijerfrone doch nicht aus- 
ichlagen würde. Sein Erftes war, Schmerling und die übrigen Dejter: 
reicher durch eine niedrige Intrigue aus dem Reichsminiſterium zu ver: 
drängen. Diefer hatte in der National-VBerfammlung den Antrag geftellt, 
ihm die Ermächtigung zu erteilen, auf Grund des Kremfierer Programms 
mit Dejterreich zu verhandeln, und fajt alle Fraktionen hatten ſich damit 
einverjtanden erflärt. „Das machte die unitarische Partei blind und 
dumm." Sie glaubte, fie brauche nur zuzugreifen, und wenn anjftatt 
Schmerlings, „auf den die deutjche Zeitung wie auf den ärgſten Schurfen 
ſchimpfte“, Gagern mit der Führung der Verhandlungen beauftragt würde; 
jo wären fie troßdem der Majorität ficher. Dann konnten fie Ofterreich 
völlig aus Deutjchland heraustreiben und Preußen die Kaiferwürde über- 
tragen. Allein diesmal glüdte der „fühne Griff“ nicht. Zwar lieh ſich 
Schmerling hauptjächlich durch die „Kafino- Partei” zum Rüdtritt bewegen 
und an feiner Stelle trat Gagern in das Ministerium für das Aus- 
wärtige ein, aber das wahrjcheinlich von Beſeler verfaßte Programm **), 
welches er der National-VBerfammlung vorlegte, wirkte „furchtbar zer- 
ſetzend“. Jeder begriff, daß die öfterreichifche Frage zugleich die Reichs— 
Oberhaupts-Frage involviere; denn es erklärte mit dürren Worten, daß 
„Delterreich nach den bis jet durch die National-Berfammlung gefakten 


ift.* Und am 24. Januar Wangenheim an Ujedom: „Yu rebus italicis jcheint 
nah umjeren Nachrichten aus England Lord Palmerfton eine jehr antiöfterreichiiche 
Politik und eine Proteltorat-Miene ad modum Portugal annehmen zw wollen, 
und reflektiert diefe Fdee dur Bunfen und Stodmar auch auf bie beutiche Frage, 
während Metternich wohl in England des higigen Lords Stellung mit toryiſtiſchen 
Freunden ganz auf eigene Fauft bedroht. Stodmar hat uns beide ſchon einmal 
am Narrenfeil gehabt! Sollte Germania nod einmal zur alten Hure für die 
Fremden werden, das wolle Gott nicht!!” 

*) Bürgermeifter Smidt an feinen Sohn d. d. 28. Dezember 1848. „Wäre 
jener Sag wahr, jo könnte man eben von der preußifchen Politik jagen, daß fie 
vom Stuhle gefallen fei und fich verirrt habe; denn meines Bedilnfens kann ihr 
Centrum eben nur in der Hand und dem Kopfe des Minifters und nicht in ber eines 
Bevollmächtigten liegen, deſſen Stellung an ſich fo fchief ift, wie die eines Bevollmäd- 
tigten bei der Gentral-Gewalt“, ſchreibt Wangenheim in Bezug hierauf an Graf Billow. 

*) S. dasſelbe in Oppermann, a. a. O., II. Teil unter Beilage XXVL, ©. 72. 
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Beichlüffen als in den zu errichtenden deutſchen Bundesſtaat nicht ein- 
tretend zu betrachten jei*. Derjelbe Gagern, der gegen die omindfen 
88 2 und 3 geredet hatte, nahm nun diefe als Bafis, um die Verftän- 
digung über Dejterreichs fünftige Bundespflichten und Rechte auf gefandt- 
Ihaftlihem Wege einzuleiten und zu unterhalten. „Es war politifch 
jehr Schwach gedacht, infolge der umitarischen Strömung die Dejterreicher 
zum Biegen oder Brechen nötigen, die deutjche Einheit dadurch konſti— 
tuieren zu wollen, daß man 12 Millionen Deutjche davon ausschließt“ *), 
jchreibt Ufedom. Nun wandte ſich alles, was den Erbfaifer nicht wollte, 
gegen Gagern. Die Defterreicher waren förmlich erjtarrt und die Linfe 
freute fich über die Bundesgenofjen, die ihr in folcher Weife zugetricben 
wurden. Ihr Haß gegen die Unitarier und „al die ungeheure Anti 
pathie gegen Preußen, die doc größer ift, als ich glaubte“, fam nun 
zum Durchbruch. Schon bei der Wahl eines neuen Präſidenten 
der National-Berfammlung zeigte ſich die Zerfegung der Parteien. Erſt 
beim dritten Skfrutinium, „zu dem Kranfe aus den Betten geholt wurden“, 
gelang es, die Wahl Simſons mit 233 gegen 223 Stimmen durchzufegen 
und mit nur einer Stimme Majorität wurde der Antrag, über das 
Programm einfach) zur Tagesordnung überzugehen, verworfen. Alle 
Ausschüffe aber lehnten deſſen Begutachtung ab, ſodaß man einen neuen 
wählen mußte, der faft nur aus Defterreichern und Mitgliedern der 
Linfen, — ſämtlich entichiedene Gegner der preußischen Kaiferfrone — 
beitand. Damit war das Gagernjche Programm gerichtet. **) 

Auch auf andern Gebieten juchte der „Lühne Greifer“ feine ſtaats— 
männiſche Energie zu bethätigen. Er fachte den dänifchen Hader von 
neuem an, und veranlaßte die Gentral-Gewalt, die Hannoverjche Regierung 
durch einen Special-Gefandten aufzufordern, ein Obfervationg-Corps an 
der Elbe zujammenzuziehen. Dieſe aber mußte, „um nicht wieder den 
Budel für Deutjchland abzugeben“, dem Befehle nachfommen, da Preußen 
ſich troß aller Anmahnungen paſſiv verhielt.***) 

Bei der feindjeligen Stimmung in der National:Verfammlung gegen 








*) Ufedom an Wangenheim d. d. Frankfurt, 22. Dezember 1848. 
**) Die Einzelheiten diejer Vorfälle find den Berichten Detmolds an Stüve 
d. d. 20. und 24. Dezember 1848 entnommen. 

**) „Meines bejchiebenen Dafürhaltend möchte es nunmehr vielleiht an ber 
Beit jein, daß Preußen einmal vom Nefte biffe, und dem kühnen Greifer und feinem 
vortrefflihen Kriegsminifter ein deutliches Wörtchen darüber fagte, wie ed mit dem 
dänifchen Kriege es gehalten wiſſen will, und daß es ſich alle einfeitigen hannover- 
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die Gagernſche Politik war natürlich) von einer Regelung der öfter: 
reichischen Bundespflichten auf diplomatifchem Wege nicht mehr die Rede. 
Um jo dringender wünjchte man, über die Intentionen des Wiener Kabinetts 
unterrichtet zu jein. Schmerling reifte deshalb nach Kremſier, um der 
fatjerlichen Regierung „eine Neplif auf das Gagernjche Programm zu 
extrahieren“. Diefe fam aber früher, als man erwartet hatte. Eine an 
Herrn von Menshagen, den öÖfterreichifchen Gejandten bei der freien Stadt 
Frankfurt, gerichtete Note des Fürſten Schwarzenberg vom 28. Dezember 
widerjprach auf das entjchiedenfte der Anficht Gagerns, als ob Defter: 
reich fich von dem neu zu errichtenden Bundesjtaat ausjchliegen wolle. 
Defterreich jei vielmehr noch Heute eine deutjche Bundesmacht, wie es feit 
taujend Jahren gewejen. Es würde auch, wenn das Verfaſſungswerk auf 
gedeihliche Weile zu ſtande gebracht würde, in diefem neuen Kreiſe feine 
Stellung zu behaupten wijjen. Eine gejandtjchaftliche Verbindung Deutjch- 
lands mit Dejterreich müſſe deshalb als unftatthaft zurückgewieſen werden. 
Es Habe wie alle anderen deutschen Bundesjtaaten feinen Bevollmächtigten 
bei der Gentral:Gewalt und bedürfe daher feiner diplomatischen Verbindung 
mit derjelben. Zu diefem Boten ſei Schmerling auserjehen, der Herrn 
von Gagern jagen möge, daß man gern bereit jei, ihn bei feinem ſchwie— 
rigen Werke zu unterftügen, daß man aber auch eine richtige Würdigung 
der Verhältniffe und bereitwilligeg Entgegenfommen von ihm erwarte. 
Nur auf dem Wege der Berftändigung mit den deutfchen Regierungen, 
unter denen die Ffaiferlihe den erjten Plaß einnehme, jei 
eine gedeihliche Loöſung der Frage zu erreichen. Mündlich erläuterte 
Schmerling bei feiner Nüdfehr am 5. Januar den Inhalt der Note 
dahin, daß Dejterreich an feinem heiligen Werk jo lange fejthalten müſſe, 
al3 die Unmöglichkeit, an der deutjchen Berfaffung teilzunehmen, nicht 
nachgewiejen fei. Seiner Weberzeugung nad) aber würde es im einen 
Bundesftaat nur dann eintreten fünnen, wenn zwiſchen Deutjchland und 
Dejterreich ein Unions-Berhältnis zu jtande fomme, in dem letterem Die 
oberjte Gewalt zufiele. Schließlich meinte er, man jolle vorläufig die 
Berfafjung bis auf die deutjche Oberhauptsfrage vollenden, für lehtere 
proviforifche Fürforge treffen, und Ofterreich etiwa fech® Monate Zeit 
laſſen, um ich über Annahme oder Nichtannahme derjelben auszufprechen.*) 


ſchen Eib- Demonftrationen, woburd der Sund nicht frei und ber Weg weder von 
Met nad) Saarlouis, noch von Kaliſch nad Breslau weiter wird, verbitten milſſe“ ꝛc. 
(Bangenheim an Graf Bülow d. d. 18. Dezember 1848). 

*) Jürgens, „Bur Geſchichte des deutfchen Verfaſſuungswerkes“ 2. Abteil.,I.,S, 126 ff. 
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Eine Depejche des Fürſten Schwarzenberg an die hannoverjche Re- 
gierung jtand mit diefen Aeußerungen im Einklang. Sie erflärte, daß 
der Grundja der Vereinbarung mit der Paulskirche öſterreichiſcherſeits 
fejtgehalten werden jolle.*) Dejterreich werde jedoch im Verein mit 
Preußen den Bundesfürjten VBorjchläge machen, vor allem aber Hannover, 
auf dejjen Zuftimmung ein bejonderer Wert gelegt werde. „Dazu“, jo 
lautete der unflare Schluß der Note, „jei aber der gegenwärtige Zeitpunft 
nicht geeignet, es müfje vielmehr erjt durch die ferneren Beſchlüſſe 
der Nationalverfjammlung der Boden gewonnen werden.“ 

Aus diefen Altenjtüden ergab ſich foviel, daß Defterreich durchaus 
nicht gejonnen war, auf die erjte Stelle in Deutjchland zu verzichten. 
Man mußte daher die deutjche Verfafjung jo einrichten, daß ein ge— 
mäßigteg Dejterreich eintreten fonnte. „Man durfte in Frankfurt nicht zu 
jchwarzrotgolden, in Olmüß nicht zu jchwarzgelb jein.“**) Aber freilich 
war die National-Berfammlung wenig geneigt, einen Mittelweg einzu- 
Ichlagen. Am Schlufje des Jahres Hatte fie neben den Grundrechten 
die Abjchnitte II, IV und V der Berfafjung in erjter Zejung angenommen. 
Der Reihsgemwalt war die Vertretung nach außen, die Verfügung über 
das Heenvejen und die Beichaffung der finanziellen Mittel anheimgegeben 
worden. Auch jollte im Intereſſe der jtaatlichen Ordnung das gefamte 
deutfche Land zu einem Zolle und Handelsgebiete umgejtaltet werden. 
Das oberjte Neichsgericht follte der Verfaſſung „die Bürgjchaft ewiger 
Rechtsordnungen” verleihen. War über diefe Abjchnitte eine Einigung 
mit ziemlicher Leichtigkeit erzielt worden, jo famen die Satzungen über 
den „Reichstag“ nur nach heftigen Parlamentsfämpfen zu jtande. Die Linfe 
wehrte fich mit aller Macht gegen das Zweikammerſyſtem, das jedod) 
jchließlich mit großer Mehrheit angenommen wurde. Neben dem „Staaten= 
haus“, deſſen Mitglieder aus gemeinfamer Wahl der Regierungen und 
Stände-Berfammlungen hervorgehen follten, ſchuf man ein Volfshaus, das, 
„auf dem Boden der Volksſouveränetät erwachjen“, feiner Zujammen: 
jegung nach auf freien Volfswahlen beruhte. Kaum war man darüber 
einig, jo erhob ſich ein erneuter Zwift darüber, ob dem Reichsoberhaupt 
ein „abjolutes* oder nur ein „juspenfives“ Veto zuftehen follte. Ber: 
geblich kämpfte Dahlmann für die Würde der Krone, „deren Glanz auf 
den Staat ſelbſt zurüdfalle*. Der Antrag Fallatis, wonach ein Beſchluß, 


*) Graf Bennigjen an Wangenheim d. d. 6. Januar 1849, 
**) Uſedom an Wangenheim d. d. 28. Dezember 1848, 
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der in drei unmittelbar folgenden Situngs- Perioden gefaßt war, auch 
ohne die Zuftimmung der Reichsregierung zum Geſetz werden jollte, 
erhielt die Stimmen:Mehrheit. 

Währenddem jtritt man ſich im Verfaſſungs-Ausſchuß darum herum, 
wem man die wenig beneidensiwerte Würde des Neichs-Oberhauptes ver— 
leihen wollte. Einmal famen Welder mit Dahlmann, ein anderes Mal 
Wigard mit Soiron fo furchtbar Heftig aneinander, „daß man Prügeleien 
erwarten mußte”). Mit Mühe einigte man fich endlich dahin, in den 
Entwurf zu jegen, daß fie wenigſtens einem deutjchen Fürſten übertragen 
werden jollte. 

Dennoch gab die erbfaiferliche Partei die Hoffnung nicht auf, im 
Plenum ihr Heil zu erreichen. „Man fchürte durch alle und jede, zum 
Teil unglaubliche Mittel den Enthufiasmus für den Erbfaifer. Dadurch) 
hatte man denn auch in Frankfurt eine Atmofphäre in diefer Hinficht 
zu erzeugen gewußt, die in manchen Schafen, deren hier joviele in der 
National-Berfammlung find, die nötige Drehkrankheit zur Folge haben 
wird. Ich glaube jogar, daß von unjeren hannoverjchen Hammeln mehre 
darunter leiden,“ jchreibt Detmold.**) Auch außerhalb Frankfurts juchte 
man die Bevölferungen in diefem Sinne zu bearbeiten und gegen Die 
renitenten Regierungen aufzuhegen. Hinfichtlic) Hannovers rechnete man 
auf die altpreußifchen Sympathien Djtfrieslands und auf die geringere 
Anhänglichfeit an die Dynaftie in Osnabrüd, Hildesheim xc., die man 
noch durch die Lüge von einem in London angebrachten bayriich-hannover- 
chen Protejt gegen das preußijche Raifertum zu verdächtigen fuchte.*"*) 

Die hannoverjche Regierung war jedoch feſt entjchloffen, unter allen 
Umjtänden treu zu Preußen zu ftehen. Sie war überzeugt, „daß Leber: 
einfünfte der Kleinen untereinander die Verwirrung nur Heillofer machen 
fönnen, jo lange wir nicht wifjen, was die Großen wollen, und daß 
Hannover troß aller Reminiscenzen und Antipathieen ehrlich und un: 
befangen eine offene und bundesfreundliche Politik in dieſer Lebensfrage 
von Preußen erwarten dürfe.” 7) Aber vergeblich drang fie darauf, daß 
das Berliner Kabinett mit feinen Anfichten klar Hervorträte. Vergeblich 
jehnte fie fich nach den gemeinfamen Vorjchlägen der beiden Großmächte, 
die Fürſt Schwarzenberg in Ausficht geftellt hatte. Umſonſt betonte 





*) Detmold an Stüve d. d. 29, Dezember 1848, 
*, Detmold an Stüve d. d. 1. Januar 1849, 
**) Detmolb an Stüve d. d. 17. Januar 1849, 
7) BWangenheim an Graf Bülow d. d. 29, Dezember 1849. 
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Wangenheim feinem Freunde Bülow gegenüber, wie notwendig es fei, den 
übrigen Staaten und der National-Berfammlung etwas Fertiges vor- 
zulegen — gleichviel was es jei, oder ihr wenigjtens die Frage vom 
Neich3-Oberhaupte aus der Hand zu nehmen. „Preußens Schweigen in 
diefem Augenblicke“, fchreibt er verzweiflungsvoll*), „ſowohl, was Die 
Grundrechte, als was die Vereinbarungsfrage anbetrifft, kann nur ver: 
derblich für uns alle wirken, und liefert die kleineren Staaten der Republif 
in die Hände, ohne Preußen zu nüßen“ Umſonſt wirkte der Eleine 
Detmold in demjelben Sinne in Frankfurt, wodurch er fich „auf feinen 
allerdings eminenten Höder eine Unſumme von Profeſſoren-Haß geladen 
hatte” —; von Berlin aus hüllte man ſich hartnädig in Stillfchweigen. 
Der jchwache Friedrich Wilhelm konnte offenbar gegenüber den wider: 
jtreitenden Einflüfjen, die auf ihn einftürmten, nicht zum Entjchluß fommen. ' 
Durch die Ankunft feines Vertrauten Bunfen, der am 10. Januar in 
Berlin eintraf, wurde die Lage noch mehr fompliziert. In Hannover 
betrachtete man das Erjcheinen dieſes Staatsmannes nicht ohne Beſorgnis. 
Aus feinen Neuerungen gegen Stüve gelegentlich einer Konferenz auf 
jeiner Durchreije hatte diefer den Eindrud gewonnen, daß jein Plan, — fo 
jehr er ihm auch durch einen gewaltigen Redeſchwall zu verhüllen juchte, — 
die Aufrichtung eines Preußifchen Kaiſertums war. Dan müfje mit Dejterreic) 
einen möglichjt ftarfen Defenfiv-Bund wegen der deutjchen Provinzen haben, 
fagte er, mehr aber nicht. Die Trias aber jei „der Cerberus“, der 
vor dem Eingangsthor zur deutjchen Einheit ſtehe. Ein monarchiſch— 
fonftitutioneller Bundesitaat müfje vielmehr eine homogene monarchiſch— 
fonftitutionelle Spige haben. Um feine Pläne in Berlin durchzuſetzen, 
hielt er jogar einen Wechſel im Minifterium für nötig; namentlic) 
Manteuffel gedachte er zu entfernen und vielleicht jelbjt an defjen Stelle 
zu treten.**) 

Indeffen wurde die Spannung, mit welcher man den Berlin-Olmüßer 
Entjchlüffen entgegenfah, immer größer, „weil auch die Gefahr für 
Erhaltung der Ordnung und friedlichen Entwidelung immer größer ward“. 
Um der peinlichen Ungewißheit ein Ende zu machen, erließ der alte 
Ernſt Auguft endlid) „in feiner Weiſe“ ein eigenhändiges Schreiben nach 
Potsdam, das „gewiß von richtiger Erkenntnis der Sachlage zeugte“***) 





*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 20. Januar 1849, Depeihe bed 
Grafen Knyphaufen d. d. 13, Januar 1849, 
*) Stüve an Graf Bennigjen d. d. 10. Januar 1849, 
**) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 20. Januar 1849. 
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und in der That zur Befchleunigung der dortigen Entjchliegungen beitrug. 
Denn wenige Tage nachher veröffentlichte der preußiiche Staats-Anzeiger die 
befannte Cirkular-Depefche vom 23. Januar an die deutjchen Regierungen 
— bie erjte offizielle Kundgebung, die in der VBerfafjungs-Angelegenheit von 
dem Berliner Kabinett erfolgte. Der Zinn des etwas langen Aftenjtüces 
läßt fich dahin zufammenfafjen, daß die preußifche Negierung eine Ver— 
ftändigung mit der National- Verfammlung fuchte, und deshalb das 
Prinzip der Vereinbarung mit den übrigen Staaten, „das wir prinzipiell 
eben nicht aufgeben können“, nicht auf die Spige treiben wollte.*) 
In einer „etwas gewundenen Sprache, aber doch für jeden, der lejen 
kann, klar genug,” jagte die Depejche, „daß Defterreich an der engeren 
Vereinigung, welche für das übrige Deutjchland Bedürfnis iſt“, nicht 
wirde teilnehmen fünnen. Ihm jollte, wie dem deutjchen Gebiet der 
Niederlande und Dänemarks, die ihm gebührende Stellung angewiejen 
werden, während die übrigen deutjchen Staaten fich „zu einem engeren ' 
Berein, zu einem Bundesjtaat innerhalb des Bundes“ zufammenschlöfjen. 
Darin wollte Preußen diejenige Stellung behaupten, die feiner Macht 
angemefjen war, „aljo gewiß eine vorwiegende, aber feine ausſchließlich 
leitende“. Diejes Ziel hoffte die preußifche Regierung mit Hilfe der erb- 
faijerlichen Partei in Frankfurt und der günftigen Stimmung der Nation 
zu erreichen. Die Aufrichtung einer neuen deutjchen Kaiſerwürde aber 
hielt fie nicht für notwendig. Sie meinte vielmehr: „es dürfte wohl eine 
andere Form gefunden werden, unter welcher ohne Aufopferung eines 
wejentlichen Bedürfnifjes das dringende und höchit gerechtfertigte Ver: 
langen des deutjchen Volkes nach einer wahrhaften Einigung und Fräftigen 
Sejamt-Entwidelung volljtändig befriedigt werden könnte.“ Merkwürdiger- 
weije überließ jie e8 aber den übrigen Regierungen, dieſe Form zu finden, 
in einem Moment, wo die Frage „was will Preußen?“ für alle von 
der höchſten Wichtigkeit war. Es ward ihnen anheim gegeben, vor 
der zweiten Beratung der Teile der Berfafjung, welche die Titel „das 
Reich und die Neichsgewalt”, „der Reichstag“, „das Neich3- Oberhaupt“, 
„Der Reichsrat“ führten, „dem Reichsminiſterium Erklärungen über den 
Inhalt zur Erwägung übergeben zu wollen.“ 

Der Eindrud der Cirkular-Depeſche war ein geteilter. Sie be 
friedigte eigentlich Feine Partei. Die Partikulariſten und Dejterreicher 
bezeichneten fie nicht unzutreffend als „einen unfühnen Griff nach dem 


*) Abelen in Berlin an Abelen in Hannover d. d. 29. Januar 1849. 
Hafiell, W. v. Das Königreich Hannover. Bd. II. 2 
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deutfchen Kaifertum“. Die hannoverfchen Staatsmänner aber „konnten 
die hohlen Phrafen derfelben ebenfowenig recht verdauen, als die Zimper— 
lichkeit, womit die Vereinbarung in der Note angegriffen und die Perfidie, 
womit das Odium der abweichenden eventuellen Bemerkungen und Bor- 
ichläge den übrigen Regierungen, von denen fie ausgehen, in die Schuhe 
geichoben werden joll.*)" Sie glaubten darin die Hand Camphauſens 
und Bunſens zu erfennen, die ihrerjeit8 unter dem Eindrud des Beichlufjes 
der National-Verfammlung vom 19. Januar gehandelt hätten, und waren 
überzeugt, daß die Note von „wejentlich anderen Gefichtspunften“ diftiert 
gewejen fein würde, wenn man die überrajchende Abjtimmung vom 
23. Januar in Berlin jchon gefannt hätte.**) Am meiften aber befremdete 
es die Minifter, daß Preußen feinen Bundesgenofjen feine eigene pofitive 
Meinung, fein Programm vorzulegen hatte. Dennoch waren ſie einftimmig 
der Anficht, „daß jest, wo Preußen einmal geredet, daran angefnüpft und 
* fortgebaut werden müſſe.“ Stüve verfaßte daher eine Denkichrift, wie das 
Einigungswerf am bejten weiter anzugreifen jei, „die wieder einen neuen 
Beleg für feinen praktischen Blid und jein Organifationstalent abgiebt, 
dem gegenüber ich mic fajt fchäme, den Mund aufzuthun“, jchreibt 
Wangenheim.***) Er riet, zunächit ein proviſoriſches Staatenhaus ein- 
zuberufen, um gemeinschaftlich mit der National-Verfammlung das Ver— 
faffungswerf zuftande zu bringen. Und zwar jollte dies in der Weije 
geichehen, daß die provijorische Gentralgewalt ſich mit den Regierungen 
darüber verftändigte und die desfalljigen Anträge dem Staatenhaufe 
vorlegte. Wäre dieſes damit einverftanden, jo würde die National-Ber- 
fammlung nach feiner Anficht ihre Zuftimmung faum mehr verweigern 
fünnen. Um die Verfafjung jodann ins Leben zu rufen, jchien es ihm 
am beiten, die jowohl mit dem Staatenbund, wie mit dem Bundesjtaat 
vereinbarlichen Teile vorwegzunehmen und die Fritiichen Punkte möglichit 
ans Ende zu fchieben. Dahin rechnete er hauptjächlich die Frage vom 
Neichs - Oberhaupte und Neichsrat, jowie Die definitive Negelung ber 
National-Berfammlung jelbjt, weil „die unglüdliche Idee des allgemeinen 


*) Wangenheim an Geh. Rat von Noſtitz-Jaenkendorf d. d. 15. Fe 
bruar 1849, 

*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 28. Januar 1849. Am 19. Januar 
wurde der Vorſchlag, ein einheitliches fürftlihes Oberhaupt zu ernennen, an- 
genommen, am 23, aber die Erblichkeit und Lebenslänglichleit abgelehnt. Nur 74 
nicht preußifche, meift norddeutſche Stimmen ftimmten dafür. 

+) Wangenheim an Graf Bennigjen d. d. 3. Februar 1849, 
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Stimmrechte mit jedem Tage mehr verlieren muß und man am Schlufje 
des Ganzen weit bejjer davon kommt.“ 

Mit diefen Vorſchlägen wurde Wangenheim am 4. Februar nad) 
Berlin entjandt. Er fehrte aber fchon am 7. abends mit der Antwort 
zurüd, daß man dort gegen die Berufung eines proviforischen Staaten- 
haufes „wegen Defterreich® Abneigung und des Dranges der Frankfurter 
nad) einem Definitivum” Bedenken habe.*) 

So lagen die Dinge, als die neue hannoverſche Ständeverfammlung 
zufammentrat. Ihrer harrte ein reiches Arbeitspenfum. Die Regierung 
hatte in den legten Monaten zahlreiche Gejegentwürfe über die Gejchäfts- 
ordnung, über die Bildung von Schwurgerichten, über die Einrichtung 
der Landdrofteien und die Organijation der Provinziallandichaften, über 
die künftige Einrichtung der Aemter und die Gerichtsverfafliung, über Die 
Aufhebung des Jagdrechtes u. a. ausgearbeitet, deren Erledigung dringend 
erforderlich war. Am 1. Februar wurde der Landtag nach einer Firch- 
lichen Feier in der Neuftädter Kirche durch den Grafen Bennigfen mit 
einer Thronrede eröffnet. Sie ſprach von dem befonderen Stolze des 
Königs, an der Spiße eines der wenigen Staaten zu jtehen, deren Volk 
durch Gejeglichkeit und Treue nach allen Seiten Hin fich Achtung er: 
worben und dadurch den eigenen Wohljtand neu und feſt begründet habe. 
„Se. Majeftät betrachten es als eine Pflicht“, jo Heißt es ferner, „für 
die Sicherheit und Wohlfahrt Deutjchlands feine Opfer zu fcheuen, wenn 
nur die Berfafjung jo geordnet wird, daß das Land feine Laften tragen 
fann und der freien inneren Entwidelung feine verderblichen Feſſeln an— 
gelegt werden. Um jo mehr gereicht es Allerhöchitdemjelben zur Befriedigung, 
daß eben jetzt durch eine der eriten Regierungen Deutjchlandg Schritte 
geichehen find, um die drohende Gefahr eines Awiejpaltes abzumenden 
und diejenige Einigung von Fürjten und Volk herbeizuführen, ohne welche 
eine dauernde Eintracht und Sicherheit in Deutjchland unmöglich ift.“ 
Die Rede befriedigte nicht. Man war enttäufcht, daß fie über die deutjche 
stage nur Andeutungen, über das zumächit liegende Thema, die Grund- 
rechte, gar nicht3 Direftes enthielt. Nicht um eine Neubegründung der 
Verfaſſung Deutjchlands, jondern um eine Befeftigung der alten, einen 
neuen Bundestag handele es fich nach der Meinung des Minifteriums, 
jagte man. 

In der zweiten Kammer jtellte Dr. Freudentheil, ein Advokat jüdischer 


*) Wangenheim ag Graf Bülow d. d. 10. Februar 1849, 
2* 
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Abkunft aus Stade, am 3. Februar den Antrag auf Niederjegung einer 
Kommijfion zur Beantwortung der Thronrede. Mit „orientaliicher Erregt- 
heit“ legte er dar, dab es darauf anfomme, der Regierung zu zeigen, 
„wie die jegige Ständeverfammlung in der Hauptfrage* geſonnen jei. 
Ihm jefundierte Dr. Elliffen, ein Literat, „der in allen Disciplinen dur) 
die Schule gelaufen war und höchſtens die Oberfläche davon berührt, 
der Hunderterlei angefangen und nichts beendet hatte.“*) Er wünjchte, 
daß die Volfövertreter erwiderten, wie fie in den Grundrechten „die ſicherſte 
Gewähr für die Befeitigung jolcher verderblichen Feſſeln erfennten, Die 
der freien inneren Entwidelung hinderlich jein fünnten“. Reden aber, 
der wie Freudentheil fich von Frankfurt hatte beurlauben laſſen, formulierte 
weitläufige Anträge, um auch die zu erlafjende Gewerbe-Ordnung dem 
eriten ordentlichen Reichſstage vorzubehalten. Er hatte jedoch damit fein 
Süd. Die Verfammlung fühlte feine Neigung, ſich von außen her in 
diefe Dinge hineinreden zu laffen, und wies feine Vorſchläge zurüd. 
Außerdem beanjtandete der General-Syndifus feine Wahl, weil er von 
der preußischen Regierung ein Wartegeld bezöge, zu intertmiftischen Dienjten 
verpflichtet jei und ihm jomit auch obliege, jeinen Wohnfig in Preußen 
zu nehmen. Die Stimmung in der Klammer aber war ihm jo wenig 
günftig, daß er es vorzog, die Entjcheidung nicht abzuwarten, fondern 
freiwillig vefignierte und nach Frankfurt zurüdfehrte.**) 

Darüber, daß ein erbitterter Kampf um die Giltigfeit der Grund- 
rechte in den Klammern entbrennen würde, täufchte fich das Miniſterium 
nicht. Um aber nicht abermals, wie am 11. April 1848, eine Erflärung 
abzugeben, die es nachher wieder zurüdnehmen mußte, hatte es jchon am 
2. Februar den Grafen Knyphauſen in Berlin beauftragt, ſich von der 
preußifchen Regierung Auskunft über deren Auffafjung zu erbitten, da 
die Girfular-Depejhe vom 23. Januar diefe Frage nicht berührte. Die 
Ermiderung, welche am 8. erfolgte, entiprach im jeder Hinſicht der 
hannoverjchen Anjchauung. Man war „sehr dankbar“ dafür und hoffte, 
daß fie „gegen die Oppofition und auch im Frankfurt“ Helfen würde. 
Bereits am folgenden Nachmittag teilte Stüve dem Vorjigenden der 
Adreß-Kommiſſion die Note mit. Darin hieß es, die preußiſche Regierung 
habe ſich vorbehalten, in jedem einzelnen Falle zu prüfen, inwieweit 
den Bejchlüffen der deutjchen National = Berfammlung und der provi= 
jorifchen Gentralgewalt Gejetesfraft für den preußifchen Staat zu geben 


*) Staats⸗Archivar Dr. Schaumann an Wangenheim d. d. 28. Februar 1849, 
**) Oppermann a. a. O., II. Zeil, S. 172 ff. 
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jet. Auch Hinfichtlich der Grundrechte bleibe fie bei diefer Auffafjung 
jtehen und fie nehme Hiezu diejenige Kompetenz für fich in Anſpruch, 
welche natürlich jeder deutfchen Bundesregierung zuſtehe.“ 

Vergeblih Hatte der Minijter gehofft, daß die Kommiſſion durch 
jeine Mitteilung zu einer jachgemäßeren Beurteilung der Lage beivogen 
werden würde Wenn auch einzelne Mitglieder der erjten Kammer eine 
entjchiedene Abneigung gegen die Grundrechte zeigten, jo ſprachen diejenigen 
der zweiten mit um jo größerer Energie für deren unverzügliche Ein- 
führung. „Die Stände erwarten, daß Ew. Majejtät Regierung“, jo lautete es 
in der von Freudentheil beantragten Faſſung der Adrefje, „zur Zerjtreuung 
aller etwaigen, obwohl von uns für unbegründet erachteten Bedenken, 
die Grundrechte wie die Neichägejege überhaupt durch die Geſetzſammlung 
zur noch allgemeineren Kenntnis bringen und für deren örtliche Ver: 
Öffentlihung Sorge tragen werbe.“*) Che aber der Kommiſſion das 
ganze erbetene Material der diplomatischen Korreſpondenz vorgelegt war, 
entſchloß fich die Regierung zu dem fühnen Schritt, jelbit in der brennenden 
Frage vor die Stände zu treten. Man befchloß daher, die weiteren 
Beratungen jo lange auszufegen, bis ein ftändifcher Beſchluß in der 
deutjchen Angelegenheit vorliege. 

Am 10. Februar erging ein Schreiben des Geſamt-Miniſterii 
an die Stände,**) worin es feine Stellung zu den Grundrechten aus— 
führlih) und offen darlegte. Am nächſten Tage Schon verbreitete 
es die Hannoverjche Zeitung im Lande und benahm damit der Oppo— 
jitionspartei jede Hoffnung, daß die Regierung auf ihre Wünjche ein- 
zugehen bereit jei. Sie bezeichnete darin „die Maßregeln zur Einigung 
Deutjchlands und zur Erreichung einer Vertretung des Volkes beim 
Bunde in verfaffungsmäßigem Wege” als Hauptrichtichnur ihrer bis— 
herigen Thätigfeit. Sie machte darauf aufmerffam, daß nach $ 3 des 
Gejeges vom 28. Juni 1848 über die Einführung einer proviforifchen 
Gentralgewalt die Errichtung des Verfaſſungswerkes von deren Wirkſam— 
feit ausgejchloffen fe. Auf der von den Regierungen nicht anerkannten 
Annahme aber, daß die Begründung der Verfaſſung, aljo aud) der Grund- 
rechte, der National-Verfammlung ganz allein zuftehe, habe man „in einer 
jo ſchweren und verantwortlichen Sache nicht fußen können.” Bet diejer 
Unmöglichkeit für die Regierung, den Grundrechten einfeitig geltende Kraft 

*) Hannover und Deutichland, Darſtellung des Konflikts zwiſchen Regierung 


und Ständen in Betreff der deutſchen Sade. ©. 19. 
**) ©, dasjelbe in Oppermann a. a. D., II. Zeil, unter Beilage XXXI, ©. 88 ff. 
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zu verjchaffen, hätten denn auch die materiellen Bedenken doppelte Be- 
deutung gewinnen müſſen. Namentlich das Verbot der Stellvertretung‘ 
würde das Land jehr Hart treffen. Der Satz: „Die Wehrpflicht ift für 
alle gleich“, fei am fich jchon feine Wahrheit und im vollen Umfange 
niemals durchzuführen. Mit prophetiichem Geifte fagte die Regierung 
voraus, daß dadurch der Reiz zur Auswanderung in den Küftengegenden 
zu einer Kalamität gejteigert werben würde. 

Weniger begründet haben ſich die gegen die in $ 27 ftipulierte Un— 
entgeltlichteit der VBolksjchulen erhobenen Einwürfe erwiefen. Die Bejorg- 
nis, daß dieſe Einrichtung „der Schule zum Berderben gereichen, den 
Eifer der Eltern für den Unterricht ihrer Kinder vermindern und den 
Gemeinden eine Laſt auflegen würde, welche fie in feiner Weiſe — 
könnten“, hat ſich nicht beſtätigt. 

Beſonders bedenklich aber erſchien den Miniſtern „das Prinzip 
unbedingten Teilbarkeit“, wie es im $ 33 aufgeſtellt war. Es widerſprach 
ebenſoſehr den uralten Rechtsverhältniſſen des Bauernſtandes in einem 
Teile des Königreichs, als dem Intereſſe der Kultur ſelbſt. Auch die 
jetzige liberale Geſetzgebung hat dieſen Umſtänden Rechnung tragen müſſen.“) 

Daß endlich die in $ 37 ausgeſprochene Beſeitigung des Jagdrechts 
„nach Lage der Dinge eine Notwendigkeit“ war, ward nicht bejtritten. Im der 
Verfügung der: unentgeltlichen Aufhebung desjelben „ſamt den Jagd— 
dienjten, Frohnden ꝛc.“ aber jah man „einen Widerjprud) gegen den oberften 
Grundjag von der Heiligkeit des Eigenthums*". Die Regierung erklärte 
daher, daß ſie ſich nicht verpflichten könne, diefe Punfte als „unabweich- 
liche Form ihres Berfahrens anzunehmen“. 

Die Oppofitions- Partei hatte für die ftaatsrechtlichen Auseinander- 
jegungen des minifteriellen Schreibens fein Verjtändnis. Sie wollte es 
nicht gelten laſſen, „daß die Regierung bisher jich zur Publikation der 
Grundrechte auf keine Weife habe befugt erachten können“. E3 gab damals nur 
Wenige in Frankfurt, Hannover und den übrigen deutjchen Staaten, die es 
begriffen, daß es ſich im der deutjchen Frage um Gründe viel weniger 
handelte, al3 um Macht. Bor allem waren die Mitglieder der National- 
Verſammlung felbft in den ſeltſamſten Illuſionen befangen. Sie täufchten 
ſich gefliffentlich über die Zuftände in den einzelnen Ländern und blidten 
zu geringfchägig herab auf die Fleinen Fürſten und Eleineren Staaten, 





*) Es ift jedem Hofbefiger geftattet, durch Eintragung feines Bauerngutes in 
die „Höfe-Rolfe” einer demnächftigen Parzellierung vorzubeugen. 
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denen ſie gewifjermaßen eine Präjudizialfriit bis zum 19. Februar 
stellten, binnen deren jie jich über die Berfafjung erklären follten. Sie 
überjahen aber, daß eben fein größerer Staat die Reichsgewalt, viel 
weniger die ſouveräne gejeßgebende Befugnis der Paulsfirche anerfannt 
hatte. Was Wunder aljo, daß das Volk jelbjt troß aller Ereignifje der 
legten Monate noch immer an den Beruf und die Kraft der National 
Verfammlung glaubte, eine Verfaffung zu fchaffen. Mit dem Eingang 
des Minijterialichreibeng glaubten daher die Stände, daß ſich ihnen „die 
Hehrite Aufgabe ihres erjten Zufammentritt8 — der Kampf für die Frei— 
heit, Einheit und Ehre deutjcher Nation“ *) eröffnete. Ellifjen jtellte jofort 
in der Situng des 12. Februar den Antrag, das Regierungsichreiben 
wegen der Dringlichkeit der Sache auf die nächſte Tagesordnung zu 
jegen; bie Verhandlung wurden jedoch auf den 16. Februar hinaus: 
gejchoben. 

Mittlerweile war der Inhalt der öfterreichischen Note vom 4. Februar 
befannt geworden, worin das Wiener Kabinett erklärte, es werde zivar, 
joweit es jeine eigentümlichen Verhältniſſe geitatteten, in einen engeren 
Verband eintreten, aber nicht in einen Einheitsitaat. Niemals werde fich 
der Kaiſerſtaat der Gentralgewalt eines anderen Fürſten unterordnen. Er 
nehme das volle Vereinbarungs- Prinzip in Anſpruch, und werde ich 
über die Verfaſſung erflären, wenn fie fertig fe. „Der faijerlichen 
Regierung“, jo Heißt es weiter, „ſchwebt ein nad) außen fejtes und mäch— 
tiges, im Innern ftarfes und freies und doch im ſich einiges Deutjchland 
vor“. In dem großen Reiche aber jollten auf der von ihr zu ftellenden Srund- 
(age alle außerdeutfchen Länder Oeſterreichs Pla finden. Ueber diejem 
Zändercompfer jollte dann der Kaifer nicht als üjterreichifcher, ſondern 
als deutjcher Kaifer ſtehen und den Zubehör von flavifchen, italienischen 
und ungarischen Völkern beherrichen. Daß Preußen das jeinerjeits nicht 
leiden konnte, daß es mit den anderen zwei Dritteln von Deutjchland 
gleichen Anteil an der Obergewalt verlangte, ift jelbjtverjtändlih. Und, 
als nun noch am 11. Februar Herr von Brenner ald außerordentlicher 
Bevollmächtigter des Kaiferhofes in Hannover erjchien, da galt es, und 
auch in gewiffen Berliner Streifen, als eine ausgemachte Sache, daß der 
König zu Oeſterreich hinneige. Und doc Fonnte nichts faljcher fein. 
„Mit großer Genugthuung fann ich verfichern“, jchreibt Wangenheim**), 

*) Dad Minifterium Stüve und der erjte Hannoverihe Landtag von 1849, 


Heft II, ©. 131. 
*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 10. Februar 1849. 
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„daß mein allergnädigiter Herr, deſſen politischer Blick im Drange 
jchwieriger und drüdender Verhältniſſe unbefangener und jchärfer iſt, 
als wenn die Sonne des Glücks umd des Erfolges ihm lacht und er 
ji) dadurch geblendet jieht, ganz forreft die Lage der Dinge auffaßt. 
Niemals ift er weniger den öfterreichijchen Redensarten zugänglicher 
gewejen als jet, wo er es für eine Mufgabe der mittleren deutjchen 
Staaten erfennt, jo weit es irgend geht, im Frankfurter Sinne aufrichtig 
am Verfafjungswerf zu bauen, und wenn zwijchen Preußen und Dejterreich 
darüber Difficultäten ftattfinden, nad) Möglichkeit vermittelnd und aus- 
gleichend zu wirfen.“ Und da Dejterreich den einheitlichen Gentral-Staat 
nicht wollte, Preußen ihm nicht für unumgänglich nötig hielt, und cs 
den verbündeten Regierungen überlafjen hatte, Die geeignete Form zu 
finden, jo waren hierfür die Wege geebnet. Demgemäß wurden Die 
verjtedten Andeutungen Brenners über die Notwendigfeit gemeinfamen 
Handelns, die Olmützer Jdee von einem Königs-Direftorium, die Gefahr, 
welche daraus entjtehen fünnte, wenn fich die Frankfurter Verfammlung 
in dem Zwieſpalt zwijchen den beiden Großmächten die Rolle eines 
Sciedsrichterd erringe u. j. w. unter Berufung auf das Prinzip der 
freien Vereinbarung mit der National-VBerfammlung höflich zurücgewiefen. 
Bon der Antiwortönote, welche der Geſandte erhielt, aber gab das hannoverjche 
Ministerium dem preußiſchen Stabinett unverzüglich Kenntnis, und dieſes 
jprach der Regierung für ihr offenes und aufrichtiges Verfahren, ſowie 
dafür, „daß jte den Anfichten Preußens volle Gerechtigkeit widerfahren 
ließ“, ihren Dank aus.*) Eine weitere Depejche vom nächſten Tage 
- fontatierte die Mitteilung des Negierungsjchreibens vom 10. Februar. 
Sie jah darin, „wenn es dejien bedürfte, einen erneuten Beweis, daß 
die hannoverſche Regierung in dem Wunfche, zu einer wahrhaften Einigung 
Deutjchlands mitzuwirken, mit ung übereinjtimmt“, und wiederholte 
die Verficherung, daß fie „gern alle Wünjche und Vorfchläge Hannovers 
in Bezug auf die deutjche Berfaffung berüdjichtigen würde.“ * Als 
befonderes Zeichen des Vertrauens teilte jie dem hannoverſchen Minijterium 
die Inftruftion mit, welche fie Camphauſen am 16. erteilt Hatte. Es 
war gewifjermaßen die Antwort auf die öjterreichijche Note vom 4. Februar, 
und ließ erfennen, wie jehr man in Berlin dem Saiferhofe gegenüber 
zum Einlenfen bereit war. Jetzt war die preußijche Regierung mit einem 


*) Depeſche bed Preußiſchen Minifteriums des Auswärtigen an den Geſandten 
in Harnmover, Herrn von Schleinig d. d. 17. Februar 1849, 
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Male „durchdrungen von der Ueberzeugung, daß die Erhaltung des engen, 
durch Jahrhunderte befejtigten Bandes, welches Defterreich mit dem übrigen 
Teile verfettet, für beide Teile ein großes und unentbehrliches Bedürfnis 
ſei“. Sie wollte dazjelbe in feiner Weife gelodert, vielmehr gefräftigt 
und befejtigt wijjen und erwartete von dem Klaiferlichen Kabinett bejtimmte 
BVorjchläge, wie die eigentümlichen Verhältniffe des Kaijerftaats zu dem 
neu zu gründenden Bunde geregelt werden follten. Dem Beftreben, den 
deutjchen Staatenbund in einen Bundesjtaat umzugejtalten, erklärte fie 
auch ferner treu bleiben zu wollen. Bejtimmte Vorjchläge jedoch, welche 
Territorien diejem legteren angehören jollten, glaubten fie erjt dann 
formulieren zu fönnen, „wenn fejtgejtellt jein wird, welche Länder Deutjch- 
lands dem Bundesjtaat angehören wollen“. Damit war jo ziemlich 
alles, was die Eirfularnote vom 23. Januar verfündet hatte, wieder aufs 
Ungewiffe gejtellt. Selbſt Graf Bülow, der ftet3 dem Einvernehmen mit 
Dejterreih das Wort geredet hatte, jchien diefe Antwort auf die Note 
vom 4. zu milde abgefaßt. Er jchied aus dem Kabinett aus und über- 
nahm wieder das Amt des Unterſtaats-Sekretärs des Auswärtigen. An 
jeine Stelle trat Graf Arnim mit der Abficht, trog allem mit Defterreich 
Hand in Hand zu gehen.*) Die jchleunige Abreife Bunſens aus Berlin 
war ein weitere Anzeichen dafür, daß man glaubte, mit der Idee des 
Gentralftantes nicht durchdringen zu können. 

Von diefer neuen Wendung war die Stände-Berfammlung noch 
nicht unterrichtet, al3 am 16. Februar die deutsche Verfafjungs-Angelegen- 
heit zur Verhandlung fam. Im der erjten Sammer beantragte von 
Honjtedt die offene unummundene Anerkennung der Grundrechte, „der 
magna charta der deutjchen Nation, des Freiheitsbriefes für alle kom— 
menden Geſchlechter“; allein er fonnte Damit nicht durchdringen. Der 
Glaſer Thormeier (!!) machte darauf aufmerfjam, dag „das Volk un: 
gerecht jein würde, wenn es die Sache vor dem Knie abbräche”. Es 
wurde daher mit großer Majorität bejchloffen, das Regierungsichreiben 
einer Kommiſſion von fieben Mitgliedern jeder Kammer zur Prüfung 
zu übergeben. 


*) „Was bie Wahl des Grafen Arnim anbetrifft, fo urteilft Du ganz richtig, 
wenn Du annimmft, daß fie aus dem Wunſche hervorgegangen ift, fich Defterreich 
mehr zu nähern. Daß diejes Motiv vorhanden ift, bedaure ich, denn auf die Ejeleien 
der Note vom 4. Februar, auf die wir durch unfere Inſtruktion vom 16. jo milde 
geantwortet haben, hätte etwas anderes gehört.” (Graf Bülow an Wangenheim d. d. 
27, Februar 1849.) 
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Wenn es bei diefer Verhandlung noch ziemlich ruhig erging, jo 
gaben die Debatten in der zweiten Kammer an leidenjchaftlicher Erregung 
den wüfteften Scenen in der Paulskirche nicht? nach. Der größere Zeil 
der Mehrzahl wurde von den Führern der Oppofitiong-Partei, . „Die 
offenbar ihre Inftigationen von dem Frankfurter Märzverein hernahm“ *), 
förmlich terrorifiert. Die Wenigen, die ſich ein eigenes Urteil zutrauten, 
aber waren in ihrem politifchen Unverſtande fejt überzeugt, daß das 
deutjche Reich durch Kammer-Abjtimmungen und Kammer-Neden begründet 
werben könne — und unglüdlicher Weife verfügte die minifterielle Min— 
derzahl über gar feine oratorifchen Talente von einiger Bedeutung. Schon 
der erjte Nedner, Fabrikant Schäfer, bewies ein jo merfwürdiges Unge— 
hie, daß der Präfident ihm die Abkürzung feines Vortrages empfehlen 
mußte. Er machte fich lächerlich, indem er den Ausſpruch „aut Caesar 
aut nihil* als jeinen Grundſatz proflamierte, und dann Doch auf die 
Verweifung an eine Kommiffion antrug. Ihm folgte der alte Schatrat 
Lang I, der der Meinung war, daß bei der Neugeftaltung der Dinge 
in Deutjchland die Revolution nicht zu verfennen, nicht wegzuleugnen 
jei. Sollte fi) aber bei dem Volke die Ueberzeugung aufdrängen, daf; 
die Dynajtieen jenem Streben entgegen jeien, jollte das Wolf feine 
heißeſten Wünſche durch fie zerjtört jehen, jo würde Dies zu feinem 
guten Ende führen fönnen! Er beantragte daher zur Befeitigung 
aller etwaigen Zweifel die Grundrechte, ſowie die Neichsgefege überhaupt, 
durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen Kenntnis zu bringen und für 
deren örtliche Veröffentlichung Sorge zu tragen, joweit dies noch nicht 
gejchehen jein jollte! Ellifjen, Reden, Hantelmann, Freudentheil, Rumann, 
der Schuhmacher Riehl und andere unterjtügten mit phrajenreichen, auf 
den Beifall der Tribünen berechneten Reden den Antrag. Der eine 
endete jeine Apojtrophe mit den Worten Luthers: „Hier ftehe ich, ich 
fann nicht anders! Gott Helfe mir!" Ein anderer citierte das Wort: 
„Ans Baterland, ans teure, fchließ’ dich an“, und jedesmal belohnte don- 
nernder Beifall von den Galerien den Redner. Freudentheil befämpfte 
mit bochfomijchem Pathos in tiefen Baßtönen die jchnöde Camarilla, 
während er in hohem Disfant die „jervilen Seelen” abfanzelte, welche 
die Grundrechte entjtellten.**) Glliffen donnerte über „den Begriff der 
Vereinbarung über das Reichsgeſetz mit den deutſchen Regierungen.” 


*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 18, Februar 1849. 
*) Dr. Bobemann, a. a. D., ©. 160 ff. 


Stüves Rede. — Zweiter Tag der Debatte. 27 


Rumann drohte: „Die Revolution hat diesmal Halt gemacht an den 
Stufen des Thrones; nimmt fie einen neuen Anlauf, fo wird fie Die 
Stufen rajch überfpringen und die Sefjel darüber umftürzen.“ *) 

Demgegenüber Hatten die Gegner der Grundrechte einen jchiveren 
Stand. Der Abgeordnete Wilfens, der e3 wagte, zu äußern, „bei ihm, 
im Lüneburgijchen, habe man fich im Frühjahr 1848 fürmlich in über- 
ichwenglichen Freiheitsideen beraujcht. Der maßlos genofjene Revolutions- 
wein aber habe bald Kopfweh erzeugt, und dann Habe man erfannt, daß 
es nicht reiner Wein gewejen ſei, den man genofjen, fondern ein Getränf 
mit ftarfem Zuſatz von Sprit“, wurde mit Lachen und höhnifchen Zurufen 
zum Schweigen gebracht. Endlich gegen 4 Uhr nachmittags ergriff Stüve 
das Wort. Man möge nicht vergefjen, fagte er, dab es neben den 
Nationalverfammlungen auch noch Regierungen gäbe und zwar Regie: 
rungen von bedeutender Kraft, wie Oeſterreich und Preußen. Er wies 
nach, daß die Central-Gewalt feine gefeßgebende Gewalt befäße, da auch 
der Bundestag feine gehabt, und fie ihr alfo auch nicht hätte übertragen 
fünnen. Das Recht allein aus Thatjachen zu folgern, hielte er für 
unzuläffig. Die Regierung aber würde fchwach und hilflos werden, fie 
müßte hilflos werden, fie müßte willenlos dem Strome folgen, wenn fie 
auf ihr gutes Recht, bei der Neuregelung der Berhältnifje mitzufprechen, 
verzichten wolle. „Ich glaube nicht“, jo fuhr er fort, „daß die Fürſten, 
da fie erfennen, daß es dem Volfe Ernft ift mit der Sache, die Straft, 
den Frevelmut haben werden, eine Wiederheritellung des Alten zu ver: 
juchen; aber man muß fie hören, muß ihnen das Wort gönnen.“ Es 
war etwa 5 Uhr geworden, als er jeine Rede jchloß. Der Präfident ver- 
tagte daher die Sigung auf den nächiten Tag. 

Dann begann die Redejchlacht von neuem. Syndikus Lang II 
eröffnete das Gefecht, Jich bald im feinen gewohnten jchreienden Pathos 
hineinredend, mit einer anderthalbftündigen Philippika gegen das Minifterium 
Stüve. Keinen der Sätze des Negierungsfchreibens wollte er gelten 
lafjen. Der „verfafjungsmäßige* Weg, den das Minijterium inne gehalten 
haben wolle, jet eigentlich auch ein revolutionärer, denn man habe mit 
dem Ausschuß in Heidelberg, mit dem VBorparlament und dem Fünfziger- 
Ausſchuß unterhandelt. Nicht diplomatifche Noten, jondern die öffentliche 
Meinung müſſe die Richtjchnur für feine Handlungsweife bilden, jagte 





*) Das Minifterium Stüve und der erfte hannoverjche Landtag von 1849. 
Heft II, S. 135 ff. 
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er. „Die öffentliche Meinung aber bittet Sie im Gefühle Ihrer Unver- 
feglichkeit; fie Hätte vielleicht befehlen fünnen. Nimmer fönnen Sie den 
Sieg erlangen, ohne den Glauben an Frankfurt wanfend zu machen, den 
legten politischen Glauben, an welchem man vielleicht in Deutjchland noch 
feſthält. Ich wünſche dringend“, fo jchloß er, „erhalten Sie fich dem 
Baterlande, aber ich bitte Gott, daß er das Recht Deutjchlands und die 
Ehre Hannovers jchügel” 

Stüves Entgegmung war jcharf und treffend. Der Vortrag Langs 
habe gezeigt, wie ſchwer es jei, zu einer völlig klaren Anficht zu gelangen, 
und wie notwendig Daher eine Kommiljion fei, da jelbit ein Mann wie 
Lang, dem es nicht an Kenntniß, Scharffinn und gutem Willen fehle, in 
die Lage gekommen jei, die Kammer faljch zu berichten. Die übrigen 
Reden waren von feiner Bedeutung. Nur als der alte Yang in pathe- 
tiichem Tone rief: „ES fommt alles darauf an, die Kräfte, welche Franf- 
furt noch hat, zu jtärfen, wenn nicht die Einheit Deutjchlands zu Grunde 
gehen joll“, da machte fich die zornige Erregung Stüves in den Worten 
Luft: „Man ſpricht noch immer in einer Weife von Frankfurt, als erwarte 
man von dort das Heil für unfere Zukunft. Frankfurt hat allerdings 
zu einer gewiffen Zeit die Macht gehabt, allein diefe Macht hat es ver- 
foren, jeit der Zwiejpalt dort feit dem Ende des vorigen Jahres ein- 
getreten ift. Man hat dort Beichlüffe gefaht, die wahrlich zu bedauern 
jind. Seit Jahrhunderten zieht fich eine Spaltung fort zwiſchen dem 
Norden und Süden Deutjchlands, die fich bald auf dieje, bald auf jene 
Weiſe in der Gefchichte zu erfennen giebt. Diefe Spaltung hat man 
wieder aufgeriſſen. Ich glaube, für Frankfurt giebt e8 nur einen Weg; 
diefer Weg bejteht in der Verftändigung mit den Großmächten. Leider 
erfennt die Partei, welche bisher das größte Anjehen in Frankfurt gehabt 
hat, diefen Weg nicht an. Vielleicht nimmt Preußen die Kaiferfrone an, 
allein was wird die Folge fein? Neuer Zwiejpalt, auch Bayern wird 
fic) damit nicht einverftanden erklären. Unter dieſen Umftänden 
thut man wohl, Frankfurt nicht zu ftärfen. Daß die öffentliche 
Meinung im Lande fich in dem Maße, wie es hervorgehoben wird, für 
die Grundrechte ausipricht, glaube ich nicht. Indeſſen kommt es auch 
darauf nicht an. Die Regierung muß nach ihrer Ueberzeugung handeln.“ 

Allein die Oppoſitions-Partei war für Bernunftgründe nicht mehr 
zugänglich. Cie wollte nicht einfehen, daß die National-VBerfammlung 
durchaus nicht die Macht beſaß, die Regierungen zur Anerkennung ihrer 
Autorität zu zwingen, — und daß ein Kammer-Botum fie nicht ſtärken 
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fonnte. Bergeblich ſprach der Ober-Appellationg-Rat Windthorjt, der in 
diefer Seſſion feine lange parlamentarische Laufbahn begann, für die 
Niederjegung einer Kommiſſion, der das erforderliche Aften-Material vor- 
gelegt werden müſſe. Vergeblich trat der Minister Lehzen für feinen 
Kollegen ein. Nachdem noch der Djtfriefe Bueren „zum unerjchütterlichen 
Ausharren in dem Glauben an die Grundrechte, zu dem Gelöbnis, fie, 
wenn nötig, mit unjerm Blute zu bejiegeln“, ermahnt hatte, wurde der 
Langſche Antrag mit ungeheurer Majorität von 53 gegen 26 Stimmen 
zum Beichluß erhoben. Die beiden Langs, Elliffen und Freudentheil 
wurden beim Heraustreten aus dem Ständehaufe von den dichten Volks: 
gruppen, die während der beiden Tage der Debatte fich im Hofe ange- 
jammelt Hatten, mit Lebehochs begrüßt, und abends brachten die vater: 
ländiichen Vereine dem Antragjteller ein Ständchen. 

Die Minifter traten gleich nad) der Sigung zu einer Beratung 
zufammen. Daß fie mit einer Kammer, zu deren entjchiedener Mehrheit 
jte in grundfäglichem Widerfprud) ftanden, nicht weiter regieren fonnten, 
war ebenjo ar, wie, daß durch eine Auflöfung die Yage nicht gebejjert 
werden würde Ein Nachgeben gegen die Wünjche der Mehrheit, das 
dieje vielleicht erwartete, aber war ausgejchloffen. „Gegen feine Ueber: 
zeugung gehorchen, ſich felbit verneinen“, ſagte Stüve, „fann man, um 
jich einem höhern Prinzip, der Weisheit des Geſetzes, unterzuordnen. 
Gegen jeine Weberzeugung regieren kann man nicht.“ *) 

So blieb denn nichts übrig, ald der Rücktritt. Am 18. überreichten 
die Minifter dem Könige ihr Entlaſſungs-Geſuch, das fie am nächiten 
Tage, auf fein Verlangen mit einer ausführlichen fchriftlichen Begründung 
verjehen, wiederholten. Der alte Ernſt Nuguft konnte nicht umhin, Die 
Gründe für das Geſuch als richtig anerkennen. „Aber“, jo jchrieb er eigen- 
händig, „bevor ich fann Ihre Entlafjung annehmen, Ich werde erwarten 
müjjen das Schreiben der Stände, und wenn dasjelbe jo iſt, wie Sie 
glauben, es wird fein, muß ich verjuchen, ob ich kann ein Miniſterium 
finden von ehrlichen Männern, womit eine Regierung in Hannover fann 
überhaupt beftehen, was ich einjehe als jchwierig. — Ich danfe Ihnen, 
meine Herren, für Ihre bisherigen Dienſte, und kann es nicht anders 
jein, als daß Sie die Verwaltung fortführen, bis ich kann überjehen, 
welches neue Minijterium Sch kann einfegen, und erjt dann fann ich Sie 
entlafjen.“ Das war im fonftitutionellen Sinn völlig korrekt gehandelt. 


*) Hannoverſche Zeitung vom 19. Februar 1849. 
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Allein die Majorität der zweiten Kammer hatte dafür ebenjowenig Ver— 
jtändnig, wie für die Schwierigkeit der Lage. Vielleicht glaubten fie auch 
troß des Schreibens Stüves an feinen Bruder, welches das Dsnabrüder 
Volksblatt veröffentlichte,*) das Entlaffungs-Gefuch jei gar nicht ernft gemeint. 
Wenigitens, als die Minifter am Montag, den 19. Februar, in der zweiten 
Kammer erjchienen und die Erklärung abgaben, daß fie ihren Rücktritt 
erbeten hätten, wollte diefe fich nicht einmal dazu verjtehen, die deutjche 
Sache bis zur Beendigung der Kriſis von der Tagesordnung abzufegen. 
Der Beichluß vom 17. wurde vielmehr mit der gefteigerten Majorität 
von 56 gegen 18 Stimmen wiederholt. 

Die einzige Hoffnung, das Miniftertum im Amte zu erhalten, be- 
ruhte alfo darauf, daß die erjte Kammer Intelligenz und Willenskraft 
genug beſaß, um fich dem Bejchluffe der zweiten nicht anzujchliegen oder 
ihn wenigjtens zu modifizieren. Und dazu war einige, wenngleich nur 
jchwache, Ausficht vorhanden. Alle Nachrichten aus Frankfurt bejtätigten, 
dag Stüve die dortige Lage durchaus nicht zu düſter gejchildert Hatte, 
„Bon allen Seiten arbeitete man daran, das Chaos noch chaotiſcher zu 
machen.“ Die beiden Hauptparteien, jet gejchieden durch die Ober— 
hauptsfrage: Weidenbujch (Erbfaiferlih) und Maienluft Bundesstaat mit 
Dejterreich) waren jede ſtark genug, um die andere zu paralyfieren. Nun 
warb jede von ihnen um den Zutritt der Linken, die ebenfalls zu ſchwach 
war, um ihre Gedanken durchzufegen, ſich alſo dahin warf, wo es galt, 
die regierende Partei zu verjtärfen. Die befonnenen Führer der Erb- 
faiferlichen fingen zwar angejichtS der preußischen Note vom 16. Februar 
an, einzufehen, daß fie mit ihrer Idee des Gentral-Staats nicht würden 
durchdringen fünnen. Aber fie hatten Mächte heraufbeſchworen, Elemente 
zu Bundesgenofjen aufgerufen, deren fie nicht plößlich Herr werden 
fonnten. Aus jolchen Schichten hörte man fchon davon reden, daß, wenn 
die beiden 88 2 und 3 in dem Abjchnitte „vom Neiche” in zweiter Leſung 
abgelehnt würden, man ein Gegenparlament nach Bremen oder Kaſſel 
berufen müſſe. Die Linfe aber warf fi) mit aller Energie auf das 
demofratijche Wahlgefeg und feste e8 im Verein mit den „Großdeutſchen“, 
welche Zeit gewinnen wollten, durch, daß deſſen Beratung zunächſt auf 
die Tagesordnung gejegt wurde. Kam es aber vor Erledigung der 


* Um 18. Februar fhrieb Stüve an feinen Bruder, nad feiner Meinung 
ftehe das Ende des Minifteriums unwiderruflich feſt. (Dsnabrüder Volksblatt 
Nr, 184, Ertrabeilage.) 
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Hauptfrage zu deſſen zweiter Leſung, jo war es ficher, daß fie im Sinne 
der erjten ausfiel, und „dann müßten die Regierungen zugreifen, ſonſt 
it die ganze Zukunft verloren“ *). 

In Hannover hatte man natürlich von diefen Zuftänden nur eine 
undolljtändige Kenntnis. Aber die Stände hätten fich aus der Kolleftiv- 
Note, welche die Hannoverfche Zeitung am 28. Februar veröffentlichte, 
darüber belehren fünnen, wie es mit der legislativen Gewalt der National- 
Verſammlung in Wirklichkeit beftellt war. Mehr wie dreikig verjchiedene 
Punfte, allein in den beiden erjten Abjchnitten des Reichsverfaffungsgejeßes, 
die er bei der zweiten Lefung abgeändert zu fehen wünfchte, machte 
Camphauſen im Berein mit den Bevollmächtigten von 21 kleineren Staaten 
nambaft. Daß Hannover in diefer Lage feine Sonderjtellung neben 
Preußen einnehmen fonnte, lag auf der Hand. Am 7. März gab daher 
der Bevollmächtigte bei der Gentral-Gewalt eine Erklärung ab, worin er 
den Beitritt Hannovers zu der Kolleftiv-Note ausdrüdlich ausfprach und 
die Notwendigkeit einer weiteren Verjtändigung auch über den Inhalt 
der Grundrechte hervorhob. 

Die zweite Kammer war indefjen von ihrem Erfolge vollitändig be- 
raujcht. Die hannoverjchen Abgeordneten in Frankfurt fprachen in einem 
ihwungvollen Schreiben der Majorität ihre Anerkennung aus, „Durch 
ihr DVerdienft, durch den Glanz einer patriotischen That, mitten unter 
den allerorten wieder auftauchenden Beltrebungen und Hoffnungen des 
Partifularismus die große Sache der deutjchen Einheit wieder gejtärft 
und unjere Aufgabe ihrer glüdlichen Löſung näher gebracht zu haben“. 
Die Württembergifche zweite Kammer bejchloß einjtimmig, „zur Kräftigung 
des Bewußtſeins deutjcher Einheit und Einigkeit und zum Merkmal ge- 
meinjchaftlichen Handelns ihre volle Sympathie zu Protokoll zu erklären“, 
und aus der Baterjtadt der beiden Langs richtete der Volfsverein eine 
Adrefje an die „hohen Vertreter des deutjchen hannoverſchen Volkes“, 
worin jie ihnen „aus voller Seele“ den „Dank für unfer teures deutjches 
Baterland, fürs deutiche Parlament und für die Gentralgewalt“ ausſprach. 

Die erite Kammer befaß nicht die politiihe Einficht ihrer Vor— 
gängerin. Was Wunder, daß fie gleichfalls von der allgemeinen Be— 
geifterung mit fortgerifjen wurde. Nach längeren Beratungen erflärte 
jie fi) mit dem Beichluffe, „welchen zweite Kammer zu modifizieren fich 
nicht hat verjtehen fünnen und wollen“, infofern einverjtanden, al® „auch 


*) Detmold an Stüve d. d. 28, Februar 1849, 


32 Die erfte Kammer ftimmt dem Beichluß der zweiten zu. 


fie die fofortige Publikation der Grundrechte für unerläßlich hält“. 
Demgemäß wurde der Antrag, die Regierung zu deren unvderzüglicher 
Veröffentlichung aufzufordern, am 2. März ohne eigentliche Diskuffion 
in beiden Kammern faft einhellig angenommen. In der zweiten Kammer 
jtimmte nur Oberappellationsrat Windthorft dagegen. Und nun forderte, 
um dem Unjinn die Krone aufzujegen, Wyneken in der eriten, Lang in 
der zweiten Kammer die Abgeordneten auf, durd Erhebung von Sitzen 
dem Wunſche beizuftimmen, daß das Minifterium troß des cben ange: 
nommenen Sonferenzbejchluffes feine Stellung nicht aufgeben, jondern ſich 
dem Lande erhalten möge Weinhagen allein hatte den Mut, figen zu 
bleiben. Mit dem Kammerbeſchluß war der weitere Gang der Minijter- 
frifis gegeben. Nachdem das ftändische Schreiben am folgenden Tage, 
redigiert und am die Negierung abgejandt war, forderte der König am 
4. März durch den Kammerrat von Münchhaufen den Schagrat Yang I 
ala Antragsteller des in der zweiten Kammer angenommenen Bejchlufjes 
auf, ihm ein Programm vorzulegen „über die Prinzipien, welche ein 
neues Minifterium könnte zu Grunde legen“. Diefe Aufforderung brachte 
den alten Lang in die größte Verlegenheit. Er beriet fich mit mehreren 
jeiner politiſchen Freunde, von denen einige, wie fein Sohn und Rumanı, 
vielleicht den Ehrgeiz, aber nicht den Mut Hatten, ein neues Meinifterium 
zu bilden. Sie famen vielmehr zu dem Schluffe, daß „ein detailliertes 
Programm, defjen ftrenge Durchführung der Majorität der zweiten Sammer 
gewiß wäre, bei dem Mangel einer fejten durchgebildeten Partei in der— 
jelben faum zu erjinnen fein dürfte“. Nur die feite Ueberzeugung fprachen 
fie aus, daß „ein Minifterium, welches den offenen und ehrlichen 
Anschlu an die deutſche National-Berfammlung manifeftierte und 
bei allen vorkommenden Gelegenheiten bethätigte, daher vor allem Die 
Grundrechte publizierte und jelbjt den Schein einer Hinneigung zu den 
deutjchfeindlichen öfterreichifchen Strebungen vermiede, in allen Haupt- 
fragen von der Mehrzahl der jeigen zweiten Kammer unterjtügt werden 
würde”. Das waren im wejentlichen Phraſen, aber fein fejtes Programm: 
Herr von Münchhaufen, dem Lang diefe Erklärung fchriftlich überreichte, - 
fragte Ddiefen daher, ob eine ganz unbedingte Unterwerfung unter die 
National-Berfammlung verlangt werde. Er erzielte jedoch nur eine aus— 
weichende Antwort und die Verficherung, daß weder Lang noch feine 
‚sreunde daran gedacht hätten, ihre „edle Sache“ durch Portefeuille-Ge- 
Lüfte zu befleden. 

Daß der König nicht ohne weiteres das Wagnis unternehmen 
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mochte, mit Männern von jo unklaren politischen Anfichten die Regierung 
zu führen, fann man ihm nicht verdenfen. Er ließ alfo Lang am 
6. abends eröffnen, daß er die von ihm abgegebene Erklärung „nicht 
für genügend fubjtantiert erachte, um daraufhin zur Bildung eines 
neuen Minifterii fortzufchreiten“. Deshalb forderte er ihn auf, „nicht 
bloß die mutmaßlichen Anfichten der künftigen Majorität, fondern ein 
die Grundſätze feiner Verwaltung enthaltendes bejtimmtes Programm vor: 
zulegen: namentlich, ob nur ein Anſchluß an die National-Berfammlung 
oder unbedingte Unterwerfung unter deven Bejchlüffe beabfichtigt werde; 
eventuell, wo die mündlich) erwähnten Grenzen diefer Unterwerfung zu 
finden jein würden“. 

In jolcher Weije in die Enge getrieben, erklärte Yang, daß er jchon 
jeines hohen Alter wegen es ablehnen müffe, einen Minifterpoften an- 
zunehmen und die Berufung dazu als nicht gejchehen betrachte. Auch 
jeine politifchen Freunde ſähen fich außer jtande, ein Minifterium zu 
bilden, „jolange jie mit ihm, wie mit einem großen Teile des Landes 
es fortdauernd für das angemejjenfte hielten, daß die gegemmwärtigen 
Miniſter in ihren Stellen beharren und Hochherzig genug fein würden, 
den dringenden Wunjch der Bevölferung und das Wohl des Vaterlandes 
höher zu achten al3 das ftarre FFeithalten perjönlicher Ueberzeugungen!“ 
Sie jelbjt aber blieben bei der Meinung, daß, wenn wider Erwarten eine 
Berjtändigung über die deutiche Verfafjungsangelegenheit nicht herbeigeführt 
werden fünne, „der National-Berfammlung das lette entjcheidende Wort 
gebührt, welchem Deutjchland fich zu unterwerfen hat“. 

Die Dppofitionspartei hätte ihre politische Unmündigkeit nicht tref- 
fender dofumentieren fönnen wie Durch diefe Erklärung. Es läßt jich 
faum etwas Widerjpruchsvolleres denken, wie das Verlangen, daß das 
zurüdgetretene Minifterium fich das Programm zu eigen machen follte, 
wegen deſſen e3 zurüdgetreten war, und das jie felbjt nicht den Mut 
hatten, durchzuführen. Nur in einer Beziehung hatte die Partei recht. 
Immer deutlicher jprach fich der gejunde Sinn der Bevölferung für das 
Verbleiben der Minifter im Amte aus. Gleich bei den erften Nachrichten 
von dem Afutwerden der Krifis wurden Aufrufe im Lande verbreitet, 
jich, einem Zuge anzujchliegen, welche dem König eine Petition um Bei— 
behaltung des Kabinett3 überreichen jollte. Der 7. März wurde als der Tag 
der Ueberreichung der Bittjchrift fejtgefegt. Zur beſtimmten Stunde ſetzte ſich— 
der Zug vom Rathauſe in Bewegung. Es hatten ſich inde wegen ber 
Kürze der Zeit und wegen der drohenden Haltung der revolutionären 
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Partei nur etwa Hundert Teilnehmer eingefunden. Denn im Bolfsverein 
war zwar am Tage vorher bejchloffen, „jede Beteiligung an der Demon- 
jtration ſowohl direkt wie indireft zu vermeiden“; — aber in der Anheim— 
gabe an die „vielen, die aus Neugierde dem Aufzuge beiwohnen würden“, 
fich nicht vom Marktplage zu entfernen, ſah der Pöbel eine Aufforderung, 
ihn möglichft zu hemmen und zu ftören. ES fand fich demm auch eine 
große Volksmenge hier ein, die diejenigen Perjonen, welche auf das Rat— 
haus gingen, „mit unverfennbaren Zeichen des Mißfallens begleitete“. 
Als ſich ſodann der Zug in Bewegung jegte, ging der Plebs zu Ver— 
höhnungen und Thätlichfeiten über. Die Teilnehmer wurden als Landes: 
verräter beſchimpft und mußten jich förmlich durchichlagen. Ein gewifier 
Doftor Menjching, der jich bei den Erceffen in Bovenden bereits unan- 
genehm bemerklih gemacht hatte, that fich wieder durch ungezügelte 
Nohheit hervor. Er forderte die Umſtehenden auf, die Dammſtraße da, 
wo fie in die Leinftraße mündet, abzujperren. Infolgedeſſen fam es 
bier zu einer fürmlichen Balgerei. Diejenigen, die durch die Maſſe hin— 
durch wollten, wurden mit Aufhängen und Striden bedroht, den Grund: 
rechten und — Weinhagen ein donnerndes Hoc gebracht. Sogar der 
Ruf: „Nieder mit dem Minifterium“ erjcholl aus dem dichten Haufen 
welcher ich vor dem Palais angefammelt hatte. Erjt als eine Abteilung 
Bürgerwehr anrücdte, gelang e8, den Weg für die Deputierten frei zu 
machen *). 

Die Abgeordneten wurden vom Könige äußerſt gnädig empfangen. 
reilih auf das Verlangen, das Miniftertum dem Lande unter allen 
Umftänden zu erhalten, wie es die Bittfchrift ausſprach, Fonnte er als 
fonftitutioneller Monarch nicht eingehen. Aber er jah darin den unver: 
fälfchten Meinungsausdrud der ordnungsliebenden Mehrzahl der Be- 
völferung. Auf die Anrede des Wortführers, Advokaten Grotefend, er- 
widerte er, wie jehr es ihm freue, den Bürgern der Stadt Hannover 
feinen Dank dafür ausfprechen zu fünnen, daß fie den Krawall auf 
der Straße jo rajch gedämpft Hätten. „Hannover“, fo fuhr er fort, 
„wird von allen deutjchen Ländern beneidet, weil es das einzige ift, wo 
Drdnung und Ruhe herrſcht und Hoffentlich noch ferner herrfchen wird. 
Faſt allenthalben auferhalb Hannovers wütet die Anarchie. Stein ehr- 


*, Näheres über dieje Vorfälle fiehe in der Broſchüre: „Meine Verurteilung 
zu drei Wochen Gefängnis. Ein Beitrag zur Sulturgefchichte der Polizei”; von 
Dr. Adolf Menihing, und Dr. Bodemann a. a. D., ©. 171ff. 
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licher und rechtlicher Dann aber kann fich verpflichten, nach Grundfägen 
zu handeln, die an einem andern Orte erft noch befchlofjen werden jollen, 
und wo dasjenige, was heute als gut bejchloffen ift, vielleicht nad) zehn 
Tagen wieder verivorfen wird, jo daß man nicht weiß, wie man daran 
it. Ich kann es den Miniftern nicht verdenfen, daß fie fich dazu im 
voraus nicht haben verftehen wollen, und mich dadurch in die Verlegen: 
heit gebracht haben, in welcher ich mich jet befinde. Uebrigens gebe ich 
die Hoffnung einer befriedigenden Löſung der Frage nicht auf. Ich bin 
determiniert. Der Sinn in Hannover ijt gut, der Bauernjtand 
magnifif. Ich werde jedenfall® vor der Uebertragung des Minifterit 
an Andere mir ein Programm geben lafjen und hoffe, die Stände 
werden einjehen, daß es jo nicht geht.“ 

Die Hoffnung trog jedoh. Die Oppofition vermochte feine Per— 
jönlichkeiten aufzuftellen, die geneigt gewejen wären, die erledigten Porte— 
feuilles zu übernehmen, und das Interregnum dauerte ſchon faſt vier 
Wochen. Am 10. März jchrieb daher der König an die biöherigen 
Minifterial-Borftände, daß er unmöglich ihre Bitte um Entlajjung ge- 
währen fönne, und aus Liebe für das Land und wahrem PBatriotismus 
ihr ferneres Berbleiben im Amte fordern müſſe. Wenn nicht die voll- 
jtändige Anarchie eintreten jollte, fo durften fie fich nicht weigern, dem Rufe 
zu folgen, und gaben am 13. in einem ausführlichen Schreiben*) den 
Ständen davon Kenntnis, daß fie die Negierungspflichten wieder in vollem 
Maße auf ji) genommen hätten. Dann erflärten fie, daß „die Entwide- 
lung der Verhältnifje in Deutjchland inmitteljt einer Weife fortgefchritten 
jei, um darin die Hoffnung jchöpfen zu dürfen, es werde im gegemmärtigen 
Augenblick nicht erforderlich fein, eine Entjcheidung über Prinzipien zu 
treffen, über welche befanntlich im Lande ohnehin keineswegs eine völlig 
übereinjtimmende Anficht herrjche*. Namentlich wäre es der föniglichen 
Regierung erfreulic; gewejen zu fehen, daß jie in den Kollektiv-Noten 
vom 23. Februar und 1. März „nach jorgfältiger Prüfung“ die von 
ihr vertretenen Grundjäße wieder gefunden habe. Ebenſo jei Hinsichtlich 
der Grundrechte von mehreren Seiten ausgejprochen, „daß der Zeitraum 
zwijchen der erjten und zweiten Leſung der Verfaſſung geeignet fein 
möchte, auch Hier diejenigen Bedenken vorzutragen, welche gegen dieſelben 
gehegt werden möchten“. Damit jtünde das Rejfript in Einklang, welches 


*) ©. dasſelbe in Oppermann, a. a. D., II. Teil unter Anlagen XXXII, 
S. 9 ff. 
83* 
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fie in der Zwijchenzeit an den bisherigen Bevollmächtigten in Frankfurt 
erlaffen habe und das „zur Entfernung großer Uebel für das Land nicht 
aufgejchoben werden durfte”. Sie habe indes nur auf fünf Punkte hin- 
gewiefen, welche von der Publifation auszunehmen fein würden. Aus 
den entwidelten Thatumftänden aber möge die Stände-VBerfammlung die 
Ueberzeugung jchöpfen, „Daß im gegenwärtigen Augenblide die Durch— 
führung des angeregten Prinzipien-Streites über die geſetzgeberiſche Ge- 
walt der Nationalverfammlung gänzlich zwecklos fein würde“. Um jedoch 
dem Grundfage der Bereinbarung mit diefer treu bleiben zu können, be- 
antragte das Minifterium den Erlaß eines Gejeges, wonac „die von der 
provijorischen Gentralgewalt bis zur Begründung einer dauernden Ver— 
fafjung Deutjchlands verfündeten Bejchlüffe der Nationalverjammlung“ 
verbindliche Kraft für das Königreich haben jollten, jobald jie vom 
Könige verfündet wären. 

Ihre Hoffnung, „daß durch diefen Antrag allen billigen Wünfchen 
entjprochen und das deutjche VBerfafiungswerf am ficheriten gefördert 
werden würde“, wurde indeh bitter getäufcht. Als das Schreiben am 
14. auf der Tagesordnung der zweiten Kammer jtand, traf aus Frank— 
furt die Kunde ein, Welder habe den dringlichen Antrag geitellt, die 
Kaiferwürde erblich an Preußen zu übertragen. In fichtlicher Ergriffen- 
heit erjuchte Stüve num das „verehrliche Haus“, die Beratung bis Montag, 
den 19., auszujegen; denn bei der wejentlich veränderten Lage der Dinge 
fünne das Minijterium nicht eher einen Entſchluß faſſen, bis man wifje, 
wie Jich Frankfurt entjchieden habe. Allein, jo gerecht auch diefer Wunſch 
erichien, die Mehrzahl war mit diefer Verzögerung durchaus nicht ein= 
verjtanden. An und für ſich konnte es ihr zwar völlig gleichgültig fein, 
ob die Frage der Publifation der Grundrechte einen QTag früher oder 
jpäter zur Verhandlung kam; aber fie vermutete darin die Abjicht der 
Regierung, fich dem Urteil der Kammer zu entziehen, und wollte fich die 
Gelegenheit zu einem Strafgericht nicht entgehen lafjen. Der Stüveſche 
Vorantrag wurde daher mit großer Majorität abgelehnt. Das war ein 
unpolitifcher Schritt, allein, was folgte, war noch umpolitischer. Vergeblich 
juchten Stüve und Lehzen die Anficht der Regierung zu rechtfertigen. 
Der Augenblid jchiene ihnen nicht geeignet zur Fortjegung eines Prin- 
zipien-Kampfes, jfagten jie. Um die Grundrechte praftijch zu machen, be- 
dürfe es eben des vorgefchlagenen Geſetzes. Man habe ihnen auch den 
Rat gegeben, fie nur zu publizieren, da zwiſchen der Publikation und 
der Ausführung noch ein weiter Spielraum liege. Ihr Grundfag aber 
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jei, nichts zu verfprechen, was fie nicht halten fünnten und wollten — und 
fie glaubten, daß alle Regierungen Grund hätten, ebenfall3 zu den Grund» 
jägen der Wahrheit, Offenheit und Redlichkeit zurücdzufehren. 

Allein jtatt des Danfes für diefe offene Erklärung wurde ihnen der 
ſchnödeſte Hohn zu teil. Die Führer der Oppofition waren feft überzeugt 
gewejen, daß die Minijter, als fie die Regierung wieder übernahmen, zu— 
gleich die Verpflichtung anerkannt hätten, den Beichluß vom 3. März 
zur Ausführung zu- bringen. Elliffen und Lang griffen daher die Re— 
gierung in maßlojer Zeidenjchaftlichfeit an. Die Vorgänge der lebten 
Wochen waren ganz im Vergeſſenheit geraten. Unter dem Jubel der 
Tribünen erflärte der erjtere das Verharren der Minifter im Amte nicht 
für eine Verlegung, fondern für eine Verhöhnung des fonftitutionellen 
Prinzips. Entweder hätten fie ihre Ueberzeugung der entgegenftehenden 
der Zandesvertreter unterordnen, oder einem anderen Minijterium Plat 
machen, oder endlich die Kammer auflöfen müffen. Bei diefer Sachlage 
fonnte das Reſultat der Debatte faum zweifelhaft fein. In namentlicher 
Abjtimmung wurde der Negierungsantrag abgelehnt. Außer den Miniftern 
erklärten ich nur drei Abgeordnete, darunter Windthorft, dafür. 

Dies Ereignis rief eine gewaltige Senjation hervor. Die Majorität 
jchwelgte förmlich im Siegesbewußtjein, und glaubte mit ihren Bejchlüffen 
Deutjchlands Zukunft gerettet zu Haben. Am Abend wurden in den 
Parteiverjammlungen die nächiten Schritte beraten. Auch die Minijter 
beteiligten ich daran. Aber vergeblich juchte Stüve wenigitens die Mit: 
glieder der eriten Kammer, die im Hötel de Strelig zufammenzufommen 
pflegten, für die Vertagung der Verhandlung über das Schreiben bis 
zum Montag zu gewinnen. Er wurde von diefer, feinem eigenen Gejchöpf, 
verfafjen. Dan befchloß, in dem Erwiderungsfchreiben an die Regierung 
zu jagen, „daß fein Ministerium ſich der Majorität der Kammer erfreuen 
werde, welches dem jtändiichen Antrage vom 3. März Folge zu geben 
ſich weigere“, 

Die Unmöglichkeit, mit einer jo gefinnten Stände-Berfammlung zu 
regieren, lag auf der Hand. Ihre Auflöfung aber würde die Aufregung 
im Lande noch gejteigert, die demokratischen Vereine angefeuert haben, 
dem Volke „die ihm noch gebührenden Rechte zu verſchaffen“. Man 
entfchied fih aljo für die vorläufige Vertagung. Zur größten Ueber- 
rafhung der Berjammlung lief am 15. März, noch che die deutjche 
Frage auf der Tagesordnung ftand, und das Miktrauenspotum ange- 
bracht werden fonnte, ein Regierungsjchreiben ein, welches die Stände 
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bis zum 12. April vertagte; — „da unverkennbar die Ungewißheit über 
die in der deutjchen Verfaffungsfrage beruhenden Grundlage der gejamten 
Staatsverhältniffe die Beratung der Stände wejentlich erfchweren dürfe“.*) 

In der That waren in Frankfurt die Dinge in ein entjcheidendes 
Stadium getreten. Am 8. März legte Schmerling den Bevollmächtigten 
bei der GentralsGewalt den Plan eines aus fieben Fürſten bejtehenden 
Direktoriums vor. An defjen Spitze follte ein Reichsſtatthalter jtehen, 
welche Würde der Kaiſer von Defterreich und der König von Preußen 
abwechjelnd bekleidete. Er hoffte um fo mehr auf die Zuftimmung 
Preußens, weil der neue Minifter von Arnim in einer Cirfular-Depeiche 
den Beitritt feines Bevollmächtigten zu den Stonferenzen der übrigen 
Diplomaten in Ausficht geitellt Hatte. Camphauſen reifte num nad 
Berlin, „wohl weniger um über Dies totgeborene Projekt Inftruftionen zu 
holen, als um den Vindejchen Projekten zur Organifation der Rechten 
dort zu afjiftieren, und zu jehen, wie weit jich der imperialiftiiche Traum, 
der in Frankfurt noch fortwährend geträumt ward, noch realijteren ließ“.**) 
Hier Hatte man gefliffentlich über den Inhalt der preußiſchen Note vom 
16. Februar gerade das Gegenteil von dem verbreitet, was fie enthielt. 
Dazu jchwor Camphaufen hoch und teuer, der König würde die Kaiſer— 
frone annehmen, wenn jie ihm nur von Frankfurt aus in irgend 
annehmbarer Form geboten würde. Zugleich wurde mit wahrer Wut eine 
Vereinigung aller derer betrieben, welche den Bundesjtaat wollten. Wer 
der Weidenbufch-Bartei beitrat, mußte fich fchriftlich verpflichten, bei der 
zweiten Leſung für die SS 2 und 3 des Abjchnittes „vom Reiche“ zu 
jtimmen. Allein auf eine fichere Majorität fonnten die Erbfaiferlichen 
dennoch nicht rechnen. Die unfeligen Zuftände in Bayern, „wo ein 
charafterlojer, ewig jchwanfender König geradezu die Monarchie aufs Spiel 
jet“, ſowie die unklare Stellung Dejterreichs, trugen dazu bei, den Wirr- 
warr zu mehren, den Unſinn zu fteigern. „Sie begreifen aber auch“, 
jchreibt Detmold an Stüve***), „wie alles nach Hannover, als dem ein- 
zigen Lande fchaut (le seul pays oü il y a encore des hommes, wie 


*) Meber die Kammer-Debatten, die deutiche Frage betreffend, und die Minifter- 
Krifis vergl. Oppermann, a. a. O. II. Zeil, ©. 170—189; Dr. Bodemann, a. a. O., 
S. 144—176; „Hannover und Deutichland, Darftellung des Konflikt zwiſchen Re— 
gierung und Ständen in betreff der deutichen Sache“, von Gödeke, „Das Minifterium 
Stüve und der erfte hannoverjche Landtag von 1849, Heft II. u. ſ. w. 
*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 12. März 1849, 
**) Detmold an Stüve d. d. 9, März 1849, 
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mir der franzöfiiche Gejandte Tallenay fürzlich fagte), wo allein fich noch 
jejter Wille und entjchiedener Charakter zeigt”. 

Am 11. März erhielt man in Frankfurt zuerjt bruchjtücweife von 
dem Edift Kunde, wodurch der jugendliche Kaifer von Dejterreich den 
Reihstag von Kremſier aufgelöft und am 4. eine neue Verfaffung 
oftroyirt hatte. Ohne Nüdjiht auf Deutjchland waren darin fümtliche 
Länder’ der Monarchie zu einem unteilbaren unauflöslichen Gejamtjtaat 
zujammengefaßt; fein Wort von einer Ausnahmeftellung der deutjchen 
Gebiete der neuen fonftitutionellen Erbmonarcjie, nirgends eine Silbe von 
einer Unterordnung oder Anbequemung an die deutfche Reichsverfaſſung! 

Damit Hatte die Olmützer Regierung dem Neichsparlament den Fehde— 
handſchuh Hingeworfen. Welder, der bis dahin heftig gegen das preußiſche 
Kaijertum geeifert Hatte, verlieh diefem Eindrud Worte. Am 12. jtellte 
er zur allgemeinen Ueberrafchung den Antrag, „die gejamte deutjche Reichs: 
verfafjung, jowie fie jegt nach der erjten Lefung vorliegt, mit Berückſich— 
tigung der Wünjche der Regierungen durd) einen einzigen Geſamtbeſchluß 
anzunehmen, die erbliche Kaiferwürde dem Könige von Preußen zu über: 
tragen und Die ſämtlichen deutjchen Fürften einzuladen, großherzig und 
patriotiſch mit diefem Beichluffe übereinzuftimmen und feine Verwirk— 
hung nad Kräften zu fördern“, Mit dem warmen Zuruf: „Das 
Baterland ift in Gefahr, retten Sie das Vaterland!“ jchlo er. 

Die Rede machte auf nah und fern einen gewaltigen Eindrud. Sie 
war es, die Stüve bewog, die Ausfegung der Debatte über die Grund» 
rechte zu beantragen. Die öfterreichiichen Abgeordneten beabjichtigten 
anfangs, aus der Nationalverfammlung auszujcheiden. Allein der Inhalt 
der Note vom 9., welche am 12, abends befannt wurde, gab ihnen wieder 
Mut. Darin ging das Wiener Kabinett weit über die Schmerlingjchen 
Vorſchläge hinaus. Es forderte zwar abermals den Eintritt der Geſamt— 
Monarchie in den deutjchen Bund, aber in dem fiebenföpfigen Direktorium 
jollte Defterreich allein den Vorfig führen und in Gemeinjchaft mit 
einem Staatenhaus die gemeinfamen Interefjen beraten und pflegen“. 
Eine Deputation, welche die großdeutfche Partei nach Wien entjandt hatte, 
fam am demjelben Tage zurüd. Sie brachten die Nachricht mit, daß 
Fürſt Schwarzenberg von einem VBolfshaufe nichts, höchjtens von einem 
aus den Vertretungen der einzelnen Länder hervorgegangenen Parlamente 
etwas hätte wiſſen wollen. 

Nun jtieg die Verwirrung auf den Gipfelpunft. Schmerling, der ſich 
durch das Verhalten feiner Partei desavouiert ſah, bat um jeine Entlaffung. 
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Gagern war wegen des drohenden Wiederausbruchd des Schleswig- Hol: 
ſteiniſchen Krieges — die Dünen hatten den Waffenftillftand auf den 
26. März gekündigt? — in der fchlimmiten Situation. ingeflemmt 
zwifchen Preußen, das nicht wollte, und die Profefforen, die zum Kriege 
trieben, hoffte er, „daß das Kaifertum noch einmal Schleswig retten follte, 
und die Berliner Kammer den Krieg allenfall® als Zugabe zur Kaifer- 
frone hinnehmen würde“, Nun boten aber die Großdeutfchen alles Mög- 
liche auf, die Verwerfung des Welderfchen Antrages herbeizuführen. 
Dennoch ſtand im Verfaſſungs-Ausſchuß die Sache anfangs nicht un- 
günstig. Eine Majorität von 10 gegen 6 Stimmen erflärte fich dafür. 
Da ftellte die Linke für ihre Unterftügung jo erorbitante Bedingungen, 
daß die Weidenbujch- Partei glaubte, darauf nicht eingehen zu fünnen. 
Der Ausihup-Antrag wurde daher am 21. März mit 283 gegen 252 
Stimmen abgelehnt — ein überrafchendes Reſultat, ſelbſt für diejenigen, 
die Dagegen gejtimmt hatten. 

Am meiften enttäufcht war die erbfaiferliche Partei. Bei der herr- 
jchenden Erbitterung und der feiten Verbindung der „Direftorialen” mit 
der Linfen jchien die Löfung der Oberhaupts-Frage und der Abſchluß 
de3 Verfaffungswerfes eine Unmöglichkeit, denn auch der Hedjcherjche 
Vorichlag auf Errichtung einer Direftorial-Gewalt drang nicht durch. 
Da bot ihr der Eiſenſtuckſche Antrag auf befchleunigte zweite Leſung der 
Verfaſſung ohne Diskuffion, Ausficht „im einzelnen zu erreichen, was fie im 
großen und mit einem Schlage hatte erreichen wollen“. Nur jolche 
Berbefjerungs- Anträge follten zugelaffen werden, welche wenigſtens von 
50 Mitgliedern unterjtügt würden. Darauf baute die Weidenbufch-Partei 
ihren Plan. Gleich bei den 88 2 und 3 des Abjchnitt3 „vom Reiche“ 
beichloß fie, den Hebel anzujegen. Wurden Dieje, wie in erfter Lejung, 
angenommen, jo beabfichtigte fie, den Antrag zu jtellen, daß die 
Dejterreicher aus der Verfammlung heraus müßten. Wurden jene Para- 
graphen dagegen verworfen, fo jollte alles austreten, was den Bundes- 
jtaat wollte. Allein der Coup mißglücdte. Die Abjtimmung am 23. März 
gab vielmehr Anlaß zu einer wüften Scene. „Die Zuftände find bier 
wahrhaft entjeglich, grauenvoll und unerträglich,” jchreibt Detmold.*) 
„Es ift eine Leidenschaft und Erbitterung, die fich in taufend rohen 
Wutausbrüchen Luft macht.“ Schon am 21. war Jürgens, der nicht 
jo gejtimmt hatte, wie e8 die preußifche Partei erwartete, in öffent- 


*) Detmold an Stüve d. d. 25, März 1849. 


Die Erbfaiferlihen ftimmen für dad Wahlgejep. 41 


licher Sigung nicht bloß mit den pöbelhaftejten Schimpfworten überhäuft, 
jondern fogar mit Schlägen bedroht worden. Als nun die 88 2 und 3 
mit einer Stimme Majorität abgelehnt wurden, und die Erbfaijerlichen 
hinterher das Refultat wegen der Rechtöverwahrung der drei Weljchtiroler 
anfechten wollten, fehlte wenig; daß es zu einer Balgerei gelommen 
wäre. Die Sigung mußte aufgehoben werden. Zur Nachmittagsfigung, 
wo die Frage entjchieden werden follte, hatten jich viele Mitglieder mit 
Waffen verjehen. Es ging indeh ziemlich ruhig ab, da ſich die Pro- 
tejtierenden mittlerweile von der Unhaltbarfeit ihres Antrags überzeugt 
hatten. Gagern aber, deſſen Programm damit gefallen war, bat um 
feine Entlaffung, mußte jedoch interimiftifch im Amte bleiben, da ſich 
niemand fand, der für ihn eintreten wollte, 

Trotz dieſes zweiten Miherfolges verlor indeh die erbfaiferliche 
Partei den Mut nicht. Den Plan, in Mafje auszutreten, gab fie jedoch 
auf, weil fie der Zerfahrenheit ihrer Gegner gegenüber ihren Plan auch 
ohnedem durchzufegen hoffte. Sie wühlte und arbeitete immerfort, um 
noch Stimmen zu ſich herüber zu ziehen. Aber ohne bedeutende Kon- 
zeifionen ging es nicht ab. Am 26. gaben 80 Mitglieder den Führern 
der Linken die fchriftliche Erklärung, daß fie die Verfaſſung, wie fie be- 
ſchloſſen werde, endgiltig anerkennen, und für eine wejentliche Aenderung 
derjelben, von welcher Seite fie auch verlangt werde, nicht jtimmen 
würden. Noch denfelben Tag begann die Abjtimmung über den Reſt 
des Gejeges von neuem, und zwar mit folcher nie raftenden Eile, daß 
oft an einem Tage 30 bis 40 Paragraphen hintereinander dotiert wurden. 
Mit tötlicher Erbitterung ftanden fich die Leute gegenüber, die noch vor 
vierzehn Tagen Herzensfreunde waren. Nicht einmal Scheingründe für 
und wider wurden angeführt, nur die Stimmen fämpften gegeneinander. 
„Dies alles find Zuftände, die man erleben muß, um fie für möglich zu 
halten, die man aber doch lieber nicht erlebt und die ſelbſt erlebt zu 
haben, nicht frommen wird“.*) Die Erbfaiferlichen mußten ſich 
jogar entjchließen, für das damals als „ganz unhaltbar” angejehene 
demokratische Wahlgefeg — allgemeines Wahlrecht mit geheimer Ab- 
jtimmung — wie es aus der erjten Leſung hervorgegangen war, zu 
jtimmen. „Wir haben ihnen für die gute Ware des Wahlgeſetzes die 
faljche Münze des Erbfaifers gegeben“, ſoll Froebel zu Detmold gejagt 
haben. Sie mußten der Linken das „jujpenfive Veto“ zugejtehen, und 





*) Detmold an Stüve d. d. 25. März 1849, 
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jogar erleben, daß das abfolute Einfpruchsrecht, ſelbſt bei Verfaſſungs— 
Aenderungen, verworfen wurde. Auch) der größte Teil der Großdeutjchen 
und Dejterreicher ftimmten dafür, weil jie beabfichtigten, „die Kaiferwürde 
jo zu dotieren, daß der König von Preußen fie nicht annehme“. Alle 
übrigen SS wurden gleichjam im Sturme angenommen. Den Reichsrat da— 
gegen lehnte man gegen den Widerjpruch Bothmers und Detmolds ab, „weil 
er partifulariftiichen Intereſſen als Stüge dienen jollte“. Und dann 
wurde in der denkwürdigen Sitzung vom 27. März mit einer 
Mehrheit von vier Stimmen die Erblichfeit der Würde des Reiche: 
Oberhauptes mit dem Titel „Kaiſer der Deutjchen” durchgebradht, 
und die Saiferwahl auf die nächſte Tagesordnung gejegt. „Ein Erb: 
faijer mit vier Stimmen bejchlofjen, lächerlicher Gedanke”, jpotteten die 
Großdeutſchen. 

Die Art, wie nach dem Antrage des Ausſchuſſes die in ſo übereilter 
Weiſe perfekt gewordene Verfaſſung ins Leben treten ſollte, ſetzte dem 
ganzen Werk die Krone auf. Er ſchlug vor, ſie einfach von dem Bureau 
und den Mitgliedern unterzeichnen zu laſſen, und ſie alsdann ohne 
Patent, ohne den Reichsverweſer, ohne miniſterielle Gegenzeichnung, 
nicht einmal durch das Reichsgeſetzblatt, ohne weiteres durch die National— 
Verſammlung zu publizieren. Und jo gejchah es. Der Vorjigende erklärte: 
„Die Berfaffung müfje als von der Verſammlung verkündet angejehen 
werden.” Dann folgte die Kaiſerwahl. 290 Stimmen wurden für den 
König von Preußen abgegeben, 248 enthielten fich der Abjtimmung und 
am nächiten Tage (den 29. März) reifte eine Deputation von 32 Mit- 
gliedern, unter Führung des Präjidenten Simſon nad) Berlin ab, um 
Friedrich; Wilhelm die Kaiferfrone zu überbringen. 

Der weitere Verlauf der Dinge ift befannt. Die Deputierten wurden 
auf ihrer Hinreife nach Berlin wie Triumphatoren begrüßt. Auch in 
Hannover wurden fie am 30. von dem Vereinen und der Bevölferung 
auf das glänzendfte empfangen; — der Magijtrat freilich weigerte jich, 
an den Feſtlichkeiten teilzunehmen. Mit frohen Hoffnungen betraten jie 
am 3. April 1849 den Nitterfaal des Berliner Schlofjes, wo ſie der 
König in feierlicher Audienz empfing Daß ſie überhaupt vorgelafjen 
wurden, jchien ihnen von günjtiger Vorbedeutung. Um jo enttäufchender 
war die Antwort, die fie auf die Anrede Simjons, „daß das Vaterland 
ihn als den Schirm und Schuß feiner Einheit, Freiheit und Macht zum 
Oberhaupte des Neiches erforen habe“, erhielten. Nach dem Staats: 
anzeiger erflärte der König, es würde dem Sinne des deutfchen Volkes 
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nicht entjprechen, wern er „mit Verlegung Heiliger Rechte und Meiner 
früheren ausdrüdlichen und feierlichen Verficherungen ohne das freie 
Einverjtändnis der gefrönten Häupter, der Fürſten und der freien Städte 
Deutſchlands, eine Entjchliegung fafjen wollte, welche für ſie und für die 
von ihnen regierten deutjchen Stämme die entjcheidendften Folgen haben 
müßte“. „Des Beicheides Sinn war“, jo jchrieb er am Ofterfonntag an 
Bunjen, „man nimmt nur an und fchlägt nur aus eine Sache, die 
geboten werden fann — und Ihr da habt gar nichts zu bieten, das 
mache ich mit meinesgleichen ab; jedoch zum Abjchied die Wahrheit: Gegen 
Demofraten Helfen nur Soldaten! Adieu!“ Im ähnlichem Sinne Hatte 
er jhon am 18. März an Arndt gefchrieben. Dennoch lag der eigent- 
liche Beweggrund der Ablehnung tiefer: — es war das Mißtrauen in 
die eigene Kraft. Dem General von Sauden-Tarputjchen, der ihm riet, 
die Katjerfrone anzunehmen, die zu Preußens Ruhm und Größe führen 
müſſe, erwiderte er: „Sa, ja, das mag alles wahr jein, aber die Sache 
it ungemein ſchwierig; dazu gehört ein Held — und ich bin fein Held!“ 
„Er Habe feine Pläne des Ehrgeizes“, jagte er, „er wolle nicht der 
Erjte in Deutjchland fein, der Zweite jei er von rechtöwegen: „Wehe 
dem, der mich zum Dritten machen will.“ *) 

Und doch lagen für eine Einigung Deutjchlands unter dem Scepter 
der Hohenzollern die VBerhältnifje damals ungleich günftiger, wie im 
Iahre 1866. Zwar fonnten die Männer, die die Staiferfrone nach Berlin 
überbrachten, jich auf fein anderes Recht berufen, wie das der Revolution, 
aber die ganze Nation jtand auf ihrer Seite. Wenn Preußen in der 
Unerfennung der Reichsverfaffung voran ging, jo würden die übrigen 
Regierungen gern gefolgt, und die deutſche Einheit ohne Bürgerkrieg 
bergeftellt fein. Dejterreich aber war durd) die italienischen und ungarijchen 
Wirren jo bejchäftigt, daß es feinen Einjpruch erheben konnte, und ein 
Krieg mit Rußland um der Elbherzogtümer willen hätte auch Die 
Widerftrebendenamit fortgeriffen. Endlich) verfügte Preußen über genügende 
Machtmittel, um ſich der Einjchränfungen, welche die Reichsverfaſſung 
der Kaijergewalt auferlegt hatte, zu pafjender Zeit wieder zu entledigen. 

Allein in Berlin herrſchte noch immer die alte Ratlofigfeit und 
Schwähe. Man war jedes pofitiven politiichen Gedanfens bar. Die 
preußische Eirkular-Depejche vom 3. April „war nur dur) die augen- 
bliliche Berlegenheit entjtanden, in welcher das Miniſterium durch die 


*) Bernhardi, Erinnerungen, IL Zeil, ©. 297. 
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königliche Antwort an die Frankfurter Deputation, durch das Verhalten 
der Kammer und den Bindejchen Antrag geraten.“*) Zwar forderte 
fie ſämtliche Bundes-Regierungen, einjchlieglich Defterreichs auf, ihre 
Bevollmächtigten bei der Gentral-Gewalt zur Beratung mit dem Reichs— 
minifterium über das, was nun gejchehen follte, zu ermächtigen; aber irgend- 
welche beſtimmte Vorjchläge enthielt fie nicht, und ob das Berliner Kabinett 
„binnen vierzehn Tagen im ftande fein würde, eine definitive Erklärung über 
die deutjche Sache abzugeben“, wie e8 verfprach, erfchien recht ungewiß. Die 
hannoverjche Regierung entjandte daher Wangenheim abermals nad) Berlin, 
um bejtimmte Erläuterungen über den „allerdings ziemlich unflaren Inhalt 
der Note, ſowie eine Auskunft über die dem preußiichen Bevollmächtigten zu 
erteilenden Inftruftionen zu erlangen.“**) Er traf, mit einem eigen- 
händigen Schreiben des Königs verfehen, — das der Prinz von Preußen 
„une lettre &trange“ zu nennen beliebte —, am 8. April abends in der 
preußijchen Hauptjtadt ein. Dort fand er jedoch, daß man noch weit 
davon entfernt war, „eine Schlußanficht über das gefaßt zu Haben, was 
man in der Note angedeutet hatte.” Man fchien wirklich zu glauben, daß 
es, wie e3 in der königlichen Antwort hieß, „nunmehr an den Regierungen 
der einzelnen Staaten jei, zu entjcheiden, ob die Berfaffung den Einzelnen 
wie dem Ganzen frommte“; doch herrjchte eine ftarfe Neigung, die provi— 
jorifche Gentral-Gewalt an der Stelle des Erzherzogs Johann, von dem 
man glaubte, da er in der nächiten Zeit abreifen würde, an Preußen 
zu bringen.***) Schon in einem Briefe an Bunfen hatte der König er- 
wähnt, daß er die „Ambition“ habe, durch die Könige und Fürſten jobald 
wie irgend möglich zum Reichsverweſer erwählt zu werden und ala 
„Erzfeldherr Deutjchlands” die Ordnung zu erhalten.“ Auch mit 
diefem Plane erklärte ſich die Hannoverjche Negierung ausdrüdlich ein- 
verjtanden. f) 

Unterwegs war Wangenheim mit Camphaufen zufammengetroffen, 
der jich nach Berlin begab, „weniger, um fich Injtruftion zu holen, als 
um fie ſich zu machen.“ Er hatte offenbar feine imperialiftiichen Pläne nod) 
nicht aufgegeben. Auf fein Betreiben überreichten ihm vielmehr am 14. April 
die Bevollmächtigten von 28 Ffleineren Staaten, Baden an der Spike, 
ein gemeinjames Schreiben, worin fie das volle Einverftändnis ihrer Re— 


*) Legations⸗Rat Neubourg an Graf Platen d. d. 13, April 1849. 
*) Graf Bennigfen an Wangenheim d. d. 6. April 1849. 
+) Wangenheim an Graf Bennigjen d. d. 9, Mprit 1849. 
+) Inſtruktion für ben Gefandten Graf Knyphauſen d. d. 7. April 1849, 
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gierungen mit der Wahl des Königs von Preußen zum Kaifer ſowie die 
Anerkennung der Verfaſſung erklärten. Dabei Sprachen fie die Erwartung 
aus, daß die andern Negierungen, namentlich die preußifche, nachfolgen 
würden. Schlojjen jich die Königreiche diefer Erklärung an; jo war der 
Fall eingetreten, den der König als Borbedingung für die Annahme der 
Wahl bezeichnet Hatte. Allein diefe hielten ſich zurüd, umd Dejterreich 
erklärte durc, eine Note vom 5. April, daß die National-VBerfammlung 
durch den Beſchluß vom 28. März den Boden des Nechts und des 
Geſetzes verlajjen habe. Außerdem wurde den öfterreichiichen Abgeordneten 
eröffnet, daß fie jofort in die Heimat zurücdzufehren hätten, weil ihre 
Miſſion infolge des Abjchluffes der Beratungen über das Berfaffungs- 
werf als beendet zu betrachten jei. Als nun noch das Wiener Kabinett 
verkündete, Dejterreich fönne und werde fich von der deutjchen Gemein- 
jchaft nicht losfagen; noch ſei der Bund nicht aufgelöjt; noch bejtänden 
die Rechte und VBerbindlichkeiten feiner Mitglieder; als Rußland drohte, 
es werde jede ohne Mitwirkung Dejterreich® vorgenommene Umgeftaltung 
des Bundes als Verlegung der Grundlage der Verträge von 1815 
anjehen und demgemäß behandeln; als der Erzherzog-Reichsverwejer den 
Entichluß, fein hohes Amt niederzulegen, bis zu dem Zeitpunfte verjchob, 
„wo dies ohne Nachteil für die öffentliche Ruhe und Wohlfahrt irgend 
geichehen könne“, da verging der preußifchen Regierung jede Luft, Die 
Initiative zu ergreifen. Sie entbehrte jedes leitenden Gedankens. Nach 
wie vor erwartete fie den Impuls von außen her. Am 17. April erklärte 
Camphauſen den Bevollmächtigten der 28 Staaten: „Die Vorbedingungen 
für die Entſchließung des Königs jeien zur Zeit nicht vorhanden, doc) 
werde die preußische Regierung mit Rückſicht auf die Wichtigfeit des 
Augenblids für die Gejchide Deutjchlands noch eine furze Zeit warten, 
ehe fie ihren weiteren Beſchlüſſen die Thatjache zu Grunde lege, daß die 
Zuftimmung der größeren deutſchen Staaten fehle“ Er und feine 
politijchen Freunde aber wünjchten nichts jehnlicher, als daß dieſe Die 
Anerkennung der Neichöverfafjung vornehmen und den König aus feiner 
Unjchlüffigfeit Herausreigen möchten. „Preußen wird jett ungeduldig“, 
jagte der Gejandte von Schleinig in diefen Tagen zu Wangenheim. 
Aber die vier Königreiche fühlten durchaus feine Neigung, für Preußen 
die Kaftanien aus dem Feuer zu holen. Auch der Verſuch, den König 
durch ein Kammer-Botum zur Annahme der Kaiferfrone zu beivegen, 
ichlug fehl. Zwar gelang es dem talentvollen, leidenſchaftlichen Binde, 
in der zweiten Kammer eine Adreſſe an die Krone Durchzufegen, worin 
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die Annahme der Neichsverfafjung und die Kaiſerwürde ald Wunjch der 
Nation empfohlen wurde. Allen am 21. April gab Graf Brandenburg 
die berühmte Erklärung ab, worin er die Verfafjung ablehnte, „weil bei der 
zweiten Leſung, die von Er. Majeftät im Verein mit andern Regierungen 
aufgeftellten Erinnerungen größtenteils ganz unberüdjichtigt geblieben“. 
„Anzuerkennen ſei allerdings die Macht der öffentlichen Meinung“, jo 
jchloß er; „wenn man fich ihr aber hingebe, ohne das Steuerruder fejt 
in der Hand zu behalten, jo werde das Schiff nie dem rettenden Port 
erreichen. Niemals, niemals, niemals!“ Am 27. wurde jodann die zweite 
Kammer aufgelöft und die erjte vertagt. Eine Note vom 28. teilte der 
GentralGewalt den ablehnenden Beichluß mit. Eine Girkular- Depejche 
von demjelben Datum eröffnete den verbündeten Regierungen den Ent- 
ſchluß Preußens, „den revolutionären Bejtrebungen nach allen Seiten 
mit Straft und Energie entgegen zu treten, und ihnen die gewünſchte und 
erforderliche Hilfe rechtzeitig zu leilten“. Da ſich aber der Weg, mittelit 
gemeinfamer Beratungen in Frankfurt zu dem erftrebten Ziele zu gelangen, 
al3 nicht mehr möglich erwiejen Habe, jo wurden Diejenigen, „welche zu 
weiteren Beratungen über dem jet einzuhaltenden Gang und die fernere 
Entwidelung des Verfafjungswerts mit Preußen geneigt jind“, aufs 
gefordert, fich direkt nach Berlin zu wenden und Bevollmächtigte dort: 
hin zu entjenden. Gamphaufen, der einjah, daß feine politische Rolle 
ausgeſpielt ſei, bat um jeine Entlafjung, die ihm bereitwillig gewährt 
wurde. An feine Stelle trat interimiftijch der Legationsrat von Kampf. 
Einige Tage früher (25. April) war Nadowig berufen worden, „um zu 
raten“, „der einzige nach allen Richtungen hin bedeutende Staatsmann, 
in der National-Berfammlung, ein durchaus braver, ehrlicher Mann von 
folofjalem Wiſſen, ein mathematischer Verſtand, alles zerjegend, außer: 
ordentlich Kar und ſcharf, aber in der praftifchen Anwendung wie ein 
fleines Kind.” *) 

Inzwiichen nahm die Bewegung zu Gunjten der Slaiferwürde und 
der Reichsverfaſſung immer gefährlichere Dimenfionen an. Die erb- 
fatjerliche Bartei in Frankfurt juchte zu „temporifieren“, in der Hoffnung, 
daß die Widerftandsfraft der einzelnen Regierungen durch die Stände 
gebrochen werden würde. Nach dem Ausjcheiden der öfterreichischen Abgeord- 
neten aber war fie gezwungen, ſich immer enger an die Linke anzujchlichen, 
die in der Reichsverfaſſung nicht ihr Ziel, fondern nur eine Uebergangs- 


*) Detmold an Stüve d. d. 17, Yanuar und 27. April 1849. 


Der König von Württemberg erkennt fie an. — Schwierige Lage Hannoverd. 47 


ftufe zur NRepublif erfannte. Und in der That waren die Fürſten kopf— 
(ojer denn je, „und ihre Gegner haben recht, daß fie einfach die Hände 
in den Schoß legen und zumarten; jene graben jich ihr eigenes Grab“.*) 
Der König von Württemberg war der erjte, der „nicht allein fich, jondern 
die ganze Sache der Fürften bejchimpfte und ruinierte“. Anftatt, wie 
jeine großen Worte es erwarten ließen, der Revolution Troß zu bieten, 
ließ er ich durch die Stände und das liberale Ministerium Römer zur 
unbedingten Anerkennung der Reichsverfaſſung bewegen, jo jchwer es ihm 
auch anfam, fih „einem Hohenzollern“ zu unterwerfen. (25. April.) 
In Bayern, wo der Märzverein mit der größtmöglichen Straftentfaltung 
agitierte, war es nahe daran, daß ich dasjelbe Spiel wiederholte, und in 
Sachſen jtieß der Landtag, den man mit Necht als die „NRepräfentation 
des jonveränen Unverjtandes" bezeichnete, noch, als Preußen ſchon das 
Frankfurter Verfafjungswerk abgelehnt hatte, in die demokratische Lärm— 
trompete und drang auf Anerkennung der Reichsverfaffung. Die Regierung 
antwortete mit der Auflöfung und nun brach in Dresden der befannte 
Aufftand aus. 

Daß es in Hannover nicht jo weit fam, dankte die Bevölkerung 
ganz allein der Umficht und Energie der Regierung. Und doch war dieje 
in weit jchwierigerer Lage, wie in den ſüddeutſchen Mittelftaaten, die ſich an 
das fonjervative Defterreich anlehnen und fich mit defjen moralifcher 
Unterjtügung begnügen konnten. „Hannover aber durfte ſich mit Preußen 
nie verfeinden, ohne jeine Eriftenz aufs Spiel zu jegen, jelbit in einer 
Zeit, die Preußens inneres Vergrößerungsbedürfnis jo jehr zu begünstigen 
jhien. Der Regierung aber machten die Verhältniſſe des Königlichen 
Haufes eine ganz befondere Rückſicht zur heiligften Pflicht. Was follte 
und was fonnte werden, wenn in diefer unerhörten Zeit die Succeffions- 
frage zur Entjcheidung kam!“**) 

Die Mitglieder der vertagten Stände-Verfammlung Dagegen ver— 
mochten ſich nicht darin zu finden, daß ihre politische Thätigfeit zu jo 
ungelegener Zeit unterbrochen war. Sie juchten daher durch Agitationen 
außerhalb des Ständeſaals die Minifter zur Unterwerfung unter die Be: 
jchlüfje der Nationalverfammlung zu zwingen. Schon am 26. März 
waren in Gelle etwa 40 Mitglieder demokratischer Vereine zuſammen— 


*) Detmold an Stüve d. d. 27. April 1849, 

**) Degationd-Rat Neubourg an Graf Platen d. d. 13. April 1849, Dies 
Schreiben wurbe durch die Poſt befördert; „damit es in Wien, noch bevor es in 
bes Empfängers Hände gelangt, gelefen würde“!! 
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getreten, um darüber zu beraten, welche Mittel und Wege einzujchlagen 
jeien, um das Minifterium Stüve zu verdrängen. Am 2. April jandte 
das Landesfollegium in Aurich eine Eingabe an den König und das Ge: 
ſamtminiſterium mit dem Erjuchen, Se. Majejtät möge ſich bemühen, 
den König von Preußen zur Annahme der Ktaiferfrone zu bewegen. Den 
Vaterländifchen Vereinen in Hannover genügte das nicht. Sie richteten 
in einer gemeinfamen Adreſſe an den König Friedrich Wilhelm direkt die 
„ehrerbietigſte Bitte”, „die erblihe Würde eines deutjchen Kaiſers anzu: 
nehmen und damit ein Band zu fnüpfen, das alle deutjchen Herzen für 
ewige Zeiten verbindet, das Deutjchland zu dauernder Freiheit, Einheit, 
Macht und Ehre erhebt”. Am 4. April traten ſodann unter dem Prä- 
jidium des Dr. Gerding Delegierte von 70 hannoverjchen Vereinen in 
Gelle zujammen. Die Verhandlungen aber machten felbit auf den 
Dr. Oppermann „einen höchſt unangenehmen Eindrud von politischer Un- 
reife und Selbſtüberſchätzung“.“) Eine Mafjendemonftration, wie fie der 
Präſident vorjchlug, fam nicht zu ftande, weil man fürchtete, fich gründ- 
lich zu blamieren. Nachdem man von morgens 8 Uhr bis abends 6 Uhr 
debattiert hatte, vereinigte man ſich jchlieglich zu einer „Willenserflärung“, 
die in gleichlautender Adrefje an den König, an die nicht verjammelte 
Ständeverfammlung, an das Frankfurter Parlament und die Abgeordneten- 
fammer in Berlin niedergelegt wurde. Bei diefer Stimmung im Lande 
hielt es die Regierung für geraten, die Vertagung der Stände bis zum 
3. Mai zu verlängern. Infolge dejjen fühlte eine Anzahl der Kammer: 
mitglieder fi veranlaßt, „die Königliche Regierung dringend zu erfuchen, 
daß fie durch jofortige Wiedereinberufung der Ständeverfammlung fich 
in die Lage verjeße, das verfafjungsmäßige Organ des Landes zu 
hören und den nachteiligen Folgen längerer Unterbrechung in den ftän- 
dischen Beratungen über die Umgejtaltung der inneren Landes-Verhältniffe 
vorzubeugen“. Selbſtverſtändlich erfolgte auf dieje Petition feine Ant- 
wort. Als aber die Regierung erfuhr, daß unter den Mitgliedern beider 
Kammern Unterjchriften zu einer zweiten Eingabe gefammelt wurden, in 
welcher jie fich mit der Neichöverfaffung einverjtanden erklärten, und 
das Minifterium baten, „Se. Majejtät zu vermögen, zu der auf den König 
von Preußen gefallenen Wahl zum deutjchen Kaifer feine Zuftimmung 
zu geben“, — da Löfte fie durch Fönigliche Proffamation vom 25. April 
die zweite Kammer auf und vertagte die erjte bis auf weitere. „Ver 





*) Oppermann, a. a. D., II. Teil, ©. 204, 
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Verſuch, ſtändiſche Majoritäten zu einer Adreffe während der Vertagung 
zufammenzubringen“, jo heißt's darin, „und die Stimmen der Kammer: 
Mitglieder für die Zufunft zu binden, widerjpricht dem wahrhaften Geijte 
der Verfaffung jo entjchieden, daß Wir jelbjt bei einem gleichgültigen 
Gegenſtande Uns genötigt jehen würden, demfelben entgegenzutreten. Wenn 
aber auf dieje Weiſe die freie und öffentliche Beratung über einen Gegen: ' 
itand, der die höchjten Rechte und Intereſſen Unferer Krone, Unſeres 
Landes und Bolfes, ja die Erijtenz des Staates ſelbſt bedroht, abgejchnitten 
werden fol, jo würden Wir Unſere Königliche Pflicht nicht erfüllen, wenn 
Wir in einem folchen äußerjten Falle nicht von dem zum Schuße der 
Berfaffung felbjt in Unfere Hände gelegten Rechte der Auflöfung Ges 
brauch machen wollten. Wir thun das mit tiefem Schmerze.“ 

Ein von Stüve veranlaßter Aufjag „Zur Beurteilung der Reichs— 
verfaffung“, der am 29. April in der Hannoverjchen Zeitung erjchien, 
jollte die Bevölferung über dieje Angelegenheit aufflären. Er wies nad), 
„dab dieſe Verfaffung in der Stellung der Einzelftaaten zur Reichs— 
gewalt den Zwiejpalt nach allen Seiten organifiert und durch halbe 
Mapregeln die gefährlichiten Waffen beiden Teilen in die Hände giebt, 
und daß die in der allgemeinen Ermattung aufgenommene Anficht, fie 
müfje angenommen und Durch einen ordentlichen Reichstag revidiert 
werden, nichts anderes hieße, als „in den Teich jpringen, um aus dem 
Regen zu kommen“; — allein diefe Auseinanderjegungen machten wenig 
Eindrud. 

Vielmehr gab die Auflöfung der zweiten Kammer das Signal zu 
einer neuen Flut von Adreſſen und Petitionen an den König, das Mi- 
nifterium, am die Nationals:Verfammlung. Alle, die einen phrajen= und 
blumenreicher ftylifiert al3 die andern, baten um Anerkennung der Ber: 
fafjung und der Kaiſerwahl. Volksvereine, Eonjtitutionelle Vereine, 
Deutjche, Handwerfer-, Arbeits:, Turn- und Wehrvereine ſcharten ſich 
um diefelbe Parole. In der Reſidenz jelber einigten jich der alte und 
neue vaterländifche Verein, die fange in Ziwietracht gelebt hatten, unter 
diefjem Banner. Ihr Vize-Präſident, der Kanzlei-Auditor Pland, — der 
nachherige Verfaſſer des bürgerlichen Gefebuches, — wurde jedod) unter nach— 
drüdlicher Vertvarnımg wegen feiner aufreizenden Reden nach Dsnabrüd 
verfegt. Allen voran in dem politischen Demonftrationen ging natürlich 
Hildesheim. Das Beijpiel Württembergs reizte zur Nacheiferung. In 
einer am 29. April „im Freien jtattgehabten Verjammlung des Volkes 
der Stadt Hildesheim” beantragte Weinhagen, von der National-Ver- 
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ſammlung die Autorifation zu allen Mitteln — von der Steuerverweigerung 
bis zur bewaffneten Selbithülfe — zu erbitten, um die endgiltig be— 
ichloffene Reichsverfaſſung zu vollziehen. Sodann wurde „in der Stunde 
der Gefahr zum Schug und Schirm des höchſten Verfaſſungsgeſetzes an 
das geſamte hannoverjche Volk, an alle jtädtifchen und ländlichen Ge- 
meinden, an alle Vereine des Landes der dringende Not- und Mahnruf“ 
erlafien, am 7. Mai zahlreiche Abgeordnete nach der Stadt Hannover 
zu ſchicken. Sie follten „dem Könige fräftiges und lebendiges Zeugnis 
bringen von der im hannoverjchen Volfe herrjchenden Erbitterung und 
Entrüftung über den rebelliihen Ungehorfam feiner Regierung gegen 
Reich) und Reichsverfafjungs-Gejeg, ſowie ihn dringend auffordern, feine 
bisherigen landesverderblichen Räte und Minijter zu entlaffen, und 
ſich unverzüglich mit Männern zu umgeben, von deren Ratjchlägen man 
die jofortige und unbedingte Unterwerfung erwarten dürfe”. Auch in 
Göttingen und anderen Orten, namentlich in den Bremenjchen Marjchen, 
ſprach man fich für Maffen-Deputationen aus. In Emden fahten Ma- 
gijtrat und Stadtverordnete ähnliche Beichlüffe wie in Hildesheim. Die 
Deputation aber, welche die Forderungen dem Könige vortragen follte, 
wurde nicht vorgelaffen. ine Anjprache der hannoverſchen Mitglieder 
der National-Berfammlung an ihre „Mitbürger“ fachte die allgemeine 
Erregung noch mehr an. Sie forderte fie auf, feit an der Verfaſſung 
des Reichs zu Halten. „Kräftiget und belebt, wo fie ſchwach tft, erwecket, 
wo jie jchlummert“, jo Heißt es darin, „die Liebe zu diefer Verfaffung 
ein jeder in feiner Familie, in den Herzen feiner Freunde, in den Ge- 
mütern aller derer, die durch gejellige und politische Vereinigung zu Euch 
in Berührung treten“.*) Immer mehr erhigten fich die Wolfsvereine 
auch in den Eleineren Städten und Flecken. In Coppenbrügge faßte man 
den heroifchen Beſchluß, „mit Gut und Blut für die Neichsverfaffung 
zu Stehen und ſolche Erklärung dem zeitigen Inhaber der Krone 
Hannovers unverhohlen zu übermachen“. An verjchiedenen Orten legten 
jogar die Bürgerwehren das feierliche Gelübde ab, mit Frankfurt gegen 
jede Revolution zu kämpfen und der Neichsverfafjung Gehorfam zu ver: 





*) Trotzdem fi die Namen mehrerer Staatödiener unter ber Adreſſe be- 
fanden, die fich als ein Unternehmen cdharakterifierte, „deſſen Folgen, dba es in einer 
jehr bewegten Beit zum Widerftand gegen die Regierung aufforderte, fehr nahe an 
eine ftrafbare Handlungsweiſe ftreiften‘‘, jo fah die Regierung doch von einem dis— 
ciplinarischen Einfchreiten ab, und begnügte fi mit einer Verwarnung. (Reffript 
des Gejamt-Minifterii d. d. 29. Juni 1849 in Oppermann, a. a. D., II. Teil, ©. 237.) 
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Ichaffen. In Hannover dagegen weigerte ji, der Kommandant, der Hof- 
rat Dr. Holjcher, eine ähnliche Erklärung abzugeben, und legte, als die 
Wehrmannjchaft feine ablehnende Antwort nicht billigte, jein Kommando 
nieder. Das bewaffnete Korps der Polytechnifer aber, bei dem fich ähn- 
liche aufrührerische Gefinnungen fundgaben, wurde am 3. Mai aufgelöft. 

Am tolljten ging es in Eyftrup her. Wieder wie vor Jahresfriſt 
hatte Dr. Oppermann in Hoya im Verein mit feinen politischen Freunden 
auf Sonntag, den 6. Mai, eine Volksverſammlung zujammenberufen, 
„um der durch die National-Verfammlung in Frankfurt bejchlofjenen und 
publizierten Reichsverfaſſung Treue und Gehorſam zu geloben und die 
Mittel zu beraten, dieſelbe partifulariftischen und rein dynaſtiſchen Inter- 
ejjen gegenüber ins Leben zu rufen und zu jchügen“. Jeder Deutjche, 
dem diejes Ziel am Herzen liege, jollte willfommen fein, insbejondere die 
Mitglieder der politischen Vereine der nächjtliegenden Provinzen und der 
freien Stadt Bremen. In der That fanden fich einige taujend Perſonen 
zufammen.*) Der alte Schagrat Lang I übernahm den Vorſitz. Aber 
die Mittel, die man zu dem angegebenen Zweck vorzufchlagen wußte, 
waren verbraucht. Ein gewiffer Advokat Weber aus Stade, der in 
Bürgerwehr-Uniform erjchienen war, wollte eine Deputation mit einer 
Adreffe nach Frankfurt jenden, um die Hannoverjche Regierung zur An— 
erfennung der Neichsverfaffung zu zwingen. Diefe Maßregel ſchien dem 
Dr. Bueren, der über die Abweifung der Emdener Deputation, die er 
nach Hannover geführt Hatte, erbittert war, viel zu zahm. Er und 
Dr. Matthaei aus Berden beantragten furzweg, Die Steuern zu verweigern. 
Sie wurden aber von Dr. Lang dahin belehrt, da das Minifterium 
verfaffungsmäßig das Recht habe, die Abgaben bis zum 1. Januar 1850 zu 
erheben. Vergeblich jchlug ein heldenmütiger Tiſchler Stürde aus Leſum 
vor, mit der ganzen Berfammlung fofort nad) Hannover aufzubrechen. 
Er meinte, die Zeit jet günftig, denn auch in Dresden habe das Volk 
gefiegt. Allein von anderer Seite hielt man «3 für Unfinn, „Sich zum 
Kanonenfutter herzugeben“, und er wurde überjtimmt. Mean bejchloß 
daher, nur Einzeln-Deputierte zu jenden, und begnügte ſich damit, der 
Reichsverfaffung Treue und Gehorfam zu geloben. Zum Schluß trat 
noch ein angeblicher Agent des demokratischen Vereins in Bremen auf, 
welcher alle möglichen revolutionären Maßregeln in Vorſchlag brachte. 
Er verlangte, die National-Berfammlung jolle jich als Konvent fon- 


*) Oppermann (II, Teil, S. 224) giebt die Anzahl der Anweſenden auf 5000, 
Bodemeier (S. 195) auf 1500 an. 
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ftituieren, das Volk zur Revolution aufrufen und beantragte die jofortige 
Bildung eines Vollziehungs-Ausjchuffes mit Waffen umd dergl. Das 
ging ſogar Oppermann und Weber zu weit. Als fie aber den ganzen 
Vortrag für baren Unfinn erflärten, behauptete der Fremde, die Ver: 
ſammlung ſtehe nicht mehr auf gefeglichem Boden. Die Aeußerung rief 
einen gewaltigen Lärm hervor. Oppermann, jelbjt Bueren fuchten dem 
verwegenen Redner das Wort zu entziehen, und Lang benußte eine augen: 
blifliche Pauje, um die Verfammlung zu jchließen. 

Am anderen Tage (den 7. Mat) fanden fich in der That circa 
3—400 Deputierte von 55 Ortichaften, 38 Volks- und 35 anderen 
Vereinen in Hannover zufammen; — doc hatte wohl nur der Umstand, 
daß gerade Jahrmarkt war, die unerwartet zahlreiche Beteiligung ver: 
anlaft. Allein die geplante Majjen-Demonftration endete dennoch mit 
einem Eläglichen Fiasko. Eine energische Belanntmachung der föniglichen 
Bolizei-Direftion, wonach mafjenhafte Zuzüge zu Sr. Majeität dem 
Könige oder zu den Behörden nötigenfalls mit Waffengewalt unterdrücdt 
werden würden, hatte den Schreiern, welche in den Bolfsverfammlungen 
immer bereit waren, Gut und Blut zu opfern, die Luft an dem Speftafel- 
jtück gründlich verdorben. Vorſicht ift die Mutter der Weisheit. Auf den 
Vorſchlag des Dr. Bueren bejchloß die VBerfammlung, welche in Remys 
Hofe tagte, nur eine Deputation von ſechs Perjonen an Se. Majeftät zu 
jenden. Dieje aber jollte erklären, das Volk verlange unbedingte Anerfen- 
nung der Reichsverfaffung, unbedingte Unterwerfung unter das gewählte 
oder zu wählende Reichs-Oberhaupt, jofortige Einberufung der Stände- 
Verfammlung und Entlafjung des jegigen, jowie Ernennung eines neuen 
volfstümlichen Minijteriums. Als die Abgeordneten, denen jich etwa 150 
„Landes-Deputierte“ angejchloffen hatten, in der Leinſtraße erjchienen, fanden 
jie diefe von der Dammſtraße bis zum Holzmarft durch eine Abteilung 
Bürgerwehr unter dem Befehl ihres proviforischen Kommandanten, Kauf: 
mann Kraul, abgejperrt. Nur die ſechs Leberbringer der Forderungen des 
Volkes wurden dDurchgelaffen. Aber auch jie ließ man nicht ins Palais. 
Ein Fzlügel-Adjutant eröffnete ihnen vielmehr, dag Se. Majeftät fie nicht 
empfangen fönne, es ihnen jedoch überlaffen bliebe, ihre Wünſche ſchriftlich 
zu überreichen. Mit diefem Beſcheid begaben ſie ſich ins Beratungslofal 
zurüd, wo die Debatten aufs neue eröffnet wurden. Deren Reſultat war 
die Mahl eines jtändischen Ausschuffes, dem man die ferneren Schritte 
übertrug. Außer dem Erlaß einer pomphaften Anſprache an das hannoverſche 
Volk, welche mit den Worten anhebt: „Die Stunde der Entjcheidung tft 
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gefommen auch für unfer Land“, und in dem alle traurigen Folgen zurüd: 
gewälzt werden „auf eine Regierung, welche hartnädig der deutjchen Einheit 
widerjtrebt, ihr Ohr verjchliegt den Wünfchen des ganzen Landes“ und 
einem „Aufruf an das Hannoverjche Militär“, der in zahlreichen Exemplaren 
verbreitet wurde, ijt jedoch von deſſen Thätigfeit nichts befannt geworden. 

Während in Hannover immer weitere Kreiſe von der Begeijterung 
für Die Neichöverfaffung ergriffen wurden, machte man in Frankfurt 
wahrhaft verzweifelte Anftrengungen, um troß der Abjage Preußens ihre 
allgemeine Anerkennung zu erzwingen. Nach der Abberufung der Dejter- 
reicher hatte die Linfe in der Verſammlung das entjchiedenjte Uebergewicht 
gewonnen. Sie jette einen Beichluß durch, wonach „das Präſidium 
ermächtigt jein jollte, zu jeder Zeit und am jedem Orte nach eigenem 
Befinden Sigungen anzuordnen, und daß auf das Verlangen von Hundert 
Abgeordneten eine außerordentliche Sigung ftatthaben und die Zahl von 
zweihundert Mitgliedern zu einem Bejchlufje genügen jollte*. Unter ihrem 
Einfluffe wurde gegen die von der preußifchen und hannoverſchen Regierung 
verfügte Auflöjung der Ständefammern eine öffentliche Mißbilligung aus- 
gejprochen und die jchleunigite Bornahme neuer Wahlen gefordert. Immer 
mehr jteifte man fich auf den Gedanken, daß mit der Ablehnung der 
Kaijerfrone durd) den König von Preußen die NReichsverfaffung hinfällig 
geworden jei und dab die Umstände ein neues kräftiges Lebenszeichen 
von der Verſammlung Heijchten. Diefe Auffaffung fand in dem befannten 
Wydenbrugkſchen Antrage Ausdrud, der am 4. Mat 1849 mit einer 
Majorität von vier Stimmen angenommen wurde. Mochte er auch mit 
logiſcher und jtyliftischer Vollkommenheit abgefaßt fein, fo zeugte es doc) 
von einer findlichen Naivetät, dak man glauben fonnte, „die Regierungen, 
die gejegebenden Körper, die Gemeinden der Einzeljtaaten und das 
gejamte deutjche Volk würden der Aufforderung Folge leisten, die Ver— 
fafjung des deutjchen Reichs zur Anerkennung und Geltung zu bringen“, 
und ſich der Anordnung fügen, wonach der 22. Auguſt als der Tag 
bejtimmt wurde, an dem der erjte Reichstag zujammentreten ſollte. Noch 
jinnlojer war die Beitimmung, wonach für den Fall, daß Preußen im 
Reichstage nicht vertreten fein follte, ‚das Oberhaupt desjenigen Staates, 
welcher unter den im Staatenhaus vertretenen Staaten die größte Seelen: 
zahl Hat, unter dem Titel eines Neichsitatthalters in die Rechte umd 
Pflichten eines NReichgoberhauptes einzutreten habe,“ 

Der Wydenbrugkſche Antrag löſte die Bande der National-Ber: 
jammlung. Vergeblich hatte Bederath ihn bekämpft, weil er die Auf 
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forderung zur Revolution darin jah, vergeblich berichtete Bafjermann aus 
Berlin, daß es der dortigen Negierung völlig ernjt mit ihren Erklärungen 
jei, daß von der Stimmung des Volkes und Heeres nichts zu hoffen 
wäre, die Verfammlung jchritt weiter auf ihrer verhängnisvollen Bahn. 
Die gemäfigte Partei Hatte ihre gemeinfame Fahne und ihren legten 
Halt verloren. Wiederholt drang die Linke auf Beeidigung des Militärs 
auf die Verfaffung, und als man den Antrag als zweckwidrig zurücdwies, 
entitand am 8. Mai ein ſolcher Tumult, daß die Sitzung aufgehoben 
werden mußte. Die Nachrichten von dem Ausbruc des Aufjtandes in 
Dresden und der preußiſcherſeits geleifteten Waffenhilfe erhigten die 
Zeidenfchaften auf den Siedepunft. Am 10. Mai ging der wahnfinnige 
Antrag Redens durch, wonach die Reichsverfammlung „dem jchweren 
Bruche des Reichsfriedens, welchen die preußijche Regierung durch unbe: 
fugtes Einfchreiten im Königreiche Sachſen jich hat zu Schulden kommen 
lafjen, durch alle zu Gebote jtehenden Mittel entgegenzutreten Habe.“ 
Diefer Beichluß gab der National-Verfammlung den Todesſtoß. ALS 
der Neichsverwejer dem Erjuchen, das Parlament aufzulöfen, feine Folge 
leijtete, antwortete die preußifche Regierung am 14. Mai auf die Belei- 
digung mit der Abberufung ihrer Deputierten, und der alte Ernjt Auguft 
folgte nach einigem Zögern am 23. ihrem Beijpiel.*) 

Die weitere Eriftenz der National-Verſammlung war ein fortgejegter 
Todesfampf. Projekte und Anträge tauchten in Menge auf, jcheiterten 
aber alle an ihrer Unausführbarfeit. Gagern, der noch immer fein macht- 
loſes Amt weiter führte, gelang es nicht, ein neues Minifterium zu bilden. 
Einige dachten daran, ihm die Rolle eines Diktators zu übertragen, andere 
rieten, jich Defterreich zu nähern und dem Reichsverweſer die Oberhaupts- 
würde provijorifch zu übertragen. Allein diefer hatte mittlerweile erfannt, 
daß er mit der unbotmäßigen National-VBerfammlung nicht weiter regieren 
fönnte. Er berief daher ein neues Miniſterium, in dem Grawell das 
Departement des Innern, Detmold das Minijterium der Juſtiz, Jochmus 
das Aeußere und Merk die finanzen übernahm. Das Parlament er: 
Elärte die Ernennung diefer Männer für eine „Beleidigung der National- 
Nepräjentation”, und als fie am Himmelfahrtstage nachmittags ihr von 








*) „Bu ber Abberufung der hiefigen Deputierten haben wir und noch immer 
nicht entichließen mögen, beſonders da wir befürchteten, daß eine ſolche Mafregel 
ber noch immer herrichenden aber freilich fehr in Abnahme begriffenen Aufregung 
neue Nahrung geben würde”, fchreibt Graf Bennigfen an Wangenheim d. d. 
20. Mai 1849, 
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Detmold verfaßtes, gemäßigtes Programm*) vorlegten, wurden fie mit 
Gelächter und Hohn empfangen. Welder und Freudentheil brachten jofort 
ein Miftraueng-Votum ein, welches ausſprach, daß ein gemeinjames 
Handeln mit dem Neichsverwejer der National-Berfammlung fernerhin 
unmöglich je. Man beichloß daher, ihn zu befeitigen, und entjchied ſich 
am 18. Mai mit Majorität von 126 gegen 116 Stimmen dahin, aus 
der Reihe der verfafjungstreuen regierenden Fürſten einen „Reichsitatt- 
halter“ zu wählen. 

Noch vor wenigen Tagen hatte die Verfammlung faft einftimmig 
die preußische Abberufungs-Ordre für unverbindlich erklärt. Jetzt über: 
zeugten jich die Gemäßigten, die ehemalige „Weidenbuſch-Partei“, die ſich 
in die Fraktionen des „Nürnberger Hofes“ und des „Kafino“ getrennt 
hatte, — daß fie zwiichen den beiden Gewalten, die jegt blutig um die 
Herrichaft ftritten, der Revolution und der Reaktion, feine Haltbare 
Stellung einnehmen konnten. Fünfundfechzig ehrenwerte Männer, dar: 
unter Gagern, Simfon, Dahlmann, Mori Arndt umd viele andere 
unterzeichneten am 20. Mai eine Austritts-Erflärung und verließen Die 
Paulskirche, „den Schauplag ihrer ruhmvollen Wirkjamfeit und ihres 
vaterländiichen Strebens*. Eine Vertagung der Berfammlung wäre jeßt 
das Richtigſte geweſen. Allein die revolutionäre Mehrzahl verwarf den 
Antrag und veranlafte abermals zwanzig Mitglieder, faſt den gejamten 
„Augsburger HoF“, zum Austritt. Nun ſah man fich genötigt, die 
beichlupfähige Anzahl auf Hundert Herabzufegen. Eine von Uhland ver: 
faßte Anjprache an die deutjche Nation war das Schwanenlied des Frank— 
furter Reichstages. Aber die Verwerfung eines von Welder beantragten 
Zuſatzes, welcher die Reichsverfafjung als „das nicht zu überjchreitende 
Biel der Bewegung“ Hinftellte, entführte abermals eine große Zahl von 
Mitgliedern. Der Reſt, Hundert und etliche von der äußerſten Linken 
beherrichte Männer, jiedelte am 6. Juni nach Stuttgart über, um dem 


*), Dasjelbe lautete: 1. Die Errichtung des Verfaſſungswerkes ift durch das 
Geſetz vom 28. Juni 1848 von der Thätigkeit ber Gentralgewalt ausgeichlojjen. 
Deshalb Hält diejelbe eine Wirkſamkeit behufs Durchführung der Verfaffung außer 
ihren Befugniffen und Pflichten. Dagegen wird diejelbe eine Anerkennung ber Ber- 
fafjung bei den Regierungen vermitteln, allen ungefeglicdhen und gemwaltfamen Be— 
wegungen aber, welche Durchführung der Berfafjung zum Vorwande oder Anlaß 
haben, mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln entgegentreten. 2. Die Central» 
gewalt erachtet es als ihre Pflicht, die ihr ausfchliehlich zuftehende Negierungs- 
gewalt vor jeder Einmilhung zu bewahren und jeden Eingriff in diefelbe zurüds 
zumweifen. 
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Herde der Bewegung näher zu fein und für ihre revolutionären Be— 
jtrebungen in den Anarchiften des Südens einen Rüdhalt und eine Streit- 
macht zu haben. Bon den hannoverjchen Deputierten beteiligte ſich nur 
der Dr. von der Hort II an dem Exodus. Die übrigen fehrten in die 
Heimat zurüd. Das Weitere ift befannt. Das „Rumpfparlament“ ge- 
jtaltete fich immer mehr zu einem macht- und autoritätslofen Konvent, 
der jich ſogar vermaß, eine Neichsregentichaft einzufegen. Da endlich 
entichloß ich die württembergifche Negierung auf Andringen des neuen 
Reichsminiſteriums dem revolutionären Treiben ein Ende zu machen. Am 
13. Juni wurde das Sigungshaus gejperrt und die gemeinschaftlich ſich 
dahin begebenden Abgeordneten mit Gewalt zurücgetrieben. Das war 
der Hägliche Ausgang des erjten deutſchen Parlaments, 

In Hannover hatte der Beichluß der National-Verfammlung vom 
10. Mai noch ein eigentümliches Nachipiel. Mit dem 1. Januar 1849 
war die „Bremer Zeitung“ dorthin übergejiedelt und erjchien als „Zeitung 
für Norddeutichland“ im Verlage der Gebrüder Jänede. Ihre Redaktion 
lag in den Händen des jugendlichen Dichters Theodor Althaus, eines 
geborenen Detmolders. Sein Blatt jollte „die erjte große freifinnige 
und unabhängige Zeitung“ fein, welche im hannoverſchen Lande erjchien, 
und mit aufrichtigem, ehrlichem Enthufiasmus trat er für die vermeint- 
lichen „Bolfs-Interefjen“ ein, während er „die Feinde unferer Nevolution“ 
mit glühendem Hafje verfolgte. Den Beichluß, wonach die Gentral-Gewalt 
mit allen zu Gebote jtehenden Mitteln dem preußischen Reichsfriedens- 
bruch entgegentreten jollte, begrüßte er daher mit offener Begeifterung. 
Was fümmerte es ihn, ob der Reichsverweſer die Macht oder auch nur 
den guten Willen beſaß, den Beſchluß auszuführen! „Jedes Land, das 
die deutjche Reichsverfaffung noch nicht anerkannt Hat“, jchrieb er am 
Sonntag, den 13. Mai, „muß erfennen, was es zu thun Hat, wenn es 
nicht feine Vertreter im Stich laffen und damit fich jelbjt verachten will. 
Darum muß jegt ein Landes-Ausſchuß für Verteidigung und Durch: 
führung der Reichsverfaffung in Hannover eingejegt werden. Gegen Die 
Anarchie von oben und von unten müfjen wir ung rüjten und verbinden 
kraft unjere® guten Rechts“. Die Negierung hatte jedoch über dieſes 
Hecht eine andere Auffaffung. Sie jah in dem Artikel eine Aufforderung 
zum Aufſtand gegen die gejegliche Obrigfeit. Althaus wurde daher auf 
Beranlaffung Stüves bereit3 am 14. Juni vom Stadtgericht verhaftet 
und ihm als Staatöverräter der Prozeß gemacht. Die Juſtiz-Kanzlei 
verurteilte ihn jodann zu einer dreijährigen Feſtungshaft, die er in Hildes- 
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heim verbüßen jollte. Schon nad) einem Jahre wurde er indeß begnadigt, 
jtarb aber bald nach feiner Entlaffung in feiner Heimat Detmold. Ceine 
Blätter „Aus dem Gefängnis“ machten feinen Namen damals auch in 
weiteren Streifen befannt; jegt find fie mit Necht vergefjen. Doc finden 
ſich darin einige wahrhaft prophetifche Stellen, wie z. B. da er ausruft: 
„Sprechen wir den leiten Segenswunſch über die deutjchen Ideale diefer 
Zeit: Möge ein glüclicheres Gejchlecht im Jubel eines größeren Sieges 
auch unjern Sdealen einft zurufen, wie wir den alten: Lebt wohl, ihr 
faßt nicht mehr die Fülle des neuen Lebens.“ *) 

Auch die Trauer über feine zerjtörten Jugendträume fleidet er bie: 
weilen in eine tief poetische Form: 


„Ad, nur zu bald verbraufte im Triumph 

Des Glüdes Schaum. 

Bald Hang des Volkes Ruf verworren dumpf, 
Bald trennte fich, was ſich verbunden kaum. 
Bereinzelt noch ein YFlammenlodern dann, 

Bis rings die alte Macht den Sieg gewann, 
Und Seufzer halten dur; den Öden Raum.’ **) 


klagt er einmal. 

Durch den Wiederausbruch des fchleswig-holfteinijchen Krieges wurde 
die allgemeine Erregung und Mißſtimmung noch vermehrt. Belanntlich 
hatte die dänische Regierung den Waffenjtilljtand auf den 27. März 
wieder gefündigt, was der Gentralgewalt den erwünschten Anlaß gab, die 
Kontingente faſt jämtlicher deutjchen Staaten nach der bedrohten Nord: 
mark in Marjch zu fegen. Auch Hannover ftellte eine Brigade unter 
dem General-:Major Wynecken.“*) Man möchte es fat ein Unglüc 
nennen, daß der Feldzug gleid; mit einigen glänzenden Waffenthaten 
begann. Am 5. April ſchoſſen eine holſteiniſche und eine nafjauijche 
Batterie im Hafen von Edernförde dag dänische Linienſchiff Chriſtian VIII. 
in den Grund und zwangen die Fregatte Gefion zur Ergebung. Die 
kleine Schlappe, welche die Hannoverjchen und badischen Truppen am 


*) Althaus, Aus dem Gefängnis, S. 242, 

*) Ebeuda, ©. 57. 

**) Sie beftand aus dem 1. und 8. leichten Bataillon und je einem Bataillon 
des 1., 2., 3. und 5. Infanterie» Regiments; ferner 1 hannoverfchen Fußbatterie 
6 Pfr. zu 8 Geſchützen, 1 hannoverfhen Fußbatterie 9 Pidr. zu 8 Geichügen, 
1 hannoverfhen reitende Batterie 6 Pfdr. zu 6 Geihüben, 1 braunfchweigiichen 
Batterie 6 Pfbr. zu 6 Geſchützen und dem Regiment Kronprinz-Dragoner (4 Schwa- 
dronen). 
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6. April bei Ulderup erlitten, wurde am 13. durch die Erjtürmung der 
„Düppeler Schanzen“ wobei die jächfischen und bayerijchen Kontingente 
mit gleicher Tapferkeit fochten, glänzend wett gemacht, und am 28. ſchlug 
der General Bonin mit den Schleswig-Holfteinern die Dänen bei Kolding 
und erzwang den Einmarjch in Jütland. In denfelben trüben Tagen, wo 
die Entjcheidung über die Annahme der Reichsverfaſſung und der Kaiſer— 
würde durch Preußen noch ausftand, wurden die Patrivten durch die 
Nachrichten von diefen Waffenerfolgen in die freudigite Erregung verjeßt. 
Die Kunde fiel wie ein DBlisjtrahl in das Dunfel der deutjchen An— 
gelegenheiten. Der Himmel ſelbſt fchien die Erhebung der Herzogtümer 
zu begünftigen. Allein Breußen, das ohnehin mit den Nordfee-Staaten 
die Hauptlaft des Krieges zu tragen hatte, fühlte durchaus feine Neigung, 
fi) um der fchleswig=holjteinischen Demokraten willen der Gefahr eines 
Konfliktes mit England, Rufland und Schweden auszufegen. Ohne ſich 
um die Zuftimmung der National-Berfammlung und des Reichsverweſers 
zu fümmern, ermächtigte es den Ritter Bunjen, auf die Bermittlung 
Lord Palmerjtons für den Abjchluß eines Waffenjtillitandes zwiſchen 
der Gentralgewalt und Dänemark einzugehen. Der Oberbefehlshaber, 
General von Prittwiß, aber erhielt Befehl, den Krieg von jegt an mur 
zum Schein fortzufegen. 

In den mahgebenden Streifen Hannovers täufchte man fich ſchon 
längft nicht mehr darüber, daß der Schwerpumft der Deutjchen Frage 
jegt in Berlin lag. „Sch würde raten“, jchreibt Detmold am Tage vor 
dem Erlaß der preußifchen Eirkularnote (27. April) an Stüve, daß Cie 
einmal nach Berlin gehen und dort mit einer pofitiven Idee aushelfen. 
Dort wird jet die Sache gemacht, aber fie muß bald, ſehr bald gemacht 
werden, jonjt geht Deutjchland darüber zu Grunde.“ Die Erklärung vom 
28. gereichte daher der hannoverjchen Negierung zur hohen Befriedigung. 
Alle befonnenen und nüchternen (Freunde der Freiheit und des Königtums 
begrüßten es mit Freude, daß das preußifche Kabinett einen jo ent: 
jchiedenen Schritt nad) der monarchiſchen Seite gethan hatte. Denn 
damit war e3 für dasjelbe „zur eifernen Notwendigfeit geworden, handelnd 
vorwärts zu jchreiten, wenn man nicht alle günstigen Chancen der Dffenfive 
verlieren wollte. Die Monarchiften aller deutjchen Gaue erhalten wieder 
einen Haltpunft und wir alle könnten Preußen freudig danfen, wenn 
Friedrich Wilhelm IV. als regenerator Germaniae daſtände“,“) fchreibt 


*) Wangenheim an Graf Bülow d. d. 80. April 1849. 
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Wangenheim. Dann fchlägt er vor, Stüve mit „feiner Karen und jchlichten, 
dem Dinge auf den Grund gehenden Auffaſſung und feinem eigentüm- 
lichen Organifierungs-Talent” nach Berlin fommen zu laffen, um einen 
gemeinjchaftlichen, folgerichtigen Plan zum Ausbau der Frankfurter Ver: 
fafjung zu machen. Der alte Ernſt Auguſt jchrieb in demjelben Sinne 
an den König Friedrich Wilhelm, der mit Freuden auf den Vorfchlag 
einging.*) Bereit? am 5. Mai fam Stüve, von Wangenheim begleitet, 
in der preußijchen Hauptſtadt an. Er war aufs genauejte davon unter: 
richtet, was man dort beabfichtigte. „Nachdem die entjcheidende Wendung 
eingetreten ift, muß jchleunigit gehandelt werden“, hatte Graf Bülow 
geichrieben. „So wie die Sachen Heute liegen, fann es, meiner Anficht 
nach, faum noc) etwas helfen, der Frankfurter Verjammlung noch ein 
Ultimatum zu jtellen, das fie doch verwerfen würde. Ich glaube, daß 
nur noch der Weg der DOftroyierung übrig ift. Wir werden aber von 
vornherein daratıf verzichten müfjen, nur mit Oeſterreich etwas machen 
zu wollen, was, wie ich weiß, die bayerische Parole, und wie ich fürchte, 
auch die Eurige ift. Mit Defterreich ift nur die enge Union möglid), 
wenn man den Bundesjtaat will! Kann man den aufgeben und das 
Volkshaus ꝛc. fallen laſſen, ſo kann man mit Defterreich gehen, dann 
aber nichts mehr als den alten Staatenbund erreichen.“ Der Rücktritt 
de3 Grafen Arnim und die interimiftiiche Uebernahme des Miniſteriums 
des Auswärtigen durch den Grafen Brandenburg war ein ferneres 
Symptom für die veränderte Richtung der preußiſchen Politik. Ihr ent- 
ſprach auch die Denkichrift, mit der man den General Canig am 10. Mai 
nach Wien entjandte, und von der man Stüve jofort Kenntnis gab. Sie 
wies nach, wie die Stellung Preußens zu Deutjchland eine ganz andere 
jet, al3 die Dejterreichs, „daß es nur aus der innigiten Verbindung mit 
Deutjchland feine Lebenskraft jchöpfen könne, daß ihm ein vorwiegendes 
Eingreifen in die Leitung der gemeinjamen Angelegenheiten, eine Be- 
teiligung an einer Nationalverfammlung Deutjchlands nicht nur möglich, 
jondern Selbjtbedürfnis und Prlicht ſei.“ Defterreich dagegen fünne ſich 
nicht in demfelben Sinne einer centralen Erekutivgewalt und National- 
vertretung Deutjchlands Hingeben. „Die zwei Inftitutionen, die wir für 
notwendig halten“, heißt es ferner, „und zwar nicht nur vom deutjchen, 





*) „Es wird und ganz außerordentlich angenehm jein, wenn Deine Regierung 
uns den Minifter Stüve herjenden will, und man wird auf feine perfönlihe Mit- 
wirkung großen ®ert legen‘ ꝛc. (Graf Bülow an Wangenheim d. d. 2. Mai 1849,) 
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jondern auch vom europäischen Gefichtspunfte aus, find daher der deutſche 
Bundesjtaat und die deutfche Union mit Defterreid. Dadurch 
wird Deutjchland für Defterreih und Defterreich für Deutjchland er— 
halten werden.” 

Auf diefe Grundlage ftüßte fich der Entwurf zu einer Unionsafte, 
wodurc ein unlösbarer völferrechtlicher Bund zwifchen der öſterreichiſchen 
Monarchie und dem deutfchen Bundesjtant gegründet werden ſollte. Die 
vier Königreiche dagegen, welche die ‚Frankfurter Verfaffung nicht anerkannt 
hatten, Preußen, Bayern, Sachſen und Hannover, follten in Gemäßheit 
des Artikel 11 der Bundesakte „zum Zwecke der Erhaltung der äußeren 
und inneren Sicherheit Deutfchlands und der Umverlegbarfeit der einzelnen 
deutjchen Staaten“ ein engeres Bündnis fchließen, zu dem der Beitritt 
allen Gliedern des deutjchen Bundes offen ftand. „Wir glauben mit 
unferen Vorjchlägen auch dem eigenen Interefje Oeſterreichs entgegenzu- 
fommen“, hieß es ferner. Ja, man hoffte, daß man dort auch der Ueber- 
tragung der provijorischen Gentralgewalt an Preußen zujtimmen würde.*) 

Stüve hatte einen volljtändig ausgearbeiteten Berfaffungsentwurf 
mitgebracht, der fich eng an die ihm befannte preußische Auffaffung an- 
fehnte und bewies, daß die Befürchtungen Bülows gänzlich unbegründet 
waren. Er wurde zumächjt in vertraulichen Beiprechungen mit dem 
General von Radowitz beraten. Aber während über die allgemeinen 
Gefichtspunfte zwijchen dem preußischen und hannoverſchen Bevollmächtigten 
volle Uebereinjtimmung herrjchte, fam es bei der Diskuſſion über die 
fünftige Geftaltung der oberſten Reichsgewalt zu ernjten Meinungs-Ber- 
ichiedenheiten. Stüve riet dringend, bei der Regelung der Beziehungen zu 
dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate jede verlegende Form zu vermeiden und 
ihm den Beitritt offen zu lafjen. Sollte aber eim folcher nicht zu 
erwarten fein, „jo würde darauf Bedacht genommen werden müſſen, 
Preußen diejenige bevorzugte Stellung zu ſichern, welche es in einer 
Trias zu verlieren fürchtet, und welche den Grund bildet, weshalb eine 
Einigung mit Bayern unmöglich geworden“.**) Der hannoverjche Vor- 
ſchlag lautete daher dahin, die Regierung des Neichs einem „beftändigen 





*) „Wir glauben dasſelbe Vertrauen zu der Kaiſerlichen Regierung hegen zu 
dürfen, in Beziehung auf die augenblidliche Leitung der deutſchen Angelegenheiten, 
und erwarten daher, daß diejelbe ihre Zuftimmung dazu geben werde, daß bis zum 
Abſchluß der Bundes -Berfafjung Preußen die provijoriihe Gentralgewalt über- 
nehme“ ꝛc. Preußifches BP. M. d. d. 9, Mai 1849, 

++) Notatum im Sejamt-Minifterium den 1., 2. und 3. Mai 1849, 
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Präjidio des Kaiſers von Defterreich und des Königs von Preußen“ zu 
übertragen, dem ein Reichsrat von fünf Mitgliedern zur Seite ftehen 
jollte, die die Regierungen fäntlicher deutfchen Einzelftaaten zu erwählen 
hätten. So lange Dejterreich indes verhindert wäre, die vereinbarte Ver: 
fafjung in feinen deutjchen Bundesländern volljtändig zur Anwendung 
zu bringen oder „Neichsbejchlüffe” unter Zuftimmung des Reichstages in 
jeinen Bundesländern einzuführen, „jo follten defjen Präfidialrechte ruhen, 
und bis dahin der König von Preußen allein Vorſtand des Neichs fein.“ 
Diefer Entwurf jchien jedoch dem preußischen Bevollmächtigten „nicht 
geeignet, den Beratungen zu Grunde gelegt zu werden“; denn er entjpräche 
weder Der Stellung Preußens, noch dem Bebürfniffe der Nation, „welche 
eine in ihrer Kompetenz jcharf begrenzte, aber nicht in ihrem eigenen 
Innern zerjplitterte Dberleitung verlange”. Radowitz forderte vielmehr, 
daß die Neichsregierung von einem „Reichsvorſtande“ an der Spite eines 
Fürſtenkollegiums geführt und deffen Würde unauflöglich mit der Krone 
Preußen verbunden wäre. Das Fürftenfollegium follte aus 7 Stimmen 
beitchen und zwar: 

1. Preußen. 

2. Oeſterreich. 

3. Bayern. 

4. Sachſen, die jächfiichen Herzogtümer, Neuß, Anhalt, Schwarzburg. 

5. Württemberg, Baden, beide Hohenzollern. 

6. Hannover, Braunschweig, Oldenburg, Medlenburg, Holftein, die 

Hanjejtädte. 
. Kurhefjen, Hefjen-Darmjtadt, Nafjau, Homburg, Luxemburg und 
Limburg, Walded, Detmold, Schaumburg, Frankfurt. 

Stüve wagte nicht, die Frage, ob er feinem Entwurf zu Gunjten 
dieſes Vorſchlages entjagen jollte, für fich allein zu entfcheiden. Er reijte 
daher nad) Hannover zurüd, um fich mit feinen Kollegen zu beraten. 
Und Diefe waren der Anficht, daß man des Friedens willen den 
preußifchen Anfchauungen nachgeben müfje, „jedoch mit großer Vorficht 
dahin jehen, daß durch die Limitierung der Reichs-Regierungsrechte den 
Einzeljtaaten die nötige Selbftändigfeit erhalten werde“.*) In der That 
erreichte Stüve glüdlih, dag Radowitz ich jchriftlich mit dem Grund: 
prinzipe einverftanden erklärte, wonacd, dem Neichsvorjtande als ſolchem 
nur die erefutive Gewalt vorbehalten werden jolle, während er bei allen 


21 


*) Protololl der Miniſterial⸗Sitzung vom 13. Mai 1849. 
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legislativen Funktionen al® primus inter pares zu handeln hätte. Ueber 
die andern Punkte wurde leicht eine Verjtändigung erzielt. Nachdem der 
Könige. Sächſiſche Miniſter Freiherr von Beuſt angefommen war und 
der bayerifche Geſandte Graf Lerchenfeld die nötigen Vollmachten erhalten 
hatte, waren daher Radowig und Stüve im ftande, beim Beginn der 
offiziellen Konferenzen am 17. Mai einen vereinbarten Verfaſſungs-Ent— 
wurf vorzulegen. 

Und noch nach einer andern Richtung war es Stüve gelungen, die 
Erpanfions-Gelüfte Preußens in Schranken zu halten. Der Finanzminifter 
von Rabe und der Handelsminifter von der Heydt Hatten an ihn die 
Anfrage gerichtet, ob Hannover geneigt jei, falls fich die Verhandlungen 
über die Zolleinigung in Frankfurt zerichlügen, feine Kommiſſarien nach 
Berlin zu entjenden. Zu einem Anjchluß an den preußijchen Zoll— 
verein aber fühlte Stüve feine Neigung. Nur als Folge einer größeren 
politiichen Einigung Deutjchlands war er auch zu einer Zolleinigung 
bereit.*) „Preußen fonnte nichts Unflugeres thun, als in dieſem 
Augenblid damit zu drängen“, jchreibt Stüve. Ebenſo dachte der 
König. Einige Wochen nachher wurde derjelbe Verfuch wiederholt. „Aber 
hierüber jage ich Ihnen privatim*, fchrieb er an Wangenheim,**) „ich 
werde mich nie darauf einlafjen, denn folches muß zum Schaden Han- 
novers gejchehen, und ich bin fejt überzeugt, würde im Lande die größte 
Unzufriedenheit und gar vielleicht Unruhen hervorrufen. ch bin zwar 
jehr gut deutjch, mehr aber noch Hannoveraner und ihr Intereſſe geht 
mir vor.“ Und er hatte Recht: „Können wir“, jo fagte die Stadthannoverjche 
Kaufmannjchaft, „das einige Deutjchland nicht"erreichen, jo wollen wir freie 
Hannoveraner bleiben und uns von Preußen nicht unterfuttern lafjen“.***) 

In Berlin aber glaubte man, den deutjchen Bundesftaat mit ein- 
heitlicher preußifcher Spitze bereit3 fertig zu haben. Am 15. Mai, am 
Tage nach der Abberufung der Frankfurter Abgeordneten, erließ der 
König einen Aufruf „An Mein Volk“, worin er erklärte, daß in fürzefter 
Friſt der Nation durch die Verfafjung das gewährt werden folle, was 
fie mit Necht verlange umd erwarte — ihre Einheit, dargeſtellt durch 
eine einheitliche Exekutive und ihre Freiheit, gefichert durch eine Volls— 
vertretung mit legislativer Befugnis. Die von der National-Verjamm: 


*) Stüve an dad Gejamt- Minifterium d. d. 9. Mai 1849, an Wangenheim 
d. d. 18. Juni 1849, | 
*) König Ernft Auguſt an Wangenheim d. d, 17. Juni 1849. 
**) Stüve an Wangenheim d. d. 18. Juni 1849, 
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lung entworfene Reichsverfaffung folle hierbei zu Grunde gelegt werden, 
und es feien dabei nur diejenigen Punkte verändert worden, „welche aus 
den Kämpfen der Parteien hervorgegangen und dem wahren Wohle des 
Vaterlandes entjchieden nachteilig find“. „Deutſchland vertraue hierin“, 
jo heißt es am Schlufje, „dem Patriotismus und dem Rechtsgefühl der 
preußiſchen Regierung; fein Vertrauen wird nicht getäufcht werden. Das 
it mein Weg“. 

Nur der Umstand, daß der Neichsverwejer die Abficht, abzudanfen, 
wieder aufgegeben Hatte, jtand den preußiſchen Einigungs- Plänen Hindernd 
im Wege. Man juchte ihn daher durch ein rücjichtslos ſchroffes Auf- 
treten zu beivegen, diejen Bejchluß wieder zurücdzunehmen. Oberſt Fiſcher, 
der eigens zu diefem Berjuch nach Frankfurt entjandt wurde, las ihm 
gemeinfchaftlih mit dem interimiftiichen Bevollmächtigten von Kamptz 
eine „im Lapidar-Stil abgefaßte telegraphiiche Depejche vor, worin ihnen 
ganz troden aufgegeben war, ihn zum Nüdtritt und zur Uebergabe an 
Preußen zu veranlafjen“.*) ine andere, den verfammelten Bevoll- 
mächtigten vorgelefene Depejche erklärte, die preußifche Regierung müſſe, 
„auch ohne fürmliche Uebertragung von jeiten der Gentralgemwalt in 
der dänischen Frage die Leitung übernehmen. Preußen allein iſt im 
itande, die Angelegenheit jchleunig zu beendigen. Daß die Reichsgewalt 
in diefem Augenblid fein Gewicht mehr weder in die Schale des Krieges 
noch des Friedens legen und weder den Krieg noch die Verhandlungen 
mit Nachdrud führen kann, darüber wird ſich das Reichsminiſterium 
wohl jelbjt nicht täufchen.“ Much formell fei die Gentralgewalt nicht 
befugt, die Verhandlungen weiter zu führen, denn nach dem Artifel 4 
des Geſetzes vom 28. Juni v. 3. fünne fie über Krieg und Frieden 
und Verträge mit auswärtigen Mächten nur im Einverftändnis mit 
der National-Berfammlung bejchliefen und diefe Habe Preußen 
gegenüber feine rechtliche Exiſtenz mehr.“) Allein alle diefe Bemühungen 
prallten an der SHartnädigfeit des Erzherzogs ab. Trog Hohn umd 
Schmähungen harrte er mit feinem großdeutjchen Minifterium auf feinem 
Voten aus und verhinderte dadurch die Zerreifung des Fadens, der 
Deiterreihh an Deutichland knüpfte. 

Und diefer Miperfolg blieb nicht der einzige. Die Sendung des 
Generals von Canitz nach Wien war volljtändig gejcheitert. Die Denf- 

*) Legationd-Rat Neubourg an Wangenheim d. d. 27. Mai 1849, 


=“), Erlaß an ben interimiftifchen Bevollmächtigten Wirklichen Legationd -Rat 
von Kamph zu Frankfurt d. d. 18. Mai 1849, 
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ichrift vom 9. Hatte dort die Hoffnung auf Verftändigung vernichtet, 
„und die bedauerliche Ueberzengung gewährt, daß die Anfichten Preußens 
von jenen Defterreich® wejentlich verjchieden geblieben ſind“.“) Fürſt 
Schwarzenberg lehnte es definitiv ab, mit Preußen eine bindende Ueber— 
einkunft abzujchließen, „in welche als eigentlicher Paciscent ein Bundes— 
Staat einzutreten hätte, der noch nicht einmal gebildet ift“. Den Antrag 
aber, „Preußen völlig freie Hand zu laffen und die hierzu nötigen Schritte 
zu thun“, fand er „nicht im Einflange mit der an Dejterreich, wie an alle 
übrigen Bundesjtaaten ergangenen Einladung zur Teilnahme an den in 
Berlin zu pflegenden Unterhandlungen.” Zwar erfannte der faiferliche 
Miniſter an, daß der Reichsverweſer die Stellung, welche ihm angewiejen 
worden war, nicht länger behaupten könne. Aber die Uebernahme der 
Gentralgewalt durch Preußen würde, wie er meinte, insbejondere bei 
der in Süddeutjchland gegen diefe Macht herrichenden Stimmung manches 
Miktrauen rege machen. Deshalb jchlug er vor, „ſich mit Defterreich 
über die Errichtung einer aus drei Mitgliedern beitehenden proviſoriſchen 
Gentralgewalt zu verftändigen, deren Zufammenfegung in der Art zu 
erzielen wäre, daß Dejterreich und Preußen zur Vermeidung alles Zeit: 
verluftes die Ausübung der Gewalt jofort übernähmen und die übrigen 
deutjchen Könige aufforderten, fich über die Wahl des dritten Mitgliedes 
unter fich zu vereinigen! Endlich hoffte Dejterreich bald im ftande zu 
jein, auch materielle Hilfe zur Bewältigung des Wufftandes in Süd- 
deutjchland zu leiften. Ein Korps von 10000 Mann hätte, wie Fürſt 
Schwarzenberg erklärte, bereits Befehl erhalten, aus Italien nach Vorarl- 
berg zu marfchieren, um gegen die Aufrührer zu operieren. **) 

Unter diejen Umständen begannen die Konferenzen am 17. Mai 
unter ziemlich ungünftigen Aufpizien, Hatte doch der General Canitz 
jelber — wiewohl vergeblich — feiner Regierung vorgejchlagen, wenigitens 
fürerft auf das urfprüngliche Projekt zu verzichten. „Die Verhandlungen 
wurden”, wie der Minister von Beuft erzählt,***) „buchjtäblich tambour 
battant geführt und durch die Profflamation vom 15. waren die ein- 
geladenen Regierungen im Falle des Miflingens jchon im voraus ins 
Unrecht geſetzt.“ Radowitz aber, den eine Frankfurter Slarrifatur einst 
ald einen mit einem Schwert umgürteten Kapuziner dargejtellt Hatte, 
weil er die Eigenfchaften eines jtreitbaren Mönchs und eines ftreitbaren 

*) Bergl. die zwei Denkſchriften des Oeſterreichiſchen Kabinetts d.d. 16.Mai 1849. 


**) Depeiche des Grafen Platen d. d. Wien 20, Mai 1849. 
+++) Vergl. Freiherr von Beuſt, „Aus dreiviertel Jahrhunderten”, I. Teil, S. 90. 
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Kriegers in ich vereinigte, trat hier nur als brüsfer, energifcher Soldat 
auf. Jedoch Schon am Schluffe der erjten Situng, abends 10 Uhr, gab 
der öfterreichifche Bevollmächtigte, Baron von Prokeſch-Oſten, die Erklärung 
ab, daß er „an einer näheren Beteiligung bei den Beratungen der 
Konferenz behindert ſei,“ und „dermalen jeinen Beiſitz für wenigjtens 
unnotwendig halte” Am nächiten Tage, den 18., fam es zu ernten 
Meinungsverjchiedenheiten zwijchen dem preußiſchen und Hannoverjchen 
Bevollmächtigten. Auf der Tagesordnung ftand der III. Abjchnitt: „Das 
Reichsoberhaupt.” Radowitz beantragte auszusprechen, daß das Fürſten— 
follegium, jo lange Dejterreich ſich nicht veranlaßt fände, ſich mit feinen 
bisherigen Bundeslanden der Reichsverfaffung anzufchliegen, nur aus 
jechs Stimmen beftehen ſolle Stüve dagegen hatte über das fünftige Ver- 
hältnis Dejterreichs bejondere Bedenfen. Er wollte nicht, daß es aus 
Deutjchland ausſcheide. Es müſſe vielmehr, am Fürſtenkollegium teil- 
nehmend, auch bei der Erefutive beteiligt fein, und darüber hätte es ſich 
jpäter mit Preußen ins Cinvernehmen zu jegen. ine ſolche Zus 
jfiherung aber wollte Radowig nicht geben. Er erklärte, der Aufbau 
des Bundesjtaates, den Deutjchland mit Necht beanfpruche, jei mit 
Dejterreich geradezu unvereinbar. Es habe wiederholt nicht den Ein: 
tritt mit feinen Bundeslanden, jondern einen anderen, dem mit feinem 
ganzen Länderfompler, verlangt. Nur jo, d. 5. in feiner jtaatlichen 
Gejamtheit oder gar nicht, könne es eintreten. Wollten die anderen 
Regierungen hiernac) nicht mehr mit Preußen gehen, fo müfje es feinen 
Weg allein verfolgen. Stüve replizierte heftig. Er gab zwar zu, daß bei 
einem Fortbeſtand des jeßigen legislativen Zuftandes in Dejterreich von 
dejfen Eintritt in den zu bildenden Bundesjtaat nicht die Rede fein könne, 
Allein diefer Zuftand fei nicht unabänderlich, und, wenn Dejterreich infolge 
einer jolchen Aenderung ſpäter eintreten fünne, jo müfje ihm dies gejtattet 
fein. Er empföhle deshalb dringend, durch ausdrüdliche Erwähnung des 
für Dejterreich vorbehaltenen fünftigen Eintritt3 wenigjtens die Idee eines 
demnächjtigen umgeteilten Deutjchlands feitzuhalten — ſchon „um das 
Werk vor dem Vorwurf einer damit zu gründenden preußifchen Hege— 
monie in Schuß zu nehmen.“ Nach einigen weiteren Hin- und Her: 
reden erflärte jich endlich Radowitz damit einverftanden, daß dem erjten 
Paragraphen des erjten Abjchnittes der Verfaſſungs-Urkunde der Zuſatz 
hinzugefügt werbe: 

„Die Feſtſetzung der Verhältniſſe Oeſterreichs zu dem deutjchen 

Reiche bleibt gegenfeitiger Berftändigung a e 

Haffell, ®. v. Das Königteich Hannover, Bd. I. 
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Infolge deffen wurde die Zahl der Mitglieder des Fürſtenkollegiums von 
fieben auf ſechs reduziert. 

Den König Ernit Auguft vegten die Nachrichten von dieſen De- 
batten heftig auf. Er gelangte zu der leberzeugung, „dab Preußen 
mit Hilfe des Radowitzſchen intriguanten Benehmens im Trüben fiſchen 
wollte” und verlangte, daß Stüve „allenfall3 veranlagt werde, dem 
Könige geradezu zu erklären, daß er mit Radowiß nicht weiter verhandeln 
werde.“*) Erit als er erfuhr, daß in den S S5, welcher die Zahl der 
Mitglieder des Staatenhaufes von 192 auf 167 herabjegte, ein aus— 
drüdlicher Vorbehalt zu gunften der deutjch-öfterreichiichen Lande auf: 
genommen war, beruhigte er fich. 

Uebrigens nahmen die Verhandlungen einen außerordentlich rajchen 
Verlauf. Am 20. war die VBerftändigung über den Entwurf einer Reiche- 
verfaffung ſchon jo weit gediehen, daß ſie die gefamte Vorlage mit Aus: 
ichluß der Grundrechte und des Wahlgejeges umfaßte. Preußen trat 
daher mit dem Vorſchlage eines fürmlichen Bündniffes der vier König— 
reiche „zum Schuß der inneren und äußeren Sicherheit feiner Glieder‘ 
hervor, zu dem der Beitritt allen anderen Staaten des bisherigen deut: 
chen Bundes offen ftehen ſollte. Hannover ftimmte fofort zu, machte 
aber zur Bedingung, „daß durch das zu jchließende Bündnis die Nechte _ 
und Pflichten aus dem Bundesverhältnis von 1815 nicht gefchwächt 
werden.“ Außerdem müßte aud) Defterreich der Beitritt für feine deutfchen 
Zandesteile jtets frei bleiben, und die proviſoriſche Oberleitung Preußens 
durch weitere Berabredungen näher beftimmt werden. Auch damit erflärte 
ſich Radowitz einverjtanden, und alles fchien aufs Beſte geregelt. Nur 
die Eröffnung des bayriichen Bevollmächtigten, daß er wegen Mangels 
zureichender Inftruftionen zu einer jofortigen Erklärung nicht imftande 
fei, trübte die Zuverficht auf einen glüdlichen Nusgang. 

In Hannover aber jah man „mit Vergnügen“ in dem Bündniffe 
„einen merklichen Schritt, der uns mit heilen Gliedern aus dem dermaligen 
Irrſaale herauszuführen verfpricht“.**) et war der König jelbft „mit 
allem, was bisher in Berlin verhandelt war, völlig einverjtanden, und 
bezeugte wiederholt feine Zufriedenheit mit den erlangten Refultaten“. ***) 
Er glaubte aber, daß in Berlin Intriguen im Spiele feien, um Stüve, 
der dringend wünjchte, die hannoverſchen Wünfche und Anjchauungen 

*) Kammerrat von Münchaufen an Graf Bennigien d. d. 20, Mai 1849. 


**) Degationdrat Neubourg an Wangenheim d. d. 21. Mai 1849 abends. 
***) Graf Bennigfen an Wangenheim d. d. 23. Mai 1849, 
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Allerhöchiten Orts zur Geltung zu bringen, vom Könige von Preußen 
fern zu halten. Der Minifter erhielt daher Auftrag die Erklärung abzugeben, 
daß er nicht unterzeichnen werde, bevor er eine Audienz in Charlottenburg ge: 
habt habe. Nach weiterer Ueberlegung hielt man es aber doch für beſſer, nicht 
darauf zu beſtehen. Stüve wurde vielmehr angewiefen, in Berlin zu 
verbleiben, bis die Sache ganz definitiv erledigt jei, da der König „ihn 
für den Einzigen hielt, der Radowig zwingen könne“,“) und feine 
Perſönlichkeit die jicherfte Gewähr für das Gelingen der Unterhand- 
(ungen bot, 

Alles war im beiten Zuge, da gab am 23. Mai der bayrifche 
Gejandte plöglic; die Erklärung ab, daß jeiner Regierung die Be- 
itimmungen des Mbjchnitt3 111 über die Geſtaltung des fünftigen 
Reichd-DOberhauptes ſchwerlich genügen würden. Zwar habe er bie 
dringend erbetenen näheren Injtruftionen noch nicht erhalten, aber aus 
manchen Anzeichen glaubte er jchon jetzt jchliegen zu fünnen, daß Bayern 
jich den gedachten Vorjchlägen nicht fügen werde. Die Machtbefugniffe, 
welche dem Neichsvorjtande übertragen werden jollten, „Itellten dem 
Auslande fein födertertes Deutjchland, jondern jtatt deſſen nur ein mäch- 
tigeres Preußen gegenüber“. Etwa nur aus momentaner Verlegenheit 
jest der Vorlage Preußens zuzuftimmen, in der Vorausficht, in Haupt- 
punften jpäter wieder davon abzugehen, aber fünne er nicht für rätlich 
erachten. Radowitz gab zu, daß Oeſterreich die preußifchen Anträge 
abgelehnt habe; aber die Zeit der nebelhaften Gedanken jet jet vorüber. 
Set müfje nach klarer Einfiht und mit Entfchiedenheit raſch gehandelt 
werden, und Preußen jei dazu mit oder ohne Dejterreich entjchloffen. 
Defien bisherigen Borfchläge müſſe es ledig auf fich beruhen Lafjen. 
Sie feien, jelbft wenn fie jich verwirklichen ließen, weder ein Segen für 
das deutſche Vaterland, noch verbürgten ſie eine fichere ehrenhafte 
Bewältigung der nahen drohenden Gefahren. 

Stüve ſtimmte ihm vollftändig bei. Die praftiichen Borjchläge 
Defterreich3 fahte er dahin zufammen: „Dejterreich einheitlich, Deutjchland 
zerjpalten; für Dejterreich Befeftigung, für Deutjchland die Revolution.“ 
Zu einer ſolchen Wendung werde auch Hannover niemals jeine Zuſtim— 
mung geben. 

Der jüchlische Bevollmächtigte dagegen nahm aus der Verwahrung 
Bayerns Anlaß, auch jeinerjeits gegen die dem Reichsvorſtand ausjchlieh- 


*) Kammerrat von Mündhaufen an Graf Bennigfen d. d. 25. Mai 1849. 
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lich zugeteilte Zeitung des diplomatischen Verkehrs Einfpruch zu erheben. 
Und das waren nicht feine einzigen Bedenken. Beuft erklärte, die Eins 
führung des vorgejchlagenen Proviforiums würde in Sachſen eine 
Berfaffungsverlegung jein, folange der Weichsverwejer nicht abgedanft 
habe. Deſſen Rücktritt müfje in jedem Falle abgewartet werden; con- 
ditio sine qua non jei aber, daß in 8 1 des Verfaflungs- Entwurfs 
ausdrüdlich gejagt werde, daß die Verftändigung mit Dejterreich „auf 
Grund der deutjchen Bundesverfajjung vorbehalten jei“.*) 

Wenn aljo überhaupt noch Etwas zuftande kommen jollte, jo that 
Eile not. Stüve vereinbarte daher mit Radowig die Punktation eines 
Bündnisvertrages auf ein Jahr, von der fie Hofften, daß auch die 
ſächſiſche Regierung ſich zur Annahme bereit erflären würde Im 
Hannover, wo die Nachricht von „der Unftichhaltigfeit“ der Sachſen 
„betrübend“ wirkte, hoffte man, daß Stüve jelbit einen Abjtecher nach 
Dresden machte, um das Einvernehmen wieder berzuftellen.**) Allein 
man jtand von dem Plane ab, weil man fürchtete, daß durch einen 
ſolchen Schritt im Publikum der Verdacht über Mißhelligfeiten innerhalb 
der Konferenz erwedt werden fünnte Statt deſſen begab ſich Beuft 
nach der jächjischen Hauptjtadt, um die vorhandenen Echwierigfeiten aus 
dem Wege zu räumen. Nach feiner Rückkehr, am Vorabend des Pfingſt— 
fejtes, den 26. Mai abends 9 Uhr, begann die Schlußfigung der Kon: 
ferenz. Die Verhandlungen, welche bis zum 27. 3 Uhr morgens 
dauerten, waren Heiß und erbittert. Beuſt übergab eine vorbehaltliche 
Erklärung bezüglich der Oberhauptsfrage, der fich die hannoverjchen Be: 
vollmächtigten, angefichts der Weigerung Bayerns, eine definitive Erklärung 
abzugeben, anjchloffen. Radowitz beanjtandete indes deren Annahme; ebenjo 
der darauf Bezug nehmenden Ratifikations-Urkunde. Da jedoch ſchon 
vorher ein diplomatisches Eirkular ergangen war, welches das Einver- 
nehmen der drei föniglichen Regierungen verkündete, jo konnten Hannover 
und Sachjen die Unterzeichnung des Bündnis-Vertrages und des Ver- 
fafjungs- Entwurfs nicht verweigern. ***) 

Am nächſten Tage, den 27. Mai, überreichte Stüve den Vorbehalt 
ſchriftlich. Er ſprach aus, daß die hannoverfchen Bevollmächtigten „der 
ihnen von preußijcher Seite vorgelegten Propofition rückſichtlich der 


*) Aufzeihnungen des Klofterrats von Wangenheim. 
+) Neubourg an Wangenheim d. d. 27. Mai 1849, 
***) Beuſt, a. a. O., 1. Zeil, ©. 9. 
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Geſtaltung des demnächitigen Neich8-Oberhauptes und der Reichsregierung 
nachgebend, einen von ihnen für richtiger gehaltenen Entwurf bei Eeite 
zu jegen, fich bereit erklärt hätten“. Dennoch fänden fie „in der unab- 
weisbaren Notwendigkeit einer Einigung der Regierungen und infolge 
der ablehnenden Erklärungen Dejterreichs eine Rechtfertigung für ihre Nach- 
giebigfeit gegen den preußischen Entwurf. Sie vereinigten fich aber mit den 
Bevollmächtigten der Königlih Sächſiſchen Regierung für den beflagens- 
werten Fall, wenn der gegenwärtige Verfuch eimer Einigung zu Nichts 
als zur SHeritellung eines nord» und mitteldeutichen Bundes führen 
möchte, in der Erklärung, daß für diefe Eventualität die Erneuerung der 
Verhandlungen und die Umgeftaltung des vereinbarten Berfaffungsentwurfs 
ausdrüclich vorbehalten bliebe." Das Geſuch Stüves, die Hannover- 
ſchen und ſächſiſchen Erklärungen wenigitens dem verlefenen, genehmigten 
Schlußprotokoll beizufügen, wurde jedoch von Radowitz nicht berüdfichtigt. 
Auch der preußifche Staatsanzeiger, der am 31. Mai den vereinbarten 
Entwurf der Berfaffung des deutſchen Neiches und des Wahlgejeges zum 
Volkshauſe „ohne das Bündnis, dem er entjprofjen it“, veröffentlichte, 
erwähnte den Vorbehalt nicht. Man jah alfo, „unbefannt mit den, in 
Radowitzs einleitendem Artikel behutfam verjchtwiegenen hannoverjchen Vor: 
Ichlägen und Erklärungen den Entwurf auch für die Oberhauptsfrage als 
die von den Regierungen einhellig bejchlofjene Vorlage an“.*) Das hatte 
den Nachteil, daß diejer Eindrud in der allgemeinen Meinung vorerit 
Boden gewann. „Bei dem Bedürfnis der Regierungen aber, dem Volke 
gegenüber die Eintracht nicht zu verleugnen, mußte es hinterher jehr ſchwer 
halten, der richtigen Anficht Geltung zu verschaffen, ohne dag man fich 
dem Gejchrei über Partifularismus und Sonderbündelei ausjeßte.“ Und 
jo ift e8 in der That auch jpäterhin gefommen. Auch eine weitere Be— 
kanntmachung des Staatsanzeigerd vom 2. Juni veröffentlichte zwar Die 
Uebereinfunft der Regierungen von Preußen, Sacjjen und Hannover über 
die Einrichtung eines proviforischen Bundesschtedsgerichtes, welche den 
Artikel V de3 Bundesstatuts vom 26. Mai ausmachte, aber den Vertrag 
jelber brachte fie wieder nicht. Zu diejen Gericht, welches jpäteftens am 
1. Juli in Erfurt zufanmentreten jollte, hatte Preußen 3, Hannover und 
Sachjen je 2 Bundesrichter zu ernennen und eine Note an die andern 
deutjchen Regierungen wies ausdrüdlich darauf Hin, wie bereits auf dem 
Wiener Kongrefje Preußen und Hannover ein jolches Gericht als not- 


*) Neubourg an Wangenheim d. d. 1. Juni 1849, 


70 Argwohn Ernſt Auguſts gegen Radowig und Bunſen. 


wendig bezeichnet und gefordert hätten. Hannoverſcherſeits wurden der 
Oberappellationsrat von Pape und der Stadtrichter Dr. Franke in 
Harburg dazu deſigniert. 

Der alte Ernſt Auguſt war außer ſich über Radowitz's „intriguing 
Jesuitical spirit“. Er war überzeugt, daß in Preußen eine Partei 
erijtierte, Die deffen Macht durch Mediatifierung der andern Souveräne 
vergrößern wollte, und daß diefe Bartei Himmel und Erde in Bervegung 
jegte, um Oeſterreichs Werbleiben in Deutjchland zu verhindern. Der 
König jelbft und Graf Brandenburg waren feiner Anficht nach zu chren- 
hafte Männer, um einen jolchen Plan zu hegen, aber unglücklicherweije 
wäre Friedrich Wilhelm völlig in den Händen von zwei Männern, „whom 
I look upon as the most worthless unprineipled men that exist 
— I mean Major-General Radowitz and Bunsen“. Dieſe beiden hätten 
Jich gänzlich der Partei Gagern-Camphaufen und der der wütendften Dema- 
gogen angeſchloſſen. Niemals aber würde er eine Inforporierung jeiner 
Armee in Preußen zugeben, und da er hoffte, diefe auf 80,000 Mann 
bringen zu fönnen, jo hätte er nicht bloß das Recht, jondern auch die 
Macht, jeine Unabhängigkeit zu behaupten.*) 

Die Nachricht von dem Abjchluffe des „Dreisflönigs-Bündniffes” er- 
regte allenthalben die gewaltigite Senjation, aber Beifall fand es fait 
nirgends. Bei der Hannoverjchen Regierung ſelbſt freilich erweckte Die 
Abſchlußbotſchaft große Freude und eine wahre Herzens-Erleichterung. 
In Braunfchweig dagegen beabfichtigte die Bevölferung jchon während 
der Vorverhandlungen den Minifter Stüve, von dem fie erfahren hatte, 
daß er die Stadt pafjieren würde, mit einer Kabenmufif zu begrüßen, 
ein Plan, der nur deshalb nicht zur Ausführung Fam, weil er im lebten 
Augenblid jene Neifedispofition änderte. Aus Wien meldete Platen, daß 
Fürſt Schwarzenberg fich ehr entjchieden gegen jede Umgejtaltung Deutjch- 
lands, welche Defterreich ausfchliege, ausgejprochen, und dak der Kaiſer 
von Rußland, mit dem die deutjche Frage in Warfchau disfutiert worden 
jet, dieſe Anfichten gebilligt Habe.**) Set fiel der fonjt „brettumhauptete“ 
und diplomatisch unficher auftretende alte öfterreichifche Geſandte Freiherr 
Kreß don Kreffenftein den Grafen Bennigjen förmlich um des Bündnifjes 
willen an, „das das hannoverjche Minifterium mit der Revolution gejchlofjen, 





*) Vergl. die eigenhändigen Briefe Ernſt Auguft3 an den Herzog von Wellington 
d. d. 7. und 12, Juni 1849 in Baron de Malortie, Here, there and anywhere 
S. 3 ff. 

**) Depeſche des Grafen Platen d. d. 28. Mai 1849. 
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wie es in jeine eigene Mediatifierung gewilligt habe, und was des 
dummen Zeuges mehr geweſen ift“.*) 

Faſt noch ungünftiger lauteten die Nachrichten aus München. Preußens 
Verfahren gegen Bayern berechtigte allerdings diefen Staat zu dem 
größten Mißtrauen. Sein dortiger Gefandter, Herr von Bockelberg, war 
ein „im böchiten Grade reizbarer Mann, empfindlich über alles, voller 
Prätenjfionen und dabei faljh und umwahr. Ber font Höchit be— 
Ichränkten Fähigleiten war es ihm gelungen, noch mehr alle Welt mit 
Mißtrauen gegen feine Regierung zu erfüllen, als ſich perſönlich unange- 
nehm zu machen“.** Als die Verhandlungen mit ihm nicht vom Fleck 
. famen, entjandte man von Berlin den Prinzen Croy und den General 
von Gerlach als außerordentliche Bevollmächtigte nah München. Sie 
gefielen perfönlich jehr, allein, was fie über die Stellung Preußens zu 
Dejterreich berichteten, entjprac) jo wenig der Wahrheit, daß man nach 
der jchonenditen Auslegung nur annehmen konnte, fie ſeien jelbjt getäujcht 
worden. Sie behaupteten nämlich, Dejterreich jei mit den neueſten Er- 
Öffnungen Preußens in der Oberhauptsfrage völlig einverjtanden, big 
ihnen Pfordten die neuejten Depeſchen Schwarzenbergs vorlegte, die gerade 
das Gegenteil ergaben. Wurde dadurch jchon die Stimmung in den maß 
gebenden Kreijen Bayerns nicht gebefjert; jo trug die perfönliche Antipathie 
des Königs und feines Minifters, namentlich aber das diftatorifche Auf- 
treten der preußiichen Unterhändler dazu bei, fie noch mehr zu verjchlech- 
tern. Am 24 Mai machten Bodelberg und Gerlach neue Borjchläge 
und verlangten fategorifch deren Annahme binnen 24 Stunden, mit der 
Drohung, daß Preußen im Weigerungsfalle Bayern gegenüber der Re— 
volution in der Pfalz und Baden ohne Unterjtügung lafjen würde, 
Pfordten erwiderte, diefer Schritt Preußens jei unerhört in der Gejchichte 
eines unabhängigen Staates. Selbjt Napoleon ſei dem Nheinbunde 
gegenüber nicht im ſolcher Weiſe aufgetreten. Wenn aber Preußen auf 
den Abbruch der Verhandlungen bejtände, jo würde er die offiziellen 
Dofumente veröffentlichen und das Urteil Deutjchlands und Europas 
über die preußiiche Politit in der deutjchen Frage abwarten.***) Die 
Unterhändfer hielten es daher für befjer, einzulenfen, und die Hoffnung 
auszujprechen, daß man fich doch noch arrangieren würde. Aber 
die Nachrichten von dem preußifchen Prätenfionen verbreiteten ſich im 

*) Meubourg an Wangenheim d. d. 1. Juni 1849, 

*) v. d. Sinejebed an Wangenheim d. d. 4. Juni 1849, 

**) Depeiche bed Gejandten v. d. Kneſebech d. d. 25. Mai 1849. 
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Publikum und erregten die allgemeinfte Indignation. Als dann noch die 
Neichsverfafjung publiziert wurde, ohne daß Bayern phyſiſch nur im 
Stande gewejen wäre, feine Antwort auf die Vorjchläge Preußens vorher 
abzugeben, ftieg der Unwille auf den höchiten Grad, und ed wäre ber 
Regierung unmöglich geweſen, nachzugeben, jelbft wenn fie gewollt Hätte. 

Nicht einmal die eigenen Diplomaten waren mit der Politif der 
hannoverjchen Regierung einverftanden. Der „dicke aber zuweilen jehr 
befangene” Kneſebeck war der Anficht, daß man fich in der Oberhaupts- 
frage viel zu nachgiebig gezeigt habe. „Mir liegen zu viele Beweije der 
Falſchheit und der rein partifularijtischen Beitrebungen Preußens vor“, 
Ichreibt er an Wangenheim,*) „um nicht überzeugt zu fein, daß dieſer 
Staat nad) nichts anderen jtrebt, als das ganze übrige Deutjchland oder 
doch den größten Teil desjelben ſich zu imforporieren, und daß feine 
Konzeſſion ihn befriedigen wird, bis er feinen legten Zwed erreicht hat.“ 
Dennoc hielt er ſich verpflichtet, jich „der Politik feines Goudernements 
zu fonformieren, jelbjt wenn ich perjönlich nicht damit einverjtanden 
jein jollte.“ 

Graf Platen dagegen — unſer Talleyrand, wie ihn Neubourg ge: 
fegentlich nennt — „lieh ſich zu jeder öfterreichiichen Intrigue migbrauchen 
und machte wie blind und toll feine Politik für ſich.“ Er febte dem 
Könige fortwährend „allerlei rufjischöfterreichiiche Flöhe ins Ohr”, womit 
er ihn gegen Die Berliner Unterhandlungen einzunehmen trachtete,**) zum 
Glück jedoch ohne Erfolg. Für die wahrhaft ſtaatsmänniſchen Eigenjchaften 
Stüves fehlte ihm jedes Verftändnis. Mit unfäglichem Hochmut blickte er auf 
diejen niedrig geborenen Plebejer herab, während nach den Kammerdebatten 
über die Grundrechte jich jogar zwiichen diefem und dem fronprinzlichen 
Hofe ein bejjeres Verhältnis Herausgebildet hatte. In Wien fagte er jedem, 
der e3 hören wollte, „er wünjche, daß jo ein verfluchter Kerl wie Stüve, 
ein Nevolutionär, der für den roten Adler Hannover verfaufe, gehängt 
würde oder in der Spree erjöffe.***) — Gegen den preußischen Gejandten, 
Graf Bernftorff, äußerte er, „wenn es zum Striege fomme, würden die 


*) Kneſebeck an Wangenheim d. d. 4. Juni 1849, 
*) Menbourg an Wangenheim d. d. 27. Mai 1849. 
 Mangenheim an Graf Bennigjen d. d. 4, Juni 1849. Uebrigens hatten 
beide Bevollmächtigte jolhe Ordend- Auszeichnung ausdrüdlich abgelehnt. „Sch werde 
die erite beſte Gelegenheit benugen, um durd ein vertrauliches Wort an Bülow 
ſolchen Dummheiten vorzubeugen, welche allerdings in Prenßen micht zu den Un— 
möglichfeiten gehören dürften“, jchreibt Wangenheim, 
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Hannoveraner zu den Defterreichern übergehen“,*) jo daß die ganze 
Zangmut Graf Bennigjens dazu gehörte, „um den beiden großen Diplo- 
maten nach allem Unfinn, den fie uns eingeleitet haben, nicht den Prozef 
zu machen.“ 

Im Lande jelbjt blidte man auf die in Berlin eingeleiteten Ver— 
Handlungen mit Argwohn. Die oftfriefiichen Provinzialftände hatten 
zwar die Anträge Buerens, wonach fich die Landichaft bis zu deren 
Genehmigung permanent, und für den Fall der Nichtunterwerfung der 
Krone unter die Neichsgewalt Dftfriesland für reihsunmittelbar er- 
klären jollte, zurücgewiefen, aber doch die fonfligen von der Stadt Emden 
aufgejtellten ‘yorderungen zu Gunjten der Frankfurter Verfaffung ich 
angeeignet. Es war das erjte Mal, daß die Vertretungsförper einer 
ganzen Provinz mit ſolchem Begehren hervortraten. Der König entſchloß 
jih daher, von feinem fonftigen Verfahren abzuweichen und die Deputa- 
tion vorzulafien. Am 20. Mai abends empfing er fie im Palais. 

„Der Inhalt Ihrer Adreffe*, jo redete er fie an**), „it derjelbe, wie 
er fich im zahlreichen, wohl 500 Petitionen findet, wie Sie das jelbjt 
wiffen werden. Es ijt mir deshalb nicht neu, und ich habe dieſe Anträge 
ſchon oft und gründlich erwogen. Sie fcheinen zu glauben, ich gehe 
darauf aus, dem Glücke des Landes entgegenzutreten, während ich glaubte 
und hoffte, mein Benehmen jeit den Jahren meines Hierſeins ſollte 
das Gegenteil bewiefen Haben. Schon jeit länger al® voriges Jahr 
habe ich gejtrebt, die größere Macht und Einheit Deutjchlands herbeizu— 
führen. Jetzt behaupten Sie, ich hätte Ihnen jchlechte Miniſter gegeben; 
aber meine Herren, wo Minifter waren, welche Frankfurt alles nachgeben, 
da ijt jet überall Mord und Totjchlag. Ich wiederhole, daß ich alles thun 
werde für die Einigfeit und Aufrechthaltung des Rechts, aber ich verjpreche 
Ihnen nicht alles, was Sie wollen; denn, was ich verjpreche, Halte 
ich unverbrüchlich. Namentlich was mein Miniſterium angeht, jo waren 
mir dieſe Herren, als ich fie annahm, ganz fremd. Sch Habe jie 
forgfältig beobachtet und geprüft. Ich kenne fie jest genau und ich bin 
überzeugt, daß in feinem Lande Männer an der Spige ftehen, die es jo 
redlich mit ihrem Lande und mit Deutjchland meinen, und die jo fähig 
ſind, zu urteilen, auf welche Weiſe man fann den gewünjchten Zweck 
erreichen. Durch unbedingten Gehorſam gegen Frankfurt iſt das 


Wangenheim an Graf Bennigſen d. d. 31. Juli 1849, 
*) ©. die Nede in Oppermann a. a. D., II. Zeil, ©. 226 ff. 
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nicht möglich. Iſt denn, was jest dort geichieht, ausführbar und ver- 
nünftig? — Der liebe Gott hat nicht alles gleich gemacht,: weder bei den 
einzelnen Menjchen, noch in den verjchiedenen Ländern, und jo müſſen 
auch die Menjchen bei ihren Einrichtungen nach den verjchiedenen Ber- 
hältniffen fich richten. Glauben Sie, meine Herren, daß ich alles thun 
werde zum Vorteil von Ditfriesfand und meines Landes; es ift Die 
Sorge dafür meine einzige Beichäftigung. Sch arbeite viel damit und jo, 
dat ich zu Zeiten davon ſehr angegriffen werde und unwohl bin; aber ic) 
fann nur etwas ausrichten, wenn Sie mir das Vertrauen zollen, was 
ich glaube zu verdienen. Sagen Sie das alles zu Haufe, und daß ich 
will, jo lange ich fann, die Sache führen und Hoffe, wenn ich tot bin, 
Sie werden alle jagen, daß ich habe redlich das meinige gethan.“ 

Leider machten dieſe ergreifenden Worte nicht den erwarteten Ein— 
drud. Die oftfriefiiche Landesrehhnungsfommiffion, der die Deputation 
anfangs Juni über ihren Empfang berichtete, bejchloß vielmehr unter 
dem Jubel der Verfammlung mit großer Majorität, daß fie bei ihren 
früheren Bejchlüffen beharren, ihre durch die Deputation überbrachten 
Anträge wiederholen müffe Ferner beantragte fie eine Erklärung der 
Stände, daß fie die Reichsverfaſſung einſchließlich des Neichswahl- 
geſetzes als rechtsverbindlich auc) für Hannover und Djftfriesland aner- 
fennten, und den drei Regierungen Preußen, Sachfen und Hannover fein 
Recht einräumen könnten, ein Wahlgeſetz zu oftroyieren. 

Auch an der Elbe- und Wejermündung „erregten die neuejten Ver: 
widelungen in der deutjchen Angelegenheit nach) allen Seiten die größten 
Bejorgniffe*. Der alte Lang forderte daher am 18. Mai durch ein offenes 
‚slugblatt zu einer Verfammlung „aller Gemeinden und Ktorporationen der 
Provinz Bremen und Verden und des Landes Hadeln“ auf den 7. Juni 
nach Stade auf. Dort follten die „wahren Wünfche des Volkes erfannt 
werden und die geeigneten Mittel gefunden, ihnen den gefegmäßigen und 
nicht mißzudentendem Ausdruck zu geben.“ In der That fanden Sich 
zahlreiche Teilnehmer an der Beratung ein, welche einjtimmig bejchloffen, 
daß fie die ungefäumte Berufung der allgemeinen Stände als dringend 
notwendig erachteten. Außerdem erklärten fie, bei der Neichsverfafjung 
vom 28. März beharren und eine Proteftation gegen die von Preußen, 
Sachſen und Hannover zu oftroyierende Verfaſſung erlafjen zu wollen. 
Nachdem fie dann noch der Regierung das Necht abgejprochen Hatten, 
„ver in Frankfurt nach der Abberufung noch verbliebenen Deputation Die 
zugebilligten Diäten einfeitig zu entziehen," bejchloffen fie, mit den 
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übrigen Provinzen des Landes eine gemeinfame Deputation zum Könige zu 
jenden, um diefem die Wünfche des Landes vorzulegen. Da aber die 
anderen Landesteile feine Neigung verjpürten, ji) an diefer Demon: 
jtration zu beteiligen, jo verlief die ganze politifche Aktion harmlos im 
Sande. 

Ebenjo unihädlih und unwirkſam blieb die Verſammlung, welche 
das Gentralfomitee der Volksvereine auf den 12. und 13. Juni nad) 
Bremen zujammenberufen hatte. Den Borjit hatte diesmal der Dr. Gerding 
aus Celle übernommen und an hochtrabenden Neden fehlte es auch hier 
nicht, ging doch der extremfte Antrag dahin, „ein Volfswehrorganifationg- 
Komitee“ miederzufegen, und einen Fond zur SHerbeiichaffung der 
nötigen Mittel zu bilden, „um den Regierungen gegenüber lauter 
und verjtändlicher reden zu können“. „Schaffen Sie Organe, meine 
Herren, die eine tiefere Stehle Haben; Kanonen, meine Brüder, 
jede Gemeinde nur eine Slettenfugel, wie fie Koſſuth braucht!“ jagte der 
Antragiteller,*) jand aber mit feiner Brandrede feinen Anklang. Man 
beichränfte fich fchließfich darauf, einen Ausschuß zu wählen, „welcher die 
qejegliche Oppofition im Lande durch Vereinigung aller zu ihr ges 
hörigen Parteien ftärfen follte,” — von deſſen Thätigfeit aber weiter 
nichts befannt geworden ift.**) Nachdem man dann noc) einen „Eräf- 
tigen Protejt gegen das erbärmliche Berliner Machwerf der alten Diplo: 
matie“ erlaffen, die Dringlichkeit neuer Wahlen zur Nationalverfamm- 
lung anerfannt und die Kommiffion beauftragt hatte, jich ſofort nad) 
Stuttgart mit dem Erjuchen zu wenden, ihr die nötigen Weifungen zum 
Ausjchreiben für die Wahlen zugehen zu laffen, ging die Verſammlung 
auseinander. 

Sogar Oppermann war entrüjtet über die politiiche Schwäche und 
dem politischen Unverjtand diefer Verjammlung. Ich hätte wohl hinein reden 
mögen, fagte er jelber: „Es wird eine Zeit fommen, wo ihr euch alle glüd- 
li) preifen würdet, wäre der Berliner Entwurf aus dem Berfaffungs- 
chaos gerettet, und ganz Deutjchland außer Defterreich ihm beigetreten” — 
aber, wenn er oder ein Anderer das damals gethan hätte, jo wäre er 


*) Oppermanı, a. a. D., II. Teil, S. 230, 

*) Herr von Honftedt aus Eilte, der in den Ausihuß gewählt wurde, erflärte 
bei diefer Gelegenheit wörtlih: „Ich nehme die auf mic; gefallene ehrenwerte Wahl 
an! Bolfes Wille, Gottes Wille! und, wenn das Volk durch feine Abgeordneten 
mir befiehlt, fo bin ich Gehorjam ſchuldig: Ich werde ihm gehordjen, wie meinem 
Kommandeur!” (Bodemeyer, a. a. O., S. 208.) 
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jicher an die Luft gejegt worden. Ein ähnliches Armutszeugnis politischer 
Unreife jtellte ich die Verfammlung von Mitgliedern des ehemaligen 
Barlament® und der Ständeverfammlung aus, welche am 17. Juni in 
Hannover zufammentrat. Was halfs, daß fie das hannoverjche Volk auf- 
forderte, ji) in unmandelbarer Treue gegen die Reichsverfafjung vom 
28. März jeder Beteiligung an jolchen Wahlen zu enthalten, „welche 
etwa auf Grund des von den drei vereinigten Regierungen einfeitig und 
unwillkürlich aufgeftellten Wahlgejeges ausgejchrieben werden möchten;* — 
niemand fehrte fich daran. 

Nur wenige Stimmen aber fanden damal3 den Mut, jich offen zu 
Gunsten des Dreikönigsbündniffes auszufprechen. Woran gingen die 
Göttinger Profefforen mit einer Ansprache „Un ihre Kollegen THöl, 
Waitz und Zachariae, gewejene Mitglieder der Nationalverfammlung 
in Frankfurt“, worin fie dieſe aufforderten, in Gotha für den von den 
drei Regierungen aufgejtellten Berfafjungs-Entwurf einzutreten. Bon 
dem alten Vizepräfidenten Leift veranlaft, veröffentlichte fodann die Mehr- 
zahl der Ober-Appelations- und Juſtizräte in Celle, denen fich zahlreiche 
höhere Beamte und Offiziere anjchlofjen, eine als Flugblatt gedrudte An— 
Iprache an das Rolf: „Was jollen wir thun?“ Darin führten fie aus, da 
weder von Frankfurt noch von Stuttgart eine Neichsverfafjung zu erwarten 
jet. Deshalb empfahlen fie die Annahme des Berliner Entwurfs, „der 
Eine Vertretung Deutjchlands gegen das Ausland, Eine deutjche Kriegs— 
macht, Ein deutjches Staatsbürgerrecht in Ausficht ftellte” „Nicht der 
alte Bundestag, nicht das alte Negiment mit feiner Bevormundungs- 
wirtichaft und Vielregiererei ſoll zurüd geführt werden. Solchem Be- 
ginnen, woher es auch fommen möchte, würden wir im Verein mit allen 
Hutgefinnten Fräftig entgegentreten.“ 

Dagegen erhob fich Dr. Gerding in der von Dr. Menfching heraus: 
gegebenen Volkszeitung mit einem wütenden Manifeft, welches das Volk 
„gegen die Willfürherrichaft der Fürſten, die Gejeglofigfeit, das Ok— 
troyierungsfyften“ warnen folltee Auch „die Elenden, die die Volks— 
jouveränität proffamierten, die Verfaffung unterzeichneten, das deutjche 
Volk ermahnten, daran feitzuhalten, dann aber, als e8 gefährlich wurde, 
den Poſten zu behaupten, feige die Flucht ergriffen und jet in Gotha 
als offenfundige Verräter ins feindliche Lager überliefen“, wurden öffentlich 
an den Pranger gejtellt. 

Das war die Antivort auf die Bejchlüffe des jogenannten „Nach— 
parlaments“, welches Ende Juni in Gotha tagte. Dort hatte fich der 
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Kern der ehemaligen erbfaiferlihen Partei aus der Paulskirche, Gagern 
und Dahlmann an der Spige, verfammelt und fich dahin geeinigt, für 
die Annahme und Verwirklichung des Berliner Entwurfs und das Zu— 
Itandefommen eines Neichstags nad) Kräften zu wirfen.*) 

Und anfangs hatten dieſe Beftrebungen einen günftigen Erfolg. 
In den erjten Tagen des Juni trat in Gemähheit des $ 2 des III. Ab— 
jchnittes der Runftation des Bundesvertrages in Berlin ein Verwaltungs- 
rat zufammen, zu dem jeder der jegigen und zufünftigen Verbündeten einen 
Bevollmächtigten ernennen follte. Hannoverjcherfeits wurde der Klofter- 
rat von Wangenheim, jächjifcherjeit3 der Staatsminister von Zeſchau dazu 
dejigniert. Am 18. Juni begannen die Situngen. Merkwürdigerweiſe 
übernahm den Vorfig nicht der General von Radowitz, jondern der 
alte Canig, dem jede Fähigkeit abging, die Verhandlungen geichäftsmäßig 
zu leiten. Die Heinen Fürſten aber drängten fich förmlich, des Schutzes 
gegen die Revolution teilhaftig zu werden, den ihnen die verbündeten 
Königreiche in Ausficht ftellten. Schon am 2. Juni waren Beitritts- 
Erflärungen von Anhalt: Bernburg und Medlenburg-Strelig erfolgt. 

Wie es in dem $ 1 des III. Abjchnitts vorgefchrieben war, übernahm 
nun Preußen „die Oberleitung der zum Zweck diejes Bündniffes zu er: 
greifenden Mafregeln“. Ganz unnötigerweile aber behandelte das Ber: 
(iner Kabinett die Gentralgewalt dabei mit einer wahrhaft brutalen 
Küdfichtslofigfeit. Noch vor Monatsfrift Hatte es den Reichsverweſer 
aufgefordert, das Frankfurter Parlament aufzulöjen; jegt benußte es den 
Umstand, daß die Nationalverfammlung ihm micht mehr zur Ceite 
itand, zum Anlaß, um ihm feine Stompetenz abzufprechen. In Baden 
hatte die Revolution vollftändig gefiegt, die Truppen waren zum großen 
Teil zu den Aufrührern übergegangen, der Großherzog nach Ehrenbreit- 
jtein geflüchtet. Von da hatte er fich nach Frankfurt begeben und die 
Gentralgewalt um Hilfe gebeten. Da dieje aber noch feine hinreichende 
Streitmacht zur Verfügung hatte, jo wandte er ſich an die preußiſche 

*) „Wie Sie wiſſen werden, tritt die ganze erblaiferliche Partei, Gagern, 
Bajiermann, Dahlmann ꝛc. am 26, Juni in Gotha zufammen, um ihr Verhalten 
gegenüber der Berliner Verſaſſung zu beraten. Es ijt dies nur eine Form für die 
Schwentung, welche diefe Partei von der Frankfurter Verfaſſung, die fie mit Gut 
und Blut aufrecht zu erhalten gelobt hatte, ab und auf bie Berliner Verfaſſung 
hin machen will. Infofern könnte man fi) nur darüber freuen, denn das Beilpiel 
diefer edlen Popanze wirb manche Ständelammer, mandıen Bollsverein weniger 
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10. Juni 1849.) 
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Negierung, die ihm die verlangte Unterjtügung zufagte, unter der Be— 
dDingung, daß er dem Dreifönigsbündnis beiträte, das bisherige Ministerium 
entliege und jich ganz an Preußen anjchlöjfe. 

Inzwiſchen hatten ji 16000 Mann Reichötruppen unter dem General 
Peucker bei Frankfurt gefammelt, welche am 15. Juni ins Badenſche 
einrücen jollten. Da erklärte die Hefien-Darmftadtiche Regierung plößlich, 
ihr Kontingent nicht ferner unter den Befehlen der Gentralgewalt laſſen 
zu wollen, jodah die übrig gebliebene Streitmacht zu einem ernftlichen 
Angriff außer Stande war. Zugleich erklärte der Großherzog jeinen 
Reitritt zum Dreifönigsbunde.*) 

Daß das Reichsminiſterium ſich durch das fchroffe Auftreten Preußens 
verlegt fühlte, ift faum zu verwundern. Aber es fnüpfte an die Erklärung 
Preußens, „daß das Bündnis der vereinigten Regierungen die allgemeinen 
Verhältniffe des Bundes nicht berühre“ und die dabei die merkwürdige 
Anficht ausſprach, „Dal der Rücktritt Sr. Kaiſerlichen Hoheit durch diejes 
Bündnis erleichtert werde,“ Betrachtungen, die „unbegründet, ungerecht und 
nervös find.“**) Sm eimer Denfjchrift vom 17. Juni bejchwerte fich 
das Minifterrum in fchroffen Worten darüber, „daß Preußen fich nicht 
bloß geweigert habe, der Eentralgewalt die begehrten Kräfte zur Ver— 
fügung zu Stellen, jondern auch im Verhältniffe zu andern Bundesstaaten 
Die Leiftung der bundesmäßigen Hilfe von der Bedingung des Beitritts 
zu den mit Sachjen und Hannover vereinbarten Bündniffen abhängig 
gemacht hätte.“ So begründet dieje Vorwürfe auch jein mochten, jo hätte 
die Gentralgewalt doch befjer getan, gute Worte zu geben, ftatt fich 
aufs hohe Pferd zu jegen. „Es bleibt immer ein Mangel, wenn die 
Handhabe zur Geltendmachung eines vielleicht richtigen Prinzips fehlt,“ 
jchreibt Stüve. Sie erreichte denn auch nichts, wie eine fchroffe Ab- 
weilung. „sch halte es für meine Pflicht, Ew. Durchlaucht offen aus- 
zufprechen, daß ich nach jorgfältiger und aufmerkſamer Prüfung und Er- 
wägung des Inhalts der Denkichrift die darin dargelegte Auffaffung 
nicht mit dem Standpunkte vereinigen kann, welchen die preußijche und 
ihre verbündeten Regierungen fejthalten müfjen,“ ſchrieb Graf Branden- 
burg an den Präfidenten des Neichsminifteriums, Prinzen Wittgen- 
ftein.***) ; 


*) Depefche des Oberfinanzrat3 Witte d. d. Frankfurt 14. Juni 1849, 
**) Stüve an Wangenheim d. d. 22. Juni 1849. 
**) Graf Brandenburg an ben Prinzen zu Sayn-®ittgenftein, Großherzoglich- 
Heſſiſchen Generallieutenant, d. d. 24. Juni 1849. 
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Die in dem Schreiben entwidelte preußische Auffafjung war „der 
bisherigen hannoverſchen Anficht über die rechtliche Gelegenheit der Sache 
geradezu entgegengejegt“.*) Auch Stüve hielt fie für einen „Beweis 
preußiicher Schwäche”, für „eine Stontroverje, mit der man feinen Schritt 
weiter fommt“. „Aber am Ende geht uns das Nichts an," jchreibt er. 
„Das aber müfjen wir uns ernjtlich verbitten, wenn fich die Herren 
avifieren, dieſe preußiſchen Dummheiten al3 die gemeinjchaftliche Meinung 
der verbündeten Regierungen aufzuftellen.“**) „Man fängt aber in 
Berlin die Einigung damit an,“ jo fennzeichnete er die dortigen Zu— 
jtände***), „alle Zeute zu brüsfieren, zu beleidigen, ihnen Mikachtung zu 
beweijen, wie e8 in dem Schreiben an den Fürſten Wittgenjtein rückſicht— 
lich der Verbündeten gejchehen ift. Wenn man in eine Schwierigfeit ge— 
rät, jo ſucht man fie nicht aufzulöfen, jondern zu durchbrechen. Gelingt 
das nicht und entitehen neue Schwierigkeiten, jo jollen dieje wieder durch: 
brochen werden, bis man endlich feſtſitzt.“ Es half nichts, daß er dem 
Grafen Brandenburg deduzierte, wie Preußen mit fich jelbjt im den 
ärgſten Widerfprud fomme, wenn es die Exiſtenz der Gentralgewalt 
leugne, und ihr doch die Verwaltung der Bundesfeftungen lafje und wie 
man fich durch diefe Ableugnung die Verhandlung mit Dänemark un- 
nötig erſchwere. Brandenburg meinte, man fünne fie doch nicht aner: 
fennen, weil er dies für identisch mit Unterordnung unter diejelbe hielt. 
Ohne weitere Ueberlegung aber könne er ſich über die Angelegenheit nicht 
ausjprechen, ſagte er. Die Thatjache aber, daß die Armee in Baden unter 
preußijchen Oberbefehl geftellt jei, beweile, daß Darmitadt und Baden 
die Gentralgewalt auch wicht mehr anerfennten. 

Von weit größerer Bedeutung für diefe Kontroverje war jedoch die 
Frage, wie ſich Bayern zu dem Bündnis der drei Königreiche ſtellen 
würde. Won beiden Seiten fuchte man es zu fich herüber zu ziehen. 
An diplomatijcher Gewandtheit aber war der öfterreichiiche Bevollmächtigte, 
Graf Thun, dem Vertreter Preußens weit überlegen. Kneſebecks Be- 
mühungen, Pfordten für den Anſchluß an das Dreifönigsbündnis zu ge 
winnen, waren daher von vornherein ziemlich ausfichtslos. 

Er fand indes den Minifter weit ruhiger und bejonnener, als er 
erwartet hatte. Unglüclicherweife aber war der König von einem blinden 


*) Bericht Wangenheims d. d. 25. Juni 1849, 
**) Stüve an Wangenhein d. d. 26. Juni 1849, 
**) Bericht Stüves an das Minifterium d. d. Berlin, 30. Juni 1849, 
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Preußenhaß befeelt. Im einem von ihm felbjt injpirierten Artifel griff 
die „Augsburger Allgemeine Zeitung“ die Berliner Berfaffungs-Entwürfe 
auf das heftigfte an. „In den Punkten, die für Bayern Lebensfrage 
find,” jo heißt es darin, „wird der König niemals nachgeben; er ſoll er- 
flärt haben, eher auf feine Krone zu verzichten oder alle untreuen Pro— 
vinzen fahren lafjen und fich allein auf Altbayern jtügen zu wollen, 
als eine Vernichtung Bayerns gutwillig zu unterjchreiben. Die Könige 
von Sachſen, Hannover und Bayern, deren Gejchlechter längſt die Landes- 
hoheit bejaken, als man den Namen der Hohenzollern noch nicht hörte, 
jollen jetzt gutwillig felbjt ihre Stimmen aufgeben bei allen Hauptrechten, 
die in der alten deutjchen Landeshoheit lagen“. In dem Style geht es 
weiter; jogar der hannoverſch-ſächſiſchen Verwahrung, die der bayerijchen 
Negierung nur vertraulich mitgeteilt war, that der Artifel Erwähnung: 
„Die hannoverjche Erklärung ift vom tiefften Schmerze eines edlen 
Mannes (Stüve) durchdrungen, dag Preußen nicht genug deutjchen Sinn 
gehabt habe, Oeſterreich wenigftens für die Zukunft eine Stelle in der 
Verfaſſung offen zu halten, ſowie auch darüber, daß die Hannover: 
jchen Borjchläge, welche wenigitens allen Deutjchen das Auffteigen 
zu den höchiten Stellen offen Halten, jo gar nicht beachtet worden 
wären.“ 

Zeigte ſich jchon hierin die tiefe Kluft zwifchen der preußifchen und 
bayrischen Auffaffung, jo wurde die Spannung durch einen neuen 
Zwiſchenfall noch vermehrt. Troß der großen Worte des Königs Maxi— 
miltan fehlte e3 ihm an Truppen, um den Aufjtand in der Rheinpfalz 
zu dämpfen. Er wandte ich aljo an die Gentralgewalt, damit dieje von 
Preußen die nötige Waffenmacht requiriere. Dieſem Anfuchen leiſtete 
jedoch das Berliner Kabinett feine Folge Er mußte fich daher diveft 
dorthin mit der Bitte um DVerftärkung feines eigenen Korps durch einige 
Bataillone wenden — „ohne jedoch die von Preußen bereit3 angeordneten 
Maßregeln ftören zu wollen.“ Dieſem Anfuchen fam die preußifche Re— 
gierung bereitwillig nach. Sie erteilte dem General Hirfchfeld den Befehl, 
mit den Truppen, die er bei Kreuznach verfammelt Hatte, in die Pfalz 
einzurücen, — und diefer überjchritt fofort die Grenzen, ohne die Bayern 
abzuwarten. Dadurch fühlte ſich der König tief verlegt, und der Minijter 
Pfordten fand im dem rücjichtslofen Vorgehen Preußens eine neue Per— 
fidie.*) „Er wolle lieber ein Staatenſyſtem haben, wie das nach dem 








*) Depeiche Kneſebecks d. d. 9. Juni 1849, 
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Bajeler Frieden, als zu fehen, daß Preußen allein die Frucht der Revo— 
lution gewinne,“ fagte er.*) 

Dennoch entjchloß er fich auf Andringen Kneſebecks, jelbjt nach 
Berlin zu reifen, um zu verjuchen, ob man fich nicht troß allem ver- 
ftändigen könnte; — aber er jchlug den Weg über Wien ein. Hier fand 
er den Fürſten Schwarzenberg in einer jehr gereizten Stimmung gegen 
Preußen — und Hannover. Insbeſondere fühlte fich die Kaiſerliche 
Regierung dadurch verlegt, daß das preufifche Kabinett fich nicht für 
verpflichtet gehalten hatte, „ihr eine offizielle Mitteilung der Punktation 
des zwilchen Preußen, Sachſen und Hannover abgejchloffenen Sonder- 
bündmjjes zu machen“. Um aber prüfen zu fünnen, erklärte fie, ob 
die in denfelben eingetretenen Regierungen fich auf die im $ XI der Bundes- 
verfafjung vorbehaltene Befugnis jtügen fünnten, müßte, jo lange Breußen 
ein gemeinjchaftliches Bundesorgan nicht amerfennte, wenigjtens jedem 
einzelnen Bundesjtaate das Recht zuftchen, von dem Inhalt der ge- 
troffenen Verabredung Kenntnis zu nehmen. „Eine entgegengejegte An— 
jicht müfje zu der notwendigen Folgerung führen, daß wir in einem Zu— 
jtande find, in welchem Preußen und feinen Verbündeten allein noch 
Rechte im Bunde zufommen.” **) 

Pfordten wurde in Wien mit der größten Zuvorfommenheit auf: 
genommen. „Fürſt Schwarzenberg erpeftorierte fich ihm gegenüber mehr, 
als je über die Unzuverläffigfeit und Berfidie des Preußiſchen Mi— 
nifterit, in demjelben Augenblick, wo er jelbft mit dem bayrijchen Minijter 
auf den Furzichtigjten und. treulofejten Plan jeines alten jogenannten 
Sruppierungsiyftems zurückkam.“ Es jei der einzigfte Plan, jagte er, 
welcher Aussicht auf Lebensfähigfeit hätte. Die fleinen Staaten, die ſich 
zuerft der National-Berfammlung, dann Preußen unterwarfen, hätten den 
Beweis geliefert, daß fie fich felbjt nicht regieren fünnten. Ihre Miedia- 
tijierung jei daher nicht mehr und nicht weniger ungerecht, wie die von 
1815. „Preußen wird gern eimwilligen“, fuhr er fort, „wenn man feinem 
weltbefannten Vergrößerungsdurjt einen Biſſen hinhält und die anderen 
Regierungen fich nicht widerjegen. Ich habe nichts dagegen, wenn man 
ihm die anhaltischen Fürftentümer, Mecklenburg und ſelbſt Braunjchweig 
giebt“.***) Diefe öfterreichifch-bayrifchen Projekte, die ihm Pfordten mit: 





) Depeiche Kneſebecks d. d. 12, Juni 1849, 
*) Weifung des Fürften Schwarzenberg an den Freiherrn von Prokeſch d. d. 
10. Juni 1849. 
***) Depeiche des Grafen Platen d. d. 21. Juni 1849. 
Hafjell, W. dv, Das Königreich Hannover, Bd. IL 6 
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teilte, wurden „Jogar unjerm jchwarzgelben Adolf Platen zu toll“.*) Gr 
proteftierte heftig gegen die „liebenswürdige Abficht“, Braunfchweig, auf 
das Hannover unbeftrittene Succeflions-Anjprüche habe, an Preußen 
geben zu wollen. „Sei dem wie ihm wolle“, ſagte Pfordten, „Bayern 
iſt entjchloffen, unter feiner Bedingung dem Berliner Projekte zuzuftimmen 
und wenn 08 ſich den Gefahren einer Revolution und der Anarchie 
ausſetzt“. 

Auf den alten König machte die Mitteilung von dieſen Vorfällen 
„einen ſehr wohlthätigen Eindruck“. Wahrſcheinlich Hatten die „hieſigen 
Schwarzgelben ihm eine unklare Idee von einem künftigen Protektorate 
Hannovers (im nordweſtlichen Deutſchland) glücklich eingeſchwatzt“. Nun 
befahl er, daß Stüve ſich nach Berlin begeben ſollte, um den bayriſchen 
Miniſter womöglich auf andere Gedanken zu bringen. 

Pfordten kam am 22. Juni in der preußiſchen Hauptſtadt an. Der 
Eindruck ſeiner Perſönlichkeit war kein günſtiger. Er ſah aus „wie ein 
Jude“ und trat mit einer gewaltigen Anmaßung auf. Dabei gab er ſich den 
Anſchein, als ob er berufen wäre, zwiſchen Oeſterreich und Preußen zu 
vermitteln, obgleich er von keiner Seite dazu Auftrag erhalten hatte. 
Zugleich äußerte er, „wenn Preußen jetzt nicht unbedingt auf ſeinen Vor— 
ſchlag, den Verfaſſungs-Entwurf hinſichtlich der Oberhauptsfrage zu ändern 
und denſelben bayeriſch einzurichten, eingehe, ſo würde Bayern den Reichs— 
verweſer und die proviſoriſche Central-Gewalt dazu gebrauchen, die alte 
National-Verſammlung wieder zu berufen, und dann mit dieſer dem Be— 
ſtreben Preußens und ſeiner Verbündeten entgegen treten“. Was er 
forderte, war die Einſetzung einer gemeinſchaftlichen proviſoriſchen Central— 
gewalt mit einer Trias, aus Oeſterreich, Preußen und den Königreichen 
beſtehend. Allenfalls wollte er fich auch einer Gentralgewalt unterwerfen, 
die nur aus den beiden deutichen Großmächten bejtände, jedoch auf 
die Dauer von ſechs Monaten bejchränft jein jollte. Außerdem beftand 
Bayern, im Gegenſatz zu Defterreich, auf der Berufung eines Volkshauſes 
neben dem Staatenhaufe. Eine Verftändigung ſchien alſo bei einiger Nach: 
giebigkeit von beiden Seiten durchaus nicht unmöglich. Namentlich, wenn 
man in Berlin den maßlos eitlen Pfordten „recht fajolierte”, wie es Kneſebeck 
dringend empfohlen hatte, jo durfte man Hoffen, daß er fich noch ge 
winnen ließ. Aber vergebens riet Wangenheim feinem Freunde Bülow, 
dem bayrifchen Miniſter „möglichit Weihrauc zu ftreuen“. Statt defjen 





*) Graf Bennigfen an Wangenheim d. d. 24. Juni 1849, 
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beauftragte man den General von Radowitz mit der Führung der Ber- 
handlungen, gegen den er jchon perjönlich eingenommen war, und in dem 
ihm „die perjonifizierte Taftlofigfeit und Anmahung plump entgegen- 
trat“ *), jodaß „Dünfel gegen Dünkel“ ftieß und nichts erreicht wurde, 

Stüve fand daher bei jeiner Ankunft in Berlin am 27. Juni Die 
Angelegenheit bereit3 hoffnungslos verfahren. Dazu jchien ihm Die 
Stimmung in den mahgebenden preußijchen greifen auch keineswegs be- 
jonders verfühnlich. „Graf Brandenburg“, jo berichtet er nach Hannover**), 
„hat die beiten Gefinnungen, und jpricht man mit ihm, jo ift alles gut, 
aber nachher werden die Sachen anders gemacht. Mit dem Könige ijt’s 
am Ende aud) jo; die untergeordneten faiseurs aber find eigenfinnig und 
machen die Dinge nach ihrer Art. Herr v. d. Pfordten dagegen hat eine 
ganz ausgejprochene Ueberzeugung davon, daß er alles vollfommen und 
bejjer wijje, als alle anderen. Der einzige Hebel jeiner Politik jcheint 
der zu fein, durch jtarre Erklärungen, daß er abreijen werde und dergl., 
das Eis zu brechen“. Die Berhandlungen kamen aljo nicht vom Fled. 
„Es geht bier, wie Graf Lerchenfeld jagt, alles durch drei Stadien. 
Das erjte ift daS des Docierens, da muß man geduldig zuhören; das 
zweite ijt das des Drohens, da muß man furz abbrechen. Dann fommt 
das dritte der Unterhandlung. Trogdem ift die bayriiche Sache in das 
dritte eingetreten“.***) Aber die perjönlichen Unterredungen Stüves mit 
Pfordten führten dennoch zu feinem Ergebnis. Ueber die definitiven 
Verfafjungspläne, die das Wiener Kabinett vorlegen wollte, bewegte ſich 
der bayrijche Minifter in allgemeinen Redensarten. „Nur jo viel trat 
noch klarer hervor, dat Deiterreich die auswärtige Politik des gefamten 
Deutjchlands würde leiten, und feine eigene Diplomatie nebenbei behalten 
wollen, was Preußen natürlich wicht zugeben fan.“ Schließlich fam er 
auch auf feine Mediatifierungs- Pläne. Er erzählte, Baden fünne nicht 
hergeitellt werden, das jei ein „Unterrodsitaat“, den die Großherzogin 
Stephanie vom Kaiſer Alerander erbettel. Man könne es teihveife an 
Württemberg geben, die Pfalz dagegen jolle nach früheren Verträgen 
an Bayern, der Breisgau an Dejterreich zurüdjallen.. Sachjen erhielte 
Thüringen, Hannover Oldenburg und Braunſchweig, Preußen Mecklen— 
burg und Anhalt, beide Hefjen könne man vereinigen.T) 


*) Berichte Wangenheims d. d. 23, Juni und 30. Juli 1849. 
*) Stüve an das Gefamt-Minifterium d. d. 28. Juni 1849, 
+), Stüive an dad Gejamt-Minifterium d. d. 29. Juni 1849. 

+) Stüve an das Gefamt-Minifterium d. d. 2. Juli 1849, 

6* 
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Auf diefe phantaftischen Ideen ging Stüve nicht weiter ein. Er 
reifte vielmehr am 5. Juli nach Hannover ab. Auch Pfordten, der die 
Ueberzeugung gewonnen hatte, daß „eine Vereinigung der verjchiedenen 
Auffaffungen nicht zu erreichen war“, begab ſich nach München zurüd, 
„da es ihm durch feine Amtsgefchäfte unmöglich geworden ſei“, etwaige 
andere Vorjchläge über das Provijorium abzuwarten. *) 

Nach feiner Rückkehr gewannen die Dinge ein bedenklicheres Anſehen. 
In einer Eirfular-Note vom 12. Juli an die ſämtlichen Regierungen erklärte 
er, daß jedes Entgegenkommen Bayerns vergeblich geweſen jei. Preußen 
wolle an die Bildung einer neuen Gentral-Gewalt erjt dann Hand anlegen, 
wenn Oeſterreich vorher die bejtimmte Erklärung abgäbe, daß es den 
Verfaflungs-Entwurf vom 28. Mai nicht als den Bundesverträgen von 
1815 widerftrebend erachte. „Diefe Erklärung“, jo heißt es weiter, 
„konnte der Öfterreichiiche Gejandte nicht geben und Dejterreich wird fie 
nicht geben. Es ſteht daher das volljtändige Abbrechen ‚aller Verhand— 
lungen über dieſe frage zwiichen Defterreich und Preußen zu erwarten, 
und die deutſchen Negierungen werden fich entjcheiden müſſen, ob fie 
fortan den Erzherzog-Reichsverweſer oder die Krone Preußen als die 
Central-Gewalt betrachten. Die legtere tritt zwar faktisch als jolche auf 
und wünfcht auf dem Wege des Bündniffes es rechtlich zu werden; der 
Erzherzog aber hat das Recht offenbar für fich“. 

Dem Geſandten Kneſebeck gegenüber äußerte Pfordten, daß, jeiner Anficht 
nach, die „preußifche Arroganz“ nur durch einen Krieg gedämpft werden 
fünne, und daß, wenn auch noch feine förmliche offenfive und defenfive 
Allianz zwifchen Defterreich und Bayern gejchloffen wäre, die beiden 
Regierungen jo einig feien, daß faft nur noch ihr Siegel unter dem 
Bertrage fehlte. Ferner erflärte er die Abficht, die beiden Hohenzollern- 
ſchen Fürftentümer, obgleich fie von Preußen gefauft wären, bejegen und 
bayrifche Truppen in den Seefreis einrüden zu lafjen, während die 
Württemberger an ihrer Nordgrenze ein Korps zufammenzögen, um ſich 
gegen die preußischen Prätenjionen zu ſchützen.**) 

Der am 10. Juli mit Dänemark gejchlojfene Präliminar-Frieden 
und Waffenitillitand fachte die Wut Pfordtens noch mehr an. Und in 
der That hatte Preußen gegen die Gentral-Gewalt nicht jehr rüdfichtsvoll 
gehandelt. Zuerſt hatte fich das Berliner Kabinett geneigt erflärt, durch 

*) Bon der Pfordten an Graf Brandenburg d. d. 1. Juli 1849; an Radowitz 
d. d. 2. Zuli. 

”*) Depeiche Kneſebecks d. d. 15. Juli 1849, 
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einen Antrag an den Reichsverweſer die Schwierigkeiten zu befeitigen, 
„welche gegenüber dem andrerjeit3 behaupteten Mangel einer genügenden 
Legitimation Preußens fich erheben könnten“,“) und diefer war jofort 
bereit gewejen, die gewünjchte Vollmacht zu erteilen. Um jo befremdender 
war es, daß die preußiſche Negierung zehn Tage nachher „Sich weder in 
der Lage fand, eine Vollmacht von der Eentral-Gewalt anzunehmen, noch 
diefe in der Lage glaubte, eine Vollmacht erteilen zu fönnen”**) Ver— 
geblich verfuchte die hannoverſche Regierung eine Sinnes-Aenderung 
herbeizuführen; fie mußte fich jogar dazu bequemen, der Waffenſtillſtands— 
Konvention, nachdem fie am 17. Juli ratificiert war, Durch eine Acceſſions— 
Urkunde vom 25. Juli förmlich beizutreten. Der Berjuch des Grafen 
Baudijfin, der am 21. Juli perfönfich mit dem Gefuche in Hannover 
erichien, den Vertrag nicht zu genehmigen,***) war eben jo vergeblich, 
wie der Antrag des Vertreters der Herzogtümer bei dem Reichsminiſterium, 
gegen das unpopuläre Verfahren Preußens die „entjchiedenjte” Verwah— 
rung einzulegen. Es lag, wie fich der Fürſt Wittgenftein äußerte, „nicht 
in der Aufgabe der Gentral-Gewalt, auf der TFortjegung des Krieges 
durd) einzelne deutjche Staaten zu bejtehen oder fie dazu zu autorifieren“. 
Die Anträge des Neichsminifteriums fönnten vielmehr nur „auf faktiſche Ein- 
jtellung der Feindfeligfeiten unter Vorbehalt aller Rechte für den Fünftig 
im Namen Deutjchlands zu jchließenden Frieden“ gerichtet jein.r) 

Als nun jämtliche Bundestruppen, mit Ausnahme von 6000 Preußen, 
den Rückmarſch antraten, gab fich in ganz Deutjchland eine unbefchreib- 
liche Erbitterung fund. In Hamburg fam es anfangs Augujt zu be- 
dauerlichen Exceſſen. Um dem Haffe gegen die deutjche Vormacht, „die 
das jtammverwandte Brudervolf wieder der Willtür des Kopenhagener 
Pöbels überliefert hatte“, Ausdrud zu geben, verfchloß der Sanhagel dem 
preußiſchen Bataillon, welches in der Stadt einguartiert werden jollte, 
die Thore, — was nur den Erfolg hatte, daß einer der Thorverrammler 
durch einen Bajonettjtich in den Hals getötet wurde, worauf die andern 
mit infernalifchem Gepfeife und Gebrüll die Flucht ergriffen. Ein fernerer 
Widerjtand wurde nicht verfucdht; das Bataillon Eonfignierte man aber 
der Borficht wegen in dem fogenannten Reitſtall. Abends brach denn 


*) Depeiche de3 Grafen Rnyphaufen d. d. 14. Juni 1849, 
**) Graf Brandenburg an ben Grafen Knyphauſen d. d. 24, Juni 1849. 
***), Stüve an Wangenheim d. d. 22. Juli 1849, 
7) Erlaß des Präfidenten des Reichs-Miniſterii Fürften Wittgenftein d. d. 
25. Juli 1849, 
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auch ein förmlicher Aufruhr los. Der Pöbel, aufgebracht über die „Er- 
mordung eines friedlichen Bürgers“ hatte einige Waffenläden geplündert 
und tobte in den Straßen umher, ab und an blinde Schüffe in die Luft 
abfeuernd. Aber an die Preußen, die fich damit begnügten, den Reitjtall 
mit Poſten abzufchliegen, wagten fich die Schreier nicht heran. Einzelne 
hannoverjche und fächjische Offiziere, die aus dem Theater famen, wurden 
mit dem Ausruf begrüßt: „ES leben die Hannoveraner und Sachſen! 
Nieder mit den preußifchen Bluthunden!” — 1864 war es gerade um: 
gekehrt. Der Verſuch, die Tumultuanten durch eine Attade der Ham— 
burger Dragoner auseinander zu treiben, verlief ziemlich unglüdlich. 
Einige Reiter ſanken, von den Schüfjen der Aufrührer getroffen, vom 
Pferde, der Reſt machte Kehrt und die ganze Nacht Hindurch tobte und 
lärmte die zügelloje Menge in der Stadt. Nun wurden von allen Seiten 
preußijche Truppen herangezogen und am nächſten Morgen war die 
Ruhe wieder hergeitellt. *) 

Am Höchiten gingen die Wogen der nationalen Entrüftung in Süd— 
deutjchland, — wo man die Lajt des Krieges am wenigften empfunden 
hatte, Der Minifter von der Pfordten machte dem hannoverjchen Ge- 
jandten die Heftigjten Vorwürfe über die Politik feiner Regierung. „Sie 
jind es“, fagte er, „die uns in diefe Stellung Preußen gegenüber gebracht 
haben. Sie haben mit dazu beigetragen, faktiſch das Band zu zerreißen, 
was Deutfchland bis dahin noch zufammenhielt. Ste haben die Schtwierig- 
feiten einer Berjtändigung mit Preußen von ſich abgewälzt und uns 
zugefchoben und durch Ihre, wenn auch, wie Sie glauben, nur fcheinbare 
Nachgiebigkeit deffen Anfprüche um jo mehr in die Höhe geichroben. Wenn 
Sie ihm nicht jo große Zugeltändnifje gemacht hätten, jo würde es nie 
einen jo hohen Ton angenommen haben. Setzt bleibt uns nur nod) der 
Krieg, um es zu demütigen, und der König und ich, wir find entjchloffen, 
lieber unſer Leben zu verlieren, als uns Diefer perfiden Macht zu unter: 
werfen. Der König ließe fich cher guillotinieren, ich mir die rechte Hand 
abbauen, ehe ich einen jolchen Vertrag, der uns mediatifieren würde, 
unterzeichnete”. **) 

Schleinig, der bisherige Gejandte in Hannover, der in diefen Tagen 
das Minifterium des Auswärtigen übernommen Hatte, erlich eine jehr 


*) Bergl. über dieje Borfälle: Freiherr von Knigge. Tagebuchblätter, a. a. O., 
©. 100 ff. 

**) Depeiche Kneſebecks d. d. 21. Juli 1849. Bertraulicher Beriht an das 
Minifterium d. d. 23, Juli 1849, 
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icharfe Erwiderung auf die bayrifche Cirkular-Note, „welche von Anfang 
bis zu Ende eine Anflagejchrift gegen Preußen bildet und im welcher 
der königl. bayrifche Minifter mit der Nolle eines Anklägers zugleich die 
eines Wermittlers in Anfpruch nimmt“*. Dennoch fand PBfordtens 
Stoß in die Striegätrompete in Berlin feinen Wiederhall. In den maß— 
gebenden Streifen dachte niemand an den nahen Kriegs-Ausbruch zwijchen 
Wittelsbach und Hohenzollern, „welcher anfcheinend in Herrn v. d. Pfordtens 
Gehirn bereits volljtändig begonnen“.**) Nur unter den Offizieren ftachelten 
die „bayrischen Faſeleien“ die preußiſche Eitelkeit und Kriegsluſt. Sie 
wurden dadurch in der Anficht bejtärft, „Daß Preußen jeine Aufgabe nur 
mit dem Schwerte in der Hand erfüllen müſſe und daß die Armee Die 
politiiche Ordnung jchlieglich zu etablieren Habe." Ihnen ftand das 
deutjche Verfaffungswerf als „eine dem Preußentum geradezu feindliche 
Chimaire“ ganz in zweiter Linie, und ihre Blide waren natürlich) nur 
auf die naturgemäße Erweiterung der Monarchie und die Verbindung 
zwijchen dem Dften und Wejten derjelben gerichtet. Diefen Tendenzen 
hatte Pfordten vortrefflih in die Hände gearbeitet, wenn Preußen jetzt 
mit der Propofition hervortrat, allen Hader durch FFeithalten der Main- 
linie für die beiderjeitige Hegemonie zu fchlichten. „Unter dieſen Um— 
ſtänden,“ schreibt Wangenheim, „it der uns vorgezeichnete Weg leicht 
gefunden. Wir müfjen, ohne rechts und links zu jehen, an der Kon— 
jolidierung unſeres Bündniffes fortbauen, und haben darin, wenigjtens 
in unſerm Berhältnifje zu Preußen, den Gewinn, daß wir durch das 
Schiedögericht den Rechtsſtaat zur Bafis unferer gegenjeitigen Beziehungen 
gemacht, und dadurch eine jtaatliche Sicherheit erlangt haben, welche, 
wenn auch nur jehr unvollitändig und ſchwach, doch mehr Sicherheit 
gewährt, als das Feld der Negation, auf welchem Bayern jteht.“ 

Der König dagegen hatte große Sorgen vor einer allgemeinen Kon— 
flagration. Er fürchtete den Einfluß von Bunjen und Radowig auf 
Friedrich Wilhelm, während Stüve nicht an ihr Uebergewicht glauben 
wollte, jolange die „Potsdamer Partei” zu Rußland Hielte. Aber nicht 
bloß Hatte jich Sinefebed von Pfordten das Märchen aufbinden Lafjen, 
die Unruhen in der Pfalz jeien von preußifchen Agenten angeregt 
und genährt, und dieſe trachteten noch jett dahin zu wirken, daß 
die dortige Bevölferung ſich für die Einverleibung in die preußiichen 
Rheinlande ausjprechen möge. Nach jeinen Berichten ſähen Oeſter— 

*) Eirkular an die Königlihen Minifterien d. d. 30. Juli 1849, 

**) Wangenheim an Detmold d. d. 30, Juli 1849. 
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reich, Bayern und Württemberg gleichfalls Baden wie eine „res nullius“ 
an, eine unter ſich zu teilende Beute, und waren wütend auf Preußen, 
das das ganze Yand behalten wollte”) Auch aus Wien waren dem 
Könige bedenkliche Nachrichten zugegangen. Graf Platen berichtete, daß 
nach Aeußerungen des Fürſten Schwarzenberg die deutjche Frage bald 
zu eimer enropäifchen werden würde, und daß Frankreich jich über die 
preußischen Bundesstaatspläne mißbilligend geäußert habe.**) Aus Parts 
beitätigte Stodhaufen, daß man dort wegen der deutjchen Einheit in 
Sprge, für Defterreich dagegen gut gejtimmt jet. Auch hatte der öfter: 
reichische Gefandte gemeint, die Zeit des Handelns jei nunmehr gefommen.***) 

- In Berlin begann man nach und nach einzujehen, daß das fonjequente 
Weitergehen auf dem Wege, den man eingejchlagen hatte, Verwidelungen 
herbeiführen mußte, die am Ende nur mit dem Schwerte gelöft werben 
fonnten — „und ob man dazu von vornherein entjchloffen, d. 5. nicht 
bloß behufs Drohens entjchlojfen it, möchte doch jehr zu bezweifeln 
jein“.7) Namentlich durch das fonjequente Ignorieren der Gentralgewalt 
hatte man ich ganz unnötiger Weiſe in eine Lage gebracht, von der jich 
vorausjehen lieh, daß Delterreich fie zum Eingreifen benugen würde, jobald 
es feiner ungarischen Sorgen ledig war. „Bon einem Mächtigen, von 
einem Starfen, von einem Klugen aber durfte man nicht verlangen, daß 
er den eingejchlagenen verfehrten Weg zurüdgehe, um den rechten Weg 
einzujchlagen — man mußte ihm eine Brüde bauen, um dahin zu 
gelangen.“ Das Reichsminifterium beſchloß daher, die Initiative zu einem 
neuen Berftändigungsverfuch zu ergreifen. Es entjandte den Unterjtaats: 
jefretär von VBiegeleben, einen „feinen, jehr finnigen und verjtändigen 
Mann“, an die Höfe von Berlin, Wien, Stuttgart und München, um 
Verhandlungen behufs Schaffung einer neuen Gentralgewalt einzuleiten. 
Man hielt es für am beiten, daß er jeine Rundreiſe in Berlin begönne, 
damit das Zuſammentreten der preußiichen Kammern den ganzen Plan 
nicht jcheitern machte. Denn „wenn Ddiefe ſich erjt einmal der deutjchen 
Frage bemächtigt, und die Regierung auf dem faljchen Wege, den fie 


*) Depeichen Kneſebecks d. d. 25. und 31. Juli 1849, 
*) Depefche des Grafen Platen d. d. 2. Auguſt 1849, 
++) Stive an Wangenheim d. d. 22, Juli 1849, 

7) Detmold an Stüve d. d. 6. Auguft 1849, Ferner: „Das ift nun gar zu 
lädherlich, wie Preußen, die Centralgewalt fonftant ignorierend, Verhandlungen mit 
Wien, Münden z2c. zulegt und namentlih von Wien fortwährend an die Central» 
gewalt verwielen wird.” 
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eingeichlagen, fejtgemacht hatten, jo war ein Herausfommen ſehr ſchwer“. 
Biegeleben fam am 7. Auguft, am Tage der Eröffnung der Stände- 
Verjammlung, in Berlin an. Er durfte hier natürlich nicht offiziell auf- 
treten. Wangenheim verſprach jich jehr wenig von dem Reſultate feiner 
Sendung; es gelang ihm aber doch, den Grafen Brandenburg und 
Schleinig zu bewegen, daß fie ihm eine Zuſammenkunft gewährten. Und 
dann wurde durch den Takt und guten Willen der Unterhändler ein 
Ergebnis erzielt, woran der trogige Eigendünfel Pfordtens und Radowitzs 
gejcheitert war. Das Berliner Kabinett erklärte ſich bereit, „eine neue 
Bafis der Verhandlung, wenn jolche vom Reichsverweſer angebahnt 
würde, dankbar zu acceptieren,“ umter der Borausfegung, „daß Preußen 
ſich nicht fompromittiere*.*) Aber freilich, wie die Sache anzugreifen 
jei, wußte anfänglich niemand, Graf LXerchenfeld hatte den abjonder- 
lichen Gedanken, den Reichsverweſer im Amte zu belafjen, und ihm einen 
Öjterreichifchen und preußiichen Staatsmann zur Seite zu ftellen, zwiſchen 
denen er den Ausschlag geben follte, wenn fie jich nicht vereinigen könnten. 
„Es iſt ein heillofes, Tleichtfinniges und oberflächliches Diplomatenpad, 
was die Welt regieren will“, jchreibt Wangenheim**) in Berzweiflung. 
Er war der Meinung, daß der Erzherzog durch eine gleichzeitig in Wien 
und Berlin abzugebende Erklärung, die ihm durch Bundesbefchluß vom 
12. Juli 1848 übertragene Bundesgewalt in die Hände Defterreichs 
und Preußens gemeinschaftlich deponieren müfje Das war der 
Grundgedanke des Entwurf eines „Interim“, den Biegeleben mit den 
preußischen Miniſtern vereinbarte, Es hatte „die Erhaltung des deutjchen 
Bundes als eines unauflöglichen Vereins zur Bewahrung der Unab- 
bängigfeit und Umverlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und 
die Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutjchlands“ zum 
Zwed. Bis zum 26. Mai 1850 — ein Termin, der nachher auf den 1. Mat 
abgekürzt wurde — follte die provijorische Gentralgewalt Dejterreich und 
Preußen gemeinjchaftlich anvertraut werden, und demgemäß, nachdem die 
Zujtimmung der Regierungen zu diefem Vorjchlag erfolgt war, der Erz- 
herzog die ihm übertragenen Rechte und Pflichten in die Hände Sr. Ma- 
jeität des Kaiſers von Defterreih und Sr. Majejtät des Königs von 
Preußen niederlegen. Die deutjche Verfafjungs-Angelegenheit, insbeſondere 
die Bildung eines engeren Bundesitaates blieb während des Interims 
der freien Vereinbarung den einzelnen Staaten überlajjen. 
*) Bericht Bangenheimd d. d. 14. Auguſt 1849, 
»**) Wangenheim an Graf Bennigjen d. d. 10. Auguft 1849, 
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In Wien war man mit diefem Vorjchlage im ganzen einverjtanden. 
Nur wünfchte man, daß die Reichs-Kommiſſion, welcher während des In- 
terims Die bisher von der proviforischen Neichsgewalt geleiteten Ange— 
legenheiten übertragen wurden, unter dem Vorſitz Oeſterreichs ſtehen jollte. 
Auch die Erwähnung des „engeren Bundesjtaates* wollte man nicht. 
Indes bei der verfühnlichen Stimmung, die jebt auf beiden Seiten herrichte, 
ließ fich vorausjehen, daß eine Einigung erzielt werden würde. Ob dabei 
die „drei bayrischen Schweitern” (die Königinnen von Preußen und 
Sachjen und die Erzherzogin Sophie) die Hand im Spiele gehabt haben, 
wie der Herzog von Koburg vermutet, (Aus meinem Leben und meiner 
Zeit I. Teil ©. 509) jteht dahin. Jedenfalls begab ſich der König 
Friedrich Wilhelm auf Einladung des Königs von Sachſen am 2. Sep- 
tember nach Pillnig und von da am 7. nach Teplig, wo er, „zur höchſten 
Ueberrajchung der Diplomatenwelt“, mit dem Kaiſer von Defterreich 
zufammentraf. Gleichzeitig verfehrten in Frankfurt der Prinz von Preußen 
und der Neichöverwefer in der freumdichaftlichjten Weife miteinander. 
„Mit voller Sachfenntnis und Bewußtſein lieh fich Friedrich Wilheln in 
das Garn der öjterreichijchen Vorſchläge locken“ Schon am 30. Sep— 
tember erfolgte, dem preußischen Minifterium wegen feiner Stellung zu 
den Kammern höchjt unerwartet und unangenehm, in Wien der Abſchluß 
des Vertrages über die neue gemeinfame Gentral-Gewalt, den der Reichs: 
verivefer am 6., Preußen am 10. Dftober vatificierte. Sein Inhalt ift 
befannt.*) 

Hannover und Sachſen jprachen im Verwaltungsrat ihren Dant 
dafür aus, „daß Preußen durch diefe VBerftändigung mit Dejterreich einem 
dringenden Uebeljtand abhelfe“, und der Medlenburg-Streligfche Bevoll- 
mächtigte jchloß fich ihnen an. Auf die Frage, ob man die Intereſſen 
des Bündniſſes vom 26. Mai durch den Vertrag über das Interim vers 
(et halte, antworteten 9 Stimmen mit „Nein“, 3 mit „Ja“.“) Allein 
der Gegenfag zwijchen Dejterreich und Preußen war doc zu groß, als 
daß eine aufrichtige VBerföhnung zuftande fommen fonnte. Fürſt Schwarzen: 
berg juchte vielmehr unter dem Dedmantel des Interims den alten Ein: 
fluß des Haufes Habsburg wieder zur Geltung zu bringen. Bor allem 





2) ©. denfelben u. a, in der „Deutſchen Chronik” (Bd. 2, S. 186 ff. u. 223 ff.). 

*) Wangenheims Bericht d. d. 9, Oftober 1849. Hiernach ift die Angabe des 
Herzogs von Koburg (a. a. D., I. Zeil, S. 511.) zu berichtigen, wonad Hannover 
und Medlenburg-Strelik „ihre boshafte Freude und Genugthuung“ über dieſe 
Löfung der deutichen Wirren ausgeſprochen haben jollten. 
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fag ihm daran, den preußischen Plan eines engeren deutjchen Bundes- 
Itaates zu durchkreuzen. „Er hielte jede Zerjplitterung von Deutjchland 
für ein großes Unglüd“, ſagte er, „ein gänzliches Aufgehen Dentjchlands 
in Preußen jedoch für ein noch größeres“. Daß bereits ein förmliches 
Bündnis zwiſchen Dejterreich, Bayern und Württemberg beftände, leugnete 
er. Wenn aber eine Vereinigung der norddeutichen Staaten im Gegen- 
ja zu den übrigen zuftande käme, jo könne die den vereinzelt daftehenden 
Süddeutjchen drohende Gefahr, unter die Botmäßigfeit Preußens zu fommen, 
nur durch deren Aneinanderjchließen befeitigt werden.*) Und diefe Eventualität 
lag nahe genug, hatte doc) der König von Württemberg bereits den Vor— 
jchlag eines engeren Bundes zwijchen den drei Staaten gemacht, der als 
Segenmacht des Berliner Bündnifjes dienen follte. Auf einer Konferenz 
in Linz am 30. Auguft, an der der König felber, der Fürft Schwarzen: 
berg, der bayriſche Minifter von Aretin und der Öfterreichiiche Gejandte 
in München teilnahmen, war das Nähere beiprochen tworden,**) umd 
Pfordten befahl dem Grafen Lerchenfeld, von Preußen fategoriiche Auf: 
klärung wegen der Truppensstonzentrierung bei Hanau zu verlangen!!***) 
Die bayrijche Regierung beantiwortete daher die an jie gerichtete Anfrage, 
ob fie gemeigt fei, fich dem Dreifönigs-Bündnis anzufchliegen, am 8. Sep: 
tember mit einem fategorifchen „Nein“, und Württemberg folgte am 
26. September ihrem Beijpiel. 

Nun verjuchte Fürſt Schwarzenberg mit allerlei diplomatischen 
Künsten auch Hannover von dem Bündnis abzuziehen. Er verjprach, ihm 
eine bevorzugte Stellung bei der Bildung der proviforischen Central-Ge— 
walt zuzumwenden.) Er verfuchte, den Geſandten davon zu überzeugen, 
daß nunmehr der Augenblick gefommen jei, um von dem Vorbehalt Ge- 
brauch zu machen, denn die Unabhängigkeit feines Landes im nord- 
deutschen Bunde jei im höchſten Grade gefährdet. Im ähnlicher Weile 
äußerte jich Pfordten gegen Kneſebeck. „Wenn Ihr Land durch eine 
Vertreter für den preußischen VBerfaffungs-Entwurf ſich ausſpricht“, ſagte 
er, „jo wird die Trennung Deutjchlands unvermeidlich fein. Den 
hannoverjchen Ständen wird vielleicht die Aufgabe gejtellt werden, zu 


*) Depeiche des Grafen Platen d. d. 6. September 1849. 
**) Depeiche Kneſebecks d. d. 27. Auguft 1849, 
*) Bericht Wangenheims d. d. 30. Auguft 1849, 
+) „Bei den in Fällen der Stimmengleihheit abzugebenden Enticheidungen 
jolften Bayern und Hannover allemal, Sachſen und Württemberg dagegen nur 
alternierend konkurrieren.” (Graf Bennigjen an Wangenheim d. d. 27. Auguft 1849.) 
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entjcheiden, ob es Hinfür noch ein Geſamt-Deutſchland geben joll oder 
nicht“.*) 

Aber alles war umfonft. Die Regierung erklärte, daß „ihre auf- 
richtigen Wünjche auf eine Ausbildung des VBertrags-Verhältniffes und 
auf einen Entwidelungsgang der Verfafjungs-Angelegenheit gerichtet jeien, 
welche dem erwähnten Vorbehalt jede Bedeutung nehmen”.**) Leider ging 
jedoch ihre Hoffnung, „daß auf jeiten der mitverbündeten Regierungen, 
infonderheit Preußens, Schritte vermieden blieben, welche zu einer rafchen 
Herbeiführung der unumgänglichen Notwendigkeit, davon Gebrauch zu 
machen, geeignet jein möchte”, nicht in Erfüllung. 

Die preußische Regierung hielt e8 vielmehr für unbedingt erforderlich, den 
inneren Ausbau des Bundesjtaates möglichjt jchleunig zum Abſchluß zu 
bringen, um Defterreich, wenn e3 mit einem Berfafjungs-Entwurf hervor- 
trat, die vollendete Thatjache gegenüberjtellen zu können. Am 15. Auguit, 
aljo in den Tagen, wo Biegeleben in Berlin weilte, teilte Canitz dem 
Legationsrat von Wangenheim unter vier Augen mit, daß Preußen es 
für höchſt wünfchenswert erachtete, „der jet verfammelten Stände-Ver— 
jammlung gegenüber in die Möglichkeit verjegt zu fein, baldthunlichſt 
derjelben Mitteilung über den Zeitpunkt machen zu fönnen, wann Die 
Einberufung des zur Vereinbarung der Verfaſſung bejtimmten Reichstages 
ftattfinden und zur Ausjchreibung der Wahlen gejchritten werden könnte.“ 
Diefe Eröffnung jtand „offenbar im Zufammenhang mit dem Treiben 
der Gagern-deutjchen Partei nach einer fchnellen Berufung des Neichstages 
und womöglich nad) einer Annahme der Verfaffung en bloc”. Darauf 
zielte auch der Camphauſenſche Dringlichkeits-Antrag in der 1. Kammer, 
den $ 105 der preußiichen Verfaſſung, die Beziehungen zur deutjchen 
Reichsverfaſſung betreffend.***) Wangenheim erwiderte jofort, daß ihm 
diefer Zeitpunkt noch nicht gefommen jchiene. Eine Uebereilung in diejer 
Beziehung wäre vielmehr geeignet, die ganze Wirkjamfeit und Dauer des 
Bündnis-Vertrages vom 26. Mat zum großen Schaden der Sache in 
Frage zu jtellen. Ein Reichstag, der jetzt zufammenträte, würde dem 
übrigen Deutjchland gegenüber nur ein Rumpf» Parlament der ver: 


*) Depeihe Knejebeds d. d. 27. Auguft 1849. 
**) Inſtrultion des Minifterii ber Auswärtigen Angelegenheiten an den Geh. 
Regationd-Rat von Wangenheim d. d. 26. Auguſt 1849, 
**) Bericht Wangenheimd d. d. 16. Auguſt 1849, BPrivatichreiben an Graf 
Bennigjen d. d. 15, Auguſt 1849, 
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bündeten deutjchen Staaten darjtellen, und ein folches könnte, den eigenen 
Erflärungen der preußifchen Regierung zufolge, fich nicht anmaßen,” dem 
übrigen, dem Bündnifje nicht beigetretenen Deutjchland eine Reichsver— 
fafjung aufzunötigen. Nicht einmal der territoriale Umfang des Bundes- 
jtaates ließe fich bei den wenigen Beitritt3-Erflärungen, die bis jeht er- 
folgt wären, überjehen. Endlich machte er darauf aufmerffam, daß der 
vorliegende Entwurf einer Reichsverfaffung unter den jetigen Umftänden 
mobdificiert twerden, und die Regierungen fich darüber doch erit verjtändigen 
müßten. Auch noch eine Menge anderer Vorlagen für den Reichstag 
harrten noch der Vorbereitung. Die verfrühte Bejtimmung des Termins 
für deſſen Zujammentritt könne daher nur dahin führen, daß die Sadıe 
jelbjt übers Sinie gebrochen würde. 

Aber Graf Canit Hatte für diefe Auseinanderjegungen fein Gehör. 
Er blieb dabei, Preußen und die verbündeten Staaten müßten zeigen, 
daß es ihnen mit der deutjchen Reichsverfaffung Ernſt je. Auch der 
Miniſter von Schleinig teilte diefe Auffaffung, wenn er auch mehr „Er- 
kenntnis der Gefahr des Weges zu haben fchien, welchen Preußen zu gehen 
anjcheinend eutjchlojjen iſt“. 

Nach allen diefen Aeußerungen hielt es Wangenheim für nötig, ſich 
perjönlicd; nach Hannover zu begeben und fich weitere Injtruftionen zu 
erbitten. Er fand jedoch zu feiner Genugtduung, daß die Regierung feine 
Auffaffung volljtändig teilte. Und bald genug zeigte es ſich, daß feine 
Bejorgnifje nur zu begründet gewejen waren. Schon am 30. Auguft 
machte Canig in der Sikung des Verwaltungsrats die baldige Einbe- 
rufung des Neichstages zum Gegenftand einer Beſprechung. „Die öffent- 
liche Meinung und die Ummiderjtehlichkeit des Volkswillens würden da— 
durch einen neuen fejten Haltepunft gewinnen, und die außerhalb des 
Bündniffes jtehenden Staaten in dasfelbe hineintreiben.“ Er wiederholte, 
„daß Preußen jest wifjfen müjje, woran es jei und daß das Entweder, 
Oder jetzt ſich entjcheiden müfje*. Nur mit Mühe gelang e8 Wangen: 
heim, ihn zu bejchwichtigen. Schleinig erkannte zwar dejjen Bedenken, 
namentlich in Beziehung auf die gänzliche Unfähigkeit Canigs, den Ge: 
Ihäftsgang im VBerwaltungsrate zu regeln, an, Aber eine Rede von 
Nadowig in der Stände-VBerfammlung hatte „einen auffallenden und 
nachhaltigen Eindrud auf viele Gemüter beider Kammern gemacht und fie 
jehr viel deutjcher gejtimmt. Und, da es offenbar Radowitz und die Hinter 
ihm ftehende Camphaufen- Frankfurter Partei ift, welche durch diefe Ueber: 
jtürzung des Reichstages zum Siege und vielleicht zum Reichsminiſterium 


94 Vertrauliche Konferenz Wangenheims mit Graf Brandenburg. 


zu fommen hofft“, jo traute er dem Frieden nicht.*) Nur Graf Bülow, 
der zum Geſandten in Hannover ernannt, aber noch nicht dahin abge- 
gangen war, verjprach ſich von den jegigen Schritten der Regierung nichts 
und hielt es nach Vereinbarung des Interims für unmöglich, zum Bundes— 
jtaate zu gelangen. „Zulegt kommen wir noc wieder zum alten Bundes: 
tag, den wir nie hätten aufgeben jollen“, jagte er zu Wangenheim.**) 
Am 6. September fand die Schlußverhandlung über die deutjche Frage 
in der 2. Hammer jtatt, bei der die Rede Radowitzs als die bedeutendjte 
hervortrat, welcher der „fortwährend anerfannten Notwendigfeit der Ber: 
ftändigung mit Delterreich” nur noch eine hiſtoriſche Bedeutung zufprach. 

Die Annahme des Kommiffions-Antrages aber erfüllte Wangenheim 
mit Bejorgnis, daß Radowitz an die Spige eines Kabinetts der Gothaer: 
erbfaiferliden Partei — Camphauſen, Bederath, Auerswald und 
Konforten — berufen werden fünnte, obgleich die Kammer den Miniftern 
ausdrüdlich ein Vertrauens-Botum erteilt hatten. Er fürdhtete, daß wenn 
„Sraf Brandenburg und Manteuffel das Minifterium nicht bald jänberten, 
jie jelbjt abjorbiert werden würden.“ 

Seine Berichte über die Zuſtände in Berlin beftätigten nur, was 
der König Schon vor Wochen vorhergejagt hatte. (S. o. S. 70.) Er erteilte 
alfo Wangenheim den vertraulichen Muftrag, den Grafen Brandenburg 
„auf die verderblichen Folgen aufmerkſam zu machen, welche das Beharren 
Preußens auf dem jegt betretenen Wege notwendig herbeiführen müfje***)“- 
Der Gejandte entledigte fich diefer Aufgabe mit großem Geſchick. Er 
fäme im Auftrage feines Königlichen Herrn, fagte er, „nicht in deſſen Eigen: 
ichaft als König von Hannover an den Königl. Preußischen Miniſter— 
Präfidenten, jondern als aufrichtiger Freund Preußens und preußischer 
“ General an den von ihm hochgeachteten Grafen Brandenburg in der gleichen 
Eigenfchaft als preußifchen General und guten Patrioten.“F) Im einer 
zweiltündigen Unterredung ſuchte Wangenheim ihm klar zu machen, daß 
das Getriebe in der Kammer ich gegen feine und Minifter Meanteuffels 
Berjon richte, Se. Majeftät aber dringend wünſchen müfje, daß Graf 
Brandenburg ſich zum Belten der Monarchie an der Spite erhielte. 
Der Radowitzſche engere Bundesftaat jei mit wenig Staaten unaus- 
führbar und mache die deutjche Frage zu einer europäijchen. Die Be 
*) Beriht Wangenheims d. d. 31. Auguſt 1849, 

*) Beriht Wangenheims d. d. 3. September 1849. 
*«**) Graf Bennigien an Wangenheim d. d. 9. September 1819. 
+) Wangenheim an Graf Bennigſen d. d. 11. September 1849. 
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Ichleunigung der Berufung des Neichstages aber drohe das Bündnis zu 
jprengen. Gerade jetzt, wo man Ausficht habe, fich mit Defterreich zu 
verftändigen, empfehle es fich, nicht vorjchnell zu Werk zu gehen.“ 

Die Auseinanderjfegungen machten auf Graf Brandenburg jedod) 
wenig Eindrud. Er hielt jeine minijterielle Stellung durch die Partei- 
geitaltung in der Stände-Berfammlung für nicht gefährdet. Er meinte, 
den Radowigjchen Weg fortgehen zu müffen; ja er glaubte fogar, daß das 
Vertraueng-Botum in der Kammer eventuell die Rückkehr zum Bundes: 
tage einjchließe. Indeß verfprach er wenigitens foviel, daß er die Be- 
rufung des Neichätages nicht übertreiben wollte und erfannte an, daß die 
durch den engeren Umfang des Bundesjtaates bedingten Modififationen 
des Berfaffungs- Entwurfs den verbündeten Staaten vorgelegt werden 
müßten, um fich darüber zu einigen. Daß alddann und zwar vor Be- 
Ihikung des Neichstages für Hannover und Sachſen der Zeitpunft 
gefommen ſei, wo fie fich über das Gebrauchmachen von ihrem Borbehalten 
enticheiden müßten, „schien ihn zu verwundern und ganz nen zu fein“. 
„Nadowig wird ferner die Geſchicke Preußens bejtimmen“; in diefe Worte 
faßte Wangenheim das Ergebnis feiner Stonferenz zufammen. Und er 
hatte die Sitmation mur zu richtig beurteilt. Das kraftloſe Minifterium 
ließ fi) von der Kammer-Majorität ins Schlepptau nehmen und wurde 
„unbewußt oder beivußt die Exekutiv-Kommiſſion für das Gothaer Pro— 
gramm”. Die einzige Hoffnung blieb, daß Preußen durch energijches Auf- 
treten Dejterreichs von jeinem gefährlichen Wege abgebracht würde, „da 
Friedrich Wilhelm es zu einem erntlichen Konflifte mit Dejterreich doc) 
nicht kommen lafjen wird.“*) 

Nun verhehlte ſich Wangenheim nicht mehr, daß bald der Moment 
eintreten mußte, wo die Wege Preußens und Hannovers jich trennten. 
Seine Stellung wurde jeden Tag peinlicher, und wiederholt bat cr, ihn 
von feiner „Marterbanf“ zu befreien. Die jächfische Regierung teilte Die 
hannoverjche Anſchauung vollftändig, Der Miniſter von Beuft begab 
fih in den erjten Tagen des September perjönlich nad) Hannover, um 
mit Stüve das weitere Verhalten zu vereinbaren. Man kam überein, 
den Reichstag nicht zu bejchiden, und in Wien gemeinschaftlich dringende 
Schritte zu thun, damit Dejterreic) pofitiv in der deutjchen Berfafjungs: 
frage auftrete. 

Indes noch einmal gewannen die Dinge in Berlin wieder eine hoffnungs— 


*) Wangenheim an Graf Bennigfen d. d. 14. September und 5. Dftober 1849, 
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volle Geftalt. Canitz, der ſich jelbjt davon überzeugt Hatte, daß er der 
Stellung eines Vorfigenden im Verwaltungsrat nicht gewachjen war, bat 
um jeine Entlafjung, und an jeine Stelle trat der Minijter von Bodel- 
ſchwingh, „ein Ehrenmann durch und durch“, der fich in feiner früheren 
Stellung als Landrat trefflich bewährt hatte.*) Wuch erhielt Graf Bülow 
jet Befehl, fich fchleunigft nach Hannover zu begeben, „weil man vielleicht 
findet, daß es den preußiſchen Intereffen nicht förderlich geweſen ift, diejen 
Boften jo lange unbejegt gelafjen zu haben.“)“ Wangenheim teilte dem 
neuen VBorjigenden vertraulich die Inftruftion feiner Regierung vom 
20. August mit, „Damit er die Aufrichtigfeit feines Wuniches und Strebens, 
in Eonziliatorijchem und bundesmäßigem Sinne zu handeln, aber aud) dic 
Grenzen zu ermefjen vermöge, welche feinem perjönlichen Urteil in diejer 
Sache gejegt waren.“ ***) 

Aber die Hoffnungen, die er an diefen Perfonen-Wechjel geknüpft 
hatte, erfüllten jich nicht. Zu feinem größten Bedauern fand er, „daß 
Bodelfhwingh in feiner Auffaffung der Dinge ganz auf dem ein- 
jeitig Camphaufen=preußifchen Felde des engeren Bundesitaates vom 
23. Januar jtand“ 7) „Preußen müfje“, jagte er, „auf dem von ihm 
betretenen Wege, als dem einzigen, der zu einem heiljamen Ziele führen 
fönne, vorwärts jchreiten und das Verlangen der Nation in fürzejter 
Friſt durch Berufung des Neichstages befriedigen. Das Minifterium ſei 
den Kammern gegenüber engagiert und müſſe fein Wort löfen“. Doc 
gejtand er zu, „Daß, wenn Sachjen und Hannover den preußifchen Weg 
nicht mitgehen wollen, man ihnen gegenüber die gegenfeitige Stellung 
aus den Bundesverträgen von 1815 anerkennen müjje“. 

Nicht auf ein geeinigtes Deutjchland, fondern auf ein vergrößertes 
Preußen waren alſo die Abfichten des Berliner Kabinett3 gerichtet. Es 
war daher von der äußerten Wichtigfeit, zu erfahren, welche Vorjchläge 
Oefterreic) zur Löſung der deutfchen Frage zu machen Hatte, und Graf 
Bennigjen begab ji am 25. September gleichzeitig mit dem Minifter 
von Beuft nach Wien, um beim Fürften Schwarzenberg jelber über feine 
Pläne Erfumdigungen einzuziehen. Er fand jedoch bei feiner Ankunft die 
öfterreichifche Regierung in ihren Ideeen über die fünftige Geſtaltung 


*) Stüve an Wangenheim d. d. 30. September 1849, 

**) Bericht Wangenheims d. d. 24. September 1849, 

+++) MWangenheim an den Staatöminifter von Bodelſchwingh d. d. 25. Sept. 1849, 
7) Bericht Wangenheims d. d. 1. Oftober 1849, 
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Deutjchlands durchaus noch nicht Flar*), Fürſt Schwarzenberg gab indeß 
zu, daß die nicht mehr anwendbare Bundes-Afte als Grundlage für dejjen 
Neugejtaltung nicht dienen fünne Man müſſe vielmehr an die gegebenen 
Thatſachen ſich Halten, aus dem öjterreichiichen Gejamtjtaat, Preußen 
„mit den ihm gehörigen 28 Vaſallen“, und aus dem deutjchen Bundes- 
Itaate — aus Bayern, Sachjen, Hannover, Württemberg und den beiden 
Heſſen beitehend — den Dreiftaaten-Bund bilden. Die Bemühungen 
Graf Bennigjens und Beufts, den Fürften von der Unausführbarteit 
diefes Projektes zu überzeugen, blieben ohne Erfolg**). „So wird aljo 
für die nächite Zeit nicht darauf zu rechnen jein, daß Oeſterreich mit 
praftiich ausführbaren Vorjchlägen vorangeht. Unſere Lage wird aller: 
dings dadurch erheblich erjchwert“, fchrieb Graf Bennigjen***). 

Um diefe Zeit hatten faſt alle deutjchen Regierungen mit Ausnahme 
Bayerns und Württembergs ihren Beitritt zu dem Bündniffe vom 26. Mat 
erklärt. Es waren großenteild diejelben, die am 14. April auf Betreiben 
Camphauſens ihren Zutritt zu der Frankfurter Neichsverfaffung aus- 
geiprochen Hatten. Jetzt eilten die Kleinen Botentaten, unter den Fittigen 
des preußifchen Adlers Schuß gegen die Revolution im eigenen Lande 
zu juchen. Sie drängten auf die fchleunige Berufung des Reichstages, 
damit das Werf baldigft zu Ende füme Zu ihrem Wortführer machte 
ſich der Naſſauiſche Bevollmächtigte, Präfident Vollpradht. In den legten 
Tagen des Septembers trat er mit dem Antrag hervor, auf Grund des 
$ 1 des Verfafjungs-Entwurfs, der preußischen Eirfular-Note vom 28. Mai 
und der Denkjchrift vom 11. Juni den Reichstag in möglichjt kurzer 
Friſt zuſammen zu berufen. Am 5. Dftober fam die Angelegenheit im 
Verwaltungsrate zur Verhandlung. Wollpracht bezeichnete nach) einer 
weitläufigen Motivierung den 15. Januar 1850 als den äuperften Termin, 
bis wohin die Wahlen auszujchreiben jein möchten. Die meijten Bevoll- 
mächtigten der fleinen deutjchen Staaten jtimmten ihm zu. Wangenheim 
und Zeſchau aber legten Verwahrung dagegen ein, „wenn nach der 
Auffaffung der Vorredner angenommen werden jollte, als jeien wir durch 
das Bündnis vom 26. Mai bereits in der Konſtituierung des engeren 


) Graf Bennigfen an Wangenheim d. d. 2. Oftober 1849, 

**) Wangenheim war derfelben Anficht: „Sch kann in diefem Projefte alles, 
nur nicht Dentichland wieder finden‘, jchrieb er, „weldes rein verloren geht, man 
mag c5 auffaffen, wie man will, und für welches ich auch nicht das leiſeſte Zurro- 
gat wieder finden kann.“ GVertraulicher Bericht Wangenheims d. d. 15. Oft. 1849.) 

*+*) Graf Bennigjen an Legations-NRat Neubourg d. d. 3. Oftober 1849. 
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Bundes begriffen. Eine ſchon jetzt zu bejchließende Einberufung des Reichs— 
tages, oder auch nur die Anfegung der Wahlen dazu, würde eine willfür- 
liche und durch nichts zu vechtfertigende Abweichung von der, von den drei 
urfprünglich paci$zierenden Klönigreichen der deutjchen Nation gegenüber 
übernommenen Verpflichtung, ‚dem deutſchen Bolfe eine Verfaſſung zu ge 
währen‘, enthalten“. Zum Schluß trat der Miniſter Bodelfchwingh auf. Er 
erflärte fich durchaus für den VBollprachtichen Antrag, aus denjelben Grün— 
den, die Schleinig eben vorher in der Kammer anläßlich der Bederathichen 
Interpellation vorgebracht hatte. Die Debatte wurde äußerſt lebhaft. Der 
Minister Hielt die Berechtigung des engeren Bundesjtaates für jonnenflar, 
und zich die hannoverjchen und ſächſiſchen Bevollmächtigten „der gefuchten 
und ſophiſtiſchen Interpretation.” Dieſe replicierten heftig und um 10 Uhr 
abends mußte die rejultatlofe Verhandlung bis zum 9. vertagt werden*). 

Die zweite Debatte war noch weit erregter als die erjte. Wangen: 
heim und Zeſchau überreichten ein ausführliches fchriftliches Votum, worin 
fie daran erinnerten, daß Hannover feit dem März 1848 an dem Haupt: 
grundfag, „Daß Maßregeln zur Einigung Deutjchlands und Erreichung 
einer Bertretung des Volkes beim Bunde im verfaflungsmäßigen 
Wege“ durchgeführt werden müßten, unabweichlich feitgehalten Habe 
Huch bei Abſchluß des Bündniffes vom 26. Mai fei diefer Grundſatz 
offen ausgejprochen worden, wie fich jchon aus der vorangeftellten Be— 
zugnahme auf den Art. XI der deutjchen Bundes-Akte vom 8. Juni 1815 
flar ergäbe. Es würde daher auf einem Mifverftändnis beruhen, wenn 
man behauptete, daß in der Begründung eines Bundesjtaates unter 
einem Teile der deutſchen Staaten eine Abänderung der Bundes-Ber- 
faffung nicht liege. Gerade diefe Abänderung jei der Zweck des verein- 
barten VBerfafjungs-Entwurfs. Um ihn durchführen zu können, ſei daher 
nach S 7 der Bundes-Afte die einhellige Zuftimmung aller Beteiligten 
erforderlih. Unmöglich aber könnte „jeder beliebig zufammentretenden 
noch jo geringen Fraktion der Bundesstaaten die Berufung eines Reichs— 
tages zur Sanftionterung der Reichsverfaſſung“ geitattet fein. 

Wollte man aber endlich die Anficht aufjtellen, „die Berufung des 
Neichstages ſei um deswillen noch feine Abänderung der Bundesver- 
faſſung, weil diefelbe noch nicht die Geltung der Reichsverfaſſung invol- 
viere, vielmehr erjt die Vorbereitung dazu enthalte”; jo würde cs doch 
„ein höchſt gefährliches, um nicht zu jagen unredliches Verfahren jein, 
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eine Verſammlung von dem Charakter eines Reichstages zu berufen, der— 
jelben eine Verfaſſung vorzulegen, jolche von ihr genehmigen zu laſſen, 
und Hinterher dieje Verfajjung nicht zur Ausführung zu bringen, weil 
von den Bundesgenofjen Einjpruch dagegen erhoben worden“. . 

Auf feine Weife dürfe daher nach der Anficht Hannovers die Be- 
rufung des Neichstages jtattfinden, „ehe diejenigen Staaten, welche der 
Verfaſſung ſich micht anjchliegen, die Erklärung abgegeben Haben, daß 
fie die in der Reichs-Verfaſſung liegende Abänderung der rüdjichtlic) ihrer 
fortbeftehenden Bundes-Berfafjung genehmigen wollen“, 

Nach dem Ausscheiden Bayerns und Württemberg endlich würde 
die Neichsverfafjung lediglich den Charakter eines nord» und mitteldeutjchen 
. Bundes an ſich tragen. Unter diefen Umftänden könne hannoverjcherjeits 
nicht dafür gehalten werden, daß fchon jetzt alles Hinreichend vorbereitet 
jei, damit zur Berufung eines Reichstages gefchritten werden könne. Noch 
weniger aber könne man es zwedmäßig finden, einen Zeitpunkt für Die 
Berufung feftzuftellen. Es würde aljo dann der Zeitpunkt eintreten, wo 
Sachſen und Hannover ihren am 25. Mai gemachten Borbehalt geltend 
zu machen haben würden, nach welchem zunächjt eine Erneuerung der 
Verhandlungen und eine Umgejtaltung des vereinbarten Berfaffungs-Ent- 
wurfs eintreten müßte. 

Dieje Erklärung rief eine gewaltige Entrüftung hervor. Der Mi: 
niſter von Bodeljchwingh hatte beim Eingang der Verhandlung bereits 
die dem Vollprachtichen Antrag zuftimmenden Staaten aufgefordert, rüjtig 
ans Werk zu gehen und die Wahllijten zu präparieren, damit die Wahlen 
zu dem feitzujegenden Termin fertig wären. Immer mehr erhigten ſich 
die Gemüter, und als Wangenheim im jeiner Erregung äußerte, der 
Bodelſchwinghſche Vorjchlag hieße auf gut deutjch joviel, „als die Revo— 
(ution in Sachſen und Hannover zu Hilfe zu rufen“, da brad) ein un— 
bejchreiblicher Sturm los. Namentlich die beiden heſſiſchen Bevollmäd)- 
tigten ergingen fich in den maßloſeſten Angriffen gegen „die Perfidie und 
Renitenz“ Hannovers und Sachjens. Ja, der kurheſſiſche Gejandte, Ober: 
jteuer-Direftor Pfeiffer, erlaubte jich in jeinen mündlichen Deflamationen 
jo beleidigende Ausfälle, dag Wangenheim und Zeſchau drauf und dran 
waren, den Vorfigenden zu erjuchen, daß er beim Stafjeler Hofe die Ab— 
berufung diejes „ungefchliffenen Mannes“ beantrage, „mit dem Ehrenmänner 
nicht in anjtändigen Formen verhandeln fünnten‘“.*) 


*) Bertraulicher Bericht Wangenheims d. d. 10, Oktober 1849, 
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Daß indeh der hannoverjche und ſächſiſche Bevollmächtigte im Ber: 
waltungsrat mit ihrer Ansicht nicht durchdringen fonnten, lag ebenſo auf der 
Hand, wie dag man fich gegnerifcherjeits durch alle Verwahrungen und 
Proteftationen nicht im mindeften aufhalten lafjen würde. Es galt alfo 
für die nächjte Sitzung, die auf Dienftag, den 16. Dftober, angeſetzt wurde, 
Rerabredungen zu treffen. Sie kamen überein, das Bündnis vom 26. Mat 
troß des geltend zu machenden Vorbehalts nicht aufzugeben, da fich dieſer 
nur auf den Berfaffungs: Entwurf bezöge. Jedoch gaben jie ihren Regierungen 
anheim, „in ernfte Erwägung zu ziehen, ob es nicht an der Zeit fei, die 
Bevollmächtigten zurüdzuberufen“. 

Die anberaumte Situng ward im letzten Augenblid abgejagt, weil 
der Prinz von Preußen die Mitglieder des Verwaltungsrates in jeinem 
Palais zu empfangen wünjchte. Bei der Vorftellung wurden einige mit 
einem Händedrud, andere, darunter Wangenheim, nur mit einer fühlen 
Verbeugung begrüßt. Dann trat der Prinz in ihre Mitte und hielt eine 
Anrede, worin er don der Schwierigkeit ihrer Aufgabe, von der Not- 
wendigfeit des Feſthaltens an dem einmal unternommenen Werf und den 
Gefahren jprach, welche deſſen Ausführung durch Uneinigfeit im Innern 
und durch äußere Einwirkung drohten. „Wir find zu einer Krifis ge 
fommen“, fügte er Hinzu. „Wenn aber das Werf an diefen Klippen 
jcheitert, jo ift Preußen groß genug, um auch ohneden: beftehen zu können. 
Preußen hat jich an die Spiße gejtellt, nachdem die angebotene Kaiſer— 
frone ihm ein Anrecht darauf gegeben, in Deutjchland voranzugehen, und 
es wird ohne Wanfen auf dem jeigen Wege fortjchreiten.”“ „Er könne 
nicht vergeffen,“ fagte der Prinz ferner, „in welcher Lage Preußen vor 
einem Jahre geweien, aber e8 habe fich wiedergefunden, und werde num 
auch den anderen deutjchen Staaten, in denen die Yuftände auf das 
traurigjte gefunfen wären, wie in Baden, wo durch die Gewalt der Waffen 
zwar den Aufruhr bejiegt, aber die ftaatliche Ordnung noch lange nicht 
wieder hergeftellt jei, feinen ftarfen Arm leihen“. 

Nachdem er dann an jeden Einzelnen einige verbindliche Worte ge— 
richtet umd nochmals verjichert hatte, daß er für feine Perſon ſtets feit 
auf dem einmal betretenen Wege beharren würde, wurden die Verſammelten 
entlajjen.*) 

Unter dem Eindruck dieſer Audienz trat am nächjten Tage, Mitt: 
woch, den 17. Dftober, der Verwaltungsrat zu einer neuen Sitzung zus 
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jammen. Minifter Bodelſchwingh eröffnete die Verjammlung mit der 
Vorleſung einer umfangreichen Dentichrift, worin er „das Gebäude der 
hannoverfchen NRechtsausführung umzumerfen juchte”. Er zieh Wangen- 
beim der geflijjentlichen Verwechſelung zwijchen den Rechten und 
Pflichten der Bundesglieder aus den Verträgen von 1815 und der Bundes- 
Berfafjung. Die von Hannover in Bezug genommenen Artikel 4 und 6 
der Bundes-Afte über das Stimmverhältnis hätte jede praftijche Be— 
deutung verloren und feien deshalb unausjführbar. Den hannoverjchen 
und jächjiichen Vorbehalten vom 26. Mai jpvach er jede rechtliche Be— 
deutung ab, da er fie weder als „Sujpenfiv- noch als NRejultativ-Bedin- 
gungen“ anjehen könne und meinte, daß fie erit nad) Beendigung der 
Beratungen des zu befchidenden Reichstags in Frage fommen 
könnten. 

Dann teilte er den Verſammelten mit, daß er am Freitag, den 19., 
vier Punkte zur Beratung und Beichlußfafjung bringen würde: 

1. Die preußischen Vorſchläge zu den nötigen Modififationen des 
Berfaflungs-Entwurfs. 

2. Die Bejtimmung des Zeitpunftes für die Wahlen zum Reichstag. 

3. Die Beitimmung des Ortes des Reichstags. 

4. Die Heritellung eines Gejamt-Organes der verbündeten Negie- 
rungen zur Bertretung ihrer Vorlagen im Reichstage. 

Vergeblich machte Zeihau auf den Widerjpruch aufmerkfjam, der 
darin liege, daß die mitgeteilten Modifikations-Vorſchläge zugleich die: 
jenigen jein follten, über welche in den Vorbehalten weitere Verhandlung 
und Bereinbarung vorgejehen jei, er blieb bei feinem Antrage Es ent- 
ſpann ſich nun eine längere unerquidliche Diskuſſion über „hannoverjche 
und ſächſiſche Hinterliit“, und die beiden Bevollmächtigten erfannten, daß 
jie „eine Verfammlung, welche fie nicht mehr für eine Situng des Ver: 
waltungsrats anjehen könnten“, würden verlafjen müſſen.“) 

Am 19. Oftober wurden die Bodeljchwinghichen Anträge mit ge 
ringen Modifikationen durch Vereinigung jämtlicher Mitglieder des Ver— 
waltungsrats außer Sachjen und Hannover angenommen und Erfurt 
als der Ort bejtimmt, wo der Reichstag zufammentreten jollte. Infolge 
dejjen überreichten Wangenheim und Zeichau am 21. dem Vorfigenden 
einen jchriftlichen Protejt**), worin fie die Gründe, die jie veranlaßten, fic) 
an den Sigungen des Verwaltungsrates ferner nicht zu beteiligen, nochmals 
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ausführlich vorlegten. Am 22. Dftober begab ſich ſodann Wangenheim 
nach Hannover zurüd. Am 27. erjchien Gagern in Hannover, um Stüve 
zur Zurüdnahme der Abberufung zu bewegen, natürlich ohne Erfolg. 

Nun erhob fich im der preußifchen Preffe und der der ihm bei- 
getretenen Staaten ein gewaltige Geſchrei. Echarfgefchriebene preußische 
Noten fehrten den Spieß um. Sie bezeichneten die Ausführungen 
der jächjischen und hannoverjchen Regierungen als „Monjtruofitäten“ 
und gaben ihnen Schuld, daß der Bundesſtaat nicht zuſtande ge- 
fommen jei. „Der nationale (!) Unmille“ jchreibt der Herzog von 
Koburg, „eehrte fich gegen die deutjchen Meittelftaaten“. In feiner Ent- 
rüftung glaubte er fogar, die Anregung zu den ablehnenden Schritten 
Bayerns und Württembergs fei von Hannover ausgegangen. Sein 
Bruder, der Prinz Gemahl Albert, jah die Dinge natürlich mit feinen 
Augen — und durd) die Brille Bunſens. „Wie fönnen fich die armen 
Könige einbilden, nachdem fie abermals Verrat am gemeinfamen Bater- 
(ande begangen haben werden, daß ſie imftande fein jollten, Ruhe und 
Sefetlichkeit in Deutichland wiederherzuftellen, und das ohne Vertrauen 
und Einigkeit umter jich“, jchreibt er nach Gotha. Ein anderes Mal 
meint er, das Benehmen der Könige „jei unter aller Kritik“; er nannte 
es „über alle Maßen jchofel und ehrlos“.*) Won dem eigentlichen Zu— 
jammenhang, von den Vorbehalten aber hatte er feine Ahnung. 

Die Hannoverfche Regierung fühlte das Bedürfnis, dem Lande über 
ihre Haltung in der deutjchen Frage weitere Auftlärungen zu geben. 
Durch eine Proflamation vom 11. Oftober rief fie die Stände-Berfamm- 
(ung auf den 8. November von neuem ein. An demjelben Tage ver: 
öffentlichte die hannoverſche Zeitung das Protofoll der entjcheidenden 
Situng des Verwaltungsrates vom 9. Dftober. 

Die Neuwahlen zur zweiten Kammer hatten jich im Auguſt bei 
ziemlich lauer Teilnahme der Bevölferung vollzogen. Nur in den Städten, 
wo die Oppofitionspartei dominierte, fam es zu lebhaften Kämpfen. Sie 
hatte die Parole ausgegeben, da Hannover ſich nicht von dem reaftio- 
nären Preußen ins Schlepptau nehmen laſſen dürfe „Biel am Ehre, 
viel an Freiheit würde aber verloren werden, wenn das Volt auf den 
Berliner Entwurf einginge“, Heißt es in dem Aufruf des Wahl-Stomitees. 
Der alte König hatte daher nicht jo unrecht, wenn er meinte: „Die De: 
mofraten, die Jungens, ‚jind mich jehr nüglich“. Freilich konnte er nicht 
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vorausjehen, daß die Liberalen jo wenig politische Einficht entwickeln 
würden, wie fie in Wirklichkeit thaten. 

Im ganzen fielen die Wahlen auf diejelben Männer, die im Januar 
gewählt waren; doch war e3 für die Nefidenz von prinzipieller Bedeutung, 
dat dort Stüve nach hartem Kampfe über Rumann und Goedefe jiegte. 
Auf die Zufammenjegung der erjten unauflösbaren Kammer hatten einige 
Nefignationen Einfluß geübt. Namentlich war es von Bedeutung, daß 
der Kammerrat v. d. Deden an Stelle des refignierenden Mohrmann 
für den 20. Wahlbezirk eintrat. Es konnte jedoch dem unbefangenen Be- 
obachter nicht entgehen, daß fie das vollfommene Zerrbild eines Ober: 
haufes war. Zwar bemühten fich Paſtor Sander und andere, den bäuer- 
(ichen wie bürgerlichen Mitgliedern zu demonstrieren, daß es ihre Aufgabe 
jei, fonjervative Gefinnungen zu pflegen und die Negierung gegen demo— 
fratifche Ueberftürzungen der zweiten Kammer zu fchügen*), aber politifche 
Köpfe fehlten ihr faft gänzlich. Die frühere erfte Kammer hatte ſich ftets 
— wenn die Privat-Intereffen des Adels nicht in Frage famen — in 
der Gejchäftsführung und Parteileitung der zweiten Klammer weit über: 
fegen gezeigt. Jetzt war das umgekehrte Berhältnis eingetreten, und es 
jtand zu erwarten, daß früher oder jpäter ihre Zujammenjegung von 
Grund aus geändert werden mußte. Die Ritter hielten es daher für an 
der Zeit, durch die Prefie im Lande — und am Hofe für die Wieder: 
herjtellung ihres alten Einfluffes zu wirken. Sie gründeten um Weih- 
nachten Die „Niederfächjiiche Zeitung“, die nach Art der „Kreuzzeitung“ 
ultrasfonjervative Tendenzen vertrat. Allein das Blatt ging ſchon nad) 
zwei Jahren wegen Abonnenten und Geldmangel3 wieder ein. 

Die Thronrede wurde von Graf Bennigjen verlefen.**) Sie war 
äußerjt kurz, wenig fagend und vieldeutig. In den meiften Staaten 
Europas, jo führte fie aus, fei die Ordnung, freilich nicht ohne Anwen— 
dung von Waffengewalt wiederhergejtellt. Auch die Gefahren, welche 
im Frühjahr die Auflöjung der Stände-Berfammlung berbeiführten, jeien 
entfernt. Aber doch jei weder der Friede hergeftellt, noch die notwendige 
Entwidelung und Bervollflommnung der Geſamt-Verfaſſung erreicht. Mit 
Ernjt werde daher der König dahin ftreben, den übernommenen Ber: 
pflichtungen gemäß, Deutjchlands Einigung und die Erreichung einer 
Sefamt-Bertretung des deutſchen Volkes in verfafjungsmäßigem Wege zu 
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verwirklichen. Wenn Hannover von den Schreden der Anarchie und des 
Bürgerfrieges bis jegt glücklich bewahrt geblieben jei, jo fordere dieſes 
um fo dringender auf, diejenigen Einrichtungen ins Leben zu rufen, welche 
erforderlich wären, um den Gejegen vom 5. September 1848 volle Aus: 
führung zu jichern. 

Ahtundzwanzig Gejeges-Vorlagen, die bereits für die vorige Stände: 
Berfammlung bearbeitet gewejen waren, wurden jegt von neuem auf den Tijch 
des Haufes gelegt. Allein die gründliche Beratung derjelben wurde fort: 
während durch allerhand andere Anträge unterbrochen. So bejchäftigte 
man Sich längere Zeit mit dem Antrage des Dr. Thiermann auf Am— 
nejtierung aller wegen politischer und Prefvergehen VBerurteilten. Dann 
wieder beantragte Dr. Gerding, „über die Lage der in Baden inhaftierten 
Hannoveraner jchleunigft Erfundigungen einzuziehen und zugleich deren 
baldige Auslieferung zu erwirfen“. „Wir jehen dort, gleic) Kanibalen, 
Nache ſchnaubende Sieger ihre Opfer zerfleifchen, die Bejiegten als Dulder, 
die Sieger als Richter“, deflamierte er. Elliſſen dagegen hielt den Erlaß 
eines allgemeinen Bürgerwehrgejeges für dringend erforderlich, weil dies 
„als eine der wirkſamſten Staatseinrichtungen zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und zum Schuße der bürgerlichen Freiheit in den 
civilifierten Staaten anerfannt ſei.“ Zugleich wünjchte er, daß dem Mi— 
litär das Tragen des Seitengewehrd außer Dienjt unterfagt würbde.*) 

Bei diefer aufgeregten Stimmung in der Verſammlung hatte die 
Regierung natürlich den Wunjch, ihre Vorlagen möglichjt an eine Kom— 
miſſion verwiefen zu jehen. Um Neujahr jollte dann eine Vertagung 
von 2 bis 3 Monaten eintreten, um diejer Zeit zum Arbeiten zu gönnen. 
Nur einzelne Dinge mußten vorher erledigt werden und wurden es. So 
wurde das provijorische Gejeh, das Verfahren ınit Geſchworenen be: 
treffend, und das Geje über Bildung der Schwurgerichte, en bloc 
angenommen. Auch der modifizierte Gejeg-Entwurf der Geſchäfts-Ordnung, 
worin die Erfordernis der füniglichen Bejtätigung der Präfidenten- und Vize: 
präfidenten-Stellen wieder aufgenommen war, gelangte jegt zur Annahme.**) 

Endlich, am 10. Dezember, wurde das jehnjüchtig erwartete Schreiben 
der Negierung, die deutjche Frage betreffend, nebjt den zugehörigen Aften- 
jtücfen, den Slammern übergeben. Die Ungeduld nach einer Debatte über 
dDiefe Angelegenheit ließ jich num nicht mehr zügeln. Schon am 18., 
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nachdem die Papiere kaum drei Tage unter den Abgeordneten verteilt 
waren, veröffentlichte die Zeitung für Norddeutichland einen Mahnruf, 
in dem jie behauptete, „daß jelten eine Stände-Verfammlung noch mehr 
gethan Habe, das Vertrauen zu dem ganzen jtändischen Wejen wanfend 
zu machen, als die jetzige.“ Sie warf ihr Schwäche vor, „Schwäche aus 
Unentjchlofjenheit, Schwäche aus Unglauben, Schwäche aus tiefem Irrtum.“ 
„Die Augen des deutjchen Volkes,“ meinte fie, „welche auf Hannover ge- 
richtet jeien, blickten in das Dede und Leere; die Hand, die nad) der 
unjrigen greifen wollte, griffe in das Dede und Leere; es fei das Die 
Hand der Gejchichte, die über diefe Stände-Verfammlung und dieſe Re- 
gierungen richten werde mit gerechtem Gericht.“ 

Der Präfident mußte aljo die deutfche Frage für den 20. Dezember 
auf die Tagesordnung jegen — zum großen Mihvergnügen der Linfen, 
welche fürchtete, daß viele, die jich noch micht genügend vorbereitet 
hatten, darin einen triftigen Grund jehen würden, die Angelegenheit an 
eine Kommiſſion zu verweilen, — um fie zu begraben. Sie jtellte daher 
durch Lang den Antrag, die Sache von der Tages-Ordnung abzufegen. 
Windthorit dagegen, defjen großer und entjchiedener Einfluß jchon jebt 
immer mehr hervortrat, beantragte eine Kommiſſion und jeßte jie mit 
einer Majorität von 41 gegen 34 Stimmen dur. Bei der zweiten 
Beratung am nächſten Tage jedoch, wo nur eine Vertagung bis zum 
31. Dezember bejchlofjen wurde, ſtimmte die Majorität für den Langjchen 
Antrag, und die deutjche Sache wurde für den 4. Januar auf die Tages- 
Ordnung gejeßt. 

Kurz vor der Vertagung Hatte der Neich3verwejer in Gemäßheit des 
Bertrages vom 30. September die ihm übertragenen Nechte in die Hände 
einer Bundes⸗Central-Kommiſſion von 4 Mitgliedern niedergelegt (20. De- 
zember). Dejterreich ernannte dazu den Freiherrn von Kübef und den 
Feldmarſchalllieutenant von Schönhals, „die von allem andern cher was 
wiſſen, al3 von deutjchen Dingen und jich fort und fort von Preußen 
betrügen lafjen“.*) Preußen war durch den General von Radowig — 
der jedoch bald wieder feines Poftens enthoben und durch den General 
von Peucker erjegt wurde — und den SÜberpräfidenten Bötticher 
vertreten. Uebrigens vollzog ſich der Wechjel in den verbindlichiten 
Formen. Der Prinz von Preußen fam perjönlich nad) Frankfurt, um 
jih von dem Erzherzog Johann zu verabjchieden. Auch nach deſſen Ab— 
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reife, die am 1. Januar ftattfand, blieb er noch wochenlang in Frankfurt 
und „war über alle Maßen liebenswürdig gegen alle Welt,” — um bie 
freie Stadt zum Anſchluß an Preußen zu bewegen, freilich ohne Erfolg*). 

Und num that der alte Ernjt Auguft einen Schritt, der von neuem 
bewies, daß er politische Gegnerfchaften vergefien konnte und daß cs ihm 
nie um die Perfon, fondern ftet8 um die Sache zu thun war. Am 
28. Dezember brachte die amtliche, hannoverſche Zeitung zur allgemeinen 
Ueberrafchung die Nachricht, daß Se. Majeſtät der König geruht Hätten, 
„den bisherigen Advokaten Detmold hierjelbit, nachdem jelbiger die von 
Se. Kaiſerlichen Hoheit dem Erzherzog: Reichsverwejer ihm anvertraut 
gewejenen Funktionen eines Reichsminiſters der Juftiz, des Innern und 
des Handels niedergelegt, zu Allerhöchitihrem Legations-Rat und Bevoll- 
mächtigten bei dem Interim zu ernennen.“ 

Am 5. Januar begannen in der zweiten Sammer bei überfüllten 
Tribünen**) die Verhandlungen über die deutjche Frage. Es verlohnt 
fich faum, die phrafenreichen und inhaltsleeren Reden der Oppofitions- 
führer der Vergefjenheit zu entziehen. Lang II begann die Debatte mit 
einer hochpathetifchen Lobpreifung der Reichsverfafjung, die auf rechte- 
giltige Weile zu ftande gefommen jei, und die die Regierungen anzunehmen 
hätten. Dann deducierte er das Unrecht des Interims, das gegen die 
Reichsgeſetze verjtoße und lediglich durch die Regierungen begründet jei. 
Das Interim bedeute: „Kein einiges Deutschland, jondern ein womöglid) 
uneiniges Preußen umd Oeſterreich!“ 

Daran fnüpfte er den Antrag, die Erwartung auszuſprechen, „daß 
die Königliche Regierung zu einer Verlängerung des Interims über den 
1. Mai d. I. hinaus ihre Einwilligung feinesfalls erteilen werde” Die 
Stände hielten ſich vielmehr für verpflichtet, die Regierung aufzufordern, 
auf Wiederberufung der National-Berfammlung Hinzumirfen, wobei es 
als jelbjtverftändlich anzujehen fei, „Dat Abgeordnete aus den zu Deutjch- 
land gehörigen Teilen des djterreichifchen Kaiſerreichs nicht weiter zuge: 
zogen werden fünnten.“ 

Der alte Lang fefundierte feinem Sohn nad) Kräften. Er war fejt 
überzeugt, es gehe nicht anders, als mit Preußen an der Spike, und eine 
Bundesgenofjenschaft fei doch immer weniger, als preußijcher Unterthan 





*) Detmold an Stüve d. d. 21. Februar 1850. 
=) Das Folgende ift im wefentlihen nad Oppermann, a. a. O., II. Zeil, 
S. 250 ff. und Bodemeyer, a. a. D., ©. 245 ff. 
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jein, da das Interim die Teilung anbahne und Hannover dann an 
Preußen falle, 

Elliffen donnerte gegen die Fehler und Verbrechen der Dynaftieen, 
die 1806 micht das geringfte Bedenken getragen, durch ein fürmlich 
organifiertes Raubſyſtem gegen ihre Mitjtände fich zu bereichern und 
Deutjchland auf das Gebot des Neichsfeindes in Paris radikal umzu- 
geitalten. 

Dann folgte Bueren mit dem heroifchen Antrage, der hannoverfchen 
Regierung alles und jedes Necht abzufprechen, der Neichsverfaffung vom 
28. März und dem Neichswahlgefeg vom 12. April 1849 den Gehorjam 
zu verſagen. Mithin fei das von ihr abgefchloffene Dreikönigsbündniß, 
der Entwurf einer Gegenverfajjung, das vetroyierte Wahlgeſetz der drei 
Könige und alles, was zu deren Ausführung bereits gejchehen fei und 
noch gejchehen möge, als ein Eingreifen in die unveräußerlichen Rechte 
des deutjchen Volfes zu verwerfen. Von der rettenden That des Volkes 
erwartete er die Nechtfertigung feines Antrages. 

Erſt Windthorjt führte die Debatte aus dem Gebiet der unerfüllbaren 
Träume in das der Thatfache zurüd. Er wollte die Angelegenheit einfach 
von der praftifchen Seite behandelt wifen. Die Regierung habe wohl 
und recht daran gethan, die Frankfurter Verfaffung nicht anzunehmen; 
denn Dejterreich, ohne das, wie er — nicht mit Unrecht — Hinzufügte, 
„wir wahrjcheinlich noch eine franzöfifche Provinz wären“, hätte nicht aus- 
geſchloſſen werden dürfen. Ob es ratjam geweſen jei, den Vertrag 
vom 26. Mai zu jchliegen, wolle er nicht erörtern; aber die Regierung 
jei berechtigt geweſen, Beitrebungen entgegenzutreten, welche den Zweck 
hätten, einen Yundesftaat mit allen, mit vielen, felbft mit wenigen deut⸗ 
ſchen Staaten zu ſchaffen. Zum Nechte fünne man nur gelangen, wenn 
mit einer neuen National-Verfammlung die deutfche Verfaffung vereinbart 
werde. Er jtellte daher den Antrag, über das Schreiben der Regierung 
vom 10. v. M. zur motivierten Tages-Ordnung überzugehen, und fie 
zu erjuchen, mit allen Kräften dahin zu wirken, daß baldthunlichjt nach 
einem das Vertrauen des deutjchen Volkes erwedenden Wahlgeſetz eine 
Vertretung desjelben berufen und mit diefer die Verfaſſung Deutjchlands 
vereinbart werde. 

Nachdem dann noch einige andere Redner ihren Gefühlen über die 
National-Berfammlung und den Bruch des Dreifönigsbündnifies Luft 
gemacht, nachdem insbejondere Gerding über das Interim die Schalen 
ſeines Zornes ausgegoffen Hatte, wurde die Sigung gefchlofjen. 
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Am nächſten Tage, den 7. Januar, begann das MWortgefecht vor 
neuem, Nur wenige Abgeordnete erflärten jich für den Antrag Windt- 
horſt. Im ermüdender Gleichförmigkeit wiederholten fich die Gemeinpläße 
über die Notwendigkeit der Bejchidung des Verwaltungsrats, die unge: 
ſäumte Veranjtaltung zu den Wahlen in Erfurt, die drei Parteien, welche 
in Berlin um die Wahl ftritten u. dergl. Amtsafjefjor Groß aus Leer 
beantragte, dem bekannten Borbehalte vor Zufammenberufung des Neichs: 
tages feine Folge zu geben, ſich alfo ganz den Forderungen Preußens 
unterzuordnen. Kein Vorwurf gegen Dejterreich war ihm zu ſcharf um 
jeinen Antrag zu begründen, während er das Weihrauchfaß für Preußen 
mit beiden Händen ſchwang. Zum Schluß deflamierte er ein Gedicht 
auf Oftfriesland, „welches fich mit blutendem Herzen von Preußen ges 
trennt habe“ und rief mit großem Pathos aus: „Die Würfel liegen, — 
wählen Sie, werfen Sie!!! — Weinhagen hielt jogar den ercentrijchen 
Antrag Buerens für ausführbar, da er ſich auf das Recht ftüge. Es 
jei, wenn er in einem Teile Deutjchlands fejtgehalten werde, „das Panier 
des Rechts, um welches fich fpäter das Vaterland wieder ſchare.“ Aber 
er ging ihm nicht einmal weit genug. Es müfje vielmehr der Regierung 
offen erklärt werden, dab das abgejchlofjfene Bündnis ebenjowenig wie 
das eingejegte YBundesjchiedsgericht und das Interim geeignet feien, Die 
unzweifelhaften Neigungen und gerechten Wünjche des hannoverjchen 
Volkes zu befriedigen. 

Da endlich erhob ſich Stüve, um in einer meilterhaften Nede das 
Verfahren des Minifteriums zu rechtfertigen, und die geftellten Anträge 
ſämtlich als unangemefjen darzuftellen. Er bedauerte, jo wenig Pofitives 
gehört zu Haben. Es ſei allerdings etwas Wortgeflingel vorgefommen, 
jagte er, er glaube auch, daß man die Gloden mitunter Habe läuten 
hören, ohne zu wifjen, wo fie hängen. Dadurch, daß man bei den frühern 
Beichlüffen der Frankfurter Verſammlung beharre, ſich auf diefelben als 
ein Recht jteife, würde in der Gotteswelt nichts erreicht werden; man 
werde Damit nur das Urteil jprechen, dab in der Sache überall nichts 
geichehen ſolle. Die VBorausjegung, daß die Regierung von dem Bünd— 
niſſe zurüdgetreten jei, jei faljch, wenn es auch durch das Interim in 
manchen Beziehungen überflüjfig geworden wäre. Was die Verfaflung 
anbeträfe, jo habe ſich die Regierung verpflichtet, ſie durchzuführen, 
falls jte von Bayern und Württemberg angenommen würde und von 
Oeſterreich fein Widerfpruch erfahre; fie werde ihr Wort Halten. Sie jei 
zum Abſchluß jolcher Bündniffe befugt, müſſe aber freilich, wenn denjelben 
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Folge gegeben werden jollte, die Genehmigung der Stände einholen. 
Ebenfo ſei es mit ihrem Beitritt zu dem Interim. Und nicht allein das 
formelle Recht fpräche zu ihrem Gunften, jondern auch das politische; 
denn man müfje in Deutjchland eher Alles erdulden, als einen Bürger- 
frieg hervorrufen. Diefer habe aber vor der Thür gejtanden, und jei 
durch das Interim verhütet. Es fei die reine Willfür, Defterreich von 
Deutſchland auszuschließen; indem man das thue, abjtrahiere man vom 
Recht. Langs Antrag, an dem bejtehenden Recht feftzuhalten, jei deshalb 
ein bloßes Blendwerf. Dann ging er zu dem Frankfurter Wahlgejet 
über. „Ob man glaube, dasjelbe jett, nachdem Dejterreich und Preußen 
wieder jtark geworden feien, ohne Revolution durchjegen zu können; — 
an diejer fchiene das Volk für einige Zeit die Luft verloren zu haben. 
Demonjtrationen feien halbe Gewalt; wenn man aber, wie in Deutjchland, 
erjt einmal zur ganzen Gewalt geichritten, hülfen fie nichts mehr. Auch 
der Windthorjtiche Antrag leide an dem Fehler, nichts pofitives zu be= 
gründen. Die Mittel- und Stleinjtaaten hätten nur noch eine Kraft, das 
Recht, und dieje dürfe der Schwächere nie aus den Händen geben. Wein 
Delterreih und Preußen fich über deren Köpfe hinweg verjtändigten, jo 
wachje die Gefahr der Mediatijterung.“ 

Gegen diefe gehaltvollen Worte bildeten die hohlen Phraſen Gerdings 
einen jchneidenden Gegenſatz. Er meinte, die Entjcheidung liege nicht in 
Wien oder Berlin, fondern in der Kraft des deutjchen Volkes. Und 
als er mit donnernder Stimme ausrief; „Wenn mur die Regierung den 
Mut und die Ehrlichkeit habe, das Banner der Neichsverfaffung auf- 
zupflanzen, fo werde das ganze Volk ihr folgen“, ertönte ein lebhaftes 
Bravo von den Gallerien. Mittlerweile war es 5", Uhr geworden. Der 
Präfident vertagte die Fortjegung der Sache auf den folgenden Tag. 

Diesmal eröffnete Oppermann die Debatte. Er fand in der Haltung 
der Regierung ſeit 1848 nichts als Schwanfen, „eine Politif, die mit 
dem Winde umfpringe, bald zu dem Parlamente neige, bald zu Preußen, 
bald zu DOefterreich, umd die fein anderes Ziel habe, als eben Hannover 
zu erhalten. Die Gloden, die jeht zum Interim und nach Frankfurt 
läuteten, feien für ums am Ende noch gefährlicher wie die, welche nach 
Erfurt läuteten“, der MWindthorjtiche Antrag enthalte feinen Vergleich, 
jondern ein Unterwerfen. 

Die Oppermannjchen Worte riefen lebhaften Widerfpruch hervor. 
Man wiſſe nicht, aus welcher Duelle er feine Nachrichten über die 
Stimmung der Regierung in jedem Monat gejchöpft Habe, jagt Landdroſt 
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Meyer. Sie glichen den monatlichen Witterungsnachrichten im Kalender. 
Dann fuchte Yang die Angriffe Stüves zu widerlegen, worauf Diejer 
heftig replizierte. Endlich) ergriff Ellifien noch einmal das Wort, um 
mit fenrigen Worten für den Langjchen Antrag einzutreten. Wieder er— 
jchollen von den Gallerien laute Beifallsrufe, jo daß der Präfident die 
Tribünen räumen lich. 

An 9. Januar fand die Schluß-Abſtimmung ftatt, die 42 Stimmen 
für, 31 Stimmen gegen den Windthorftichen Antrag ergab — ein Nefultat, 
das einem VBertrauensvotum für das Minifterium gleichkam. Im der 
erſten Kammer nahmen die Dinge einen ähnlichen Verlauf. Am 11. Ja: 
nuar wurde der von Kirchhoff geitellte Antrag, der ganz mit dem Windt- 
horjtichen übereinjtimmte, nach jechsjtündiger lebhafter Debatte mit 37 
gegen 16 Stimmen angenommen. Ueber eine Borlage, dad Bundesſchieds— 
gericht betreffend, kam jedoch eine Einigung zwiſchen den beiden Kammern 
nicht zuftande. Am 23. Januar wurden die Stände bis zum 28. Februar 
vertagt, um den Kommiſſioenn Zeit zur Bearbeitung der Vorlage zu geben. 

In der Zwijchenzeit nahm die deutjche Frage einen immer gefahr: 
drohenderen Charakter an. Am 28, November hatte Deiterreich förmlich) 
Proteſt gegen die Einberufung des Reichtages erhoben und Hannover 
wandte ſich mit der „gefühlvollen Birte*)“ an die preußische Regierung, 
die Einberufung zu unterlaffen. In einer Denkſchrift vom 9. Dezember 
trat fodann Bayern mit neuen Borjchlägen über die deutjche Verfaſſungs— 
frage hervor, über welche jich die vier Königreiche zunächſt verftändigen 
jollten. Sie erfannte die Schwierigfeiten an, diejenigen Teile der öfter: 
reichifchen Monarchie zu bezeichnen, welche dem neuen Organismus Deutſch— 
lands einverleibt werden follten — ohne einen brauchbaren Ausweg zu 
finden. Nur, dat das lombardifch-venetianifche Königreich nicht mit in 
den Bundesſtaat aufgenommen werden fünnte, hielt fie für ausgemacht, 
da der $ 76 der Defterreichifchen Berfaffung vom 4. März diefem ein 
befonderes Verfaffungs-Statut in Ausficht jtellte. An diefer Schwierigfeit 
mußte auch der Verfuch, ein Volkshaus zu berufen, jcheitern. Denn 
wenn, twie die Denkjchrift vorjchlug, DOefterreich und Preußen je 100 und 
das übrige Deutjchland gleichfalls 100 Abgeordnete entjandten, jo würde 
ſich das Kaiferreich, das für feinen ganzen Länder-Komplex den Eintritt 
in den Bund beanfpruchte, für benachteiligt gehalten haben. Neben dem 
Volkshaus aber follte ein Staatenhaus, aus etwa 70 Bevollmächtigten der 


*) Herzog von Koburg, a. a. D., S. 514. 
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einzelnen Regierungen beftchend, berufen werden, das alfo gewiffermaßen 
an die Stelle des alten Bundestages träte. Die Bundes-Kegierung 
jelber endlich jollte eine Eollegialifche fein, zu der Defterreich und die fünf 
Königreiche je ein und die beiden Hefjen zujammen ein Mitglied zu 
ernennen hätten. 

In München jchmeichelte man jich der Hoffnung, daß wenn Bayern, 
Württemberg, Sachſen und Hannover jich über dies gänzlich unausführ: 
bare Projekt einigten, man auch die beiden deutſchen Großmächte zu 
deſſen Annahme bewegen fünnte. In Dresden glaubte man, daß Oeſter— 
reich wenigitens darauf eingehen würde und hielt- es für ratſam, als- 
dann im Einverjtändnis mit dem faiferlichen Kabinett einen gemeinfamen 
Schritt der vier füniglichen Regierungen einzuleiten, um Preußen „zu 
einer Modifikation des Verfafjungs- Entwurfs vom 26. Mai im Sinne 
der königlich bayrischen Vorjchläge zu beftimmen*);“ — allein Hannover 
ſchien die vorausgeſetzte Bereitwilligfeit Oeſterreichs noch keineswegs feit 
zu ftehen. Es Ichnte daher die Beteiligung ab, „um bei dem Königl. 
Preußiſchen Gouvernement feine Vermutung über die leitenden Beweg— 
gründe hervorzurufen, die den Erfolg einer ſolchen Mafregel in Frage 
jtellen könnten®).“ Wangenheim wurde eigens nad) Dresden entjandt, 
um diefe ablehnende Erklärung zu überbringen. 

Wider Erwarten aber bejtärkten bald nachher die vertraulichen 
Berichte der hannoverjchen Gejandten in Wien und München die Re 
gierung in der „vertrauensvollen Erwartung, daß die danfenswerten Be- 
mühungen des Herrn Minifters v. d. Piordten und die Bereitwilligfeit, 
womit die fönigl. bayrifche Regierung die Initiative bei den gegenwärtigen 
Verhandlungen zur Weiterführung des deutjchen Berfafjungswerfes er- 
griffen Hat, durch den Erfolg eines baldigen Einverjtändnifjes zwiſchen 
dem FE. k. Kabinett und den vier königlichen Regierungen von Bayern, 
Sachjen, Hannover und Württemberg gekrönt werden möge“**).“ In der 
Ihat Hatte Dejterreich nicht bloß in Beziehung auf die Bundesregierung 
und die darin zu führenden Stimmen den bayrischen Borfchlägen zugeftimmt, 
jondern auch gegen die in der Pfordtenjchen Skizze entwidelten Ideen 
über das Staatenhaus und Volkshaus feine wejentlichen Einwendungen 
erhoben. Nur „aus den in Wien und München bisher verfolgten ver- 

) Brototoll der Dinijterial-Sigung vom 23, Dezember 1849. 


**), Erlaß des Minifteriums der Auswärtigen Angelegenheit an den Gefandten 
von Kueſebeck d. d. 21. Januar 1850, 
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Ichiedenen Anfichten über die Beitimmung des Umfangs des Bundes- 
gebiets erwuchjen noch Schwierigfeiten, welche geeignet fein würden, jeden 
Erfolg der jegigen Bemühungen in Frage zu ſtellen.“ Kneſebeck erhielt 
daher den Auftrag, den Wunjch auszufprechen, daß Bayern auf bie 
öfterreichifchen Forderungen unter gewiffen Bedingungen eingehen möge. 
Vielleicht läge eine Vermittlung darin, „daß Defterreich das Recht gegeben 
würde, jolange e8 feine allgemeine Reichsverfammlung nicht Eonftituiert 
habe, die Deputierten zum Volkshauſe aus den Stände-Berfammlungen 
der einzelnen Kronländer zu nehmen. Dann würde der demnächjtigen 
Ausdehnung des Bundes auf den gefamten Umfang der öjterreichiichen 
Monarchie nichts im Wege ftehen.” 

Den bayrifcherfeit3 vorgejchlagenen Grundjägen wegen Normierung 
der Bundesangelegenheiten und Feſtſtellung der Kompetenz-Verhältniſſe 
aber „trat Hannover umjomehr bei, da Defterreich fich damit einverstanden 
erklärt habe“. 

Die Eröffnungen Kneſebecks erwedten in München die Hoffnung, 
daß es gelingen fönnte, ihn ganz in das bayrifch-öfterreichiiche Net zu 
ziehen. Der eitle Mann jah fih nun von allen Seiten umdrängt und 
umworben. Der Münchener Karneval war im Winter 1849—50 fehr leb— 
haft, und, während der öfterreichifche Gejandte, Graf Thun, jehr umſchwärmt 
wurde, ſtand der preußiſche ganz ijoliert. „In dem Wonnemeer föniglicher 
Bevorzugung und ſtolzer Selbſtgenügſamkeit“, jchreibt der Herzog von 
Koburg*), „jchwamm die größere Hälfte, d. h. die jogenannten Großdeutſchen 
oder beſſer Schleppträger Defterreichd. Am ſpaßhafteſten aber trat die 
Triumphator-Miene bei dem föniglich hannoverſchen Gejchäftsträger hervor, 
deſſen perjönlich geipreiztes Weſen durch die auffallende Wichtigkeit noch 
unendlich geiteigert wurde, welche man der Freundſchaft feiner und aller 
anderen dem preußischen Bündnifje abholden Regierungen Hier jo ver— 
ſchwenderiſch beilegen ſieht.“ Der bedeutendjte Moment auf allen HoF: 
feften aber war der, wo der König von Bayern einmal in Gegenwart 
der Gefandtens frauen von England, Rußland, Preußen und Dejterreic) 
mit der Gattin des hannoverfchen Gejchäftsträgers den Ball eröffnete. 
Die Rücdwirfung „diefes ſozuſagen unerhörten Vorganges“ auf den be— 
glüdten Ehemann läßt fich ermeffen. Seine Berichte Elangen jest fo 
verlodend, daß der König die größte Neigung hatte, auf die bayrijchen 
Borjchläge einzugehen. Der Piordtenjche Berfafjungsentwurf gefiel ihm 
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ohnehin weit bejjer wie der vom 26. Mai, da er Defterreich nicht aus- 
ſchloß und ihm jelbjt eine weit jelbftändigere Stellung in Ausficht ftellte. 
Auch war er überzeugt, dat Preußen fich nicht weigern könnte, auf Ver— 
handlungen über einen gemeinfamen Vorſchlag des Wiener Kabinetts und 
der vier Königreiche einzugehen, „da es ſonſt feine jelbjtfüchtigen Abjichten 
enthüllt haben würde.” 

Allein die Minifter teilten diefe Anficht nicht. Sie waren umfoweniger 
geneigt, ſich auf die Sache einzulafjen, weil bereit3 von Seiten des Ber: 
waltungsrats eine Anfrage wegen „der Exiſtenz, eventualiter über den 
Inhalt des bezeichneten Planes“ nach Hannover gelangt war*). Fürſt 
Schwarzenberg aber hatte zu den Münchener Borjchlägen gewiffe Modi 
fifationen gemacht und ftellte nun an die vier Königreiche die „höchſt 
infididfe Zumutung“, daß fie dieje öfterreichifchen Forderungen als ihre 
Propofitionen den beiden Großmächten vorlegen follten. „Dejterreich Hatte 
aljo feine Entſchließung und jeine Erklärungen noch vollftändig frei; während 
es jowohl, wie die Proponenten, im voraus wiſſen konnte, daß Preußen 
die Bafis des Vorjchlages, die Einverleibung der öfterreichifchen Gefamt- 
Monarchie in den Bund, von vornherein verwarf.“ Durch diefe Ab- 
lehnung aber würde dieſes umbezweifelt die Sympathieen aller deutfchen 
Bundeöglieder für jich gewonnen haben, während das Odium der ganzen 
Sache auf die vier Königreiche gefallen und die Einigung damit nicht 
um eines Haares Breite gefördert fein würbe**). 

Um diefe Meinungs:Berjchiedenheiten auszugleichen und zugleich 
mündliche Erläuterungen über die Eachlage zu geben, wurde Sinefebed 
nach Hannover bejchieden. Am 15. Februar reifte er von München ab, 
vielleicht mit der Hoffnung, das Miniſterium zu ftürzen und jich jelbft 
an defjen Stelle zu ſetzen. Im den Konſeils fam es zu lebhaften Aus: 
einanderjegungen. Der König war leidenschaftlich gegen Preußen ein- 
genommen und meinte, es handle ſich darum, mit diefem gegen Defterreic) 
oder umgekehrt zu jtehen. Wiederholt ftellten die Miniſter die Kabinetts- 
frage. Sie hielten es durchaus nicht ihres Amtes, die deutſche Angelegenheit 
durch Eingehen auf Schwarzenbergs Verlangen zu einer europäifchen zu 
machen, und „ich von ihrer Rechtsbaſis wegzerren zu laſſen.“ „Wir 
wollen, jolange die Verträge von 1815 noch ihre Giltigfeit haben, unfere 
Freiheit und Unabhängigkeit bewahren und unfere Eriftenz nicht voreilig 
einer ungewiſſen Zukunft zum Opfer bringen“, erklärten ſie. Aber 


* Depeſche des Miniſters von Bodelſchwingh d. d. 3, Februar 1850, 
=), Wangenheim an den Miniſter von Beuſt d. d. 2. März 1850. 
Hafielt, W. vd, Das Königreich Hannover. Bd. II. 8 


114 Kündigung b. Dreitönigsbündnifjes. — Stüve will zum Bundestage zurüdtehren. 


erit, ale fie dem Könige auseinanderjegten, daß wenn Defterreich Die 
Vorſchläge ſelber gemacht hätte, fie feinen Anftand genommen haben 
würden, fie zur Förderung der Einigung gleichfalls zu acceptieren und 
Preußen gegenüber zu vertreten; als jie bervorhoben, daß es, der 
Stimmung des Landes und der Haltung der Stände gegenüber, nicht 
möglich jei, einen Gang einzufchlagen, der einen mehr dfterreichifchen 
als deutjchen Charakter trüge, gab er widerwillig nad). Er drang aber 
auf den jofortigen Erlaß einer Note, worin dem Berliner Kabinett erklärt 
würde, daß Hannover infolge der Einberufung der Reichsverfammlung 
nach Erfurt auf den 20. März die Beziehungen zu dem Bündnis vom 
26. Mai dv. 3. als gelöft betrachte, obgleich ihm erſt ein unbeglaubigter 
Auszug des Protofolld des Verwaltungsrats zugegangen war (21. Fe— 
bruar). Merkwürdigerweife war man in München und Dresden weit er— 
bitterter über dieſe Abjage wie in Berlin. Schleinig nahm Diefelbe 
zunächit „freundlich und charmant” auf, und Bülow fand den Schritt 
Hannovers „durchaus den Verhältniffen entfprechend.” Aber am 7. März 
erfolgte eine jcharfe Note und Preußen berief feinen Gejandten ab. Am 
22. Februar reifte Kneſebeck nach München zurüd. Zwei Tage jpäter 
begab fic) Graf Bennigfen auf befonderen Befehl des Königs nad) Wien, 
um „den hannoverfchen Standpunkt dort zur Anſchauung zu bringen.“ 

Jetzt Hielt Stüve die Rückkehr zum Bundestage für den einzigen 
Ausweg, um aus den Verfaffungswirren herauszufommen, und er ge: 
tröjtete jich der Hoffnung, daß im engeren Rate genügend viel Stimmen 
zu Dejterreich halten würden, um den Uebergriffen Preußens zu begegnen. 
Der politische Bli des alten Königs aber reichte weiter. Won einem 
Zurüdgehen auf das Bundesrecht verfprach er ſich feinen Erfolg. Er 
jah voraus, daß bei den täglich jich verjchärfenden Gegenjägen zwijchen 
Dejterreihh und Preußen die deutjche Frage ſchließlich nur durch das 
Schwert entjchieden werden konnte, und über die jchwierige Lage, in die 
das Königreich durch feine ifolierte Stellung nunmehr geraten war, 
wnachte er fich feine Illuſionen. Er wußte nur zu wohl, daß es, cin- 
gefeilt zwijchen den Gebieten ſeines mächtigen Nachbars, einen Einbrud) 
von Djten oder Weiten nicht hindern fonnte. Außerdem ſteckte ihm 
Oldenburg „wie ein Pfahl im Fleiſche, das eines Tages eine Militär: 
fonvention abjchliegen kann, wodurch wir 10000 Preußen ins Land be- 
fommen“.*) Endlich war es gar nicht ausgeſchloſſen, daß Oeſterreich 


) Wangenheim am Beuft d. d. 5, März 1850, 
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und Preußen ſich über die Köpfe der Mittelftaaten hinweg über eine 
Teilung Deutjchlands nad) der Mainlinie verjtändigten, hatte doc, Schwar— 
zenberg einem auswärtigen Diplomaten auf die Frage: „Vouz tenez done 
beaucoup aux quatre couronnes?“ erwidert: „Je m’en moque“,*) 
Aber Ernjt Auguft verzagte nicht. Nur Der Hatte feiner Anficht nach 
Anſpruch darauf, bei der End-Regulierung berücfichtigt zu werden, der 
alsdann noch über cine jchlagfertige Streitmacht verfügte. Außerdem 
ließ fich vorausfehen, daß Preußen fich zweimal befinnen würde, ehe es 
eine tapfere Armee von 25000 Streitern in die Arme feiner Gegner 
trieb. Und in einer Beziehung war feine Lage bedeutend günftiger wie 
die jeines Sohnes im Jahre 1866. Der größte Teil feiner Truppen 
befand fich noch auf dem Kriegsfuß, während fechzehn Jahre jpäter das 
Land ungerüftet überfallen wurde. 

In diefe bewegte Zeit fiel das jechzigjährige Militär-Jubiläum des 
Königs. Am 17. März 1790 war er in die hannoverjche Armee ein- 
getreten, und von allen Regimentern trafen nun Deputationen ein, um 
ihn zu dem fetlichen Tage zu beglücdwünfchen. Mit einem großen 
HZapfenjtreich der vereinigten Muſikkorps vor dem föniglichen Palais am 
16. März abends wurde die Feier eingeleitet. Am Jahrestage felbjt 
fand ein großes Hoffeft im Reſidenzſchloſſe ſtatt, zu dem viele fürftliche 
Säfte und auch eine Deputation des k. k. öjterreichifchen Huſaren-Re— 
giments „König von Hannover” eingetroffen waren. Nach einem Fackel— 
tanz überreichte die Kronprinzeſſin dem Könige einen Zorbeerfranz, den er 
mit fichtbarer Rührung empfing. — Am nächjten Tage fand ein großes 
militärifches Diner von vielen Hunderten von Offizieren ftatt und bei 
diejer Gelegenheit war es, wo er die originelle Nede hielt, die, in taufend 
Eremplaren gedrudt und mit jeinem Bildnis geziert, noch heute in ein- 
zelmen alten Offiziers- Familien als Heiliges Vermächtnis aufbewahrt wird. 
„Meine Herren,” jagte er, „Ich freue mich jehr, Site Hier um mid) ver- 
jammelt zu jehen. Es thut mir jehr leid, daß Ic kann nicht Haben Sie 
alle Hier, aber der Raum ift zu Mein, und Ic kann die Lofal nicht 
größer machen, denn er ift, und Ich Habe nur von jedem meiner Re— 
gimenter einige hier. Meine Herren, die Bewegungen der beiden letzten 
Sahre haben großes Unglüd über Deutjchland gebracht, aber ich danfe dem 
gefunden Sinn der Hannoveraner, da das Land davon verjchont geblieben. 
Ic habe manche Freude gehabt über Die Tapferkeit der Hannoverjchen Armee.“ 


*) Detmold an Stüve d. d. 21. Februar 1850, 
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„Zwar wurde in dem legten Jahren viel verjucht, die ganze Armee 
zu ruinieren, aber die echte alte hannoverſche Sinn war zu feit, daß jie 
fonnten nichts machen. Darum jage Ich Ihnen, meine Herren, und der 
ganzen Armee meinen Dank. Doc find große Klippen noch zu über: 
jteigen, aber Ich hoffe zu Gott, daß, wenn wir feſt zufammenbalten, wir 
auch dieje überjteigen werden. Sagen Sie das der Armee und ich trinfe 
auf Ihre Gefundheit und das Wohl meiner ganzen Armee.” 

Und nachdem er noch an die wenigen alten Offiziere erinnert hatte, 
die mit ihm zugleich in Dienjt getreten waren, fuhr er fort: „Meine 
Herren, e8 find freilich ſchon fechzig Jahre, daß Ich der gelb und weißen 
Fahne diene; doch Ich hoffe, daß wir find in 10 Jahren wieder hier 
verfammelt alle. Sollte Ic aber nicht dann unter Ihnen fein, dann 
muß mein Herr Sohn meine Stelle einnehmen. Meine Herren, ich habe 
jtet3 jo gehandelt und werde immer jo handeln, daß jeder rechtliche Mann 
nad) meinem Tode jagen joll, daß ich es ehrlich gemeint habe*).“ 

Und nun reiften die Dinge immer mehr einer gewaltjamen Ent: 
icheidung entgegen. Am 27. Februar unterzeichneten Sachſen, Bayern 
und Württemberg die jogenannte Münchener Uebereinkunft über einen 
jelbftändigen Verfaſſungs-Entwurf, welcher dazu dienen jollte, „Diejenigen 
Zujagen zu erfüllen, welche jämtliche Bundes-Regierungen durch die Be— 
ichlüffe vom 30. März und 7. April 1848 der Nation gegeben hatten.” 
Am 13. März fchon legte Pfordten die Altenftücde den Kammern vor. 

Während die drei Königreiche mit dem Öfterreichifchen tabinett über deſſen 
Beitritt unterhandelten, trat am 20. März in Erfurt der Reichstag zu: 
jammen. Der Bundesjtaat war zuvor durch eine Additional-Akte in eine 
Union umgetauft worden, „welche im deutjchen Bunde ftehen bleiben, 
aber darin als Gejamtheit die Rechte und Pflichten ihrer einzelnen Mit- 
glieder ausirben jollte” Bei der Eröffnungs-Rede ftellte Radowig gegen 
Hannover und Sachſen eine Klage beim Bundesjchiedsgericht in Ausficht, 
weil fie feine Wahlen angeordnet und dadurch ihre vertragsmäßigen Ob- 
ltegenheiten nicht erfüllt hätten. Und doch hatte Preußen bereits am 
13. März dem hannvoverjchen Gejandten Grafen Knyphauſen ſeine Päſſe 
ausgejtellt. Ein an das Gejamt-Miniftertum adrefjiertes mit dem Siegel 
des Bundesschiedsgerichts verjchloffenes Paket, welches am 27. April in 
Hannover einlief, wurde daher nicht angenommen.**) Infolge des neuen 
dreigegliederten Wahlgefeges hatten fich die Demokraten gar nicht an den 

) Husführlicheres über diefe FJubelfeier ſiehe in Malortie, a.a. O., ©. 166 ff. 

*) Bodemeyer, a. a. D., S. 215, 
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Wahlen beteiligt. Die radikale Partei blieb daher in dem „Feſtungs— 
Parlament” unvertreten. Es war eine Verſammlung von vorherrichend 
fonjervativer und ariftofratischer Richtung, ein „Kapitel des Noten Adler: 
Ordens“, wie Detmold ſich fpottend ausdrüdt.*) Trog der Bemühungen 
einiger gegneriſch gefinnten Abgeordneten aber gelang es der Gothaer 
Bartei, den Verfaffungs-Entwurf vom 26. Mai 1849 im Volkshauſe am 
13., im Staatenhauje am 27. April zur Annahme zu bringen, ſodaß nad) 
wenigen Wochen das ganze Werk zu einem befriedigenden Abſchluß kam, 
und nur noch der Annahme jeitens der Uniong-Regierungen bedurfte. 

Dejterreich hatte von vornherein die Abficht gehabt, „das Erfurter 
Feuerwerk nicht auslöfchen, jondern in ſich verpuffen zu laſſen. Zerplaßte 
die Seifenblaje jolchergeftalt in ich jelbit, jo war fein Spiel bedeutend 
leichter; und blieb doch noc) irgend etwas, worauf Preußen fußend feine 
Sache weiter treiben wollte, jo behielt Defterreich noch immer das Mittel, 
an das Schwert zu jchlagen.“**, Nachdem nun aber das Crfurter 
Parlament wider Erwarten etwas zu jtande gebracht Hatte, durfte das , 
Wiener Kabinett nicht länger zögern, denn dag Ende des Interims jtand 
vor der Thür. Eine Operation gegen die preußijchen Pläne auf Grund 
der Münchener Uebereinkunft aber hatte jehr wenig Ausficht auf Erfolg. 
Die kaiſerliche Regierung ſchrieb daher durch eine Eirkular-Depejche vom 
26. April 1850 eine jogenannte Bundes-Plenar-Verfammlung auf den 
10. Mai nad) Frankfurt aus „zur Errichtung einer definitiven oder pro- 
viforifchen Gentral-Behörde.“ 

Einige Regierungen, darunter Hannover, folgten der öſterreichiſchen 
Einladung. ***) Preußen Dagegen antwortete am 3. Mat ablehnend. Es 
erklärte, daf; e3 die zufammenberufene Verſammlung nicht als das Plenum 
der früheren Bundes-Verſammlung anfehen könne. Dieje ſei durch rechts: 
giltige Beichlüffe aufgelöft, von einer Präflufion- der Nicht-Erjcheinenden 
könne aljo feine Nede fein. Gleichzeitig forderte der König von Preußen 
die Unionsfürften auf, nach Berlin zu fommen und ſich über die‘ An— 
nahme der Reichöverfafiung zu erklären. Aber jchon bei der Vorberatung, 
am 8. Mai, traten ernftlihe Meinungs-Berjchiedenheiten zu Tage. Na— 


*) Detmold an Stüve d. d. 12. Februar 1850. 
*) Ebendaſ. 

“+, Außer Hannover beteiligten ſich an den Sitzungen die Bevollmächtigten von 
Defterreich, Bayern, Sachen, Württemberg, Heflen-Darmftadt, Dänemark wegen Hol: 
fteins, Niederlande wegen Limburgs, Medienburg-Strelig, Liechtenftein, Shaumburg- 
Lippe und Hejlen-Homburg. 
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mentlich erregte die der Union ungünstige Gejinnung des Kurfürften von 
Hefien großen Unwillen. Man wollte ihm nicht geitatten, daß fein ver- 
haßter Minister Haffenpflug ſich an den Konferenzen beteiligte, da man 
befürchtete, da dejjen Gegenwart der VBerfammlung in den Augen der 
Nation einen reaftionären Charakter geben könnte. „Sie find ſchon ein- 
mal nahe daran gewejen, aus dem Lande gejagt zu werden,“ jagte der 
Herzog von Braunfchweig. „Sie wünfchen dies Verhältnis auf alle 
deutjchen Fürſten auszudehnen.“*) Am 9. eröffnete der König von 
Preußen die offiziellen Verhandlungen ınit einer geharnijchten Rebe. 
„Wenn Deflerreich wirklich das Fortbeftehen der Union zum Kriegsgrund 
zu machen entjchloffen iſt,“ erklärte er, „jo bin ich gejonnen, nicht den 
Krieg zu beginnen, jondern mich nach Kräften gegen den völferrechts- 
widrigen räuberischen Einfall zu wehren. Ich baue auf mein gutes Recht 
und die Stärfe meiner Armee“. Allein die Verhandlungen Hatten Doc) 
nicht den gewünschten Fortgang. Nun zeigte es fich, wie recht Hannover 
und Sachſen gehabt hatten, als jie darauf beitanden, den Berfaffungs- 
Entwurf den Regierungen zur Genehmigung vorzulegen, bevor er an den 
Reichstag gelangte. Mancherlei Bedenken wurden laut. Einige juchten 
durch unbejtimmte Erklärungen oder unerfüllbare Bedingungen die Ent- 
icheidung Hinauszufchieben. Haflenpflug unternahm es förmlich, „Die 
Union von innen heraus zu jprengen“. Alles, was erzielt wurde, war 
die von den fleineren Bundesgliedern ohne Rüdhalt anerkannte Schöpfung 
des proviforischen FFürften-Stollegiums und eines Unions-Miniſteriums an der 
Stelle des Verwaltungsrats. Am 16. Mat wurden die Verhandlungen 
mit einer abermaligen Nede des Königs von Preußen geſchloſſen, worin 
er verficherte, daß „ihn feine Vergrößerungsfucht, feine Begierde zu. herr: 
ichen, Teite. Er beteuere vor Gott, daß er die Rechte aller Staaten, 
auch der Eleinjten, jchügen wolle. Das ſei jein Beruf als Souverän des 
größten deutjchen Staats.” 

An demjelben Tage erfolgte troß der Protefte der Unions-Gejandten 
in Frankfurt die feierliche Eröffnung der jogenannten Blenar-Sigungen. 
Preußen erklärte, e8 würde zwar einen Bevollmächtigten zu den freien 
Beratungen der fouveränen Staaten entjenden; Präfidial-Befugniffe 
Dejterreich8 und den Charakter des Plenums aber fünne es nicht an 
erfennen. Wenige Tage jpäter (d. Juni) notifizierte Sachjen dem Ber— 
[iner Kabinett, daß e8 den Bündnisvertrag vom 26. Mai für abgelaufen 
Vergl. auch für das Folgende: Herzog von Coburg, a. a. O., J. Teil, 
©. 509 ff. 
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und aufgehoben anjehe. Mehrere andere Staaten, wie die beiden Hefjen, 
Medlenburg-Strelig und Schaumburg-Tippe, folgten feinem Beiſpiel und 
zeigten ihren Austritt aus der Union an. Im Laufe de Monats Juli 
verließen dagegen die Bevollmächtigten der unionstreuen Regierungen 
Frankfurt, während die Bundesverjammlung, der fogenannte halbe Bundes- 
tag, ohne ſich durch deren Proteſte beirren zu lafjen, einen Ausſchuß zur 
Berichterftattung über einen von Defterreich geftellten Antrag, die Ein- 
richtung eines neuen Gentral-Organs betreffend, ernannte. 

Mit wachjender Beforgnis jah der König Ernſt Auguſt die Gewitter- 
wolfen, die fich über Deutjchland zufammenballten. Er war aber fejt 
entjchlofjen, eher mit Ehren unterzugehen, als jich wie die kleinen Uniong- 
Itaaten jchon im Frieden der Militärhoheit Preußens zu unterwerfen. 
Er hatte mit dem General Prott einen neuen Organiſations-Plan ent: 
worfen, der ihn in den Stand jeten follte, feine Armee im Kriegsfalle 
auf 80000 Mann zu bringen.*) Jetzt erließ er eine Note an Dlden- 
burg, Bremen und Hamburg, worin er feine Gründe für den Rücktritt 
von dem Bündniffe vom 26. Mai darlegte und ihnen auseinanderjeßte, 
wie den Bebürfniffen des nordweftlichen Deutjchlands nur durch einen 
engen Anschluß an Hannover genügt werden fünne. Allein die Minister, 
jo ſehr fie gelegentlich betonten, „daß fie möglichit auf eigenen Füßen 
ſtehen müßten“**), konnten fich nicht davon überzeugen, daß man dazu 
vor allem einer ſtarken, kriegsbereiten Armee bedürfe. Obgleich die preußi— 
ſchen Stände bereit3 zur Zeit des Erfurter Parlaments 18 Millionen 
für Striegsrüftungen bewilligt hatten, fand jich unter den hannoverfchen 
Miniftern doch niemand, der bereit war, mit einer Mehrforderung_ für 
die Armee vor die Hammer zu treten. Am allerwenigjten hatte der in— 
dolente Kriegsminifter Neigung, dort zu erjcheinen. Zwar unterlag es 
bei der preußenfeindlichen Stimmung im Lande fast feinem Zweifel, daß 
die Stände das nötige Geld bewilligt Haben würden. Umſomehr fürchteten die 
Minifter, daß eine Rüſtung in Berlin als ein feindlicher Akt aufgefaht 
werden könnte. Ohne Zuftimmung der Stände aber ging es nicht, da 
der 1. Juli heran fam, und das Budget notwendig geregelt werden mußte, 
Diefe Hatten aber am 27. Mai erklärt, daß fie die am 5. Juli 1848 
erteilte Befugnis zu außerordentlichen Verwendungen alsdann als erlofchen 
betrachteten. Es trat alſo, wenn nichts anderes bejchlofjen wurde, ber 
ordentlihe Militär-Etat von etwa jährlid) 2 Millionen Thalern wieder 

9 König Ernft Auguſt an den Herzog von Bellington d. d. 7. Juni 1849, 

=), Bangenheim an ben Minifter von Beuft d. d. 22. März 1850, 
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in Kraft. Damit erklärte der König nicht ausfommen zu können, während 
fich die Minifter auf das Gutachten des Chefs des Generaljtabes, General 
Jacobi, beriefen, der die Summe für genügend erflärt hatte. Nun fam 
es wieder zu einer ıumerquidlichen Debatte und am 26. Juni ftellten die 
Minifter abermals die Kabinettsfrage. Was follte der König num thun? 
Wäre e8 zu einem wirklichen Regierungswechjel gefommen, jo hätte das 
Minifterium alle Chancen für ſich, der König fie gegen fich gehabt. 
Außerdem hätte man in Berlin vielleicht Argwohn gegen feine Politik 
geſchöpft. Münchhaufen riet daher dringend, „die Krifis durch Annahme 
des Ultimatums, welches das Minifterium gewiß morgen tellen werde, 
zu befeitigen, “oder fie wenigftens bis dahin zu verjchieben, „wo die Stände 
nicht mehr verfammelt find und das Budget bewilligt ift.“ Alsdann 
fönne die Verweigerung der Vollziehung eines der neuen Geſetze die 
Beranlaffung zu einem Minifter-Wechjel bieten.*) Der König gab not- 
gebrungen nach, aber das bisherige gute Einvernehmen mit den Miniftern, 
das jchon durch den Konſeil im Februar einen Stoß bekommen Hatte, 
war nun uniederbringlich dahin. „Unſer Verhältnis zum König wird 
jchwerlich wieder gut werden,” fchreibt Stüve am 29. Juni. 

Und er hatte Recht. Daß die Stände, trogdem das Budget mit 
einem Defizit von über 300000 Thalern abjchloß, mit verſchwenderiſcher 
Freigebigkeit die Mittel für die Neuorganijation der Gerichte bewilligten **), 
die man ihm für feine Armee verweigert hatte, vermehrte den Aerger des 
Königs. Auch die für den Ausbau der Süd- und Weitbahn erforderlichen 
Summen hatten fie anſtandslos bewilligt. Am 23. Juli wurden die Kammern 
vertagt, nachdem Schagrat Lang noch einmal am 13. Juli die gehar- 
nifchte Erklärung abgegeben Hatte, daß der am 2. Juli von der Krone 
Preußen im Namen Deutjchlands mit Dänemark abgejchlofjene Frieden 
„für eine unabhängige Nation die demütigendjten aller Zugejtändnifje 
enthielte”. Und in der That war es ein jchmachvoller Vertrag, wonach 
es dem Könige von Dänemark überlaffen blieb, „alle zur Bewältigung 
des Widerftandes in Schleswig-Holjtein dienlihen Mittel zu gebrauchen“ 
und die thätige Mitwirkung Preußens zur Einführung einer alle Staaten 
de3 dänischen Königreich umfafjenden Erbfolge-Ordnung verheigen wurde. 
Nun nahmen die Herzogtümer den Kampf für fich allein auf; jedoch nach 


*) Rammerrat von Münchaufen an den König d. d. 26. Juni 1850, 

**), Die Regierung hatte für das Obertribunal eine Mehr: Ausgabe von 
3000 Thaler, für die Obergerichte im ganzen 285,400 Thaler, für die Amtögerichte 
854,000 Thaler gefordert. (Oppermann, a. a. D., II. Zeil, ©. 288.) 
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der unglüclichen Schlacht bei Idſtedt am 21. und 25. Juli 1850 lieh 
ſich vorausfagen, daß ihre Ueberwältigung nur eine Frage der Zeit war. 
Lord Palmerſton forderte daher Preußen zum Einfchreiten auf, allein 
diefes lehnte ab, „da der Frieden gejchlojjen fei, um den Dingen ihren 
Lauf zu laſſen“. 

Indefjen hatte Dejterreich durch eine Eirfular-Depefche vom 15. Juli 
ſich als Europäifche Macht mit dem dänijchen Frieden einverftanden er: 
klärt, dabei aber deſſen Ratififation durch das Plenum des Bundes ver- 
langt. Hannover jchloß ſich dieſer Auffaffung im einer Note nach Berlin 
vom 16. Juli ausdrüdlich an. Nun ging Oeſterreich noch einen Schritt 
weiter. Im einer neuen Note vom 19. Juli beantragte es die fürmliche 
Einberufung der Bundesverfammlung auf den 1. September. Dabei 
verpfändete der faijerliche Hof jein Wort, daß feinem Antrage 
nicht die Abjicht zu Grunde liege, zu den früheren Zuftänden 
und Formen zurüdzufchren. Sein Schritt jei vielmehr das einzig 
mögliche Mittel, zu einer den Bedürfnifjen der Zeit entfprechenden Neu= . 
gejtaltung des Bundes zu gelangen. 

Darauf folgte ein heftiger Depejchenwechjel zwiſchen den beiden deutfchen 
Großmächten, und ein an fich unbedeutender Zwifchenfall, der Durch— 
marjch badiſcher Truppen durch Mainz, führte zu jo Leidenfchaftlichen 
Erörterungen, daß ein wirklicher Bruch in den Bereich der Wahrjchein- 
lichkeit trat. Ernſt August Hielt es daher für erforderlich, die Aus— 
führung der Reduktion, die er am 26. Juni bedingungsweife zuge 
jichert hatte, noch zu verjchieben. Aber er ftieß bei den Miniftern auf 
den entſchiedenſten Widerjpruch, obgleich fie eine nachherige Desavonierung 
der Stände, jelbjt wenn die Verhältniffe eine ruhigere Geftaltung ge- 
nommen, faum zu befürchten hatten.*) Der Finanzminifter Lehzen drang 
auf Beurlaubungen, auf Verkauf des größten Teils der des Krieges 
wegen angejchafften Milttärpferde, und das Gejamt-Minijterium machte 
dejjen Forderungen zu feinen eigenen. Nicht einmal auf eine Verfchiebung 
diefer Maßregel auf einige Monate wollten fie jich einlaffen. Aber es 
war durchaus nicht die Rückſicht auf Erjparungen, mit der fie ihr Votum 
begründeten. Sie bejorgten vielmehr, daß fie bei dem Beharren auf ihrer 





*) Ich fann mir nicht deufen, daß die Mebuftion jetzt eine populäre Frage 
ift. Sie zu verlangen, daran denkt in diefem Augenblid wohl faum jemand im 
Ernft. Auf einer Notwendigkeit beruft fie nicht. Denn darüber war, foviel ich 
mich erinnere, fein Zweifel, daß die Beibehaltung der Augmentation, wenn ber 
Kriegäminifter zu rechter Zeit gejprochen hätte, bei den Ständen durchzuſetzen ge- 
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bisherigen Politik in einen bewaffneten Konflikt mit Preußen hineingezogen 
werden fönnten und den zu vermeiden, hielten fie für unumgänglich nötig. 
Sie ftügten fich dabei auf das Urteil Jacobis, der ebenfo wie im Jahre 
1866 jeden Widerjtand gegen den übermächtigen Nachbar für unmöglic) 
erflärte.*) Der Plan, — der fich vielleicht auf die unflare Idee einer 
Anlehnung an Holland ftügte, — ich nötigenfalls mit der Armee hinter 
die oftfriefifchen Moore, in das jogenannte Nheiderland am linken Ems— 
ufer, zurüczuziehen**), wurde als unausführbar verworfen. Und doch wäre 
der Durchbruch nach dem Süden unter den damaligen Verhältnifjen viel 
leichter ausführbar gewejen, wie im Jahre 1866, wenn man nicht in 
unangreifbarer Stellung hinter den Bremifchen Moor-Niederungen das 
Heranfommen der Bundesgenofjen abwarten wollte. 

Der König war wütend, Im Einvernehmen mit den Miniftern war 
er feit 1848 bejtändig für die ‚Formen des alten Rechts „nur um form- 
feſter Begründung der verjprochenen neuen willen“ eingetreten. An ihm 
lag es nicht, wenn die Verjuche, ein einiges Deutjchland auf neuer Baſis 
herzuftellen, gejcheitert waren. Auch jegt noch war er entſchloſſen, im 
engeren Rate des wiederhergeitellten Bundestages für Volfsvertretung 
beim Bunde, ein Bundesgericht u. ſ. w. einzutreten, und die Verficherungen 
der öjterreichifchen Regierung gaben ihm Hoffnung, daß er das Ziel er- 
reichen könnte.“*) Die Minifter hatten ſtets die ftrenge Innehaltung des 


wejen wäre. Gegen die Notwendigkeit jpricht die obichwebende däniiche Frage, ſpricht 
das beabfichtigte Einjchreiten des Bundes in Holftein. Ein Konfervieren der Streit- 
fräfte, die man einmal auf den Beinen hat, wenn nidjt zur Beteiligung an der 
Pacififation, doch zum Gerüftetjein gegen unvorhergejehene Eventualitäten, liegt in 
jebiger Zeit jo nahe, daß das Minifterium ein desaveu der Stände, feibft wenn die 
Berhältnijje eine ruhigere Geftaltung gewinnen, wohl nicht zu fürdten haben 
möchte‘ 2c. (Legations-Rat Neubourg an Wangenheim d. d. 19. Auguft 1850.) 

*) Seine Anfihten über „Hannovers Politit 1850“ hatte er auf einem Blatte 
notiert, da3 er im Serbite 1866 unter alten Papieren wieder gefunden hat: „So 
lange ald möglid in einem Berhältnifie des Bundesftaats zu Preußen und Defter- 
rei — muß.man fi für einen Teil erklären, denn für Preußen — geographijche 
Lage, gemeinfchaftliches Interejje mweilen darauf hin. — Man nimmt Preußen den 
Borwand ber Eroberung. — Oeſterreich wird dieſe nur verhindern, wenn jeine 
Macht und fein Interefie ed veranlafjen. Das Intereſſe wird aber gegen jede Ber- 
größerung Preußens fein; Defterreih wird uns aber nie ein Opfer bringen, weil 
man ihm dient. (von Jacobi: Aus meinem Leben, a.a. D,, S. 176, Anmerkung.) 

**) Bergl. v. d. Wengen, Geſchichte der Kriegd-Ereignifje zwiſchen Preußen 
und Hannover 1866, ©. 48, 

++), „Hält Hannover im engeren Rate an den alten Verſprechungen von Volks— 
vertretern beim Bunde, Bundesgericht u. |. w. feſt, jo Huldigt dem König ganz Deutjch- 
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Rechtsweges al3 die unabänderliche Richtſchnur ihres Handelns hingeſtellt. 
Jetzt, wo ſich dem Fortſchreiten auf dieſem Wege ernſte Hinderniffe ent⸗ 
gegenſtellten, wichen ſie kleinmütig zurück. Sie glaubten durch Beobach— 
tung einer unbewaffneten Neutralität das gute Verhältnis zu Preußen 
wiederherſtellen zu müſſen und einem feindlichen Angriff vorbeugen zu 
können. — Wohin aber eine ſolche Politik ſührt, hat das Jahr 1866 
unwiderleglich bewieſen. 

Daß er mit dieſem Miniſterium nicht weiter regieren konnte, war 
für den König eine ausgemachte Sache. Aber er durfte die Demobili— 
ſierungsfrage nicht zum Anlaß ihrer Entlaſſung nehmen, um nicht in 
Berlin den Verdacht feindſeliger Abſichten zu erwecken. Die Miniſter 
ſchrieben alfo am 21. Auguſt an den General Jacobi, daß er die be— 
ſchloſſenen Reduftionen ausführen möge. Und nun erlebte die Welt das 
unerhörte Schaufpiel, daß, während ganz Deutjchland in Waffen ftarrte, 
Hannover allein feine Truppen auf den Friedensfuß ſetzte. Man glaubt 
eine Staatsjchrift aus dem Jahre 1866 vor ſich zu haben, wenn man 
fieft, welche Beweggründe das Minifterium für feine enthaltiame Politik 
anführte. „Dejterreich und Preußen, die Stifter und mächtigiten Glieder 
des deutſchen Bundes, defjen unauflösliche Forterijtenz beide behaupten“, 
ſo heißt es in der Inſtruktion an die Gefandten in Wien und Berlin **), 
„würden der erjtaunten Welt das jchmähliche Schaufpiel geben, daß fie, 
deren Stellung an der Spige des deutjchen Bundes als Wächter und 
Stügen des Nechts eine Grundbedingung des heutigen europäischen 
Staatenfyitems ift, den Gejegen des Friedens durch einen Krieg unter: 
einander Hohn jprechen. Jede bundesgetreue Regierung wird nicht allein 
beim wirklichen Ausbruch von Feindjeligfeiten zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen im Sinne des Bundes abmahnen, jondern jie wird auch vor 
Deutjchland und Europa ihre Mipbilligung laut äußern dürfen, und 
wird vor allen Dingen ſich jeder Selbjtbeteiligung bei dem Streite, 
jolange er mit den Waffen geführt wird, enthalten müfjen.“ — 


land in —z viel höherem Maße als bisher, und ihm wird eine Stellung zu Teil, 
wie kaum noch ein Fürſt ſeines Haufes fie je eingenommen hat. Oeſterreich und 
Preußen werden um feine Gunft buhlen, und die Bevölkerung aller deutſchen 
Staaten wird dem Fürften, der in die Formen des alten Rechts nur um form- 
fefter Begründung der verfprochenen neuen willen, entjchloffen eintritt, ein Hofianna , 
zurufen, wie es vielleicht jeit Friedrich dem Großen nicht gehört ward." (Legations- 
Rat Neubourg an Wangenheim d. d. 19, Auguſt 1850.) 

**) Depeihe an die Söniglihen Geſandten in Berlin und Wien d. d. 
12. Yuguft 1850, 
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„Seht dann die Stimme des Nechts im Getümmel des Kampfes, der 
Deutjchland vernichtet, verloren und ift mit dem Untergang des Bundes 
auch die Vernichtung feiner Glieder vom Schickſal bejchloffen, jo wird 
dieſem doch auch beim Untergang noch die Ehre und mit der gefallenen 
Bundestreue die Hoffnung der Wiedergeburt zur Seite jtehen“. 

Nur das kleine Korps, welches bereit3 vor Jahresfrijt im Fürſten— 
tum Göttingen zufammengezogen war, befand jich noch auf dem Kriegs— 
fuße. Der Hurfürft von Heſſen war jelbjt in den lebten Tagen des 
Juni 1849 nad) Hannover gefommen, um die Vermittelung der Re- 
gierung für feinen Beitritt zum Dreifönigsbündniffe zu erbitten. Dabei 
hatte er die Abficht geäußert, fein Minijterium zu entlaffen und für den 
Fall, daß diefer Wechſel Anlaß zu Unruhen geben follte, „um eine mili- 
tärifche Aſſiſtenz“ von Ceiten Hannovers erfucht.*) ES wurden baher 
die bereit im Göttingenjchen befindlichen Truppen nod) um 3 Bataillone**) 
und eine halbe Batterie (U Pfdr.) verftärft und die gefamte gemifchte Brigade 
zwijchen Göttingen und der heffiichen Grenze zufammengezogen. Den 
Oberbefehl übernahm der Oberſt von Brandis, der jpätere Kriegsminifter. 
Nun kam zwar der damals beabjichtigte Minifterwechfel nicht zu Ttande, 
allein die Verhältniffe in Kurhefjen blieben fortwährend jo bedenklich, 
daß man hannoverjcherjeits bis jest Abftand genommen Hatte, das Kleine 
Beobachtungsforps wieder aufzulöfen. 

Sonſt trieb das Königreich den fommenden Ereignifjen völlig wehr— 
und ſchutzlos entgegen und es iſt wahrlich nicht das Verdienſt der Mi— 
nifter, wenn das Schickſal, das fjechzehn Jahre jpäter über das Land 
hereinbrach, es nicht ſchon jegt ereilte. Dem alten König fehlte die Auf- 
fafjung einer Politik, die am legten Ende darauf hinauslief, in ftiller Er- 
gebung das unabänderliche Berhängnis abzuwarten. Stüve bejonders 
ihien ihm wohl ein guter Polizeiminifter, aber fein Staatsmann zu fein. 
Daß er nicht gemeigt war, mit den Männern, die ihn in dieſe Lage ge- 
bracht Hatten, weiter zu regieren, iſt unter den damaligen Verhältniſſen 
erflärlich genug. Dagegen gewährte es ihm eine gewifje Genugthuung, 
jeine Sympathieen für Dejterreich öffentlich fund zu thun. Windischgräg 
und Jellachich wurden mit den höchiten Orten dekoriert und Haynau bei 
feiner Durchreiſe durch Hannover auf das jchmeichelhaftejte ausgezeichnet. 


*) Vertrauliher Bericht Wangenheims an den Vorfigenden des Verwaltungs- 
Rats d. d. 2. Juli 1849, 
**) 1. Bataillon des 3., 1. Bataillon des 6, Ynfanterie-Regiments und 2. leichtes 
Bataillon. 
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Der König gab am Jahrestage der Schlacht bei Temeswar (9. Auguſt) 
ein großes Feſt, bei dem er die Verdienjte des Feldzeugmeiſters um die 
Niederwerfung der Revolution in einer längeren Nede hervorhob,*) — 
während der Pöbel unter defjen Fenftern im Britiſch-Hotel feinen Ab: 
jcheun gegen die „Hyäne von Brescia” durch einen gewaltigen Straßen: 
Skandal zu erkennen gab. Namentlich gegen Stüve und Lehzen war 
der König aufgebracht. Auch machte er aus feinen Abjichten durchaus 
fein Hehl. Stüve mußte fchon im Frühjahr erleben, daß ihm bei einem 
Hoffefte im Beifein Anderer unangenehme Dinge gejagt wurden. 

Freilich war es jegt unmöglich, die einmal angeordneten militärifchen 
Maßnahmen wieder rüdgängig zu machen; jelbjt wenn ſich jemand gefunden 
hätte, der fich) dazu im voraus verpflichtete. Anders war es mit den 
joeben von den Kammern genehmigten Gejegesvorlagen. Zwar hatte der 
König ihnen zu der Zeit, als Stüve noch fein volles Vertrauen beſaß, 
ohne Anjtand zugeftimmt; allein bei einer nachträglichen Prüfung fand 
er manche Mängel. Daß die Stände fie faft ohne Widerſpruch an- 
genommen hatten, war fein Beweis für ihren Wert. Ihm, dem englijchen 
Beer, mußte wenigjtens die Zufammenjegung der jegigen erjten Kammer 
höchſt Fomisch vorfommen. Die Mehrzahl war durchaus nicht imftande, 
die Vorlagen ſachlich zu prüfen und die wenigen, die es konnten, wie 
der Kammerrat von der Deden, waren mit der neuen Organijation der 
Suftize und Verwaltungsbehörden durchaus nicht einverjtanden. Auch 
außerhalb der Stände-Verfammlung war man damit unzufrieden. Cine 
Reihe unabhängiger Behörden, unter andern das oftfriefifche Landrats- 
Kollegium, erhob in direkten Eingaben an den König Einſpruch gegen 
deren umveränderte Einführung. „Die Beamten jchreien über Undanf, 
weil die alte, jet aufzugebende Aemter-Berfaffung es gewefen jei, die 
1848 das Land gehalten habe.”**) Der Adel und der König felber 
fürchteten das Eindringen zu zahlreicher demofratifcher Elemente in die 
Beamten-ftarriere. Außer dem Geſetz über die Bildung der Schwur: 
gerichte, das bereits am 24. November 1849 publiziert war, genehmigte 
der Monard) zwar das Geſetz betreffend die Aufhebung der Mannesitifter 
vom 17. Januar 1850, das Gejeg über Aufhebung der Jagd auf 
fremden Grund und Boden vom 29. Juli und einige andere, aber zu etwas 
Weiterem war er nicht zu bringen. 

Stüve dagegen war von der Unübertrefflichkeit jeiner Einrichtungen 

*, Malortie, a. a. D., S. 170. 

*) Neubourg an Wangenheim d. d. 19. Auguſt 1850, 
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fejt überzeugt. Als der König von ihm verlangte, daß er das Wahlgejet 
abändern folle, jah er darin nur die Abficht, das Junkertum in der erjten 
Kammer wieder herzuitellen und weigerte ſich. Noch weniger wollte er 
ſich zu einer Abänderung der Gerichts-Berfaffung verjtehen. Nun aber 
verfügte das Minifterium eigentlich über feine Partei im Yande. „del 
und Beamte, Ariftofraten und Bureaufratie find Gegner, zum Teil er- 
bitterte Gegner des Ministeriums,” jchreibt Neubourg ſchon Mitte Auguſt“). 
Sogar die Demokraten triumphierten in der Dulonfchen Tages:Chronif: 
„Ueber ein Heines und der Bürgermeifter von DOsnabrüd wird von allen 
Seiten mit Jubel nad) Haufe geleuchtet werden, ohne etwas anderes für 
uns gethan zu haben, als das deutjche Vaterland mit in Verwirrung zu 
bringen.” Selbſt das Osnabrüdiche Tageblatt teilte diefe Anficht**). 
Was den Verftändigen im Lande als Verdienft der Regierung erjchien, 
ward ihr bei der Bevölferung zum Vorwurf gemacht. Die alte Teilnahm- 
lofigfeit an öffentlichen Dingen griff immer mehr um ſich. Es jchien 
faft, al3 wenn der Menge an den Errungenfchaften nichts mehr gelegen 
wäre, als ob fie ſich mehr oder weniger enttäufcht fühlte, nun es Ernſt 
damit ward. Am jehnlichiten hoffte die Clique des jtolzen Hof-Adels 
auf den baldigen Sturz; Stüves. Der fleine Mann mit feinem anjpruchs- 
(ofen Auftreten war ihr jtets als ein Eindringling erjchtenen. Oft genug 
hatten fie ihn verjpottet, wenn er in einer einfachen Drojchfe am Palais 
vorfuhr. Allein jolange er das Vertrauen des Königs beſaß, erinnerten 
jie fich, daß er e3 war, der fie vor den Stürmen der Revolution ge 
jhüßt Hatte und behandelten ihm mit äußerlicher Höflichkeit. Aber im 
Herzen jahen jie in ihm doc nur den Demokraten der früheren Jahre. 
An der Spite der Koterie, die jet den König im reaftionären Sinne 
zu beeinfluffen juchte, jtand der Gefandte in Wien, Graf Platen, der 
durch jeinen Bruder, den ‚zlügel:Adjutanten, und Zimmermann am Hofe 
intriguierte. Ihn unterjtügte der öfterreichiiche Bevollmächtigte, General 
Yangenau, nad, Kräften. 

Um fich der verhaßten Männer zu entledigen, berief der König zu— 
nächjt eine Civil-Kommiſſion, bejtehend aus dem Landdroften Freiherr 
von Bülow, dem Ober-Appellationsrat von Röffing, dem Oberbürgermeijter 
Dr. Lindemann aus Lüneburg und dem Landdroften Meyer aus Hildes- 
heim, welche über die Organifationsgefege ein Gutachten abgeben follten 
(17. Auguſt). Auch der alte Bicepräfident Leit aus Gelle und der 

*) MNeubourg an Wangenheim d. d. 19. Auguft 1850. 

**) Oppermann, a. a. D., IL. Teil, S. 305, 
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Suftizrat Bacmeifter wurden zugezogen. Sie erflärten nach furzer Be: 
vatung, daß, wenn diefelben auch unzweifelhafte Mängel enthielten, deren 
Rublizierung unvermeidlich ſei. Erjt nachher fünne man mit den Ständen 
verfaffungsmäßige Aenderungen vereinbar. 

Damit war dem Könige natürlich nichts gedient. Er hatte gehofft, 
das Kabinett wenigjtens durch den Austritt Protts, dejjen Mangel an 
Energie er zugejtand, und Stüves in feinem Sinne modifizieren zu fünnen. 
Aber alle Perfönlichkeiten, an die er fi) wandte: Münchhaufen, Bülow, 
Graf Kielmanngegge, weigerten fich, bei dem Staatsjtreich, den er beab- 
ſichtigte, Hilfreiche Hand zu leiften. Der alte Ernſt Auguſt war außer 
ih. Am 11. September drohte er, zu abdizieren, wenn nicht bald ein 
neues Miniſterium zujtande käme. 

Namentlich; auf die auswärtigen Beziehungen wirkte der Zwiejpalt 
zwijchen ihm und den Miniftern jtörend ein. Der König war entjchloffen, 
bei der einmal als richtig anerfannten Politit zu beharren. Er hielt, 
wie die meijten auswärtigen Mächte, die wieder aufgerichtete Bundes: 
verjammlung, die am 2. September mit 9 Viril- und 2 Eurial-Stimmen 
wieder eröffnet war, für Die einzige zu Recht beitehende Gentral-Gewalt 
in Deutjchland. Nach feiner Auffaffung hatte fie nicht allein das Recht, 
jondern auch die Pflicht, allenthalben da einzufchreiten, wo die jtaatliche 
Ordnung gejtört war. Ein jolcher Fall lag in Kurheſſen vor. Ende 
Februar war der berüchtigte Haflenpflug dort an die Spige des Miniſte— 
riums getreten und mit einem einftimmigen Miftrauensvotum empfangen. 
Die Stände verweigerten eine Bewilligung der alten Steuern auf jechs 
Monate und verlangten ein neues Finanzgeſetz. Sie wurden daher am 
1. Juli aufgelöft, aber der Erfolg der Neuwahlen war der, daß die 
demokratische Partei in den Kammern die Majorität befam und abermals 
die Bewilligung der Steuern ablehnte. Cine zweite Auflöjung am 
2. September war die Folge. Im einer-kurfürjtlichen Verordnung vom 
4. September wurden die Bejchlüffe der Stände als Verfaffungsbruch 
und der erjte Schritt zur Nebellion bezeichnet, und jämtliche Steuern 
nad) $ 95 der Verfaſſung ausgejchrieben. Eine Proflamation vom 7. endlich) 
erklärte das ganze Land als im Kriegszuſtand befindlich,. Aber das Hejfiiche 
Volt ließ ſich nicht von dem Wege, den es für den geſetzmäßigen hielt, 
abbringen. Nicht nur der jtändische Ausſchuß protejtierte gegen die ver- 
faffungswidrigen Erlafje, jondern aud) die Finanz: und Verwaltungs: 
behörden des Landes lehnten auf Grund ihres Verfafjungs-Eides die 
Ausführung jener Verordnungen wie ein Dann ab, und die höheren 
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und höchſten Gerichte erklärten fie für unvollziehbar. Auch der Striegs- 
zuftand erwies fich als ohnmächtig. Der Oberbefehlshaber, betroffen über 
den ummwandelbaren Widerjtand der Gerichte und Behörden fühlte fich in 
jeinem Gewiſſen beunruhigt. Er erkrankte und forderte Enthebung von 
jeinem Amte. Der Kurfürjt aber, der einjah, daß er ſich auf feine Armee, 
die auf die Verfaſſung beeidigt war, nicht verlaffen fonnte, verließ in der 
Nacht vom 12. zum 13. September heimlich Caſſel und begab ſich zunächit 
nach Hannover, um die ihm vor Jahresfrift zugeficherte Hilfe in Anſpruch 
zu nehmen. Der König empfand jedoch für den eigenwilligen zürjten, 
der durch jeine Mißgriffe fein Land in jolch heillofe Verwirrung ver- 
jet Hatte, nicht die geringfte Sympathie. Er weigerte fich daher, ihn zu 
empfangen. Infolgedeſſen flüchtete der Kurfürſt weiter nach Wilhelms: 
bad bei Frankfurt, wohin ſich die Minifter direkt begeben Hatten, und 
rief die Intervention des Bundes an. Der „engere Nat“ kam diejem 
Berlangen mit ungewöhnlicher Gejchtwindigfeit nad. Am 21. September 
that die Verjammlung den Ausſpruch, daß das Verfahren der kurheſſiſchen 
Stände-Berjammlung einer Steuer-Berweigerung gleichfomme. Die Re: 
gierung wurde daher aufgefordert, alle zuftehenden Mittel anzumenden, 
um ihre Autorität herzuitellen. Falls aber der Widerjtand fortdauere, 
liege der Bundesverjammlung die Verpflichtung ob, die zur Wieder: 
herjtellung der Ordnung erforderliche Hilfe zu leisten. 

Hannover wurde durch die kurheſſiſchen Wirren am nächſten berührt. 
Detmold glaubte daher ganz im Sinne jeiner früheren Inftruftionen 
handeln zu müffen und jtimmte den Beichlüffen unbedenklich zu. Er hielt 
fi) umfomehr dazu berechtigt, weil am 17. September die hannoverjche 
Zeitung der heſſiſchen Stände: VBerjammlung vorgeworfen hatte, „ſie 
habe unter rabuliftischen Vorwänden pflichtwidrig gehandelt*).“ Daß 
dafjelbe Preußen, das die größten Anjtrengungen machte, um der revo— 
lutionären Bewegung im eigenen Lande Herr zu werden, das in Schleswig— 
Holftein die legitime Regierung unterjtügte, das eben erſt den Aufſtand 
in Baden mit bewaffneter Hand niedergefchlagen hatte, ſich in Helfen 
auf Seite der Revolution jtellen würde, jchien undenkbar. Die Regierung 
gab daher in einer ausdrüclichen Note an Oeſterreich das Berjprechen, 
im Falle der Bundes:Erefution acht Bataillone in Kurheſſen einrüden 
zu laffen.**) Eine ergänzende Inſtruktion, die Detmold anwies, Hanno- 


*) Oppermann, a. a. D., II. Zeil, S. 301. 
**) Bodemeper, a. a. D., ©. 272, 
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vers Beteiligung an die Bedingung zu fnüpfen, daß defjen Truppen nur 
unter Führung eines öfterreichijchen Generals auftreten follten, hatte er 
nicht rechtzeitig erhalten. 

Und nun gejchah das Unerwartete. Die preußische Regierung er: 
Härte am 22. September, fie erfenne feinen Beichluß „der Bevollmächtigten 
einiger deutjchen Regierungen, die fich Bundes-Verfammlung nenne“, an, 
und gab von dieſer Entjcheidung dem ftändijchen Ausschuß in Kafjel Kennt— 
nis. Die hannoverjchen Minister wurden daher durch die Zuftimmung 
Detmolds zu dem Bundesbeſchluß vom 21. September auf das peinlichfte 
berührt. Stüve, der am 25. bei jeiner Rückkehr von einer mehrtägigen 
Abweſenheit die Nachricht von diefer Wendung erhielt, empfand die dDrüdende 
Berlegenheit, in die man dadurch geraten war, befonders jchmerzlich. Er 
tadelte aufs jtrengfte die darinliegende Anerkennung der Ausnahme- 
bejchlüffe von 1832, — aber er jah darin auch einen Ausweg, um 
aus den Schwierigfeiten wieder heraus zu fommen. Detmold wurde 
daher jchleunigjt nad) Hannover berufen. Am 3. Oftober traf er dort 
ein. Er Hatte geglaubt, daß man ihn wegen feines Votums desadouieren 
wollte, und war freudig überrafcht, als er von der Hofgejellichaft äußerft 
zuvorfommend aufgenommen und vom Könige durch Verleihung des 
Guelphen-Ordens ausgezeichnet wurde, — und daß fich die Minijter dar: 
über ärgerten, bereitete dem Könige eine gewifje Schadenfreude. 

Aber zu feiner Enttäufchung erkannte diejer, daß er den beabfichtigten 
Minifterwechjel nicht genügend vorbereitet hatte. Es fand fich niemand, 
der in dem jeßigen kritiſchen Zeiten bereit gewefen wäre, an die Gtelle 
der Scheidenden zu treten. Auch der alte Falcke, den er nach Hannover 
bejchied, und der dort in der Nacht vom 19. zum 20. September plößlich 
jtarb, Hatte feinen Ausweg gewußt. 

Indes rückte die riegsgefahr immer näher. Am 27. September er- 
flärte Oeſterreich in einer heftigen Note, den Beſchlüſſen in der kurheſſiſchen 
Frage entgegenzutreten, ſei eine Gewaltthat, welcher gegenüber es die 
bumdestreuen Regierungen nicht mehr bei VBerwahrungen bewenden lajjen 
könnten. Im Berlin wurde num Radowig zum Minister des Auswärtigen 
ernannt und in Heſſen am 28. September der Oberbefehl der Armee 
dem greifen General Haynau übertragen, der das Land einer fürmlichen 
Militär-Diktatur unterwarf. Allein alle feine Maßregeln blieben ohne 
Erfolg. Das oberfte Militär-Gericht erklärte die September-Verordnungen 
jogar für verfaffungswidrig, und als das Gericht am 8. Dftober jujpen- 
diert wurde, forderten 233 Offiziere ihren Abſchied angeſichts des Kon— 

Hafſell, W. dv, Das Königreich Hannover. Bd. IL. 
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flilts von Pflichten, welcher ihnen einerjeit3 durch die Pflicht des Gehor- 
jams, anderſeits durch die eidlich übernommene Verpflichtung auf Die 
Beobachtung der Verfaſſung bevorjtehe*. Jetzt blieb dem Kurfürſten nichts 
mehr übrig, wie fremde Hilfe anzurufen, um den Widerftand mit Gewalt zu 
brechen. Hannover aber fonnte, wenn es feiner bisherigen Politik treu 
bleiben wollte, fich kaum weigern, jich an der Bundes-Erefution zu be: 
teiligen. 

Aber wehrlos wie es war, ließen fich die Folgen eines jolchen 
Schrittes leicht vorausjehen. In einem Miuiſter-Konſeil am 5. Oftober, 
an dem auch Münchhauſen teilnahm, wurde daher bejchlofjen, zu erklären, 
dat Detmold mit fpeziellen Inftruftionen nicht verjehen geweſen fei. Die 
Negierung jehe vielmehr die Bundesbejchlüffe vom 28. Juni 1832, auf 
Grund deren die Erefution ftattfinden ſolle, als ein durch den Bundes» 
beichlug vom 2. April 1848 aufgehobenes Ausnahme-Gejeg an. Mit 
diefem Beſcheide fehrte Detmold am 15. DOftober nad) Frankfurt zurüd. 

Erjt nad) harten Kämpfen Hatte ſich der König mit diejer Politik 
einverjtanden erklärt und die Reduzierung der Truppen im Göttingen: 
chen auf den Friedensfuß genehmigt. Mit der Erflärung, „daß mit den 
DOrganijationen im Innern fortgefahren und der General Jacobi anjtatt 
Protts zum Kriegsminifter ernannt werden follte“, hielt er das von neuem 
gejtellte Entlaffungs-Gefuch für erledigt und die Krifis beendigt. 
Allein die Minister fcheinen die wahren Gründe feines verminderten 
Vertrauens nicht dDurchjchaut zu haben. Sie jahen darin mur die Folgen 
von Einflüfterungen der Adelspartei und hochgeftellter Damen, die den 
— wie fie meinten — altersichwachen Monarchen in reaftionärem Sinne zu 
beeinfluffen fuchten. Die Ankunft des früheren Kabinettsrats von Schele, der 
eben als Vorfigender des Schiedsgerichts in Sachen der Mecklenburgiſchen 
Ritterſchaft fich für die Ungiltigfeit der Verfaffung von 1349 und Giltigfeit 
des Erbvergleich8 von 1755 ausgejprochen hatte, beitärfte fie in ihrem Arg- 
wohn. ie richteten daher am 18. Oftober eine Immediat-Vorjtellung 
an den König, in der fie diejenigen Vorausjegungen bezeichneten, unter 
denen ſie e8 wagen wollten, die Löſung der ihnen gejtellten Aufgabe 
noch einmal zu verjuchen. Zunächſt verlangten fie, daß der General 
Jacobi don feinen jonjtigen militärischen Dientpflichten entbunden und 
hinfichtlich feiner Verpflichtungen und Befugniffe den übrigen Miniftern 
ganz gleich geftellt würde. Sodann forderten fie, da der König die in 
dem Konſeil vom 5. Oktober niedergelegten Grundſätze Hinfichtlich der 
deutſchen Politif ausdrüdlich billigen und zur Bethätigung dieſes Ent- 
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Ichluffes den Gefandten Graf Knyphaufen in Penſion treten laſſen 
und den Grafen Platen von Wien verjegen folle. 

Hinfichtlich der inneren Angelegenheiten erklärten fie es für not- 
wendig, daß das Geſetz über die Gerichts-Verfaffung alsbald publiziert 
werde, und der König die Zuficherung gebe, daß der den ordinären 
Mitteln entjprechende Formationsplan der Armee jpäteftens am 1. Januar 
1851 ins Leben treten jollte. 

Endlich verlangten jie noch, daß Hinfichtlich der Ernennung der Be- 
amten das frühere Verfahren herzuftellen jei, „nach welchem monatlich) 
einmal diefe Sachen im Konſeil oder in Privat-Audienz vom Minifter 
de3 Innern vorzutragen find“. 

„Sollten Ew. Königlihen Majejtät in höherer Weisheit glauben, 
dieje ehrfurchtsvollen Wünfche nicht gewähren zu fünnen, fo würden Die 
tiefehrerbietigjt Unterzeichneten ſich außer ftande fühlen, die Pflichten der 
Regierung jowohl Ew. Königlichen Majeftät als dem Lande und den 
Ständen gegenüber zu erfüllen“, jo fchließt das merkwürdige Aktenſtück. 

Der König war empört, da man e3 wagte, derartige Zumutungen 
an ihn zu jtellen. Er war entjchlofjen, eher abzudanfen, als fich dieſen 
Forderungen zu unterwerfen. Alle Parteien aber erfannten, daß das 
Land vor den verhängnisvollen Folgen eines ſolchen Schrittes behütet 
werden müfje und es gelang endlich den Bemühungen des Kabinettsrats 
von Schele, den Kammerrat von Münchhaufen davon zu überzeugen, daß 
er allein die geeignete Perjönlichkeit jei, ein neues Minifterium zuftande 
zu bringen. Er galt allgemein mit Recht für einen Ehrenmann, „für 
einen Mann von entjchiedenem durchgreifenden Charakter, der wie nur irgend 
Einer gejchaffen war, die Hofintrigue niederzutreten“, jagt Oppermann.*) 





*) Oppermann, a. a. D., II. Zeil, ©. 306. — Wleranber, Georg Elaus 
Edmund Freiherr von Münchhauſen, war am 10, September 1813 ald Sohn bes 
Kurheſſiſchen Gefandten am Kaiferlihen Hofe in Wien auf Apelern in der Graf- 
ihaft Schaumburg geboren. Er gehörte ber weißen Linie des alten Rittergefchlehts 
an, befien Stammburg einft in der Gegend bes Klofterd Loccum geftanden Hatte. 
Nachdem er in Berlin und Göttingen die Rechte findiert hatte, trat er ald Aubitor 
in den Staatädienft, in dem er bis 1844 zum Kammerrat aufrüdte. Außerdem 
war er jeit 1841 als Abgeordneter der Hoyafchen Nitterfchaft Mitglied der erften 
Kammer, wo er fid zu gemäßigt-ariftofratifhen Grundſätzen befannte. Durch feine 
Schwiegermutter, die Gräfin Grote, 1847 ins Palais eingeführt, erwarb er ſich durch 
feinen Haren politischen Berftand und die ruhige entichiedene Art, in der er feine 
Anſichten vortrug, bad volle Bertrauen des Königs Ernſt Auguſt. Später fiel er 
wegen ſeines mannhaften Auftretens für das, was er für das Recht des Landes 

9* 
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Zur großen Enttäufchung Stüves ließen ich jegt auch zwei feiner 
getreueften Anhäger durch die Zwangslage bewegen, in die neue Re: 
gierung einzutreten. Der König aber bewies von neuem feine wahr: 
haft großartige Auffaffung, indem er den Oberbürgermeifter von Lüneburg, 
Dr. Lindemann, zum Borjtande des Minifteriums des Innern ernannte, 
einen von den Männern, denen er in der Brofflamation vom 14. Juli 1841 
(©. o. I. Teil, S. 459) „Befangenheit in Partei-Anfichten, Geringſchätzung 
der materiellen Interejien, Beftrebungen, die unteilbare monarchijche Ge- 
walt unter das Mitregiment der Stände zu bringen“, vorgeworfen. Das 
Miniſterium der geiftlichen und Unterrichts-Angelegenheiten übernahm der 
Zanddroft Dr. Meyer in Hildesheim, das der Justiz der Ober-Appellationsrat 
von Röffing. Zum Sriegsminifter wurde der General Jacobi ernannt, 
während für das Portefeuille der Finanzen im Dezember 1850 der Ge: 
heime Regierungsrat von Hammerftein eintrat. 

Am 27. Dftober wurden die neuen Minifter in Eid und Pflicht 
genommen, und am 28. teilte eine Proflamation dem Lande den Re— 
gierungswechfel mit. „In der von Uns getroffenen Wahl“, fo heißt es 
darin, „werden Unjere Unterthanen die Gewähr finden, daß Wir den Gang, 
welchen Wir in der Regierung Unſeres Königreichs während der Dienft- 
führung der num entlafjenen Minifterial-Vorftände innegehalten, im weſent— 
lichen nicht zu verändern beabfichtigen“. Und nicht bloß aus der Zu— 
jammenjegung des neuen Kabinetts jchöpfte Die Bevölferung die Gewißheit, 
daß es nicht in reaftionäre Bahnen einlenfen würde. Gleich jeine eriten 
Mapregeln bewiejen vielmehr, daß es ihm mit der Durchführung der 
von feinen Vorgängern angebahnten Reformen Ernft war. Am 8. No— 
vember jchon veröffentlichte die Geſetz Sammlung die Organijationsgefege 
in Beziehung auf die Juſtiz. Eine Verordnung vom 24. November hob 
die Beitimmungen des Patents vom 3. Juli 1841 bezüglich der Be— 
glaubigung der Unterjchrift des Kronprinzen (S.o.1. Teil, ©. 460 ff.) wieder 
auf und ſetzte andere an deren Stelle, da fein Inhalt „den gegenwärtigen 


hielt, bei Georg V. in Ungnade, ber erft in den Tagen des Unglüds jeinen Wert 
Ihägen lernte. 1867 wurde er als Bertreter der Reſidenz in den erften Nord— 
deutihen Reichſstag gewählt. Er erkannte jedoch bald, daß hier nicht der Ort war, 
die Stimme der Wahrheit und des Rechts zur Geltung zu bringen, und legte fein 
Mandat nieder. Bis zu feinem Tode hing er mit unerjchütterlicher Treue an feinem 
legitimen Herricherhaufe. 1870 wurde er fogar auf den ganz unbegründeten Ber- 
dacht welfiiher Umtriebe hin auf Befehl des Generals Vogel von Faldenitein ver- 
haftet und eine Zeitlang in Königsberg gefangen gehalten. Er ftarb am 4. No— 
vember 1886 in Göttingen, 
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Verfaſſungsverhältniſſen nicht mehr entſprach“. Der Wechjel vollzog fich daher 
ohne irgend welche mißliebige Kundgebungen im Lande. Nicht einmal der Ans 
trag, Stüve in der Refidenz das Ehrenbürgerrecht zu verleihen, fand Anklang- 

Defto fchtwieriger war die Lage des Minijteriums dem Auslande 
gegenüber. E3 waren gerade die Tage der Warfchauer Stonferenzen, wo 
ſich Defterreih und Preußen vergeblich bemühten, eine Ausjöhnung zu 
itande zu bringen. Infolge des Scheiterns diejer Verhandlungen über: 
ichritt befanntlich am 1. November eine öfterreichiich-bayrifche Exekutions— 
Armee die heſſiſche Grenze und bejegte Hanau, während Preußen, das 
die Unions-Idee noch nicht aufgegeben Hatte, die ihm bundesgejehlich zu— 
jtehenden Militärjtraßen, ſowie die Hauptjtadt Kafſel occupierte. 

In dieſer Eritifchen Lage war es für beide deutjchen Grogmächte 
von befonderer Wichtigkeit, zu erfahren, welche Haltung Hannover ein- 
nchmen würde. In Wien wie in Berlin fmüpfte man an den Minijter: 
wechjel übertriebene Hoffnungen und Befürchtungen. Fürjt Schwarzen: 
berg hatte Stüve gegrollt, weil im Frühjahr das projeftierte Vierkönigs— 
bündnis an feiner Zurückhaltung gefcheitert war. Daß er fich jegt von 
der Beteiligung an der heſſiſchen Bundes-Erefution gerade in dem Augen 
blid zurüdgezogen hatte, wo Dejterreih, Bayern und Württemberg jic) 
zu deren Durchführung verbündeten, war ihm noch unangenehmer ge- 
weien. Sein Sturz fam ihm daher höchſt erwünscht, und er gab ſich der 
Hoffnung Hin, dag es dem gewandten General LZangenau, der an 
Stelle des alten Kreß zum öfterreichifchen Gefandten in Hannover er- 
nannt war, gelingen fünnte, den König auf feine Seite hinüberzuzichen. 
Aber alle Lockungen prallten an der Einjicht des alten Monarchen ab. 
Er wußte nur zu wohl, daß es jetzt vollflommen unmöglich war, von 
dem Syſtem völliger Zurüdhaltung, das man ihm aufgezwungen Hatte, 
abzuweichen. Dennoch war man in Berlin nicht ohne Bejorgnis, daß 
die Bemühungen Dejterreihs von Erfolg fein könnten. Der König ent- 
jandte daher in den erjten Tagen des Novembers feinen Flügel-Adju— 
tanten, den Major Freiherr von Manteuffel, in vertraulicher Miffion 
mit einem Handjchreiben an feinen Onkel nach Hannover. Ber der Er- 
Örterung der Situation war e8, wo der alte Herr die befannte Aeußerung 
gethan Haben foll: „Mein Herz liebt Preußen nicht, mein Verſtand aber 
zwingt mich, es zu lieben; ich werde daher niemals dumm gemug jein, 
mich mit deinem König zu zanfen“,*) i 








*) v. d. Wengen, a. a. D., ©. 48. 
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Und in der That blieb ihm jet Fein anderer Ausweg, als in un- 
bewaffneter Neutralität geduldig abzuwarten, wie die Waffen zwiſchen 
den beiden deutjchen Großmächten entjcheiden würden — umd vielleicht 
jein Land, wie 16 Jahre jpäter, als Kompenſations-Objekt dem Sieger 
zufallen zu ſehen. Denn nun fpitten fich die Dinge in der gefahr: 
drohenditen Weife zu. Zwar legte Radowig, der fich vergeblich bemüht 
hatte, dag Minifterium zu einem emergifchen Schritt zu drängen, am 
3. November jein Portefenille mieder; aber am 6. erfolgte eine Königliche 
Kabinettö-Ordre, welche die Mobilmachung der gefamten Armee anordnete. 
An demjelben Tage veröffentlichte die amtliche Wiener Zeitung einen 
Artikel, worin fie Preußen mit Krieg drohte. In der Gegend von Fulda 
Itanden jich die preußischen und bayriſch-öſterreichiſchen Heeresmafien 
fampfbereit gegenüber. Jeder Tag konnte die Nachricht von einem blutigen 
Bufammentreffen bringen. Der König jchien zum Kriege entjchloffen und 
erklärte, er werde die Bayern nicht über die preußiiche Etappenlinie in 
Helfen vorrüden lajfen. Bei dem kleinen Dorfe Bronzell jtießen in der 
That am 8. November die beiderfeitigen Vorpoften aufeinander und ber 
Ausbruch des Weltfampfes jchien unvermeidlich. Oeſterreich erklärte am. 
20. November in flaren und unzweideutigen Worten, die Bundes- 
truppen rüdten nur zum Schuge der Ordnung und der landesherrlichen 
Autorität in das Land. Ein weiteres Schreiben Schwarzenbergs jchilderte 
die Not derjelben und das Elend der Einwohner im Fuldaer Bezirk. 

Am 25. November nachmittags überreichte ſodann Profefch eine 
Note des Inhalts, daß die Truppen, der Schwierigkeit der Berpflegung 
wegen, nicht länger in ihren Stellungen verbleiben könnten. Er müfje 
deshalb innerhalb 48 Stunden, bis zum 27. mittags, eine entjchiebene 
Antwort verlangen. *) 

Infolgedefjen ging dem preußischen Kommanbdierenden in der nächjten 
Nacht der telegraphifche Befehl zu, den Weg nach Fulda freizugeben. Wie 
man nachher erfuhr, hatte die Königin einen Fußfall bei ihrem Gemahl ge- 
than und dadurch erreicht, was Bayern und Defterreich wollten. „Ich 
fonnte meine Truppen doch nicht verhungern laffen, denn im Fuldaiſchen 
fanden fie nichts zu leben“, jagte der König nachher zu feiner Ent- 
ſchuldigung.*) 








) Das Nähere ſ. in von Sybel, die Begründung bes deutſchen Reichs, 
II. Zeil, ©. 48ff. 


**) Th. dv. Bernhardi, Erinnerungen, II. Zeil, S. 298. 
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General v. d. Groeben zog ich aljo „aus jtrategifchen Gründen“ 
nach Hersfeld zurüd, und die Erefutiong-Armee folgte ihm auf dem Fuße. 
Durch Entlaffung der Beamten und „Bequartierungen“ wurde zumächit 
im Hanauiſchen und Fuldaiſchen der Widerjtand der Gerichte und Be- 
hörden gebrochen. Der weitere Verlauf der Dinge ift befannt. An Die 
Stelle des Grafen Brandenburg, der tief erfchüttert von der Demütigung 
jeines Vaterlandes am 6. November 1850 plöglich gejtorben war, hatte 
Manteuffel die Leitung des preußifchen Minifteriums übernommen, der 
fejt entichloffen war, mit der Revolution zu brechen. Bor allem wünjchte 
er einen Krieg zu vermeiden, bei dem ſich Preußen auf die fonjtitutionelle 
und demokratiſche Partei hätte ftügen müfjen, und zwar umjomehr, weil 
bei der Mobilifation der Armee ganz unglaubliche Mißſtände zu Tage 
gefommen waren. Während der Stönig noch am 21. November bei der 
Eröffnung der Kammern äußerte: „Ich Hoffe, daß Unſere Erhebung ge: 
nügen wird, Unjere Nechte zu wahren“, leitete Manteuffel direfte Unter: 
Handlungen mit dem Vorſtand des öfterreichifchen Miniftertums ein. In 
der heſſiſchen Streitfache gegen den Kurfürjten jah er jest nur „Zer— 
‚würfniffe der widerwärtigjten Art“, eine Auflehnung der Demofraten 
gegen das landesherrliche Anjehen, und überließ das Land, das man bis 
dahin ermutigt Hatte, feinem Scidjal. Am 28. November reifte er per- 
ſönlich nach Olmütz zu einer Slonferenz mit dem Fürſten Schwarzenberg, 
„ver an diplomatiicher Klugheit jeinem großen Vorgänger gleich, an 
Kühnheit des Gedanfens und Kraft der Ausführung ihm überlegen, mit 
charfem Auge die Schwächen feines Gegners zu erjpähen wußte, um feine 
Pläne darauf zu bauen“. Diefe gingen dahin: „Preußen aus allen feinen 
vorgejchobenen Stellungen zu verdrängen, es zu ifolieren, ihm die Sym— 
pathien nicht nur der Bevölferung, jondern auch der Regierungen der 
deutjchen Staaten zu entziehen, in ganz Deutjchland bis an dejjen nörd- 
lichjte Grenzen, die Fahnen des öfterreichischen Kaiſerſtaats zu entfalten 
und alle Spuren der nationalen und freiheitlichen Bejtrebungen des 
Jahres 1848 zu vernichten“, 

Und der Plan gelang nur zu gut. Die auf der Dlmüger Kon— 
ferenz vereinbarte Punktation jeßte feit, daß Preußen in Heſſen „der 
Aktion der von dem Kurfürſten herbeigerufenen Truppen kein Hindernis 
entgegenjtelle“. Nur ein preußifches Bataillon follte in Kafiel bleiben, um 
im Verein mit den Bayern und Oefterreichern die Ruhe und Ordnung aufrecht 
zu erhalten. In Schleswig-Holjtein follte durch die beiden Großmächte 
vereint der Friedenszuſtand hergejtellt und eine Entwaffnung des Heeres er— 
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zwungen werben. Zur jchlieplichen Entjcheidung der Bundes-Berhältnifje 
endlich follten freie Konferenzen in Dresden jtattfinden. 

Kein Zweifel, die öjterreichiiche Diplomatie Hatte einen gewaltigen 
Sieg errungen. Aber es erjcheint doc, zweifelhaft, ob Fürſt Schwarzen- 
berg — oder fein kaiferlicher Herr — Recht gethan Hat, in einem Zeitpunft, 
wo der Sieg faft gewiß fchien, auf die Entjcheidung durch das Schwert zu 
verzichten. Nachdem die Dinge einmal jo weit gediehen waren, hätte er fich 
durch feine noch jo großen Zugejtändniffe von einer Kriegserflärung abhalten 
lafjen dürfen; denn es ließ fich vorausfehen, daß Preußen die erlittene De- 
mütigung nie vergeffen, und wenn es die Kraft im fich fühlte, blutige Ver— 
geltung nehmen würde. Nur durd) Waffengewalt konnte die deutjche Frage 
endgiltig entichieden werden; und eine Niederlage Preußens im Felde hätte 
deſſen Suprematie-Gelüjten auf lange Jahre ein Ende gemacht. 

Für Hannover dagegen war es ein umerhörter Glüdsfall, daß der 
Streit auf friedlichem Wege zum Austrag fam. Selbſt im glücklichſten 
alle hätte e8 eine Teilung Deutjchlands nach der Mainlinie zu befürchten 
gehabt. Der alte König aber jchöpfte aus dem wiederhergeftellten Ein- 
vernehmen zwiſchen Dejterreich und Preußen die Hoffnung, daß fich durch 
Vereinbarung unter den Regierungen Erjpriehliches für die Größe und 
Einheit Deutjchlands erreichen ließe. Sein Minifterpräfident erhielt 
daher den Auftrag, fich perjünlich nad) Dresden zu verfügen, um auf 
den Konferenzen in diefem Sinne zu wirken. Ihm wurde der Kabinetts- 
‘ rat von Schele als zweiter Beauftragter beigegeben, dem Münchhaufen 
drei „Hauptpunkte“ der hannoverſchen Bejtrebungen bezeichnete: 1. Ber: 
meidung des Dualismus, 2. ein Bundesgericht und 3. Volfsvertretung 
beim Bunde.*) 

Ob diefe Ziele zu erreichen jein würden, erjchien freilich von vorn- 
herein höchſt zweifelhaft. Schon die Einladungs-Depefche vom 12. De- 
zember betonte ausdrüdlich, dat die deutjchen Regierungen Bevollmächtigte 
nach Dresden ſchicken möchten, damit daſelbſt „nach Analogie der Mi: 
nifterial-Ronferenzen von 1819 vorgegangen werden könne — „eine Be— 
rufung von Geiftern, die eben nicht jehr volfsfreundlich ausfahen“, wie 
der Herzog von Koburg jagt.**) Die Rede, mit der Fürſt Schwarzenberg 
am 23. Dezember im Brühljchen Palais die Konferenzen eröffnete, war 


*) Munchhauſen an Schele d. d. 12. November 1850, 
*) Ernft II. Herzog von Koburg, Aus meinem Leben und meiner Zeit, 
IT, Zeit, S. 11 fi. 
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„wirklih an Wahnfinn grenzend“. Er erklärte die Bundesverfaffung als 
das Vortrefflichjte, was je beitanden, wenn fie auch nur Menjchenwerf 
geweſen und deshalb mit menjchlichen Mängeln behaftet gewejen jet. Als 
Hauptzwed ihrer Reviſion bezeichnete er die Stärkung des monarchischen 
Prinzips, und was er darumter verjtand, ergiebt fich aus einem jpäteren 
Berichte Scheles an den König: „La marche des affaires de l’Allemagne 
deplait parfaitement au Prinee, qui voudrait abolir, l’epee ä la main, 
toutes les constitutions de l’Allemagne.“*) Von Tag zu Tag ward 
es klarer, daß die feierlichen Zuficherungen, welche er bei der Wieder- 
Eröffnung des Bundestages gemacht hatte, nur eitle Redensarten gewejen 
waren. Unter diefen Berhältniffen war die Stellung Münchhauſens eine 
höchſt jchwierige. Er fühlte jich durch das hochfahrende Weſen Schwarzen- 
bergs jchwer verlegt, der mittlerweile eingejehen Hatte, daß der neue 
Minifter in den fonftitutionellen Bahnen jeiner Vorgänger wandelte, 
während in allen übrigen Staaten die Reaktion ihre Triumphe feierte. 
Die Berhandlungen der Konferenz ſelbſt haben indejjen für die 
heutige Generation kaum noch Intereſſe. Zwar einigten ſich Defterreid) 
und Preußen zu dem Vorjchlage, an Stelle de3 alten „engeren Rats“ 
von 17 Stimmen eine oberfte Bundesbehörde zu fegen, in welcher fieben 
Staaten mit 9 Stimmen vertreten fein jollen. Allein diefer Plan fand 
bet den füddeutjchen Meittelftaaten ebenjo wenig Anklang, wie das joge- 
nannte „Elfer-Projekt“. Sie wollten in ihrem Souveränitätsdünfel nicht 
auf die Möglichkeit verzichten, die Grogmächte zu majorifieren. 
Preußens Stellung war zu diefer Zeit eine höchſt unglüdliche. Schon 
in den Tagen, als der Kriegs-Ausbruch unmittelbar vor der Thür zu 
ſtehen fchien, hatten mehrere Mitglieder der Union ſich davon losgejagt.**) 
Sept erflärten Naſſau, Oldenburg und Braumfchweig geradezu, fie würden 
fi) an den Erefutions-Mafregeln gegen Heſſen und Holftein nicht be- 
teiligen. Nach der Situng des Fürſten-Kollegiums am 18. Dezember 
zeigten aber auch die wenigen, die bis dahin noch zu Preußen gehalten 
hatten, ihren Austritt an und bejchlofjen gleichfalls, die Dresdener Kon— 
ferenzen zu beſchicken. Zum UWeberfluß wurde es immer Harer, daß Man— 
teuffel dem Fürſten Schwarzenberg durchaus nicht gewachjen war, der 
hartnädig auf den Eintritt des gejamten öfterreichifchen Staatengebietes 
in den Bund bejtand. Daß Hannover Einwendungen gegen dieſen 


*) Schele an den König d. d. 19. Mai 1851. 
**) 3. 8. Baden am 23., Medienburg-Schwerin am 26, November. 
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Plan erhob, war freilich von geringer Bedeutung, bedenflicher aber war 
es, daß Frankreich formell dagegen Proteſt einlegte. Auch Preußen konnte 
jeiner Erijtenz wegen nicht darauf eingehen, und, um Oeſterreich den 
Borwand für den begehrten Eintritt zu entziehen, entzog es ſelbſt jeine 
öjtlichen Provinzen dem Bundesverhältnis, und juchte zugleich durch 
Wiederherjtellung der früheren Provinziallandtage und andere Verfügungen 
die alten Zuftände mehr und mehr zurüdzuführen. Damit war jede 
Ausficht auf einen glüdlichen Ausgang der Verhandlungen verſchwunden. 
Schon am 23. Februar Hatte die Kommiſſion die Heritellung des Bundes- 
tages beantragt. Jetzt trat auch Preußen auf der ganzen Linie den 
Nüdzug an. Die Regierung erklärte nunmehr durch eine Cirkular-De— 
peiche vom 27. März ihren früheren Verbündeten, fie halte es am zwed- 
mäßigjten, die alte Bundesverfammlung wieder in Wirkfamfeit zu fegen. 
In der zehnten Sikung, am 15. Mai, wurden jodann die Dresdener 
Konferenzen formell gejchlofjen, und die Verlegung der Beratungen in 
den Schoß des Bundestages feſtgeſetzt. Damit waren die legten Hoff— 
nungen der deutjchen Patrioten vernichtet. Werzweiflungsvoll blidten fte 
in die Zukunft. „Sollte dieje Bewegung an dem Uebermut der Könige 
von Napoleons Gnaden jcheitern“, hatte Dahlmann bereit vor Er- 
Öffnung der Konferenzen gejchrieben, „und das Heil unferes Volkes ſich 
noch einmal zur Nebenfache verflüchtigen; jo hemmt, wenn es abermals 
flutet, fein Damm die wilden Gewäfjer mehr, und der Wanderer wird 
die Nefte der alten deutjchen Monarchie in vn Srabgewölben ihrer Dy- 
naftieen juchen müfjen”.*) 

Indeffen waren die hannoverjchen Grit beitrebt, die Verfafjungs- 
Henderungen zum Abſchluß zu bringen. Daß die alte Organifation der 
PBrovinzial-Landichaften Schon wegen des Wahlmodus nicht mit der jegigen 
Zujfammenfegung der Ständefammern in Einklang jtand, ließ fich kaum 
beftreiten. Stüve hatte daher bereits dem letten Landtage die Grundzüge 
vorgelegt, nach denen diefe Angelegenheiten geregelt werden follten. Be— 
jonders jchiwierig war es geweſen, die Stompetenzen der Landdrojteien und 
der Provinzialftände, deren geographiicher Umfang durchaus nicht zu— 
jammenfiel, gegeneinander abzugrenzen. Dieſer Uebeljtand war ihm 
durchaus nicht entgangen, aber er glaubte dadurch, daß er die Landſchafts— 
bezirfe intakt ließ, den Nittern jeden Anlaß zur Beſchwerde und dem 





* Aus einem Briefe Dahlmanns an die Konſtitutionelle Zeitung, abgedruckt 
in der Zeitung für Norddeutſchland vom 21. November 1830. ————— a. a. O., 
IT. Zeil, S. 316 ff.) 


Stüves Grundzüge zur Reorganifation der Provinziallandihaften. 139 


Bunde die Handhabe zum Einjchreiten zu nehmen. Die Verwaltung 
wurde indes durch diefen Umftand äußerſt kompliziert. Es follten deu 
Landdrojteien gewerbliche und landwirtjchaftliche Deputationen der Bro: 
vinziallandjchaften beigeordnet werden. Daraus ergab ſich der Uebel— 
Itand, daß der Landdrojt von Hannover z. B. Abgeordnete nur aus dem 
Fürstentum Galenberg zuziehen konnte, welches mit den Fürjtentümern 
Bötttingen und Grubenhagen eine Landichaft bildete, deren Deputierte 
an der Verwaltung der Zanddroftei Hildesheim teilzunehmen hatten. 

Weit eingreifender waren jedoch die Veränderungen in der provinzial- 
landichaftlichen Verwaltung felber. Von einem Kurienſyſtem, insbefondere 
von einer gejchlofjenen ritterfchaftlichen Kurie, war nun feine Rede mehr. 
Sie beruhte ganz allein auf den Wahlen der Land: und Stadt: 
gemeinden. Die Abgeordneten follten auf ſechs Jahre gewählt werden, 
von denen nach drei Jahren die Hälfte austrat. Berufen wurden fie 
einmal im Jahre, aber nicht von dem Präfidenten der Landichaft, jondern 
vom Landdroften. Ihr Wirkungsfreis war ein außerordentlich befchräntter. 
Nur in fieben Punkten wurde ihnen das Recht der Zuftimmung gewährt, 
in fünf anderen mußten fie wenigjtens mit ihrem Gutachten gehört 
werden. Außerdem lag ihnen ob, die Gejchworenenlijten anzufertigen 
und gewiſſe provinzielle Inftitute und Fonds zu verwalten. Auch das 
Präjentationsrecht für Richterjtellen follte ihnen entzogen werden; Die 
Stände hielten es jedoch für vorteilhafter, ihnen das Wahlrecht für die 
Dbergerichte und das Oberappellations-Gericht zu belafien. 

Mit allen übrigen Bunkten waren fie einverjtanden. Da aber nad) 
z 33 de Landesverfafjungs-Gefeges*) die Verhältniffe der Provinzial: 
landjchaften nur nach vorgängigen Verhandlungen mit ihnen durch all: 
gemeine Gejeggebung geregelt werden durften, jo erteilten ſie der Re— 
gierung die Ermächtigung dazu. Sie behielten fich jedoch ausdrücklich 
das Recht vor, mit der Durchführung der Organijation nad) den ge- 
nehmigten Grundzügen im Wege der Landesgejeggebung vorzujchreiten, 
falls bis fpäteftens einen Monat nad) Anfang der nächjten Diät feine 
Verſtändigung erreicht fein follte. 

Demgemäß erließ die Regierung am 26. November an alle Land» 

) $ 38, Die Verhältnifje der Provinziallandfhaften, deren Zufammenfegung 
und Wirkungskreis jollen nad) vorgängiger Verhandlung mit den beftehenden Pro» 
vinziallandfhaften durch allgemeine Gejeggebung geregelt werben. Bis zu ſolcher 
Regelung bleiben die Provinziallandihaften in ihrer gegenwärtigen Einrichtung 
beftehen. 
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ſchaften gleichlautende Schreiben, worin fie ihnen die Stüvejchen Grund- 
züge mitteilte und fie aufforderte, fich bis Mitte Januar 1851 darüber 
zu erflären. Es wurde ihnen auch anheim gegeben, zur Beratung der 
Einzelheiten der Vorlage einen Ausschuß zu beitellen, an deſſen Arbeiten 
ein landesherrlicher Kommifjarius ſich beteiligen ſollte. Daran fnüpfte 
das Minifterium die Hoffnung, „daß fo wenig Einzelne, wie Korporationen 
das jchmerzliche Opfer eigener Rechte ſcheuen werden, wo nur in jolcher 
Weife einem altbejtandenen Injtitute die feinem urjprünglichen Werte und 
Bedeutung entiprechende Stellung im Staatsleben wiedergewonnen und 
gefichert werden fann“.*) 

Der Zeitpunft aber, wo die Provinziallandichaften oder vielmehr der 
in ihnen dominierende Adel zu Zugejtändniffen fich Hätte bereit finden 
lajjen, war längjt verpaßt — und zwar im wefentlichen durch die Stände: 
Verjammlung jelber, die in unnützen politischen Diskuſſionen die Zeit 
vergeudete, anftatt ich den Gejchäften zu widmen, die in ihrer Berufd« 
Sphäre lagen. Im den ſtürmiſchen Sigungen des Jahres 1848 hatten 
die Ritter nicht bloß ihre Vorrechte, jondern auch ihre politische Stellung 
geopfert, um die Bewegung in verfafjungsmäßiger Bahn zu halten. Auch 
die Notwendigkeit einer gänzlichen Umgeftaltung der Brovinziallandichaften 
Hatte damals bei ihnen allgemeine Anerkennung gefunden, jowie von feiner 
Seite bezweifelt wurde, daß die Landesgeſetzgebung diefe unbedingt ordnen 
fünne und müffe.**) 

Seitdem waren die Zeiten andere geworden, Die Stüvejche erjte 
Kammer Hatte den gehegten Erwartungen durchaus nicht entjprochen. 
Mit den adeligen Deputierten war der Stern der intelligenten großen 
Srundbejiger, mithin das fonfervative Element des Staatslebens, daraus 
verjchwunden, und es mußten noch lange Jahre vergehen, bis der Bauern- 
ſtand die erforderliche politiiche Durchbildung für eine parlamentarifche 
Thätigfeit erwarb. Daß die Ritter ihre dauernde Entfernung von den 
Öffentlichen Dingen unter diefen Umftänden jchmerzlich empfanden, iſt 
ebenjo begreiflich, wie ihr Wunjch, den alten politischen Einfluß wieder 

*) ©. das Schreiben u. a. in dem Nedtsgutachten der Königlihen Preußiſchen | 
Friedrid; Wilhelms-Univerfität zu Berlin unter Unlage IV, ©. 130 ff. 

) In dem ftändifchen Schreiben vom 6. Juli 1848 heißt ed: „Daß dieje Um— 
geitaltung auf dem Wege der allgemeinen Landesgefepgebung, wiewohl nad vor- 
gängigen Berhandlungen mit dem betreffenden Provinziallandichaften gejchehen könne 
und müſſe, jchien Ständen, um etwaigem beöfallfigem Zweifel vorzubeugen, einer 


ausdrücklichen Beſtimmung im Lanbedverfafjungsgejege zu bedürfen.“ (Altenſtücke 
der 9, Allgemeinen Stände-Berfammlung, S. 1166.) 
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zu gewinnen. Der Stillitand und die rüdläufige Bewegung in der revo— 
Intionären Hochflut jchien diefe Beitrebungen zu begünftigen. Bei dem 
Erlaß des Münchhauſenſchen Schreibens geriet die „Niederſächſiſche 
Zeitung“, das Organ der „Junker-Partei“, daher außer ji. Sie war 
nur für den Hof berechnet, mit der Abficht, den alten Ernſt August ins 
Ne der feudalen Partei zu loden. „Was joll man jagen“, jtand darin 
zu lejen, „wenn der legte Hort der hiftorifchen und nationalen Gliederung 
der abjurden franzöfiichen Theorie Plag machen muß. Wir verlangen 
feine £onjtitutionelle, jondern eine ftändifche Monarchie. Mögen Die 
Provinzial-Stände ihre Aufgabe erfüllen und die legte Hand anlegen an 
das fonftitutionelle Experiment, welches die Büreaufratie im Bündniffe 
mit der Demofratie uns oftroyiert hat. Der hannoverfche Adel ſoll nicht 
vergefien, daß es fich nicht bloß um feine Exiſtenz, daß es fih um die 
Nettung des Vaterlandes handelt. Die Kammern, im denen die In— 
telligen; durch Bauern, die Moral durch Advofaten vertreten ift, können 
nicht imponieren; fie bilden vielmehr eine Karrikatur des fonjtitutionellen 
Syſtems“. Die Aufgabe des Minifteriums aber jei, „zwölf Advofaten 
aus der Provinz, in deren Händen die Gegenwart und Zufunft des Landes 
und Volfes liege, bald mit Strenge, bald mit Güte in Ordnung zu halten“. 

Ebenjo entrüftet über das minifterielle Schreiben waren die Aus— 
ichüffe der Provinziallandichaften, in denen überall die Ritter das Über: 
gewicht hatten. Es war förmlich, als ob die Regierung in ein Wefpenneft 
geftochen hätte. Das Verhalten der Mehrzahl in diefer Frage bejtätigte 
die betrübende Wahrnehmung der leiten Jahre, daß es mit der politifchen 
Reife oder auch nur mit dem politifchen Interefje unjeres Volkes noch 
nicht zum Bejten bejtellt war. Sie alle protejtierten gegen den Erlaß. 
Die einen fanden die von dem Miniſterium gejtellte Erklärungsfrijt für 
zu kurz, andere erhoben Einjpruch dagegen, dak im Widerjpruch zu dem 
$ 32 die Angelegenheit mit den allgemeinen Ständen jchon beraten fei. 
Alle aber interpretierten dejjen Beitimmungen über die vorgängigen Ver: 
handfungen dahin, da die beftehende VBerfafjung der Provinziallandfchaften 
nicht ohne deren Zuftimmung geändert werden dürfe. 

Die Calenbergiſch-Gruübenhagenſche Landjchaft hatte fich ſchon 
vor Jahresfriit ihre „verfafjungsmäßigen Nechte auf jelbjtändige Mit: 
wirkung“ *) ausdrüdlich vorbehalten, allein fie ließ fich doch wenigjtens auf 


— — . 


*) Bergl. den Vortrag der Ealenbergiich: Grubenhagenihen Landihaft vom 
14. Dezember 1850 in dem Nechtögutachten der Juriften- Fakultät der Königlichen 


142 ®Broteft b. Galenberg.-Grubenhagenfc Einwärfe d. Hildesheimjhen Ritterfcaft. 


Berhandlungen mit dem königlichen Kommiſſär ein. Und in der That verein- 
barte diefer mit der jtädtifchen und der Prälaten-Kurie einen Berfaffungs- 
Entwurf, welcher mit der Regierungsvorlage im wejentlichen übereinftimmte. 
Allein die Ritterſchaft war damit nicht einverftanden und legte einen ab- 
weichenden Entwurf vor. Insbejondere forderte fie Die unbedingte Eremtion 
der alten Rittergüter von der Cenſusregel. Als eine Verſtändigung darüber 
nicht zu erreichen war, behauptete fie, daß ein rechtsgiltiger Beſchluß nur 
nit Webereinjtimmung jämtlicher drei Kurien gefaßt werden könne. 
„Es Handle fich in dieſem alle um die Schmälerung, ja Aufhebung 
eine jus singulare der ritterjchaftlichen Kurie“, welches nicht durch 
Majoritäts-Beichlüffe befeitigt werden könne. Deshalb müfje fie Sich 
gegen die aus ihrer Einlafjung auf die vorgelegten Grundzüge abzulei- 
tenden Folgerungen ausdrüdlich verwahren. Endlich erjuchten fie, um 
ganz ficher zu gehen, die Jurijten-zafultät der königl. preußifchen Fried— 
rich Wilhelms-Univerfität um ein Gutachten in diefer jchwierigen Frage 
und dieſe, die fich jeinerzeit geweigert hatte, in der Staatsgrundgeſetz— 
Angelegenheit ein Urteil abzugeben, entjchied dahin, „daß die füniglich han— 
noverſche Regierung für berechtigt nicht zu erachten jei, ohngeachtet des 
Widerfpruchs der ritterjchaftlichen Kurie die provinzialftändische Verfaſſung 
der Galenbergifch- Göttingen-Grubenhagenjchen Provinziallandichaft im 
Wege der allgemeinen Landesgejfehgebung mit oder ohne Berüdjichtigung 
der von den beiden anderen Kurien vereinbarten Grundzüge abzuändern“. 
Sp hatte fich der Wind gedreht. 

Die Eimwürfe der Hildesheimfchen Ritterjchaft bezogen ſich haupt— 
jächlich auf die Vertretung. Sie jtellten die Sache jo dar, als ob die erfte 
Kammer am 11. April 1848 ich „vom tobenden und lärmenden politiſch fanati= 
jierten Pöbelhaufen in ihrem eigenen Situngsjaale bedroht gejehen“, und 
deshalb den Aenderungen des Landesverfaſſungsgeſetzes zugeitimmt hätte*) — 
was der Sachlage durchaus nicht entſprach. (Vergl. oben 1. Teil, ©. 578.) 
Aup einer ſolchen erzwungenen Zuftimmung zu folgern, daß die Landes— 
geſetzgebung einfeitig die Provinziallandfchaft neu organifieren könne, hielt 
jie für ungerecht. Sie wollte vielmehr eine Ritter: und eine Städte-Kurie 


Preußiſchen Friedrich Wilhelms» Univerfität, Anlage X, ©. 141 ff., fowie Auszug 
aus dem Vortrage des engeren Ausſchuſſes der Landſchaft d. d. 12, Februar 1851, 
ebenda, Anlage V, S. 144 ff. 

*) Vergl. Beſchwerdeſchrift der Ritterfchaft des Fürftentums Hildesheim gegen 
die Hannoverfche Regierung, ©. 12 fi. 
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mit einem gewiffen Grundfteuer-Genfus beibehalten, und das lebenglängliche 
Wahlrecht auf alle bisher landtagsfähigen Gutsbefiger ausgedehnt willen. 

In Hoya und Lüneburg wurden damals die Berichte an das Mini- 
jterium von der Gejamtlandichaft erjtattet. Die erftere wollte das drei 
Kurien- Syjtem beibehalten wiffen. Das lüneburgiſche landichaftliche 
Kollegium erfannte zwar die Notwendigkeit der Neorganijation an und 
legte einen Verfaffungs-Entwurf vor. Es erklärte aber, daß es auf davon 
abweichende Propofitionen nicht eingehen könne. 

Da in der Bremen-Verdenſchen Landſchaft eine Kurienverfaffung 
nicht beitand und 75 Ritterftimmen gegen 15 der Städte und übrigen 
Grundbeſitzer jtanden, wollten die letzteren fich ebenfowenig majorijieren 
laffen, wie in den anderen Landichaften die Ritter. Sie ftellten daher 
die merhvürdige Forderung, daß in allen Fällen, wo ihr Votum ein- 
jtimmig gegen einen Vorſchlag fiele, eine bloß aus ritterfchaftlichen 
Stimmen bejtehende Majorität nicht als ſolche gelten, vielmehr die Sache 
jo angejehen werden folle, als ob gar fein Beichluß zuftande gefommen 
wäre. Da die Ritter natürlich Bedenken trugen, ein folches Prinzip 
anzuerkennen, jo jchloffen fie ji) von der Beratung im Plenum aus, 
und beharrten bei den von der Minorität gejtellten Anträgen, die mit 
den minifteriellen Grundzügen übereinftimmten. 

Nach der Meinung der ritterfchaftlichen Mehrheit der Landichaft dagegen 
bejeitigten diefe jedes fonfervative Element und „legten die Entjcheidung 
bei den Wahlen in die Hände der großen Maffen“. Allein jie fonnten 
ji) die jchwierige Lage des jeßigen Miniſteriums nicht verhehlen und 
Hatten es fich zur Aufgabe geftellt, ihr dieſelbe „Durch thatjächliches Nach- 
geben bis zur äußerſten Grenze des den hiefigen Verhältniffen nach Zu— 
läffigen, durch bedingte VBerzichtleiftung der ritterjchaftlichen Mitglieder 
auf ihre bisherige Landitandichaft, eine Einigung über die künftige Ein- 
richtung der Landjchaft zu erleichtern.*)* Zu dem Ende beantragte fie, die 
bisher auf der Ritterfchaft beruhende Vertretung des großen Grundbefites 
auf eine Korporation der großen Grundbeſitzer ohne Unterjchied 
des Standes zu gründen. Danach würden unter Zugrundelegung 
des von der Regierung genehmigten Genfus von 137 wahlberechtigten 
Mitgliedern nur 51 dem Adel angehört haben. Außerdem wollten fie 


*) Vergl. Beichwerdeihrift von Seiten der Brovinziallandichaft der Herzog: 
ümer Bremen und Berden gegen die Königl. hannoverſche Regierung, ©. 11 ff., 
S. 9 fl. 
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für die Wahlen der Amtsvertretungen und Bürgervorfteher-Stollegien, 
denen die Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden zujtand „eine Die 
Intelligenz und den Beſitz mehr berüdfichtigende Stimmenordnung“ ein: 
geführt willen; — allein ihre Vorjchläge fanden bei dem Königlichen 
Kommifjarius den entjchiedenjten Widerfprud). 

Diejenige Provinziallandichaft, welche laut Berfaffung vom 5. Mai 
1546 unzweifelhaft das Zujtimmungsrecht beſaß, die oftfriefifche, erhob 
wegen der fünftigen Zufammenjegung feine Schwierigfeiten, — weil die 
ritterichaftliche Kurie dort nur einen minimalen Einfluß beſaß; aber fie 
juchte ihre bisherigen Rechte in anderen Bunften zu konjervieren. 

Am jchroffjten trat die Osnabrückſche Ritterſchaft auf. Sie 
(ehnte jede Teilnahme, auch nur an der Beratung der Grundzüge ab, „weil 
diefelbe bei der gemachten Andentung eine freie überall nicht zu nennen 
gewejen jein würde“. Sie war der Anficht, „daß alles, wozu die durch 
das Geje vom 5. September 1848 gefchaffenen Stände ihre Mitwirkung 
verliehen Haben, ebenjo anzufehen ift, als hätte dabei die Mitwirkung 
der Stände überall nicht ftattgefunden“. Wenn aber auch die beiden andern 
Kurien die Grundzüge mit dem Regierungs-Stommifjar beraten und fejt- 
geitellt hätten, jo wäre, wie fie behaupteten, „ein Gebundenfein durch Be: 
jchlüffe zweier anderer Kurien dennoch etwas in der Osnabrüdjchen Ver— 
fafjung ganz Unbelanntes*. Es Handle fich vielmehr um „eigentliche 
Sonderrechte” (pura singularia), „bei denen faum dem Landesherrn eine 
Einwirkung zugejtanden wurde“.“) Die Nichtigfeit diefer Auffafjung ließen 
fie durch ein Nechts-Gutachten des Profeffors Dr. Zöpfl bejtätigen. 

In die Winter-Monate, wo das ganze Yand durch die reaftionären 
Kundgebungen der Ritter und die maßlofen Angriffe ihres Preßorganes 
gegen die Negierung und die Landſtände in eine hochgradige Aufregung 
verjegt war, fiel der Durchzug des öfterreichiichen Exekutions-Korps nad) 
Holftein. Sein Marjch ging von Göttingen über Hildesheim und Lüne— 
burg Ddireft auf Lauenburg, wo die preußifchen Pontoniere cine Brücke 
über die Elbe gejchlagen hatten. Nur die berühmten Windiichgraeg-Dra- 
goner pajfierten die Nefidenz. Nun flammte dev Zorn der demofratischen 
Bartei noch einmal auf. Schon im Sommer, nad Abjchluß des Berliner 
Friedens vom 2, Juli, war von einer Volksverſammlung auf dem Schügen: 
hauſe beichlofjen worden, den König aufzufordern, „das ganze hannoverjche 


*) Vergl. Beichwerdeichrift von Seiten der Ritterſchaft des Fürſtentums 
Ddnabrid gegen die Königl. hannoverſche Regierung, S. 35, 38 ff., 43 fi. 
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Heer Scleswig-Holjtein zur Verfügung zu ftellen, mindeftens aber 
den Offizieren und Unteroffizieren Urlaub zu bewilligen, um in den Dienſt 
der Herzogtümer treten zu fönnen“ Im November gab jodanm die 
Annäherung der „Kriegerfcharen, welche faiferliche, königliche und fürftliche 
Regierungen entboten, Kains Thaten zu verrichten“, abermals Beran- 
lafjung zu einer politischen Demonstration. Der Wehrverein in Hannover 
beichloß eine Sturmpetition gegen deren Durchmarjch zu veranftalten. 
Ein gewiffer Tifchlermeifter Stechan lich Plakate an die Straßeneden 
kleben, worin er zur Teilnahme an der großen Bolfsverfammlung auf- 
forderte, wo dieſe beraten werden ſollte. Allein das Kommando der 
Bürgerwehr unterfagte den Wehrmännern mit ihrem Dienjtzeichen, der 
Armbinde, zu erfcheinen, und auf Anordnung der Landdroftei wurde der 
beabfichtigte Maffenzug verboten. Dr. Menjching mußte fich alſo darauf 
bejchränfen, unter einer gewaltigen ſchwarz-rot-goldenen Fahne eine Rede 
zu halten, worin er über die erfältende Novemberluft und Defterreich, 
über das Minifterium, über das Volk die Schalen feines Zornes ausgoß, 
während der unermüdliche Aöreffenfabrifant Cohen-Hohened eine Petition 
vorlag, die ihm lebhaften Applaus eintrug. In Hildesheim richtete Wein: 
hagen als Borftand des Volksvereins eine Adreffe an feine Mitbürger, 
worin er fie in ſchwungvollen Worten auf den Tag der Sühne vertröftete, 
„wo wieder cin Kelch geſchwungen werden würde, ein Kelch zum großen 
Völkerliebesmahl!“ Jetzt aber forderte er jie auf, wenn auch vielen von 
ihnen das Herz biutete, „jolchen Kriegern Gajtrecht zu gewähren, durch 
welche jelbft des eigenen Heimatlandes heiligites Recht zertrümmert wird!“ 
„Aber“, jo Heißt es weiter, „gewährt, gewährt es gern! Bewirtet jeden 
mit guter leiblicher und geiftiger (!) Speife. Laßt feinen von binnen ziehen 
ohne Herzlichen Gruß an unjere, an jeine Mitbürger in Schleswig-Hol- 
jtein. Keiner fcheide mit Mordgelüften gegen ein treues Brudervolf*)*. 

In den hannoverjchen Garnifonen Dagegen wurden die Durchziehenden 
öfterreichifchen Kameraden mit aufrichtiger Freude begrüßt. Allenthalben 
fanden ihnen zu Ehren in den Dffiziermeffen Feſtmähler ftatt. Das 
Windifchgräg-Dragoner-Negiment aber wurde vor dem Thore der Reſidenz 
von einer E3forte der Garde du Corps eingeholt und nad) dem Waterloo: 
Plag geleitet. Deren wundervolles Pferdematerial und die reiche Aus— 


*) Aufruf des Vorftandes ded Hildesheimer Bollövereins d. d. 7. Janıtar 
1851, abgebrudt in ber Hildesheimer Zeitung vom 10, Januar 1851. Ueber bie 
übrigen Borgänge vergl. Bodemeyer, a. a. D., S. 275 ff. 
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rüftung imponierte den Fremdlingen jo, daß fie fie für die hannoverſche 
„Nobel-Garde* hielten, während die Hannoveraner durch die bartlofen 
Gefichter der öfterreichifchen Reiter in Erftaunen gejegt wurden*). Abends 
gab der König den höheren Offizieren im Palais ein glänzendes Bankett, 
während die Mannjchaften in ihren Duartieren auf feine Koften vers 
pflegt wurden. 

Durch) die Hohlen Phrajen der demofratijchen Führer wurde das 
tragifche Gejchid der Herzogtümer ebenjowenig abgewandt, wie es Die 
Regierung hatte abwenden können. Am 11. Januar erflärte die Yandes- 
verjammlung ihre Unterwerfung unter die Bechlüffe des deutſchen Bundes. 
Die Armee wurde aufgelöft, die Statthalter Iegten ihre Stellen nieder 
und machten einer von Dänemark und den beiden deutjchen Großmächten 
eingejegten gemeinfamen Regierung Pla. Dann zogen am 8. Februar die 
öfterreichifchen Truppen in die Feſtung Rendsburg ein und alles war zu Ende, 

Vier Tage jpäter, am 12. Februar, trat in Hannover die Stände: 
verfammlung von neuem zuſammen. Die erfte Kammer wählte den 
Grafen Bennigfen, die zweite Windthorft — mit 38 gegen 32 Stimmen, 
die Elliffen erhielt, — zum Bräfidenten. Ob aber das Minifterium 
über eine gefchloffene Mehrheit würde verfügen können, war dennoch 
höchſt ungewiß. Stüve, der durch feine Perfönlichkeit und die Gewalt 
feiner Rede oft genug der Regierung den Sieg verfchafft Hatte, zählten 
die Liberalen bereits zu den ihrigen. Allein er dachte viel zu vornehm, 
um durch den Uebertritt zur Oppofitionspartei feinen Nachfolgern ihre 
Lage noch mehr zu erjchtweren. Bei einer Zuſammenkunft mit Graf 
Bennigfen, Lehzen und Braun in Bielefeld im Dezember 1850 hatte man 
vielmehr vereinbart, das neue Minifterium, foweit e8 ging, zu unterjtügen. 

Im Anfang nahmen die Verhandlungen einen ziemlich glatten Ver— 
lauf. Die Kammern erledigten in ruhig dahinfließenden Verhandlungen 
die in, der vorigen Diät zurüdgebliebenen Gegenftände, wie das Geſetz 
über die Zwangs- und Bannrechte, die Entfchädigung wegen der auf- 
gehobenen Grundfteuerfreiheit und andere untergeordnete Dinge. Nur 
das Schreiben der Regierung vom 15. Februar, worin fie den Ständen Auf— 
Härung über ihre Haltung in der deutfchen Frage gab, veranlaßte heftige 
Debatten. Zwar Tieß fich eigentlich gegen ihre Politik nichts einwenden. 





) Betanntlic war dem Regiment das Recht, feine Bärte zu tragen, zur Er— 
innerung an feine glänzende Attade bei Eollin als bejondere Auszeichnung ver- 
liehen worden, weil ber größte Teil jeiner Mannſchaft damals aus ganz jungen 
unbärtigen Leuten beftanden Hatte, 
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Sie betonte, daß fie jich an den Verhandlungen der am 2. September 
1850 wieder eröffneten Bundesverfammlung erjt beteiligt habe, nachdem 
ihr die feierliche Berficherung geworden jei, da zu den früheren Zu: 
jtänden und ‘Formen nicht zurücgefehrt werden ſolle. Die an fie ge- 
richtete Aufforderung zur Teilnahme an einer gewaltfamen Intervention 
in einem „benachbarten Bundesftaate im Süden des Königreichs" aber 
babe fie abgelehnt. Ebenſo jei der Regierung die Mithilfe bei einem 
bewaffneten Einfchreiten auch da angejonnen, „wo es die Entwaffnung 
eines Bolksjtammes galt, mit dem die Söhne des eigenen Landes in 
Waffenbrüderfchaft gefochten hatten“. Aber auch hier fei es ihr gelungen, 
ſich dem gehäffigen Auftrage zu entziehen. Ihre Aufgabe jehe fie in der 
Erhaltung des Friedens und in der thätigjten Mitwirkung zur Wieder: 
heritellung eines alljeitig anerfannten Rechtszuftandes in Deutfchland. 
„Das Machtverhältnis des Königreichs aber verleiht feiner Regierung 
feine jo entjchiedene Bedeutung, al3 das fonjequente Feithalten am 
Rechte nach außen und nad) innen ihr zu fichern vermag." Wenn fie 
aber Hinzufügte, daß fie, „geftärft durch eine Zuverficht, wie eben nur 
das Bewußtſein des Rechtes fie gewähren kann, inmitten der Eriegerifchen 
Nüftungen des größten Teiles von Deutjchland die jchwere Laſt der 
Mobilmahung auch jeiner Streitkräfte zu erſparen vermocht habe“; wenn 
fie für „Hannovers Beharren bei dem bejtehenden Bundesrechte, für die 
friedliche Haltung des nordweftlichen Deutjchlands* einen Anteil an der 
glüdlichen Abwendung der Kriegsgefahr in Anſpruch nahm; jo ift das 
wohl nur cum grano salis zu verftehen. 

Dieſe Erklärung genügte dem fuperflugen Lang II jedocd nicht. 
Schon am 1. März beantragte er möglichjt fchleunige und vollftändige 
Vorlegung der Aktenſtücke, ohne deren Einjicht man die Frage nicht ein- 
gehend behandeln könne. Der Gang, den die vorige Regierung in der 
deutjchen Frage genommen, jagte er, habe ihm oft „Ihränen des Un— 
muts und des Schmerzes“ erpreßt, aber jie wäre wenigſtens offen 
gewejen. Er möchte deshalb an das Minifterium die Frage richten, ob 
der einzige Unterſchied zwiſchen der jegigen und der vorigen Regierung 
nur in dem Mangel an Offenheit beitehen ſolle. Wolle das Minifterium 
die Aktenſtücke nicht vorlegen und jo die „Deffentlichfeit antaſten“; ſo 
würde nur die Apathie noch zunehmen. „Worin die Apathie beftcht“, 
rief der Nedner aus, „ich will es mit einem Worte jagen: dag man 
mit Gewalt gegen die gewaltfamen Zuftände der Gegenwart Hilfe hofft, 
nur mit einer Gewalt, die ebenjo entjchieden mit der Vergangenheit als 

10* 
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mit der Gegenwart bricht, wie die Regierungen vielfältig mit den Zu— 
jtänden des Jahres 1848 gebrochen haben*).* 

Troß diefer Deklamationen lehnte die Regierung die Vorlegung der 
Aktenſtücke ab, da fie faft ausschließlich jchwebende Fragen beträfen, und 
die Hammer ftimmte ihr zu. Ebenſo ging es einem Antrage Elliſſens, 
der, „um nicht die Heiligite Sache des Vaterlandes zu begraben“, bis auf 
weitere Mitteilungen der Regierung fic) auf das Geſuch bejchränfte, „fie 
wolle nach Kräften dahin wirfen, daß baldigjt nad) einem das Vertrauen des 
Volkes verdienenden Wahlgefege eine allgemeine deutfche Nationalverfamm- 
(ung berufen, und daß auf diefem Wege dem gänzlichen Ruin des Bater- 
landes vorgebeugt werde“. Mit großer Majorität bejchloß die Kammer, 
das Negierungsfchreiben einfach zu den Alten zu nehmen. 

Die Erregung in der Verfammlung war fortwährend groß. Am 
12. Februar war die Friſt abgelaufen, innerhalb welcher die Regierung 
in Gemäßheit des Bejchluffes der Allgemeinen Stände vom 11. Juni 
1850 ermächtigt war, die Verhältniſſe der Provinziallandichaften ohne 
weite Kommunifation zu regeln. Nun war die Ungeduld der Oppofitions- 
partei, mit der Durchführung der Organifationen auf Grund des $ 33 der 
Verfaſſung im Wege der Landesgefeßgebung weiter borzufchreiten, nicht 
mehr zu zügeln. Im der erjten Kammer jtellte Breufing, in der zweiten 
Adides den Antrag, die Königliche Regierung zu erjuchen, den Ständen 
baldthunlichit eine Vorlage über dieſe Angelegenheit zukommen zu lafjen. 
Und, um ihrer Forderung Nachdrud zu verjchaffen, fügten fie die Drohung 
hinzu, daß fie ſich bis zur fchlieglichen Erledigung der Sache zu fernerer 
Bewilligung für diefe Korporationen nicht verjtchen würde, Trotzdem 
der letzte Teil diefes Antrages offenbar im Widerfprucd zu den Be: 
jtimmungen des $ 33 ftand, der ausdrüdlich feitjegte, „da bis zu einer 
jolchen Regelung die Provinziallandjchaften in ihrer gegemwärtigen Ein- 
richtung beftehen bleiben jollten“, — fand er in der zweiten Kammer 
Anklang. Selbjt Lehzen hielt ihn nicht für verfaffungswidrig. Lang 
dagegen meinte, man wolle ja nicht drohen, fondern nur warnen, 
während Weinhagen erklärte: „Das Boll von 1848, das ſich mit den 
Opfern des Junkertums genügt habe, werde jet wahrjcheinlich ungenüg- 
jamer jein und mit Diefem Stande den gänzlichen Kehraus abermals be- 
ginnen“. Der Adicesjche Antrag wurde daher mit 41 gegen 34 Stimmen 
angenommen, 


*) Bergl. Bodemeyer, a. a. D., S. 286 ff. 
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In der erjten Kammer dagegen wurde feine einzige Stimme laut, 
die dem gleichlautenden Antrage Breufings zuftimmte, der „die Provinzial 
landichaften“, wie er fagte, „zwingen wollte, ihre Renitenz zu erwägen“. 
Das — volllommen überflüffige — „Ereitatorium“ an die Regierung 
aber wurde mit großer Majorität angenommen (18. März). 

Am nächſten Tage (19. März) gab die Geburtsfeier der Bürger- 
wehr der Bevölferung und den Ständen Anlaß, ſich nod) einmal für die 
Errungenfchaften des Jahres 1848 zu begeiftern. Ueber 1000 Wehr- 
männer marjchierten mit ihren jchwarzerot-goldenen Fahnen beim Klange 
rauſchender Muſik auf der Georgsſtraße vor den eingeladenen Kammer: 
mitgliedern vorbei. Abends war Bankett in den jchön geſchmückten Tivoli- 
Sälen. „Deutjchland über alles“ prangte in einem riefigen Transparent 
über der Eingangsthür, und durch alle Feitreden und Toaſte Hang der 
Stolz, daß Hannover fich feine März-Errungenjchaften zu erhalten gewußt 
habe, und die Hoffnung auf den baldigen Ausbau der Verfaffung durch 
Inslebenführung der Drganifationen. 

Der Haß gegen den wieder erjtandenen Bundestag gab fich dagegen 
bei jeder Gelegenheit fund, titulierte doch die Zeitung für Norddeutic- 
land gelegentlich die dort beglaubigten Geſandten „Ejchenheimer Gafjen- 
buben“. Im Dftober 1850 Hatte das Schatfollegium fich berufen 
gefühlt, dem Königlichen Gejamt-Minifterium einen „Vortrag und Ver- 
wahrung“ zu überreichen. Es war die Zeit, wo in Frankfurt die Ent- 
jcheidung auf des Mejjers Schneide ftand, wo Detmold dem verhängnis- 
vollen Bundesbejchluß vom 21. September zugeftimmt Hatte. Das 
Kollegium hielt jich daher auf Grund des $ 181 *) des Landesverfaffungs- 


*) 8 181. Die Rechte des Bundes auf die Umverleglichleit diefer Verfaſſung 
find von der allgemeinen Stände» Berjammlung bei dem Könige und nötigenfalls 
bei der beutfhen Bundes. Berfammlung wahrzunehmen. Wenn aber die in dieſer Ber- 
fafjungsurfunde begründete landſtändiſche Verfaſſung auf verfajjungswidrige Weije 
aufgehoben wurde, wozu namentlich aud) der Fall gehört, wenn die Stände» Ber- 
fammlung nicht zu der Zeit, wo dies verfafjungsmäßig geichehen muß, zufammen 
berufen wärbe; fo ift dad Schaplollegium verpflichtet, den König um Nufredht» 
haltung jener Berfaffung und um fchleunige Berufung der in Gemäßheit derjelben 
beftehenden Allgemeinen Stände» Berfammlung zu bitten, und wenn dieſer Schritt 
erfolglos fein follte, den Schuß des deutichen Bundes für bie aufgehobene Iand- 
ftänbifche Verfafjung anzurufen. An der Ausübung diefer Amtspflicht des Schap- 
follegium8 nehmen die vom Könige ernannten Mitglieder besjelben feinen Anteil, 
und die Funktionen des Bräfibenten werben dabei von dem im Dienftalter am 
höchſten ftehenden, von ben Ständen erwählten Schaprat verſehen. 
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Geſetzes „dringend verpflichtet, da8 Land und die allgemeine Stände- 
Verſammlung gegen alle etwa aus dem in Frage ftehenden Beichluß 
vom 21. v. Mts. und deſſen Motiven auch unferer Berfaffung drohenden 
Nachteile hiermit feierlichjt zu verwahren“. 

Es bedarf kaum des Beweijes, daß das Kollegium die Berechtigung 
zu einem Vorgehen, jo patriotifch es fein mochte, nur aus einer künſtlich 
hergejuchten Interpretation des gedachten Paragraphen herleitete. Mit 
Recht wandte das Minijterium ein, daß der Bundesbeichluß vom 21. Sep- 
tember, wenn in ihm auch wirklich eine „Jichtbare und unmittelbare Ge— 
fahr auch für unfere Landesverfaffung“ läge, wie die Eingabe lautete, 
„erjt durch die bislang nicht vorhandene Königliche Verkündigung desjelben 
die im $ 2 des Landesverfafjungs-Gejeges näher ausgedrüdte Bedeutung 
für das Königreich erlangen würde“. Cs könne alfo in dem Vortrage 
„nur eine Beſchwerde über eine vermeintlich mangelhafte Regierungs: 
maßregel erblicken“, zu deren Entjcheidung allein die allgemeine Stände- 
Verſammlung berufen jein würde.“ 

Als diefe Angelegenheit am 26. März auf der Tages-Drdnung der 
eriten Kammer jtand, mißglüdte der Verſuch, dem Schatfollegium eine 
Anerkennung für fein Vorgehen auszufprechen, vollſtändig. Mit allen 
gegen jieben Stimmen wurde der Uebergang zur einfachen Tages-Ord- 
uung bejchlofjen. 

Anders in der zweiten Kammer. Hier jtellte Zang II den Antrag, 
der Königlichen Regierung zu erflären, dat die Stände die feiner Zeit 
„gegen den „jogenannten“ Bundesbeihluß vom 21. September v. 3. 
eingelegte feierliche Verwahrung fic aneignen und ihrerfeit3 wiederholen“. 
‚ Bei der Debatte, die mit der äußerſten Leidenjchaftlichkeit geführt wurde, 
juchten die Redner der DOppofition die Rechtsfrage gänzlich beifeite zu 
jchieben. Dem Schagfollegium, das aus Patriotismus für das „ver- 
fafjungsmäßige“ Verhalten der kurheſſiſchen Unterthanen eingetreten war, 
jtreuten fie mit vollen Händen Weihrauch. Wergeblich fette Stüve aus: 
einander, daß man in Hannover niemals einen ftändischen Ausſchuß ge- 
wollt habe, der nur zu leicht an die Stelle der Regierung oder der Stände 
jelbjt trete, daß man gerade deshalb die Befugniſſe des Schatzkollegiums 
jo jehr bejchränft habe. Vergeblich erklärte der Miniſter Lindemann, die 
Negierung erfenne die Uusnahmegefege des Bundes vom 28. Juni 1832 
nicht an, habe alfo genau das gethan, was das Schapfollegium gewollt 
habe; die Kammer erhob in namentlicher Abjtimmung den Langjchen Ans 
trag mit 39 gegen 32 Stimmen zum Beichluß. Das Jubelgejchrei, 
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welches die Oppofition über diefen Sieg erhob, fam indes zu früh. Als 
am 28, März der Beichlug auf der Tages-Drdnung der 1. Kammer 
ſtand, ſprach der Minifterpräfident von Münchhaufen den Wunfch aus, 
die Verhandlung einftweilen auszujegen. Er werde mit einer Auflöfung 
der zweiten Sammer antworten müffen, fagte er, wenn die erjte fich 
deren Beichluß zu eigen machte. — Dem wollte man jich natürlich nicht 
ausjehen, da man der Stimmung des Landes feineswegs ficher war. 
Man verwies daher den Antrag an eine gemeinjchaftliche Kommiſſion, 
wo er während der Vertagung begraben wurde, 

Noch einmal, als bei der Beratung des Budgets die „Ausgaben zu 
Zweden des deutfchen Bundes“ auf der Tagesordnung ftanden, machte 
Jich der Zorn der Liberalen in maßlofen Ausfällen gegen „die angemaßte 
Gewalt der fich jo nennenden Bundesverfammlung* Luft. Elliffen erflärte 
deren Anſpruch, das höchſte gejeßgebende und vollzicehende Organ für 
Deutjchland fein zu wollen, für „reine Ufurpation“. Bueren behauptete, 
der deutjche Bund jei von Anfang an rechtswidrig gejchloffen, weil man 
damals die Völker nicht zugezogen habe. Land und Leute jeien damals 
verſchachert und Völker wie das liebe Vieh verhandelt und vertaufcht. 
Kurz, die Angriffe wurden jchlieglich jo unflätig, daß Stüve ſich erhob, 
um an den Bräfidenten die Anfrage zu richten, ob es gejtattet jei, die 
in unferer Berfaffung und von der Regierung als rechtlich bejtehend an- 
erfannte Bundesverfammlung auf ſolche Weife anzugreifen. Dennod) 
wurde der Langjche Antrag, die Ausgabepofition „nur unter der Er: 
wartung zu bewilligen, daß die Regierung mit allen ihr zu Gebote 
jtehenden Mitteln bei der Gentralgewalt auf Verwirklichung der verheißenen 
Repräjentation des Deutjchen Volkes hinwirken werde“, jajt einjtimmig an— 
genommen.*) 

In allen anderen Fragen dagegen zeigten jich die Stände weit ent 
gegentommender, als die Regierung erwartet hatte. Bei den Verhand- 
(ungen über die Städte-Ordnung im vorigen Jahre hatte fie gegen ver- 
ſchiedene Punkte, namentlich gegen die Art und Weiſe, wie die Magijtrats- 
mitglieder gewählt werden jollten, Einwendungen erhoben und fie in einer 
Erklärung vom 19. Juli 1850 niedergelegt. Jetzt erklärten fie ſich faft 
ohne Widerfpruch für die Wiederherjtellung der damals abgelehnten Re— 
gierungs=-Anträge. Insbefondere waren fie damit einverftanden, dab be— 
joldete Magiftratsmitglieder auf Zeit nicht zugelaffen werden jollten. 


*) Bodemeyer, a. a. O., ©. 315 ff. 
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Um 29. März wurde das lang erwartete Regierungsfchreiben, die 
Reorganijation der Provinziallandichaften betreffend, den Ständen vor= 
gelegt. Nachdem am 13. die letzte Erwiderung eingegangen war, hatte 
das Minijterium des Inneren innerhalb vierzehn Tagen einen Plan aus- 
gearbeitet, von dem es hoffte, daß er allgemeine Billigung finden würde. 
Zwar ging das Schreiben über „das von allen Landichaften behauptete 
Zuftimmungsrecht“ kurz und entjchieden hinweg. Leber die Befugnis der 
allgemeinen Gefeßgebung, die Rechte der Provinziallandfchaften zu regeln, 
fei im Schoße der Regierung und der Kammern niemals Zweifel gewefen. 
Die Regierung hielt e8 vielmehr „mit der heutigen Stellung und Be— 
deutung des fouveränen Staats für unvereinbar, in fich eine außerhalb 
des Einflufjes jeiner gejeggebenden Gewalt ftehende jtaatliche Einrichtung 
zuzulaſſen“. Allein jonjt juchte fie zwifchen den Anfprüchen der Land— 
ichaften und den ihrigen möglichjt zu vermitteln. Auch gingen ihr die 
Stüvefchen Grundzüge entjchieden zu weit. Sie war vielmehr bereit, in 
bedeutende Modifilationen zu willigen. Namentlich war der Begriff des 
großen Grundbefiges darin viel zu allgemein gefaßt. Sie wollte den- 
jelben an einen durch die Statuten der einzelnen Landjchaften feſtzu— 
jtellenden Genfus binden. Ebenjowenig hielt es Münchhaufen für ange: 
mefjen, die Abgeordneten der Landgemeinden — je zwei Aemter jollten 
einen größeren Grumdbejiger und einen jonjtigen unbejcholtenen Einwohner 
wählen — ausjchlieglih von der Amtsverſammlung wählen zu laſſen. 
Er jah überhaupt in Stüves Organifationsplänen „eine Ueberſchätzung der 
vorhandenen Befähigung unſeres Landes zum self-government*. Deshalb 
wollte er die Wahlen der größeren Grundbeſitzer durch dieſe jelbit, die 
der ſtädtiſchen Abgeordneten durch Magiitrats- und Stadtverordnete vor— 
nehmen lafjen. Gegen den Vorſchlag einer gejchlofjenen Korporation der 
größeren Grumdbefiger verhielt er jich dagegen ablehnend. Ebenſo hielt 
er deren Streben nach einer möglichjt jelbjtändigen, von der Einwirkung 
der Landdrofteien freien Gejchäftsordnung für unzuläffig. Noch weniger 
fonnte die Negierung auf die Protejte der diffentierenden Ritterjchaften 
Nüdficht nehmen, wenn fie nicht alles feit drei Jahren Gejchaffene wieder 
umftoßen und das Land den jchwerjten Erjchütterungen ausjegen wollte, 
Und dazu hatten weder Münchhaufen noch der alte König die geringite 
Neigung. 

Die Vorlage wurde aljo an eine Kommiſſion von je fieben Mit- 
gliedern beider Kammern verwiefen. Dann vertagten ſich die Stände 
vom 4. April bis 8. Mai, um ihr Zeit zur Bearbeitung zu geben. Im 
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Lande fand der Organijationsplan fait allgemeine Beiſtimmung. Man 
jah darin eine Rückkehr zu mehr fonfervativen Grundfägen. Und wenn 
ſich jpäter auch eine AMenderung der Wahlen zur erjten Kammer im Sinne 
de3 in den PBrovinziallandfchaften feftgeitellten Begriffs vom großen 
Grundbefig nötig machte, jo war das eher ein Gewinn ald ein 
Nachteil. 

Die Adel3-Storporationen dagegen gerieten über das Vorgehen des 
Minifteriums in die heftigfte Bewegung. Schon am 2. April, vor dem Aus- 
einandergehen der Ständeverfammlung, übergab die Calenberg-Gruben— 
hagenſche Ritterjchaft eine feierliche Protejtation „gegen die Rechtsgiltigkeit 
der von der Königlichen Regierung ihr vorgelegten Geſetz-Entwürfe.“ Sie 
behauptete, daß „noch im $ 82 des Landesverfafjungsgejeges vom 2. Auguſt 
1840 das Zuftimmungsrecht der Provinziallandichaften zur Erlaſſung, 
Wieder-Aufhebung und Abänderung aller Brovinzialgejege ausdrüdlich an- 
erfannt jei”. Deshalb fei eine Abänderung diejer Bejchlüffe durch den 
ohne provinziallandfchaftliche Genehmigung erlaffenen, alfo jedenfalls 
ungiltigen $ 33 des Gejeged vom 5. September 1848 weder beab- 
Jichtigt noch herbeigeführt. 

Die andern Ritterjchaften folgten diefem Beiſpiel. Am 12. April 
beichlofjen die lüneburgiſchen Ritter, dem Könige durch eine Deputation 
ihre Bejchwerden vortragen zu laſſen und eine permanente Kommiſſion 
„zur Wahrung der verfaffungsmäßigen Rechte der Landſchaft“ zu beftellen. 
Aehnliche Beichlüffe fahte die Bremen- und Verdenſche Landichaft, — die 
aber nur das Organ der ritterfchaftlichen Majorität war. Endlich er- 
liegen Landrat v. d. Deden und Juftizrat v. d. Decken ein Ausjchreiben 
an ſämtliche Ritter zu einer perfönlichen Zufammenfunft in Celle am 
23. April. Dort einigte man fich dahin, in allen Ritterjchaften, und wo 
es anginge Landfchaften, Ausschüffe zu bilden, „um alle gejeglichen Schritte 
zur Verteidigung der bedrohten Nechte zu thun“. Auch follten fich die 
Landtagsmitglieder verpflichten, an der Vertretung in dem neuen Pro— 
vinziallandichaften fich weder aftiv noch pajfiv zu beteiligen. 

Ale Immebdiatvorftellungen, ſowohl bei dem Minifterium wie bei 
dem Könige Hatten jedoch feinen Erfolg. Zwar war dem alten Tory 
der Gang, den er im feiner inneren Bolitif in den legten Jahren not- 
gedrungen hatte einschlagen müfjen, jelbit nicht ſympatiſch, aber er war 
durch jein Wort gebunden. Den Deputationen der Ritterjchaften geſtand 
er offen, wie er Zeit feines Lebens bewiejen hätte, daß er ſtets nur ihre 
Anfichten verfochten, daß er auch Heute noch ihre Beſchwerden für be- 
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gründet und richtig halte. „Aber ich fann Euch nicht Helfen”, jagte er, 
„Ihr habt mich im Jahre 1848 verlaffen — diejes find die Folgen.“ *) 

Am 31. Mai nahm die erjte Kammer die Regierungs-Propofitionen 
nach mehrtägiger Debatte fat ohne Widerfpruch an. Nur der Schagrat 
von Bothmer bejtritt die Kompetenz der Stände-Berfammlung und erklärte, 
an der ferneren Beratung nicht teilnehmen zu können. 

In der zweiten Kammer dagegen entbrannte ſowohl bei der zweiten, 
wie bei der dritten Beratung der Vorlage am 15. und 23. Mai ein 
heftiger Prinzipienfampf. Stüve wollte die allgemeine Herftellung der 
Provinzialftände bis nach der Durchführung der Verwaltungs-Organi- 
jationen verfchieben, und eine Einrichtung jchaffen, „welche im ſtande wäre, 
die Stelle der Provinziallandfchaften proviforijch bis zur Herftellung einer 
den Bedürfniffen entjprechenden Provinzialverfaffung auszufüllen“. Allein 
jein — etwas komplizierter Vorjchlag **), der den Zweck verfolgte, die Ein- 
führung der Berwaltungs-Organifationen von dem Streit über die Provinzial: 
landfchaften unabhängig zu machen, fand im Ausschuß feinen Anklang. Einen 
ähnlichen Verlauf nahm die Angelegenheit in der Kammer jelbjt. Der Antrag 
Langs, das Grundprinzip der Vorlage wiederherzuitellen, wonach auch) 
die Vertreter der größeren Grundbefiger von der Amtsverfammlung ge: 
wählt werden und jeder wählbar fein jollte, der die Vermögens-Uuali- 
fifation zur erften Sammer bejäße, wurde in namentlicher Abjtimmung 
abgelehnt. Selbft die äußerte Linke, Weinhagen, Bueren, Gerding u. a., 
ftimmten dagegen. Stüve aber fam auch in Bezug auf die Behandlung 
der DOrganifationen mit den Miniftern immer in Widerſpruch. „Ich halte 
die Selbftregierung für das Wefen der Sache”, erwiderte er Münchhaufen 
auf dejjen Einwürfe. „Ich erblide vielmehr in der gegenwärtigen Richtung 
der Regierung eine große Gefahr“, eine Anficht, die er in einer weit» 
läufigen, dem Minifterpräfidenten überreichten Denkſchrift“**) noch weiter 
ausführt. Seine Stellung zu dem Minijtertum wurde dadurch immer 
unhaltbarer. Außer jtande, das lettere zu unterftügen, war er nicht ge- 
willt, mit der DOppofition zu jtimmen, und legte, bevor die Debatten 
über einzelne untergeordnete Punkte, die ſich jaft noch 14 Tage mit 
Heftigkeit Hinzogen, zu Ende waren, jein Mandat nieder (15. Juni). 
Am 21. Juni genehmigte die Kammer jodann das Provinziallandichafts- 
gejeg nad) den Vorjchlägen der Regierung. 

*) Malortie, a. a. O., S. 174. 


*) S. benjelben in Oppermann, a. a. D., II. Zeil, ©. 355 ff. 
***) 5, diefelben auszugsweife in Oppermam, a. a. O., II. Zeil, ©. 345 fi. 
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Nachdem die Stände noc einige andere Vorlagen von untergeord- 
neter Bedeutung — den Bejoldungs-Etat der künftigen Verwaltungs- 
Hemter und Amtsgerichte, das Staatsdienergejeß, den Gefegentwurf das 
Disciplinarverfahren gegen Richter betreffend u. a. — erledigt und das 
Budget genehmigt hatten, wurden fie am 3. Juli vertagt. 

Dem alten König wurde die Vollziehung des Geſetzes über Die 
Provinziallandichaften außerordentlich fchwer, ja er vermied es augen: 
jcheinlich, über die Angelegenheit aud) nur zu reden. Erjt am 31. Juli 
erließ er ein Nefkript, worin er den Ritterfchaften aufs neue zu erkennen 
gab, „wie Wir zu jeder ınit der Rückſicht auf das ganze Land verträglichen 
Beachtung ihrer Wünsche bereit find“, zugleich aber die Erwartung aus- 
ſprach, „daß ſie im richtigen Verſtändnis der Zeit eine Feitigung der 
öffentlichen Zuftände nicht im Widerjtreben gegen das von Uns nad) 
reiflicher Ueberlegung als notwendig Erfannte juchen, vielmehr in der be- 
vorjtehenden Erweiterung des Wirkungskreiſes der Landjchaften nur einen 
dringenden Grund finden werden, ihre Thätigfeit den Landjchaftlichen 
Angelegenheiten mit verdboppeltem Eifer zuzumenden.“ 

Am nächjten Tage, den 1. Auguſt 1851, unterzeichnete er ſodann 
mit ſchwerem Herzen das lang erwartete „Geſetz, die Reorganiſation der 
Brovinziallandichaften betreffend“; aber er fürchtete förmlich jeine Ent- 
ſchließung durch die Zeitung fundzugeben. Erjt Anfang September wurde 
es publiziert. 

Die Schwierigfeiten des Minifteriums wurden durch jeine Stellung 
“zu den beiden deutfchen Grogmächten noch vermehrt. Seit der Kündigung 
des Dreifönigsbündnifjes waren die Beziehungen zu Preußen äußerjt 
gejpannt. Sogar der diplomatijche Verfehr war jeit Monaten unter: 
brochen. Dem Fürften Schwarzenberg aber war die liberale Berfafjung 
des Königreich ein Dorn im Auge. Im Frühjahr 1851 gelangten aus 
Wien gewiffe Andeutungen nad) Hannover, daß man die Negierungs- 
fähigkeit des Kronprinzen nur unter der Vorausfegung der Einjegung 
eines fonfervativen Minifteriums anerfennen werde. Dffenbar hatte Graf 
Platen als Mitteldmann der Ritter das öjterreichijche Kabinett zu dieſem 
bedenflichen Schritte bewogen, und um den Eindrud diefer Ankündigung 
zu verjtärfen, meldete er, Manteuffel habe dem Fürſten Schwarzenberg 
erklärt, er halte die hannoverſche Politik für verderblich. 

Der König aber war nicht der Mann, ji) von außen Her in 
jeine innere Politit Hineinreden zu laſſen. Selbjt die Rüdjicht auf die 
Zufunft feiner Dynastie konnte ihn nicht veranlafjen, von dem Programm 
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abzumeichen, defjen Innehaltung er im März 1848 gelobt hatte. Noch 
weniger war Münchhaufen geneigt, die Zuficherungen zu verleugnen, Die 
er damals im Namen feines Monarchen der Bevölkerung gemacht hatte. 
Auch wußte er aus den Berichten Scheles, daß das Einvernehmen zwiſchen 
Defterreih und Preußen durchaus nicht fo innig war, wie Platen es 
darjtellte.*) Die Abficht des Wiener Kabinetts, feinen Nebenbuhler durch 
Sprengung des Zollvereins noch mehr zu ifolieren, trat immer deutlicher 
hervor. Da fam ihm von einer Seite Hilfe, wo man es am allerwenigjten 
erwartet hatte. Dem politifchen Scharfblid Ernſt Auguft3 waren 
die Vorteile, welche die augenblidliche Situation bot, nicht entgangen. 
Schon waren die ſüddeutſchen Königreiche mit der Syorderung von Schuß- 
zöllen hervorgetreten, und es ließ ſich vorausjehen, daß Preußen fie nur 
dann am Bunde würde feithalten können, wenn es ihm gelang, dem Zoll 
verein den lange erjehnten Zugang zur Nordfee zu verjchaffen. Zu Ans 
fang der Dresdener Konferenzen hatte das Berliner Kabinett bereits jeinen 
dringenden Wunjch, zu einer Zoll-Einigung zu gelangen, zu erkennen ge- 
geben, und daß es im feiner jegigen Lage zu größeren Zugejtändnifjen, 
wie je zuvor, bereit fein würde, durfte man mit Beitimmtheit erwarten. 
Der Finanzminister von der Heydt hatte nämlich in Erfahrung gebracht, 
daß die hannoverjchen Stände, um das infolge der neuen Organijationen 
zu erwartende Deficit von 500000 Thlr. zu deden, eine Erhöhung der 
Eingangs-Abgaben für Kaffee, Zuder, Tabak und Wein auf Süße be- 
willigt hatten, die denen des HZollvereins nahe famen. Der Plan war 
aber an dem von dem preußischen Gejandten Grafen Yfenburg genährten 
Widerfpruch Oldenburgs gejcheitert. So lagen die Dinge zur Zeit des 
Miniftermwechjels. Heydt aber wuhte, wie geſpannt das Verhältnis zwijchen 
Münchaufen und dem Fürjten Schwarzenberg war. Er hielt daher den 
Augenblick für günftig, um den Zollanfchluß zu Wege zu bringen und 
entjandte den General Grafen Noftit im Dezember 1850 nad) Hannover, 
um vertraulich das Terrain zu jondieren. Deſſen Berichte lauteten aber 
nicht jehr ermutigend. Er meinte, offizielle Schritte fünnten nur jchaden. 
Die mahgebende Adelspartei, jo fchrieb er, jei durchweg öfterreichifch ge- 
ſinnt umd jeder Annäherung an Preußen abgeneigt; das Publikum aber 
ohne Ahnung von den Vorteilen, die diefes gewähren konnte und — 


*) „C’est surtout la politique observ&e par le gouvernement Prussien qui 
deplait au Prince“ (Echwarzenberg). (Kabinettsrat von Schele an den König 
d. d. 19, Mai 1851.) 
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mußte. Zum Unglüd noch ſei der Steuerdireftor Klenze, die in diefen 
Dingen maßgebendſte PBerfönlichkeit, zur Zeit in Dresden. Noftit riet 
daher, Delbrüd, der ſich auch dort befand, zunächft vertraufich mit diejem 
jprechen zu laſſen. Infolgedefjen begannen die beiden Männer im Anfang 
des folgenden Jahres (1851), fich in aller Stille auseinander zu ſetzen. 
Klenze war vorurteilsfrei genug, um einzufehen, daß bei der großartigen 
Entwidlung der Verfehrs-Anftalten, Seehäfen und Eifenbahnen fich die 
tolierte Stellung Hannovers, die Theorie feines bloß aderbaulichen Be— 
rufs nicht mehr aufrecht erhalten ließ. Seine günjtige Lage am Meere, 
jeine Flüffe und feine Eifenbahnen wiejen darauf Hin, der bedrüdten und - 
beengten Lage der Induftrie mehr Aufmerkjamkeit zu ſchenken und auf 
eine Erweiterung des Marktes Bedacht zu nehmen. Aber der Hannoverjche 
Unterhändler verfannte darum die Vorteile feiner Lage nicht, und es ge— 
lang ihm, Delbrüd zum Zugejtändnis eines Präcipuums zu bewegen, 
was die preußiiche Regierung bis dahin Hartnädig verweigert hatte. 
Allein der Unterhändler jcheint fich an der Höhe der Forderung geſtoßen 
zu haben. Klenze wandte fich daher direft an den Minifterpräfidenten von 
Manteuffel und verlangte in einer Eingabe vom 26. April 1851 einen 
Erſatz des Einnahme-Ausfalles im Betrage von 900000 Thlen. — 

Bei der politischen Wichtigkeit der Sache jchredte diefer vor feinem 
Dpfer zurüd. Auch auf der unveränderten Annahme der ſämtlichen 
preußischen Tarife und einer Nachfteuer beftand er nicht. Delbrüd erhielt 
Vollmacht, abzujchliegen, und im Mai fam in Görlig ein VBertrags-Ent- 
wurf zuftande, der Anfang Juli in eine neue Form gebracht und Noftik 
mit der Anweifung überfandt wurde, nunmehr amtliche Verhandlungen 
mit Hannover einzuleiten. 

Der bisherige über alle Erwartungen glüdliche Verlauf derjelben 
gab dem König Ernſt Auguft Hoffnung, an Preußen einen Rüdhalt 
auch gegenüber der bedrohlichen Einmiſchung Defterreih in die Thron- 
folgefrage zu gewinnen, hatte es doch vor acht Jahren die ausdrücliche 
Zuficherung gegeben, daß es beim Regierungswechjel den blinden Kron- 
prinzen unterjtügen würde, falls ſich Hannover dem Zollverein anfchlöfie 
(©. 0.1. Teil, ©. 474). Er bemühte ſich daher, durch ausgefuchte Aufmerkſam— 
feiten das alte freumdichaftliche Verhältnis zu dem preußifchen Königs— 
hauje wieder herzujtellen. Am 28. März erließ er an den General von 
Prittwig, Kommandeur des Garde-Korps, ein in den jchmeichelhaftejten 
Ausdrüden abgefahtes eigenhändiges Schreiben, worin er „als preußifcher 
General” ihm und feinen Truppen feine völligfte Anerkennung über ihr 
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mufterhaftes Benehmen im Felde umd im Frieden ausſprach. Die Kunde 
von dem Tode des Oberfammerherrn Fürjten von Sayn-Wittgenftein im 
April aber gab ihm Beranlaffung, einen Flügel-Adjutanten zur Teil 
nahme an der Trauerfeier nach Berlin zu entjenden und durch ihn dem 
Könige ein Kondolenzjchreiben zukommen zu lafjen. Und als er erfahren 
hatte, daß der König von Preußen der auf den 2. Mai feitgefegten 
Taufe jeines Großneffen, des am 17. März geborenen Sohnes des Groß— 
herzogs von Medlenburg- Schwerin, beivohnen würde, begab er fic troß 
jeiner fichtlih zunehmenden Altersjchwäche gleichfalls dahin. Die Be- 
grüßung der beiden Fürſten, die fich jeit dem August 1848 nicht gejehen 
hatten, war eine äußerft herzliche und die zeitweilige Trübung des 
langjährigen guten Einvernehmens vergefjen. Ja, auf dringenden Wunſch 
jeines königlichen Neffen entjchloß ſich Ernft Auguft, ftatt nach Hannover 
zurüdzufehren, mit ihm zunächſt nach Charlottenburg zu fahren, 
um auch die Königin zu begrüßen. Auf der Reife ſowohl, wie am preu— 
Biichen Hofe wurde der greife Monard) mit Aufmerffamfeiten aller Art 
überhäuft. Eine befondere Freude aber machte es ihm, als er auf dem 
jeftlich gefchmüdten Bahnhofe zu Nauen die beiden dort garnifonierenden 
Schwadronen des 3. Hujaren-Regiments, defjen Chef er war, in Parade 
aufgeſtellt ſah. 

Am 9. Mai abends traf der König wieder in Hannover ein. Bei 
ſeiner Ankunft gab ſich die ungeheuchelte Liebe der Bevölkerung zu ihrem 
ehrwürdigen Landesherrn in unzweidentiger Weiſe fund. Aus einem der 
verhaßteſten Fürjten Deutjchlands war er der populärfte geworden. Er allein 
hielt an den Verſprechungen, die er im Jahre 1848 gegeben hatte, unverbrüch- 
(ich feſt. Er Hatte, zu einer Zeit, wo alle Throne wankten, das Land durd) 
die Stürme der Revolution mit ficherer Hand hindurchgejteuert, und Die 
provinziallandjchaftliche Vorlage, die foeben an die Stände gelangt war, 
gab jeinen Unterthanen die Gewähr, daß er für die reaftionären Ein- 
flüfterungen der Adelspartei unzugänglid) war. Eine nach) Taufenden 
zählende freudig erregte Menge belebte daher den weiten Pla vor dem 
Bahnhofsgebäude. Wie er heraustrat, um in feinen Wagen zu jteigen, 
wurde er mit braufendem Hurrah empfangen, und der Jubel wollte fein 
Ende nehmen, al3 er durc die wogende Volksmaſſe davon fuhr.*) 

Am 5. Juni trat der König in fein 81. Lebensjahr. Diesmal hatte 
man zur Geburtstagsfeier ganz ungewöhnliche Zurüftungen gemacht. Eine 


*) Die Erzählung biefer Vorgänge it nah Malortie, a. a. D., ©. 175 ff. 
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große Zahl fremder Fürftlichkeiten gaben jich in Hannover ein Rendezvous, 
um ihre Glückwünſche perjönlich zu überbringen.*) Den König von 
Preußen, der am 4. eintraf, empfing der alte Ernft Auguft ſelbſt am 
Bahnhof und gleitete ihn in feine Gemächer. Am Abend machten zu- 
nächjt die Harzer ihre „Aufwartung“. In langem Zuge, die Hütten: 
arbeiter voran, denen die Bergleute mit ihren Schwarzen Schurzfellen und 
Srubenlichtern folgten, in der Mitte die Mufif, darauf die Puchjungen 
und endlich die Fuhrleute in weißen Kitteln, marjchierten fie nach dem 
‚sricderifenplage. Dort ftellten fie fi) vor dem Schloffe auf, von wo 
aus ein Peitjchengruß der Fuhrleute, dem ein Lied der Bergleute folgte, 
zu den hellerleuchteten Fenſtern herauffchallte. Der König war tief ge- 
rührt. Eine Deputation, die im Harzer Dialeft eine Anrede an ihn 
richtete, erinnerte er an die Zeit von 1813, wo er gekommen jei, das 
Land von der Fremdherrſchaft zu befreien. „Das kann ich Euch jagen“, 
erwiderte er ihnen, „ich Hatte mir feit vorgenommen, daß, wenn es Die 
Notwendigkeit erheifchte, mich zu verteidigen, ich mich nach dem Harze 
zurüdgezogen haben würde, fejt überzeugt, dort Arme und Herzen ge- 
funden zu haben zu meiner Unterftügung“. 

Mit einem großen Zapfenftreich, einem brillanten Feuerwerk und 
einer glänzenden Illumination der Stadt jchloß der Tag. Am Geburts: 
tage ſelbſt ertönte jchon früh fejtliches Geläute von den Türmen. Gelb- 
weiße Fahnen und Flaggen flatterten aus allen Häufern und im ben 
Straßen wogte eine fejtlich gefleidete Menge auf und ab. Mittags war 
große Parade in der Herrenhäujer Allee, die der greife König zu Pferde 
abhielt, dann Korfofahrt durch die Königlichen Gärten, und nachher fand 
große Familientafel zu Ehren der fürftlichen Säfte ftatt, bei der der 
König von Preußen die Gejundheit des hohen Gajtgebers ausbrachte. 
Der König dankte in bewegten Worten. Die Gegenwart jo vieler deutjcher 


*) Malortie (S. 152 ff.) zählt folgende Fürſtlichleiten auf, die an den TFeftlich- 
feiten teilnahmen: Der König von Preußen, deſſen Schweiter, die verwitwete Grof- 
herzogin von Medienburg- Schwerin, die Prinzen Karl und Friedrich von Preußen, 
die Königin Ludwig von Bayern, der Kurfürft von Heſſen, der regierende 
Großherzog don Medlenburg-Strelig nebft Gemahlin und der Erbgroßherzog, 
der Großherzog von Oldenburg, der Fürft von Schwarzburg- Sonderähaufen, der 
Prinz und die Prinzeffin Friedrich der Niederlande, der Erbprinz zu Schaum- 
burg=Lippe, die Brinzeffinnen Agnes und Maria von Anhalt» Defjau, der Erb- 
prinz und der Prinz Julius von Bentheim, der Prinz von Schleswig - Holftein- 
Sonderburg-Glüdäburg und die Prinzen Mlerander und Bernhard zu Solms 
Braunfels, 
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Fürſten gab ihm Anlaß, „auf den Frieden, die Einigkeit und die Stärfe 
Deutichlands“ zu trinken. „Sch kann verfichern“, jo durfte er mit Recht 
jagen, „daß von dem Moment an, wo ich als König in das Land ge: 
fommen bin, ich jtets dahin gejtrebt habe, Deutjchland einig und Fräftig 
zu machen, denn ich habe die Lleberzeugung, daß, wenn es nur einig 
bleibt, es fein ftärferes Land in Europa geben kann als Deutfchland“.*) 

Eine Feitvorjtellung im Hoftheater, eine abermalige Jllumination 
und eine große Cour im Rejidenzichloffe, an der etwa 800 Perſonen 
teilnahmen, bejchlojfen die Geburtstagsfeier, — Die die letzte jein follte, 
die der König erlebte. 

Bei dem jetzigen freundjchaftlichen Verhältnis zwifchen Preußen und 
Hannover nahmen die Zollverhandlungen einen rajchen Fortgang. Schon 
am 11. August erfolgte der vorläufige Abſchluß. Die hannoverjche Re— 
gierung hatte jedoch nad, einige Bedenken untergeordneter Art. Sie 
fürchtete die Vertenerung des Eifens für die aderbauende Bevölkerung 
und die Erhöhung der Tarifzölle für die eben beginnende Baumwoll-⸗ 
industrie. Da fam der König von Preußen auf der Durchreife nad) 
Hohenzollern am 15. Auguſt abermals mit großem Gefolge in Hannover 
an. Auch der Minifter- Präfident von Mantcuffel befand ſich in feiner 
Begleitung. Nun wurden die legen Schwierigfeiten ſchnell befeitigt. 
Manteuffel gab die geheime fchriftliche Zuficherung an Münchhauſen, daß 
Preußen alle möglichen Anstrengungen machen würde, um die Zölle auf 
Eijen berabzujegen. Dann wurde am 16. Auguft abends 8 Uhr die 
Punktation mit den Separat-Artifeln unterzeichnet. Der König Friedrid) 
Wilhelm war ſchon am Abend vorher mit einem Ertrazug weiter ge: 
fahren. Gegen Ende des großen Diners, das ihm zu Chren im 
Schloſſe des Georgengartens jtattfand, erhob fich Ernſt Auguft, um die 
Sejundheit jeines hohen Gaſtes auszubringen. „Er müſſe allerdings zu— 
geben“, jagte er, „daß die Negierungstähigfeit des blinden Kronprinzen 
einigem Zweifel unterliege. Um jo danfbarer fei er daher feinem Freunde 
und Verwandten, daß er ihm verjprochen habe, er wolle feinen Sohn dem— 
nächſt auf dem Throne jtügen und befehirmen“ — und der König von 
Preußen nicte zuftimmend mit dem Stopfe.**) 


*) Malortie, a. a. O., ©. 180 ff. 

*+) Mitteilung des damaligen Oberhofmeiiterd von Meding an feinen Neffen, 
den Fürſtlich-Lippeſchen Hofmarſchall a. D. von Meding, dem ich diefe Einzelheiten 
verdanke. 
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Am 6. September reiften die Minifter nach Berlin, wo am 7. die 
Unterzeichnung des definitiven VBertragsinitruments erfolgte. Die Rati— 
fifation fand am 11. September jtatt. Natürlich blieb die Genehmigung 
der Ständeverfammlung vorbehalten. Auch konnten die neuen Be— 
jtimmungen erſt nach Ablauf der jeßigen Vertragsperiode des Steuer: 
vereind (1854) in Kraft treten *). 

Im Lande waren die Anfichten über die Nüglichfeit oder Schädlich- 
feit des neuen Vertrages geteilt. Namentlich der Kaufmannsjtand des 
Binnenlandes und die kleinen Fabrikanten, die die Vertenerung des Roh— 
material3 fürchteten, waren dagegen, und die Weinhändler jahen den 
Ruin ihrer Gejchäfte voraus. Auch die KHüftenbewohner waren unzu— 
frieden, weil die Zolllinien jegt von Often, Süden und Weſten nad) 
ihrer Gegend verlegt wurden. Am merfwürdigiten aber ift, daß Stüve, 
der früher jtet3 der Zolleinigung dringend das Wort geredet hatte**), 
num plöglich als ein entjchiedener Gegner des Vertrages auftrat. Er 
jah darin die Wirkung des Borgehens der Ritter, gegen die der König 
der Unterftügung Preußens am Bundestage bedurfte. Es fchien ihm 
höchſt zweifelhaft, ob fich die Süddeutjchen mit dem ungeheuren Prä— 
cipuum und den Zollermäßigungen einverjtanden erflären würden. Seiner 
Meinung nach hatte Preußen durch die Junker einen großen Sieg cr: 
rungen und der alte König war „die Dupe eines Spiels, das er ſchwer— 
lic) begriffen hat.” Seit 1850 fürchtete er überhaupt die preußijche Politik. 


*) Die Erzählung diefer Zollanſchluß-Verhandlungen ift im weſentlichen nad 
Dr. Alfred Zimmermann, Gedichte der preußiſch-deutſchen Zoll» und Handels- 
politit (S. 367 ff); auch Oppermann trifft mit feinen Vermutungen meift das 
Richtige (vergl. IL. Zeil, S. 849 f.). Für die von beiden geäußerte Annahme, daf 
die provinziallandichaftliche Frage mit diefer Angelegenheit in Verbindung ge: 
ftanden habe, findet fich jedoch in der gefamten Korreſpondenz Münchhaufens, die 
mir zur Einſicht vorgelegen hat, nicht der geringfte Anhalt. Nur Klenze jcheint 
auf eigene Hand — aber vergeblich — in diefem Sinne gewirkt zu haben. (Näheres 
fiehe S. 168 ff.). 

**) Am 22. Juli 1849 fchreibt er an Wangenheim: „Ich ftudiere jegt unfere 
Alten über den Bollvereinöftreit von 1832 2. Was hat Hüpeden ba alles ge- 
fchrieben! Aber die Sache ift immer diefelbe. Wir machen eine Heinliche Oppo- 
fition gegen Preußen, und was jchaffen wir damit? cd Habe dem König neulich 
deshalb, als er fi rühmte, den Zollverein nicht beigetreten zu fein, gerade vor 
den Kopf gejagt, ich fei von jeher Auhänger des Zollvereind geweien, worüber der 
alte Kreß beinahe vom Stuhl fiel. Wollte Gott, ich mühte über dieje Frage aus 
bem Minifterium jcheiden, dann komme ich mit Ehren davon, was bod heut zu 
Tage die größte Freude für einen ehrlichen Kerl fein müßte” zc. 

Haijell, ®. d., Das Königreih Hannover. Bd. II. 11 
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Wenige Tage vor der letten Anwejenheit Friedrich Wilhelms Hatte 
der König einen furzen Beſuch in Göttingen gemacht. Der Zweck war 
die Uebergabe des Krankenhauſes, deſſen Gründung er vor jechs Jahren 
verheißen hatte (S.o. I. T., ©. 495). Am 5. August abends fuhr er unter dem 
feftlichen Geläute aller Glocken durch die illuminierte Weender-Straße in 
die Stadt ein. Am nächjten Vormittage war feierlicher Empfang ſämt— 
(icher Profefjoren in der Aula. Nur die Gegenwart des Dr. Elliffen 
hatte er ſich verbeten. In feiner, durch ihre englische Sapbildung 
originellen Redeweiſe erinnerte er daran, wie er um diefe Zeit gerade 
vor 65 Jahren fich in das Matrifelbuch der Georgia-Augufta eingetragen 
habe, „wo als junger Mann ich hätte viel können profitieren, aber Jugend 
hat feine Tugend, und, ftatt meine Zeit gut zu benugen, fürchte ich — 
ich Habe Vieles verloren.” Dann fügte er mit dem Hinweis auf Die 
frühere, jegt glüdlich abgethane Konfliftsperiode Hinzu: „Die Wiffenjchaften, 
vornehmlich die Staatswifjenichaften, feien wohl recht gute Dinge; allein 
ein Staatsrechtslehrer und ein Staatsmann wären doch jehr verjchiedene 
Dinge. Um ein Staatsmann zu fein, bedürfe man vor allen Dingen 
Erfahrung und Menfchenkenntnisg. Ohne dieſe könne man feinem Dinge 
vernünftig vorſtehen“ *). 

Nachdem der König noch alle Univerfitätsanftalten genau befichtigt 
und einen Fackelzug der Studenten und der Bürgerjchaft entgegen ge- 
nommen hatte, reifte er am 8. Auguft nad) Hannover zurüd. 

Am 15. Mai waren die Sitzungen des Bundestages wieder eröffnet 
worden. Zum bannoverjchen Bevollmächtigten bei der Verſammlung hatte 
Münchhaufen den Kabinettsrat von Schele auserfehen, eine in jeder Hin- 
jicht geeignete Perfönlichkeit. Der Geheime Legationsrat DO. von Bismard, 
der gleichzeitig mit ihm in Frankfurt beglaubigt wurde, lobt ihn als 
offen und wohlwollend, den einzigen der ganzen Diplomatengejellichaft, 
der ihm gefiele. Schele Hatte anfänglich Bedenken getragen, ob er den 
ihm angebotenen Poſten annehmen follte. Zwar war nicht er jelbit, 
jondern fein älterer Bruder Mitglied der Dsnabrüder Nitterjchaft, allein 
er Hatte im Dezember an einer Borverfammlung der Ritter in Celle teil- 
genommen umd teilte die Auffaffung, daß ohne Zuftimmung der Pro- 
vinziallandfchaften wefentliche Veränderungen in deren Berfaffung nicht 
erfolgen dürften. Für den Fall, daß dieſe Angelegenheit an den Bund 
gelangen jollte, hielt er jich daher für „ein jtumpfes Inſtrument“, da er 





*) Bergl. Malortie, a. a. O., ©. 184 ff. 
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nur nad Inftruftionen und gegen feine Weberzeugung handeln fönnte. 
Er bat deshalb Münchhaufen, ein Ausfunftsmittel zu treffen, wodurch 
für ihn „die Möglichkeit herbeigeführt würde, bei der Erörterung jener 
Frage aus dem Spiele zu bleiben“ *), ein Wunfch, worauf diefer gern 
einging. Auch erklärte er jich bereit, Detmold auf unbeftimmte Zeit zu 
beurfauben. Mitte Mai verlich diefer den langjährigen Schaupfat feiner 
Thätigfeit und begab jich nad) Hannover zurüd, wo er am 17. März 
1856 ftarb. 

Einer der erften Gegenjtände, welcher den wiedererftandenen Bundestag 
beichäftigte, war die Flottenangelegenheit. Zum Berftändnis der Situation 
ift ein kurzer Rückblick erforderlih. Im den erften beivegten Tagen bes 
Frankfurter Parlaments war befanntlich der Grund zu einer deutjchen 
Seemacht gelegt worden, und im patriotifcher Begeilterung hatte die Be- 
völferung erhebliche Summen durd; Sammlungen aufgebradht. Ende 
Juli 1848 waren bereits 31454 Gulden eingegangen. Man hatte in 
England und Amerifa Schiffe gefauft und bauen lafjen, und der erfahrene 
Kapitän Brommy aus Brafe war zum erften deutjchen Admiral ernannt 
worden**). Mit dem Abjchluß des Dreifönigsbündniffes und den immer 
deutlicher hervortretenden Beſtrebungen Preußens, die Frankfurter Central: 
gewalt und den Neichsverwejer matt zu jegen, trat die Angelegenheit in 


*) Schele au Mündyhaufen d. d. 19, April 1851. 
**) Die Nordfee - Flotte beftand nad dem Berichte des Majors Teichert Mitte 
Juli 1849 aus folgenden Schiffen: 

1. Dampf: Korvette „Barbarofia* (400 Pferbefräfte, 9 adtzöllige Bomben- 
Kanonen). 

2. Drei Dampf-Noifos „Hamburg“, „Xübed”, „Bremen“ von 130170 
Pferdeträften. Jedes war mit einem langen 56 Pfdr. und zwei 25 Pidr. 
Bomben-Kanonen verfehen; fie waren jedoch von geringer Brauchbarfeit. 

3. Segelſchiff „Deutſchland“, in der unteren Batterie mit 14 Stüd englijchen 
32 Pidrn., in der oberen mit 48 18 Pfdrn. ausgerüfte. Das Schiff war 
zum Kriegsgebrauch ungeeignet und diente ald Blodihiff in Glüdftabt. 

4. Dampfer „Erzherzog Johann“, ein Schiff wie „Barbarojja*, aber bei ber 
Ueberfahrt von Liverpool jo beichädigt, dab es noch nicht wieder gebrauds- 
fähig war. 

5. Dampf- Fregatte „United States* (jebt Hanja), 600 Pferdekräfte, befand 
fit) noch in Liverpool in Reparatur. 

6. Segel-fFregatte „Gefion“, bei Edernförde erbeutet, 44 Kanonen, nod in 
Ausbeflerung begriffen. 

7. 25 Kanonenboote, von denen jebocd nur 4 im Gebraud waren. 


Außerdem noch 3 Dampfer in Briftol in Bau begriffen. as 
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ein ganz neues Stadium. Das Berliner Kabinett brachte plößlich den 
Antrag beim Verwaltungsrat ein, die Leitung der deutjchen Marine: 
angelegenheiten nunmehr jelbjtändig in die Hand zu nehmen, und 
ein Ober-Kommando zu ernennen, deffen Sig in Hamburg fein jollte*). 
Diefe Mafregel erichien ihm um jo nötiger, weil aus der Unflarheit der 
damaligen Zuftände bereits die größten Unzuträglichfeiten entjtanden 
waren. Preußen hatte in Frankfurt erflärt, daß es von nun an ganz 
allein die Leitung der ſchleswig-holſteiniſchen Angelegenheit übernähme. 
Als fich aber die englifche Regierung über die Verlegung der britischen 
Territorialgrenzen in der Nähe von Helgoland durch die deutfchen Kriegs— 
ichiffe beim Senat der Stadt Bremen bejchwerte, wurde fie von dieſem 
an „eine Autorität verwiefen, deren de facto erfolgte Auflöfung der 
König von Preußen öffentlich) erflärt hatte“, — nämlich die Central- 
gewalt. Lord Palmerſton benachrichtigte aljo den Senat, daß die Dampf: 
ichiffe, die „unter der Autorität einer nicht erijtierenden Regierung 
handelten, als Piraten behandelt werden würden **)*. 

Auch der Reichsverweſer erklärte fich in diefer Notlage mit der Verlegung 
eines Teils des Reich8-Marine-Minifteriums nach Hamburg einverjtanden. 
Die preußifche Regierung aber, obgleich ihr nicht das geringjte Ver— 
fügungsrecht über die deutjche Seemacht zuftand, empfahl dem Ber: 
waltungsrat dringend, der Hannoverjchen Regierung, als der geeignetften 
unter den Nordfeejtaaten, die Marineangelegenheiten zu übertragen. Die 
Kojten jollten von den verbündeten Staaten vorläufig als Vorſchüſſe auf: 
gebracht werden***. Auch hiermit war die Gentralgewalt im Prinzip 
einverjtanden. Da man aber wegen der Erfchöpfung der Kredite Gefahr 
lief, „Die endlih in See gebrachten Schiffe wieder abzutafeln, die Mann: 
Ichaften zu entlaffen, und die junge deutfche Marine dem Spotte des 
übrigen Europa preiszugeben“; jo erklärte ſich Hannover zur Leber: 
nahme dieſes Auftrages bereit, — jelbjtverjtändlich unter Anerkennung 
der vertragsmäßigen Nechte des Reichsverweſers F). 

*) PB. M. des Berwaltungdrat3 an das preußifche Minifterium des Aus» 
wärtigen d. d. 12. Juli 1849, 

**) Depeſche ber britiihen Gejandtihaft in Hamburg an den Senator Gilde- 
meifter in Bremen d. d. 2. Yuli 1849. 

**) Depefche des preußiihen Minifteriumsd der auswärtigen Angelegenheiten 
an den Verwaltungsrat d. d. 23. Juli 1849. 

f) Vertraulihe Depeihe des hannoverſchen Minifteriums der auswärtigen 


Angelegenheiten an das Großherzoglich Dldenburgiihe Staatsminifterium und den 
Senat ber freien Städte Bremen und Hamburg d. d. 3, Auguft 1849, 
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Im Auguſt fam fodann eine förmliche VBertrags-Punktation zwischen 
dem MNeichsminifter der Finanzen Merk und dem Oberfinanzrat Witte 
zultande, wodurch; Hannover „mit Vorbehalt der Rechte jämtlicher 
Bundesſtaaten“ beauftragt wurde, „Die bisher von dem Reichsminifterium 
beforgte Verwaltung der deutfchen Mearine-Angelegenheiten mit den 
nämlichen Befugniffen zu führen.“ Die Verpflichtung, die nötigen Koſten 
herbeizufchaffen, übernahm es jedoch nur unter der Vorausjegung, daß 
jie ihm von den anderen Bundesftaaten, insbefondere Preußen, wieder: 
eritattet würden. In Berlin Hatte man jedoch Bedenken politijcher Art 
gegen dieſes Abkommen, welches eine, wenn auch nur indirefte An- 
erfennung der Gentral-Gewalt involvierte. Ja, die preußische Regierung 
jtellte — freilich zu fpät — an die hannoverfche das Anfinnen, die vom 
Reichsverwejer angeordnete Beeidigung der Offiziere und Mannjchaften der 
Marine zu verhindern*). Unter den nichtigjten Borwänden zügerte fie 
monatelang, dem Vertrags-Entwurf ihre Zuftimmung zu erteilen. Endlich, 
Ende September, erklärte fie ihr Einverftändnis, aber unter jo erjchweren: 
den Beitimmungen, daß es einer Ablehnung gleichtam. Namentlich trat 
Preußen jet mit der Forderung einer gemeinjchaftlichen Verwaltung 
der Nord» und Oſtſee-Flotte hervor, die einem von Preußen zu ernennen- 
den Oberbefehlshaber zu unterjtellen wäre**. Praktiſch reduzierte ſich 
die Frage alſo zulegt darauf, „ob die Nordfee-Flotte unter hannoverjcher 
oder preußiicher Flagge fahren follte***).* 

Noch mehr, wie in Hannover war man in Frankfurt mit dem 
preußiichen Abänderungs-Entwurf unzufrieden. Merd fühlte fich verlegt, 
daß man gerade an denjenigen Punkten Anſtoß genommen Hatte, „bei 
denen es ſich mehr um Ehrenrechte, als um materielle Befugnifje handelte. 
Das Reichs-Miniſterium würde „durch das Eingehen auf einen folchen 
Vertrag das ihm und dem Meichverwefer ausgejtellte Imhabilitäts- 
Zeugnis vor aller Welt gerechtfertigt erflären}).“ Umſomehr juchte 
der Erzherzog fein Verfügungsrecht über die Flotte geltend zu machen, 
und erflärte die Abficht, den Admiral Brommy am 15. Oftober ins 
Mittelmeer zu ſchicken. Da lenkte die preußiiche Regierung ein. Der 
Minifter Schleinig erflärte nun plöglich, „er jei bereit, die Bedenklichkeiten 

*) Graf Canit an Wangenheim d. d. 18, Auguft 1849. 

+*) Depeſche des Minifters des Auswärtigen von Scleinig an den General 
von Canitz d. d. 20. September 1849, 

**) Bericht Wangenheims an das Minifterium d. d. 21. Eeptember 1849. 

7) Bericht des Oberfinanzrat Witte d. d. 20. September 1849. 
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gegen die bisherigen Frankfurter Verhandlungen fallen zu lafjen, und 
Hannover die Nordſee-Flotte zu übergeben*).“ Alles jchien aufs bejte 
geordnet. Da wurde zwifchen Dejterreich und Preußen der Vertrag über 
das fogenannte Interim abgejchloffen. Infolgedeſſen richtete der 
Vorfigende des Verwaltungsrates im Namen der neuen gemeinjfamen 
Gentralgewalt an die hannoverſche Regierung das offizielle Erfuchen, „die 
wegen dieſes Gegenjtandes in Frankfurt angelnüpften Verhandlungen 
nicht weiter fortzufegen.“ Zugleich erklärte fi das Berliner Kabinett an 
die gemachten eventuellen Zuficherungen nicht mehr gebunden. Auch Liege 
„ein fernerer Grund zur Nealifierung des Wunjches, daß die Verwaltung 
der Flotte an die Königlich Hannoverfche Regierung übergehen möge, 
nicht mehr vor**)“. Die Abficht Preußens, die ganze Flotte nach Swine— 
münde zu entführen, wurde jedoch von Dejterreich gehindert. 

Nun blieb die Angelegenheit fajt zwei Jahre in der Schwebe. Als 
aber mit der Wieder-Einfegung des Bundestages ein alljeitig anerfanntes 
Gentral-Organ für Deutjchland gejchaffen war, Hielt der König Ernſt 
Auguft den Zeitpunkt für gekommen, ſie definitiv zu regeln. Am 
11. Juni 1851 jtellte Schele den Antrag, die Anerkennung der Flotte 
als Bundes-Eigentum auszufprechen und einen Ausſchuß einzujegen 
zur Beratung der Frage, ob fie beizubehalten oder aufzulöjen, und 
eventuell, wie dieſe Auflöfung zu bewirken je. Im Hannover ſcheint 
man fic) im Vertrauen auf das wiederhergejtellte freundjchaftliche Ver— 
hältnis zu Preußen der Hoffnung gejchmeichelt zu haben, daß dieſes auf 
feine Anerbietungen vom Jahre 1849 zurückkommen würde. Wenigftend 
erboten ſich auf feinen Betrieb die Nordfee-Staaten, die Flotte für jich 
zu übernehmen. In Berlin aber war man durchaus nicht geneigt, Die 
Nordjee dem welfiihen Nachbar allein zu überlaffen und erhob den 
Anjpruch, in dieſem Falle gleichfalls beteiligt zu fein, Um dies zu 
erreichen, machte man wegen der demnächjtigen Uebernahme der Koften 
Schtwierigfeiten, und erflärte anderenfalld eine Auflöfung für das 
Geratenſte. Graf Thun, der Präfidial-Gejandte, bemerkte zwar, es würde 
dem Bunde wohl jchwer ankommen, „dem deutjchen Schwan die Flügel 
zu bejchneiden;“ aber er gab prinzipiell nicht zu, daß Defterreich für eine 
deutjche Flotte aufzulommen habe, da es „im deutfchen Interefje” eine 
eigene Flotte im adriatischen Meere halte. Wuch die meiſten anderen 


*) Depeiche des Minifterd von Scleinig an den Borfißenden des Ber- 
waltungsrat3 d. d. 30, September 1849, 
**) Bodelihwingh an Wangenheim d. d, 12, November 1849, 
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Staaten waren mit ihren Beiträgen im Rüdjtand und zu Nachzahlungen 
wenig bereit. In der Bundesverfammlung waren die Anjichten geteilt. 
Die Mehrzahl, vor allem Hannover, war jedoch für die Erhaltung der 
Nordſee-Flotte und Schele jeßte e3 in der That gegen die Stimmen von 
Oeſterreich, — „das jedoch nach wie vor keineswegs ungünftig in diefer 
Angelegenheit gefinnt war*)*, — Preußen, Dänemark, den Niederlanden 
und Mecklenburg durch, daß der Ausſchuß ermächtigt wurde, Sachver- 
ſtändige zu Nate zu ziehen, welche ein Gutachten über die Größe und 
Ausdehnung der Nordjee-zlotte abgeben follten. Ferner hatten fie da— 
rüber zu berichten, wie ihre innere Einrichtung bejchaffen fein müßte, 
namentlich, welche Rüdficht auf Oeſterreich im adriatischen Meere und 
Preußen in der Oſtſee zu nehmen ſei. Wuch über die zu verwendenden 
Mittel wurde ihre Meinungsäußerung erbeten (September 1851) **). 
Mittlerweile war auch die provinziallandichaftliche Angelegenheit 
vor das Forum des Bundestages gelangt. Einige Ritterichaften hatten 
mit der Einreichung ihrer Bejchwerden nicht einmal bis zum Schluß 
der Zandtags:Verhandlungen gewartet. Die der Dsnabrüdjchen Ritter 
Ichaft war bereits am 18. Juni übergeben worden ***). Nun jah ſich Schele 
in dem unangenehmjten Dilemma, umfomehr, da Münchhaufen nad) einer 
Aeußerung des öfterreichifchen Gejandten, General Langenau, vorausjah, 
die Bundesverfammlung würde ſich für kompetent erklären und auf 
Veränderungen der Berfaffung dringen. Auch der Referent in Diejer 
Angelegenheit, Dr. v. d. Linde, hielt die Stompetenz für zweifellos 
begründet 7). Münchhauſen dagegen jtügte feine widerjprechende Anficht 
auf einen Bundesbefchlug vom Jahre 1840 in der oſtfrieſiſchen Bejchtverde, 
aber unglüclicher Weife konnte Schele die betreffenden Akten nicht auf: 


*) Schele an Mündhaufen d. d. 3. September 1851. 

*) Die Darftellung diefer Bundesverhandlungen ift nah: Aus meinem Leben 
und meiner Beit, von Ernſt II., Herzog von Koburg, II. Teil, S. 40 ff. 

**) Für die Beichwerde gegen das Geſetz vom 1. Auguſt 1851 Haben ge: 
ftimmt: in der Calenberg-Grubenhagenſchen Ritterfchaft 21 Mitglieder, in der Lüne- 
burgifchen 26, in der Hoyaſchen 10, in der Bremiſchen 26, in der Osnabrüdjchen 10 
(Dentihrift des Miniſters von Schele d. d. 5. September 1858). Die auffallende 
Differenz zwiichen der Zahl der Ritter überhaupt, und derjenigen, welche die Be— 
ſchwerden bejchloffen haben, die von Meier in feiner hannoverſchen Berjajjungs- 
geihichte (I. Zeil, S. 62) hervorhebt, rührt augenfceinlid daher, daß er die Be- 
figer mehrerer Rittergiiter doppelt und dreifach gezählt Hat. In der Lilneburgiichen 
Ritterihaft z. B. beträgt heute die Zahl der ftimmführenden Mitglieder nicht 179, 
fondern 92, und wirb fich feit 1851 nicht weſentlich verändert haben. 

7) Schele an Mündhaufen d. d. 8. September 1851. 
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finden. Außerdem hatte diefer dem berüchtigten Bundesbeſchluß vom 
23. Muguft, wodurch die Regierungen aufgefordert wurden, die Ueberein— 
ſtimmung ihres Landesrechts mit dem Bundesrecht zu prüfen, zugeftimmt, 
da er e8 „bei der Richtung, welche die Großmächte gegenwärtig verfolgen 
ganz unthunlich hielt, unſere März-Errungenjchaften ungejchmälert beizu- 
behalten.“ Eine Bundes-Gentral-Kommifjion, der jogenannte „Reaktions- 
Ausſchuß“, erhielt nämlich den Auftrag, nad) den eingehenden Berichten über 
die Verfafjungs-Angelegenheiten ihr Urteil zu fällen. Schele'3 Bejtreben 
war dagegen darauf gerichtet, „etwaige mit den Bundesgeſetzen nicht ver- 
einbare Uebergriffe abzuwenden.“ Er fürdhtete aber, daß „die Ueber- 
einftimmung der befannten Beitimmung des $ 102 des Yandesverfafjungs- 
Geſetzes*) mit dem $ 57 der Wiener Schlufafte ſchwerlich nachzuweijen 
jein dürfte.“ Durch die Inftruftion Münchhaufen’s, welche ihn anwies, 
in der provinziallandichaftlichen Frage die Kompetenz; der Bundes— 
Verfammlung zu bejtreiten, kam Schele daher gewiffermaßen in Wider 
fpruch mit fich jelber. Er erflärte offen, er müffe ſich bei einem Beichluffe, 
„der die politische Vernichtung der Nitterfchaften nach fich ziehen würde, 
unthätig verhalten“. Deshalb riet er, eine Denfichrift, welche die Gründe 
für die Infompetenz der Bundesverfammlung enthielte, in Hannover 
ausarbeiten und an die Gefandten verteilen zu lafjen. Die Abjtimmung 
anlangend, jchlug er vor, jich durch einen der Gejandten, „die für Die 
Infompetenz des Bundes ſich auszufprechen, fein Bedenken tragen“, 
jubftituwieren zu lafien. Und jo geihah cs. Am 3. Oftober, während 
Schele gerade zu Minifter-tonferenzen nach Hannover berufen war, fand 
die entjcheidende Abſtimmung statt. Mit einer Stimme Majorität 
— 9 gegen 8 — wurde das jogenannte „Inhibitorium” gegen Die 
hannoverjche Negierung beichloffen, d. 5. fie wurde erjucht, jich über die 
Beſchwerden der Nitterjchaften zu erflären und mit Gejegen und Ver— 


*) 8 102, Alle vom Könige ausgehenden Regierungdverfügungen bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeihnung des Minifterd oder Vorftandes des be- 
treffenden Minifteriums. Dies gilt auch von den Berfügungen, weldye für die be- 
waffnete Macht erlaffen werden, joweit fie nicht Ausflug des Oberbefchls über das 
Heer find. Jeder Minifter oder Vorftand eines Minifteriums ift dem Könige oder 
dem Lande dahin verantwortlih, da feine von ihm fTontrafignierte oder aus— 
gegangene Verfügung eine Gefetesverlegung enthalte. Die Allgemeine Stände» 
verfammlung ift befugt, diefe Berantwortlichleit durd eine an den König gerichtete 
Beichwerde geltend zu machen, welche die Entlafjung der Minifter oder des be- 
treffenden Minifters zur Folge haben ſoll. Wegen abſichtlicher Verlegung des VBer- 
fafjungsgefeges kann die Ständeverfammlung eine förmliche Anflage erheben. 
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fügungen gegen die Provinziallandichaften vorerjt inne zu halten, „ohne 
daß dadurch den in der Sache in Betracht fommenden formellen 
und materiellen Borfragen irgendwie präjudiziert werden 
jolle.“ Die Stimme des preußifchen Bevollmächtigten, von Bismard, 
gab den Ausfchlag. Vergeblich war Klenze eine Stunde vor der Sitzung 
zu ihm geeilt und Hatte ihn befchworen, die ritterjchaftliche Beſchwerde 
abzulehnen; — er würde ſonſt den September-Bertrag rüdgängig 
machen; Bismard ließ fich nicht davon abbringen, „Die Sache in zweifel- 
haften Fällen mit den Augen feiner Standesgenofjen, der Ritterfchaft, 
anzuſehen*)“. Für Hannover hatte, natürlich im Sinne der Minorität, 
der Dldenburgifche Gejandte von Eifendecher gejtimmt. 

Diefem Bejchluffe gemäß verlangte der „Reaktions-Ausſchuß“ a 
23. Oftober von Schele „nähere Aufklärung über die von verjchiedenen 
Ritterfchaften eingegangenen Befchwerden wegen Beeinträchtigung land- 
ſtändiſcher Nechte.“ Dabei fragte er an, ob man in Hannover gedenfe, 
eine Nevifion der Gefeggebung feit 1848 vorzunehmen, enthielt ſich je- 
doch, „schon jegt diejenigen Beſtimmungen zu bezeichnen, welche nach der 
vorläufigen Anficht des Ausſchuſſes zu befeitigen oder zu modifizieren 
jein möchten.“ 

Münchhaufen wies diefen Verſuch, ſich in die inneren Angelegen- 
heiten des Königreichs zu mifchen, derb und entjchieden zurüd, Daß er 
eine Bundes-Erefution nicht zu befürchten habe, wußte er nur zu genau. 
Er beauftragte am 3. November Schele, zu erklären, daß die Zuftände 
des Königreichs nicht der Art jeien, um ein Einjchreiten des Bundes 
ex officio zu rechtfertigen. Zwar trügen die in den Stürmen des Jahres 
1848 vorgenommenen Berfafjungs-Aenderungen nicht in allen Teilen die 
Bürgjchaft längerer Dauer. Es würde daher auch eine Revifion im 
ſtreng gejeglihen Wege beabfichtigt; allein eine jolche Liege fich nicht 
verjuchen, ohne daß die noch fchwebenden Organijationen der Juftiz und 
Verwaltung erledigt wären, wenn das Gebäude dauerhaft umd von 
unten aufgebaut werden jollte**). 


Allein der Abjchluß der Organifations- Arbeiten jtand noch in weiter 


*) Bismard an den General von Gerlady d. d. 26, Juli 1852. 

*) Vergl. über diefe Angelegenheit Oppermann, a. a. D., II. Zeil, ©. 352, 
der das Schreiben des Ausſchuſſes vom 28. Oktober und die Inſtruktion Miünd- 
haufens vom 3, November nad der „Keitichrift für Verfaſſung und WBerwaltung 
des Königreichs Hannover”, von Lenthe (Heft I, S. 154) ausziglid bringt. 
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Ferne. Der König war nicht dahin zu bringen, das mit den Ständen 
bereit3 im Juni 1850 vereinbarte Gejeg über die neue Einrichtung der 
Verwaltungsbehörden zu vollziehen. Freilich dachte er nicht daran, an 
der von ihm im Prinzip zugeftandenen Trennung der Verwaltung von 
der Juſtiz zu rütteln, aber gegen die Art, wie Stüve fie hatte ins Le— 
ben rufen wollen, hatte er ernjte Bedenken, umjomehr, da es ſich diesmal 
nicht um die Interefjen eines einzelnen bevorrechteten Standes handelte. 
Auch die Mehrzabl der Bevölferung war mit ihm über die Reviſions— 
Bedürftigkeit des Geſetzes einverftanden. „Nur in den Städten und 
Dörfern, die bereits Amtsfige waren oder zu werden wünſchten, ſchwärm— 
ten die Einwohner förmlich für die neuen DOrganifationen*)“. Die Ge- 
jamtheit der Landesbewohner dagegen hielt die Aufhebung der feit 
Jahrhunderten mit dem Volksleben verwachjenen Amtsverfafjung mit 
ihren Mängeln für ein großes Uebel. Es war indes nicht bloß Die 
unverhältnismäßig große Zahl der neuen Aemter — 220 — und die da— 
durch entjtandenen Mehrfoften, die man auf 300,000 Thaler jährlid) be- 
rechnete, auch nicht die Herabjegung der Durchjchnittsgehalte auf 800 Thaler, 
die Anjtoß erregten. Bedenklich erfchien befonders die Einjegung von 
Einzelrichtern mit befchränfter Stompetenz. Das Injtitut der Aftuare aber 
war „eine wejentliche VBerjchlechterung der früheren Amtsverfaſſung. 
Ihre Stellung zum Richter, halb neben, Halb unter ihm, wird beide 
regelmäßig in ein Mifverhältnis bringen,“ fchrieb damals der Schwager 
Münchhaufens, Kammerrat von der Deden**). Er jah in diefer Ein: 
richtung „wieder einen jener Knoten, Die überall durch die Organifation 
jich verwebt finden. Es find Hohe Zwede, für die man fie geichürzt, 
wer könnte das verfennen, aber die nadten Verhältniſſe des wirklichen 
Lebens find nicht dabei in Rat gezogen***)“. — Ihm jchien dagegen eine 
fortdauernde Verbindung der Nemter mit den Juftizbehörden, unbejchadet 
der Selbftändigfeit der letzteren, dringend wünjchenswert, und er hielt fie, 
ohne Die gegebenen Zujagen zu verlegen, für möglid. „Im übrigen 
fönnen und wollen wir die Bemerkung nicht unterdrüden, daß das Stre- 
ben, die Gehalte der Staatsdienerjchaft auf das äußerſte Maß der Not- 
wendigfeit zu bejchränfen, den Intereffen des Staates durchaus entgegen- 
jteht. Der Beamte, ſoll er Einfluß behalten, muß jo gejtellt fein, daß 





*) Oppermann, a. a. D., II. Zeil, S. 854. 
**) v. d. Deden, Ein legte Wort, S. 16 ff. 
***) v. d. Deden, Vorſchläge für unjere Organijation, ©. 85. 
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er vor Aermlichkeit oder doc vor der Notwendigkeit gejchügt ift, Eleinliche 
Intereſſen allzu ängjtlich zu wahren *)*. 

Auf den König machten diefe Auseinanderjegungen einen tiefen 
Eindrud. Er war nun mehr wie je überzeugt, daß die Organiſations— 
Geſetze viel zu weit gingen und fürchtete die „Conſequentia.“ uch die 
Minifter jahen die Notwendigkeit gewiffer Modifikationen ein, aber 
über die Art und Weife, wie dieſe eingeführt werden follten, waren 
jie mit ihm durchaus nicht einer Anficht. Der Weg, den man in der 
provinziallandichaftlihen Frage eingefchlagen hatte, war nad) ihrer 
Meinung ungangbar. Damals hatte es fi um „Grundzüge“ gehandelt, 
die man durch eine Vorlage an die Stände noch rechtzeitig modifizieren konnte. 
Jetzt aber lag ein fertiges Gefeg vor, und die Minifter „hatten den König 
jeit den legten jechs Wochen vergeblich gequält und bombardiert, die 
Organijations-Pläne zu unterfchreiben und zu publizieren **),“ da fie, um 
die Nechtsfontinuität aufrecht zu erhalten, es erft nad) deren Einführung 
für zuläffig hielten, bei den Ständen Wbänderungen zu beantragen. Der 
König aber blieb dabei, daß, wenn er überzeugt wäre, „eine Sache oder 
Mapregel wird nicht reuffieren oder fann Schaden bringen, jo muß ich 
Mittel juchen, dies zu reparieren, welches ſcheint mir viel leichter zu fein, 
ehe es publiziert wird, als nachher“ — und hielt die Gejege in feinem 
Schreibtifche verjchlofjen, den Schlüffel felbjt bewahrend. Daß das jegige 
Minifterium nach formeller Lage der Dinge Aenderungen nicht wohl 
vornehmen fonnte, jah er jedoch ein; war „aber doch noch / zweifelhaft 
darüber, ob es nicht jeine Pflicht fei zu verfuchen, dieje Aenderungen 
mit einem andern Minifterium durchzujegen ***)." Er jchrieb deshalb 
an den Gejandten von Schele, und erfuchte ihn, auf einige Tage nad) 
Hannover zu fommen, „um mit Ihren Augen alles zu jehen und mit 
Ihren Ohren jelbft zu hören,“ und darnad) fein Urteil abzugeben. 

Schele antwortete unverzüglich, die neuen Organiſationen wären 
einmal al3 Geſetz fanktioniert. ‘Sie müßten daher, jo verderbli ihm auch 
ihre „Ddemofratifch nivellierenden und dejtruierenden Tendenzen“ er: 
ſchienen, ausgeführt werden, oder aufgehoben oder abgeändert; letzteres 
würde aber mit den in Hannover zu Gebote ftehenden Mitteln jchwerlich 


*) v. d. Deden, Ein legte Wort, S. 16 ff. 
**) ©. das originelle eigenhändige Schreiben des Königs an ben Gefandten 
von Schele d. d. 22, September 1851 nebſt Yalfimile in Beilage III. 
**) Mündhaujen an Schele d. d. 22, September 1851. 
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zu erreichen fein. Nur bei einer Dazwifchenfunft des Bundes, die er 
für wahrjcheinlich hielte, könnte die Sache eine völlig veränderte Wendung 
nehmen *). Auf ihn konnte alſo der König nicht rechnen. Zubem traf er 
erit in Hannover ein, — er reifte am 28. September von Frankfurt ab 
— als der alte Monarch wegen heftiger Erfältung das Bett hüten mußte, 
und zur Erledigung gejchäftlicher Angelegenheiten faum im jtande war. 
Daß die gleichzeitige Anweſenheit des Grafen Platen, des Gefandten von 
dem Kneſebeck und des Grafen Kielmannsegge mit diefer Kriſis zufammen 
hängt, wie Oppermann (Il. Teil, ©. 35) vermutet, iſt nach Obigem 
unbegründet. 

Schon länger hatten unbeftimmte Gerüchte von einem bevorftehenden 
Minifterwechjel die Stadt durchſchwirrt. Am 28. September aber rief 
ein ungeſchickter Artikel der Zeitung für Norddeutichland die allgemeinfte 
Aufregung hervor. „Sie könne”, jo jtand darin zu lejen, „ihren Lejern die 
erjchütternde Nachricht nicht länger vorenthalten, daß bereit3 vor acht Tagen 
jämtliche Minifter ihre Demifjtonsgejuche eingereicht Hätten, weil fie ſich 
außer jtande fähen, die Organifationen im Sinne ihrer Erklärung vor 
den Ständen dem Könige gegenüber zu erledigen.“ Zwar bezeichnete wenige 
Stunden nachher die hannoverjche Zeitung durch ein Ertrablatt diefe An— 
gaben als eine „Frechheit“ und die „angeblich erichütternde Nachricht als 
eine erdichtete“; allein e8 verging doch einige Zeit, bis fich die Gemüter 
wieder beruhigten. Dann aber verjegte die Kunde, daß der König nicht 
unbedenklich erfrankt fei, das ganze Land in Trauer und Bejtürzung. 

Schon in den letten Tagen des September war das veränderte 
Ausjehen des alten Herrn feiner Umgebung aufgefallen. Auch feine zu- 
nehmende Appetitlofigfeit erregte ernjte Bejorgniffe. Am 28. nahm er 
zum legten Male an der Tafel teil. Er wurde aber von einen quä- 
Ienden Huften arg beläjtigt und verhielt jich gegen jeine Gewohnheit 
jchweigend und in fich gefehrt. Von nun an mußte er das Zimmer 
hüten, konnte jedoch nacdymittags gegen 6 Uhr meistens für einige Stunden 
das Bett verlaffen, Audienzen erteilen und die gewöhnlichen Vorträge 
entgegennehmen. Seine Wbmagerung und die Abnahme der Kräfte 
wurden indes täglich bemerfbarer; er jelbjt fagte, er fühle fich „ganz 
miſerabel.“ Am 11. Dftober erjchien das erjte offizielle Bulletin, welches 
jedoch noch die Hoffnung auf vollfommene Herjtellung in den nächjten 
Tagen ausſprach. In der That jchien es noch einmal, als wenn dieje 


*) Schele an den König d. d. 25. September 1851. 
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Hoffnung begründet wäre. Gegen Ende des Oktobers hoben fich dic 
Kräfte zufehends; aber von Anfang November an ging es fichtlich zu 
Ende, wenn auch noch abwechjelnd beruhigende Nachrichten ausgegeben 
werden fonnten. Im den Tagen vom 12. bis 15. November nahmen die 
Teilnahmlofigfeit und Schwäche des Königs in erjchredender Weiſe zu. 
Er verlor die Sprache mehr und mehr, und erkannte feine Umgebung 
nicht. Am 17. traten frampfhafte Erjcheinungen Hinzu, und man mußte 
jeden Augenblid auf das Ableben gefaßt fein. Doch hielt jeine fräftige 
Natur noch biß zum nächjten Morgen aus. Am Dienstag, den 18. früh 
6 Uhr 45 Minuten aber entjchlief er fanft, während der Kronprinz, Die 
Kronprinzeffin, der Prinz Alerander Solms und feine nächjte Umgebung 
weinend das Lager umjtanden. 

Nun wurde die Leinjtraße zwifchen dem Palais und dem Refidenz- 
jchloffe durch ein fchwarzverhängtes Gitter abgejperrt und zwei, von 
hohen Maſten wehende dreieckige Trauerfahnen verfündeten der Einwohner: 
Ichaft, daß alles vorbei war. Am 19. und 20. November blieb Die 
Leiche auf dem mit Blumen umijtellten Sterbebette. Ihre Züge trugen 
noch nichts von dem Berfall des Todes an fich, aber der Ernjt und die 
Würde, die den König jchon im Leben auszeichneten, wurden gehoben 
durch die Ruhe und Majeftät des Tode. Man hatte dem Eleinen ſechs— 
jährigen Kronprinzen gejtattet, feinen Großvater noch einmal zu jehen, 
und es war ein rührender Anblid, als das Kind, bitterlich weinend, 
dejjen Arm fanft jtreichelte und von ihm Abſchied nahm für immer. 

Am 21. November vor Morgengrauen trugen die zwölf älteften Unter- 
offiziere der Garnifon Hannover die fterblichen Ueberreſte des Königs nad) 
dem Refidenzjchloffe hinüber. Dort wurde er im Thronfaale auf eimer 
mit jchwarzem Sammet bejchlagenen Ejtrade unter den Thronhimmel ge: 
jet. Seinem Wunjche gemäß war er in diefelbe englische Feldmarſchalls— 
Uniform gekleidet, in der er vor jechsunddreigig Jahren feiner ent: 
ichlafenen Gemahlin angetraut war. Zu beiden Seiten des Katafalks 
ſah man auf vier jilbernen, mit Sammet bezogenen QTabourets den 
englischen Feldmarſchallsſtab, das Königliche Ordensjchwert und die Ketten 
der vornehmsten Orden. Auf einem anderen Boftamente lag die König— 
liche Krone nebſt Szepter auf einem roten Kiſſen. Daneben ftanden in 
ernjter, unbeweglicher Haltung der General-Adjutant, zwei Flügel-Adju— 
tanten, vier Stabsoffiziere, zwei Königliche Bagen und acht Leibgendarmen 
Sämtliche Thüren, die Treppen, Korridore und Zimmer waren mit ſchwar— 
zem Tuch ausgejchlagen, und der ganze Weg zum Thronfaal mit Doppel: 
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pojten der Garde du Corps bejegt. Die Vorhänge waren herunter: 
gelafjen, aber unzählige Wachskerzen auf Kronleuchtern und Kandelabern 
verbreiteten ihr jtrahlendes Licht. 

Am 21. und 22. November war die Königliche Leiche in den Vor: 
mittagsftunden von 11—12 und nachmittags von 1—4 der Belichtigung 
des Publikums ausgejtellt. Aus den fernften Enden des Königreichs 
eilten fie herbei, um noch einen Bli auf die Züge ihres geliebten Landes- 
herrn zu werfen. Langſamen Schritts zogen an dieſen Tagen mehr 
als 30,000 Menjchen aus allen Ständen durch die Säle des Königlichen 
Schloſſes. Es war ein Anblid, der unwillkürlich ernſt und feierlich 
jtimmte, und den die, die ihn gehabt, nie vergefien haben. 

Am Abend des 22. ward der Sarg des Königs von dem Oberhof- 
marjchall von Malortie gejchloffen. Zuvor jedoch hatte diefer ihm, feiner 
Beitimmung gemäß, das Miniaturbild feiner teuren Friederike unter dem 
Dolman aufs Herz gelegt. Drei Tage noch verblieb der Leichnam in der 
Schloßkapelle aufgebahrt, und als er dann in der Nacht vom 25. zum 
26. November zugleich mit dem Sarge der Königin, der bis dahin auch dort 
beigejegt gewejen war, unter einer Esforte der Garde du Corps hinausgebracht 
wurde nach Herrenhaujen, gaben ihm fünfhundert fadeltragende Bürger 
das Geleite. Schlag 12 Uhr fetten fich die beiden mit je jechs ſchwarz 
verhangenen Pferden bejpannten Wagen in Bewegung. Tauſende aber 
ſtanden in dicht gedrängten Reihen zu beiden Seiten der entlaubten Linden- 
Allee, um den Trauerzug borüberziehen zu jehen. 

Das ftille Herrenhaufen, den Stammſitz jeines Haufes, hatte der 
König zur gemeinſchaftlichen Ruheſtätte für ſich und feine ihm voran— 
gegangene Lebensgefährtin auserjehen. Dort hatte er jchon im Jahre 1841, 
gegenüber dem Echlofje nad) der Eifenbahn zu, einige Felder anfaufen und 
mit 100 jährigen Eichen bepflanzen lafjen, die jegt bereit3 die Stätte um— 
jchatteten, auf der fich das für feine Gemahlin und ihn beitimmte Maufoleum 
erhob. Jedem Hannoveraner ift das von aufen einfache, im edeljten griecht- 
hen Stil aus gejchliffenem Sandjtein errichtete Gebäude befannt. Wer das 
Innere betritt, aber wird überwältigt von der feierlich einfachen foliden 
Pracht des Raumes. Die Wände find mit weißem carrarifchen Marmor 
beffeidet und von oben fällt durch die halbkreisförmigen Fenfteröffnungen 
ein gedämpftes Licht auf die beiden Marmorjarfophage. Sie find gleich 
denen in dem befannten Maufoleum zu Charlottenburg von dem Pro— 
jeffor Rauch ausgeführt. Die Statue der Königin ift ebenjo wohl 
gelungen, wie die ihrer Schwejter, der Königin Luife von Preußen. 
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Um aber dem Stünftler die Modellierung jeines eigenen Bildniffes zu 
erleichtern, hatte fic) der König gelegentlich bei den Sigungen auf em 
Sopha gelegt *). 

Am Mittwoch, den 26. November, 10 Uhr fette fich der Trauerzug 
unter dem Geläute jämtlicher Gloden der Refidenz von dem Portale 
des Herrenhäufer Schlofjes nach dem Maufoleum in Bewegung, wo dic 
Leiche der Königin jchon in der Nacht beigefegt war. Es war ein fchöner, 
jonniger Herbittag. Acht mit Schwarzen Deden behangene Weißgeborene 
zogen den Wagen und die gejamte Garnifon nebſt Abteilungen der 
auswärtigen Garde-Negimenter bildeten längs der neu gepflanzten Ulmen- 
Allee Spalier. 

Es war ein ergreifender Augenblid, als der König von Preußen, 
den jungen König Georg V. an feinem linfen, die Königin Marie mit 
dem Fleinen Kronprinzen an der Hand an feinem rechten Arm führend, 
aus dem Schloffe trat und fich an die Spite des unabjehbaren Trauer- 
zuges ftellte. Hinter ihm gingen der Prinz von Preußen, deffen zwei 
jüngere Brüder und eine lange Reihe fürjtlicher Perfonen. Nach der 
Einjegnung wurde der Sarg unter dem Bortritt der Geiftlichfeit in das 
Gewölbe getragen. Dann begab fich der Zug in Dderfelben Ordnung, 
wie er gekommen war, wieder nach dem Schloffe zurüd und der Oberhof- 
marjchall verjchloß die ftille Gruft, worin der alte König nun in Frieden 
ruht. Wohl ihm, daß er nicht den Sturm erlebt hat, der über fein 
geliebtes Land und feine teure Reſidenz hereingebrochen ift! 

Mit dem König Ernſt Auguft war der Neftor der europäifchen 
Fürſten aus der Welt gegangen. Der Ruf feiner Weisheit, feiner 
furchtlofen Energie und feiner rüdjichtslofen Wahrheitsliebe Hatte fich 
weit über die Grenzen ſeines Königreich verbreitet. Die Diplomaten 
am ruſſiſchen Hofe wußten fein befjeres Mittel, die verdrichliche Stimmung 
des Zaren Nikolaus zu verbeffern, als durch Außerungen der Berwunderung 
für den König von Hannover**). Sogar feine politifchen Gegner wurden 
von der Macht feiner Perfönlichkeit Hingeriffen. Einer der Führer der 
Dppofitionspartei, der ſich ſelbſt als Republifaner befannte, geitand, als 
er ihm bei einem ‚zeftdiner am Hofe, zu dem auch er geladen war, Auge 
in Auge gegenüber gejtanden Hatte: „Ich kehre mit der größten Bewun— 


*) Malortie, a. a. O., ©. 153, 
*) Bernhardi, Erinnerungen, II. Zeil, S. 71, 
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derung aus dem Palais zurüd, wo ich einen König gejehen habe, der 
ein wahrer König iſt. Ich muß den Herrn, trogdem ich anderer Politik 
angehöre, lieben und chren; er ijt ein großer Mann.“ Und ein TIhränen- 
ſtrom jtürzte aus feinen Augen”). 

Die Jrrungen feiner erjten Negierungsjahre entjprangen zumeift 
jeiner Unbefanntjchaft mit den einjchlägigen Verhältniffen. Nachdem er 
einen tieferen Einblid in die Dinge gethan hatte, beugten ſich ſelbſt feine 
klügſten Mintfter vor der Ueberlegenheit feines Geiftes. Das Kleinſte wie 
das Größte überwachte er mit derjelben Sorgfalt und Unparteilichfeit, 
und bis zulegt war fein Nachlaffen feiner Verſtandeskräfte zu ſpüren. 
Wenige Wochen vor feinem Tode (17. September 1851) empfing er 
eine Deputation der zur Jubelfeier des Seminars in Hannover ver: 
jammelten Schullehrer. Als ihm Senior Bödeler deren Dank für die 
erwieſenen Wohlthaten ausſprach, benutzte cr die Gelegenheit, ihnen derb 
den Tert zu lefen: „Wie er feine Pflicht erfülle*, fagte er, „müſſe er 
auch von den Schullehrern erwarten, daß fie die ihrige thäten. Gerade 
fie aber hätten viel zur Verderbnis des Volkes beigetragen. Bor 
16 Jahren hätte jih Hannover durch Religiofität und gute Sitten 
ausgezeichnet; jet fäme es vor, daß Kinder von 7 Jahren als Diebe 
eingefangen würden. Daran jei ganz allein die Irreligiofität der Schul: 
(ehrer ſchuld; es gebe fogar folche unter ihnen, die den Slindern, ben 
armen Würmern, gejagt hätten, Chrijtus ſei nicht der Sohn Gottes.“ 
Vergeblich verfuchte Paftor Bödeker Einspruch zu thun. Der König 
fonnte ſich auf verhandelte Akten berufen, jo daß ihm jchlieglich nichts 
übrig blieb, wie im Namen des ganzen Schullehreritandes Befferung zu 
geloben **). 

Ein anderes Beifpiel führt E. von Meier in feiner hannoverjchen 
Verfaffungs: und Verwaltungsgefchichte an (I. Teil, ©. 444 fi), Das 
Lüneburgiſche Landfchafts-stollegium hatte zum DOberappellationsrat einen 
Ktanzleiafjeffor präfentiert, der zwar feit länger als zwei Jahren Mit- 
glied des Juſtiz- Kollegiums gewejen und gegen deſſen Wahl alſo formell 
nicht8 einzuwenden war, defjen jugendliches Alter aber — er war erjt 
28 Jahre alt — beim Könige Bedenken erregte. „Nad) veiflicher Ueber: 
fegung*, jchrieb er, „ift es mir unmöglich umd gegen mein Gewiſſen, 
einen Oberappelationsrat zu beftätigen, der nur Aſſeſſor jeit zwei Jahren 


*) Malortie, a. a. O. ©. 172. 
+) Malortie, a. a. D., S. 191 ff. 
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it.“ Erſt auf wiederholten Vortrag und mit dem äuferften Wider- 
jtreben genehmigte er dennoch, die Wahl. Aber in feiner Erklärung vom 
4. April 1851 Heißt es: „Indem Ich diefeg Mal bejtätige diefe Er— 
nennung, geftehe Ich öffentlich an das Oberappellationsgericht, daß es 
it gegen Meinen Willen und gegen Meine Ueberzeugung, nicht in Eile 
gefaßt, aber nach jehr reiflicher Ueberlegung. Sch jehe es an als abfolut 
notwendig für Die Ehre, Charakter und Rejpeftabilität des Oberappellations- 
gericht3, daß die Herren Oberappellationsräte jollten immer befegt fein 
von erfahrenen und ausgefuchten Männern, befannt durchaus im Lande 
als die Erfahrendften im juriftiichen Fache, und da unſer Appellations- 
gericht fteht jo hoch in die Meinung, nicht nur unferes Zandes, aber von 
ganz Deutjchland, fo ift e8 wichtig, nicht nur für das Oberappellations- 
gericht jelbit, jondern auch für meinen eigenen Charakter, daß Ich hierauf 
ſtrenge Aufficht führe. Perfönlich habe Ich und werde nie Handeln, des— 
halb diefe Bemerkungen können und follen nur angefehen werden, als 
ein Beweis, wie jorgfältig Ich nicht nur in diefer Angelegenheit, aber in 
allen Meinen Handlungen bin, indem Meine bejtändige Sorge und Bes 
itrebung find, das Beſte zu thun in Meiner Gewalt für das Glüd und 
die Wohlfahrt meines Landes, eine Pflicht, die Sch als heiligſte anſehe, 
ald König zu beobachten ..... So deflariere und bejtimme Ich, daß. 
Sc werde nie wieder anerfennen oder bejtätigen wieder eine jolche Wahl.“ 

Ein wahrer Vater feiner Unterthanen, im beiten und jchönften 
Sinne des Wortes, war mit Ernjt Auguft aus dem Leben gejchieden, 
und der Schmerz der Hannoveraner bei feinem Hingange war tief und 
gerecht. Sie hatten einen König verloren, wie e8 wenige giebt. 


Hafjell, ®. v., Das Königreich Hannover. Bd. U. 12 
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Anfänge König Georg’s V. Die Minifterien von Sschele 
und von Lüfden. 
Anders, 


Begreif ich wohl, ala fonft in Menjchentöpfen, 
Malt fich in diefem Kopf die Welt. 
Schiller, Don Carlos, 

Bei dem Tode Ernjt Auguft's ftand das hannoverſche Königtum 
auf der Höhe. Für die beflagenswerten Irrungen und Mißgriffe, die 
das Land in den nächſten Jahren von neuem in eine hochgradige Er: 
regung und Verwirrung verjeßten, it jedoch fein Sohn und Nachfolger 
nur zum geringiten Teil verantwortlich. 

Georg V. war vielmehr bei allen feinen Schwächen einer der Hoch- 
finnigften Fürften, die jemals auf einem Throne gejeffen haben, Alle 
VBerunglimpfungen Haben das hehre Bild dieſes unglüdlichjten aller 
deutichen Monarchen in den Herzen jeiner ehemaligen Unterthanen nicht 
zu trüben vermodt. Gr war, wie der „Morning Advertiser“ ſich nad) 
jeinem Tode ausdrüdte, cin „grand gentilhomme jusqu’au bout des 
ongles.“ Wer ihm zuerit entgegentrat, wurde von der Majeſtät feiner 
Erjcheinung förmlich überwältigt. Er war von hoher jchlanfer Geitalt. 
Seine edlen Gefichtszüge trugen den einnehmendften Ausdrud, waren 
aber Leider entitellt durch die ganz erlofchenen Augen. Dabei war er 
gegen hoch oder niedrig von der bezauberndjten Liebenswürdigfeit, ohne 
je feiner Stellung etwas zu vergeben. Niemand verließ ihn ohne den 
Eindrud, daß er einem wahren König gegenüber gejtanden hatte. 

Aeußerlich bewahrte er auch bei den härtejten Schidjalsjchlägen feine 
gleichmäßige ruhige Haltung, aber feine vertrauten Kammerdiener haben 
erzählt, daß ſie ihn, als alles über ihm zufammengebrochen war, während 
der jtillen Nächte in der Villa Braunſchweig bitterlich) haben weinen 
hören. Vor der Hoheit und dem unerjchütterlichen Mute diejes Mannes 
beugte ſich unmwillfürlich alles. Der General von Manteuffel, den er an 


Perfönlichteit des Königs Georg V. Sein Selbftgefühl. 179 


dem fchweriten Tage feines Lebens, nach der Kapitulation feiner Armee, 
empfing, kam völlig erjchüttert, faft bis zu Thränen gerührt, aus dem 
Audienzzimmer heraus. So hatte ihn das tragische Gejchie des Königs 
und jeine männliche Faſſung ergriffen. „Er ift ein Mann, von dem ich 
begreife, daß man jich für ihn begeiftern kann,“ jagte mir ein hoher 
ſächſiſcher Offizier, der ihm nad) der Kataftrophe in Wien vorgeitellt war. 

Die unleugbaren Fehler Georg’ V. entiprangen einer Auffafjung 
jeines Herrjcherberufs, die mit den realen Beitverhältniffen nicht in Ein- 
Hang ſtand. Von unausjprechlicher Liebe für fein Land und feine Unter: 
thanen bejeelt, war er unabläjfig bemüht, Gutes zu wirken und Glüd zu 
jpenden. Aber der realiftiiche Zug des Zeitgeiltes war ihm zuwider. 
Er hielt fich in feinem Lande nicht bloß für den Träger der höchſten 
föniglichen Gewalt, jondern beanjpruchte auch in Firchlichen Dingen das 
Erzbiichofsamt. Sein Ideal war der Patrimonialjtaat, und, wäre es im 
19. Jahrhundert noch möglich gewejen, jo hätte er feine Souverainetät 
zum privatrechtlichen Gigentum über Yand und Leute gipfeln mögen. 
„Dit dem befannten Selbftgefühl feines Geſchlechts verband fich der 
Stolz des englischen Prinzen und der ſtarre Sinn des niederfächjiichen 
Stammes.“*) Er Hatte, wie der Kaiſer Wilhelm IL, „ein reichlich Teil 
jener furchtlojen eigenartigen Willenskraft geerbt, die dem Haufe Hannover 
diesfeits wie jenjeitS des Kanals jein befonderes Gepräge gegeben hat.“ **} 
Dies und das Bewuptjein einer unbezweifelt großen Begabung hätte den 
König wahrjcheinlich ſchon zu einer Ueberſchätzung feiner Machtitellung 
führen fünnen. Nun kam das Unglüd hinzu, das ihn zu eimer Zeit des 
Augenlichts beraubte, in der die geiftige Entividlung erſt recht ſich ent- 
jaltet. Das lange dauernde Leiden nebjt Kuren und Operationen fefjelte 
den jungen Prinzen an dem Kreis des elterlichen Hauſes, jchloß ihn 
jahrelang von der Außenwelt ab und gab ihm jtatt des Haren Lichts 
nächtliches Dunkel, was alles die fchon vorhandene Neigung zu phantafie- 
reicher Auffafjung der Verhältniſſe begünftigen mußte, zu einer Zeit, wo 
während der letzten Negierungsperiode Friedrich Wilhelm’S III. die 
Reaktion in Preußen in voller Blüte ftand. Den Water Georg's 
fefjelten feine parlamentarifchen Pflichten alljährlich monatelang in England. 
So fam es, daß feine Mutter und vorzüglich fein abſolutiſtiſch gefinnter 


*) Erinnerungen aus meinem Leben von Dr. K. E. Hajje, als Manujfript 
gedrudt, ©. 210 ff. 
**), „Bor der Fluth.“ Sechs Briefe zur Politik der deutſchen Gegenwart von 
Otto Mittelftaedt, Reichögerichtärat a. D. 
12* 
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Onfel Karl von Medlenburg ihm die erjten eigentümlichen Vorftellungen 
von angeborener Königswürde, von einem myſtiſchen Gottesgnadentum 
beibrachten, das ihn befähigte, demnächit auf dem Throne ungleich Höheres 
und Größeres zu leisten, als andere. Und diefe Kraft, die er als reifer 
Mann zu bethätigen juchte, wurzelte zum größten Teil in der Erinnerung 
an die in feiner Jugend empfangenen Eindrüde. Was wäre aus dem 
geiftig jo begabten Jüngling geworden, wenn er Durch einen regen und 
vielfeitigen Werfehr nad) außen Charakter und Einficht Hätte durch- 
arbeiten und erweitern können. So aber jchwächte fich jein Urteil über 
das Maß der Außendinge ab, und er täufchte ſich in diefer Richtung 
um jo leichter, je weniger das über ihn gefommene Unheil feine Energie 
und Thatenluft zu beugen imjtande war. Deſto brennender war jein 
Wunjch, Stets über alles genau unterrichtet zu fein, was um ihn und in 
der Außenwelt vorging. Wer indes jemals Gelegenheit gehabt hat, die 
geiftige Regſamkeit und das rajche Verftändnis des Königs zu beobachten, 
wird es begreiflich finden, daß er, unterjtügt durch fein unglaublich treues 
Gedächtnis, trot feiner Blindheit wirklich Herr in der Führung der 
Negierungsgejchäfte fein konnte. Er ſelbſt zwar fette Zweifel in jeine 
eigene Befähigung. Gegen den Grafen Slielmannsegge äußerte er wieder- 
'holt*), „wie e8 ein Erfahrungsjag fei, daß eine ungewöhnliche Treue 
des Gedächtniffes jelten mit der Kunſt der praftiichen Anwendung des 
im Gedächtnis behaltenen Materials fich vereint finde, und daß er viel 
darum geben würde, ein qut Teil des legteren mit erjterer vertaufchen 
zu können“. Kein Geſetz wurde indes publiziert, feine wichtige Maßregel 
angeordnet, die nicht vorher in einem Konſeil, dem er jelbjt präfidierte, 
gründlich nach allen Seiten erwogen war. So z. B. geben die Verhand— 
lungen über die Errichtung einer neuen Irren-Anſtalt in Göttingen ein 
glänzendes Zeugnis für die Hohe Intelligenz und das edle, von Mitgefühl 
für menjchliches Leiden erfüllte Herz des Monarchen. In dem Konfeil 
vom 13. Mai entjchied der König in einer längeren und würdigen An: 
ſprache gegen die Bedenken der Minijter, daß jofort mit dem Bau vor: 
gegangen werden follte. **) 

Zur Ausfertigung jeiner Willensmeinungen bediente er ſich des 
Dr. Lex, jeines früheren Vorleſers, „eines Heinen, jchwächlichen, trodenen 
Mannes von unermüdlicher Arbeitskraft und von polyhitorifcher Gelehr— 

Biographiſche Aufzeichnungen des Minifters Grafen Kielmannsegge. Manuſkript. 


*) „Die Provinzial-Irren»Anftalt zu Göttingen.” Zur Erinnerung an ihre 
Eröffnung vor 25 Jahren von Dr. Ludwig Meyer. ©. 1 und 16. 
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ſamkeit.“ Seine Funktionen waren mühjelig und verantwortlich, aber 
es wäre unmöglich gewejen, eine pafjendere Perfünlichkeit dafür zu 
finden. Er war des Königs Hand und Auge Er mußte ihm alles 
vorlejen, was einging, und zugleich alles jchreiben, was er diktirte, von 
den intimften Familienbriefen bis zu den Reſolutionen auf die Berichte 
der Minifter. Im fpäteren Jahren nahm er auch al3 votierendes Mit- 
glid an den Minifterfonjeils teil. Ohne Familie, jtill und befcheiden, 
fajt bedürfmislos, lebte er nur feinem königlichen Herrn, der ein unbe: 
Ichränftes und begründetes Vertrauen in ihn fegte. Er war verfchwiegen 
wie das Grab, und nie fam ein unvorfichtiges Wort über feine Lippen. 

Der Wahlſpruch jeines Wappenjchildes: „Dieu et mon droit“ war 
Georg V. zu Fleiſch und Blut geworden. Und in der That, wie es 
der Grundzug jeines Wefens war, jedem fein Recht zu geben oder zu 
lafjen, jo forderte er auch für ſich das feinige: das Necht des König— 
tums, welches die Gnade Gottes ihm verliehen, welches ihm daher nad 
feiner Ueberzeugung weder andere Menfchen nehmen, noch er felber Hin- 
weggeben oder freiwillig befchränfen laſſen durfte.*) Er wollte feine 
Herrſchermacht unabhängig wiſſen von den jeweilig wechjelnden Ma— 
joritäten der Kammern. Er wollte nicht abhängen von jtändischen Ab— 
ftimmungen. Im jehr entjchiedener Weiſe mißbilligte er die Idee des 
omnipotenten Staats, da3 fonjtitutionelle Schablonentum der modernen 
Zeit. Im der Unabhängigkeit feines Königtums glaubte er einen Damın 
gegen die realistischen Strömungen der Neuzeit zu finden, und für jeine Hand- 
lungen erkannte er feine andere Verantworklichkeit als die eigene gegen Gott. 

Denn unter dem Einfluß orthodorer Geiftlichen Hatte ſich bei ihm 
ein gläubiger religiöfer Sinn, aber zugleich der Wahn entwidelt, daß er 
ganz bejonders von Gott begnadigt und befähigt jei, alles ſelbſt zu 
prüfen und zu entjcheiden. Sein QTagewerk pflegte er nad) englischer 
Eitte, neben feinem Lager fnieend, den Kopf auf die gefalteten Hände 
gejtügt, die blinden Augen aufwärts gerichtet, zu beginnen. Er glaubte 
feft an die unmittelbare Lenkung aller Schidjale der Menjchen und 
Völker durch Gott. Bevor er einen wichtigen Entjchluß fahte, bat er 
Gott in brünftigem Gebet, ihm volle Einficht in die Lage der Verhält— 
niffe zu verleihen. Und dieſer fejte Gottesglaube allein hielt ihn auch 
aufrecht in feinen legten Jahren unter jchweren Förperlichen und jeelifchen 
Leiden. Vier Tage vor feinem Tode ſprach er nad) dem Genufje des 


*) O. Klopp, König Georg V. ©. 24 ff. 
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heiligen Abendmahls feine feite Hoffnung aus, daß er num bald eingehen 
würde „durch Nacht zum Licht“ und befannte freudig, daß „Gott ihn 
niemals verfucht habe über fein WVermögen.* Er war überzeugt, daß 
„manches, was ſich dem Scharffinn der gelehrten Profefjoren entzöge, 
in der Hand des Geringjten wirkfjam werde.“) Daraus erklärt fich jein 
Glauben an die Heilkraft des Wunderdoftors Yampe in Goslar. 

Bon Jahr zu Jahr nahm jedoch das zur Schau tragen jeiner 
unbezweifelt aufrichtigen Frömmigfeit zu. Die Anrufungen des heiligen 
Geiftes, daß er jeine Ratgeber und — feine Gegner erleuchten möge, 
wurden immer häufiger. Bei amtlichen Erlafjen wurden feine Worte 
immer jchwüljtiger und gefuchter. Bekannt ift die Nede bei der Grund— 
jteinlegung der Chriftugficche in Hannover, am 21. September 1859, 
wo er Gott anflehte: „daß das alte Band das welfiiche Herricherhaus 
mit feinen Landen in vereinigter Glaubenswärme und Gottesfurcht bis 
zu jenem Tage umjchlingen möge, wo wir zufammen vor unſerm gött— 
lichen Heiland erjcheinen, und durch fein teures Blut, welches er am 
Kreuze für und vergofjen, die Segnungen der Seligfeit erhalten“. In 
der legten Zeit feines Exils pflegte der König jeden, der ihm mäher jtand 
und von ihm Abjchied nahm, zu jegnen, indem er ihm das Kreuzes— 
zeichen über die Stirne zog. „Niemals erjchien der König Georg V. 
jo erhaben, jo chrwürdig, als wenn er diejen Aft vollbrachte*, jagt 
Stlopp.**) Aber während feines ganzen Lebens bewährte er in der aus- 
gezeichnetiten Weiſe den Charakterzug feines Haufes, das Gewifjen und 
das religiöfe Bekenntnis anderer Menjchen zu achten. Als König um— 
faffe er alle feine Unterthanen, ob Katholiken, ob Proteftanten, mit 
gleicher Liebe, pflegte er zu jagen. 

Daß dieſer Mann, der jtolz darauf war, der Nachfomme des ältejten 
und vornehmsten Fürftengefchlechts in Deutjchland zu fein, ſich von der 
Vorjehung dazu auserfehen hielt, die monarchijche Gewalt, welche durch 
die Ereigniffe des Jahres 1848 erjchüttert war, wiederherzuftellen, iſt 
begreiflic) genug. Sein Geift febte und webte in den Erinnerungen an 
die mittelalterliche Macht und Größe des Welfenhaujes. Er glaubte ſich 
zum Negenerator 'jeines Gejchlechts berufen. Sein Blid Haftete mehr 
an den nebelhaften Formen der entlegenen Vergangenheit und Zukunft, 
al3 an der flaren Unmittelbarkeit einer nüchternen Gegenwart. Sein 
Borbild war Heinrich der Löwe, als dejjen politifchen Erben er ſich be— 

*) Dr. Haffe a. a. O. ©. 210, 

**) tlopp a. a, O. ©. 23, 
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trachten mochte — und defjen tragifches Lebensjchidjal und Ende jo 
manches gemein hat mit dem feinigen. Auch der Kurfürjtin Sophie, die 
die englische Krone an fein Haus gebracht hatte, widmete er jeine be: 
jondere Verehrung. An der Stelle, wo fie im SHerrenhäufer Garten 
am 7. Juni 1714 plöglich verfchieden war, ließ er ihr ein überlebens- 
großes Marmor-Standbild errichten. Das gleiche Interefje betätigte er 
für die Erhaltung der Baudenkmäler aus Deutjchlands großer Ver— 
gangenheit in feinen Landen. Das Kaiſerhaus in Goslar brachte er 
durch Kauf an fich, um es vor dem gänzlichen Verfall zu bewahren, und’ 
nur die Ereigniffe des Jahres 1866 Haben ihm verhindert, e8 in würdiger 
Weije rejtaurieren zu laſſen. Ganz bejonders aber fcheute er, nachdem 
er den Thron bejtiegen, feine Mühe und feine Koften, alle Erinnerungen 
an die Ahnherren feines Haufes zu befeben und womöglich in den Schäßen 
des Welfen-Mufeums zu jammeln. Die verfallene Gruft Welfs II, 
Grafen von Altorf, und feiner Nachfolger bis zu Heinrich dem Schwarzen 
in der Kirche des Kloſters Weingarten lieh er wiederheritellen und ihre 
Gebeine in einem granitnen auf weißen Marmorfüßen ruhenden Sarfo- 
phag jammeln. An dem jtattlichen neuen Schulhauje aber erzählen 
vier große Fresko-Gemälde dem Wanderer die Sage von der Entjtehung des 
Welfengejchlechts. Die märchenhaft Schöne Kapelle im Celler Schloß, an 
der, der Ueberlieferung nach, fieben Herzöge ſich arm gebaut hatten, wurde 
in den Sahren 1865/66 aus feinen PBrivatmitteln volljtändig renoviert 
und er fügte der Reihenfolge von Bildern feiner Ahnen, welche die Wände 
zieren, das feinige Hinzu. Es jtellt den frommen König dar, wie er an 
der Seite feiner Gemahlin vor dem Altar Gottes Fniet.*) 

Und wenn Georg jich vielleicht auch nicht dem Traum Hingegeben 
hat, da es ihm bejchieden wäre, den einjtigen Länderbefig des großen 
Welfen unter feinem Scepter wieder zu vereinigen; jo glaubte er doch, 
daß wenigitens fein feines Königreich „bis zum Ende aller Dinge mit 
jeinem Haufe verbunden“ fein würde und ſprach es auch, oft genug aus. 
Hannover war ihm, weil es die Miündungen dreier großer Ströme be- 
berrichte, der norddeutiche Zufunftsitaat, dem die Nordſee allein gehören 
mußte. Aber nur jtlavische Devotion und Friechende Schmeichelei konnten 
ihm die jchwindelhafte Borjtelung von der Macht und Größe feines 
Königreichs eingeflöht haben, die er gelegentlich zur Schau trug. Von 

*) Das Bild trägt die Unterfhrift: „Diefe von Herzog Wilhelm um 1570 
erbaute Scloßfapelle hat König Georg V. 1866 zur Ehre Gottes reftaurieren 
laſſen.“ 
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Sahr zu Jahr befeitigte ſich bei ihm Die myſtiſche Ueberzeugung, 
daß er von Gott dazu auserjehen fei, in Norddeutjchland ein chriftlich- 
germanifches Reich zu gründen, — deſſen Aufgabe fich nicht bloß auf 
unjeren Weltteil bejchränfte.*) 

Daß diefe romantische Denkweije des Königs und das ausgejprochen 
partifulariftiiche Denkgefühl im ärgjten Widerjpruch zu den thatfächlichen 
Berhältnifien, zu dem Entwidlungsgang der deutſchen Gejchichte und zu 
den immer dringender fich geltend machenden idealen Wünjchen des 
deutjchen Volkes jtand, das wurde ihm nicht klar bewußt, oder er be= 
achtete es nicht. Die lebhafte Phantafie des Blinden überwog deſſen 
ſcharfe Einficht. „Urſprünglich ein hochſtrebender Geijt, ein groß ange: 
(egter Charakter, verfümmerte Georg V. unter dem Drud der Fleinlichen 
Verhältniffe und wurde felbit Heinlih.* Es ift begreiflich, daß ein 
jolher Mann durch bloße UWeberredung nicht dazu gebracht werden 
fonnte, ſich Heiner zu machen, daß er erit, nachdem er im Kampfe unter: 
legen war, ſich bereit erklärte, einen Teil feiner von Gott ihm ver- 
liehenen angeborenen Rechte zu opfern. Und dieſer feite Wille, nicht 
zu laſſen von feinem Recht, das Vertrauen auf die Treue der Nieder: 
jachjen und die Hoffnung auf Gott, daß er das welfiiche Herricherhaus 
mit jeinem Volke wieder vereinigen werde, hat ihn nicht verlaffen bis ans 
Ende und ihn aufrecht erhalten unter allen ſchweren Prüfungen feines Lebens. 

Ob es indes einem Fürſten von klarerer Einficht und von nüchternerer 
Auffafjung der gegenfeitigen Machtverhältnifje gelungen wäre, das König— 
reich unverjehrt durch die Stürme des Jahres 1866 hindurch zu jteuern, 
läßt fich billig bezweifeln. Jedenfalls aber ift es für die innere Ver— 
waltung des Landes von den verhängnisvolliten Folgen gewejen, daß 
Georg V. nicht die derbe Offenheit, die fnappe Ausdrudsweife und — 
die Menfchenfenntnis feines Water beſaß, den er am Leutjeligfeit 
weit übertraf. Er liebte es, durch feinen Zug des Gefichts feine wahre 
Meinung zu verraten und fich durch feine Aeußerung für die Zukunft 
zu binden, bis er mit feinen Entjchlüffen vollftändig im reinen war. 
So fonnte e8 gejchehen, daß er ji) von einem Marne, den er eben noch 
mit Lobeserhebungen überhäuft Hatte, plöglich ungnädig abwandte, wenn 





) Den Miffionaren, die er im Jahre 1857 nach Neu-Ealedonien entließ, er- 
Härte er, „bie Lage feines Reichs bekunde den Willen Gottes, daß das melfiiche 
Haus und Land mit voller Kraft thätig fein folle, fein göttliches Wort in fremden 
Weltteilen auszubreiten, damit der Herr an dem Tage, wo er erfcheinen werbe, in 
allen Ländern Gläubige finde, die ihm froh entgegen fommen“, 
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diefer ihm widerſprach, oder eine Meinung geltend machte, die feinen 
Gefühlen und Grundfägen zuwider war. Aber er verlor darum nicht 
im allgemeinen das Vertrauen. Sobald er ſich überzeugte, daß der in 
Ungnade Gefallene von wahrem Intereſſe für ihn und die Sache ge: 
leitet wurde und ihm ehrerbietig entgegentrat, fam er immer wieder auf 
den Mann zurüd und wurde freundlich, wenn auch „Verleumdung und 
Intrigue wie toll gegen ihn gearbeitet hatten“. Nur wenn er zu be 
merfen glaubte, daß jemand fich verleiten ließ, ihm gegenüber zu 
„mandvrieren“, um irgend einen Zweck zu erreichen, wurde er von 
unvertilgbarem Argwohn erfüllt. 

Es konnte wohl kommen, dag Männer, die eine von der feinigen 
abweichende Meinung in energijcher Sprache und mit fonorer Stimme 
verfochten, ihm eine zeitlang imponierten; es läßt fich aber nicht leugnen, 
daß gejchmeidige Charaktere, die fich jtellten, als ob fie jeine politischen 
Sympathien und Antipathien teilten, — und die ihn im Unglüc zu 
allererjt verließen, ji) am dauerndjten in feiner Gunft behaupteten. 
Ernſt Auguft nannte gelegentlich einen feiner Diplomaten, der fich in 
übertrieben devoter Weile für feine Beförderung bedanfte, einen „dummen 
Kerl“. Sein Sohn nahm mit befonderem Wohlgefallen die überfchweng- 
lichjten Verficherungen der Anhänglichkeit an ihn und fein Haus ent- 
gegen. Und wenn dieſe Beteuerungen mit derben Ausfällen gegen die 
böfen Demokraten, die Feinde feines angeftammten Thrones, gewürzt 
waren, jo erhöhte das jein Wohlwollen für den Redner. Wer aber 
Georgs Herrſcher-Ideen als durch irgend etwas bedroht darzujtellen ver: 
jtand, und jelbjt den bedenflichiten Maßregeln zu ihrer Durchführung 
zuftimmte, der galt für feinen tremejten Diener. Daß unter dieſen 
Berhältnifjen die angeborene Herrichjucht des Königs fi von Jahr zu 
Sahr vermehrte, ift faum zu verwundern. 

Insbefondere wäre es für den ganz und gar von der Erhabenheit 
feiner Herrfcherjtellung durchdrungenen Fürften ein unerträglicher Gedante 
gewejen, durch den Mangel des Augenlichts zu einem gewiffen Grade 
der Abhängigkeit von feiner Umgebung verurteilt zu fein. Mit den 
hohen Begriffen des Blinden von königlicher Würde ließ ſich ein jolches 
Verhältnis jchlechterdings nicht zufammenreimen; daher ging das Sinnen 
und Trachten Georgs V. von Anfang an auf Verheimlichung des 
wahren Sachverhalts der Deffentlichfeit gegenüber. Er redete bei Hofe 
und bei Hoffejten die Menjchen an, als wenn er fie jähe. Bei Tafel, 
wo zwanzig bis dreißig Perjonen jpeijten, hatte er es zu einer bejonderen 
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Virtuoſität darin gebracht, zu wifjen, wo jeder feinen Plag hatte. Und, 
wenn er dann plößlich jein Geficht dahin richtete und den Mann an— 
redete, jo hatte das für denjenigen, der es zum erſten Male erlebte, wirk— 
(ic etwas GErjchredendes und Ueberwältigendes. 

Weitaus die meisten feiner Umgebung fanden es daher weit vorteil 
hafter, jeden feiner Gedanken für den Ausfluß einer höheren Staatsweis: 
heit zu erflären, um nach der Ausführung für ihre Loyalität belohnt zu 
werden. Und gerade, weil der König allmählich ſich daran gemöhnte, 
jedes jelbjtändige Urteil, jeden Widerſpruch gegen feine Anfichten wie eine 
Auffehnung gegen feine Souveränetät anzufehen, beging er in der Wahl 
der Perfönlichkeiten, die er mit feinem Vertrauen beehrte, die jchweriten 
Mißgriffe. Immer mehr Streber und Intriganten, die jeine Charakter: 
Eigentümlichfeiten förmlich zu dem Gegenftand ihres Studiums machten, 
drängten jid) in feine Umgebung, Männer, die, um perjönliche Vorteile 
zu erreichen, feinem Ahnen- und Herrfcheritolz oft in der abgefchmadtejten 
Weiſe jchmeichelten. 

Eo redete der General-Boitdireftor dem Könige ein, daß es eine Art von 
Majeftätsbeleidigung fei, wenn fein Bild auf den Poſtzeichen mit Druder- 
ſchwärze bejchmugt würde. In der Folge durften daher die Bojtkouverts 
nur an einer anderen Stelle abgeftempelt werden und von den Brief: 
marfen wurde der Kopf des Königs entfernt und durch eine Wertangabe 
erſetzt. 

Im Jahre 1859 brachten Verwandte und Freunde von Pferde— 
züchtern, die eine Schädigung ihres Handels befürchteten, ihm glücklich 
die Ueberzeugung bei, daß das Ausfuhrverbot eine kleinliche Maßregel 
wäre, die die Würde ſeiner Krone und die Intereſſen der Unterthanen 
ſchädigte. 

Andere beuteten gelegentlich die reine erhebende Freude des Königs 
an der Muſik zu ihrem Nutzen aus. Fremde Künſtler und Virtuoſen, 
die ſich auf irgend welche Weiſe Zutritt bei Hofe verſchafft hatten, ent— 
lodten dem freigebigen Fürſten durch die fadeften Schmeicheleien reiche 
Gejchenfe und Auszeichnungen aller Art.*) 


*) Die Geſchichte von dem amerikaniſchen Schwindler Namens Satter ift be» 
fannt genug. Diefer Mann wußte den hohen Herren dur die Erzählung, daß die 
Melodien der königlichen Kompoſitionen von den Gajjenbuben in New-York auf 
ber Straße gepfiffen würben, jo für fich einzunehmen, daß er ihm troß bes Wider- 
ſpruchs des Intendanten die Leitung eines Symphonie-Sonzertes übertrug, die mit 
einem gänzliden Fiasko endigte. Er mußte bei Nacht und Nebel aus Hannover flüchten. 
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Sogar der ich bei allen Gelegenheiten fundgebende orthodore Sinn 
des Königs wurde für egoiftijche und Parteizwede ausgenugt. „Paſtöre 
und Pfaffen, die bis 1851 ein ganz liberales Chrijtentum exerzierten, 
drehten nun den Mantel, feitdem fie zur Einficht famen, daß unter 
Georg V. nur jolche Leute befördert und bejtätigt würden, die auf die 
ſymboliſchen Bücher ſchwören.“,)) Im der Hoffnung, durch den mächtigen 
Vorſchub des Königs die Firchliche Herrichaft im Lande zu gewinnen, 
beſchwor diefe Partei die ganze alte Kirchenlehre des 16. Jahrhunderts 
mit ihren Sonfequenzen wieder herauf und machte die Seligfeit des 
Menjchen von dem Glauben an den Teibhaftigen Teufel, an die Lehre 
vom Amte der Schlüffel und dergleichen Dingen abhängig. 

Bon Jahr zu Jahr wurde es mehr üblich, bei Geburtstagen und 
andern fejtlichen Gelegenheiten die Perjönlichkeit und die Negententugenden 
des Königs in der überjchwenglichiten Weife zu feiern. Namentlich an 
den Offizierstafeln fehlte es bei jolchen Anläffen niemal3 an begeifterten 
Trinkjprüchen, die in dem Gelöbnis gipfelten, für den ritterlichen Welfen: 
fürjten und das angejtammte Herricherhaus, wenn nötig, den legten Bluts— 
tropfen zu verjprigen. Auch der nachherige General-Adjutant Oberſt 
Dammers verdankte feine Erhebung wejentlich dem Umſtande, daß er 
auf dem Marjche nach Holftein im Spätherbit 1863 fein Bataillon durch 
den Schloßhof von Herrenhaufen geführt und dort durch ein feuriges 
Lebehoc auf den König defien Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen hatte. 

Das Amt der Flügeladjutanten gelangte nun zu einer Bedeutung, 
die es umter Ernſt Auguft nie bejeffen. Denn dieſe Hatten es in ihrer 
Gewalt, Berjonen, die nicht zur herrjchenden Partei gehörten, oder die 
mit dem bejtehenden Syjtem nicht einverjtanden waren, den Zutritt zum 
Könige ganz abzujchneiden. Auf feinen Spaziergängen bejonders lag es 
in ihrer Hand, wen fie von denen, die ihm begegneten, zur Vorſtellung 
berbeirufen wollten. Doc) durften fie, ohne ſich jcharfe Zurechtweilungen 
zuzuziehen, niemals im Gefpräc das politiiche Gebiet berühren. 

Ganz bejonders bedenklich aber war der Einfluß der Flügeladjutanten 
in militärischen Dingen. Nur die. wenigiten von ihnen hatten eine ge- 
nügende Kenntnis von den Fragen der Truppen-Organijation und Truppen- 
führung. Daß einer von ihnen gelegentlich eine neue Art Quarree— 
‚Formation erfand — die ſich nachträglich auf dem Ererzierplate als 
völlig unbrauchbar erwies, — mochte noch hingehen. Schlimmer aber 








*) „Hie Welf“. S. 97. 
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war es, daß bei der unglüdlichen Eigentümlichfeit des Königs, dem großen 
Publikum gegenüber die Miene eines Sehenden einzunehmen, PBaraden 
abzuhalten, Manövern und Revuen beizumohnen, er jich fajt allein auf 
ihr Urteil verließ. Auch von ihnen verlangte er, daß fie feine Blindheit 
ignorierten. Stundenlang fonnte er, während der Adjutant fein Pferd 
am Zügel führte, zwijchen den Truppen Hin= und herreiten, die Haltung 
derjelben lobend, während von all den Taufenden, die an ihrem Striegs- 
herrn vorüberzogen, jeder wußte, daß er nicht das Geringite jehen fonnte, 
Der Adjutant war gewiſſermaßen das Auge des Könige. Ihm lag es 
ob, feinem Herrn die allgemeine Dispofition der Manöver auseinander- 
zujegen und ihn während der Ausführung von Moment zu Moment auf 
dem Yaufenden zu halten. Selbjt bei dem beiten Willen waren daher 
jchiefe Urteile über Dinge und Perſonen unvermeidlich. Je weniger kom— 
petent die Mdjutanten zu einer fachgemäßen Kritik waren, deſto leichter 
famen fie in die Verjuchung, die Führung derjenigen Offiziere, von denen 
fie wußten, daß jie fich der Gunſt des Königs erfreuten, über Gebühr zu 
loben, während fie über andere, gegen die er eine perjönliche Abneigung 
hatte, jic) wegwerfend äußerten. 

Alle diefe Uebelftände wären größtenteil3 zu vermeiden geweſen, 
wenn der König ich der Führung des Chefs des Generaljtabs überlafjen 
hätte. Allein der General Prott war längjt körperlich unfähig dazu und 
auch zu indolent und zu jeinem Nachfolger, dem General von Sichart, 
hat er nie Vertrauen gehabt. 


Indes die Fehler und Gebrechen, die Georg V bei der Ausübung 
ſeines Herrjcherberufs anflebten, wurden durch feine hohen menjchlichen 
Tugenden ausgeglichen, und durch jeine heroiſche Haltung während der 
legten jchwerjten Tage feiner Regierung Hat er fie vollftändig gefühnt. 
Er war der treuejte Gatte, der befte Familienvater. „Die Zärtlichkeit 
des Klönigspaares für den Kronprinzen und die Prinzeffinnen, die innige, 
faft vergötternde Verehrung diefer für die Eltern, die Tiebenswürdige 
Galanterie des Königs gegen die Königin — es war ein Familienleben, 
wie man es herzlicher, inniger und geradezu gefagt gemütlicher faum in 
bürgerlichen Verhältniffen denken kann.“) Sein edles Geficht Teuchtete 
vor Glüd und ‚Freude, jo oft er die Stimmen feiner Kinder hörte, die er 
jtetS, wenn fie zu ihm herantraten und feine Hand an ihre Lippen 
führten, auf das Herzlichite umarmte und auf die Stirn fühte. 


*) Carl Sontag, Erlebnifie. S. 857. 
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Selbſt feine Gegner erfannten an, daß er ein verfühnliches Gemüt 
und in hohem Grade die Gabe der Zeutjeligkeit und Bolksfreundlichkeit 
befaß, die ihn die Herzen der Einzelnen, die in feine Nähe famen, ge 
winnen ließ. Nicht einmal den Spott des „Kladderadatich“ über feine 
Lieblingsihöpfung, das Welfen-Mujeum, nahm er übel. Es amüfierte 
ihn Höchlich und er erzählte ſelbſt gelegentlich, wie das Witzblatt vor- 
geichlagen Habe, an dem dort aufgenommenen Maftbaum der öjter: 
reichischen Fregatte Schwarzenberg die „Welfenhofe"*) aufzuhiſſen. Seine 
Unterhaltung war ftets eine höchjt anregende, da fein Riefengedächtnis 
ihn im Moment der Vorftellung jofort ein Geſpräch anfnüpfen ließ, das 
nicht jelten Samiliengefchichten des Betreffenden berührte, von denen diejer 
jelbft feine Ahnung oder fie längft vergefjen Hatte Der König beſaß 
das Talent, jtet3 einen Gegenjtand zu finden, der den andern intereffierte. 
In allen Fächern wußte er Bejcheid. Er fonnte ſich mit dem Profefjor 
einer Univerfität ebenſo eingehend über wifjenjchaftliche Fragen unter: 
halten, wie mit dem Handwerfer über feinen Beruf. Es gab fein Gebiet 
des Wiſſens, das ihm verjchlofjen gewejen wäre und auf dem er nicht 
noch immer Anregung und Belehrung gejucht hätte. Der General-Arzt 
Stromeyer mußte ihm gelegentlich über die Rejektion zerjchofjener Knochen 
Profeſſor Hafje über Skelett und Schädelbildung Vortrag halten. Dabei 
ſprach er deutjch, englisch, Franzöfiich und italienisch mit gleicher Reinheit 
und Sicherheit. Umvergleichlih aber war er in der Konverfation mit 
Perſonen, die fich nicht durch hervorragende Geiftesgaben auszeichneten, 
die er aber wegen ihrer Stellung bei fich jehen und vor anderen aus- 
zeichnen mußte. Die Art, wie er jofort ein Gefpräch zu finden verjtand, 
was der andere wenigitens begriff, war einzig und der Angeredete, der 
meistens fein Wort zu ermwidern brauchte, jchied mit der Weberzeugung, 
er habe „Jich mit dem Könige vortrefflich unterhalten“. Damen gegen- 
über war Georg V. von einer wahrhaft unglaublichen Artigkeit. Nie litt 
er, daß man ihn ſelbſt vor einer von ihnen bediente. In Norderney 
machte er jogar allen verheirateten Damen jeinen Beſuch. 

Die Königliche Familie refidierte nicht in dem großen geräumigen 
Schloſſe an der Leine, welches nur bei feierlichen Empfängen und hohen 
Feſtlichkeiten benugt wurde Im Winter wohnte fie vielmehr in dem 


) Die Pluderhoje eines Herzogs von Ealenberg-Grubenhagen hatte im Welfen- 
Muſeum Aufnahme gefunden, und ald im Sommer 1864 der während des Seege- 
fechtö bei Helgoland gelappte Maft des „Schwarzenberg* auf hannoverichem Gebiet 
ans Land trieb, brachte man ihn auch dahin. 
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fleinen behaglich frei und jchön gelegenen ehemaligen Gräflich Wangen: 
heimjchen Palaſt am Friedrichswall, während fie im Sommer meift nad) 
Herrenhaufen überjiedelte, „Die eigentliche Liebenswürdigfeit des Königs 
offenbarte ich fo recht“, jchreibt Dr. Hafje,*) „wenn er nach Erledigung 
der Negierungsgeichäfte am Abend feine Theegejellichaft aufjuchte, wo er 
heiter und unbefangen ſich einer harmlojen Gejelligfeit als guter Haus- 
vater Hingeben konnte.“ Den Borjig ain Theetiſch nahm die Königin 
Marie ein. Sie war damals offenbar die wahre Schönheit des Hofes, 
ihr Antlig jtrahlend von Güte und Anmut, deſſen Ausdruck fich auch in der 
Unterhaltung nicht verleugnete und bei ihrer Umgebung Bertrauen und 
Verehrung erwedte. Man hat ihr oft den jehr unbedachten Vorwurf ge— 
macht, daß jie es unterlafjen habe, Einfluß auf ihres Gemahls öffentliches 
Leben auszuüben. Abgefehen davon, daß ein derartiges Bejtreben ganz 
ohne Erfolg geblieben wäre, mochte fie wohl mit Necht der Ansicht jein, 
daß ſie ihre Stellung nicht an der Seite der Minifter zu juchen hätte, 
jondern in der Familie; in der Deffentlichfeit dagegen als der edeljte 
Schmud des Königshaufes. So war fie eine echte deutjche Frau, für 
das Wohl ihrer Umgebung umfichtig bejorgt und, jowie eine ſolche nad) 
außen vorzugsweife durch wohlthätiges Wirfen hervortritt, jo hat jie es 
auch al3 echte Landesmutter gehalten. Hannover verdankt ihr unter 
andern die großartige Diakoniſſen- und Kranken-Anftalt des „Henrietten- 
ſtifts“ und was fie ſonſt gethan, um Not und Elend zu lindern, wo es 
zu ihrer Kenntnis Fam, läßt fich im einzelnen nicht aufzählen. Bon 
Jugend auf an dem fleinen altenburgischen Hofe wenig daran gewöhnt, 
war ihr das Geremoniell läftig; daher fam es, daß jie bisweilen Dinge 
that und unterlich, die dann faljch ausgelegt wurden. Die Mitglieder 
der alten Adelsgefchlechter nahmen es ihr übel, daß fie in dem Verkehr 
mit bürgerlichen Elementen fich gern dem Zwang der Hof-Etiquette ent— 
zog. Auch it es vielleicht ihrer Abneigung vor aller Repräfentation zu— 
zujchreiben, daß der Hannoverjche Hof, an dem fich zur Zeit Ernſt Augufts 
faft alle Potentaten Europas ein Rendezvous gegeben hatten, jet jo 
wenig mit anderen Höfen in Verbindung trat. Aber jelbjt Bismard war 
entzücdt von dem anjpruchslojen Familienleben am Hofe. „Die fönig- 
lichen Kinder jind charmant, der Kronprinz voll Leben und Luft“, jchreibt 
er an Gerlach.“) „Ihre Majejtät die Königin lebt lediglich den häus— 
lichen z5reuden, geht mit den jungen Herrichaften und nur einer Bonne 


*) Dr. Haſſe a. a. ©. ©. 202 ff. 
+) Bismard an Gerlad, d. 5./3. 54. 
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in der Stadt jpazieren und läßt die Kinder dabei unter dem Zulauf der 
Jugend auf einem Ejel reiten.“ 

Der unverfchuldeten Armut gegenüber war König Georg freigebig 
bis zur Verjchwendung, und der Finanzminister hatte einen ungleich 
jchwereren Stand, feine Generofität und Mildthätigkeit in Schranfen zu 
halten, als Spenden und Bewilligungen zu erwirfen. Dieſe Abficht, 
allenthalben Gutes zu thun und durch Wohlthaten zu erfreuen, hat in 
Verbindung mit einem gewiffen myſtiſchen Zug in feinem Charakter ihn 
auch im Sahre 1857 bewogen, dem Freimaurer-Orden beizutreten, ein 
Schritt, der damals viel Staub aufgewirbelt und zahlreiche Perſonen, in 
der Hoffnung, perjönliche Vorteile zu erreichen, veranlagt Hat, feinem 
Beifpiele zu folgen. 

Bei dem Beftreben, alle dem Landes-Intereſſe erjprieglichen Unter: 
nehmungen zu fördern, war der König durchaus uninterefjiert. Selbſt 
wenn es fich um feine Kronkaſſe handelte, fcheute er fein Opfer, ſodaß 
es meiſt unmöglich war, die betreffenden Budget-PBofitionen inne zu halten. 
Dabei war er fich feiner Inkompetenz in finanziellen Dingen wohl be: 
wußt. Wiederholt hat er befannt, „wie es ein Glüd für ihn jei, vom 
Herrgott nicht zum Verwalter irdiichen Guts auserjehen zu fein, da er 
jicherlich jehr bald banferott geworden jein würde.“ 

Georg V. war ein großer Freund, jogar wirklicher Kenner der 
Muſik. Sie war feine bejte Erholung, da ihm leider der Genuß an den 
bildenden Künſten verjagt blieb. Trotzdem hat er auch Maler und Bild: 
bauer ſtets aufs freigebigfte unterftügt. Für Kaulbach baute er ein 
eignes Atelier am Friederifenplag. Dem Maler C. Knille, einem ge— 
borenen Dsnabrüder, ermöglichte er eine Studienreife nad) Italien, und 
bejchäftigte ihn nachher bei der Ausſchmückung der Marienburg. 

Das eigene Kompojitionstalent des Königs war durchaus nicht une 
bedeutend, und hat ihm manche frohe Stunde bereitet. Am glücklichſten 
aber war er, wenn ihm die Königin mit ihrer Elangvollen Altjtimme 
jeine Lieblingslieder vortrug. Zu den Thee-Abenden wurde jehr häufig 
der große Geiger Joachim geladen, damals Mitglied der Föniglichen 
Stapelle, der alle Anweſenden durch feine unvergleichlich Schönen Vorträge 
erfreute. Much fremde Künstler und Virtuoſen, wie der berühmte Lieder: 
jänger Stodhaufen, der Bianift Labor u. a. gaben bei jolchen Gelegen- 
heiten ihr Beſtes zu hören. 

In den legten Jahren wurden zuweilen kleine Luſtſpiele im Salon 
der Königin in Herrenhaufen vor einem erlefenen Publikum gegeben. Auch 
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das alte Naturtheater im Park wurde einmal zur Aufführung von 
„Wallenſteins Lager“ bemutt, wobei Kavalleriſten zu Pferde über die 
Bühne fprengten und das Mufikforps der Garde du Corps im Koſtüm 
der Pappenheimer die Melodie des Neiterliedes bei bengalifcher Beleuch- 
tung vom Pferde herunter blies. 

Ueberhaupt erfreute ſich das Theater, in eriter Linie die Oper, der 
Allerhöchiten Vorliebe. Unter des Königs perjönlichem Einfluß und der 
funftjinnigen Leitung des Intendanten Grafen J. Platen wurde das 
Hannoverſche Hoftheater zu einer Mujfterbühne für ganz Deutjchland. 
Diefer ausgezeichnete Mann hatte die feltene Gabe, aufjtrebende Talente 
zu entdeden und der fönigliche Mäcenas fam mit feinen reichen Mitteln 
allen feinen Wünjchen auf das Freigebigfte entgegen. Den Eifer umd die 
Leiftungstähigfeit des Künſtlerperſonals ſpornte er durch Huldreiche An— 
erfennung jedes idealen Streben mächtig an. Auch mit materiellen Unter: 
ftügungen fargte er nicht. Gar manches Talent verdankt feine Ausbildung, 
den aus Georgs Privatichatulle gefloffenen Geldern. Der befannte Helden- . 
tenor Niemann, der in Hannover den Grund zu feinem Künftlerruhm 
legte, Hat jpäter erklärt, daß er nirgends ein jo ausgezeichnetes Enjemble 
gefunden habe. Und in der That, wer heute das Hoftheater bejucht, 
mag ich mit Wehmut der fchönen Abende erinnern, wo im Schaufpiel 
Garl Devrient, Sontag, Kaifer, Marks, Lehmann, Berend, und Die 
Damen Niemann-Seebah, von Bärndorff, Keßler, Elmenreich, Ulrich 
u. a. gleichzeitig wirkten, wo Niemann, Wachtel, Degele, Frl. Caggiatt 
und Frl. Ubrich die Zuhörer durch ihren Gefang entzücten, wo Marfchner 
feine Opern jelbjt dirigierte, und im Ballet die anmutige Adele Grantzow 
ihre glänzende, leider jo kurze Künjtlerlaufbahn begann. „Dazu fam ein 
Bublifum, ähnlich dem Wiens, das jeden Liebling empfing, jede Pointe 
verjtand, jede Scene mit Beifall aufnahm, kurz, jo jüdlich lebendig war, 
dat man mit fortgeriffen wurde.“*) 

Am Hofe Georgs V. herrjchte durchaus nicht die jtrenge Etikette, 
die zu den Zeiten Ernft Auguſts Regel gewejen war. Er liebte es, 
Künftler und Gelehrte in feine Umgebung zu ziehen, und ihnen ges 
legentlich zum Entjegen des Hochmütigen Hofadeld ohne Rückſicht auf 
die Rangordnung an feiner Tafel ihre Pläge anzumeifen. Ver König 
bemühte fich, die gejellige Kluft zu überbrüden, die jeit Jahrhunderten 
die „erite Gefellichaft" von der „zweiten“ getrennt Hatte. In dem 


*, Garl Sontag a. a.D. ©. 282, 
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Nefidenzichlojje aber durften nach alter Sitte nur die Damen des alten 
erbangejeffenen Adels erjcheinen. Es wurden deshalb in den Konzert— 
jälen des königlichen Hoftheaters Ballfeftlichfeiten arrangiert, zu denen 
manche Perjönlichkeiten zugezogen wurden, die vor dem jtrengen Richter: 
jtuhl der Etiquette nicht hoffähig gemwejen fein würden. Die großen Masfen- 
bälle in dem überbauten Logenhaufe des Hoftheaters, zu denen auch die 
eriten Bürger der Reſidenz geladen wurden, die der fönigliche Gajtgeber 
dann in wahrhaft füritlicher Weiſe bewirtete, waren Volksfeſte im ſchönſten 
und bejten Sinne des Worts. Sie find für jeden, der daran teil genommen 
hat, bis an fein Lebensende eine angenehme Erinnerung geblieben. 


„sm Seebade Norderney gab ſich der König von der liebens- 
würdigiten Seite. Er fühlte ſich gleichjam wie in dem Ferien. Seeluft 
und Bäder thaten ihm wohl, nicht minder die freie Bewegung, wie fie an 
Badeorten auch einem Monarchen zu jtatten fommt. Er führte einen 
gaftfreien Haushalt, lud ſich Gäjte, und miſchte ſich mit jeiner Familie 
unter die bunte Welt der Abendpromenade am Strande. Vor allem liebte 
er 3, auf feinem flinfen Hachtjchiffe in die See hinauszufahren, befonders 
bei recht frifchem Winde. Wenn es dabei einen ordentlichen Seegang 
gab und die Wellen zuweilen hoch über das Ded jpristen, jaß er ganz 
vergnügt, rauchte jeine Pfeife und unterhielt fich lebhaft mit feiner Um— 
gebung. Mancher der zur Fahrt befohlenen Gäjte mußte die Ehre der 
Einladung mit mehr oder weniger Seekrankheit bezahlen, während den 
König dergleichen nie anfocht. Mit den Seeleuten verjtand er ſehr gut 
umzugehen, und war unter ihnen, namentlich bei feinen eigenen Echiffern, 
jehr beliebt.“*) Niemals hat er Herzlicher gelacht, als wenn der Kapitän 
feines Schiffes feine Anrede mit den Worten begann: „Hören Sie, ic) 
will Sie mal was jagen!” — was er regelmäßig zu thun pflegte. In— 
dejjen neben aller Leutjeligfeit und nachjichtigen Herablafjung des Königs 
wies doch feine natürliche fürftliche Haltung jede Zudringlichfeit ganz von 
jelbit ab. 

Das war der Monard), der am 18. November 1851 als 32 jähriger 
Mann den Thron beitieg. Ein Patent von demfelben Tage verkündete 
dem Lande den Regierungswechjel und verſprach die unverbrüchliche Feſt— 
haltung der Landesverfajjung Am 19. November wurde in Gemäß: 
heit des $ 2 des Gefeges vom 5. September 1848 die Vollziehung eines 
Huldigungs-Reverjes „von allen öffentlichen Dienern geijtlichen und 


*) Dr. Hafle a. a. ©. ©. 205 ff. 
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weltlichen Standes“ angeordnet. Am nächſten Tage überbrachte der 
Magistrat der Hauptitadt dem neuen Könige feine Kondolenz- und Glüd- 
wunsch-Ansprache. Durch die lange und herablajiende Rede, womit er fie 
beantwortete, wurden alle Anweſenden fichtlich ergriffen und bis zu 
Thränen gerührt. „Mit tieftrauerndem Herzen,“ ſagte er, „ſteht das 
hannoverjche N ſtehen Wir, Seine Kinder, an der Totenbahre des 
Landesvaterd. Des Entjchlafenen väterliche Liebe zum Lande, für Sein 
Volk, Seine Handlungsweife und Seine großen Herrichertugenden jchägt 
das ganze Land. Bor allem war es aber auch die NRefidenzitadt, welche 
jo viele Beweife der väterlichen Fürſorge in den fünfzehn Jahren Seiner 
Regierung erfahren hat. Sch bin durch des Höchjten Gnade zu Seinem 
Nachjolger berufen und erflehe von Ihm täglich, daß alle Meine Unter: 
thanen ihre Gebete mit den Meinigen vereinigen mögen, daß Er mir 
Kraft und Licht gebe, Mein jchweres Amt zum Segen Meines Volkes 
zu verwalten!“ 

Ueber die politischen Anfichten des Thronfolgers war man im Volfe 
jo wenig unterrichtet, da die Märzminiſter es im November 1851 für 
nötig gehalten hatten, abermals im Bielefeld zujammen zu fommen, um 
für den Fall, daß fie von neuem zur Negierung berufen würden, Ver— 
abredungen zu treffen. Freilich, den Eingeweihten war es längjt fein 
Geheimnis, daß weder die bisherigen Minifter troß der vorläufigen Be: 
jtätigung in ihren Nemtern verbleiben würden, noch daß der junge König 
nicht im entfernteften daran dachte, jie durch Stüvefche Elemente zu er- 
jegen. Es war ihnen. befannt genug, daß er als Kronprinz mit den 
BerfafiungssNenderungen des Jahres 1348 durchaus nicht einverftanden 
gewvejen war. Den Minifter von Münchhaufen insbejondere hielt er 
nicht jowohl für den Weberbringer, jondern für den Urheber der „ver— 
abjchenungswürdigen Weggebung der beiligiten und unentbehrlichiten 
Rechte,“*) welche die Königliche Botjchaft vom 17. März verkündet hatte. 
Yındemann und Meyer dagegen waren ihm als frühere Anhänger Stüves 
im höchjten Grade unſympaäthiſch. Sogar der Kriegsminiſter General 
Jacobi galt in den Hoffreiien für einen Mann, der ultra-liberalen Ge: 
ſinnungen Huldigte.**) Die Mitglieder des Kabinetts konnten ſich aljo 
nicht wohl darüber täujchen, dad ihre Tage mit dem Hingang des Königs 
Ernjt Auguſt gezählt waren. Auch war Münchhaufen nicht darüber in 
Zweifel, wer zu ſeinem Nachfolger auserſehen war. Es war ihm be— 


*) Kronprinz Georg an den Kabinettsrat von Schele d. d. 10. September 1848. 
**) Nufzeihnungen des Minifters Grafen Kielmannsegge. Manujtript. 
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fannt, dab der Kronprinz mit dem Bundestags-Gejandten von Schele 
fortwährend in vertrauten Briefwechſel geitanden, daß er ihn feit jeiner 
Entlafjung aus dem Kabinett über alle politischen Vorgänge unterrichtet 
und ihn zum Mitwiſſer aller jeiner Sorgen und Bekümmerniſſe über die 
jeit 1849 eingetretene Wendung der Dinge gemacht hatte. Cr hatte 
jogar im voraus einen „Pakt“ mit ihm geichloffen, wodurch Schele ſich 
verpflichtete, eintretenden Falls fofort nach Hannover zu fommen, um 
an die Spite des Minifteriums zu treten.”) Als mun aber die Sträfte 
des alten Königs fichtlich dahinfchwanden, als die Nerzte erklärten, daß 
er vielleicht nur noch Stunden zur leben hätte, da hielt es der Kronprinz 
für nötig, Schele jofort durch perjönliches Handfchreiben zu ſich zu bes 
jcheiden. Gleichzeitig beauftragte er Münchhaufen, ihn unter dem Vor: 
wande einer Beiprechung rüdfichtlih der Ritterſchafts-Eingabe beim 
Bunde offiziell dazu aufzufordern. An der Stelle Scheles ging der 
Kanzleidireftor don Bothmer, ein „gerader und vertrauenerwecender 
Charakter,“**) als Bundestags-Gejandter nach Frankfurt. 

Schele traf am 16. November in Hannover ein, und jo fonnte es 
gejchehen, daß bereit3 am 22. die amtliche „Hannoverjche Zeitung“ die 
Entlafjung der bisherigen Miniſter und die Ernennung eines neuen 
Kabinetts unter feiner Leitung verfünden Fonnte. Die Wahl des jungen 
Königs zu feinem erjten Ratgeber hätte nicht wohl auf einen befjeren 
Dann fallen fünnen, und es zeigte ſich bald, wie recht jein Water ge- 
habt Hatte, al3 er ihn dem alten Ernſt Auguſt als die geeignetite Per: 
jönlichfeit bezeichnete, um dermaleinjt dem blinden Thronfolger zur Seite 
zu jtchen.***) Er war cin Mann von erprobter Königstreue und 


*) Kronprinz Georg an Schele d. d. 11. November 1851. 
**) Bismard an den Minifter von Manteuffel d. d. 30. Mai 1853. (Poſchinger, 
Preußen am Bunbestage. I. S. 257.) 

*4*) Eduard Auguſt Friedrich Freiherr von Schele war der zweite Sohn des 
Staatd- und Kabinettäminifters ©. F. Freiherr von Schele und am 23, September 
1805 auf Schelenburg geboren. Im Herbit 1823 bezog er die Univerfität Göttingen, 
wo er bis 1826 ftudierte. 1832 wurde er ala Hilfäarbeiter in dad Minifterium 
berufen, und 1837 nad dem Regierungs- Antritt des Königs Ernft Auguft zum Les 
gationdrat ernannt. 1840 avancierte er zum Kabinettsrat, 1843 zum Geheimen Ka: 
binettärat und wurde als einziges vom Könige ernanntes Mitglied in die erfte 
Kammer berufen. Nachdem er im Jahre 1817 an Stralenheims Stelle das Juftiz- 
minifterium übernommen Hatte, trat er am 20. März 1848 mit dem ganzen Kabinett 
zurück. 

Die osnabrückſche Ritterſchaft entſandte ihn jedoch als ihren Abgeordneten 
in die erſte Kammer, wo er zu den wenigen gehörte, die ihre Zuſtimmung zu der 
13* 
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jtreng:fonjervativer Gefinnung. Urfprünglich ein überzeugter Anhänger 
der ertremen Adelspartei, hatten jich durch jeine Teilnahme an den 
Dresdener Konferenzen und jeine Thätigfeit al8 Bundestags-Gejandter 
jeine politischen Anfichten geklärt und fein Gefichtsfreis erweitert. Er 
war zwar ebenſo wie der König überzeugt, daß die liberalen Auswüchſe 
der Verfajjung von 1848 bejeitigt werden müßten, aber er beſaß zugleic) 
ein tiefes Verſtändnis für den Nechtsfinn des Volkes. Ebenfo feſt jtand 
daher jein Entſchluß, alle Aenderungen nur auf ſtreng gejegmäßigem 
Wege durchzuführen. Das Beifpiel des von feinem Vater inaugurierten 
Berfafjungs-Umfturzes ftand ihm warnend vor Mugen und er hat fi) 
redlich bemüht, dieje verhängnispolle That, die noch frifch in dem Ge— 
dächtnis der Bevölferung lebte, durch jeine jtaatsmännifche Wirkſamkeit 
zu jühnen und die Erinnerung daran auszulöfchen. Freilich war feine 
Aufgabe eine jchwierige. Nicht einmal über des Königs politische Ans 
jichten war cr vollitändig im Haren. Er wußte nicht, wie weit dieſer ich 
jeiner Zeitung vertrauensvoll überlafjen würde, wenn er juchte, jich mit den 
Vätern der Verfaſſung von 1848 zu verjtändigen, um dem Andringen 
- der extremen Parteien widerjtchen zu fönnen. Vielmehr mußte er fort: 
während auf der Hut fein, damit es nicht anderen Einflüffen gelang, den 
jungen, in Staatögejchäften noch unerfahrenen Monarchen in abjolutiftifche 
Bahnen fortzureißen. 

An folchen Einflüfterungen fehlte es in der That nit. Schon 
während der alte Ernſt August auf dem Sterbebette lag, hatte der Fürſt 
Schwarzenberg ein eigenhändiges Schreiben an den Ktronprinzen gerichtet, 
worin er zwar behauptete, daß er feineswegs, wie Schele von Dresden 
aus berichtet Hatte, daran dächte, alle Verfaſſungen Deutjchlands mit 


befannten Adrefje vertveigerten, weil dad Hecht der Provinzial-Stände verlegt ſei. 
In die neue erjte Kammer wurde er nicht wieder gewählt. 

Im Jahre 1850 eröffnete fi ihm von neuem ein feld der politifchen Thätig— 
feit, indem er im September bundesfeitig zum Kommifjar in der Medlenburgiichen 
Verfaiiungsjacdhe ernannt wurde. Im Dezember nahm er ald hannovericher Be- 
vollmädtigter mit Münchhauſen an den Dresdener Sonferenzen teil, und wurde 
nad) deren Schluß zum Bundestags-Gefandten defigniert. 

König Georg V. ernannte ihn nad feinem Negierungs: Antritt zu feinem 
Minifter-Präfidenten; er mußte jedoch ſchon am 21. November 1853 dem Kabinett 
Lütden Platz machen und trat ind Privatleben zurüd. 

1858 wurde er alö General» Poftdireftor des Fürften von Thurn und Taris 
nah Frankfurt berufen, Die Ereigniffe des Jahres 1866 machten jedoch dieſer 
Stellung ein Ende. 1867 z0g er nad) Schelenburg, wo er am 13, Februar 1875 ftarb. 
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Waffengewalt zu vernichten (S. o. S. 137), aber doc in reaftionärem Sinne 
auf ihm einzuwirfen ſuchte. Er bemühte fich, ihm einzureden, daß es 
wegen der Stimmung des Bauernftandes, ja jogar in der Armee, not- 
wendig jei, in der inneren Politik andere Bahnen einzufchlagen und 
wünjchte ihm Glück für „das Gelingen jeiner Sade.“*) Und dazu 
rechnete der Fürft auf unbedingte Mitwirkung Schelee. Es war daher 
für dieſen doppelt jchwierig, den König bei feinem Vorgehen auf dem 
verfaffungsmäßigen Wege feitzuhalten, weil „die außerordentliche Teil: 
nahme und innige Wärme, die aus jeder Zeile im Briefe des Fürften 
hervorgeht, unendlich wohlthuend“ für ihn gewejen war. 

Ob Scele bei der Wahl der Mitglieder feines Kabinett nach 
feinem Grmefjen hat verfahren dürfen, jteht dahin. Jedenfalls hat er 
dabei feine bejonders glückliche Hand gehabt. ES fcheint fein Wunſch 
gewejen zu jein, jeine verföhnlichen Abjichten dadurch zu dokumentieren, 
daß er ſowohl adlige wie bürgerliche Elemente darin aufnahm Zum 
Miniſter des Innern wurde der Regierungsrat von Borries ernannt; 
als Finanzminister trat etwas ſpäter der Juſtizrat von der Deden ein, 
der zu den wenigen Adeligen gehörte, die im Jahre 1937 den Umſturz 
des Staatsgrundgeſetzes offen befämpft Hatten, aber auch zu den wenigen 
Mitgliedern der eriten Kammer, die am 11. April 1848 mit Schele den 
Deut gehabt hatten, gegen die Adreſſe der zweiten über die Aufhebung 
der Adel3-Vorrechte zu ftimmen. Beide galten mit Recht für Anhänger 
der politifch-öfterreichischen Partei, die auf den Umsturz der Verfaſſung 
des Jahres 1848 durch den Bund Hinarbeiteten. Die bürgerlichen 
Minister dagegen, der zum Suftizminifter ernannte Oberapellationgrat 
Dr. Windthorft und der Oberjtaatsanwalt Bacmeijter, der für das De- 
partement des Kultus eintrat, hofften eine Verftändigung mit der Stände- 
Verjammlung und den Ritterjchaften zu erreichen. Leider lieh ſich jedod) 
der legtere, ein fluger, aber äußerſt ehrgeiziger Mann, jpäter durch die 
perjönliche Einwirkung des Königs von diefem Programm abwendig 
machen. Er beſaß indes eine ebenfo tiefe und reiche allgemeine Bildung 
als gründliche Kenntniſſe und ausgedehnte Erfahrungen in den Nechts- 
und Verwaltungswiſſenſchaften. Seine Arbeitskraft war troß jeiner 
empfindlichen Nerven unerſchöpflich. Dabei verfügte er über eine Hin- 


*) „Des Fürften Meinung über die Stimmung in unjerm Heere, ſowie über 
die in unferm Bauernftande, halte id, namentlih was die des erfteren anbetrifft, 
jedenfalls für übertrieben, wenn nicht für unrichtig“ pp. pp. (Kronprinz Georg 
an den Geſandten von Schele d. d. 11. November 1851.) 
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reißende Beredſamkeit, welche ebenſowohl durch die jchlagende Schärfe 
der Gründe, ala durch die Eleganz des Ausdruds und durch wahrhaft 
attiichen Wit wirkte Seine Stimme war leife und monoton; doch er- 
zwang er ſtets die allgemeine Aufmerkjamfeit, und feine jcharfe Dialektik 
überzeugte faft immer feine Gegner oder brachte fie zum Schweigen. 

Für die Ernennung des damaligen Oberjten Frhr. von Brandis 
zum Kriegsminiſter ijt offenbar ganz allein deſſen bei jeder Gelegenheit 
bethätigte ultrasfonfervative Gefinnung maßgebend gewejen. Er hatte in 
den Jahren 1849 und 1850 das FHleine Objervationsforpg an der 
heſſiſchen Grenze befehligt, und seiner Umficht und Energie war es 
hauptjächlic) zu danken, daß die revolutionäre Bewegung nicht nach dem 
Göttingenſchen Hinübergriff. Wielleicht haben auch die Andeutungen in 
dem Briefe des Fürſten Schwarzenberg über die Stimmung in der 
Armee und die vermeintlichen Liberalen Anmwandlungen des Generals 
Jacobi den Ausjchlag gegeben. 

Eberhard Freiherr von Brandis war ein tapferer und ritterlicher 
Soldat, ein Mann von feinen und angenehmen Formen. Er gehörte 
zu den wenigen noch aftiven Offizieren der hannoverjchen Armee, die 
bereit3 in der königlich deutjchen Legion auf der ſpaniſchen Halbinfel ge 
fochten hatten. Im Jahre 1807 eingetreten, war er vor 42 Jahren bei 
Talavera und im Sahre 1812 bei Salamanca verwundet worden. Bei 
Waterloo war er dabei, als das 5. Lintenbataillon, in dem er ftand, 
von der franzöfischen Neiterei niedergeritten und zeriprengt wurde und 
jein tapferer Kommandeur, der Oberjt von Ompteda, unter den Schwertern 
der feindlichen Küraffiere den Heldentod jtarb. Doc gelang es ihm, ſich 
mit wenigen Slameraden aus dem Blutbade zu retten. Bei der Auf 
(öfung der. Legion im Frühjahr 1816 war er bereit3 zum Kapitän auf 
gerüdt; es vergingen aber über zwanzig Jahre, ehe er in dem vater: 
ländischen Heere zum Stabsoffizier avancierte. 

Bon der Politik verftand Brandis nichts und rühmte ſich deſſen. 
Doc war er durchaus nicht ohme praktische Schlauheit, die ihn zu einer 
treffenden Beurteilung der Perfönlichfeiten befühigte. Dem Könige gefiel 
er wegen feines furchtlofen militärischen Auftretens, ganz beſonders aber 
dadurch, daß er feinen Eintritt in das Kabinett an die Bedingung knüpfte, 
niemals zur Vertretung der militärischen Vorlagen in der Stände-Ver- 
ſammlung erjcheinen zu müfjen. Dabei war er ein Gegner aller demo: 
fratifchen Bejtrebungen, aber ohne jede Stlarheit über die verjchiedenen politi— 
jchen Richtungen. Diefer Umftand erklärt es auch, daß er, jeitdem er einmal 
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den Minifterpoften erhalten hatte, auf demjelben unter vier Minifterien 
ganz verjchiedener politiicher Tendenzen verblieb, Leider war ihm jede 
ernjte Arbeit zuwider, Nicht einmal für die Gejchäfte jeines Reſſorts, 
das Jacobi in der muſterhafteſten Ordnung Hinterlafien hatte, zeigte er 
das geringjte Intereffe. Gr überließ vielmehr alles feinem tüchtigen 
Gencralfefretär, dem Oberſten Schomer. Trotzdem dieſer mit einem 
wahren Bienenfleiß jede einzelne Liquidation felbjt revidierte, jo geſchah 
doch nichts, um die Abrechnung des Miniftertums im großen Klar zu 
jtellen. Dem Kriegszahlmeiſter iſt z. B. während der langen Jahre 
jeiner Amtsführung niemals Decharge erteilt worden. Bald geriet daher 
das ganze Nechnungsweien in eine jolche Konfufton, daß es ſchon aus 
dem Grunde faſt unmöglich geweſen wäre, den Minifter zu erſetzen. 
Dabet war Brandis cin Lebemann, der feinen Poſten im wejentlichen 
al3 eine Iufrative Geldquelle betrachtete. Er liebte eine gute Tafel und 
hatte jich aus feinem langjährigen Feld- und Lagerleben die Leidenjchaft 
für ein hohes Spiel bewahrt. Namentlich der Herzog von Braunjchweig 
fand deshalb am jeiner Gejellichajt großes Gefallen und zog ihn, wenn 
er nad) Hannover "fan, gern zu feinen Spielpartieen mit den fremden 
Gefandten heran. Natürlich befand ſich Brandis bald in jteter Geld- 
verfegenheit. Für die zahlreichen NRationsvergütungen, die er bezog, hielt 
er ſich nur ein Pferd.*) Seine fojtipieligen Leidenschaften machten es 
ihm möglich, außer feinem Miniftergehalt auch noch einen Teil der im 
Budget ausgeworfenen Feldmarſchallsgage regelmäßig zu verbrauchen. 
Wie viel außerordentliche Beihülfen ihm durch die Güte feines königlichen 
Herren noch zugefloffen find, läßt ſich im einzelnen nicht nachweiſen. 
Dabei war er eim Freund Des Nepotismus. Er wußte den König zu 
bewegen, daß er nach dem Tode des pflichttreuen, unermübdlichen General- 
Bortdireftors von Rudloff feinen Bruder, einen penjionierten Gendarmerie— 
Major, zu dejien Nachfolger ernannte. Auch die Beförderung feines 
Schwagers, des Oberjten von Sichart, zum Chef de3 Generalitabes war 
ausſchließlich fein Werk. 

Wie der Herr, ſo der Diener. In ſchneidendem Kontraſt zu der 
Uneigennützigkeit des General-Adjutanten und ſeiner Gehilfen bewilligten 
ſich der General-Sekretär und ſämtliche Kriegsräte mit ganz wenigen 
lobenswerten Ausnahmen alljährlich eine beſondere Remuneration, um 


*) Von einem Rappen, den er zur Zeit des Katechismusſtreits beſaß, be— 
hauptete der Vollswitz, er ſei aus der Vorſynode, denn er wäre ſchwarz und 
habe ſchon oft auf den Knieen gelegen!! 
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Erholungsreifen in die Bäder machen zu fünnen. Von einem Kriegsrat 
weiß ich, daß er für den Ankauf eines Plages zum SKafernenbau eine 
bejondere Gratififation von 100 Louisd'or liquidiert hat. Diejelbe 
Summe berechnete er fi) noch einmal, als der Pla ſich als völlig 
unbrauchbar erwies und wieder verfauft werden mußte. 

Anfänglich fcheint der König die Abficht gehabt zu Haben, das 
Kommando der Armee dem General Halkett zu übertragen.*) Dieje 
Wahl wäre aber durchaus nicht im Sinne des interimiftischen General- 
Adjutanten Tichirichnig gewejen, und wahrſcheinlich hat diefer es fertig 
gebracht, den blinden Monarchen davon zu überzeugen, daß er jehr wohl 
in Friedenszeiten den Oberbefehl führen könne, — um jelbjt dejjen alter 
ego zu werben. 

Heinrich Julius Tſchirſchnitz war im Frühjahr 1813 mit dem 
Doernberg’schen Aufgebot nach Lauenburg gefommen, wo er in das 
feichte FFeldbataillon Bremen und Verden eintrat, in dejjen Reihen er 
den Befreiungsfrieg mitmachte und bei Waterloo fämpfte. Er ftammte 
aus Schlefien, wo er das Glogauer Gymnafium beſucht haben joll, um fich 
für das Studium der Theologie vorzubereiten. In der langjährigen 
Friedensperiode gejtalteten fich die Avancements-Berhältniffe jehr ungünftig, 
Sm Jahre 1827 hatte er es erjt zum Stabsfapitän beim 5. Infanterie 
Regiment gebracht, das damals in Stade garnifonierte. Indeſſen fein 
reger Dienfteifer, jeine Zuverläffigfeit und feine nicht gewöhnliche Ge— 
wandtheit mit der Feder waren nicht unbemerkt geblieben und veran- 
laßten, daß er bald nachher als Hilfsarbeiter ins General-Kommando 
nad) Hannover berufen wurde. Auch nad) dem Pegierungs- Antritt des 
. Königs Ernſt Auguft verblieb er in diefer Stellung in der nunmehrigen 
„General Adjutantur,“ und fungierte während der Slonzentrierung des 
X. Armeekorps bei Lüneburg als Korps: Adjutant. Solange General 
Prott dem Kriegsminiſterium, dem Generaljtabe und der General-Ad- 
jutantur gleichzeitig voritand, hatte der Major Tihirfchnig die Gejchäfte 
der letzteren fat jelbftändig geleitet. Nach der Ernennung Jacobi zum 
General Adjutanten im März 1848 aber änderte jich dies Verhältnis. 
Es zeigte ſich bald, daß die beiden über manche Dinge verjchiedener An- 
jicht waren; Tichirfchnig aber mußte fich, wenn auch mit Widerjtreben, 
den Anordnungen feines neuen Chefs fügen. Deſſen Ernennung zum 





*) „Zum Schluß muß ich Ihnen jagen, wie es mich freut, dab ber Fürſt 
Schwarzenberg meine Wahl, den General Halkett betreffend, billigt.” (Kronprinz 
Georg an den Gefanbten von Schele d. d. 11. November 1851.) 
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Kriegsminifter im Herbit 1850 bedeutete daher für ihn eine Erlöjung aus 
einer fajt unerträglich gewordenen Lage. Er wurde zunächjt interimiftiich, 
und einige Jahre jpäter von Georg V. definitiv zum General-Adjutanten 
ernannt. Mit unermüdlichem Fleiß jap er num tagtäglich vom frühen 
Morgen bi8 zum Spätnachmittag im feinem bejcheidenen Arbeitszimmer, 
dejjen einziger Schmud ein lebensgroßes Porträt des Königs bildete, 
Hinter den Alten. Dort war er im jeinem Gfement. Für eine rein 
büreaufratiiche Thätigfeit verfügte er in der That über viele Talente und 
eine zähe Arbeitskraft. Eine Erholungsreife hat er ſich nie gegönnt. 
Aber „er war fein Anhänger der lebensfriſchen Praxis, jondern der 
grauen Theorie. Für den praktischen Dienjt ebenjomwenig wie für Die 
höhere Truppenführung geeignet, lebte und webte er in der trojtlofen 
Dede des jchematischen Formelweſens.“ In feiner langjährigen Thätig- 
feit am grünen Tijch waren ihm die wichtigiten, die Lebensinterejjen der 
Truppe berührenden Fragen unbekannt geworden. Ebenfowenig vermochte 
ſich fein Geift auf die Höhe einer zeitgemäßen Anſchauung zu erheben. 
Obgleich er jtet3 feine Fürſorge für die „Schlagfertigfeit der Armee” be- 
tonte, hatte er von dem, was dazu gehörte, nur eine jehr dunfle Vor— 
jtellung. Wenn jemand zu ihm fam, um in einer Angelegenheit, von 
der er nichts veritand, Auskunft zu erbitten, jo pflegte er ihn unter 
polterndem Schelten über die unnötige Anfrage auf die bejtehenden Vor: 
ſchriften hinzuweiſen, um feine eigene Unfenntnis zu verjteden. „Alles 
drehte fich bei ihm um die beiden Pole des Reglements und der Schab- 
lone. Zwiſchen ihm und der von ihm gejchuhriegelten Truppe lagerte 
bejtändig eine dichte Wolfe Aktenſtaubes.“ 

Und doc war er ein reblicher, höchjt ehrenwerter Charakter, der 
jeine einflußreiche Stellung niemals zu feinem perjönlichen Vorteil aus— 
genugt hat. Es unterliegt feinem Zweifel, daß er während feiner langen 
Dienstzeit fein anderes Ziel im Auge gehabt, wie das bejte der Armee 
zu fürdern, — joweit er es verjtand. Seinem Monarchen war er mit 
unerjchütterlicher Treue ergeben. Ob er aber deſſen Neigung, über die 
kleinsten Angelegenheiten bis zu den Dispenſations-Geſuchen der einzelnen 
Infanteriften von der Ererzierzeit, felbit zu entjcheiden, nur nachgegeben, 
oder ihn dahin gebracht Hat, fich um jolche Details zu fümmern, bleibt 
eine offene Frage. Vielleicht Hat er auch gefürchtet, da dem König 
dergleichen Dinge von anderen Hinterbracht werden fünnten und er dann 
jein Vertrauen verlöre. Jedenfalls hat er es veritanden, fich diejem, 
der in ihm mit Recht feinen treuejten Diener chrte, bis zulegt unent- 
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behrlich und unerjeglich erjcheinen zu laffen. Inwiefern fein fchnarrendes 
Drgan und feine furz angebundene Sprechweife dazu mitgewirkt Hat, 
bleibt umentjchieden. Seine gebüdte Haltung und fein bfinzelnder 
jtechender Blict aber ſtanden, namentlich, wenn er zu Pferde erjcheinen 
mußte, mit dem Mir, das er ſich zu geben juchte, wenig in Einklang. 
Materielle Vorteile hat er jedoch von feiner Aufopferung im Dienjte 
nicht gehabt, wenn man nicht feine Erhebung in den Adelsſtand dahin 
rechnen will. Es befriedigte jeinen Ehrgeiz, das das Kommando der 
Armee und alles dejjen, was damit zujammendhing, in feinen Händen 
lag. „Mit ängftlicher Eiferfucht war er bejtrebt, fich in feiner mächtigen 
Stellung zu behaupten ımd jede andere, feine Sphäre betreffende Ein- 
wirfung von dem Könige fernzuhalten.“*) Alles ging durch) ihn. Selbſt 
der General: Auditenr und der General-Arzt mußten ihre etwaigen An— 
liegen durch ihn vortragen lafjen. Mit Anordnungen der Fleinlichiten 
Art griff er nicht jelten direft in dem Dienstbetrieb und in die Befehls- 
befugnifje der Generale und Negiments-Stommandeure ein. Durch zahl: 
(oje General-Drdres, die ſich meiftens auf irgend eine einzelne Erſcheinung 
oder einen einzelmen Vorfall ftügten — und daraus ein generelles Ge— 
bot oder Verbot mit weitläuftigen Vorſchriften ableiteten, wurde den 
Unterbefehlshabern jede Selbjtändigfeit und Selbitthätigfeit genommen. 
Ueber die geringiten Kleinigkeiten verlangte der General-Adjutant einen 
Bericht. „ES kann kein Pferd im Stalle miſten,“ ſagten die tavalleriften, 
„Jo muß es nach Hannover gemeldet werden.“ Fügſamkeit galt ihm 
mehr wie Kapazität. Der energiſche und felbjtändige General Freiherr 
Grote 3. B. war ihm ſtets unangenehm, weil er fich nie um feine 
Gunſt bewarb, — und er brachte dem Könige diefelbe Abneigung gegen 
ihn bei. Auch an dem General Sacobi fuchte er jegt für Die früher er- 
littene Unbill Vergeltung zu üben. Wenn irgend möglich, wußte er die 
Ausführung der von diefem vorgeichlagenen und vom Könige bereits ge: 
nehmigten Maßregeln — jo 3. B. in der Frage der permanenten An— 
jtellung von Negiments-Stadetten — zu Hintertreiben.” **) 

Daß diefes durch Herren von Tſchirſchnitz repräfentierte Syſtem für 
ein intelligentes, auf die ruhmvollen Ueberlieferungen feiner Gejchichte 
ftolzes und im ihrem Geifte weiter wirfendes Offizier-Korps um fo 
unjympathijcher jein mußte, da er denen, die mit ihm im perjönliche Be— 


*) von ber Wengen a. a. D. ©. 9. 
**) von Jacobi, aus meinenr Leben S. 158, Anm. 
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rührung famen, jchroff und hochmütig gegenüber trat, iſt begreiflich 
genug. Aber doc) ijt der gegen ihn erhobene Vorwurf, dab er ich bei 
Erledigung der perjönlichen Angelegenheiten von Parteilichkeit habe 
leiten laſſen, völlig unbegründet. Es iſt im Gegenteil fein unbejtreitbares 
Verdienst, da5 er den Nepotismus zu einer Zeit von der Armee fernge- 
halten Hat, wo er jich in allen anderen Ständen breit machte. Freilich 
juchte er jtets, fich mit den FFlügel-Mdjutanten und anderen Berfonen, die 
ji der föniglichen Gunst erfreuten, auf einen guten Fuß zu jtellen, 
aber einen Einblid in feinen Gejchäftsfreis oder gar eine Einwirkung 
auf den König in dieſer Richtung hat er nie geduldet. Auch mag «8 in 
einzelnen Fällen, 3. B. bei der auferordentlichen Beförderung der Prinzen 
Solms, vorgefonmen fein, daß er den Allerhöchſten Wünjchen mehr 
entgegengefommen ift, als es jich eigentlich mit feiner Pflicht vertrug; im 
allgemeinen ging er jedoch bei den Ermennungen mit der größten Vor— 
Jiht und Gewiffenhaftigfeit und ohne jede Nebenrüdjicht zu Werfe. Nur 
diejenigen brachte er zu höheren Stellen in Vorjchlag, die er nach den 
Dualififations- Berichten für geeignet Halten mußte. Daß er mit ber 
Ausmerzung körperlich Untauglicher oder weniger Befähigter vielleicht 
nicht jo weit ging, als es im Intereſſe der Armee wiünjchenswert ge 
wejen wäre, lag in dem bejchränften Penſionsfonds. Trotz feiner rauhen 
Außenfeite aber hatte er ein warmes Herz für das Wohl und Wehe der 
Offiziere. Für Diejenigen, die fic) während des Strimfrieges bei der 
englischen Legion hatten anwerben lajjen, vermittelte er den Wiedereintritt 
in die Armee. Nicht einmal an denen, die ihn bei ihrem Abgang mit 
belewdigenden Ausdrüden in den öffentlichen Blättern angegriffen hatten, 
übte er Vergeltung. Dieje rühmenswerte Umparteilichfeit des General: 
Adjutanten aber giebt ihm ein Anrecht auf eine mildere Beurteilung 
jeiner jonjtigen dienstlichen Thätigkeit. 

Die Zuſammenſetzung des neuen Kabinetts fand eigentlich bei feiner 
Bartei Beifall. Den Liberalen jchien Schon der Name und die VBergangen- 
heit Scheles von ominöfer Vorbedeutung zu fein, und daß er gerade 
unter den Adeligen, die im Jahre 1848 am energifchjten mit ihm für 
die Aufrechterhaltung der Standesvorrechte eingetreten waren, fich feine 
Gehilfen ausgewählt Hatte, bejtärkte jie in dem Argwohn, daß es auf 
reaftionäre Gewaltmaßregeln abgejehen ſei. Auch tadelten jie die Auf- 
nahme Windthorits als das erjte Beifpiel eines fatholischen Minijters 
in dem protejtantiichen Lande. Der Adel dagegen jah in Schele einen 
Abtrünnigen, weil er fich der Abjtimmung über die Beſchwerden der 
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Nitter am Bunde entzogen und fein Etellvertreter dagegen geftimmt 
hatte. Die ehemaligen Märzminifter aber fühlten ſich zurüdgefegt, weil 
man niemand von ihnen zu der meuen Regierung zugezogen hatte. Das 
„Dsnabrüder Volksblatt,“ das Organ Etüves, lieg dieſe Enttäufchung 
deutlich genug erfennen. „In wicht vier Jahren der dritte Wechjel,* 
klagte es. „Hat denn unfer Yand jo viel geiftige Kräfte zu vernußen, 
daß es ein Jahr um das andere ein Minifterium neu jchaffen kann? 
Müffen da nicht am Ende die Perjönlichfeiten ſchwach werden?“ Bei 
den Offizieren endlich erwedte die Ernennung des in der Armee wenig 
befannten Brandis zum Nachfolger des gejchäftsfundigen Jacobi ernite 
Befürchtungen. 

Bon den fchwebenden Fragen, deren Erledigung dem neuen Minifterium 
zuficl, war die erjte die Angelegenheit der deutjche Flotte. Bekanntlich 
war im September 1851 auf Scheles Antrag am Bundestage ein Aus— 
ſchuß niedergefeßt, welcher über die wünfchenswerte Größe und Aus- 
dehnung der Nordſee-Flotte berichten jollte. (S. o. ©. 167.) Die Verhand- 
(ungen dieſer Kommiſſion verliefen jedoch ebenjo rejultatlos, wie der Plan, 
der am 9. und 10. Dezember zu Hannover beraten wurde. Darnad) follte 
fünftig die deutjche Bundesflotte dreiteilig fein und aus einer Öfterreichifchen 
Abteilung, einer preußischen und einer Nordſee-Flotte bejtehen, für die 
die Übrigen deutjchen Staaten während der nächſten ſechs Jahre jährlich 
eine Million Thaler aufzubringen hätten. Zwar trat Dejterreich in einer 
Zirkular-Depeſche vom 10. Dezember als Verteidiger der Nordſee-Flotte 
auf und ermunterte alle deutjchen Staaten, für deren Eriftenz zu ftimmen, 
aber die Begründung einer preußischen Seemacht daneben ſchien ihm bedenklich. 
Vielmehr erhielt Graf Thun die Inftruftion, mit Preußen gemeinschaft- 
lich) eher die Auflöfung der Flotte durchzujfegen, — was indes den per- 
jönlichen Anfichten des Gefandten durchaus nicht entiprac).*) 

Das Berliner Kabinett dagegen machte Hannover vertrauliche Er: 
Öffnungen, „mit dem Biel, in einer Konvention mit Ddiefem und dem 
Zollverein, eine Bafis für die Neugeftaltung der Flotte zu finden.“ Da 
aber von Defterreich in diefen Vorfchlägen feine Rede war, fo ſah Schele 
darin ein Zurüdgreifen auf die verhaßten Unions- Pläne von 1849 und 
lehnte höflich ab. 

Am 30. Dezember ward jodann der hannoverjche Plan einer dreis 
teiligen Bundesflotte verworfen, und beftimmt, daß Schon vom 1. Sanuar 1852 





*) Bismard an Gerlach d. d. 5. Januar 1852. 
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an die Zahlungen aus Bundesmitteln aufhören jollten. Dagegen blieb 
e3 den einzelnen Staaten überlafjen, einen Verein zur Uebernahme der 
Flotte zu gründen. Es jtellte fich jedoch bald heraus, daß feine Aus- 
fiht auf das Zuftandefommen eines folchen Vereins ohne Preußen vor: 
handen war. Gleichzeitig aber fürchteten die meiften Regierungen, den 
Kammern und der öffentlichen Meinung gegenüber den Bundestag mit 
dem Odium der Auflöfung der Flotte zu beladen und dieſe Bejorgnis 
war größer, als die bisherige Abneigung gegen den Beitritt Preußens. 
Dieje Lage benußte Bismard mit großem Geſchick. Im einer vertraulichen 
Sigung am 17. Januar feßte er zumächjt im Verein mit Hannover die 
augdrücliche Anerkennung der Flotte als Bundes-Eigentum durch Mehr: 
heitsbejchluß dur. Dann gab er die Erklärung ab, daß „feine höchſte 
Regierung geneigt jei, dem Nordſee-Flotten-Verein beizutreten”, eine Er: 
Härung, die von allen Gejandten mit großer Genugthuung aufgenommen 
wurde.*) Nur der Präfidial-Gejandte widerjegte ſich der beabjichtigten 
Aufnahme. „Da man andererjeits von dem Plane, ein dreifaches Bundes: 
flotten: Kontingent zu bilden, abgegangen ſei“, jagte er, „jo jei Oeſterreich 
nicht mehr daran gebunden“.**) 

Unbezweifelt hatte Bismarck mit diefer Abftimmung einen großen 
Sieg errungen. „Wenn wir die Sache zuftande bringen“, berichtete er 
nach Berlin, „jo erreichen wir im wejentlichen dasjelbe Rejultat, das wir 
bei den Berhandlungen mit Hannover beabfichtigten und welches nicht 
nur den Vorteil hat, den Wünjchen Er. Majejtät zu entjprechen, jondern 
auch unferer Stellung in Deutfchland ein erhebliches Relief 
verleihen wird.“ Zwar glaubte er nicht, daß die Flotte in Wirklichkeit 
die hohe Bedeutung habe, die ihr die öffentliche Meinung und namentlic) 
auch die meiften deutjchen Regierungen beimäßen;***) aber die ganze 
Sache jchien ihm eine Gelegenheit zu einer günftigen Diverfion für 
Preußens Stellung am Bundestage. Er riet daher dringend, unter An— 


) Bismard au Gerlach d. d. 5. Februar 1852. 

*) Ernft II. Herzog von Coburg, Denlwürdigfeiten aud meinem Leben und 
meiner Zeit. II. Teil S. 43. 

“+, „Die Flotte hat in den VBorftellungen der öffentlihen Meinung und 
namentlich auch der meijten deutſchen Regierungen eine höhere Bedeutung wie in 
Wirklichkeit, obſchon ich es Teineöwegs gering anſchlage, wenn wir in die Lage 
fommen, etwaigen Avanien von Griechenland, Portugal, oder einer Süd— 
amerilanifhen Republik gegenüber Reprejialien ausüben zu können“. (Bismarck 
an Gerlady d. d. 5. Febr. 1852.) Und felbft dazu fcheint die heutige deutjche Flotte 
nicht imftande zu fein! 
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erbietung erfledlicher Geldmittel bei den deutjchen Höfen eine rajche und 
entschloffene Initiative zu ergreifen. Dann fam das Wiener Kabinett 
in Die unangenehme Alternative, entweder die Neubildung der Flotte zu: 
zulaffen und fich ſelbſt daran zu beteiligen, oder diefe Schöpfung in 
oftenfibeler Nivalität zur befämpfen. Gelang es aber, das Inſtitut Durch 
erhebliche Geldopfer ins Leben zu rufen, jo fonnte nach feiner jet be— 
abfichtigten Verfaffung der Bund und das Präfidium nur eine mittel: 
bare und entfernte Einwirkung darauf ausüben. 

Die preußischen Minifter vermochten jedoch nicht, fich auf die Höhe 
diefer jtaatsmännifchen Anjchauungen zu erheben. Sie jahen es als ihre 
erjte Pflicht an, das mit großen Opfern erfaufte Einvernehmen mit 
Defterreich unter allen Umftänden aufrecht zu erhalten, und fügten jich 
defien Wünfchen. Auf Antrag der beiden Großmächte wurde daher am 
16. Februar beſchloſſen, die Nordjee- Flotte zu verkaufen, falls nicht bis 
zum 31. März der FFlotten- Verein definitiv zuftande gefommen wäre. 
In Hannover war begreiflicherweife die Vorliebe für die Flotte größer 
al3 anderswo, und Schele hielt es für möglich, noch in der zwölften 
Stunde die übrigen deutichen Negierungen im Sinne feines Vorjchlags 
vom 10, Dezember zum Beitritt bewegen zu können. Auf feine Auf 
forderung traten am 20. März Bevollmächtigte jämtlicher Staaten, mit 
Ausnahme der Großmächte, im Staatsrats-Saale des füniglichen Nefidenz- 
jchlofies zu Hannover zufammen, um über die Gründung eines Flotten— 
Vereins zu beraten. Auch Aomiral Brommy war zugegen. Allein 
Scheles VBorjchläge wurden nur lau aufgenommen. Die meilten Anz 
wejenden und darunter gerade die Vertreter der größten deutjchen Staaten, 
wie Bayern, Württemberg, Sachſen u. a. hatten nichts wie Bedenklich- 
feiten und machten ihren Beitritt von einer Menge von Klauſeln, Be: 
dingungen und Winfelzügen abhängig. Nur Hannover, Braunfchweig, 
Naſſau, Oldenburg, Deſſau und Köthen, SchaumburgsZippe, Lübed, 
Bremen und Hamburg waren bedingungslos bereit, ſich zu beteiligen; — 
aber die Beiträge, zu demen fie ſich verpflichteten, machten zujfammen nur 
die Summe von 317000 Thalern jährlich aus. Damit war das Scid- 
ſal der Flotte bejiegelt. Brommy, an den Schele die Frage richtete, ob 
man fie demm nicht mit diefer Summe doc noch am Ende über 
Waſſer halten fünne, antwortete mit einem flaren und entjchiedenen 
„Nein“ So konnte der Mimiter beim Schluß der Konferenz am 
23. März nur den Mißerfolg jeiner Bemühungen fonjtatieren, den er, 
mit der Phraſe zu verhüllen juchte, wie befriedigend es troßdem ſei, „in 
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deutscher Sache doch einmal deutſch vereinigt geweſen zu fein, und 
daß man die Hoffnung auf ein jpäteres Gelingen der Sache nicht auf: 
geben dürfe“. 

Am 2. April wurden jodann die beiden beiten Schiffe, Edernförde 
und Barbarofja, für den Preis von 700000 fl. Preußen käuflich über- 
laffen. Zum Kommiſſär für die meiftbietende Veräußerung des Reſtes 
bejtimmte die Bundesverfjammlung den oldenburgischen Regierungsrat 
in Birkenfeld, Hannibal Fiicher. Er galt für einen fanatischen Reaktionär 
und machte ſich auch jpäter als „leidenjchaftlicher, tolldreiiter Anwalt 
jeder anrüchigen, politiichen Sache“, wie 3. B. bei der Oftroyierung eines 
neuen Wahlgejeges in Lippe-Detmold, einen gewiſſen Namen.*) Er war 
ein jonderbarer, Eleiner Mann mit gewaltiger Habichtsnaje, Fahlem Kopf 
und rotem, glattem Gejicht, der durch die Ausführung feines Nuftrages 
der öffentlichen Verachtung anheimfiel. Noch heute ift der „Flotten— 
Fiſcher“ nicht ganz vergejien.**) 

Ebenfowenig wie in der Flotten-Angelegenheit gelang es Schele, die 
Abſichten feines königlichen Herrn in der Zollanſchluß-Frage durchzufegen. 
Freilich im Anfang ſchien deren Löſung einfach genug. Der Vertrag 
vom 7. September bedurfte, um perfekt zu werden, der Genehmigung des 
Landtags, und die Negierung konnte faum etwas amderes Mur, wie ihn 
den Ständen gleich nach dem Ende ihrer Vertagung unterbreiten. Sie 
begründete die Vorlage damit, daß die Geringfügigfeit der Abgabenjäge, 
deren jich der Steuerveremm früher zu erfreuen gehabt hätte, nach der 
Erhöhung der notwendig gewordenen Ausgaben für die neue Gerichts: 
Organijation pp. nicht mehr aufrecht zu erhalten gewejen wäre Dazu 
fämen die Nachteile des jeit dem Nustritte Braunfchweigs noch ge: 
jchmälerten Umfangs des Steuergebiets, wodurd die Verwaltungskoſten 
unverhältnismäßig erhöht würden. Endlich würden bei der großartigen 
Zunahme der Berfehrs: Anstalten, dem fortjchreitenden Bau von Eifen- 


*) Herzog von Coburg a. a. O. II. Zeil S. 45. 

*) Ueber die Verhandlungen bezüglih der FFlotten- Angelegenheit giebt der 
Briefwechjel Bismards mit dem General von Gerlach wünjchenswerte und zus 
verläflige Auskunft. Mich ein gelegentlih der Enthüllung des Brommd«- Dentmals 
im „Daheim“ erſchienener Aufſſatz enthält wertvolle Nachrichten. Der Herzog von 
Eoburg dagegen, ber fid) zu feinen Beiträgen für die Flotte verpflichten wollte, 
ſucht die Sache jo darzuftellen, als wenn die Ungelegenheit „durch Hannover eine 
gegen Preußen gerichtete Spitze“ erhalten hätte. v. Sybel (die Begründung des 
deutſchen Reichs durch Wilhelm I. Il. Teil S. 150 ff.) bringt nur wenig eingehende 
Mitteilungen über diefe Ungelegenbheit. 
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bahnen und Seehäfen die in der Bejchränftheit des Marktes begründete 
Hemmung größerer Handels- und Gewerbs-Unternehmungen immer 
drücender empfunden werden. 

Diefe Auseinanderfegungen machten jedoch durchaus nicht den er- 
warteten Eindrud. Es erhob jich vielmehr eine ungemeine Agitation 
gegen den ZolleBertrag, die namentlich von dem Freihandelsbunde in 
Hamburg mit allen Kräften gejchürt wurde. Dazu hatte die Mehrzahl 
der Bevölferung eine Abneigung gegen die „preußifchen Schwindeleien” 
und hätte ein zsreihandelsfyitem den Schutzzöllen vorgezogen. Wein— 
händler, Tabaksfabrifanten, Zuderfiedereien, Twilt- und Baumwollleute, 
Slanzlederfabrifanten und Zünftler jeder Gattung übergaben Petitionen 
gegen den Anjchluß, während dafür verhältnismäßig nur wenige ein- 
gingen. Alle Zeitjchriften hatten Partei ergriffen; namentlich traten die 
„geitung für Norddeutjchland“, jowie die Hamburger und Bremer Blätter 
gegen die Zoll-Einigung mit Entjchiedenheit auf. Auch die politiich- 
Öfterreichiiche Partei am Hofe, zu der die Minifter von Borries und 
von der Decken gehörten, arbeitete dem Anfchluffe feindlich entgegen. 
Ihr Organ, die „Neue Bremer Zeitung”, juchte den ganzen Vertrag 
aus den fleinlichjten Motiven zu erklären. Sie behauptete, der Minifter 
von Münchhaufen hätte ihn nur deshalb befürwortet, weil der Fürſt 
Schwarzenberg auf den Dresdener Konferenzen feine Eitelkeit beleidigt 
habe. Sogar der König, der von dem Zuſammenhange feiner Thron: 
bejteigung mit dem Zollanjchluß feine Kenntnis gehabt zu haben jcheint, 
war ein entjchiedener Gegner desjelben. 

Dennoch gelang es Schele, den Vertrag nach heftigen Kämpfen im 
Landtage durchzubringen. Am 23. Januar erflärten fich in zweiter 
Sammer bei der namentlichen Abjtimmung 43 dafür und 30 dagegen. 
Huch die ehemaligen Minifterial-Vorjtände Stüve und Lehzen jchlofjen 
jich, obgleich fie während der Debatte ihre jchweren Bedenfen nicht ver— 
hehlt hatten, aus politiichen Gründen der Majorität an, denn fie glaubten 
— freilich mit Umrecht — der Minifter Manteuffel habe dem Hannoverjchen 
Unterhändler den Schu Preußens gegen die Beſchwerden der Nitter 
in Ausſicht geitellt. Auch in der eriten Sammer, deren Mehrzahl faum 
die wirtjchaftlichen Vorteile und Nachteile des Abkommens zu überjehen 
vermochte, gaben dieſelben Erwägungen den Ausjchlag. 

Mit dejien Genehmigung durch den preußiichen Landtag jchienen 
alle Schwierigfeiten bejeitigt. Auch die oldenburgische Regierung ſchloß 
am I. März 1852 mit Hannover einen Vertrag, welcher den Anſchluß 
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an den September-Bertrag bedingte. Nun aber zeigte e8 fich, wie be— 
gründet die Beforgnijje Stüves (j. 0. S. 161) gewejen waren. Die jüd- 
deutschen Staaten fühlten jich verlegt, da fie von dem Abkommen, das 
Preußen einjeitig „für ſich und für Diejenigen Staaten, die ſich am 
1. Januar 1854 noch mit ihm im Bollverein befinden würden,“ ge— 
ichloffen Hatte, erjt durch die Zeitungen Kenntnis erhielten. Insbeſondere 
erregte die Beitimmung, daß fie mit verpflichtet jein follten, Hannover 
das vereinbarte ungeheure Präcipuum zu zahlen, großes Mihvergnügen. 
Diefe Sachlage machte fich der öſterreichiſche Minifterpräfident Fürſt 
Schwarzenberg mit großem Gejchid zu nuge, um den preußifchen Zoll: 
verein von innen heraus zu jprengen. Er berief bereits anfangs Januar 
jämtliche deutjche Staaten zu einer Handelsfonferenz nad) Wien. Seine 
Vorſchläge, zwijchen Defterreich, das furz zuvor feine Binnenzölle auf: 
gehoben umd den Grenzzolltarif dem der Bereinsjtaaten nahe gebracht 
hatte, und Deutjchland eine Zoll-Einigung zu Stande zu bringen, jchienen 
manchen bejonders verlodend. Auf feinen Antrieb fchloffen eine Anzahl 
jübdeuticher Staaten, Bayern voran, am 6. April die „Darmftädter 
Uebereinfunft“, worin ſie jich verpflichteten, feinenfalls vor dem 1. Ja— 
nuar 1853 einen Vertrag über die Verlängerung des Zollverein abzu— 
ichliegen, wenn nicht vorher eine Einigung zwifchen Oeſterreich und allen 
bisherigen Mitgliedern desjelben erreicht wäre. Preußen dagegen fonnte 
jest an der Spite eines fompaften Zollgebiets, das fich bis an die 
Küſten der Nordjee erjtredte, den übrigen Verbündeten jeine Geſetze vor: 
jchreiben. Um alle Weiterungen zu vermeiden, berief die Regierung auf 
den 19. April eine Zollfonferenz nach Berlin. Hier erklärte fie, ſie 
bielte fich nach Ablauf der jegigen Vertragsperiode, am 1. Januar 1854, 
nicht mehr an die früheren Vereinbarungen gebumden. Nur mit den 
Zollvereing-Mitgliedern, welche die Uebereinkunft mit dem Steuerverein 
anerfennten, jei fie bereit, über einen neuen Vertrag zu verhandeln. 
Dieſe Erflärung rief allenthalben die größte Aufregung und Verwirrung 
hervor. Zwar fanden gleichzeitig in Wien SHandelsfonferenzen ftatt, 
auf denen eine Anzahl Staaten*) jich verpflichteten, nach Kräften für die 
Einigung mit Oeſterreich zu wirken und in die Wiederaufrichtung des zu 
. Ende gehenden deutjch-preußiichen Vereins nur unter der Bedingung zu 
willigen, daß derjelbe auch auf diejes ausgedehnt werde; allein der plög: 





*) Es waren Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Kurheiien, Helfen-Darm- 
ftadt, Naſſau und Heffen-Homburg. 
Hafiell, W. v., Das Königreih Hannover. Bd. IL 14 
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liche Tod des Fürften Schwarzenberg (+ 5. April 1852) lähmte bie 
Schritte der „Darmftädter Koalition“.*) Das unerwartete Abjcheiden 
diejes hochfahrenden, rüdjichtslojen Staatsmannes war, wie Prinz Albert 
ichrieb, „ein glüdlicher Todesfall für die Ruhe Europas.“ **) Sein 
Nachfolger, Graf Buol-Schauenftein, trat zwar zunächſt auch ziemlich 
gebieterifch auf. Dem in Spezial-Miffion nach Wien gefandten Herrn 
von Bismard erflärte er, Dejterreich ließe fi nicht als Ausland be- 
handeln. Allein im Herbit, als Louis Napoleons Abfichten, ſich auf den 
Kaiſerthron zu jegen, immer deutlicher hervortraten, juchte er mit Preußen 
ein freundjchaftlicheres Verhältnis Herzuitellen. Auf feine Beranlafjung 
jtattete der Kaifer dem Berliner Hofe einen Beſuch ab (17.—21. Dezem- 
ber 1852), bei welcher Gelegenheit er am 19. Dezember mit dem König 
Georg und dem Großherzog von Oldenburg in Botsdam zujfammentraf. 

Daß unter diefen Verhältniffen dem füddeutichen Staaten bei ihrem 
Vorgehen in der Zollfrage die Einheit und Energie fehlte, die allein 
einen günftigen Erfolg verfprach, iſt begreiflih. Beuſt behauptet ſogar, 
es jet feinen Bemühungen zu danfen, dab Bayern und Württemberg aud) 
nach dem 1. Januar 1854 an dem Bertrage feitgehalten hätten, ohne 
auf den Beitritt Dejterreichs zu beitehen.***) 

Allein diefer freundfchaftliche Rat jcheint erit zu einer Zeit erteilt 
zu jein, als die Pläne der Koalierten bereits ausſichtslos geworden 
waren. Schon im Anfang Februar 1852 hatte vielmehr der König 
Georg gelegentlich eines kurzen Bejuchs am Dresdener Hofe dem Minifter 
von Beuſt eine Audienz gewährt, um ihn für die „Hannoverjch-füderative 
Auffafjung“ der Zolle und Handels- Angelegenheiten zu gewinnen. F) 
Wenige Tage jpäter, bei einer vertraulichen Beiprechung in Yeipzig zwifchen 
Beust und Schele war die Sache weiter erörtert worden. Bei diejen Ver: 
handlungen jcheint es indes nicht weiter als zu einer Konſtatierung des 
gemeinfamen Wunſches gefommen zu fein, den September-Bertrag wo— 
möglich wieder rüdgängig zu machen. Denn die Jächlische Negierung 

* „Der Minifter von der Pfordten, welcher morgen früh nad) München zu: 
rüdfehrt, hat in der vorigen Nacht von Ajchaffenburg aus die Anzeige von bem 
Tode des Fürften Schwarzenberg erhalten. Wie ich höre, hat die Nachricht eine 
große Erihütterung unter den zur Konferenz verfammelten Herren hervorgerufen.“ 
(Bericht Biömardd d. d. 6. April 1852.) ©. Poſchinger, Preußen am Bundes- 
tage, I. Zeil S. 89, 

**) Herzog von Coburg a. a. D. II, Zeil, ©. 55, 

“+, Beuft, Erinnerungen a. a. ©. I. Teil, S. 164. 
+) König Georg an den Minifter von Schele d. d. 4, Februar 1852, 
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konnte fich bei allem Haß gegen Preußen nicht verhehlen, daß ihr Nüd- 
tritt von dem Zollbunde jelbjt dann faum möglich war, wenn jämtliche 
übrige Staaten ſich ihm anjchlofjen. Nach den Verficherungen des han— 
noverjchen Generalfonfuls Claus war vielmehr der gefamte Handelsjtand, 
namentlich in Leipzig, Davon überzeugt, daß er durch die Auflöfung des 
Zollvereins ruiniert werden würde.*) 

Nur, wenn Hannover fich von dem September:Bertrage wieder los— 
fagte, und dem gewerbthätigen Lande, wie zu den Zeiten des mittel- 
deutjchen Handelsvereins, einen Zugang zur See eröffnete, lieh fich eine 
jolche Politik vielleicht durchführen. In dem Sinne juchte nun der fäch- 
Jiiche Finangminijter Behr während der Vertagung der Berliner Konfe- 
renzen durch die Vermittlung des Grafen Platen auf den König Georg 
einzuwirken. Der gewandte Diplomat kam perjönlich nah Hannover, um 
ihn davon zu überzeugen, daß nach dem Wortlaut des Bertrages jelbit, 
Hannover nicht mehr daran gebunden jei, wern Preußen den Zoll . 
verein fündige und austrete. Ja, er behauptete, durch deſſen Aus— 
tritt jei diefer an und für fich nicht als aufgelöft zu betrachten, und 
die „Darmftädter Koalition“ werde „mit dieſer juriftiichen Anficht ge: 
waffnet,“ vor die Bundes-Verfammlung treten umd dort mit großer 
Majorität die Aufnahme Oeſterreichs in den Zollbund durchjegen. Allein 
dem Könige ſchien die Behrjche Interpretation des September-Vertrages 
trog ihrer „einnehmenden Seiten" auf „juriſtiſchen Spigfindigfeiten“ zu 
beruhen. „Wenn aber,” jo jchrieb er an Scele, „Hannover nicht 
moraliſch und juriftisch im vollkommenſten Rechte ift, jo muß es Preußen 
gegenüber als wortbrüchig erjcheinen. Wie ernjt würden die Folgen für 
Dannover werden fünnen, wenn es wirklich mit diefer Schuld beladen, 
gerade dem Staate gegenüber jtände, gegen defjen Gier, Hannover früher 
oder jpäter ſich einzuverleiben, diefes ji) nur durch das gewiljenhaftejte 
Erfüllen der Verträge ſchützen kann.“*) Er gab deshalb den Meinijtern 
anheim, der preußifchen Regierung bei der Wieder-Eröffnung der Boll: 
fonferenzen am 21. Auguſt im der jchonenditen Form von den Plänen 
der Darmftädter Koalition Kenntnis zu geben, und fie dringend vor deu 
Folgen eines Beharrens auf dem bisherigen politifchen Wege zu warnen. 
In Berlin machten dieſe Vorftellungen jedoch feinen Eindrud. Preußen 
blieb bei jeinem Entjchluß, die Aufnahme Defterreichs nicht zuzulafjen, 
und der Bruch des Zollvereins wurde immer wahrjcheinlicher. Bei diejer 

*) König Georg an den Minifter von Schele d. d. 8. Auguft 1852. 


**) König Georg an Scele den 8. Auguft 1852. ner 
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Sachlage hielt der König dafür, daß „die Würde und die Interefjen 
Hannovers auf das Empfindlichite getroffen werden würden, wenn der 
Vertrag vom 7. September fein einjeitige® Verbleiben in einer Zoll— 
einigung mit Preußen und einigen fleineren Staaten in ſich jchlöffe.“*) 
Er wollte lieber im Steuerverein der erfte, als im Zollverein der zweite 
fein. Deshalb wünjchte er, wenn irgend thunlich, ſich von der inhalts- 
ſchweren Verbindlichkeit wieder freizumachen. Dazu fchien ihm der Um: 
jtand eine geeignete Handhabe zu bieten, „daß die durch den Vertrag in 
Ausficht geitellten Bevorzugungen nicht fo beibehalten und ausgeführt 
werden fünnten, wie es der Fall gewejen wäre, wenn das Gebiet des 
Zollvereins in der bisherigen Größe fortbeitanden hätte” Nur unter 
diejer legteren Vorausſetzung aber hätten die Stände den Vertrag ge 
nehmigt und in diefem Umstand jah er den einzig möglichen Ausweg, den 
man mit der größten Energie ergreifen müſſe. Als erjten Schritt auf 
dDiefem Wege befahl er, den Generaldirektor Klenze, „gegen deſſen Cha- 
rafter und Wirken ich das höchjte Mißtrauen hege,“ „dieſen ausſchließlich 
für die preußifchen Intereffen gewonnenen Mann, Urheber und Aus- 
führer des jchmählichen Vertrages,“ aus den Berhandlungen für immer 
zurüdzuziehen. 

Diefe Abberufung, ſowie die Erklärung Scheles gegen den Minifter 
von Manteuffel, „wie Hannover feine Verbündeten finden würde, und 
jeine Wege vorgezeichnet jeten, wern der Bruch des Zollvereins einträte,“ 
erwedten in Berlin die Befürchtung, daß auch Dfdenburg Neigung be: 
fommen fünnte, jich von Preußen wieder loszujagen. Der König Friedric) 
Wilhelm entjchloß ſich daher, feinen perfünlichen Einfluß auf den Grof- 
herzog zur Geltung zu bringen. Seine Reife nach Oldenburg ift aber 
nicht bloß wegen ihres Ergebniffes, jondern auch wegen der Art ihrer 
Ausführung merkwürdig. In Bremen hatte nämlich eben der General 
Sacobi als Bundes-flommiffär dem Unweſen des vielgenannten Paſtors 
Dulon ein Ende gemacht. Diefer „Jakobiner im Talar“ war von 
Magdeburg, wo er als Prediger der deutjch-reformierten Gemeinde an- 
geitellt war, aber wegen jeiner freifinnigen Richtung bereits feine Ab- 
jegung zu befürchten hatte, im Sommer 1848 an die U.L.Frauenkirche 
in Bremen berufen worden. Hier trat er als entjchiedener Gegner der 
Orthodoren auf; aber jeine Firchliche Wirkſamkeit bildete eigentlich nur 
den Firnis für feine politischen und jozialen Bejtrebungen. Von der 


*, König Georg an Scele d. d. 13. Sept. 1852. 


Der König von Preußen nah Oldenburg. Baftor Dulon in Bremen. 213 


Zeitſtrömung ergriffen, fing er bald an, die weitejtgehenden Lehren der 
Demokratie als Gotte8 Wort und Willen zu verfündigen. „Er wurde 
der eigentliche Mann des Tages, der geijtliche Führer in der Nevolutions- 
zeit. Von allen Seiten, jelbjt aus der weiteren hannoverjchen und 
oldenburgischen Umgegend gingen Leute zu ihm ins Gotteshaus und be— 
wunderten ihn, frauen nicht minder al3 Männer. Sein Name jchwebte 
auf allen Lippen, fein Bild hing in zahllojen Häufern und bei vielerlei 
Gelegenheiten gabs für ihn Ehrenpforten, Fackelzüge, Nachtmufifen, Pokale.“ *) 
Und, nachdem am 8. März 1849 die neue demofratische Verfaſſung 
feierlich verfündet war, — wobei der alte Roland eine Jafobinermüge 
erhielt, — ließ er fich in die neugebildete Bürgerjchaft wählen und wurde 
bald ein Hauptredner der Linken. Außerdem wußte er dem lejehungrigen 
Volke durch eine Reihe von ihm herausgegebener Blätter die neuen Ge— 
danfen immer wieder einzuprägen und damit die Erregung lebendig zu 
erhalten. Erſt ganz allmählich wagten fich jeine Gegner gegen ihn her- 
vor. Im Sahre 1850 fam es zu einem erbitterten Federkampf zwijchen 
ihm und dem Prediger Mallet an der St. Stephanigemeinde, von dem 
er fagte, daß feine Behauptungen nur „bei der niedrigjtehenden Bremer 
Intelligenz“ Gnade finden fünnten und da er die Kirche zu einer „An— 
jtalt für Irre und Blödfinnige“ machen wolle. 


Allein der Sieg, den Dulon in diefem Streit davontrug, war ein 
Pyrrhusſieg. Das Jahr 1851 brachte viele Enttäufchungen. Nach dem 
Olmützer Vertrage zwifchen Defterreich und Preußen gejtalteten ſich die 
Ausfichten der demokratischen Partei in Bremen immer trüber. Man 
glaubte hier ſogar eine zeitlang, daß, wie in Hamburg, öſterreichiſche 
Truppen einrüden und der ganzen Wirtjchaft ein Ende bereiten würden. 
Infolgedeſſen nahm der Senat eine fräftigere Haltung an und juchte 
auf eine Verfafjungs-Aenderung hinzuwirken. Im Mai konnte fchon die 
Dulonſche Tageschronif verboten werden, und bald nachher legte diejer 
jein Mandat zur Bürgerjchaft nieder. Ja, als er ſich im Oftober zu 
jeinen Freunden im Hannoverſchen begab, wurde der gefährliche Agitator 
aufgegriffen und in Eyjtrup gefangen gejegt, jedoch nach Monatsfriſt auf 
Anordnung der Juſtiz-Kanzlei in Hannover wieder freigelaffen und mit 
einem glänzenden Fackelzug empfangen. 


* ‚Die Wirkſamkeit ded Paſtors Dulon in Bremen (1848—1852)" von 
I. Fr. Jen, Paftor. ©. 15 ff., eine Schrift, bie meiner Darftellung überhaupt zu 
Grunde liegt. 
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Troß feiner zuverfichtlichen Haltung konnte ſich Dulon jedoch kaum 
mehr darüber täufchen, daß es mit feiner Herrlichkeit zu Ende ging. 
Zwar hatte er das Jahr 1852 noc mit einer hochtönenden, dem ver: 
bannten Arnold Ruge gewidmeten Schrift eröffnet: „Der Tag ift an- 
gebrochen. Ein prophetifches Wort“, worin es hie: „Der Sozialismus 
iſt das Evangelium, welches Heil verfündet aller Erde;” allein am 1. März 
beſchloß der Bundestag die Bundes-Intervention in Bremen und über: 
trug Hannover die Ausführung. Und die fchleunige Erledigung Diejes 
Auftrages war um fo nötiger, weil am 8. März einer der Bürgermeijter 
jtarb und die Wahl Dulons zum Senatsmitglied an feiner Statt nicht 
zu bezweifeln war. Schon am 23. März traf der General Jacobi in 
Bremen ein. Ihm jtand eine ausreichende Truppenmacht zur Verfügung, 
die er aus den benachbarten Garnijonen herbeiziehen fonnte; aber er be— 
durfte ihrer nicht. Seinem feſten und zugleich gemäßigten Auftreten ge- 
lang es, während feines einjährigen Aufenthalts in Verbindung mit dem 
Senat die ganze Verfaffung zu revidieren und zu erneuern. Gegen Dulon 
aber war diefer Lebtere bereits aus eigener Initiative vorgegangen. Auf 
Grund einer Beſchwerde von zahlreichen Gemeindemitgliedern von U.-2.- 
Frauen hatte der Senat am 8. März nad) Einholung eines Gutachtens 
der theologischen Fakultät der Univerfität Heidelberg entjchieden, den Paſtor 
Dulon von feinem Amte zu jujpenfieren, „da fein Wirken mit dem Evan- 
gelium und den Grundſätzen der reformierten Kirche unvereinbar jei, falls 
er nicht innerhalb ſechs Wochen für fein fünftiges Wohlverhalten Gewähr 
leifte.* Nun erhob fich ein gewaltiger Sturm der Entrüftung. Die 
Dürgerjchaft proteftierte mit großer Majorität gegen die Sufpenjton. 
Ein von 5605 Männern und 5356 Frauen und NJungfrauen unter: 
zeichnetes Schriftjtüd jprad) fich ebenjo aus. Dulon ſelbſt überjandte 
dem Senate ein Schreiben, worin er erklärte, er hätte bisher geglaubt, 
„das höchite Ma des Blödfinns bei den Bremer Bajtoren gefunden zu 
haben, allein die Heidelberger Profeſſoren könnten ſich getroft mit ihnen 
mejjen.“ Aber der Senat blieb jet. Am 19. April erfchien das Dekret, 
wodurd er feines Amtes für verluftig erklärt und ihm verboten wurde, 
im Freiſtaate als Prediger und Lehrer thätig zu fein. Vergeblich weigerte 
er fi), das Entlafjungsdefret anzunehmen und fein Haus zu verlaffen. 
Das Obergeriht, an das er ſich wandte, wies jeine Klage ab, jedod) 
lange, bevor es jeine Entjcheidung abgab, hatte er fi) aus dem Staube 
gemacht und nach Helgoland geflüchtet (September 1852). 

So lagen die Dinge, al? der König Friedrich Wilhelm fich plöglich 


Der König d. Preußen übernadt. i. Verden. Oldenburg hält a. Bollvertrag jeft. 215 


entjchloß, nad) Oldenburg zu reifen. Um aber der Stadt Bremen zu— 
gleich jein Mißfallen über ihre revolutionäre Haltung zu erfenmen zu geben, 
nahm er fein Nachtquartier nicht dort, Jondern in Verden im dem be- 
jcheidenen Hötel de Hanövre. Am 24. September abends traf er mit 
einem £leinen Gefolge im tiefiten Infognito ein. Zur Fahrt vom Bahn- 
hofe durch die winkligen, nur von einzelnen trüben Dellaternen ſpärlich 
erleuchteten Straßen nad) dem ziemlich entfernten Gafthofe mußte er jic) 
der einzigen damals vorhandenen Droſchke bedienen. In der Stadt war 
die bevorjtehende Ankunft des Königs nur Wenigen befannt geworden. 
Auf der büjtern Hausflur des Hotel3 hatte ſich daher bloß eine ver- 
hältnismäßig Eleine Anzahl Neugieriger eingefunden, um den preußijchen 
Monarchen zu jehen, als er, in einen weiten Militärmantel gehüllt, die 
Treppe hinaufftieg und fid) in jeine Gemächer zurüdzog. Der Stadt: 
fommandant und der Kommandeur des Garde-Hufaren-Regiments wurden 
jedoch zur Audienz vorgelajjen. Am andern Morgen jegte er die Reife 
fort, übernachtete aber bei der Rückkehr am 26. September abermals in 
Verden.*) 

Uebrigens war jein Beſuch am großherzoglichen Hofe von dem voll: 
ftändigiten Erfolge gefrönt. Zwar hielt ſich Oldenburg Preußen gegen: 
über von allen formellen Verpflichtungen frei, aber von einer Geneigtheit 
zur Nüdfehr zu dem alten Steuerverein war feine Spur zu bemerfen. 
Der Minijterpräfident von Röſſing ſprach fich vielmehr dahin aus, „daß 
diejelben politiichen Gründe für die Erhaltung des Vertrages vom 7. Scp- 
tember wirfjam wären, wie bei deffen Begründung.”**), Much jcheinen da- 
mals bereits Worbefprechungen wegen der demnächſtigen Anlage eines 
preußiſchen Kriegshafens am Jahdebuſen ftattgefunden zu Haben. Preußen 
beharrte daher den Soalierten gegenüber auf feinem Standpunkt. Schon 
am 27. September erklärte die Regierung, ſie jähe fich in die Unmöglic)- 
feit verjegt, mit der Gefamtheit der Staaten weiter zu verhandeln. Dieje 
beriefen ihre Bevollmächtigten ab und am 7. Oftober gab Preußen in 
einer Girkularnote jämtlichen Regierungen von dem Abbruch der Ver— 
Handlungen Kenntnis. 

Inzwiſchen hatte fich der König Georg nad) dem Schlofje Kirchheim 
unter Ted zum Befuche der Prinzeffin Henriette von Württemberg, der 








*) Die genauen Daten biejes Aufenthalts in Verden verdanke ich der gütigen 
Mitteilung des Magiftrats. Bon der Ankunft des Königs bin ich jelbft Zeuge 
gemwejen. 

**) König Georg an den Minijter von Schele d. d. 24, Dft. 1852. 
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Großmutter feiner Gemahlin, begeben. Hier ging ihm eine Einladung 
des Königs Wilhelm zu, am 20. Oftober behufs einer Beiprechung über 
die jchtwebende Zollangelegenheit nach Stuttgart zu kommen, an der auch 
der König Mar von Bayern teilnehmen wollte. Die beiden jüddentjchen 
Monarchen gingen aber von ganz verjchiedenen Standpunften aus. 
Während die Wünſche des Württembergers fich darauf beichränkten, daß 
Hannover von neuem verfuchen möchte, zwifchen Preußen und den Koa— 
lierten nebjt Defterreich zu vermitteln, jtellte der Bayer dem König Georg 
vor, daß es notwendig jei, den Vertrag vom 7. September jofort auf: 
zulöjen und in demjelben Augenblid einen Bevollmächtigten nad) Wien 
zu jenden. Hierdurch würde, jo meinte er, Preußen gezwungen werden, 
nachzugeben und auf die Forderungen der Koalition und Dejterreich® ein- 
zugehen. Beide Vorſchläge jchienen dem Könige indes nicht zur Ans 
nahme geeignet. Bei dem jchroffen Abbrechen der Stonferenzen durch) 
Preußen, jagte er, jei Hannover jedes Mittel zu deren Wiederanfnüpfung 
genommen; dort jet aber wegen der gänzlichen Verſchiedenheit der mate— 
riellen Berhältniffe von denen in Süddeutſchland durchaus feine Neigung 
vorhanden, mit Oeſterreich und dem jüdlichen Deutjchland ohne Preußen 
in eine engere Zoll- und Handelöverbindung zu treten. Hannover würde 
vielmehr in eine ganz unhaltbare Lage fommen, wenn es ich darauf ein— 
ließe. Eine zuwartende Stellung wäre das einzige, wozu er jich ver- 
jtehen fönne.*) Im ftillen aber wünfchte er die Sprengung des Boll: 
vereins und fnüpfte für diefen Fall mit Oldenburg geheime Verbindungen 
an, um es am Steuerverein feitzuhalten. Diefe Bemühungen hatten 
jedoch feinen Erfolg. Er fuchte daher wenigftens Braunfchweig zum 
Wieder-Anfchluß zu bewegen. Schele und der General Brandis mußten 
ji zu den Herzoglichen Jagden nad) Blanfenburg begeben, um dort den 
Herzog dafür zu gewinnen. Auch der englische Gejandte Mir. Bligh 
wirkte in demjelben Sinne,“) — aber alle Anjtrengungen blieben 
fruchtlos. 

Eine zeitlang jcheinen diefe geheimen Berhandlungen dem Berliner 
Hofe verborgen geblieben zu ſein. Es gelang Schele, den erwachenden 
Argwohn des alten Noftig durch allgemeine Verficherungen ungetrübten 
gegenfeitigen Vertrauens zu bejchwichtigen. „Wir fennen uns zu lange“, 
jchreibt er ihm einmal, „als daß es weiterer Grörterung hierüber be- 


*, König Georg an Scele d. d. 21. Oltober 1852. 
+) König Georg an Schele d. d. 24. Oftober 1852. 
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dürfte.” Auch Bismard, der mit Schele und Brandis in Blankenburg 
zufammentraf, gewann die Weberzeugung, daß das Hannoverjche Mini- 
jterium, wenn auch jehr ungern, den September-Bertrag halten würde.*) 
Der Kriegsminijter erklärte jogar rund heraus, Hannover würde unter 
allen Umständen daran feithalten. Schele drückte jich weniger bejtimmt 
aus. Er meinte, Hannover fei in feinem Nechte, wenn es fich nad) 
dem „Geiſte des Vertrages von demjelben entbunden erachte, jobald er, 
und zwar durch die Schuld Preußens, die beabjichtigte Verjchmelzung 
des Steuervereind mit dem Zollverein nicht zur Folge habe;“ -allein 
Bismard trat dieſer „laren Interpretation” energifch entgegen. Gr 
erklärte, daß man in Berlin „den Nüdtritt Hannovers, unter welchen 
Umftänden er auch erfolge, für einen Vertrags: und Treubruch an: 
jehen würde,“ und Schele mußte zugeben, daß es für Hannover höchſt 
gefährlich fei, eine derartige „Rechnung bei Preußen Stehen zu haben.“ 
Deshalb wiederholte er, daß er über das definitive Schickſal des Sep— 
tember-Bertrages nichts präjudiziert haben wollte und erbot jich, felbit 
nach Wien zu reifen, um die Spaltung und das Mißtrauen in Deutjch- 
land zu bejeitigen. 

In diefem Sinne berichtete er an den König: „Die beſte Politik it 
Jicher die,“ jo jprach er jich aus, „welche gegebene Zufagen treu erfüllt, 
jelbjt wenn dieje Erfüllung mit Opfern verfnüpft iſt.“ „Se mehr aber 
durch die gegebenen Berhältniffe Hannovers freie Selbjtbejtimmung in 
vielen wichtigen Fragen durch das Verhalten anderer mächtiger Staaten 
bedingt it, dejto mehr wird es geraten erjcheinen, nicht noch durch künft- 
liche Mittel die natürliche Abhängigkeit gerade da zu vermehren, wo fie 
ohnehin jchon drohend und bedenklich erjcheint. Das Ergebnis der 
juristischen Prüfung aber hat dahin geführt, daß Hannover durch den 
unterm 7. September 1851 abgejchloffenen Vertrag Preußen gegenüber 
gebunden iſt.“*) 

Allein im Anfang des nächiten Jahres jchon war Bismard trogdem 
davon überzeugt, daß Hannover ernithaft daran dachte, ſich von dem Vertrage 
loszujagen, denn den getroffenen Berabredumgen entgegen führte es die ver- 
einbarten Uebergangstarife nicht ein. Und als er dann noch die Be- 
rufung des Landdrojten von Lütcken nach Hannover erfuhr, verjchärfte 





*) Beriht Bismards an den Minifter von Manteuffel d. d. 4. Nov. 1852 
(Boidinger a. a. D. 4. Teil. S. 122 ff}. 
) P. M. Sceled d. d. 26. Dftober 1852 und 10. Septenber 1853. 
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jich fein Argwohn, daß der König den verföhnlichen Natjchlägen Scheles 
nicht zugänglich gewejen war. Nun machte er feiner Entrüftung in 
heftigen Worten Luft. „Ich Hoffe,“ jchrieb er an Gerlach,“) „daß man 
einem jo frechen Treubruch gegenüber unſererſeits zu jeder feindfeligen 
Maßregel greifen wird, welche nicht der Krieg jelbit iſt.“ Er riet dringend, 
den Koalierten „den Stuhl vor die Thür zu ſetzen“ und ihnen zu er 
klären, da man gar feinen Zollverein mit ihnen wolle, jondern 
in Handelsverträgen außerhalb der deutjchen Grenzen fein Heil juchen 
werde. 


Die Auflöfung desjelben jchien alſo jo gut wie entjchieden. Da trat eine 
unerwartete Wendung cin. Die Aufrollung der orientalischen Frage legte den 
beiden deutjchen Großmächten die Notwendigkeit auf, zu den fommenden Ereig- 
nifjen Stellung zu nehmen. In Berlin jcheint man zuerſt gefürchtet zu 
haben, daß Napoleon, der jich als Erwählter der Nation am 2. De- 
zember 1852 die Kaiferfrone aufs Haupt gejeßt hatte, die Politik feines 
Onkels nachahmen, ſich der jüddentjchen Königreiche annehmen und einen 
neuen Rheinbund gründen fünnte. Deshalb hielt man es für gewagt, 
„energisch gegen Hannover und die Koalierten vorzugehen.***, Bismard 
dagegen jah nicht ein, „warum wir nicht mit einem Nachbar, der uns jo 
bündige Verträge vor die Füße wirft, ſehr ernithaft verfahren jollen. 
Bei einem Konflikt mit Frankreich liegt Hannover mit allen feinen Hilfs- 
quellen zu ſehr zwiſchen unjern ‘Fingern, um, wenn es nicht mit ung 
gehen will, gegen uns eine andere Nolle als Mecklenburg im fieben- 
jährigen Kriege jpielen zu fünnen.“***) 


Aber das Ungewitter entlud fich nach einer ganz anderen Richtung. 
Napoleon trat im engen Bunde mit England als Bejchüger der Türfgi 
auf, und Defterreichs Intereſſen verlangten gebieterijch, daß es Jich dem 
Vorgehen der Weftmächte gegen die Uebergriffe des Zaren Nicolaus an— 
ſchloß. Um indes an der Freiheit feiner Aktion nicht gehindert zu fein, 
mußte das Wiener Kabinett fich wenigitens der wohlwollenden Neutralität 
des Königs Friedrich Wilhelm verfichern, von dem man nur zu wohl 
wußte, wie geneigt er war, fich feinem Schwager anzufchliegen. Alle 
Anjtrengungen der öfterreichifchen und weitmächtlichen Diplomaten fonzen- 


*) Biömard an Gerlach d. d. 15. Febr. 1853. 
**) Gerlah an Bismard d. d. 19, Febr. 1853. 
***) Bismard an Gerlach d. d. 23. Febr. 1853. 
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trierten fich deshalb darauf, Preußen zu gewinnen. Schon im November 
1852 fonnte Stodhaujen aus Wien berichten, daß, wie man dort er: 
fahren, in Berlin in der Zollfache ein Umfchwung eingetreten jei. Manz 
teuffel habe fich zu einer Verſtändigung mit Dejterreich, d. 5. zum Ab- 
Ihluß eines Handelsvertrages für den Fall einer NRekonftruierung des 
Zollverein bereit erflärt.*) Nun opferte, wie vor zwanzig Jahren 
(vgl. Th. I S. 351 ff.) der Wiener Hof um feiner höheren politischen 
Intereſſen willen unbedenklich die ſüddeutſchen Bundesgenofjen, die ſich 
auf jeine Unterjtügung verlafien hatten, um jich mit jeinem Rivalen zu 
verjtändigen. Gegen das Zugejtändnis gegenfeitiger Zollerleichterungen 
begnügte er fi) mit dem Abſchluß eines Handelsvertrages für ſich 
(19. Februar 1853), der die Möglichkeit eines künftigen Eintritt in den 
Zollverein offen ließ, aber weit hinaus jchob. Zwei Tage jpäter jchon 
(21. Februar) publizierte die amtliche „Hannoverjche Zeitung“ den Ueber: 
gangstarif und machte allen Zweifeln ein Ende. Nun konnten ſich auch 
die ſüddeutſchen Regierungen nicht länger weigern, den Bollvertrag zu 
erneuern. Bereit? am 22. erflärten die Darmjtädter Koalierten ihre Be- 
reitwilligkeit, dem September-Bertrage beizutreten. Am 12. März wurden 
jodann die Konferenzen wieder eröffnet und am 22. erfolgte der Abjchluf 
auf den früheren Grundlagen für weitere 12 Jahre vom 1. Januar 1854 
an, aber erweitert durch den Beitritt des Steuervereins. 

Zum offenkundigen Beweife, daß zwiſchen beiden deutſchen Groß— 
mächten nunmehr volles Einverjtändnis herrfchte, folgte der König Friedrich 
Wilhelm einer Einladung nad) Wien, Am 19. Mai, am Tage der 
Ueberreichung des ruſſiſchen Ultimatums durch den Fürften Mentſchikoff 
in Konstantinopel, fam er dort an. Für die Fahrt aber Hatten die 
Dejterreicher einen befonderen Wagen bauen lafjen. Vorn daran war ein 
großes goldenes Schild mit den beiden Adlern angebracht, die neben- 
einander jchwebten und fich die inneren Klauen reichten. Im den anderen 
hielten der eine das Neichsjchwert, der andere das Neichsjzepter.**) 

Und jo großen Wert legten die Wiener Staatsmänner auf die Auf- 
rechterhaltung des guten Einvernehmeng, daß jie jelbjt gegen die Aus: 
breitung der preußijchen Machtiphäre bi8 an die Nordjee feine Ein- 
wendungen erhoben. Am 20. Juli, wenige Tage bevor die Bevollmädh- 
tigten Englands, Frankreichs, Dejterreichs und Preußens in Wien zu 

*) ChHiffrierte Depeiche des Gejandten von Stodhaujen d. d. Wien, 6. No— 


vember 1852. 
**) Th. von Bernhardi, Erinnerungen, II Teil. S. 168. 
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jammentraten, um den Tert einer gemeinfchaftlichen Vermittlungsnote an 
Rußland feitzujtellen, hatte das Berliner Kabinett mit Oldenburg einen 
Vertrag geichlojien, wodurch dieſes einige fleine Gebietsteile am Eingang 
des Jahdebuſens zur Anlegung eines Striegshafens an Preußen abtrat. 
Auch England, das damals noch hoffte, den König FFriedrih Wilhelm 
ganz auf jeine Seite ziehen zu können, fand nichts dagegen zu erinnern, 
obgleich das politische Ziel, das es durch die Abtretung Dftfrieslands an 
Hannover im Jahre 1815 hatte erreichen wollen, gänzlich dadurch para= 
fifiert wurde. Denn der Zweck diejes Vertrages war, wie es in einer 
Denkſchrift der Berliner Admiralität vom 17. Dezember 1854 heißt, nicht 
bloß die „Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit Preußens und Olden— 
burgs auf den Meeren, welche die Küſten diefer beiden Länder bejpülen,* 
oder die Abjicht, die Operationen der Land:Armee längs der Küfte durch 
entiprechenden Flankenſchutz unterjtügen zu können, jondern — „die 
Mactitellung und den politijchen Einfluß Preußens im all: 
gemeinen zu erhalten und zu erweitern.“ Dazu hielt man jchon 
damals den Bau von 9 Schrauben-Linienfchiffen, 3 Fregatten, 6 Kor— 
vetten und einer Anzahl Eleinerer Fahrzeuge für erforderlich). 

Die Verhandlungen waren jo geheim geführt worden, daß der König 
Georg nicht früher als gegen Ende des Jahres 1853 die erite zuverläffige 
Kunde davon erhielt. Das Eindringen feines mächtigen Nachbars in das 
Seegebiet, das er als jeine eigenjte Domäne anfah, aber war. für 
ihn ein empfindlicher Schlag und gab feinem Argwohn gegen die 
legten Ziele der preußifchen Politit neue Nahrung. Anfangs wollte 
er gegen Die Gebietsabtretung als eine Verlegung der durch Die 
Verträge von 1815 gejchaffenen Staaten-Drdnung beim Bunde pro— 
tejtieren, allein jeine Minifter belehrten ihn an der Hand ähnlicher Vor— 
gänge, daß er damit nicht durchdringen Fünnte, Auch von Rußland war 
faum zu erwarten, daß es wegen feiner agnatijchen Rechte an Oldenburg 
Einfpruch erheben würde. Zunächſt Schrieb er aljo an feinen Schwager, 
den Großherzog. und bat ihn um Auskunft, ob an der ihm zugegangenen 
Nachricht etwas Wahres ſei oder nicht. Dabei jprach er die Anficht aus, 
„daß die Anlage eines jolchen Kriegshafens an der Nordjee überhaupt, 
alfo auch im Dfdenburgijchen, für Hannover im höchſten Grade gefähr: 
lich ſei.“) 

Unverzüglich erhielt er eine Antwort, die jeine ſchlimmſten Befürch— 


*) König GeorgV. an den Großherzog Peter von Oldenburg d.d. 8. Januar 1854. 
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tungen beftätigte. Der Großherzog fchrieb, die Oldenburgifche Regierung 
würde ihre Pflicht gegen das gemeinfame Vaterland verlegt haben, wenn 
er nicht auf den Wunjch Preußens eingegangen wäre, denn die kleinen 
Anfänge einer preufifchen Marine fönnten ſich nie entwideln, wenn ihnen 
nicht ein Hafen am der Nordfee offen jtände. Dies ſei aber dringend zu 
wünschen, nachdem Hannovers und Dldenburgs Bemühungen für die Er: 
haltung einer deutjchen Flotte vergeblich geivefen wären. Auch würden 
alle die Vorteile, welche den verschiedenen Erwerbszweigen des Landes 
aus einem folchen Etabliffement erwüchſen, ſonſt nur Gurhaven zu 
gute gefommen fein. „Was nun die großen Bejorgnifje anbetrifft, die 
Dir ein jolcher preußischer Kriegshafen einflößt,“ jo fährt er fort, „jo 
kann ich Dir darin nicht beipflichten. Will Preußen uns jchluden, jo 
find wir doch verloren, wenn nicht andere Mächte ung jchügen. Minden 
ift von Hannover etwa ebenjo weit, wie Heppens von Oldenburg.” *) 


Es galt aljo, fich in das Unabänderliche mit Würde jchiden. Auch 
lag die Gefahr vorläufig noch in weiter Ferne. Die mit den Küjften« 
verhältnifien Bertrauten hielten es faſt für unmöglich, daß ſich Hier ein 
brauchbarer Kriegshafen anlegen ließe. Denn in den Jahdebuſen ergieht 
jich fein einziger Flug von einiger Bedeutung. Es fehlt alfo an der 
nötigen „Spülung“, um ein Fahrwaſſer herzujtellen, das  jeinen 
Lauf nicht jedes Jahr verändert. Und in der That hat es ganz un— 
gewöhnlicher Bauten und Baggerungen bedurft, um ein Hafenbafjin von 
genügender Waffertiefe zu jchaffen. Mehrfach hat die See die faſt voll: 
endeten Molen wieder weggerifien. Erſt am 17. Junt 1869 fonnte der 
Kriegshafen eingeweiht werden — als man in den Beſitz weit geeigneterer 
Küftenpunfte gelangt war, und 60 Millionen Mark ausgegeben hatte. 

Zange bevor der neue Zollvertrag in Wirkſamkeit trat, hatte das 
Miniſterium Schele jchon in der Frage der neuen Organifationen Schiff: 
bruch gelitten. Im Gemäßheit der Verfaffungsbeitimmungen waren die 
Stände am 2. Dezember 1851 zu einer außerordentlichen Diät zuſammen— 
berufen. Es war derjelbe Tag, an dem Ludwig Napoleon ſich durch 
den befannten Staatsftreih den Weg zur Saiferfrone und zur Um— 
geitaltung der Karte von Europa eröffnete. In die erſte Kammer ent 
fandte der König die Minifter von Schele, von Brandis und von Borries, 
in die zweite traten als von ihm ernannte Mitglieder die Minister Windt- 
horſt und von der Deden ein. Ein fönigliches Schreiben teilte den 


*) Großherzog Peter an ben König Georg d. d. 10, Januar 1854. 
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Ständen mit, daß das Patent, „durch welches Wir bei Unſerm Königlichen 
Worte die unverbrüchliche Feithaltung der Verfaſſung verfprochen haben,“ 
im jtändijchen Archiv niedergelegt fei. „Wir erflehen von Gott,“ hieß 
es ferner darin, „da er jeinen gnädigen Segen auf Unſerm Lande möge 
ruhen laffen, und das Band der Eintracht zwiſchen König und Wolf zum 
Heile des Vaterlandes feitige und unauflöslich bemahre.“ 

Indes jchon bei der Debatte über die Gratulation: und Kondolenz: 
Adreſſe zeigte ich, offenbar durch die Zufammenfegung des neuen 
Minifteriums veranlaft, ein bedenkliches Mißtrauen gegen die Aufrichtig- 
feit Diefer Zuficherungen. Namentlich die Abgeordneten der eriten, der 
„Bauern“-Kammer fürchteten, daß fie durch den Adel wieder von ihren 
Sitzen verdrängt werden jollten. Der Landfommifjär von Honjtedt jtellte 
daher den Antrag, der Kommiljion aufzugeben, in der Adreſſe noch zu 
jagen, „daß der Schmerz; um den Tod des Königs durch den Umftand 
noch vergrößert werde, daß er durch den Tod verhindert worden jei, Die 
beabjichtigten und längſt erjehnten Reformen durchzuführen.“ Außerdem 
wollte er den Wunſch ausgefprochen haben, „daß der neue König mit 
derjelben Feitigfeit, die dem Vater den Ruhm von ganz Europa erworben, 
die Berfaffung jchügen und die Selbitändigfeit des Landes im Anordnen 
innerer Angelegenheiten aufrecht erhalten wolle.“ Vergeblich widerſetzten 
jich die drei Minifter diefem Antrage; er wurde in namentlicher Ab— 
jtimmung mit 40 gegen 16 Stimmen angenommen. Anders in der 
zweiten Kammer. Hier plaidierte Weinhagen im bombaftifchen Tone des 
Bolfsredners für die Faſſung der Adrefje in eimer Form, Die mit der 
aus der Medaftion der erjten bervorgegangenen identiſch war. „Das 
Land fürchtet fremde Einwirkungen, die das Organifationswerf gefährden 
können; aber noch hat es das Vertrauen, dag der Sohn auf des Vaters 
Wegen fortwandeln wird,“ fagte er. Der frühere Minifterial-Vorjtand 
Lehzen dagegen riet dringend, ſich auf eine Beileidsbezeugung und einen 
Glückwunſch zu bejchränfen. Zu einer jolchen Anmahnung hielt er den 
Zeitpunkt nicht für geeignet, da fie Allerhöchiten Orts verlegen könnte. 
Auch fei man noch nicht im Stande, den Gang, den die Regierung 
nehmen würde, zu überjehen, und die Mehrzahl jtimmte ihm zu. Am 
andern Tage fam der Beichluß der eriten Kammer jelbjt zur Abſtimmung. 
Aber obgleich Elliifen und von der Horjt, die Führer der Liberalen ihn 
warm befürworteten, wurde er Doch verworfen. 

In der That fam das Minifterium den Ständen mit der größten 
Loyalität entgegen. Schon bei der Eröffnung ging diefen ein Schreiben 
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zu, welches das Inslebentreten der neuen Organifationen zum 1. Mai 
1852 in fichere Ausficht Stellt. Der Vorjchlag, die Gerichtsverfafjung 
noch nachträglic” im Sinne der von dem Slammerrat von der Deden 
aufgejtellten Grundzüge (j. o. S. 170) zu modifizieren, wurde jedoch ein- 
itimmig verworfen. Mit der Umbildung der Nemter und der Einführung 
der Städte- Ordnung dagegen jollte in jo bejchleunigter Weile vorgegangen 
werden, daß fie gleichfall3 am 1. Mai vollendet wäre. Anders lagen die 
Dinge Hinfichtlic) der Ausführung des am 1. Auguft publizierten Ge- 
jeges, die Neorganijation der Provinziallandichaften betreffend. Es lieh 
jich noch nicht überjehen, welche Verbindlichkeiten das befannte Inhibi- 
torium des Bundes vom 30. Dftober der Regierung auferlegte. Selbſt 
Stüve hielt e8 für ein jehr großes Unglüd für Hannover, „auf der An: 
klagebank zu figen“.*) Das Miniftertum behielt fich deshalb vor, über 
diefe Angelegenheit jowie über die Heritellung der Amtsvertretung und 
die Umgeftaltung der Yanddrojteien, welche damit in engem Zuſammen— 
bang jtanden, den Ständen noch weitere Mitteilungen zugehen zu lafjen. 

Mit diefer Auffaffung konnten fich jedoch beide Kammern nicht be- 
freunden. Nach heftigen Kämpfen fam ein gemeinfamer Majoritäts— 
Beichluß zu jtande, worin fie ausjprachen, daß nach ihrem Dafürhalten 
der gleichzeitigen Einführung der gefamten Organtjattonen fein Hindernis 
entgegenftehe. Auch Stüve, der die Publifation des Gejeges vom 1. Auguft 
für fehlerhaft hielt, weil fie die Lage der Verfafjungsangelegenheit ganz 
erheblich verjchlimmert hatte, erhob mancherlet Einwendungen. Er wollte 
mindeitens, daß die Negierung fich über ihre Anfichten im ganzen aus: 
jpräche, che man ihr ein einjeitiges Vorgehen mit der Juftiz-Organifation 
erlaube. 

Vor allem aber galt es, die Frage zu enticheiden, ob man der 
Bundesverfammlung das Necht, ſich in diefe Dinge zu miſchen, zuer— 
fennen mußte oder nicht. Das Miniftertum Münchhaufen hatte deren 
Berechtigung, auf Grund der Beichwerden der Nitterfchaften ex officio 
gegen die Beitimmungen der Landesverfaſſung einzujchreiten, energiſch 
bejtritten. Bei der Prüfung der Frage, ob dieſe im Widerjpruch mit den 
Bundesgrundgefegen jtänden, fünne es, jo heit es in der Inſtruktion an 
den damaligen Gejandten von Schele, „nicht auf eine in ihren verderb- 
lichen und unpraktiſchen Folgen durch die Vorgänge der letzten Jahre 
gerichtete doftrinäre Interpretation und Schlußfolgerung ankommen, 


*) Oppermann a. a. D. Il. S. 365. 
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welche je nach der Strömung der Zeit in den Ertremen nach rechts oder 
links fich bewegt, jondern darauf, ob die Regierung fich faktiſch im der 
Lage befindet, den Anforderungen zu genügen, welche der Bund am eins 
jeiner Mitglieder zu jtellen berechtigt ift; ob das Anſehen des Souveräng 
im Lande und nad; außen aufrecht erhalten, ob die Ruhe und Ordnung 
im Innern gefichert und die Bereitjchaft zur Abwehr eines äußeren An— 
griffs in Friegsverfafiungsmäßiger Weiſe vorhanden iſt.“ Nur die Nicht- 
erfüllung einer Ddiefer drei Bedingungen gab dem Bunde nad) den Be- 
jtimmungen der Wiener Schlußakte das Necht zum Cinjchreiten, aber 
3 bedurfte dazu nicht bloß des Vorhandenjeins eines dieſer drei Fülle, 
jondern des Antrages des Berlegten auf Abhilfe Ganz allein in 
dem Falle, „wenn die im Bunde vereinten ſouveränen Fürſten durch eine 
landftändische Berfafjung in der Erfüllung ihrer bundesmäßigen Wer: 
pflichtungen gehindert oder bejchränft werden“ (S 58), hatte diejer das 
Necht, aus eigenem Antriebe einzugreifen. 

So war es bis zum Nahre 1848 Rechtens gewejen. Nun hatte 
aber der reaftivierte Bundestag am 23. Auguſt 1851 den befannten Be- 
ſchluß gefaßt, wodurch die deutjchen Regierungen aufgefordert wurden, 
„die in den einzelnen Bundesftaaten namentlich jeit dem Jahre 1848 ge- 
troffenen jtaatlichen Einrichtungen und erlaffenen gejeglichen Beitimmungen 
einer jorgfältigen Prüfung zu unterwerfen, um dann, wenn fie mit den 
Grundgejegen des Bundes nicht in Einklang ſtänden, dieſe notwendige 
Uebereinjtimmung ohne Verzug wieder zu bewirfen.“ Außerdem behielt 
ſich die Verfammlung ihre verfafjungsmäßige Einwirfung für die Fälle 
vor, „wenn folche als notwendig erfannte Abänderungen auf Hindernifje 
ſtoßen jollten,“ und „fie wird in Erwägung ziehen, welche innerhalb 
ihrer Kompetenz liegenden Mittel und Wege zur Erreichung des oben 
ausgeiprochenen Zwecks in Anwendung zu bringen find.“ 

Daß hiernach die Bundes-Verfammlung befugt war, die jtaatliche 
Drdnung in Bremen wieder herzuftellen, kann feinem Zweifel unterliegen. 
Aber es war ein bedenflicher Eingriff in die Souveränetät der Einzel- 
jtaaten, wenn jie, ohne eine weitere Erflärung Hannovers abzuwarten, 
zwei Tage jpäter auf Grund des 8 57 der Wiener Schlußafte*) fich Die 


*) Der Artikel 57 lautet: Da ber deutihe Bund mit Ausnahme der freien 
Städte aus fouveränen Füriten befteht, jo muß dem hierdurch gegebenen Grund— 
begriffe zufolge, die gefamte Staatögewalt in dem Oberhaupte des Staates vereinigt 
bleiben, und der Souverän fann durd eine landſtändiſche Verfaffung nur in der 
Ausübung beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden. 
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Berechtigung vdindizterte, diefem Die Punfte zu bezeichnen, welche fie 
als jener bundesgefeglichen Beſtimmung widerfprechend anſah. Daß der 
$ 102 der Berfafjung nicht damit in Einklang ftand, Hatte Schele als 
Bundestagsgejandter ſelbſt anerfannt. Aber die vertrauliche Note, welche 
der politiſche Ausſchuß am 3. März 1852 dem hannoverfchen Gejandten 
von Bothmer übergab, machte noch verjchiedene andere Punkte namhaft, 
welche die Regierung zum Gegenjtand ihrer Prüfung machen follte. So 
hatte er gegen den $ 2 des Gejehes vom 5. September 1848 theore— 
tifche Bedenken, weil der Thronfolger in dem Patente, wodurch er dic 
Regierung des Königreich! antrat, zugleic) Die unverbrüchliche Feſt— 
haltung der Verfaſſung verjprechen follte. ‘Ferner glaubte er in den 
Beitimmungen über vorkommende Kompetenzkonflikte zwijchen Gerichts- 
und BVerwaltungsbehörden ($ 10 desjelben Geſetzes) die Tendenz der 
Gerichte zu erfennen, indireft regieren zu wollen, und ihnen eine Mit- 
wirkung an der gefamten Staatsgewalt einzuräumen, „die nach den Be— 
ftimmungen des $ 57 der Wiener Schlußafte, nicht einmal den Ständen 
eingeräumt werden darf.“ Auch der $ 18 des genannten Gejetes 
erfreute jich beim Ausfchuffe feines Beifalls. Er fand, daß „die Autorität 
der föniglichen Regierung und fomit auch das monarchijche Prinzip einen 
bedenflichen Abbruch erleide, wenn den Gemeindebeamten die Wahl ge: 
faffen würde, ob fie den Befehlen der Regierung Folge leiften wollten 
oder nicht,“ denn nicht fie, jondern das noch zu erlafjende Staatsdiener- 
gejeg jollte die Fälle beſtimmen, „wo ein Gemeindebeamter die Erfüllung 
feiner Verpflichtungen abzulehnen befugt it.“ 

Den Wünfchen und weitaus wichtigiten Bedenken aber diente die 
Beitimmung des Artifel XIII der Bundesafte als Grundlage, wonach 
„in allen Bundesftaaten eine landjtändifche Verfaffung ftattfinden 
wird.” Der Ausſchuß interpretierte fie dahin, daß eine repräjentative 
Konftitution verboten jei. Er wies darauf Hin, „daß die Maſſe des 
Volks ohne bejtimmte Gliederung einen jehr wejentlihen Teil an den 
Wahlen und der Vertretung nimmt,” und gelangte zu dem Schluffe, 
daß es „jehr vatjam“ erjcheine, die durch das Gefeg vom 5. September 
1848 angeordnete und bis jett beitandene Zujanmenjegung der Kammern 
einer recht reiflihen Erwägung und Prüfung zu unterziehen.“ 

E3 unterliegt faum einem Zweifel, dat Bothmer jelbjt dem Aus- 
ſchuß die der Nevifion bedürftigen Punkte der Verfaſſung bezeichnet und 
daß er auf Anordnung der Mitglieder der Adelspartei im Ministerium 
gehandelt hatte. Denn Borried und Deden wünschten — TER 

Hafjell, W. v., Das Königreich Hannover. Bd, II. 


226 Diffens der Minifter von Borried und von ber Deden. 


als da ihnen der Bund die Handhabe bieten möchte, um mittteljt 
Dftroyierungen den Ritterfchaften den alten Einfluß auf die Zuſammen— 
jegung der erjten Kammer wieder zu verjchaffen. 

„Wir erfennen die Kompetenz des Bundes in diefer Angelegenheit 
und damit den Bundesbeihlug vom 23. Auguft v. J. in feinem 
vollen Umfange an,“ erklärten fie*) „und wollen in Ermangelung der 
Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung auf dem dort vor- 
gezeichneten, von uns für verfafjungsmäßig anerfannten Wege die nötigen 
Neformen durchführen.“ Ohne Anerkennung diefer Kompetenz würde Die 
Negterung, wie fie meinten, in Streit mit dem Bunde geraten. Schele 
dagegen war entjchloffen, feinen Eingriff in die inneren Angelegenheiten 
des Königreichs zu dulden. Er fowohl wie Windthorft und Bacmeijter 
bejtritten zwar nicht, daß an eine Verfaſſungsreviſion gedacht werden 
und daß man namentlich die arijtofratijchen Elemente in der eriten Sammer 
bedeutend verjtärfen müßte. „Mich erinnert die Verfammlung weit mehr 
an einen Bier- oder Arbeiterfeller, wie an eine Pairsfammer,“ jchreibt er 
einmal.**) Sie hofften aber, durch Verftändigung mit den Rittern und 
Verhandlungen mit den allgemeinen Ständen zum Ziele zu gelangen. 
Anläßlich diefer Meinungsverjchiedenheiten entitanden ernftliche Zerwürf: 
niffe im Kabinett, Die die Negierungsthätigfeit vollftändig lähmten. 
Namentlich zwifchen Schele und Deden fam es zu dem beftigften Scenen. 
Man erzählte fich jogar, es habe wenig gefehlt, daß fich die beiden mit 
der Pijtole in der Hand gegenüber getreten wären. 

Der König ftand auf der Seite feines Minifterpräfidenten. Er 
grollte den Ritterfchaften, die ich wegen eines vom Landesherrn erlaffenen 
Geſetzes bejchwerend an den Bund gewandt hatten. Es ward daher 
Schele und Windthorft nicht jchwer, ihn in der Ueberzeugung zu befeftigen, 
daß die landesherrliche Souveränetät durch deſſen Einmifchung ungemein 
verlieren und ein folcher Schritt das gegenfeitige Vertrauen zwifchen ihm 
und feinen Unterthanen erjchüttern würde. „Eine Schwächung des fünig- 
lichen Anſehens und der Selbftändigfeit des Königreichs” würde nad) 
feiner Anficht „die umvermeidliche Folge jeder Intervention und Hilfe 
von außen ber gewejen ſein.“*) Dieje letztere erfchien ihm aber „in 





*) Schriftliches Votum der Minifter von der Deden und von Borries d. d. 
21. März 1852, 

**) Scele an Rütden d. d. 14. Dezember 1851. 

***) Vertrauliche Inſtruktion an die hannoverſche Geſandtſchaft in Wien d. d. 
19. April 1858, 
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einem NAugenblide, wo der Zerwürfniffe, insbefondere auf handels— 
politijchem Gebiete jo viele jind, doppelt bedenklich.” Freilich war der 
König feſt entjchlofjen, nur um des Friedens willen, von den erforder- 
lichen Reformen auf Koften der monarchiſchen Gewalt nichts aufzugeben. 
Aber es war fein ernjter Wille, zunächſt den Verjuch zu machen, „Die 
Verfafjungsfache im Lande zu erledigen,“ dann würde im Falle des Miß— 
lingens und einer vielleicht nicht abzumendenden Dazwiſchenkunft des 
Bundes die Schuld allein die Stände treffen. Um diefen Weg 
einschlagen zu können, mußten aber „solche Werkzeuge gewählt werden, 
welche geeignet erjchienen, ihn wenigjtens nicht ohne alle Ausficht auf 
Erfolg zu betreten.“ 

Dadurch war die Entlaffung der Minister von Borried und von 
der Deden unvermeidlich geworden. Der König ließ beide noch einmal 
vor fich rufen und legte ihnen die ‘Frage vor, ob fie glaubten, die beab- 
jichtigten Nenderungen der Berfafjung ohne Einmischung der Bundes: 
gewalt durchführen zu können, allein jie verneinten dies aufs entjchiedenfte.*) 
Am 10. April verfündete jodann die amtliche „Hannoverjche Zeitung“ ihre 
Enthebung von ihren Aemtern unter gleichzeitiger Ernennung zu Mit- 
gliedern des Staatsrats. Das Miniſterium des Innern, übernahm der 
Freiherr von Hammerjtein, der unter Münchhaufen das Finanz-Minifterium 
verwaltet hatte, das jetzt Bacmeiſter übergeben wurde. Wie ernjt und 
aufrichtig e8 aber dem König damals um Verföhnung zu thun war, 
bewies er dadurch, daß er einen Monat jpäter dem Oberappellationgrat 
von Reiche das Kultus-Miniſterium übertrug, obgleich dieſer ihm gelegentlich 
jeines Aufenthalts in Celle ala ein Mann bezeichnet war, „der zu den 
modern=liberalen Tendenzen Hinneige.“**) 

In Wien erweckte die im Minifterium eingetretene Perfonalveränderung 
„nach den Aeußerungen einflußreicher Perfonen“ den Argwohn, daß fie 
auf eine Schwächung des fonjervativen Prinzips hindeute.“**) Freilich 
verjicherte Graf Buol jelber, er fenne das politische Glaubensbefenntnis 
Scheles zu genau, um fich nicht verjichert zu halten, daß diefer Verdacht 
unbegründet jei; allein der Minifter hielt es doch für nötig, ausdrüdlich 
zu erklären, daß der Austritt zweier zur Ritterichaft gehöriger Mitglieder 
des Kabinetts durch „eine wejentlich in perſönlichen Rückſichten wurzelnde 
Abneigung” veranlaft jei. Daraus auf eine Aenderung der fonfervativen 


*) Bismard an Gerlach d. d. 8. Januar 1858. 

**) Kronprinz Georg an Schele d. d. 20. Auguft 1847. 

***) Depeiche des Grafen Platen d. d. 15. April 1852, | 
15* 
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Richtung der Regierung zu ſchließen, fer völlig unzutreffend. Eine weitere 
Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten des Landes aber wies Schele 
energijch zurüd. Der Gefandte wurde injtruiert, fich jeder Erörterung, 
die „über die Grenzen der einfachen Erklärung der Sachverhältnifie 
hinausgehet,“ zu enthalten und namentlich, wenn jie ſich „auf unzuläffige 
Kritif der Allerhöchiten Orts getroffenen Entjcheidung erjtreden ſollte,“ 
die Unterhaltung jofort abzubrechen.*) 

Mit gleicher Entjchiedenheit wahrte Schele die Unabhängigfeit des 
Landes gegenüber den Prätenjionen der Bundesverfammlung. Ohne die 
vertrauliche Note des Ausjchuffes vom 2. März einer Antwort zu wür— 
digen,**) legte er den Ständen bei ihrem Wiederzufammentritt zehn Punkte 
zur Genehmigung vor, worin die Verfaffung verändert werden follte.***) 
Sie lehnten fi) zum Teil an die von der Bundesverfammlung als 
revifionsbedürftig bezeichneten Bejtimmungen an. 

„Ein Gegenjtand bejonders forgjamer Prüfung“ aber war für die 
Regierung die Zujammenfegung beider Kammern der allgemeinen Stände 
gewejen. Sie beflagte, da der ritterliche Grundbeſitz, „nach allgemeiner 
gefchichtlicher Bildung in Deutjchland und fo auch bisher im hiejigen 
Königreiche ein wejentliches Element jeder landſtändiſchen Verfaſſung,“ 
nicht allein feine gejonderte, jondern thatjächlich jegliche Vertretung ver- 
loren habe. Ihm eine folche, nicht wie früher ausschließlich, ſondern 
neben den Bertretern des größeren bäuerlichen Grundbeſitzes in der 
eriten Kammer wieder zu verjchaffen, hielt die Regierung für gerecht und 
weife; denn gerade diefer „noch immer nicht unwichtige und eigentümliche 
Beitandteil der bürgerlichen Gejellfchaft“ jei wegen der „Verbindung un- 
abhängiger Stellung mit Bildung“ zur Vertretung des Landes vorzugs- 
weije geeignet. Daß die Majvratsherren wieder aufgenommen tverden 
mußten, ließ fich kaum bejtreiten. 


Für die Art, wie die Deputierten des Grundbefiges aus den einzelnen 
Landjchaften hervorgehen jollten, konnte fie jedoch, da die Negelung der 


*) Bertraulihe Inſtruktion an die hannoverſche Geſandtſchaft in Wien d. d. 
19, April 1852. 

**) Die Ungabe Oppermanns (II ©. 370), daß an den Bund eine Erklärung 
erlaijen jei, welche bejien Einmifchung in bie inneren Angelegenheiten des König» 
reichs zurückwies, ift irrtitmlich (vgl. „Gutachten bes Verfaſſungsausſchuſſes der hohen 
Bundesverfammlung über die Abänderung der hannöverjchen Berfafjung von 1848" 
Seite 5). 

***) S. die Borlage in Oppermann a. a. ©. II Beilage XLV. ©. 145 ff, 
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provinziallandichaftlichen Verfaſſung noch in der Schwebe war, nur eine 
proviforische Einrichtung in Vorjchlag bringen. Sie glaubte am rich— 
tigjten zu handeln, wenn ſowohl von den früher berechtigten Ritterfchaften 
al3 von den im Sahre 1848 zur Wahl neuberufenen großen Grund» 
befigern eine gleiche Zahl Abgeordneter — von jeder Storporation 24 — 
gewählt würden. Dabei wurde jedoch „in Beachtung des Verfaſſungs— 
prinzips, daß alle Vorzüge der Geburt, unbefchadet der Privatrechte, auf: 
gehoben fein ſollten,“ beftimmt, „daß für diejenigen Ritterjchaften, in deren 
Statuten fi) das Erfordernis des adeligen Standes für die Mitglieder 
noch findet, das Recht der Abordnung zur allgemeinen Ständeverjamme 
lung einjtweilen ruhet.“ 

Eine Vertretung der Schule in der erjten Kammer hielt die Negie- 
rung nicht für erforderlich, für die des Handels und Gewerbes, des 
Nichterjtandes und der Anwälte wollte jie einen höheren Genjus der 
Wahlberechtigten vorjchreiben. Außerdem beantragte fie, daß das, was 
in $ 57 des Gefeßes vom 5. September 1848 für die Auflöfung der 
zweiten Kammer vorgejchrieben war, auch für die erfte gelten follte. 

Daß die in dem ominöfen $ 102 der allgemeinen Ständeverfamm- 
lung eingeräumte Befugnis nicht beſtehen bleiben fonnte, iſt jelbjtver- 
jtändlich. 

Das Negierungsjchreiben erregte große Aufregung in der Preſſe. 
Die Mehrzahl der öffentlichen Blätter war der Anficht, daß zwingende 
Motive zu einer VBerfafjungsänderung nicht vorhanden jeien, da man in 
dem Vorgehen der Ritter ein folches nicht anerkennen wollte. Cine 
Menge Petitionen, die fich in diefem Sinne ausjprachen, gingen bei der 
Ständeverjammlung ein. Dieje jelber nahm die Propofitionen in ber 
eriten Kammer mit Mißtrauen, in der zweiten mit Hohn auf. Bueren 
äußerte bei der Begründung feines Votums: „Diefen zehn Geboten gegen- 
über bleibe der Volfvertretung nichts über, als ſich des elften Gebots zu 
erinnern: — „Laß dich nicht verblüffen.“*) Dennoch gelang es Windt- 
horſt, die Ueberweifung der Vorlage an eine Kommiſſion durchzujegen. 

Wie erbittert aber die Stimmung war, welch” unverjöhnlicher Haß 
gegen den Adel in der Ständeverfammlung herrſchte, ergiebt ſich am 
beiten daraus, daß ein Antrag Elliffens, „der königlichen Regierung zu 
erklären, da& die Stände es dankbar anerfennen würden, wenn das König— 
reich in feinen Gejandtjchaften durch Perjönlichkeiten vertreten würde, Die 


*) Oppermann a. a. O., II. Zeil, S. 878. 
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in höherem Maße als es gegenwärtig bei dem Gejandten in Frankfurt 
der Fall ift, das Vertrauen des Landes beſäßen,“ in beiden Kammern 
mit großer Majorität angenommen wurde. 


Für das Endergebnis der NKommifjionsberatungen und das definitive 
Scidjal der Vorlage aber war der Ausgang der Verhandlungen maß: 
gebend, welche die Regierung gleichzeitig mit den Bevollmächtigten der 
Provinziallandichaften angeknüpft hatte. Die von diefen erwählten Kom— 
mifjarien*) traten am 13. Mai in Hannover zur „Anbahnung einer 
ehrlich gemeinten Verftändigung“ zuſammen. Die Hoffnung, daß eine 
jolche erreicht werden würde, war jedoch von vornherein fehr gering. 
Schon daß der fünigliche Bevollmächtigte das mit einer Reihe Amende: 
ments verjehene Gejeg vom 1. Auguſt 1851 als die Grundlage der Ber: 
Handlungen bezeichnete, jchien den Vertretern der Landſchaften bedenklich. 
Nur „um des großen Zweds willen” überwanden ſie fich, auf die Debatte 
überhaupt einzugehen, obgleich dadurd) „das Recht ihrer Kommittenten 
gefährdet jcheinen konnte.” Sie glaubten aber vielleicht darin, daß die 
Regierung über ein bereit3 publiziertes Geſetz verhandeln wollte, ein 


*) Es waren: 

1. Bon ſeiten der Calenberg-Grubenhagenſchen Ritterſchaft die Herren Droſt 
von Münchhaufen in Oſterode, Major a. D. von Holle aus Hannover, 
Präfident von Wangenheim aus Hannover und Landrat von Slende aus 
Hämelfhenburg. 

2. Bon jeiten der Provinziallandihaft des Fürſtentums Lüneburg bie Herren 
Regierungsrat von dem Snejebed zu Hißader, Legationdrat von Lenthe zu 
Schwarmftedt und Bürgermeifter Keuffel aus Uelzen. 

3. Bon jeiten der Nitter- und Landſchaft der Grafihaft Hoya die Herren 
Landrat von Trampe aus Ehrenburg, Bürgermeifter Dldemeyer aus 
Stolzenau und Gutsbefiger von der Horſt aus Rotenburg. 

4. Bon feiten der Provinziallandichaft der Herzogtlimer Bremen und Verden 
die Herren Landrat von der Deden, Staatäminifter a. D. von Borries 
aus Stabe, Staatöminifter a. D. von der Deden aus Rutenftein und 
Lieutnant a. D. von Holleufer aus Daubief bei Horneburg. 

5. Bon jeiten der Mitterfchaft des Fürftentums Hildesheim die Herren 
Geheimrat Graf Stolberg zu Söder, Landrat von Cramm zu Bolteräheim 
und Sägermeifter von Reden aus Hannover. 

6. Bon jeiten der Ritterfchaft des Fürftentums Osmabrüd die Herren Erb- 
landdroft Oberappellationsrat von Bar zu Kelle, Landrat Freiherr 
von Ketteler-Bollen zu Haarkolten und Freiherr von Dindlage-Schulen- 
burg aus Osnabrüd. 

ALS Regierungstommifjair fungierte der Lanbdroft Freiherr von Billow aus 

Stabe. 
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Zeichen der Schwäche zu erfennen. Deshalb wiefen fie ausdrüdlich darauf 
bin, daß aus diefen Verhandlungen ein „Verzicht auf die beim deutjchen 
Bunde anhängigen Bejchwerden nicht gefolgert werden dürfe.“ Uber 
ſchon „gleich im erjten Stadium der Beratung jtand ihnen eine neue 
jchwierige Prüfung bevor,“*) denn die minifterielle Vorlage führte jogleich 
auf die Frage des Zuftummungsrechts, das die Regierung nicht aner- 
fennen wollte. 

Erjt in der vierten Sitzung begann die Disfuffion über die eigent- 
liche Vorlage. Allein auch Hierbei ergaben fich bald jehr erhebliche 
Differenzen, fo daß eine Vereinbarung ausgejchloffen war. Auf die von 
der Regierung beabfichtigte Umgeftaltung der ritterjchaftlichen Korpo— 
rationen wollten ſich dieſe nicht einlaffen. 

Es follten nämlich von den gegenwärtigen Mitgliedern der Ritter 
jchaft diejenigen ausfcheiden, die nicht binnen ſechs Jahren — bis zum 
1. Juli 1858 — den Beſitz eines Grundeigentum: von dem Gteuer- 
werte nachgewiejen hätten, wie er in dem Gejehe vom 1. Augujt 1851 
feftgejegt war. Gelang es daher den Beligern der unter jenem Cenſus 
jtehenden Nittergüter nicht, diefe durch Zufauf auf die erforderliche Höhe 
zu bringen, jo mußte die Landichaft unfehlbar einen großen Teil ihrer 
bisherigen Mitglieder einbüßen.**) Dsnabrüd wollte daher „einen Zeit— 
punft, mit welchem den gegenwärtig unterhalb des Minimums jtehenden 
Nittergütern das Ruhen ihres politischen Rechts angedroht wird,“ vor- 
weg garnicht amerfennen. Lüneburg erjchien der von der Regierung vor— 
geichlagene Zeitraum nicht genügend, es wollte fich aber nach 12 Jahren 
der Suspenfion unterwerfen. Die vier anderen beanjpruchten, daß bis 
zum Tode der jegigen Inhaber allen ritterlichen Gütern das Necht der 
Landſtandſchaft ungejchmälert erhalten bleiben jollte. 

Ueber alle diefe Punkte Hätte man ſich indes mit der Regierung 
wahrjcheinlich leicht veritändigt. Allein die Ritterfchaften jahen in dem 
Vorſchlage, daß neben ihren Abgeordneten künftig eine gleiche Anzahl 


*) Vgl. aud für das Folgende die „Altenmäßige Darftellung der mit der 
königlich hannoverſchen Regierung im Mai und Juni gepflogenen Bergleichöverhand- 
lungen über bie Arovinz lallandſchaftliche Angelegenheit.“ S. 11ff. 

*+) Bon den 162 landtagsfähigen Rittergütern der Calenbergiſch-⸗Grubenhagenſchen 
Landichaft würden 48, in Lüneburg 70 von 129 haben ausſcheiden müſſen. Etwas 
günftiger lagen bie Verhältnifie im Bremiihen, wo von 66 vollberechtigten 18, im 
Dönabrüdihen, wo von 53 19 und in Hildesheim, wo von 67 31 dem neuen 
Cenſus zum Opfer gefallen fein würden. 
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von Vertretern der nicht zu ihnen gehörigen großen Grundbefiger in der 
eriten Kammer figen follten, eine Art „Strafmittel,“ eine Einrichtung, 
um dieſe neuen Verbände „vom Herzen des Staats Beſitz nehmen zu 
lafjen und zugleich das Vernichtungsdekret der NRitterfchaften, eines von 
der Gefchichte verlafjenen, zu allmählichem Abfterben verdammten Körpers, 
auszufertigen.” Darauf wollten fie ſich unter feinen Umftänden einlafjen. 

„Durch bedingungslofes Eingehen auf die Negierungs- Propofition 
würden wir,“ jo erklärten fie, „in die Gefahr geraten jein, unfere alten 
Nechtsjubjekte, die Nitterichaften, denen aus jenen organischen Aften der 
Jahre 1814— 19, — von der Gründung des verfaffungsmäßigen Zuftandes 
im Königreich Hannover her — das Recht auf Belegung der erjten 
Kammer angehört, ohne allen fichern Entgelt preiszugeben.“ 

Nur dann erklärten fie fich zur Annahme der vorgejchlagenen Re— 
formen bereit, wenn ihnen die ausschließliche Repräfentation des großen 
Grundfiges in der erjten Kammer, wie bisher, eingeräumt wurde. Da— 
gegen „boten fie jedermann Aufnahme in ihr Recht an, der das Prinzip 
desjelben — die dingliche Landſtandſchaft — anerkennen, und an feinem 
eigenen Grundeigentum verwirklichen wollte.“ 

Auf diefe Propofitionen konnte die Regierung ſchon wegen der den 
Ständen gleichzeitig gemachten Vorlage, namentlich aber wegen der in 
diefer Verfammlung herrſchenden Stimmung nicht eingehen. Am 12. Juni 
gab das Minifterium den landjchaftlichen Kommifjarien den Beicheid, „daß 
die Hoffnung auf eine Verjtändigung zu feinem Bedauern weit hinaus— 
gerückt erjcheine“. Dieje hielten jedoch an ihrem Standpunkt feit. Im 
ihrer Replik vom 14. jprachen fie Die Ueberzeugung aus, „daß mit der 
Ausführung der Vorſchläge der füniglichen Regierung den Landſchaften 
die jtändijche Grundlage entzogen, und an deren Stelle ein künſtliches 
Inftitut gejchaffen würde, welches weder in den bejtehenden Zuständen 
jeine Begründung, noch in den Bedürfniffen der Gegenwart jeine Be- 
rechtigung finden, welches — ohne inneren Halt — ebenjowohl den 
Keim rajchen Wechjels in fich tragen, als den zerjegenden Partei-Be— 
jtrebungen Thür und Thor Öffnen werde.” Nur die Bürgermeijter 
Dldemeyer und Keuffel jowie Herr v. d. Horſt ſchloſſen ſich von der 
Unterzeichnung des Schriftjtüds aus, 

In den Kammern rief das Bekanntwerden von dem Scheitern der 
Verhandlungen die größte Aufregung hervor. Die Worte der Vertreter 
der einzelnen Landjchaften wurden ihnen „in der Gruppierung und Auf: 
fafjung, wie fie dem Minifterium erfchienen, mitgeteilt, durch die Preſſe 
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verbreitet, und bildeten den Gegenjtand zahlreicher Kommentare.“ Man 
bezichtigte fie der Leberhebung, der Maplofigfeit im Fordern von der 
Staatögewalt, und gab fie jedem gehäſſigen Urteil preis. Ja, man ent- 
blödete jich nicht, „die Ritterſchaft als die allgemeine Friedensjtörerin 
anzuflagen“, und die Schuld für die bedauernswerten Creignifje der 
Jahre 1837—40 nachträglich ihr allein aufzubürden. War es da zu 
verwundern, dag Ellijjen am 1. Juli in zweiter Kammer den Antrag 
jtellte, „Königliche Regierung zu erfuchen, daß fie auf die endliche 
definitive Negelung der provinziallandichaftlichen Verhältnifje in Gemäß— 
heit der jtändischen Bejchlüffe und der zwifchen der Regierung und den 
Ständen vereinbarten Gejege mit allen ihr zu Gebote jtehenden Mitteln 
hinwirke und fich bei den zu diefem Ende zu ergreifenden Maßregeln der 
vollen Zuſtimmung derſelben verjichert halte;“*) daß dieſe Vorlage 
Weinhagen und Bueren noch viel zu zahm erjchien? Lehzen und Stüve 
dagegen befämpften den Antrag, als zu weit gehend und gefährlich. Der 
fegtere meinte, gerade der Erlaß des Gejeged vom 1. Auguft 1851 habe 
die jeigen Schwierigkeiten hervorgerufen. Der einzig richtige Weg fei 
daher, dem Bunde durch deſſen Zurüdnahme jeden Anlaß zur Ein- 
miſchung zu nehmen, mit den anderen Organijationen fortzufahren, und 
die Provinziallandfchaften in ihrer Nichtigfeit und Unbedeutendheit zu 
belafjen — wie fie auch heute noch darin bejtehen. Für die Berfafjungs- 
änderungen hielt er den Zeitpunkt noch nicht für gefommen. Er wollte 
fie erit da ins Leben treten lafjen, wo fie ald ein wahres Werf der 
Verföhnung erjchienen. Damit war jedoch den Feinden der Ritterjchaft, 
die deren Vernichtung wollten, nichts gedient. Es fam zu äußert heftigen 
Debatten, in deren Verlauf die Führer der Liberalen über die Schwierig- 
feit der Kompetenzfrage des Bundes hinwegzukommen juchten, indem fie 
fie vom civilrechtlichen Standpunkt beftritten. Elliffen, unterjtügt von 
dem Kanzlei-Aſſeſſor Pland, der als Vertreter der demofratifchen Partei 
in Osnabrüd bei den Wahlen über Stüve gejiegt hatte, meinte, „Der 
Bundestag könne hier gar nicht in Betracht kommen, weil er rechtlich 
überall nicht eriftiere, da cr 1848 aufgehoben und ein neues Necht an 
die Stelle des bisherigen getreten fei.” „Wenn der geehrte Herr über 
die Kompetenz des Bundes zu entjcheiden hätte, jo wäre die Sache aller- 
dings leicht abgemacht,“ entgegnete Stüve, und die Verſammlung gab 
ihm durch Ablehnung des Antrages zu erfennen, daß fie zu feinem 


*) Oppermann a. a. ©. II. 377, 
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jtaatsrechtlichen Urteil mehr Vertrauen hatte, als zu den Deklamationen 
feiner Gegner. 

Einen praftifchen Erfolg fonnten diefe Debatten indes faum haben. 
Es war vielmehr eine natürliche Folge der durch die ablehnende Haltung 
der Nitterfchaften geichaffenen Sachlage, wenn die Regierung am 15. Juli 
die Stände bis auf weiteres vertagte, um Zeit zur Vorbereitung einer 
neuen Verfafjungsvorlage zu gewinnen. 

In der Bwifchenzeit verfäumte das Minifterium nichts, um den 
Wünſchen der Stände möglichjt entgegen zu fommen, und ic) das 
Vertrauen des Landes zu erwerben. Bereit3 vor ihrem Zufammentritt 
war die neue Städte und LYandgemeindeordnnung publiziert worden. Das 
Geſetz über die Amtsvertretung hatten beide Kammern im Sinne der 
Regierung erledigt. Nun wurde am 7. Augujt die langerjehnte Ver- 
ordnung erlajfen, wonach die neuen Jujtizorganijationen zugleich mit den 
übrigen veröffentlichten Gejegen bereits am 1. Oktober ins Leben treten 
jollten. Eine freudige Aufregung ging durch das ganze Land. Man 
jah, daß es der Regierung mit der Durchführung der Reformen ernſt 
war. Die Trennung der Verwaltung von der Juftiz, die jtrengite Durch: 
führung des Grundjages der Deffentlichfeit und Unmittelbarfeit war da- 
mit zur Wahrheit geworden, und es ift das unvergängliche Verdienjt des 
Minijters Windthorjt, daß er dieſe totale Ummälzung in jo kurzer Zeit 
und in jo vollfommener Weife zu ftande gebracht hat. Selbſt Opper- 
mann gejteht zu, daß er „die Perfonenfrage mit großer Unparteilichfeit 
und mit glüdlichem Griff gelöſt und Einrichtungen gejchaffen hat, die 
für ganz Deutjchland muftergültig geworden find.“ Natürlich zeigten fich 
aber trogdem unter den Beamten und Richtern eine Anzahl Feinde der 
neuen Inftitutionen, jogar jolche, die fie durch faljche Auslegung und 
Anwendung, durch künjtlich geichaffene Schwierigfeiten, jelbjt durch Ver— 
leumdungen, zu disfveditieren juchten. Gerade die wenigjt Begabten, die 
ſich am ſchwerſten in die neuen Verhältniſſe zu finden vermochten, und 
die geglaubt Hatten, daß man ſie beſonders berüdfichtigen würde, fanden 
ſich enttäufcht, al3 jie nach fleinen entlegenen Amts: und Amtsgerichts— 
figen verjegt wurden, wo fie wenig Schaden anrichten fonnten. Vorzugs— 
weile bei diefen erregte e3 Unzufriedenheit, dag man eine große Anzahl 
von jtädtifchen Richtern und einige Advofaten in den Staatsdienft über- 
nehmen mußte, wo jie nad) Befähigung und Dienjtalter einrangiert 
wurden, während man den alten Staatsdienern die Zeit, wo fie als 
Auditoren umſonſt gedient hatten, nicht anvechnete. Nicht ganz unrecht 
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aber Hatten fie mit der Befürchtung, daß das Eindringen der zahlreichen 
neuen Elemente auf den altbewährten fonfervativen Geift der Beamten 
jchädlich einwirken würde. Und doc) Hatten gerade diejenigen, die fich 
am meiſten benachteiligt fühlten, e8 nur dem bejchränften Benfionsfond 
zu danken, daß man unter den Umfähigen nicht noch mehr aufräumte, 
Ein fernerer Uebeljtand war, daß man, getäufcht durch die übertriebenen 
Berichte der früheren Behörden über ihre Gefchäftethätigkeit, die Zahl 
der neuen Aemter und Amtsgerichte, ebenjo, wie die der Obergerichte zu 
hoc) gegriffen hatte. 

Sm allgemeinen herrjchte jedoch im ganzen Lande Zufriedenheit 
und Freude. Das neue Gerichtsverfahren wußte jchon bis zum Beginn 
des nächjten Jahres feine entichtedenften Gegner zum Schweigen und 
nach einem ferneren Jahre zur Anerkennung zu bringen. Die Juris: 
prudenz, die fich bis dahın in dumpfigen Kanzleiftuben und diden Aften- 
beiten verborgen hatte, wurde nunmehr unmittelbar mit dem Volke und 
das Volk mit ihr in Verbindung gebracht. Die Perfonalfragen, die 
mafjenhafte Beförderung der Staatsdiener aber drängten den Ge— 
danken an die nur aufgefchobenen Verfafjungs-Aenderungen in den 
Hintergrund. 

Noch war das Band der Liebe und des Vertrauens zwijchen König 
und Volk nicht gelodert. Bei den zahlreichen Neuwahlen, ſowohl zur 
erjten wie zur zweiten Sammer, die infolge der neuen Organijationen 
zu Ende des Jahres vorgenommen wurden, trat deshalb eine große 
Lauheit der Wähler zu Tage. Man konnte und durfte hoffen, daß man 
auf dem von Stüve empfohlenen, oder auf einem anderen ähnlichen 
Wege zum Frieden und zur Verfühnung fommen würde. Das Minifterium 
hielt man für ftarf genug, einen Nechtsbruch zu vermeiden, und eine 
Einmifchung des Bundes fürchtete man nicht. Die Stände waren viel- 
mehr bereit, Hinfichtlich der Zujfammenjegung der erjten Kammer den 
Ritterfchaften einige Konzeffionen zu machen. So trat man in das 
Jahr 1853 mit dem Vertrauen, eine Reaktion, wie fie in andern deutjchen 
Ländern jtattgefunden, überwunden zu haben. 

Allein die Ritter, die fich für ungerecht unterdrüdt hielten, gaben 
das Spiel noch nicht verloren. Nichts wäre ihnen unlieber gewejen, wie 
die Ausführung des Stüvefchen Projekts. hr Vertrauen auf eine 
Unterjtügung DOefterreihs am Bunde war erjchüttert, ſeit ihr Mittels— 
mann, Graf Platen, von Wien im November 1852 nad) Paris verjegt 
war. Sie warfen fogar dem öſterreichiſchen Gejandten in Hannover, 
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Baron von Koller, vor, daß er den „demokratiſchen“ Minifter Windthorjt 
wegen feines fatholischen Glaubens unterjtüge.*) Um fo mehr richteten 
fie ihre Hoffnung auf den preußifchen Bevollmächtigten am Bundestage. 
In Herrn von Bismard jahen fie den hervorragenditen Führer der 
ultrafonjervativen Partei in Preußen, den mutigen Vorfämpfer für die 
Rechte des Königs und ihrer Standesgenofjen. In den erjten Tagen 
des Januar 1853 erſchien daher der Graf Bernftorff-Gartow bei dieſem 
in Frankfurt und jchilderte ihn unaufgefordert die hannoverjchen 
Verhältniſſe in den düfterften Farben. Nicht bloß die Art des Verfehrs 
mit dem blinden Monarchen und dejjen Umgebung beurteilte er höchſt 
abfällig; er bezeichnete auch die gejamten inneren Zujtände des König— 
reichs ald „verzweifelt und zur volliten Revolutionierung des Landes 
führend.“**) Dabei Elagte er bitter über die „Apoftafie* Scheles, der 
fogar damit umginge, den Bundestagsgefandten von Bothmer, der ſtets 
die Anfichten der Nitterfchaften vertreten, aber wegen der Elliffenjchen 
Interpellation wiederholt um feine Abberufung gebeten Hatte, durch eine 
ihuen weniger geneigte Berjönlichkeit zu erjegen. Daß indes ein Direkter 
Einfluß Preußens auf die inneren Angelegenheiten, ſei es durch Rat— 
Ichläge, oder durch Wünfche, bet dem Charakter des Königs feinen Zweck 
verfehlen würde, gab Bernftorff zu. Er meinte aber, das jegige Minijte- 
rium babe fich jo feſtgerannt, daß es im zwei oder drei Wochen Die 
Möglichkeit, weiter zu regieren, erflären werde. Ein „rotes“ Kabinett 
werde folgen und damit fäme die Kriſis durch das dann undermeidliche 
Einfchreiten des Bundes zur Heilung. 

Dieſe Anficht teilte Bismard nicht, der die Verhältniffe richtiger 
durchichaute, ald der Kommifjar des Adels. Er meinte, die Zeit der 
roten Kabinette ſei nicht die heutige. Das Minifterium würde fich, wenn 
es wirklich in WVerlegenheit jei, mit fleinen Modifikationen und Balliativen 
weiter helfen. Ginge das aber nicht, jo werde der König bemüht fein, 
jo zu wählen, „daß er weder der Nitterjchaft, Durch die er fich ver- 
legt fühlt, noch den verjchiedenen Anhängern des Septembervertrags 
in die Hände fällt.“ Mit einem definitiven Urteil über die Sachlage 
hielt Bismard jedoch zurüd, bis er fih an Drt und Stelle genau 
orientiert hätte. Er nahm fich aber vor, bei feiner Rückkehr von Berlin 
feine ‚Freunde und Verwandten in Hannover zu bejuchen und bei der 

*) Veriht Bismarcks an Manteuffel d. d. 25. September 1853 (Poſchinger 


a. a. O. I. Teil ©. 301 ff.). 
**) Bismard an Gerlach d. d. 8. Januar 1853. 
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Gelegenheit mit Schele, der ftets gegen ihn „sehr offen geweſen war“, 
Rückſprache zu nehmen. 

Gleichzeitig mit der Sendung des Grafen Bernjtorff nach Frankfurt 
fand ſich die, „ritterfchaftliche Gentralfommiffion der Tandfchaftlichen 
Nechte* am 5. Januar in der Wohnung des Minifterpräfidenten ein, 
um einen neuen Verſuch der Verjtändigung anzubahnen. Sie er— 
flärte ich bereit, „das Nachegefühl ſchwer gereizter Emfindlichfeit“ 
zu unterdrücden und dejjen üble Nachwirkung von ſich fern zu halten. 
In der That einigten jich die ritterjchaftlichen Vertreter mit Schele über 
einige untergeordnete Punkte. Allein über die Kapitalfrage, das Zus 
jtimmungsrecht der Provinzialftände zur Abänderung der Provinziakver- 
fafjung, konnte nichts definitives feitgeitellt werden. Immerhin erjchien 
die Lage nicht ganz hoffnungslos. Die Regierung hielt es deshalb für 
ihre Pflicht, noc einmal den Weg der Unterhandlung zu betreten. 
Sie erließ am 13. Januar an jämtliche Land» und NRitterfchaften die 
Aufforderung, zum 14. März, vor dem Zujammentritt der Stände, neue 
Abgeordnete nad) Hannover zu jchiden. 

Bei diefer Sachlage wäre es im höchjten Grade bedenklich gewejen, 
wenn das Minifterium und namentlich der König erfahren hätte, daß 
die Ritter ſich gewiſſermaßen in geheime Sonjpirationen mit dem 
preußijchen Bundestagsgefandten eingelafjen hatten. Sie baten daher 
Bismard dringend, feinen Befuc in Hannover zu unterlafjen, um nicht 
„eine jegt durchaus nicht wünjchenswerte Mißſtimmung“ gegen fie her— 
borzurufen.*) 

Der zweite VBerftändigungsverfuch verlief jedoch ebenfo ergebnislos, 
wie der erſte. Als föniglicher Kommiſſar fungierte diesmal der Land- 
droft von Bar bei den Verhandlungen. Nach wie vor aber beanjpruchten 
die Bevollmächtigten der Nitterjchaften die ausschließliche Vertretung des 
größeren Grumdbejiges in der erjten Kammer. Selbſt die perfönliche 
Intervention des Königs Hatte feinen Erfolg. Vergeblih ermahnte er 
fie zur Nachgiebigfeit und eröffnete ihnen, daß die ihnen von der Re- 


*) „Ein Mitglied der Nitterfchaft fchreibt mir: „Ihre Durchreife hier möchte 
nod jo jehr den Charakter der AZufälligkeit, und ein Bejuch bei Schele den eines 
Privatbefuchs Haben; unfere argwöhnijchen Minifter würden doc darin eine von 
uns provozierte Einmilchung erbliden, und der König glauben, man wolle 
feinen Souveränetätörechten zu nahe treten, und dadurch eine jekt durchaus nicht 
wünfchenswerte Mißftimmung gegen uns herborgerufen werben.“ (Bismard an 
Gerlad d. d. 21. Januar 1853). 
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gierung vorgelegten Propofitionen als Ultimatum zu betrachten feien. 
Schakrat von Bothmer erwiderte, wie fie zwar jämtlich es als heilige 
Pflicht anerfennten, „in der Hingebung gegen ihren Landesherrn allen 
voranzugehen,“ daß aber, wenn jie troß ihres ernjtlichen und redlichen 
Willens zur Verjtändigung den Forderungen des Ultimatums nicht ent- 
iprechen fünnten, der König ſich überzeugt Halten möge, daß nicht 
egoijtiiche Verfolgung von Sonderintereffen, jondern die Pflichten gegen 
die Monarchie, gegen den Glauben, „in welchem wir aufgewachjen, gegen 
das Land und deffen wahre Wohlfahrt fie zu diefem Ungehorſam be 
jtimme.“ „Geruhen Ew. Majeftät in diefer ernften Stunde,“ fo ſchloß 
er, „die unterthänigſte Verſicherung Huldreichit entgegen zu nehmen, daß, 
falle unſer Los, wie e8 wolle, wir nicht wanfen werden in der von 
unjern Vätern ererbten Anhänglichfeitt und Hingebung für unfer er- 
habenes Herricherhaus, daß, jolange noch das wahre Chrijtentum den 
Gläubigen feine Kirchen öffnet, wir nicht aufhören werden, in ihnen zu 
beten und unfere Kinder beten zu lajjen: Gott jegne den König!“ 

Wenn der Nedner gehofft hatte, mit feiner pathetiſchen Berficherung 
auf das gläubige Gemüt des Königs Eindrud zu machen, jo hatte er 
jich verrechnet. Als die Abgeordneten am 12. April ihre in allen 
Punkten ablehnende Gegenerklärung*) auf die legten Propoſitionen ab- 
gaben, brach die Regierung am folgenden Tage jede weitere Ber: 
handlung ab. 

Was follte num geichehen? Daß der König nicht auf das Stüvejche 
Programm eingehen würde, mit den Verfafjungsänderungen bis zu dem 
HZeitpunft zu warten, wo jie als „wahres Werf der Verſöhnung“ 
zwiſchen dem Adel und dem Bauernitande ins Leben treten könnten, fie 
ſich vorherſehen. Namentlic) die jchleunige Umformung der erjten 
Kammer hielt er für dringend erforderlich. Die erite Berhandlung über 


*) Die Ritter erflärten 1., daß nur Ehriften in die künftigen Ritterfhaften 
aufgenommen werden bürften, und 2., daß fie die rechtliche Notwendigkeit der Zu— 
ftimmung der allgemeinen Ständeverfammlung zu dem Geſetz fiber die Reorgani- 
jation der Provinziallandihaften nicht anzuerlennen vermöchten. Ferner verlangten 
fie 1. paſſive Wahlbeſchränkungen hinſichtlich der Vertreter der Amtäbezirke, 2. einen 
weit höheren Cenjus für die aufzunehmenben bäuerlihen Grundbefiter, als fie 
1852 gefordert hatten, 3. die ausichließliche Vertretung des großen Grundbeſitzes 
in ber erften Kammer, und endlid 4. das Zuftimmungsreht der Provinzialland- 
ſchaften zu jeder Aenderung oder Aufhebung ihrer Verfaſſung. (Das Nähere fiehe 
in Lenthes Zeitſchrift für Verfaſſung und Berwaltung des Königreichs Hannover. 
I. Zeil ©. 84 ff.) 
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die Verfaflungsfrage in der Ständeverfammlung aber war deshalb ger 
jcheitert, weil Schele feine Fühlung mit den maßgebenden Barteiführern 
gejucht hatte. Er ſetzte fich daher mit dem Grafen Bennigfen in Ber: 
bindung, von dem er wußte, daß er die Anjchauungen des Königs genau 
fannte, und daß jeine Etimme, wenigftens in der erften Klammer, deren 
Präſident er war, den Ausjchlag gab. Mit diefem arbeitete er eine 
Vorlage*) aus, worin unummwunden ausgefprochen war, daß die Re— 
gierung „zu ihrem aufrichtigen Bedauern“ die Hoffnung habe aufgeben 
müfjen, die Zufammenjegung der erjten Kammer mit Hilfe der Neu- 
bildung der Provinziallandichaften zu regeln. Deshalb jchlug fie vor, 
den Genjus für den Begriff des großen Grundbefiges in der Weiſe zu 
erhöhen, wie er bereit3 in den Verhandlungen über die Neorganijation 
der Provinziallandfchaften die Zuftimmung der allgemeinen Ständever- 
jammlung erlangt hatte. Für die 35 zu wählenden Abgeordneten der 
größeren Grundbefiger würde er zwifchen 900 und 1800 Thaler Rein- 
ertrag gejchwanft haben, — während früher 600 Thaler zur Wählbar- 
feit genügt hatten. Damit wäre nicht bloß die Zahl der Wahlberechtigten 
zur erjten Sammer — die auflösbar werden follte — von 4215 auf 
793 herabgejunfen, jondern es wäre auch das Uebergewicht der Ritter 
Ichaften in ihr wieder hergejtellt worden und zwar umjomehr, da aud) der 
Graf von Platen und die Majoratsheren wieder eine erbliche PViril- 
jtimme erhalten jollten. „Zwiſchen den nicht dem Bauernitande ange: 
hörigen Gutsbefigern und den adeligen Mitgliedern der Nitterjchaft aber 
noch einen politifchen Unterjchied ftatuieren oder auch mur noch ein 
Auseinandergehen der politiichen Intereffen beider annehmen zu wollen, 
wird, jobald fich die Wogen der augenbliclichen Erregung gelegt, ſicher— 
lich einem irgend unbefangenen Mitgliede der letzteren nicht einfallen,“ 
jchreibt Schele.**) Auch die zweite Kammer gedachte er im echt konſer— 
vativen Sinne zu reformieren. Er wollte das Wahlrecht von den 
wohnberechtigten auf die jtimmberechtigten Gemeindemitglieder übertragen. 
In den Städten und Flecken dagegen jollte es durch Magijtratsmitglieder, 
Bürgervorfteher und Wahlmänner in gleicher Zahl ausgeübt werden. 


*) ©. diefelbe in Oppermann a. a. D. II. Teil, Anlage XLVI ©. 1öl ff. 

**) Nah Sceles Berehnung würden 413 ritterfchaftlihe Güter 380 bäuer- 
lihen Bejigungen gegenüber geftanden haben. Allerdings befanden fih nur 
288 Güter in den Händen abeliger, 57 in denen nicht adeliger Mitglieder der 
Ritterſchaften, während 68 jonftigen Befigern angehörten. (Dentichrift des Minifte- 
riums d. d. 4. September 1853.) 
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Diefe Borjchläge waren, wie felbjt die Oppoſition anerfannte,*) 
logiſch und fonfequent, indem ſie allenthalben den Rechtsſtandpunkt 
wahrten, und nur aus inneren Gründen die Notwendigkeit einer Aen— 
derung des Wahlrechts für die erjte Kammer herleiteten. Sie fanden 
daher, als jie den Ständen bei ihrem Zujammentritt am 25. April vor— 
gelegt wurden, fajt allgemeine Billigung. Auch in der zweiten Klammer 
war die gemäßigte Majorität unter der Führung von Stüve, Lehzen u. a. 
bereit, fie mit den nötigen und geeigneten Modififationen zur Annahme 
zu empfehlen. Daß die Regierung zugleich um die Ermächtigung erjuchte, 
dns Geſetz vom 1. Auguſt 1851 durch eine neue Verordnung aufzuheben, 
gab den Ständen den Beweis, daß es ihr mit der Abficht ernft war, 
die vorliegenden Schwierigkeiten auf verfaffungsmäßigem Wege zu er: 
ledigen. Alles blicte vertrauensvoll in die Zukunft, und die Abberufung 
Bothmers vom Bundestage, an deſſen Stelle am 5. Juni der General 
Jacobi trat, lieh feinen Zweifel darüber, daß das Minifterium über die 
PBrätenfionen der Ritterſchaften emdgiltig zur Tagesordnung überge— 
gangen war. 

Die einzige Beforgnis des Kabinetts war, daß ich beim Könige 
entgegengejegte Einflüffe geltend machen fünnten, die ihn davon über- 
zeugten, daß er bereits zu viel von feinen Souveränetätsrechten geopfert 
habe, und dieje Aenderungen nur den Uebergang zu weiteren Konzeſſionen 
der Stände bilden dürften. Von welcher Seite eine ſolche Einwirkung 
am meiſten zu befürchten war, wußte Schele nur zu wohl. Es war 
daher ein großer Glüdsfall für ihn, daß um diefe Zeit — Februar 1853 
— ber Archivjefretär Guftav Zimmermann**) als SKanzleirat und Pro— 


*) Oppermann a. a. O. II. Teil S. 392, 
**) Guftav Bimmermann war am 7. März 1808 in Gotha geboren und hatte 
dort bad Gymnaſium mit Nuszeihnung befuht. In den Jahren 1830 bis 1833 
ftubierte er in Göttingen und Leipzig und hörte an ber Georgia Nugufta die Vor— 
träge Dahlmanns über das Staatsrecht. Nachher befleidete er in feiner Heimat 
den bejcheidenen Poften eines Mcceffiften bei ber Polizei, und war zum Megierungs- 
aſſeſſor aufgerüdt, ald er im Jahre 1838 durch eine Broſchüre: „Ein anderes Wort 
zur Proteftation und Entlafjung der fieben Brofeijoren”, die Aufmerkſamkeit bes 
Minifters Schele auf fich z0g, ber ihn nad Hannover berief und mit einem bor- 
läufigen Gehalt von 450 Thalern als außerorbentlihen Selretär beim Archiv an— 
ftellte. Seine hauptfählihe Aufgabe aber war, in Öffentlihen Blättern, namentlich 
im „Hamburger Korreipondenten*, die Negierungd- Maßregeln Ernft Mugufts zu 
verteidigen und gegen die Anhänger des Staatsgrundgeſetzes zu polemifteren, 

Am Jahre 1849 wurde cr zeitweilig der öfterreichiichen Regierung zur Ber- 
fügung geftellt und nad Wien verjeßt, kehrte jedoch jhon im Juni 1850 nad) 
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feffor der Staatswifjenschaften in Kiel in dänische Dienfte trat. Diejer 
unbeilvolle Mann verfügte über einen ungewöhnlichen Vorrat ſtaats— 
rechtlicher SKenntniffe, die er in der geſchickteſten Weife zu verwerten 
wußte, um die Zuläffigkeit ſelbſt der bedenflichiten Regierungsmaß— 
regeln zu beweifen. Er war von jchmächtiger, unfcheinbarer Geftalt „mit 
einem kränklichen durchlichtigen Geficht“. Sein jchmaler Kopf, feine 
Icharfgefchnittenen Züge und fein lauernder, ftechender Blid gaben ihm 
das Ausjehen eines Fuchſes. Stets ſtand er auf feiten der Macht. 
Er verteidigte die Berechtigung Ernſt Augufts zur Aufhebung des 
Staatögrundgefeges in dem öffentlichen Blättern, und fchrieb während 
feines Aufenthalts in Kiel im ultradänifchen Sinne eime ftaatsrechtliche 
Schrift über die fchleswig=holfteinische Frage. In Hannover gehörte er 
zu den beitgehaßten Perjönlichkeiten. Nur einmal, als er unter dem 
Pleudonym Dr. Faber feine Pamphlete gegen den Anjchluß des König- 
reichs an den Zollverein veröffentlichte, genoß er einer gewiffen Popu— 
Hannover zurüd, wo er im folgenden Jahre zum wirklichen erften Archivſekretär 
mit 900 Thalern Gehalt aufrüdte. Im Anfang des Jahres 1853 wurde er als 
Adjunft des Neihs-Arhivard mit dem Titel Arhivrat nah Münden berufen. 
Wenige Tage vor feiner Abreife dahin aber erhielt er von dem Sal. däniſchen 
Minifterium der Herzogtiimer Holftein und Lauenburg die mehr zujagende Auf» 
forberung, eine Profeſſur der Staatöwiffenihaften in Kiel zu übernehmen, und, 
nahdem ihn die bayrifche Negierung von feinen eingegangenen Berpfliditungen 
wieder befreit hatte, jiedelte er dahin über. 

Schon nach Jahresfrift aber rief ihn Lütden nad Hannover zurüd, wo er 
bald zu mafgebendem Einfluß gelangte. Zunächſt 1854 zum Oberregierungs-, 
1856 zum Geheimen Regierungsrat, 1858 zum Staatärat ernannt, vertauſchte er 
infolge einer Differenz mit dem Minifter von Borries dieſe Stellung anfangs 1859 
mit der eined Minifter-Refidenten bei den freien Stäbten Hamburg, Bremen und 
Lubeck. 

Infolge der Ereigniſſe von 1866 glaubte er ſich „mit feinen Pflichten on 
Preußen gewieſen“, obgleich feine Gefundheit ihm nicht erlaubte „um Einftellung 
in den altiven Dienft bitten zu Tönnen”. Er überjendete jedoch jchon im Augufl 
1867 bem Grafen Biämard ein Memoire „über die Bolitit, welche das jüngfte 
Wachstum Preußens erheilhen möchte”, für welches diefer ihm in einem bejonderen 
Schreiben jeine Anertennung ausſprach. Auch fpäter erachtete er es für feine 
Pflicht, für die Regierung, von der er feinen Gehalt fortbezog, „ſoweit zu arbeiten, 
ald es feine Körperkraft zuließ und er feinen früheren königlichen Herrn nicht 
ſchädigte.“ Zahlreiche Denkichriften, die er dem Staatäfefretär von Ziele über- 
fandte und in denen er fih im preußifchen Sinne über die auftauchenden politifchen 
Fragen ausipricht, ftammen aus dieſer Zeit. 

Am 1. Auguft 1874 ftarb er in Hannover, wohin er fur; vorher über- 
geſiedelt war, 
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larität. Dabei war er von einem brennenden Ehrgeiz bejeelt. Won 
Gewiſſensſtrupeln jedoch wurde er nicht gequält. Mit der Schlaubeit 
eines Emporkömmlings wechjelte er unbedenklich feine politischen Anfichten, 
wenn er fürchtete, daß fie jeinem Fortkommen Hinderfich fein konnten. 
Wie er als dänijcher Profefjor für die Politif des Kopenhagener Hofes 
eingetreten war, fo verteidigte er als hannoverjcher Staatsrat die Rechte 
der Herzogtümer. Durch alle auftauchenden Schwierigkeiten juchte er 
ſich Schlau Hindurd) zu winden. So erreichte er es, daß feine Politif 
im Jahre 1866 auf beiden Seiten Argwohn ermwedte und als, im weient- 
fichen durch feine Schuld, die Kataftrophe über das Land hereingebrochen 
war, endigte jeine Thätigfeit damit, daß er dem Grafen Bismard feine 
Dienfte anbot. 

Durch die befcheidene Stellung als Ardjivfefretär, die ihm Ernſt 
August verliehen Hatte, fühlte er fich längft nicht nach Gebühr belohnt. 
Um fo mehr richtete er jeine Hoffnungen auf den jungen König, von 
defjen Charaftereigentümlichkeiten er fich frühzeitig unterrichtet Hatte. 
Gleich nach deſſen Thronbejteigung wußte er ihm "eine Brofchüre in die 
Hände zu jpielen, die auf das Gemüt Georgs V. den tiefjten Eindrud 
machen mußte. Mit einem gewaltigen Aufwand von Gelehrſamkeit ſuchte 
er darin die „Vortrefflichkeit der konftitutionellen Monarchie für England 
und deren Unbrauchbarfeit für die Länder des europäischen Kontinents“ 
nachzuweifen. Nur die „beſchränkte Monarchie“ hielt er in diejen für die 
„angemefjene und notwendige Regierungsform, da bier Gewalten ohne 
Schranfen und Sontrolle zu dem Kulturzujtande des Volkes nicht 
pafjen.”*) Den Ständen wollte er aber im wefentlichen nur das Recht 
der Beratung zugeftehen. „Eine jährliche oder periodifch wiederkehrende 
allgemeine Steuerbewilligung durch die Verfammlung, welche das König: 
tum bejchränft, ift,“ wie er ſich ausdrüdte, „durchaus für jede wahre 
Monarchie ein Unding.“ „Bon einer Verantwortung der Minifter gegen 
jemand anders ald gegen den König,” jo fährt er fort, „kann natürlich 
gar feine Rede fein.“ „Die Näte des Königs haben ihm zu raten, aber 
er fann nicht gezwungen jein, ihren Nat anzunehmen, jondern darf ſich 
jelbjt entjcheiden, ihnen auch in der Erefutive Befehle zugehen zu lafjen, 
welche fie nicht vorgejchlagen Haben; er fanı natürlich auch jelbjt 
handeln und perjönlich auftreten, wo ihm dies paßt.“ 

J 





*) Bgl. Zimmermann: „Die Vortrefflichkeit der konſtitutionellen Monarchie 
für England und die Unbrauchbarkeit der koönſtitutionellen Monarchie für die 
Länder des europäiſchen Kontinents.“ S. 189 ff. 
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Diefe Schrift erregte begreiflicherweife das ungemeinfte Aufjehen. 
Eie war fo raſch vergriffen, daß ſich Schon im Jahre 1852 eine zweite 
Auflage nötig machte. Ganz befonders aber war fie auf den Gedanfen- 
gang des Königs zugejchnitten, und, wenn diefer ſich bewogen fühlte, den 
Berfajjer in feine Nähe zu ziehen, jo janfen die Hoffnungen auf eine 
Berjtändigung in der BVerfafjungsangelegenheit auf den Gefrierpuntft. 
Durch die Berufung Zimmermanns nad) Kiel war dieſe Gefahr fürs 
erjte bejchworen, und das Meinijterium durfte in die erneuten Ber: 
handlungen mit den Ständen mit der fajt ficheren Hoffnung auf einen 
glüdlichen Ausgang eintreten. In der That ſprach ſich der aus Mit- 
gliedern beider Kammern gewählte Verfaſſungsausſchuß in feiner Majo- 
rität_empfehlend für die Vorlage aus. Sämtliche Deputierte der erſten 
Kammer waren fogar, obgleich ihre Intereffen am empfindlichiten dadurd) 
berührt wurden, einftimmig dafür. Da trat plöglic, bei der Verhandlung 
im Plenum eine unerwartete Wendung ein. Die drei einzigen Mitglieder 
der Kommiſſion Ellifjen, Pland und Groß, welche ſich gegen die Vor— 
jchläge der Regierung ausgejprochen Hatten, begründeten in der zweiten 
Kammer ihr Difjensvotum*) mit einer Menge von Scheingründen, die 
vom ftrengen Rechtsftandpunfte logisch und fonfequent fein mochten, aber 
die böjen Folgen nicht beachteten, welche im Falle der Ablehnung eine 
Einmifchung, oder gar Dftroyierung von feiten de Bundes auf das 
Land üben mußten. Viele argumentierten auch jo: der König hat ver— 
Iprochen, die Verfafjung nur mit Zuftimmung feiner Stände ändern zu 
wollen, und der Bund wird dieſe Heiligkeit des Königswortes achten. 
Zwar war es logifch richtig gedacht, daß ein innerer Grund für Die 
Neuregelung des Wahlrechts zur erjten Kammer um jo weniger vorlag, 
da dieje Aenderungen im wejentlichen auf das Geſetz vom 1. Auguft 
bajiert waren, das man aufheben wollte Allein die äußerſte Linfe mip- 
fannte „das Gewicht des äußeren Dranges, die Macht des Zuges zur 
Reaktion, welcher in der ganzen Zeit lag.”**) Dazu fam das Mißtrauen, 
— zu dem damals nod) gar fein Anlaß vorlag, — daß der König es mit 
den vorgejchlagenen Verfafjungsänderungen nicht bewenden lafjen würde, 
der Zweifel, ob er Feſtigkeit genug befäße, den Prätenfionen der Ritter: 
ichaften auf die Dauer Widerftand zu leiften. 

So war denn bei den Kammerdebatten Wind und Sonne den Ver— 


* ©. dasſelbe in Oppermann a. a. ©. II. Teil, Anlage ZLVIL, ©. 158 ff. 
**) Oppermann a. a. D. II. Teil, ©. 392. 
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teidigern der Negierungsentwürfe entgegen. Stüve, defjen Vorſchläge bei 
der Kommiffion feinen Anklang gefunden hatten, war bei den Per- 
handlungen abwefend, da er nicht gegen die Regierung votieren wollte. 
Auch Grumbrecht hatte fich der Abjtimmung durch eine Reife entzogen. 
Durchfchlagende innere Gründe fonnten die Minifter nicht angeben; fie 
mußten fich vielmehr auf weniger beſtimmte oder unbejtimmte Drohungen 
jtügen. Vergeblich bat Windthorjt, den gegebenen Berhältnifjen gegen: 
über die Augen nicht zu verjchliegen. Er gab zu bedenfen, da der" 
Bund über feine Kompetenz ſelbſt entjcheide, und daß nad) $ 2 der 
Verfaffung publizierte Bundesbejchlüffe ausgeführt werden müßten. Noch 
eindringlicher riet Hammerjtein zum Nachgeben. Er betonte, daß er ſich 
feinen monarchiſchen Staat denfen fünnte, in welchem der ritterfchaftliche 
Beſitz nicht vertreten fei. Eine Ablehnung der Vorjchläge aber Heike, 
das ganze bisherige Regierungsfyften umſtoßen. Denn es jtehe mehr 
auf dem Spiele, als man fi im erjten Augenblid vielleicht denfe: das 
ganze ftändifche Prinzip, das Prinzip der Vertretung durch die allgemeine 
Ständeverfammlung ſei in Gefahr. Staatsminister von Reiche ging 
noch weiter. Nur eine Alternative gäbe es für die Regierung, im Falle 
der Ablehnung, fagte er: Entweder fie gehe ab und überlaffe die Aus— 
führung des Werkes gejchicteren Händen, oder jie bringe die Erfolglofig- 
feit ihres DVerfuchs dem Bunde zur Anzeige und erwarte deſſen Ver— 
mittlung, — was v. d. Horjt zu dem pathetischen Ausruf veranlaßte: 
„Möge demjenigen, der die Sache auf folche Weije in die Hände bes 
Bundes legt, die Verantwortung dafür in feiner Todesftunde nicht zu 
ſchwer werden!” 

Daß die Oppofitionspartei fich durch die Ablehnung der Vorlage 
nicht jelbjt den Weg zur Negierung bahnen konnte, daß fie nur einem 
Miniftertum Lütcken oder Borries die Wege ebnen würde, wußte fie 
genau. Es galt aljo von der 1848er Verfaffung zu retten, was zu 
retten war. Allein was helfen Bernunftgründe gegen Parteihaß und 
Barteiverblendung! 

Es war vielleicht der verhängnisvollfte Wendepunkt in der neueren 
Gefchichte Hannovers, als die zweite Kammer nach zweitägigen äußerſt 
febhaften Diskuffionen am 22. Juni die NRegierungsvorlage in nament- 
ficher Abjtimmung mit 42 gegen 38 Stimmen ablehnte. Auch die Auf: 
hebung des Gejeges vom 1. Auguſt wollte jie nur unter einer Anzahl 
befchränfender Bedingungen zugejtehen. Die Regierung gewann dadurch 
die Ueberzeugung, dag auf eine Verſtändigung nicht zu rechnen war. 
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Sie löjte daher durch ein Refkript vom 30. Juni die zweite Kammer 
auf und vertagte die erjte. 

Die Lage des Minijteriums war nun eine vecht mißliche getworden, 
aber fie war durchaus nicht ausſichtslos. Schele vertrat vielmehr die _ 
Anficht, daß möglichit vajch zur Neumahl der zweiten Kammer gejchritten 
werden müſſe, und zweifelte nicht, daß dieſe ſich bereit erklären würde, 
die legte Vorlage unverändert anzunehmen. Bacmeifter allein, der diejer 
nur mit Widerjtreben zugejlimmt hatte, nicht ſowohl, weil er der geiftige 
Urheber der erſten war, jondern weil er mit den Nitterjchaften auf einem 
guten Fuß ftehen wollte, widerſprach. Der ehrgeizige Mann Hatte jich 
jogar der Aufgabe, den legten Entwurf in der erjten Kammer zu ver= 
treten, unter dem Vorwande, frank zu fein, durch eine Erholungsreiſe 
nach Biebrich entzogen. Als er Ende Juni zurüdfehrte, jprach er ſich 
dahin aus, da jeiner Anficht nach die Verhandlungen erjchöpft jeien. 
Schon vorher Hatte er erklärt, „er werde um feine Entlafjung bitten 
müfjen, wenn die Sache im Sinne der Stüvefchen Partei entjchieden 
werden follte” Dabei gab er jedoch feinen „wohl überlegten und uner- 
ſchütterlichen“ Entſchluß zu erfennen, „niemal® in ein Kabinett einzu— 
treten, an welchem der Minifterpräfident nicht gleichfalls Anteil nähme.“*) 

Scele fügte ji) dem Wunſche feines Kollegen und verfchob die 
weitere Erörterung der Angelegenheit wenigftens bis dahin, daß der König 
aus England zurüdgefehrt fein würde, wo er zu der Zeit mit feiner 
Gemahlin zum Bejuche des Hofes von Windfor weilte. Unglüdlicher- 
weife aber waren die Eindrüde, die der Monarch dort von dem parla= 
mentarischen Leben erhielt, jeiner Denkweife durchaus unſympathiſch. 
Was er jah und erlebte, vermehrte feinen Widerwillen gegen die fon- 
jtitutionelle Regierungsform und feinen Wunfch, fich von den Feſſeln, 
die fie ihm in feinem Lande auferlegte, zu befreien. Zugleich hielt er es 
für feine Pflicht, feiner Coufine, der Königin Victoria, gelegentlich die 
Grundſätze, nach denen er jein Königreich zu regieren gedachte, zu ent- 
wideln. Er ſetzte ihr auseinander, wie er es als feinen Beruf an- 
jähe, die von Gott eingejegte monarchiſche Gewalt im nordweitlichen 
Deutjchland wieder aufzurichten. Der Zeitpunkt für Derartige Bor: 
träge fonnte nicht wohl ungünftiger gewählt jein, da die Königin den 
liberalen Grundjägen ihres Gemahls Huldigte, der oft genug „einer 
Satire gegen alles, was fi in romantifche Träumereien verlor, freien 


*) Bacmeifter an Schele d. d. 6. Mai 1853. 
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Lauf ließ,“) und fie auch aus ihren Sympathien für die Befreiung 
Italiens von der „legitimen“ Herrichaft Dejterreichs kein Hehl machte. Der 
geiftreiche und liebenswürdige Bruder des Königs Victor Emanuel, der 
fich gleichzeitig in London aufhielt, wurde von ihr in der auffallenditen 
Weife gefeiert.**) Mit inmerem Ummwillen nahm Georg V. wahr, daß, 
wie es Zimmermann in jeinem Buche geichildert hatte, nicht bloß die 
Staatögewalt zwifchen dem Monarchen und dem Parlamente geteilt war, 
jondern daß das Parlament unzweifelhaft den ungleich größeren Teil 
der öffentlichen Macht beſaß.““) Daß er ich nicht ebenſo den beten 
Teil feiner königlichen Rechte von feinen Ständen entreigen laffen wollte, 
itand bei ihm feſt. Er wurde daher durch die Nachrichten von den letzten 
Vorgängen in den Kammern aufs Unangenehmjte berührt. Es erbitterte 
ihn, daß die Liberalen fein Entgegentommen mit jolchem Undank lohnten. 
Mit befferem Recht, wie fein Vater nach den Göttinger Jubiläumsfeft- 
lichfeiten, glaubte er das ganze Land von der demokratiſchen Partei 
unterwühlt, und jich vor die Wahl gejtellt, ob er vor jeinen eigenen 
Unterthanen, oder vor dem Bunde fapitulieren wollte. 

Daß er in diefer Zwangslage es für vorteilhafter hielt, ſich von der 
Bundesverſammlung in den Vollgenuß feiner Souveränetät wieder ein- 
jegen zu laffen, fann man ihm eigentlich nicht verdenfen. Ihm jchwebte 
ihon damals ein Zurüdgehen auf die Verfaffung von 1840 als das zu 
erjtrebende Ziel vor. Ehe er aber einen definitiven Entjchluß faßte, 
forderte er von den Departements:Chefs ein Gutachten über die zu er- 
greifenden Mafregeln ein. Bon der allergrößten Wichtigfeit aber war 
es, über die Stimmung in Frankfurt in authentischer Weile unterrichtet 
zu fein. Er beauftragte daher Schele, der fi Ende Juli nad) dem 
Luftfurorte Gries in Tyrol begab, auf der Durchreife die maßgebenden 
Berjönlichkeiten am Bundestage über ihre Anfichten und Abjichten ver: 
traulich zu fondieren. Nun wollte e8 ein unglüdlicher Zufall, daß 
Bigmard, auf deſſen Meinung am meijten ankam, gerade abiwejend war. 
Außerdem war an die Stelle Thun: Hohenfteins, des alten Freundes 
Scheles, feit dem 3. Februar der Baron von Prokeſch-Oſten als Präjidial- 
gejandter getreten, ein Mann, der die deutjchen Verhältnifje nur jehr 

*) Herzog von Coburg „Mus meinem Leben“, II. Teil, ©. 92. 

**) Die Königin jchenkte ihm u. a, ein prachtvolles Neitpferd mit den Worten: 
„Ich hoffe, daß Sie das Pferd reiten werben, wenn die Schlachten für die Be- 
freiung Italiens geihlagen werden.“ 

*+*, Dimmermann a. a. D. ©. 2, 
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oberflächlich kannte, fich dagegen während feines zwanzigjährigen Aufent- 
halts im Orient eine bfumenreiche Redeweiſe angewöhnt hatte. Aus 
jedem jeiner Worte leuchtete der Spealift hervor. Selbſt bei trivialen 
und gleichgültigen Gegenjtänden pflegte er fich in Bildern und Gleich— 
niffen zu ergehen, die höchit ergöglich waren, Dennoch war er in Ge- 
ihäften und namentlich in jeinen Urteilen meiftenteil3® von bündiger 
Kürze und Schärfe.*) So fand ihm auch Schele, der ihn am 21. Juli 
gleich nach jeiner Ankunft auffuchte.**) Er jegte dem hannoverjchen 
Minister „jehr ſcharfſinnig“ auseinander, „was der Bund nad) jeiner 
Berfaffung würde leijten fünnen und wie wenig er in Wirklichkeit Leite,“ 
Ale Schuld dafür jchob er auf Preußen, nicht ohne bittere Ausfälle 
gegen „das Berliner Schaufel-Syjtem und gegen den vorzüglichjten Träger 
desjelben, Herrn von Manteuffel.” Dann jprach er der hannoverjchen 
Regierung feine Anerkennung über die in den bisherigen Verfaffungsver: 
handlungen bewiejene Ruhe und Mäßigung aus. Er wünjchte, daß fie 
auf diefem Wege fortwandeln und noch einen Verfuch der Verjtändigung 
mit den Ständen machen möge, befannte jedoch, daß er über die Ver: 
hältniffe des Landes nicht genügend orientiert fei, um zu emtjcheiden, auf 
welcher Grundlage man verhandeln müſſe. Namentlich wiſſe er nicht, 
ob es das bejte fei, den Adel wieder durch befondere Korporationen ver- 
treten zu lafjen, oder ob derjelbe „einer Münze ohne inneren Wert 
gleich jei”. Bei einem abermals fehlgejchlagenen Verſuche würde indes 
die Sache zur Entjcheidung der Bundesverfammlung reif fein. Darüber 
jedoch, wie Dejterreich, wenn es jo weit fäme, ftimmen würde, wollte 
und fonnte Prokeſch fich nicht mit völliger Beftimmtheit ausjprechen, 
weil er noch feine Inftruftionen aus Wien erhalten hätte. Er bezweifelte 
aber nicht, dag — wenn nur Preußen zu gewinnen ſei und fejt bliche 
— der Ausſpruch, daß die Verfaſſung vom 5. September 1948 mit den 
Bundesgefegen in Widerfpruch ftände, alsdann leicht zu erreichen fein 
würde. 

Ueberhaupt empfahl er, Preußen in diefer Frage vorangehen zu 
lafjen, und zu verjuchen, jowohl auf Herrn von Bismard, wie auf 
Manteuffel zu wirken. Unerwogen dürfe aber dabei die „Hannover aus 
einer Einmiüchung Preußens in feine inneren Angelegenheiten drohende 
Gefahr nicht bleiben“. Ja, er würde es für ein fchlimmes Zeichen 





*) Aufzeichnungen bed Minifters Grafen Kielmannsegge. Manujfript. 
») Für das Folgende benuge ich den vertraulichen Jmmediat- Bericht Scheles 
an den König d. d. 21. Juli 1853, und fein Notatum d. d. 25. Wuguft 1858, 
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halten, wenn Preußen etwa zu bereitwillig eine Bundeshilfe in Ausficht 
ſtellen jollte. 

In ähnlicher Weife ſprach ſich der ſächſiſche Gefandte von Noſtitz 
aus. Nur trat deffen entjchiedenes Mißtrauen gegen Preußen noch 
mehr in den Vordergrund, als bei Prokeſch. Selbſt die von Schele 
ausdrüdlich in Schuß genommene Zuverläfligfeit Bismards wurde ange- 
griffen. Jedoch hielt er es, der Bundesverfammlung gegenüber, auch für 
befjer, wenn noch ein Verſuch der Verjtändigung gemacht werde. „Ber: 
handeln Sie noch einmal auf der jegigen Grundlage, wenngleich ich 
wünfche, daß die Stände ablehnen mögen,” jagte er. Denn, wenn Die 
Regierung ſchon jegt nach Anleitung des Bundesbejchlufjes vom 23. Auguft 
1851 anzeigte, daß die von ihr für nötig erachtete Verfaflungsänderung 
auf im bumdesgejeglichen Wege nicht zu bejeitigende Hindernifje geitoßen 
jei, jo könne ihr eingeworfen werden, es fehle an einem endgiltigen Aus: 
jpruch der Stände. Die legte Abjtimmung der zweiten Kammer habe 
vielmehr bis jet nicht ftattgefunden, und die erfte habe ſich nicht ge- 
äußert. Dann erjt, wenn im dieſer Hinficht nichts verſäumt fei, hielt 
Noftig es für geraten, „eine Entjcheidung der Bundesverfammlung da— 
rüber zu beantragen, ob die Verfaſſung vom 5. September 1848 mit 
dem Artifel 13 der Bundesafte und dem Artifel 57 der Wiener Schlup- 
afte in Einklang zu bringen ſei.“ Insbeſondere empfehle ſich dieſer 
Weg auch deshalb, weil er nur im Falle der Bejeitigung der Verfaſſung 
im ganzen eine Menderung der gegenwärtigen Berhältnifje der Domänen 
für möglich hielt. Für einen folchen allgemeinen Ausjpruch aber würde 
der Bund leichter zu gewinnen fein, als für eine Entjcheidung über 
einzelne materielle Verfafjungsänderungen. „Bei diefen unterfuche jeder, 
ob jie nicht ein Präjudiz für die Verhältniffe des eigenen Landes herbei: 
führen könnten, ob „der Stiefel nicht auf den eigenen Fuß pajje.““ Er 
jei ſelbſt höchſt zweifelhaft, fügte Herr von Noftig Hinzu, ob nicht das 
von dem politiichen Ausſchuß erlafjene Schreiben vom 3. März 1852 
in der Bundesverjammlung abgelehnt jein würde. 

Im Sinne diefer Beiprechungen berichtete Schele an den König. 
Allein, als er Ende Auguft wieder nach Hannover zurüdfehrte, erfuhr 
er zu feiner Ueberrafchung, daß Georg V. anjcheinend entſchloſſen war, 
genau das Gegenteil von dem zu thun, was er für angemefjen bielt. 
Bismard, den er auf feiner Rückreiſe in Frankfurt aufjuchen wollte, 
hatte er unglüclicherweife zum zweitenmale verfehlt. Dagegen war diejer, 
wie feine Kollegen ihm berichteten, während feiner Abwejenheit nicht bloß 
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einmal, jondern zweimal in Hannover gewejen. Zuerſt war er im Ge: 
folge des Königs von Preußen gekommen, als diefer dem hannoverjchen 
Hofe jeinen Beſuch abjtattete. Schon Damals Hatten die anderen Minifter 
Bacmeijter mit ihm und dem General von Gerlad) wiederholt in 
eifrigen Geſprächen gejehen, von deren Inhalte fie feine Kunde erhielten. 
Wenige Tage nach der Abreife Friedrich Wilhelms fehrte der preußische 
Bundestagsgejandte yac Hannover zurüd und fie erfuhren, daß er mit 
ihrem Kollegen über die Verfafjungsjache verhandfe. Aber, wenn diejer 
ji) auch unter Berufung auf einen Befehl des Königs, der ihm für 
jegt Verſchwiegenheit auferlegte, geweigert hatte, ihnen das Ergebnis 
diefer Beſprechungen mitzuteilen, jo konnte Schele es doch unſchwer er: 
raten. Er Hatte in Frankfurt erfahren, dag man im Berlin mit den 
Gedanken umgehe, auf die völlige Bejeitigung der gegemwärtig in Preußen 
bejtehenden Berfafjung Hinzuwirfen und Stände mit nur beratender 
Stimme an die Stelle der jegigen zu ſetzen. Tiefer Plan harmonierte 
jo völlig mit dem Gedanfengange des Königs Georg, daß er an der 
Unterftügung Preußens, wenn er fid) jofort an den Bund wandte, 
nicht mehr zweifelte. Bismard aber betrachtete das hannoverjche Ber: 
fafjungsleben im wejentlichen aus dem Gefichtspunfte des Märkiſchen 
Junkers. Für das zähe TFeithalten des niederfächfischen Volksſtammes 
an dem, was dieſer für fein verfaffungsmäßiges Necht hielt, hatte er fein 
Verftändnis. In feinem energifchen Sinn glaubte er vielnehr, daß Schele 
„unter dem Druck banaler Phrafen über Bajonett-Herrichaft und öffent: 
liche Meinung, wie fie bei der demofratiichen Partei im Gange ſind,“*) 
[ebte, und fürchtete, daß er durch fein zaghaftes Auftreten gegen die 
Stände zu viel Zeit verlieren würde. Es ward dem preußijchen Staats: 
mann daher nicht ſchwer, den König davon zu überzeugen, daß es völlig 
überflüjfig und nutzlos jein würde, den Ständen die legte Vorlage noch 
einmal zu unterbreiten. Noch ein bejonderer Grund fam hinzu, welcher 
diejen das Zurücgreifen auf die Verfaſſung von 1840 wünjchen lieh, 
obgleich er in den Aften nicht deutlich hervortritt. Es verlautete damals 
von einem bedeutenden Defizit in der füniglichen Kaffe, und es wäre 
für den Stolz des Königs ein umerträglicher Gedanfe gewejen, wenn cr, 
wie die „Deutjche Allgemeine Zeitung“ wijjen wollte,**) an die Stände 
die Forderung einer Erhöhung der Krondotation um 100000 Thaler 
hätte jtellen müfjen. 


” Bismard an Manteuffel d. d. 25. Sept. 1853. (Poſchinger a.a. O. 1. €. 301 ff.) 
**) Vergl. „Beitung für Norddeutſchland“, No. 1336, Morgenausgabe. 
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Den Berjonen in jeiner Umgebung, die ihm auseinander jegten, day 
die Wiederheritellung des Finanzkapitels des Landesverfafjungsgejeges 
mit einer Ausjcheidung eines Kron-Domänial-Kompleres ihn nicht allein 
von der Bewilligung der Stände unabhängig machen, jondern ihm auch 
ein reicheres Einfommen fichern würde, lieh er daher ein williges Ohr. 

Dagegen, dab Bacmeifter dem Wunſche des Königs nach einem 
Separatgutachten in der Berfaffungsangelegenheit entjprochen hatte, läßt 
jich nicht wohl etwas einmwenden. Aber es befremdete die andern Minijter 
mit Recht, daß er defjen Inhalt vor ihnen geheim zu Halten juchte, ob- 
gleich fie ſich gleichzeitig zu ihm verfügten, um eine Aufklärung zu er 
halten. „Nur foviel konnten fie aus jeinen gejchraubten Aeußerungen 
entnehmen, daß fein Standpunft prinzipiell ein anderer, als der ihrige, 
und daß er den Weg der Verhandlungen mit den Ständen zu verlafjen 
bereit war.” Beſonders fchienen ihm Nenderungen des Finanzfapitels 
wünfjchenswert zu fein.*) Dieje Aeußerungen waren um fo auffallender, 
weil derjelbe Bacmeifter früher die Anjicht, daß die Verfafjungsrevifion 
auf verfaffungsmähigem Wege zu erledigen und äußerer Einfluß nad) 
Kräften fern zu halten jei, nachdrüdlich verteidigt Hatte. 

Daß dieſe Mitteilungen, welche durch Scheles eigene Wahrnehmungen 
bejtätigt wurden, diejen aufs äußerjte erbitterten, ift begreiflich, und feine 
Entrüftung ftieg noch, als Bacmeifter die Frage, ob er den vom Könige 
befohlenen Bericht bereit3 angefertigt habe, friſchweg verneinte, und er 
vom König jelbit, der fich damals auf dem Jagdſchloß Rotenfirchen auf: 
hielt, erfuhr, daß es trogdem gejchehen jei.**) 

Bon den Unterhaltungen des preußifchen Bundestagsgejandten mit 
dem Könige erhielt Schele zu jeiner Ueberraſchung zuerjt durch Bismard 
jelbjt Kenntnis. Diefer jchrieb ihm, daß er während feiner Abwejenheit 
mit dem Finanzminifter ausführliche Erörterungen über die Verfaſſungs— 
jache gepflogen habe, aber bereit jei, an einem dritten Ort mit ihm zus 
jammenzutreffen, um ihm Kenntnis von dem Geſpräch zu geben. 

Zu dieſem loyalen Verhalten des preußischen Diplomaten jtand die 
Handlungsweije des hannoverjchen Minijters in einem auffallenden Gegen- 
ſatz. Schele brachte daher in der Sigung des Gejamtminijteriums dom 
3. September dieſe Vorfälle zur Kenntnis der VBerjammelten, und ſprach 





*), Beihwerbeihrift der Minifter ohne Datum, jedoch unzweifelhaft Schele 
bei deſſen Rüdtehr, Ende Auguſt 1853 überreicht. 

*) Das Folgende ift dem Schreiben Schele8 an Bacmeifter d. d. 5. Septem- 
ber 1853 entnommen. 
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die Anficht aus, dab „ein gedeihliches ferneres dienftliches Zuſammenwirken 
mit dem Herrin Kollegen” unmöglich‘ fein würde. Außerdem bezeichnete 
er es in einem Schreiben an Bacmeijter als „eine in der Gejchichte kon— 
jtitutioneller Minifterien unerhörte Thatjache, daß ein Finanzminijter 
jich von dem Monarchen den Auftrag erteilen läßt, über die Berfafjungs- 
angelegenheit ein allgemeines Gutachten zu eritatten, jich aber nicht für 
ermächtigt hält, dem Minifterpräfidenten eine Mitteilung davon zu machen.“ 
Daß aber „ein Minister, welcher mit einem auswärtigen Staatsmann 
über die wichtigjten inneren, nicht ausjchlieglich feinem Berwaltungsfreife 
angehörigen Landesangelegenheiten mit der Verpflichtung unterhandelt, 
gegen feine Kollegen Stilljchweigen zu beobachten,“ jeine Stellung nicht 
richtig auffaßte, ließ ſich kaum beitreiten — und die Entjchuldigung, die er 
vorbrachte, war lahm genug.*) Dennoch jchlug der König Bacmeijters 
Geſuch um Dienftentlafjung ab, weil er nicht wünjchte, daß der Zwieſpalt 
im Kabinett offenkundig würde. Er dispenfierte ihn aber bis auf weiteres 
von der Teilnahme an den Minijterfonjeils. 

Am 5. September übergab Schele dem Könige eine von ſämtlichen 
Miniftern, mit Ausnahme von Bacmeiſter, unterzeichnete meijterhafte 
Denkjchrift, in der fie fich mit männlicher Offenheit über die Sadjlage 
ausjprachen. Sie gaben zu, „daß bei Auflöfung der zweiten, bei Ver— 
tagung der erjten Sammer des legten Landtages wenig, vielleicht feine 
Hoffnung übrig blieb, mit ihm die Verfafjungsfrage zu gedeihlichem Ende 
zu bringen.“**) Dennoch warnten fie, unter bejonderer Bezugnahme auf 
ein Nechtögutachten, „welches der befannte Staatsrechtslehrer und Vor— 
fümpfer der äußeriten Rechten in den Kammern“ Stahl, auf ihren Wunſch 
im Januar 1852 erjtattet hatte, dringend „vor unzeitigem Abſpringen 
von dem einmal gefaßten Plane,” da die Sache noch feineswegs zur 
formellen Erledigung gelangt ſei. Einer folchen bedürfe es aber, bevor 
der Bund angegangen werden fünne. Hielte man jedoch die nochmalige 
Berhandlung mit den Ständen für geboten, jo müfje man die Not- 
wendigfeit der Wiederholung der alten Borlage anerkennen. Jedes Ab- 


*) „Daß id dem Herrn Minifterpräfidenten den Vorfall nicht ſchriftlich ge- 
meldet habe, hat einfach darin feinen Grund, dab des Königs Majeftät befohlen, 
etwaige Zujchriften über die Verfaſſungsſache nicht durch die Poſt, ſondern mittelft 
Kurier nah Gries zu jenden, zu deren Mitteilung ich aber einen befonderen 
Kurier nicht Habe abjenden mögen.” (Bacmeifter an Schele d. d. 7, Sept. 1858.) 

**) Denlichrift des Minifterpräfidenten von Schele d. d. 4. September 1858, 
der auch das Folgende entnommen ift. 


252 Die Minifter warnen vor vorzeitiger Anrufung des Bundes, 


weichen davon, jedes teilweife Nachgeben gegen die Forderungen der Ritters 
ichaften würde die Negierung dieſen gegenüber nur ſchwächen, ohne fie zu 
befriedigen. 

Auch ſei die Vorausſetzung, daß eine Ablehnung der wiederholten 
Vorjchläge jeitens der Stände zu erwarten wäre, feineswegs gewiß. Die 
aufgelöfte zweite Kammer habe vielmehr mit ihrem Beſchluß vom 21. Juni 
„einen redenden Beweis großen politischen Unverjtandes abgelegt“, was 
Scele dadurch erklärte, daß die meisten Mitglieder im Jahre 1849 ge— 
wählt wären, und zum Zeil als „Kandidaten der damals in voller 
Blüte jtehenden Volfsvereine“ ihre Wahl durchgejegt hätten. Ja, er glaubte, 
dag „mancher Einfichtsvollere fchon bei der Abjtimmung der offen aus— 
geiprochenen Hoffnung lebte, die Regierung würde zu einer Auflöfung 
der Kammer jchreiten, und jo die Möglichkeit vor ſich jah, feinen Nach— 
folger zu den Verfafjungsänderungen wirken zu laſſen, zu denen er viel- 
feicht troß feiner politischen Vergangenheit mitgeholfen hätte, wenn ſich 
jener Ausweg ihm nicht geboten." „Die große, große Mehrzahl der 
Verftändigen oder doch nur leidlich Verjtändigen im Lande,“ Heißt es 
ferner, „steht auf jeiten der Regierung, der fie wegen ihrer redlichen 
Durchführung der Organijation, wegen ihrer Mäßigung in den Vor: 
ſchlägen zu VBerfafjungsänderungen zu lebhaften Danfe fich verpflichtet 
fühlt. Das Land ift des Zwieſpalts müde.“ 

Ganz bejonders warnten die Minifter aus politijchen Gründen vor 
einer vorzeitigen Anrufung des Bundes. Sie wiefen darauf Hin, „wie 
jehr gerade den deutjchen Meittel- und kleineren Staaten daran liegen 
muß, den deutjchen Bund mit öffentlicher Achtung und fittlicher Kraft 
ausgerüftet zu jehen, um einem äußeren Drange befjer widerjtehen zu 
fönnen, als im Jahre 1848, wo die Bundesverfammlung, fich jelbit un— 
getreu, beim eriten Anlauf Prekfreiheit, und was jonjt die Stimme des 
Tages begehrte, in aller Eile verfünden mußte, und nur durch ſ. g. Ver— 
trauendmänner gehalten werden fonnte. Die Wiederkehr einer ſolchen 
Schwäche kann nur abgemwandt werden durch ftrenges Feithalten am 
Rechte, ja jelbit am Scheine des Rechts. . .. Noch gebieterifcher als 
diefe Rückſicht tritt ein anderer Grund hervor. Von den Königreichen in 
Deutjchland würde Hannover das erjte fein, welches die Hilfe des Bundes 
für feine inneren Angelegenheiten in Anſpruch nähme, mit andern Worten, 
die Hilfe der deuſchen Großmächte; Hannover, welches ſtets feine Ehre 
darin gejucht und gefunden hat, zwar jeine Bundespflichten getreu zu 
erfüllen, zugleich aber jeine Unabhängigkeit jorgfältig zu wahren, und 
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Angriffen darauf Fräftig zu wehren. Hannover, welches bis dahin auf 
die Aufforderung des Bundes für Aufrechterhaltung der Ordnung in 
andern Ddeutjchen Staaten wirkſam fein fonnte, würde nun jelbit, die 
Rolle nicht ehrenvoll wechjelnd, der Hilfsbedürftige werden.“ 

Und dann fährt die Denkjchrift fort: „Wir vernehmen, daß ein 
preußijcher Staatsmann zu dem verhängnisvollen Schritte rät und dem: 
jelben günftigen Erfolg verſpricht. Es iſt aber nicht zu überjehen, daß 
derjelbe, einem Reiche angehörend, welches ſich vor der Revolution hat 
beugen und demnächſt durch gewaltfame, wenngleich notwendige Hand- 
lungen fich hat retten müfjen, nicht unbefangen die Zuftände in einem 
Lande würdigen fann, welches, wenn auch mit tiefgehenden Verfaſſungs— 
änderungen doch ohne Verfaſſungsbruch durch die Jahre des Aufruhrs 
geichritten ift. Aber, wäre dem auch nicht jo: der Rat, die daran ge: 
fnüpfte Verheigung darf nicht wundern und das: timeo Danaos et doha 
ferentes möchte hier mehr als irgendwo zu beherzigen fein; denn von 
den beiden Großmächten würde Preußen ımter möglichen Umftänden die 
Aufgabe erhalten, für Ruhe und Ordnung in Hannover zu jorgen. Käme 
e8 aber, was Gott geben wolle, nicht zu diefem Aeußerſten, immer würde 
Hannover der Unterftügung Preußens in der Bundesverfammlung nicht 
entbehren können, und weitgehende Zugejtändniffe in andern Dingen 
möchten leicht der Preis diefer Unterftügung fein. . . .“ 

„Und folcher Demütigung foll man die Krone, folcher Gefahr das 
Land ausjegen, das mit Recht in feinem jelbjtändigen Königshaufe fein 
Palladium verehrt, und das alles auf einen zweifelhaften Erfolg Hin, und 
che noch feitfteht, daß nicht die allerdings notwendige Abhilfe von innen 
heraus durch die eigene Kraft gewonnen und damit umfoviel dauernder 
gefichert werden kann!“ 

„Solchen Weg vermögen wir nicht zu empfehlen; wir find vielmehr 
gewiß, daß ein im fich einiges, im Vertrauen feines Königs und Herrn 
Itarfes Miniſterium in langſamem unabläffigem Fortjchreiten das erjtrebte 
Ziel des Ausbaues der Landesverfafjung im konſervativen Sinne unter Gottes 
gnädigem Beiftande erreicht, ohne Stürme über das Land herauf zu befchwören 
und ohne die Krone auch nur der Gefahr einer Demütigung auszufeßen.“ 

Dieſer Denkſchrift entfprechend entwidelte Schele in einem ausführlichen 
Gutachten*) feine Anficht über das nunmehr einzufchlagende Verfahren. Er 

*, „Welhe Mafregeln find in der hannoverſchen Verfaſſungsſache nad) dem 
damaligen Stande ber Berhältnifje zu ergreifen?" (Promemoria des Miniiter- 
präfidenten von Schele d. d. 10, Sept. 1853.) 


254 Schele rät zn einem nochmaligen Berftändigungsverfud. 


geht davon aus, daß „Pflicht und Klugheit“ gebieten, „alles zu thun, 
um einen Bruch mit dem Lande jo lange abzuwenden, als zuläffige 
Mittel vorhanden find,” und rät dringend, den von dem Bundespräfidial- 
gefandten und Herrn von Noſtitz empfohlenen Weg innezuhalten. „Preußen 
hat am Bunde beharrlich den Grundfag vertreten, daß die Bundesgeieh- 
gebung nicht über der Landesgejebgebung ſtehe. Es hat nicht die ge 
ringite Aenderung jeiner eigenen Geſetzgebung durch Bundesbejchlüffe zu— 
fafien wollen. Für Hannover ftellt Herr von Bismard den entgegen- 
gejegten Grundſatz in einer Ausdehnung auf, der die gerechtejten Be— 
denfen erweden muß. Er will in dem $ 2 des Landesverfafjungsgejehes, 
wonac alle Beichlüffe der deutjchen Bundesverjammlung, jobald fie vom 
Könige verfündigt find, verbindliche Kraft für das Königreich haben, eine 
erceptionelle Beitimmung erbliden, während eine unbefangene Prüfung 
des Bundesrecht das Gegenteil beweiſt. . . . Wenn Preußen demnach 
denjelben im Bundesrechte begründeten Sag bei jich nicht, ihn dagegen 
auf Hannover anwenden will, jo jcheint der Schlüffel zu dieſer auf: 
fallenden Inkonſequenz leicht gefunden werden zu können.“ 

„Er liegt darin,” fo fährt Schele mit wahrhaft prophetifchem Geiſte 
fort „daß Preußen jich für zu mächtig hält, einer Bundesmajorität zu 
weichen, daß es Dagegen die Mittelftaaten nad) anderem Maße mefjen 
will. Dies ift ganz erflärlih. Preußen muß im Laufe der Zeit 
auf Vergrößerung Bedaht nehmen, oder unter den Groß— 
mäcten immermehr zu einer untergeordneten Rolle herabge- 
drüdt werden, aljo zurüdgehen. Ebenſo gewiß it, daß Preußen 
bei etwaigen Vergrößerungsabfichten fein Augenmerk auf Deutjchland und 
bier wiederum auf Norddeutichland — jein natürliches Machtgebiet — 
richten muß.“ 

„uch läßt fich nicht verfennen, das Preußen mitten im Frieden 
bemüht gewejen iſt und fortwährend bemüht fein wird, die Mittelitaaten 
— jeine natürlichen Gegner, — vor allem aber Hannover von fich abhängig 
zu machen umd zu jchwächen. Es wird daher bereitwillig Bundeshilfe 
leiften, aber nicht ohne jpätere Gegenleiftungen, welche jchwer wiegen 
möchten.“ ... . „ES muß daher entjchiedenes Mißtrauen eriveden, wenn 
Herr von Bismard, deſſen perjönliche Ehrenhaftigfeit ich jehr hoch jtelle, 
welcher aber durch und durch Preuße ift, im Widerfpruch mit dem 
Bundespräfidial: und dem königl. jüchjiichen Bundestagsgelandten den 
Bund jofort anzugehen geraten hat.“ 

Scyele war jedoch nicht der Mann, ſich auf eine negierende Kritik 
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zu beſchränken, und er täufchte jich nicht darüber, von welcher Eeite feinen 
Plänen die meifte Gefahr drohte. Die Nitter waren es, die dem Slönige 
einzureden juchten, der Adel ſei die jicherfte Stüße feines Thrones, ihm 
gebühre die ausschließliche Vertretung des Grundbefiges in der erjten 
Kammer, — obgleich ihm nur etwa 5—6 Prozent der gefamten Grundfläche 
des Königreichs gehörten. Mit überzeugender Klarheit jest Schele aus- 
einander, weshalb die Verjtändigungsverjuche mit den Ritterfchaften fehl- 
geichlagen waren. Er giebt ohne weiteres zu, „daß der vielfach ge 
jchmähete und in feinen Interefjen, zum Teil wenigftens, unbillig verletzte 
Adel für das Hiefige Land noch immer eine hohe Bedeutung Hat.“ „Ebenfo 
gewiß iſt aber auch,” fo [autet fein vorurieilsfreies Verdikt, „daß deſſen, 
früheren Sahrhunderten angehörende, überwiegende Macht gebrochen: it. 
Durch die ftehenden Heere ift das Lehnsweſen gefallen, durch die Auf- 
hebung der Hörigfeit, des Schutzrechts und der Vertretung der Hinter: 
jaffen ift die alte Macht des Adels im ihren wejentlichen Grundlagen 
erſchüttert. . . . Wenn er gleichwohl im hiefigen Lande als bevorrechteter 
Geburtsjtand Vorzüge befaß, welche jenen Grundlagen die Entjtehung 
verdanften, jo lag darin etwas fünftliches, welches, wie alles durch Realität 
nicht Getragene, feinen dauernden Beltand haben kann. Dieſer Befta 
war nur gefichert durch das Hiftorische Recht, durch die Ehrwürdigfeit de 
von Generation auf Generation übergegangenen Inftitutionen. Mlochten 
fie indes, ihrer unverfennbaren Mängel ungeachtet, manche Vorzüge be- 
figen, jo mußte doch einleuchten, daß, nachdem auch die legte Stüße der- 
jelben, „das Hiftorische Recht“, — joweit Hier die Bildung erjter Kammer 
in Betracht fommt — gefallen, ihre Wiederherftellung nicht ratſam er- 
ſchien.“ 

„Hierdurch bekommt die Sache aber eine beſtimmte Richtung. Glaubt 
man nämlich, daß der Adel als ſolcher zur Vertretung, zur alleinigen 
Bildung der erſten Kammer noch ſich eigne, glaubt man — der im 
Sahre 1848 gejammelten Erfahrungen ungeachtet — in diefem Stande 
allein die wejentlichjte Stüße der Monarchie erbliden zu können, fo 
jpreche man dies offen aus und laſſe das Ziel auf die vollftändige 
Wiederherjtellung der ehemaligen erjten Kammer gerichtet fein.” 

„Muß man aber der entgegengefegten Anficht fich zuwenden, nun, 
jo juche man fich nicht über die wahre Sachlage abjichtlich zu täufchen 
und auf Umwegen das zu erlangen, was direft in Anjpruch zu nehmen 
man nicht mehr den Mut hat.“ ..... 

„Die Wünjche des Adels find nämlich — gerichtet, den — 
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Grundbejigern durch Fünftliche Mittel die Majorität in den Ritterfchaften 
und zugleich in erjter Kammer zu fichern. Zu dem Ende war von jeinen 
Vertretern vorgejchlagen, den Rittergütern, welchen der erforderliche Cenſus 
mangelte, VBorrechte vor dem übrigen Grundbefig einzuräumen, ferner den 
Genjus jo lange willkürlich und ohne alle Rüdjicht auf fonftige Verhält- 
niffe in die Höhe zu Schrauben, bis den adeligen Mitgliedern die Majorität 
gejichert ei, und endlich den Bauern beim Eintritt in die Klorporation 
der großen Grundbeſitzer zuzumuten, nach NRitterrecht zu leben”... .. 

„Wenn die Regierung an den übertriebenen Forderungen der Ritter: 
Ichaften fcheiterte, jo blieb ihr Hinfichtlich der den Ständen zu machenden 
Borlagen feine Wahl. Sie mußte die erjte Kammer zu reformieren 
juchen. Sie that dies durch beantragte Wiederzulaffung der Majorats- 
herren; fie that dies ferner durch Muflösbarfeit der Kammer und vor 
allem durch Erhöhung des Genfus der großen Grundbefiger”. .... .. 

„Der Erfolg dürfte wejentlich von der Stellung abhängen, welche 
der Model fünftig einnehmen wird. Führe er fort, die Verfaffung zu 
befämpfen, fuchte er jich bei den Neuwahlen nicht zu beteiligen, wollte 
er den übrigen Ständen im öffentlichen Leben, von der Gemeinde bis 
zur allgemeinen Ständeverfammlung, nicht näher treten, jo würde er 
durch Iſolierung jich zu Grunde richten, die Regierung ihren Zweck aber 
nur undollftändig erreichen.“ .. . . . 

Diefer Sachlage entjprechend riet Schele dringend, die Negierungs- 
vorlage vom 25. April den Ständen nochmals vorzulegen. Wurde fie 
von diejen, wie er mit einiger Wahrjcheinlichfeit vorausjeßte, angenommen, 
jo jollte nach) Maßgabe des neuen Wahlgefeges eine andere Stände- 
verfammlung gewählt und diefer die einftweilen zurückgeſetzten Punkte der 
Verfaffungsänderungen vorgelegt werden. Erit im Falle die Stände 
die Vorlage abermals ablehnten, hielt er es für an der Zeit, eine 
noch näher auszuarbeitende Anzeige an die Bundesverfammlung gelangen 
zu laſſen. 

Dabei ergab fich noch eine bejondere Schwierigkeit. Wurde die 
Verfafjung von 1848 durch den Bund bejeitigt, jo mußte die von 1840, 
wenigitens dem Nechtsprinzip nad), wieder aufleben. Diejenigen Maß— 
regeln zu treffen, welche nötig wären, dies zu vermitteln, würde der König 
als Inhaber der oberjten Staatsgewalt und in Hinblid auf $ 55 der 
Wiener Schlufafte unbedingt berechtigt geweſen jein. Allein, auch die 
Verfaffung von 1840 zu verlafjen, und wie es fich bald als unum— 
gänglich nötig herausstellen mußte, eine in den wefentlichen Punkten ver- 
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änderte neue Verfaſſung zu geben, dazu war er nach Bundesrecht nicht 
befugt. „Darin würde ich nur cin Oftroyieren auf Umwegen erfennen 
können,“ fchreibt Schele. „Sollte daher in dem wejentlichen Bunfte, dem 
Finanzkapitel, eine Wiederheritellung der Berfaffung von 1840 nicht 
möglich oder nicht ratfam fein, dann müßte diefe Wiederheritellung ent- 
Ichieden widerraten werden.“ 

Der Gencraljefretär des Finanzminijteriums, Geh. Finanzrat Bar, 
aber fam nach einer weitläufigen Unterfuchung der Angelegenheit vom 
hijtorischen und praktiſchen Gejichtspunkte aus*) zu der Weberzengung, 
daß „eine Heritellung der Kaſſentreunung nach den Beitimmungen des 
6. Kapitel im Landesverfafiungsgejege außerhalb der Macht der fünig- 
fichen Regierung liege, welche dazu der Mitwirkung der Stände bedürfe.“ 
Außerdem jei wegen der ungemeinen Belaftung der königlichen Kaſſe 
davon abzuraten, weil damit „alles dasjenige von neuem in Frage ge 
jtellt werde, was gegenwärtig hinfichtlich der Ausjtattung der Krone un— 
antajtbar feititeht.” Ja, er gab anheim, „für den Fall der erfolgenden 
Befeitigung des Gejeges vom 5. September 1848 jofort die Fortdauer 
der Finanzverfaſſung als dem Willen Sr. Majeität entfprechend, zu ver: 
fündigen.“ 

Wenn Schele noch das volle Vertrauen feines fönigfichen Herrn 
bejejfen hätte, jo würden jeine wahrhaft jtaatsmännijchen und dabei ver: 
jöhnlichen Ratjchläge wahricheinlich Gehör gefunden haben. Allein er 
wußte genau, dat Bismard dem Könige berichtet hatte, Preußen ei bereit, 
ihn auf jedem Wege am Bunde zu unterjtügen, welchen einzujchlagen 
Er. Majeſtät gefallen würde, und gab ſich deshalb feinen übertriebenen 
Hoffnungen Hin. „Preußen will aljo im voraus jeder Prüfung über die 
rechtliche Zufäjfigfeit und Zweckmäßigkeit des einzufchlagenden Weges ent- 
jagen,“ jo lautet jein Urteil.*) Um aber ganz Kar zu jehen, begab er 
ji) nach Norderney zu einer Beſprechung mit Bismard, den er gebeten 
hatte, dort mit ihm zujammenzutreffen. Dejjen Aeußerungen beftätigten 
im volliten Maße das, was er befürchtet hatte und — was er vielleicht 
hätte abwenden können, wenn nicht Bacmeilter, jondern er den preußiſchen 
Staatsmann bei dem Könige eingeführt hätte. Diejer wiederholte, daß 
er die Sache für genügend inftruiert halte, um ein Einjchreiten des 

*) Dentichrift über die Finanzverfaſſung des Königreichs Hannover d. d. 
15. September 1853. 

**) Gutachten Scheles d. d. 10. September 1853, 
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Bundes zu veranlaffen.*) Für die demnächitigen Verhandlungen in 
Frankfurt aber hielt er dafür, „daß mehr wie im April d. 3. durch die 
Regierung gefordert werden müffe, indem das den Ständen zuftchende 
Maß von Rechten die monarchische Gewalt unzuläffig ſchmälere und 
hierin eine Abhilfe noch dringender nötig fei, wie im Wahlgeſetz.“ Für 
die verfafjungsmäßigen Bedenken Scheles, der zunächſt andere Stände 
Ichaffen und mit diefen die übrigen Verfaffungsänderungen erzielen wollte, 
hatte Bismard fein Verftändnis. Er ſah darin nichts, wie ein „Liegen in 
den Schnüren Stüves und des Grafen Bennigjen“**), und hielt es an- 
gemefjener, für den Fall nochmaliger Verhandlungen mit den Ständen 
„von dem politifchen Ausſchuß der Bundesverfammlung ein Excitatorium 
in Betreff einer Antwort der Regierung auf das befannte Schreiben vom 
5. März zu veranlafjen.* 

Die Ritter waren durch ihre Verbindungen ftetS genau davon unter: 
richtet, was am Hofe vorging. Sie jahen daher ihren Sieg jo gut wie 
gewiß an, und zum Weberfluß erfuhren Borries und Deden aus Bis- 
marcks eigenem Munde, wie die Sachen jtanden. Der letztere war ausdrüd- 
(ich nach Norderney gekommen, um ihn aufzufuchen. Daß Schele ſich für 
die Dauer des Winters noch im Amte Halten würde, glaubte Bismard 
nicht, und dann mußte die Zeit fommen, wo Hannover den zugejicherten 
Beiltand Preußens für feine Schritte am Bunde in Anspruch nahm. 

Endlich nach Monatzfrift ging dem Gejamtminijterium die Antwort 
des Königs auf das Gutachten vom 4. September zu. Ihr Inhalt er- 
gab immerhin noch einige Hoffnung auf einen günftigen Ausgang : der 
Krifis. Wenigitens wollte Georg die definitive Entjcheidung noch hinaus- 
jchieben. Er ſprach die Anficht aus, dat es für das Gelingen der Ber: 
handlungen „Lediglich; auf die gute Stimmung, richtiger gejagt, auf Die 
gute Laune” der Stände anfomme***). Daher hielt er es für höchjt be— 
denflich, die Neuwahlen in einer Zeit anzuordnen, wo infolge der ein- 
getretenen Mikernte eine Teuerung der erſten Lebensbedürfnifje zu ers 
warten jtände und fich ein bejonders ungünftiges Ergebnis faft mit 
Sicherheit vorher jehen liege. Es jchien ihm deshalb ratſam, „vorläufig 
die fernere Entwidelung, auch der politischen Ereignifje” abzuwarten, und, 
*) Für das Folgende benuße ich die eigenhändigen Aufzeichnungen Sceles 
über jeine Beiprehung mit Bismard d. d. 14. September 1858. i 

**) Bericht Bismards an Manteuffel d. d. 25. September 1853. (Pofchinger 


a. a. D., I. Zeil, S. 301 ff.). 
**) König Georg V. an das Gelamtminifterium d. d. 12. Oftober 1853, 
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„wenn fie jo trübe bleiben, wie fie e8 gegenwärtig find, die Aufgabe bis 
zu einem Zeitpunkte zu beanftanden, der günftiger dazu fein dürfte.“ 
In folchen Zeiten zu innerer politischer Aufregung und Spaltung Anlaf 
zu geben, hielt der König für höchſt bedenklich. Deshalb wollte er die 
Stände demnächjt bei ihrem regelmäßigen Zufammentritt nur das Budget 
und die anderen unabweisbaren Gejchäfte erledigen laffen und ſie dann 
„aus landesväterlicher Nüdjicht auf die gegenwärtigen Verhältniffe und 
die Teuerung“ wieder nach Haufe entlafjen, „was gewiß bei dem gemüt- 
(ichen und feinem Landesheren treu ergebenen Hannoveraner eine gute 
Stimmung zurüdfafjen werde.” 


Die Minifter widerjprachen. Nur wenn den Ständen neue Ber: 
fafjungsänderungen vorgelegt werden follten, empföhle es jich vielleicht, 
noch zu warten. Allein, da es fich um die bereits beantragten und ein— 
geleiteten handele, hielten fie dafür, daß „ohne allen Zeitverluft unter 
Darlegung der Abjicht einer Ernenerung derjelben eine Neuwahl ber 
zweiten Kammer anzuordnen fei.“*) Würde die Vorlage nicht wiederholt, 
vielmehr in ungewifje Fernen gerüdt, jo wäre zu befürchten, daß darin 
„ein Aufgeben des bisher verfolgten Zieles, das Anerkenntnis einer Nieder- 
lage vor der Umjturzpartei gefunden werde.” Dem Bunde gegenüber jet 
es gleichfall8 anzuraten, „feinen andern Entſchluß als den der rajchen 
und fräftigen Verfolgung des vorgejegten Zwedes zu faſſen.“ 

Auch dem Minifter Bacmeijter, der auf befonderen Befehl des Königs 
an dem Konjeil teilgenommen hatte, jchien eine Ausjegung der Verhand- 
lungen mit den Ständen auf unbeſtimmte Zeit „einigermaßen bedenklich.” 
Namentlich bedürfe der Punkt, welcher fich auf den $ 102 des Verfaffungs- 
gejeges vom 5. September 1848 bezöge, Dringend einer möglichjt rajchen 
Erledigung, denn er jei mit der Handhabung eines fejten und Eräftigen 
Regiments nicht vecht zu vereinigen. Dagegen jprach er fich gegen die 
Erneuerung der Vorjchläge vom 25. April aus, — und der König ſchloß 
ſich feiner Anficht an. 

Er jchrieb den Miniftern, e8 „werde immer mehr Pflicht der Negie- 
rung, den Ständen nur folche Vorlagen zu machen, die einen befjeren 
und dauernden Verfaffungszujtand herbeiführen werden.“) Namentlich 


*) Minifterielle Tenticrift, die VBerfaffungsänderungen betreffend d. d. 14, Ol⸗ 
tober 1853, 
**) Dies, ſowie auch das Folgende ift dem Reſkript des Königs Georg V. an 


das Gejamtminifterium d. d. 24. Oktober 1853 entnommen, 
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jchien ihm die Fünftige Zufammenfegung der eriten Kammer die meiſten 
Schwierigfeiten zu bieten. Zwar geitand er zu, daß die am 25. April 
gemachten PBropofitionen mit feiner Eimvilligung an die Stände gebracht 
waren. Indeſſen, „Meine Minifter werden jich erinnern, dag Ic in 
dem Konſeil, welcher zur Beratung diefer Gegenstände von Mir gehalten 
wurde, wenn auch nicht zu Protokoll, ausſprach, daß die beantragte Kom: 
pofition der ersten Kammer Meinen Anfichten und Wünschen nicht ent- 
jpreche, daß Ich diefe Verbeſſerung als cine umwefentliche betrachte und 
daß Ich nur eimwillige, weil die Stände in 48 Stunden zujammentreten 
jollten und daher eine Minifterfrife verhindert werden mußte.“ Der 
König fürchtete nämlich, „Day die erite Kammer troß aller Erhöhung des 
Cenſus doch mur wie bisher eine Bauernfammer, wenn auch vielleicht 
eine etwas weniger demofratijche bleiben werde.” Durch Annahme der 
legten Scheleſchen Vorjchläge in der Ständeverfammlung würde vielmehr 
„Die gegründete Klage der Ritterichaften über ihre faktiiche Ausjchliegung 
von der Yandesvertretung, jtatt durch Ausgleichung befeitigt, nur noch 
geiteigert werden.“ Deshalb erteilte der König dem Minifterium den 
Auftrag, ihm neue Propofitionen zu unterbreiten. „Ohne ihm in feinen 
Vorſchlägen vorgreifen zu wollen,“ gab er als „vage Idee” an, ob nicht 
eine dem vorjährigen Proviſorium ähnliche Vorlage jegt als Definitivum 
einzubringen wäre, wodurcd den Anfprüchen und Intereffen der ritter: 
Ichaftlichen und nichtritterfchaftlichen Grundbejiger Genüge geleijtet würde. 
Eine fo zujammengejeßte erite Kammer würde jeiner Meinung nach, — jelbit 
ein demofratifches Mitglied hätte ich jeinerzeit fo geäußert — auch in 
Zeiten größter politischer Aufregung niemals zu ftürzen fein. 

Die Ausjfichten zur Durchführung diefer neuen Vorjchläge hielt der 
König für nicht geringer als für die der im Frühjahr geftellten Anträge. 
Weshalb ſollte diefe vollfonmenere Kompofition der eriten Kammer durd) 
Androhung der Bundesintervention nicht ebenſowohl zu erreichen fein, 
wie die am 25. April vorgejchlagene? Ja, im Falle der Nenitenz der 
Stände hatte man dann noch den Vorteil, daß die VBerfaflungsänderungen 
in der verbefjerten ‚Form durch Bundesbeichluß eingeführt wurden. 

Es war Kar, daß Georg V. den von Schele einpfohlenen Weg nicht 
gehen wollte. Dennod) verjuchte diefer, wenn aud) vergeblich, in einer 
Audienz vom 25. Dftober den Monarchen zu beivegen, dal er jeine Ab- 
jicht, au den legten Berfaffungsvorlagen feitzubalten, öffentlich verfündigte. 
„sch kann den Erlaß einer Proflamation an das Land,“ entgegnete der 
König, „worin Ich jelber zu den Unterthanen, — mithin nicht durch 
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das Drgan Meiner verantwortlichen Miniſter — rede, und worin ch 
ihnen die Propofition vom 25. April als wejentliche und zweckmäßige 
Verbefferung der erjten Kammer empfehle, mit Meinem Gewifjen nicht 
vereinbaren, indem Ich, wern Sch nach Ablehnung derfelben jeitens der 
Kammer an den Bund Mich wenden jollte, Dadurch Mich gebunden Halten 
würde.” 

Ihm fehlten, wie er jagte, „Die Garantien bejjerer Wahlen für die 
zweite Kammer und dafür, daß die erſte jich jelbjt bejeitigen werde.“ Es 
ſchien ihm vielmehr Jicher, „daß die NRitterfchaften ſtets unzufrieden bleiben 
würden.“ Mit der jofortigen Ausjchreibung der Wahlen erklärte er ſich 
jedoch einverftanden und ſprach die Erwartung aus, daß alle erlaubten 
Mittel angewendet würden, um „wahre Batrioten gewählt zu erhalten.“*) 

Die Minister konnten fich nicht wohl mehr darüber täufchen, daß 
ganz unfontrollierbare Einflüffe zu Gunſten der Ritterjchaften auf den 
König eingewirft hatten und noch fortwährend einwirkten. Ob dabet die 
Prinzeſſin Louiſe von Heften, die Gemahlin des Generals v. d. Deden, 
eine Nolle gejpielt hat, wie damals behauptet wurde, läßt ſich nicht be- 
weifen, ift aber im höchſten Grade wahrjcheinlich. Jedenfalls war c3 
äußerst bedenklich, dah der König bereits am 13. Oftober den Landdrojften 
von Lütcken, einen der entjchiedensten Anhänger der ritterjchaftlichen An— 
jprüche, zu einer vertraulichen Beratung nad) Notenkirchen beſchieden hatte. 

Dennoch erhoben die drei Minifter Schele, Windthorit und Hammer- 
jtein noch einmal ihre warnende Stimme. Sie erinnerten daran, dal; 
der König wiederholt als feinen ernten Willen zu erfennen gegeben habe, 
die Berfaffungsangelegenheiten, wenn irgend thunlich, im eigenen Lande zu 
erledigen, und daß nur auf dem vorgejchlagenen Wege „der Krone und 
dem Lande die verderblichiten Verwicklungen erjpart werden fünnten.“”*) 
Das „vorzeitige Verlaſſen eines langjam gereiften Planes“ jchien ihnen 
unrätlich. Dagegen würde, ihrer Meinung nach, das Zurückgehen auf 
die Vorlage vom 14. Mat v. 3. den Zwieſpalt in die erite Kammer 
hineintvagen und fie „zur Erfüllung ihrer Aufgabe, den beweglichen Ele— 
menten der anderen Hammer Widerjtand zu leiften, geradezu unfähig 
machen.” Das Land aber fünne in der Rückkehr zu diefem Prinzip „mur 


den Anfang zu der Wiederherjtellung überwunden geglaubter Zujtände 


*) Notatum des Minifters von Schele über feine Audienz beim Könige Georg 
in Rotenfirdien am 25. Dftober 1853, ü 
=) P. M. des Minifteriums d. d. 27. Oltober 1853. 
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erblicten.” Endlich machte das Kabinett noch darauf aufmerffam, daß 
der Bund fchwerlich den Verfaſſungsantrag vom 25. April als bundes- 
widrig anjehen würde, „der von einer verbündeten Regierung felbjt in 
Ausführung des Bundesbeichlufjes vom 23. Auguft 1851 eben erjt an 
die Stände gelangt ift.“ 

„Möge c8 deshalb der Weisheit Sr. Majeftät des Königs gefallen, 
je cher je lieber einem Zuftande ein Ende zu machen, defjen Ber: 
fängerung jeder Vaterlandsfreund nur tief beflagen und nur Die, 
nicht lediglich unter der Demokratie vertretene Partei willfommen 
heißen fann, die begierig it, darin einen Beweis für die Behauptung 
zu erblicen, daß es auch den mittleren deutjchen Staaten in verwidelten 
politischen Lagen an der zum felbjtändigen Handeln erforderlichen Kraft 
und Lebensfähigkeit gebreche“ — jo ſchloſſen fie. 

Auch dieſe legte Vorſtellung blieb erfolglos. Schon am 29. Oftober 
beauftragte der König in Gegenwart Scheles den Landdrojten v. Lütden*) 
mit der Bildung eines neuen Miniftertums. Auf diefen hatte jein Schwager 
Borries bereits in Norderney als die geeignetſte Perfönlichkeit aufmerkſam 
gemacht.**) Allein er beſaß Selbſterkenntnis genug, um zu wifjen, daß 
gerade der Uebernahme der Regierung durch ihn fich die gewichtigiten Be— 
denfen entgegenjtellten. „Man fürchtet mich als Ratgeber der Krone,“ 
jchreibt er im einer Denkjchrift vom 2. November. „Ich kann als Be- 
auftragter oder Eingeweihter in den beabfichtigten Gang der Regierung 


*) Eduard Epriftian von Lütcken war der Sohn des ald Droft in Lilienthal 1819 
verftorbenen, ehemaligen Mitgliedes der 1813 fich bildenden Regierungstommilfion. 
Er war am 2. Dezember 1800 zu York im Alten Lande geboren, und wurde nad 
beendigten Studien in Göttingen im Jahre 1821 ald Auditor bei dem Amte Ofter- 
holz, 1823 als Supernumerair-Affeffor bei dem Amte Stade und Afjefior bei dem 
damaligen Hofgerichte dajelbft angeftellt. 1825 übertrug man ihm die Adminiftration 
be3 Gräfengerichts des Alten Landes zunäcft interimiftiih. 18832 aber wurde er 
befinitiv zum 1. Gräfen biejed Gericht ernannt, Bis zum Jahre 1840 befleibete 
er die Stelle des Generalſyndikus der erften Sammer, in die ihn die Bremenfche 
Ritterfchaft entiandt hatte. 1838 berief ihn der König Ernſt Auguft mit dem Titel 
„Kabinettsrat“ in jein Kabinett und ernannte ihn 1839 zum außerorbentlichen 
Mitglied des Staatsrats. 1842 wurde er als erfter Beamter an das Amt Harburg 
verjegt und 1845 zum Landbroften in Dsdnabrüd ernannt. Bon 1853—1855 ftand 
er ald Minifter der Finanzen und des Königlichen Haufes dem Geſamtminiſterium 
als deſſen Präfident vor. Dann trat er mit dem Titel „Gcheimer Nat“ wieber in 
eine Stelle ald Lauddroft zu Osnabrück zurüd. 1856 wurde er Mitglied des neu- 
gebildeten Staatsrats und ftarb am 25. April 1865. 

**), Borries an Lütden d. d. 30, Oftober 1853, 


Seine Bedenken. — Das Geſamtminiſterium drängt zur Entiheidung. 263 


mehr Vorteil ftiften, als dies auf dem Poſten eines Minifters möglich 
jein dürfte.” — 

Dazu fam noch, daß Lütden während der Kämpfe um das Staats— 
grundgejeg neben dem älteren Schele „der Gegenitand des boshafteiten 
Haſſes“ der Oppofitionspartei gewejen war; hatte doch im Dezember 1841 
ein Unbekannter abends auf dem Nachhaufewege ihm einen Stein an den 
Kopf geworfen, ohne daß man den Thäter entdeden fonnte. Und nicht 
bloß mußte der Haß der Opponenten durch feine Ernennung neue Nah: 
rung erhalten, jelbft den Adel würde fie, wie er ſelbſt zugeſtand, nicht 
befriedigen. „Zwar habe ich das Unglüd, diefem Stande anzugehören,“ 
jo äußerte er jich, „aber ich werde mich nie dazu gebrauchen lafjen, Hinter 
den Eoulifjen jtehenden Ratgebern zu folgen, welche bei jeder Ratser— 
teilung andere Zwede im Hintergrunde Haben, und für jeden bderjelben 
andere bejondere Thüren fich offen Halten wollen. Dieje Unzugänglich— 
feit und ein Zurückweiſen Unberufener, welche es oft jehr gut meinen, 
werden mir immer viele Feinde zuziehen und damit der Regierung. Die 
richtige Art, fie abzuweiſen, d. h. vor der Thür ijt mir nicht gegeben. 
Ich jehe die Kommenden, befriedige aber folche Männer nicht allein nicht, 
jondern verlege fie fajt immer; je unverſtandener und empfindlicher fie 
find, deſto mehr, und damit jchade ich mir ſelbſt. Als Miniſter aber 
entiremde ich dann Leute der Regierung, die man nicht ganz unbeachtet 
laſſen darf.” 

Auch die Minifterlifte, die Lütden dem Könige vorlegte, fand deſſen 
Beifall nicht. Er beſtand darauf, daß diejer felbit an die Spige des 
neuen Kabinett3 träte, — und er gab zu feinem Unglück nach. Mit der 
Auswahl der Männer, die er für geeignet hielt, den einzelnen Departe- 
ments vorzuſtehen, ging es indes jo rajch nicht, wie er — und die alten 
Minister gehofft hatten. Die Zeit aber drängte. Der Termin rückte 
heran, wo der Zollanjchluß ing Leben treten ſollte. Wiederholt befchwor 
Scele den König, „die Entfchließung wegen der Verfaſſungsſache bald 
zu faſſen.“ Bacmeijter machte darauf aufmerfjam, daß die Organijation 
der Steuerbehörden infolge des Septembervertrages und die damit zu— 
jammenhängende Anftellung von über 1000 Offizianten nicht genug beeilt 
werden könne; allein die allerhöchite Entjcheidung ließ noch immer auf 
ji) warten. Da endlicd, erklärten die Minifter dem Könige*) „offen und 
ehrerbietig, daß fie fortan eine Verantwortung für die Erfüllung ihrer 


*) Eingabe des Gejamtminifteriums an den König d. d. 16. Nov. 1852. 
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Dienftpfliht in Hinblid auf die drohende Verwicklung der öffentlichen 
Verhältniffe nicht mehr tragen könnten,“ und erjuchten um unverweilte 
Enthebung von ihren Aemtern. 

Das entjchied. Schon am 19. November erhielt Schele den Bejcheid, 
daß am Montag, den 21. November das neue Minifterium in Eid und 
Pflicht genommen werden würde. Damit jchied einer der beiten, redlichiten 
Männer aus dem hannoverjchen Staatsdienft, ein weitblidender Staats: 
mann, der es mit dem Wohle feines Landes und feines Monarchen auf: 
richtig gut meinte, Er war nicht in Standesvorurteilen befangen. Viel— 
mehr hatte er den Interefjen jeines füniglichen Herrn feine ganze Ver— 
gangenheit und feine teuerjten Familienbande zum Opfer gebradjt. Sid) 
num aber im Groll über das VBergebliche feiner Bemühungen der Oppojition 
anzujchliegen, daran dachte er nicht entfernt. Er jah im Gegenteil jeine 
politijche Ihätigfeit als abgejchloffen an und zog ſich nad Frankfurt 
zurüd, wo er jich während jeiner früheren Thätigkeit als YBundestags- 
gejandter zahlreiche Freunde erworben hatte. Die unwandelbare Hod)- 
achtung der ganzen Bevölferung folgte ihm in die Ferne. Zu ihm hatte 
man das Vertrauen gehabt, daß es ihm gelungen jein würde, eine Aus: 
jöhnung zwijchen den Rittern und den übrigen Volksklaſſen zu jtande zu 
bringen, und mit trüben Ahnungen blidte man in die Zukunft. 

Ueber den Wert oder Umwert der Schelefchen Verfafjungspläne läßt 
ſich jtreiten. Aber, mag man auch mit Georg V. der Anjicht fein, daß 
fie nicht zum Ziele geführt haben würden; jo it dod) über die Thatjache 
nicht Hinwegzufommen, daß der König den Natjchlägen eines auswärtigen 
Staatsmannes und eines gothaischen Sfribenten mehr Gehör gejchenft 
hat, als denen feiner Minifter, — und daß Bismard der intelleftuelle 
Urheber der unjeligen Verfaſſungswirren ist, die während der nächiten 
zehn Jahre das Land in fortwährender Aufregung hielten. 

In dem neuen Kabinett übernahm der Kriegsrat Wedemeyer das 
Minijterium des Inneren. Das Departement der Juftiz wurde dem 
Obergerichtsvicedireftor Busch, einem Katholiken, übertragen. Nach einigen 
Zögerungen ließ ſich der Konfijtorialrat Bergmann, der frühere Lehrer 
des Ktronprinzen, „ein Ehrenmann“ und „Hannoveraner von echtem Schrot 
und Korn,“*) bereit finden, das Kultusmintiterium zu übernehmen Er 
hatte als Lieutenant mit bei Waterloo gefochten und genoß troß jener 
abjolutiftiichen Gefinnung allgemeine Achtung. Für die auswärtigen An— 


*) Oppermann a. a. O., IL, Zeil, S. 137. 
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gelegenheiten wurde der frühere Bundestagsgejandte, Legationsrat von - 
Lenthe, auserjehen, ein jchwacher alter Mann, den wohl nur feine genauen 
Kenntniffe des Bundesrechts — und feine nahe VBerwandtjchaft mit 
Lütden zu diefem Poſten empfohlen hatten. Striegsminifter blieb Brandis. 
Das Departement der Finanzen ſowie das des füniglichen Hauſes hatte 
ji) der Minifterpräfident vorbehalten. — 

Lütden war ein fönigstreuer Mann von echt fonjervativer Gefinnung, 
ein außergewöhnlich befähigter, energijcher Berwaltungsbeamter, vielleicht 
einer der beiten Landdrojten, den das Königreich Hannover je bejefjen 
hat. Für den oberjten Leiter eines Staatswejens aber fehlten ihm die 
notwendigen Eigenjchaften. Sein durch und durch kritiſcher Berftand 
fonnte nur im Opponieren jeinen Beruf finden. Er wollte niemand über 
Jic) dulden und niemals eine andere Meinung als die jeinige gelten laſſen. 
Namentlich aber jchadete ihm jein Mangel au verbindlichen Umgangs- 
formen. Er war feinem ganzen Naturell nach ſchroff und abjtogend, und 
jo fam es, daß er in der mündlichen Debatte bei aller Schlagfertigfeit nicht 
überzeugte, jondern verlegte. Außerdem war er jeit zchn Jahren der Regierung 
und der Reſidenz entfremdet gewejen. Von den Schwierigkeiten, die ſich der 
Löfung feiner Aufgabe entgegenstellten, hatte er alfo faum eine genügende 
Borjtellung. Freilich darüber, day viele Punkte der Verfaſſung von 
1848 dringend der Neform bedurften, teilte er volljtändig die Anfichten 
Scheles. Vor allem fah er wie diefer in der erjten Kammer, die Stüve 
während der Stürme des Revolutionsjahres geichaffen hatte, eine förm— 
liche Abnormität, die bejeitigt werden mußte. Daß der Glafer, Bauer, 
Kaffeewirt, die darin jahen, feine geeignete Elemente für eine dem eng— 
lichen Oberhaufe im entferntejten ähnliche Berfammlung abgaben, lag auf 
der Hand. Selbſt nach der Purififation durch den erhöhten Cenſus“) 
würden, wie Lütden überzeugt war, der Mehrzahl der Vertreter des 
größeren Grundbefiges die Eigenjchaften gefehlt Haben, die den englifchen 
Gentleman auszeichnen, nicht bloß in ihrer wifjenjchaftlichen Bildung, 
jondern auch in ihren Lebensgewohnheiten. **) 

*) „Dies Syſtem ift ein offener Beweis davon, wie fid) der menſchliche Geift 
durch Klügeln über Sottes Allmacht erheben will. Während der Allvater Jahrhunderte 
verftreichen lieh, ehe fich eine Vertretung in den Heinften Landen, ja Provinzen bildete, 
fucht der Afterſtaatsmann in zehn Ziffern ein Mittel, das fofort alles bejeitigen 
fol, was da war, oder ordnen, was da nicht war und kommen ſoll.“ (Dentichrift 


Lütdens d. d. 2. November 1853.) 
**) ‚Man prüfe die Reinigung des Körpers, Anwendung von Seife, Bürſten 
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Die Echwierigfeiten lagen aber darin, Die geeigneten Mafregeln aus- 
findig zu machen, um die Kammer-Kompoſition zu verbeſſern, und fie 
wurden noch dadurch vermehrt, daß unglüdlicherweife Lütden einen 
unüberwindlichen Haß gegen Stüve hegte. In ihm jah er den ge 
ichworenen Feind des Adels. Jede Transaktion mit diefem „gefährlichen 
Demokraten” und feiner Partei in der Ständeverfammlung hielt er für 
verderbli und nutzlos. Um fo leichter ward es daher dem Könige, den 
Miniſter davon zu überzeugen, dag Schele nicht den zur Abhilfe ge 
eigneten Weg eingejchlagen hatte. Ueber die Marjchroute, die er ſelbſt 
aboptieren wollte, fonnte er jich jedoch nicht ſofort jchlüffig machen. 
Borries jchrieb ihm,*) er hielte es für im höchiten Grade bedenklich, 
den ſeit 1851 befolgten Gang der Politik noch ferner inne zu halten. 
„Das Anjehen des Königs, wie feiner Regierung nad) außen und im 
Innern geht dabei unter, die Dienerjchaft wird gänzlich forrumpiert, der 
Haß der Stände immer mehr angefacht, und alles zu einer Kataftrophe 
vorbereitet, deren Ausgang nicht zu überjehen it.“ Im den Borjchlägen 
vom 25. April ſah er nichts wie eine „Stüvejche Lift, feine Macht zu 
befeſtigen.“ Nur den Bund hielt er für geeignet, den verfahrenen Zus 
ftänden ein Ende zu machen. Er jet unverzüglich anzugehen, die Punkte 
der Berfaffung zu bezeichnen, welche er mit jeinen Grundſätzen unver: 
einbar hielt. Dann müſſe er Die hiefige Regierung auffordern, demge— 
mäß die erforderlichen Menderungen zu bewirken. „Iſt man eines jolchen 
Beichluffes nicht Ficher, den ich als notwendige Folge des Bundesbe- 
jchluffes vom 23. Auguſt 1851 anſehe, ja, dann verzweifle ich Hier an 
einer Befjerung, dann muß man die Sachen gehen lafien, bis alles fopf- 
über, fopfunter geht, wo dann der Bund von Amtswegen einjchreiten 
würde, wenn Preußen nicht gar Hannover als guten, längſterſehnten 
Biffen überjchludt.“ 

Dieſe peſſimiſtiſche Auffaffung vermochte Lütcken nicht zu teilen. 
Er bat deshalb — vielleicht zu feinem Unheil — auch den damaligen 
dänischen SKanzleirat G. Zimmermann um ein Öutachten in der Ver— 
faffungsfache. Mit wachjender Spannung hatte diefer ehrgeizige Intrigant 


und Kämmen, ben Wedel ber Wäſche ꝛc. Man prüfe bie Gejellichaft, in welcher 

gefrühftüdt und gegeffen wird. Man vergegenwärtige fi) den Umgang außer dem 

Haufe, man beantworte ſich ehrlich die Frage, ob ein Mann befjerer Stände jelbft 

mit den Gebildetjten unter ihnen, mit ihren Frauen, Fräulein und Söhnen im 

täglihen Verkehr zu fein wünſche.“ (Denkſchrift Lütdens d. d.2. November 1853.) 
*) Borries an Lütden d. d. 30. Oltober 1853. 
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während der Ichten Monate den Verlauf der Hannoverjchen Minifter- 
frifis beobachtet, und er fannte den Charakter des Königs genau gemug, 
um zu wifjen, wie er ſich auszuſprechen hatte, um jich die Pfade zur 
Rückkehr zu ebnen und zugleich an Schele Vergeltung zu üben. „ott 
jei Danf, endlich ein Lichtblid für Hannover,“ ſchreibt er in diefen Tagen 
an Borries*), Für den unglüdlichen entlafjenen Minijter wußte er daher 
faum Ausdrüde des Tadels zu finden, die herb genug waren, um feine 
Verwaltung zu brandmarfen. „Wo war bis jegt der leitende Gedanke 
und die Direktive, die ein Oefamtminifterium bejeelen muß?“ jchreibt 
er in feiner Denfjchrift aus jenen Tagen**). „Herr von Schele bildete 
diefe Seele anerfannt nicht. Er beſaß motorifch nicht die Gabe, in 
politijchen Dingen zu kombinieren und Mittel für politifche Mittel und 
und Zwede zu finden, cbenjowenig wie jeine Kollegen bis auf Bacmeifter.“ 
Nicht einmal Hinfichtlich der auswärtigen Angelegenheiten ſchien er ihm auf 
dem Höhepunft zu jtehen, den ein auswärtiger Minifter Haben muß. „Er ift 
überall in Berlegenheit und zeigt, da dies Departement nicht fein Fach ift.“ 

Dann geht Zimmermann an eine Kritik der Verfaſſungspläne der 
Minifter. Er meint, da fie zwar hohe Verjprechungen gegeben hätten, 
‚vie couragös ausjehen, aber gewiß fein Ernſt jind,“ daß fie fich vielmehr 
unter irgend einem Vorwand von der Sache zurüdzicehen und den König im 
Stich lafjen würden. „Aber,“ jo jchreibt er, „die Verfaffung ift nur ein 
Mittel des Regierens, und es fragt fich, in welchen Händen diefer Stein liegt.“ 

Sein Rat ging deshalb dahin, noch einmal den Verjuch zu machen, 
das Regiment mit der bejtehenden Verfaſſung von 18348 weiterzuführen, 
„aber durch ein Minifterium, das aus wirklichen Männern bejtcht und 
den Ständen fein Haarbreit nachgiebt in dem, was die Verfaſſung dem 
Könige zuerfennt, und auch mit Geradeausgehen, nicht aber durch Schliche 
und Kniffe, wie weiland Ludwig Philipps Minijterien, die Gejchäfte be— 
handelt”***). Erſt wenn man die abjolute Unmöglichkeit in Händen habe, 
damit regieren zu fünnen, jei es „Pflicht, dem eigenen Gewiſſen, dem 
Bunde und dem Lande gegenüber, anders aufzutreten.“ 


*, Bimmermann an Borried d. d. 23. November 1853, 

*) „Gedanken über die hannoverſche Situation” vom Ende DOftober oder An- 
fang November 1853. 

“+, ‚Das Minijterium alfo fompromittieren und ſchwächen durch jebiges Drängen 
in eine ritterfchaftliche Färbung, heift, dem Huhn, welches goldene Eier legen foll, 
den Hals abſchneiden,“ fchreibt er gleichzeitig an Borries, (Zimmermann an Borries 
d. d. 23, November 1853.) 
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Zugleich aber müſſe man etwas thun, um die ritterjchaftliche Partei 
einigermaßen zu gewinnen, „da diefe ein Inhibitorium des Bundes für 
ſich hat und da ihr wirklich in der provinziallandichaftlichen Angelegenheit 
durch faljche Interpretation des S 33 der Verfaſſung und durch Ber- 
heimlichung mehrerer Nejfripte von 1818 Unrecht gejchehen tft.“ 

Diefen Grundjägen gemäß beſchloß Yütden fein Berhalten einzu- 
richten. Schon durch die Zufammenjegung feines Kabinetts hoffte er 
dem Lande den Beweis zu liefern, daß er nicht bloß im Innern fo feſt 
und energiſch zu regieren beabfichtigte, als es die Geſetze nur irgend ge— 
jtatteten, jondern daß cr auch auf eine Ausjöhnung der wideritrebenden 
Elemente hinarbeiten und insbefondere dem Haſſe gegen dem Adel feine 
neue Nahrung geben wolle Mir liegt das Programm vor, welches 
bereit3 vor feinem Amtsantritt von feinen jämtlichen Stollegen genehmigt 
und vom Könige gebilligt war*). Danach jollten vor dem 1. Juli 
1854 in der Berfaffungsjache gar feine Anträge an die Ständever: 
fammlung gebracht, dann aber der Weg der bisherigen Verhandlungen 
gänzlich verlaffen werden. Nicht ein PBroviforium wie 1852, jondern 
ein Definitivum müffe man zu eritreben juchen, und zwar nicht ein jolches, 
das, wie 1853 gejchehen, nur auf eine ungenügende Aenderung der 
Nammer hinarbeite und daneben die Hanptfragen in den Hintergrund 
jtelle. Ueber die Weije, wie er dieſes Ziel zu erreichen gedachte, jcheint 
Lütcken ſich jedoch jeltfamen Illufionen bingegeben zu haben, Jedenfalls 
zeugt es von einer bedenklichen Unkenntnis der Verhältniffe im Lande, 
wenn er geglaubt hat, jegt noch durch Verhandlungen mit den einzelnen 
Provinziallandichaften und Nitterichaften eine jolche Umformung derjelben 
erreichen zu können, „daß aus ihnen, wenn möglich, beide Kammern, 
jedenfalls aber die erſte hervorgehe.“ Darüber, wie er jich dieje Ordnung 
dachte, fpricht er fich jedoch nicht aus, nur hielt er es nicht für rätlich, 
rein auf das Berfajiungsgefet von 1840 zurüdzufommen. Erſt der 
Ausgang der Verhandlungen müfje an die Hand geben, was etwa Die 
ritterfchaftlichen Mitglieder in die Kammer bringen könne und zugleid) 
die Beſchwerden derjelben beim Bunde zu bejeitigen geeignet fei**). Daß 
die Nitterjchaften, „Die die ausschließliche Vertretung in der erjten 
Kammer fait 30 Jahre lang bejeflen hatten,” „ſehr ungern, aber durch 
die Not gezwungen, die Hilfe des Bundes gegen die Regierung in An— 


*) Programm des Minifteriums d. d. 20, November 1853. 
**) Dentichrift Lürdens d. d. 19. November 1853. 


Beſchluß, zunächſt die Verfaffungsfrage nicht anzurühren. 269 


jpruch genommen haben, vorzugsweije wohl deshalb, um dadurch wieder 
zu einer Teilnahme an der Landesgejeßgebung zu gelangen,” ſchien ihm 
durchaus nicht tadelnswert. „Solche Verhältniffe aber find nicht zum 
Guten führend und bedürfen der Abjtellung,“ fügt er Hinzu. 

Bei allen Verhandlungen mit den Ständen wollte er jedoch „eine 
Einmiſchung des Bundes mit aller Anftrengung ernftlich vermeiden,“ 
obgleich, wie er an anderer Stelle jagt, „diefer unangenehme Schritt den: 
noch ſpäter wahrjcheinlich gejchehen muß.“ „Man male fich aber die 
Nachteile einer Thätigfeit des Bundes doch auch nicht als furchtbar oder 
jchreefenerregend aus,” jchreibt er. „Einem fompetenten Richter muß man 
jich unterwerfen und jeder Gefahr, welche der eigenen Selbjtändigfeit irgend: 
wie zu nahe treten kann, zu begegnen jtreben. . . . . Man darf damı 
unbefümmert um die Möglichkeit fein, dat größere Staaten dabei zum 
Nachteil Hannovers eigene Intereſſen höher jtellen als ihre Verpflichtungen 
gegen den Bundesitant, und man darf wohl mit Necht fich darauf ver: 
lajfen, daß eine der beiden Großmächte und die Mehrzahl der Mlittel- 
Itaaten dem eigenjüchtigen Bundesgenofjen den Weg verbauen werden. 
Ich fürchte daher den Bund nicht, ich gebe garnichts auf Neuerungen, 
welche in Frankfurt gefallen und notiert Jind, ebenſowenig auf die Bereit— 
willigfeit Bismards, helfen zu wollen.“ 

Zunächit aber hielt Lütcken es für angezeigt, Ttillzufigen und zwar 
hauptjächlich wegen der bedrohlichen politischen Lage, verlangte doch 
Preußen bereits im Januar 1854 als Preis für feine „echte und auto» 
nome“ Neutralität im Orientfriege von der englischen Regierung unbe— 
dingte Vollmacht zur Umgestaltung des deutſchen Bundes,*) 
was ihm freilich nur eine jchroffe Abweiſung eintrug.**) Durch Pro- 
klamation vom 5. Dezember wurden Neuwahlen zur aufgelöften zweiten 
Kammer ausgejchrieben und die allgemeine Ständeverjammlung für einen 
demmächit noch näher zu bejtimmenden Termin zujammenberufen. Die 
Wahlen vollzogen fich allgemein in der größten Ruhe; doc ging die 
Oppoſition durch einige Stimmen verftärkt daraus hervor. 1— 


* 


*) von Sybel a. a. D., II. Teil, S. 186. ‚ E 

+) „Wenn Ew. Majeität mir anzeigen, dab Sie jetzt in voller Neutralität be: 
harren wollen, und fich dabei auf Ihr Volk berufen, jo verfiehe ich Sie nicht. Wohl 
wäre diefe Sprache zu verftehen, hörte id) fie von den Königen von Hannover und 
Sachſen. Ich habe aber bis jept Preußen als eine der fünf Großmächte angejeben.“ 
x, x. (Eigenhändiges Screiben der Königin Bictoria au den König Friedrich 
Wilhelm im „Leben des Prinzen Albert, III. Teil, &. 45 ff.). 
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Lütcken benußte die eriten Wochen feiner Amtsführung, um fich in 
feiner Stellung möglichjt zu befeftigen. Namentlich hielt er es für er- 
forderlich, „gegen die Staatsdiener mit befonderer Aufmerkſamkeit zu ver— 
fahren, fie zu forrigieren.“*) „Man muß tüchtige Männer hervorziehen 
und eine fräftige Disziplin gegen träge, unmoralijche oder nur fich und 
ihr Verhältnis zum Staatsdienergejege beachtende Diener handhaben,“ 
jchreibt er. „Ohne folche Beſſerung wird eine Regierung wohl Tavieren, 
aber nie eine fejte Richtung verfolgen können; fie wird untergehen." Vor 
allem jchien es ihm notwendig, die Miniſterialbeamten, die Generaljefretäre 
einbegriffen, die meilt unter dem Minijterium Stüve ernannt waren, zu 
reformieren, „welche fich bejtrebten, fich unabhängig zu machen.“ Dieſe 
Abficht bewog ihm zu dem verhängnisvolliten Schritte feines ganzen Lebens. 
Auf feinen Vorjchlag wurde Anfang Januar 1854 dem früheren Archiv: 
jefretär Zimmermann der Antrag gemacht, an feines eigenen General: 
jefretärs Bening Stelle zu treten. Zuerſt erhob er wegen der Gehalts: 
frage Schwierigfeiten. Allein bei einer perjönlichen Zufammenfunft mit 
Lütden in Hamburg fam rajc eine Einigung zu jtande, und nachdem 
ihm eine Bejoldung von 2000 Thalern zugefichert war, wurde er am 
16. März 1854 zum Oberregierungsrat und Neferenten des Geſamt— 
minifteriums ernannt. 

Inzwiſchen war die orientalische Krifis an einem entjcheidenden Wende: 
punkt angelangt. Im den legten Tagen des Februar 1854 machten die Weft- 
mächte den beiden Höfen von Wien und Berlin die Mitteilung, daß fie be- 
abfichtigten, Rußland unter Androhung der Kriegserklärung zu ſchleuniger 
Räumung der Donaufürjtentümer aufzufordern, und baten um Aufklärung, 
welche Entjchlüffe fie ihrerfeits in diefem Falle zu faffen gedächten. Graf Buol 
war entſchloſſen, es jchlimmstenfalls auf einen Bruch mit Rußland ankommen 
zu lafjen, aus dem vielleicht die Erwerbung der Walachei und der Moldau 
hervorgehen konnte. Allein außer den finanziellen und fonjtigen inneren 
Schwierigkeiten bereitete c3 ihm ernjte Sorge, daß Preußen am Ende die 
günftige Gelegenheit, wo Defterreih im Oſten bejchäftigt war, benußen 
möchte, um jeine Machtitellung in Deutjchland zu erweitern. Deshalb 
juchte er ſich deſſen Beiftand zu fichern. Der König Friedrich Wilhelm 
fonnte jedoch lange zu feinem Entſchluß fommen. Anfang März noch 
ſprach er die Erklärung feiner abjoluten und unbedingten Neutralität 
aus — eine Politik, die unzweifelhaft den Interefjen Preußens am beften 








*) Minifterial-Brogramım d. d. 20. Nov. 1853, 
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entfprach. Aber in Berlin ließ das Bild des „Tigeriprungs von Weſten 
her“ dennoch den Gemütern feine Ruhe,“) Hatte doch Napoleon eben dem 
Herzog von Coburg gegenüber Preußen die Lodjpeije einer territorialen 
Erweiterung durch Hannover oder Sachſen vorgehalten, um es zum An— 
ſchluß an die Weftmächte zu bewegen,**) — womit die Kreuzzeitungs— 
partei ganz einverjtanden war. General von Gerlach drängte daher jeßt, 
da man bei England feine Stüße gefunden, fi) an Oefterreich zu wenden, 
um nicht vereinzelt dazuftehen. Der Prinz von Preußen dagegen be- 
flagte die jammervolle Bolitif ſchwankender Unentjchlofjenheit,***) aber 
feine Vorſtellungen hatten feinen Erfolg, Er wollte ſich an die Wejtmächte 
ichließen. Am 11. März aber jprach der König an den Kaiſer Franz Joſeph 
den Wunſch aus, mit ihm eine Offenfiv- und Defenfivallianz zu Schließen zum 
Zwecke einer abjoluten Neutralität und mit der Abſicht, „Die Unabhängigfeit 
Preußens gegen jeden, der unjern Zwingherrn fpielen wollte, zu verteidigen 
mit allen Heeresfräften, über die ich gebieten fan.” Auch der Anſchluß aller 
deutfchen Staaten jchien ihm dringend erforderlich und eine gegenjeitige 
integrale Garantie des Beſitzſtandes „der drei großen centraleuropäijchen 
Ländermaffen auf die Zeit des bevorjtehenden jcheußlichen Krieges.“ 

In Wien ging man auf diefes Anerbieten mit der größten Bereit 
willigfeit ein. Man hoffte, daß Preußen fich vielleicht bejtimmen ließe, 
in das angebotene Bündnis die Vollmacht zu einer Aktion in den Donau— 
fürjtentümern aufzunehmen. Feldzeugmeiſter von Heß follte nach Berlin 
entjendet werben, um die innerjten Gedanfen und Abfichten Oeſterreichs 
„mit voller Offenheit” dem Könige darzulegen. Ende März fam er dort 
an. eine Vorſchläge gingen ſehr einfach auf den Abſchluß eines 
Schut- und Trugbündnifjes zwiſchen Defterreich, Preußen und Deutjch- 
(and „zur Sicherung ihrer geſamten Befigungen, von welcher Seite 
die Gefahr auch fommen möge,“ hinaus. Darauf wollte man ſich 
preußijcherjeits nicht einlafjen, erklärte fich aber doch für die Dauer 
des gegenwärtigen Krieges zu einer Garantie des gegenfeitigen Beſitz— 
Itandes bereit. Außerdem verpflichteten ich die beiden Mächte, Die 
Rechte und Intereffen Deutjchlands zu fchügen und gegen jeden Angriff 
auf ihre Gebiete auch in dem Falle einzutreten, wenn eine von ihnen zur 
Wahrung deutfcher Intereffen aftiv vorzugehen ſich veranlaßt fände. 





*) Sybel a. a. X, II Teil, S. 188 ff., auch für das Folgende. 
**) Herzog von Coburg a. a. D., II. Zeil, S. 137. 
***) ‚St. Beterdburg und London”, Denkwürdigfeiten von Karl Friedrich Grafen 
Vitzthum von Edjtaedt, Einlenung ©. 12. 
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Indeſſen, wenn auch Preußen ſich möglichjt dagegen gefichert hatte, daß 
es nicht wider jeinen Willen durch eimjeitige Schritte Deiterreichs in 
friegerische Berwidlungen hineingezogen wurde, jo war es doch von größter 
Wichtigkeit, zu erfahren, inwieweit es bei diefer Politif auf die Unter: 
jtügung jeiner norddeutjchen Nachbarn zählen konnte. Am 22. März 
traf der Bundestagsgejandte von Bismard ganz unerwartet in Hannover 
ein. Noch denfelben Abend wurde er vom Könige empfangen, dem es 
zur hohen Genugthuung gereichte, da man in Berlin gerade auf jeinen 
Beiſtand jo großen Wert legte. Dazu hatte jich bei ihm durch den 
langen Frieden die Theorie der Gleichheit der Souveräne in einer franf- 
haften Weife ausgebildet, die ihm zu einer gewiſſen Selbitüberjchägung 
feiner cigenen Machtfülle führte. „Er ſprach über Eonveränctät und 
das Necht, am Bunde feine Stimme abzugeben, als jtände er am der 
Spite von 200000 Mann.“) Seiner Anficht nach war nunmehr der 
Zeitpunft gefommen, wo der deutiche Bund „zur Erlangung des An— 
jchens, das ihm als einer europäijchen Großmacht gebühre, und zur 
Sicherung feiner ſelbſt jowohl als auch der einzelnen Staaten“ handeln 
müjje.**) Deshalb erklärte er jih unummwunden und mit einer ges 
wiſſen Färbung von Enthuſiasmus bereit, für die Zurückweiſung 
jedev Bedrohung, auch der außerdeutſchen Grenzen Defterreichs im Sinne 
der Eirfulardepejche vom 14. März einzutreten.***) Mllein jeine Zus 
jicherungen hatten nur einen problematischen Wert, da er ohne Bundes— 
beichluß nicht über die Mittel verfügte, ein einziges Bataillon mobil zu 
machen, Er war deshalb cben im Begriff geweſen, in Frankfurt einen 
Antrag zu stellen, welcher den einzelnen Negierungen die Mittel ges 
währen jollte, „ohne Einwilligung böswilliger Stände handeln und der 
Demofratie mit Feſtigkeit entgegentreten zu können.“ 

Ob aber ein folcher Schritt Erfolg gehabt haben würde, jteht dahin. Nicht 
einmal die eigenen Miniſter waren geneigt, den Großmächten gewiſſermaßen 
earte blanche zu geben. Yütden wünjchte vielmehr die ‚frage des casus 
belli nicht von dieſen allein, jondern von drei Stimmen entichieden zu jehen, 
von denen die dritte durch einen oder mehrere Repräjentanten der Mittel: 
mächte vertreten wurde. Noch weniger waren die Regierungen der füddentjchen 
Königreiche gewillt, ich bedingungstos an die Politif der beiden Groß— 


*) Bismard an Gerlach d. d. 25. März 1854, 
**) Deufichrift Pütdens d. d. 20. März; 1854. 
“+, Bismarck au Manteuffel d. d. 25. nnd 29. Mär, 1854 —2 a. O., 
I. Zeil, S. 369 ff). ; 
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mächte zu fetten, — deren Beweggründe und Endziele man ihnen nicht 
einmal mitgeteilt hatte. Bei den früheren Darmjtädter Koalierten nament- 
lich) herrſchte eine gewiſſe Empfindlichkeit gegen Dejterreich, das jie vor 
Jahresfriit jo ſchmählich im Stich gelaffen Hatte. Vor allem war Beuft 
entrüftet, daß jein in der Bundestagsfigung vom 10. November aus: 
gejprochener „Wunfch einer fortgejegten und zeitigen Vernehmung der beiden 
deutjchen Großmächte mit der Gejamtheit der Bundesglieder“*) nicht allein 
nicht berücjichtigt worden war, jondern daß er die erjte Mitteilung über 
deren Verhandlungen mit Rußland und den Weltmächten durch den Ge- 
fandten einer nichtdeutjchen Macht erhalten Hatte.**) Auch von dem 
weiteren Fortgang der Vermittlungsverfuche Defterreich® und Preußens 
erfuhren ihre deutjchen Verbündeten nichts bejtimmtes. Erjt am 12. Mai 
ging ihnen die offizielle Mitteilung von dem am 20. Aprif abgejchlofjenen 
Schutz- und Trutzbündniſſe, „das aus dem von beiden Seiten freudig 
anerfannten Bedürfniffe deutjcher Eintracht, Treue und Kraft hervor: 
gegangen ijt“,***) mit der Aufforderung zu, demfelben in möglichit furzer 
Friſt beizutreten. Die einzelnen Beitimmungen entjprachen genau den im 
März getroffenen vorläufigen Vereinbarungen. Nach dem zweiten Artifel 
war Preußen nur in dem Falle zum Schuge öſterreichiſchen Gebiets ver— 
pflichtet, wenn Oeſterreich vorher deſſen Zuftimmung zu feinem Unter: 
nehmen erlangt hätte. Ein folcher Fall fag aber unzweifelhaft bereits 
vor. Friedrich Wilhelm hatte das Wiener Protofoll vom 9. April mit 
unterzeichnet, worin die vier Großmächte erklärten, auf der Forderung der 
Räumung der Fürjtentümer durch die Rufen beharren zu müffen. General 
Heß verlangte daher mit Recht die Sicherjtellung des öjterreichijchen Ge— 
biets durch Preußen, wenn diefe Räumung durch Gewalt der Waffen er: 
ziwungen werden müſſe. Und in einem Moment der Aufwallung gegen 
jeinen Schwager, der feine früheren VBermittlungsvorjchläge ſchroff zurüd- 
gewiejen Hatte, vollzog der König in der That einen Zufatartifel zu dem 
Allianzvertrage, worin er veriprach, die nach St. Petersburg gelangten 


ig *) Depeiche des Miniiterd von Beuft an den Gejandten von Koennerig in 
Bien d. d. 28. Februar 1854, 

*) Daß Beuft bei den von ihm im Sommer 1853 vorgeſchlagenen Minifter- 
tonferenzen bie orientaliichen Berwidlungen im Auge gehabt, daß er gar kriegeriſche 
Abfihten verfolgt habe, wie Sybel (II, Zeil, ©. 197) behauptet, nimmt er entſchieden 
in Übrebe. 

“er, NM des Öfterreichiichen Bejandten Freiherrn von Koller an den Minijter 
von Lenthe ado. 12. Mai 1854. 
Haſſell, W. v, Das ſtönigreich Hannover, Bb. II. 18 
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Eröffnungen „wiederholt auf das Nachdrücklichſte“ zu unterftügen. „Ein 
offenfives beiderfeitiges Vorgehen aber follte erft durch eine Inforpo- 
ration der Fürſtentümer ſowie durch einen Angriff oder Uebergang des 
Balfans bedingt werden.“ 

Dennod) dachte der König an nichts weniger, wie an ein Eriegerifches 
Vorgehen. Er war ein „Achlelträger”, der e8 weder mit den Weltmächten 
noch mit dem Zaren verderben wollte,*) und ein Stirnrunzeln von 
diefem genügte, um ihm wieder in die alte Unjchlüffigfeit zurüd zu ver- 
jeen. Um einen Beweis feiner friedfertigen Gefinnungen zu geben, ent- 
ließ er auf direfte Aufforderung aus St. Petersburg den Kriegsminiſter 
von Bonin, der für den hauptjächlichiten Vertreter der öſterreichiſch-weſt— 
mächtlichen Allianz galt. Außerdem wurde Baron Bunjen aus London 
abberufen und — der Prinz von Preußen mußte einen vierwöchentlichen 
Erholungsurlaub nach Baden-Baden antreten, ja, er wurde fogar wegen 
jeiner bisherigen Oppofition mit Feſtungshaft bedroht. 

Daß Preußen fich eine Hinterthüre offen halten wollte, um ſich ge- 
fegentlich von dem Bündnifje wieder loszuſagen, daß es nur zu Dem 
Zwecke ſich an Defterreich gejchloffen Hatte, um feine Neutralität gegen 
etivaige Gelüfte Frankreichs und der Revolution zu fichern, lag auf der 
Hand. Um fo fchiwieriger war die Lage der Mitteljtaaten, die zu einem 
Vertrage Stellung nehmen follten, dejjen Tendenzen und Tragweite jo 
wenig flar waren; und eine gewifje Empfindlichkeit über die Mikachtung, 
mit der jie von den Großmächten behandelt waren, erfchwerte ihnen noch 
die Wahl des richtigen Weges. Namentlich in München fühlte man ſich 
tief verlegt, daß man von dem öſterreichiſch-preußiſchen Schuß- und Truß- 
bündnis zuerst durch die franzöſiſche Gefandtichaft Kenntnis erhalten hatte. 
Auch Hannover „konnte dem Verhalten Dejterreichd und Preußens in 
der orientalischen Angelegenheit, joweit ihr Berhältnis zu ihren 
deutjchen Bundesgenofjfen dabei in frage fommt, ein öffentliches 
Votum unbedingter Billigung nicht zu teil werden laffen“.**) Aber die 
Regierung begrüßte doc) die Einigung der deutjchen Großmächte „als ein 
hocherfreuliches Ereignis für das deutjche Vaterland, als ein Unterpfand 
für das fräftige Zuſammenwirken Deutjchlands in der gefahrdrohenden 


*) Schreiben des Prinzen Albert an feinen Bruder d. d. 16. Juli 1854. 
(Bisthum a. a. D., I. Teil, ©. 109.) 

**) Vertrauliche Inftruftion an den hannoverſchen Bundestagsgelandten d. d. 
22. Mai 1854 und Cirkulardepeſche an jämtlihe hannoverſche Geſandtſchaften von 
demjelben Datum. 
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Zufunft“. Sie hegte „Die freudige Weberzeugung, daß der Patriotismus 
der deutjchen Staaten zu einem Bundesbejchluffe, welcher den Allianz- 
traftat vom 20. April zu einem Bündniffe von Gejamt-Deutjchland er: 
hebt, leicht und jicher Die Wege ebnen wird“. 

Allein diefe Hoffnung erwies fich als trügerifch. Auf einer Minifter: 
fonferenz, die am 25. Mai auf Anregung Bayerns und Sachſens in 
Bamberg zufammentrat, und an der noch außerdem Bevollmächtigte Hans 
novers, beider Heffen und Nafjaus teilnahmen, war man durchaus nicht 
geneigt, dem Bündniffe bedingungslos beizutreten. Die Mitteljtaaten 
ftanden „viel mehr unter dem Einfluß der Furcht als dem des Ehrgeizes“. 
Sie bejorgten, der Erwerb der Donaufürjtentümer durch Dejterreich würde 
die Eiferfucht Preußens erregen, es veranlafjen, Kompenjationen zu vers 
langen, wodurch Hannover und Sachjen zunächjt bedroht jein würden.*) 
Auch lag im Falle des Bruches der deutjchen Großmächte mit Rußland 
die Möglichkeit vor, dak Frankreich fich in Bejig der Hegemonie über die 
übrigen deutjchen Staaten jette. 

Ganz wie das Berliner Kabinett fanden daher die Mittelftanten, 
daß eine Einmifchung in die türkischen Händel für Deutjchland nur ſchwere 
Opfer und nicht den geringiten Gewinn in Ausficht jtellte, und Bismard 
that jein möglichſtes, fie in dieſer Politik zu bejtärfen und volljtärdig von 
Dejterreich zu trennen. Um die Abficht ihrer abjoluten Neutralität zu 
bethätigen, verlangten fie, gleichzeitig mit der Aufforderung an Rußland, 
die Donaufürftentümer zu räumen, follte auch an die Wejtmächte das 
Anfinnen gerichtet werden, ihre Truppen zurüdzuziehen und Die Feind— 
jeligfeiten einzustellen. Ja, in ſeltſamer Ueberjchägung ihrer Bedeutung 
im Rate der Nationen forderten fie, daß nicht Dejterreih und Preußen, 
jondern der deutjche Bund zu bejtimmen habe, ob ein eingreifenderes 
Verfahren jtattfinden jollte. Endlich wollten die „Bamberger“ dem Bunde 
eine Stimme bei den FFriedensverhandlungen vorbehalten wiljen!! — 

Daß die deutschen Großmächte auf diefe Bedingungen nicht eingehen 
würden, ließ jich vorausjehen. Namentlich gegen die Forderung einer 
„Trias“, deren Majoritätsbejchluß ſich Preußen eventuell hätte unter- 
werfen müſſen, jprach ſich Bismard mit aller Energie aus. Noch mehr 
war Graf Buol über das Auftreten der Mitteljtaaten, auf deren unbe- 
dingte Sefolgjchaft er gerechnet hatte, betroffen und erzürnt. Es erichien 
ihm wie die Großmannjucht fleiner Leute und man hat ihnen in Wien 





*) Schreiben de3 Prinzen Albert an feinen Bruder d. d. 28. Juni 1853, 
18* 
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diefen Abfall nie vergefien. Ja, ich jtehe nicht an, dem Grafen Vitzthum 
beizuftimmen,*) der die Bamberger Beſchlüſſe für die verhängnisvolliten 
Fehler erklärt, den die Mittelftaaten — wenigjtens Sachſen und Bayern 
— je begangen haben. Ihre Unabhängigkeit fonnte nur von Oeſterreich 
gejchügt werden. Keine andere europäiſche Macht Hatte ein Intereſſe 
daran, zu verhindern, daß fie von Preußen mediatifiert wurden. Von 
dem Moment an, wo fie, wie von Blindheit gejchlagen, ihre bisherige 
Politik verliefen und Front gegen Defterreich machten, wurde ihre 
Eriftenz für diefe Macht gleichgiltig — und fie haben ihren Irrtum 
jchwer gebüßt. 

Zunächit beſchloß Graf Buol, ſofort, ohne die Zuftimmungserflärung 
des Bundes abzuwarten, die Näumungsaufforderung nach St. Petersburg 
abzulaffen (3. Juni). Auch der König von Preußen, der mit dem Kaifer 
von Defterreich eine perjönliche Zuſammenkunft in Tetjchen hatte, ſtimmte 
diefem Schritte nicht bloß zu, fondern unterjtüßte ihm noch durch eine 
befondere preußische Note vom 12. Juni, obgleich er davon unterrichtet 
war, daß eine ruffiiche Ablehnung den Krieg zur unmittelbaren Folge 
haben würde. **) 

Auf eine Erörterung der Bamberger Forderungen liegen ſich die 
Großmächte nicht ein. Der hannoverjchen Regierung ging vielmehr, wie 
den anderen, am 16. Juni eine erneute Aufforderung zu, „Durch einen 
rüdhaltslofen und vollftändigen Beitritt zu dem Schutz- und Trugbündnis 
zwifchen Preußen und Defterreich zugleich ihr oft bewährtes Vertrauen 
zu diefen beiden Mächten und ihre Hingebung für die von ihnen ſelbſt 
anerfannten vaterländifchen Interefien zu bethätigen“.***) Der Voraus- 
jegung, daß der Bund bei den ferneren Verhandlungen in gehöriger 
‚Form vertreten fein fjolle, wollten die Großmächte fich jedoch mur 
„Soweit es die Umſtände irgend geftatteten, zu entjprechen gern angelegen 
jein laſſen“. 

Der König Georg fam deren Wünjchen auf das bereitwilligite ent- 


*) Vgl. Graf Vitzthum a. a. O., ©. 99, der fogar meint, „Preußen wäre, 
wenn die Mittelftaaten treu zu Oeſterreich gehalten hätten, 1855 gezwungen gewefen, 
diefelbe pol’tifche Linie zu befolgen. Dann würde der Krieg vermieden worden jein, 
ohne daß Defterreichs Präftigium erfchüttert wäre. Der Krieg von 1859 wäre dann 
ebenſowenig möglich gewejen, wie der von 1866”. 

**) Sybel a. a. D., II. Zeil, ©. 199, 
***) Depeſche des Minifters von Manteuffel an den Gejandten General von 
Noftig in Hannover d. d. 16. Juni 1854. 
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gegen. Er beauftragte feinen Gefandten, in Frankfurt für den Anſchluß 
des Bundes an den öjterreichisch-preußifchen Bündnisvertrag einjchlieplich 
des AZufagartifels „ohne Vorbehalt” zu jtimmen, gab fich jedoch dabei 
vertrauensvoll der Hoffnung hin, daß dem deutjchen Bunde in Gemäß- 
heit des Art. 48 der Wiener Schluhafte demnächit eine jelbjtändige Ver— 
tretung verfchafft werden jollte.*) 

Aber, bis die Ausjchußgmitglieder jich geeinigt hatten, vergingen noch 
Wochen. Erſt am 24. Juli 1854 trat der Bund der Allianz bedingungs- 
[08 bei, ſprach aber dabei die Worausfegung aus, „daß Se. Majejtät der 
Kaiſer von Dejterreich die auf Grund des $ 11 der Bundesafte über: 
nommene Verpflichtung durch Seine gejamte deutſche und außerdeutjche 
Macht erfüllen werden“.**) Wenige Tage jpäter forderte Dejterreich 
die deutjchen Regierungen auf, das Halbe Bundes: Kontingent in Bereit- 
ſchaft zu ſeten. 

Bu der Zeit, wo dies geſchah, war zwar nicht der ganze Vertrag, 
aber doch der bedenkliche Zufagartifel gegenjtandslos geworden. Rußland 
hatte bereit am 29. Juni feine Bereitwilligfeit zur Räumung der Donau- 
fürjtentümer unter gewifjen, durchaus billigen Bedingungen erflärt, und 
als Graf Buol fich damit nicht zufrieden geben wollte, befahl der Zar 
aus Allerhöchiteigner Entjchliegung aus „ſtrategiſchen Gründen“ den Rüd- 
marjch feiner Truppen Hinter den Pruth und nahm damit Defterreic) 
den bisher aufgejtellten Kriegsgrund aus der Hand. 

Das Wiener Kabinett war indes entjchlojfen, die Dinge dennoch zum 
Bruch zu treiben. Am 10. August erging eine ohne Vorwiſſen Preußens 
mit den Seemächten vereinbarte gemeinjame neue Forderung von vier 
Punkten an Rußland, auf deren voller Annahme die drei Kontrahenten 
erklärten bejtehen zu müſſen. Erjt als dies gejchehen war, machte Graf 
Buol die entjprechende Mitteilung nach Berlin und [ud zum Anschluß 
an dies Friedenswerk ein. Huch darauf ging der König Friedrich Wilhelm 
ein. Er empfahl dem Zaren die Annahme der vier Punkte ala Bajis 
für Waffenftillftands- und FFriedensverhandlungen, lehnte aber die Ver: 
pflichtung zu jeder kriegerischen Mafregel gegen Rußland ab.***) 

Auf die Bundesfommiffion machte die Nachricht, daß Dejterreich 


*) Erlaß des haun. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten an bie 
Geſandtſchaften in Wien und Berlin d. d. 1, Juli 1854. 
**) Bismard an Manteuffel d. d. 25. Juli 1854. (Poſchinger a. a. O., II, 
S. 47.) 
***) Sybel a. a. D., II. Teil, S. 203 ff. 
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ein Separatabfommen mit den Wejtmächten geſchloſſen hatte, einen tiefen 
Eindrud. Es fielen bittere Aeußerungen, daß es den deutjchen Staaten 
größere Vorteile verfpräche, jich mit Frankreich direkt in Verbindung zu 
jegen als über Wien. Die Mehrzahl der Gejandten aber war der Ans 
ficht, daß durch die Räumung der Donaufürjtentümer das Intereſſe 
Deutjchlands an der orientalischen Angelegenheit als erledigt zu betrachten 
jei. Namentlich Hannover war entjchloffen, feit zu Preußen zu ftehen 
und fich feiner vermittelnden und neutralen Stellung anzujchliegen.*) 

Unterdefjen Hatten die Ruſſen die Wallachei vollftändig geräumt 
und auf Grund eines bereit? am 14. Juni abgejchlofjenen Vertrages 
rüdten an ihrer Stelle Oefterreicher und Türfen in das Land ein. Graf 
Buol hielt es daher unmittelbar vor Beginn der Bundestagsferien für 
an der Zeit, die deutſchen Höfe vertraulich zu jondieren, ob fie bereit 
jeien, die öfterreichifchen Truppen in den Donaufürftentümern unter den 
Schub des Aprilbündniffes zu jtellen, und ob fie jich zu bindender An— 
nahme der vier Punkte verjtehen würden. Noch bevor eine Entjcheidung 
darüber erfolgte, erfchien eine ruffische Note, welche mit großer Gejchid- 
lichfeit die drohende Gefahr einer Einmifchung Preußens befeitigte. Ruß— 
land Iehnte darin die Gewährung der vier Garantiepunfte rundiveg ab und 
erflärte, fi) von nun an auf die Verteidigung feines Gebiets bejchränfen 
zu wollen. Hiernach konnte das Berliner Kabinett feinen Verbündeten 
nur dringend empfehlen, ſich auf die jest gegenjtandslos gewordene Aus— 
dehnung des Aprilbündniffes nicht einzulafjen, und ſich auch nicht Die 
Forderung der vier Punkte anzueignen, da jetzt nach deren Ablehnung 
ihnen nur unangenehme Lajten und Berbindlichfeiten daraus erwachjen 
könnten. 

Das war ein ftörender Hemmſchuh für die Aftionspläne des Grafen 
Buol, denn am 5. September jchifften ich die in Varna verjammelten 
englijch-franzöfifchen Landtruppen nad) der Krim ein und Dejterreich 
wäre für die Kriegführung an der Donau und in Galizien auf ſich allein 
angeiviefen gewejen. Das Wiener Kabinett z0g es daher zur großen 
Erbitterung der Wejtmächte vor, das weitere abzuwarten, che es einen 
entjcheidenden Entichluß faßte. Much gegen die deutjchen Regierungen 
richtete fich, deren Zorn. Die englifchen Zeitungen erflärten, wenn die 
ſchläfrigen Deutfchen nicht freiwillig ihre Pflichten gegen Europa er- 
) Bismard an Manteuffel d. d. 20. Auguft 1854. (Pofchinger, IL. Zeil, 
©. 69). 
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füllten, würde man fie mit Schimpf und Schande auf den Kampfplatz 
ichleppen.*) Die Anzapfungen des Lord Glarendon aber wies Beuft in 
einer jehr gut gejchriebenen jcharfen Note zurüd, von der Bismard 
meinte, fie würde noch befjer gewejen fein, wenn Sachjen jtärfer wäre. 

Da durchflog die Kunde von der jiegreichen Schlaht an der Alına, 
der die Tartarennachriht von der Einnahme Sebaſtopols folgte, ganz 
Europa. Die Niederlage Rußlands jchien entjchieden und Graf Buol 
glaubte nicht raſch genug eingreifen zu können, damit auch Defterreich an 
den Früchten des Sieges partizipiere. Am 30. September erklärte er in 
Berlin, man habe von dort „mehr oder weniger ausdrüdlich“ verlangt, 
„daß wir die Fürjtentümer etwaigen offenfiven Operationen der Türken 
und ihrer Verbündeten verjchliegen jollten, und man wünjcht von uns 
eine Zufage zu erhalten, daß wir, wenn Rußland uns nicht angreift, 
unjererjeit3 nicht zum Angriffe übergehen werden“. „Wir können aber 
in feinem Falle die volle Berechtigung aufgeben, aus unſerer gegen 
wärtigen Stellung einer bewaffneten Erpectation in die eines Teilnehmers 
an dem Kriege überzugehen,“**) folgerte Graf Buol weiter. Es fünne 
vielmehr in Bezug auf die Geltung des Vertrages vom 20. April nicht 
etwa eim Unterjchied darin gefunden werden, „ob von den Fürſten— 
tümern aus ein Angriff — an welchem wir feinen Anteil hätten — 
gegen das Gebiet Rußlands unternommen würde oder nicht“. „Rußland 
wird aber bei der Abwehr des Angriffs jeinerfeits am Pruth Halt 
machen müfjen, wenn es den Konflikt mit Oeſterreich vermeiden will.“ 

Zu dieſer Politif begehrte Graf Buol den Beiltand Preußens und 
Deutſchlands. In einer Eirfularnote vom 1. Dftober an die deutjchen 
Höfe erflärte er, nicht davon abgehen zu fünnen, daß der Bund fich die 
vier Punkte ald „Grundlagen eines gerechten und dauerhaften Friedens“ 
insgefamt aneigne. Andernteil3 wollte er beantragen, „daß den Grund: 
jägen des Aprilvertrages injofern eine angemefjene erweiterte Anwendung 
gegeben würde, als der Bund auszufprechen hätte, daß ein Angriff Ruß— 
lands nicht nur auf umjere Grenzen, fondern auch auf unjere Truppen 
in den Donaufürftentümern Deutfchland mit uns zu gemeinfamer Abwehr 
vereinigt finden würde”. 

In der That gelang es den öjterreichischen Diplomaten, den größeren 





*) von Sybel a. a. D©., II. Zeil, S. 208, 
*) Erlaß des Grafen Buol an den öfterreihiihen Geſandten in Berlin, Graf 
Eiterhazy, d. d. 30. September 1854. 
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Teil der Mittel- und Kleinftaaten für den Antrag zu gewinnen. Sie 
erzählten ihnen, daß der Prinz von Preußen nad) Wien ginge, um eine 
gemeinjchaftliche Aktion zu verabreden, daß Manteuffel um feine Ent: 
lafjung gebeten habe, wenn Se. Majeftät ſich nicht mit Dejterreich einige. 
Denen, die das nicht glauben wollten, jagten jie: „Der Preuß giebt doch 
nad), und wenn der Preuß nicht will, jo bieten wir ihm Hannover, dann 
thut er es doch“.*) 

In Berlin glaubte man nad den Berichten des Prinzen Njenburg, 
daß auc Hannover cin faljches Spiel fpiele und weitmächtlich gefinnt 
jei, — aber mit Unrecht. Zwar hatte Graf Buol in einer vertraulichen 
Depejche vom 1. Dftober der Regierung mitgeteilt, daß „die Hoffnung eines 
vollfommenen Einverjtändniffes mit dem Kgl. preußiichen Kabinett über 
die fernere Behandlung der orientalifchen Frage am Bundestage“ vor: 
handen ſei. Aber auf die Anfrage, „ob bei der Kgl. Hannoverjchen 
Regierung die Gewißheit beſtehe,“ am Bundestage auch bei ab- 
weichender Auffaffung Preußens für die oben bezeichneten Anträge zu 
jtimmen, erhielt er eine ablehnende Antwort. Der König vermochte nicht 
anzuerfennen, „daß das Vorgehen der Kaiſerlich öjterreichiichen Regierung 
in den Ponaufürftentümern unter die Beitimmungen des Art. II. des 
Schutz- und Trugbündnifjes vom 20. April d. 3. fällt.**) Nur wenn 
infolge der Beſetzung derjelben Defterreich auf eigenem Gebiete angegriffen 
werden follte, würde ganz Deutjchland zu deſſen Schuge vereinigt ſtehen 
müſſen“ — und einem ſolchen Bejchlufje wollte er zuftimmen. Auch war 
er geneigt, für zwei von den Garantiepunften — die Freiheit der Donaus 
ihifffahrt und das Aufhören des rufjischen Proteftorats in den Donau: 
fürjtentümern — in der Bundesverfammlung einzutreten. 

Aber zu einer ſolchen Abjtimmung fam es nicht. Ein preußijches 
Rundjchreiben vom 13. Dftober, welches alle deutjchen Regierungen 
warnte, ſich nicht durch öfterreichiiche Verjprechungen verleiten zu lafjen, 
machte wenig Gindrud. Das Berliner Kabinett jtand daher vor ber 
unangenehmen Alternative, ob es ſich cinem Majoritätsbeichluß fügen, 
oder an der Epige einer Minorität Ten Bundesbruch offenkundig werden 
lafien wollte. VBismard war dafür, es auf das Aeußerſte ankommen zu 
laffen. „Die Schwäche unferer Poſition,“ jchrieb er ar den General 
von Gerlach, ***) „Liegt in der Ueberzeugung der deutjchen Kabinette von 

*) Bismarck an Gerlach d. d. 19, Oktober 1854. 


**), Depeiche bed Minifter3 von Lenthe d. d. 10. Dftober 1854. 
“++, Bismard an Gerlad d. d. 25. Dltober 1854. 
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unferer unerſchöpflichen Gutmütigfeit. Sie zweifeln nicht daran, 
daß wir uns niederträchtig behandeln und unterdrüden lafjen, ehe wir 
uns entjchliegen, zu denſelben undeutichen Waffen zu greifen, wie unfere 
Gegner.” Allein an maßgebender Stelle teilte man die rückſichtslos 
energiihe Auffajfung des Bundestagsgefandten nicht. Auch juchte Graf 
Buol die Bebenklichkeiten des Berliner Kabinetts möglichjt zu bejchwichtigen. 
Er erklärte, fern von jeder Angriffsluft zu fein. Wenigftens werde er 
unter feinen Umftänden Abreden über den Kriegsfall mit anderen Mächten 
ohne vorherige Mitteilung an Preußen und Deutjchland eingehen (9. Nov.). 
Auf eine Offenfive über den Pruth aber hatte Rußland bereits verzichtet. 
Eine Gefahr war aljo mit dem Nachgeben gegen die Wünjche Dejterreichs 
nicht mehr verbunden. Man bejchloß daher, genau dasjelbe zu thun, 
was man bislang den Mitteljtaaten auf das dringendjte angeraten hatte, 
nicht zu thun. Am 26, November vereinbarten Defterreichh und Preußen 
einen Zufaßartifel zu dem Aprilbündnis, worin letzteres den begehrten 
Schutz für die öfterreichiichen Truppen in den Donaufürjtentümern zu= 
jagte und verjprach, für die Annahme der vier Punkte durch Rukland 
einzutreten. 

In St. Petersburg hatte man jedoch feine Neigung, e8 auf den 
Zufammenfchluß einer europäifchen Koalition anfommen zu laffen. Schon 
am 28. November meldete der Gejandte Fürſt Gortichafoff dem Grafen 
Buol, daß der Zar die Garantiepunfte in ihrer wörtlichen Fafjung ges 
nchmige. Das war für den öfterreichiichen Staatsmann eine umange- 
nehme Ueberrajchung. Er war des langen Hinzögerns der Entjcheidung 
müde, das die Finanzen des Staats völlig erjchöpfte, und hatte bereits 
im geheimen die Weftmächte um den Abjichlu eines engeren Allianzver- 
trages erjucht, der in Kraft treten follte, wenn Rußland die vier Punkte 
verwerfe. Noch denjelben Tag, wo die rufjische Antwort einging, erklärte 
er jich daher bereit, auch für die weiteren und ftärferen Forderungen 
einzutreten, die England und Frankreich behaupteten, nunmehr an Ruß— 
land jtellen zu müffen. In Berlin hatte man die Kriegsgefahr jo gut 
wie bejeitigt angejehen. Man war daher aufs empfindlichjte berührt, als 
Graf Eiterhazy am 1. Dezember dem Miniſter von Manteuffel mitteilte, 
daß ein Schuß: und Trugbündnis zwischen den Weitmächten und Defter- 
reich jo gut wie abgejchloffen jei, welches in Kraft treten ſollte, wenn 
bis zum Ende des Jahres der Friede nicht gefichert wäre. Daß der 
König Friedrich Wilhelm das Anfinnen zurüdwies, diefem Bunde beizu- 
treten, der den oftenfiblen Zweck verfolgte, Rußland durch die Auf: 
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ftellung unannehmbarer Forderungen zum Kriege mit Dejterreich zu 
drängen, fann man ihm nicht verdenfen. Jedoch riet er dringend, am 
Bundestage nicht durch Ablehnung des Zufagartifels vom 26. November 
den Zwiefpalt offenkundig werden zu lafjen. So vollzog denn der Bund 
am 9. Dezember jeinen Beitritt, jedoch in einer Form, die jede Ber- 
pflichtung zur Offenfive gegen Rußland ausſchloß. 

Mit diefem verjöhnlichen Verhalten war Bismard feineswegs ein- 
veritanden. Er hatte nur den Wunjch, „aus der abhängigen Reſerve— 
ftellung zu Defterreich herauszufommen, deren dejpeftierlicher Charakter 
durch die Geringichägung, mit der man ung behandelt und die Impudenz, 
mit der man uns erploitiert, in das grellfte Licht gejegt wird“. Die 
Selbjtverleugnung Preußens dürfte, jeiner Anficht nach, nur jo lange 
dauern, al3 es möglich ſei, Dejterreich an einem aftiven Vorgehen zu 
verhindern. „Dit es aber flar, daß wir das micht mehr fönnen, jo 
müffen wir fie über Bord werfen und dann an dem Sat feithalten: 
„Für nichts ift nichts“. Wir ſchlagen uns nur, wenn unfer Intereſſe 
erobernd oder verteidigend dies fordert. Für dieſes aber jchlagen wir 
und auch gegen Deiterreich und wäre es mit noch mehr Weit: 
mächten!“*) 

Für eine folche energifche zielbewußte Politif war jedoch Friedrich 
Wilhelm nicht zu haben. Daß er der neuen Tripleallianz nicht ohne 
die unmittelbarfte Kriegsgefahr beitreten konnte, lag auf der Hand. Lehnte 
er aber ab, jo wurde die Sorge wegen der feindjeligen Haltung ber 
Weitmächte doppelt drüdend. Er jchlug daher diefen ein bejonderes 
Bündnis vor, wollte aber für den Fall, daß der Friede nicht zu ftande 
fomme, nicht3 weiteres verjprechen, wie die Aufitellung eines Heeres an 
feiner Djtgrenze. Dagegen follten fie eine Garantie dafür übernehmen, 
daß das Königreich Polen nicht durch eine Revolution wieder aufgerichtet 
und daß nicht die Zumutung fremder Durchmärfche durch preußijches 
oder deutjches Gebiet gejtellt werde. 

Hierauf wollte man natürlich weder in London noch in Paris ein- 
gehen. Auch in Wien erfuhr Manteuffel eine fühle Abweifung, als er 
infolge der amtlichen Vorlegung der Bündnisurfunde und der Auf: 
forderung zum Beitritt verlangte, daß man ihm wenigitens die dem— 
nächjtigen ?jriedensbedingungen mitteile. Graf Buol fürchtete, daß 
Preußens diplomatijche Intervention ihm abermals den Kriegsgrund aus 








*) Bismard an Gerlach d. d. 21. Dezember 1854, 
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der Hand winden könnte und lehnte ab. Gleichzeitig forderte er wegen 
der vom 1. Januar an drohenden Gefahr ruſſiſcher Angriffe auf öfter: 
veichiiches Gebiet in Gemäßheit der Militärfonvention vom 20. April 
die Aufftellung von 200000 Mann preußifcher Truppen. 

Daß man im Berlin gegen das Anfinnen der drei verbündeten 
Mächte Widerfpruch erheben würde, hat Graf Buol wohl faum erwartet. 
Um jo unangenehmer war daher die Ueberrajchung, als Preußen am 
5. Januar erflärte, es jähe zu einer Mobilmachung feinen Grund. Dejter- 
reich Hätte feinen Anſpruch auf Unterjtügung, wenn es das ruſſiſche 
Gebiet angriffe. Auch fei der Zufaßartifel vom 26. November jo lange 
nicht bindend, al3 Preußen von dem, was auf den Wiener Konferenzen 
verabredet wäre, feine Kunde erhielte. 

Ohne Deutjchlands Unterftügung gegen Rußland loszufchlagen, ſchien 
dem Wiener Kabinett denn doch zu gewagt, obgleich man nach den ge: 
troffenen Bereinbarungen eigentlich jchon am 1. Januar hätte in Aktion 
treten jollen. Graf Buol verfuchte daher abermals, wie im Dftober, 
Preußen durch die Bejorgnis vor einem Majoritätsbeichluß des Bundes 
auf jeine Seite zu bringen. Im einem Nundjchreiben vom 14. Januar 
teilte er den deutſchen Regierungen mit, daß der Präfidialgefandte in 
nächjter Zeit die Mobilifierung der halben oder ganzen Kontingente jo- 
wie die Wahl eines Bundes-Oberfeldherrn beantragen werde. Die Truppen 
des 7.— 10. Armeekorps jollten in gleichen Teilen den Heeren der beiden 
deutjchen Großmächte beigegeben werden. Den jüddeutjchen Höfen wurde 
das Schredbild eines franzöfifchen Durchmarfches nad) Polen vorgemalt; 
zugleich erging an jie die vertrauliche Anfrage, ob fie, im Falle ein 
Bundesbeichluß nicht zu jtande käme, einzeln ihr Kontingent Dejterreich 
zur Verfügung jtellen würden. Dazu war jedoch weder in München 
noch in Dresden Neigung vorhanden. Daß es mit einer ernitlichen Be— 
drohung durch Frankreich nicht viel auf fich Hatte, war Far. Mit den 
jüddeutfchen Armeeforps, wenn ihnen Preußen feine Unterjtügung lich, 
wäre es ein leichtes geweſen, jeden feindlichen Angriff von Wejten her 
zurückzuweiſen. 

Um fo auffallender iſt es, daß Hannover ſich in dieſer Kriſis ent— 
ſchieden auf die öſterreichiſche Seite wandte. Seine Lage war, gegenüber 
den fortlaufenden Zwiſten Oeſterreichs und Preußens und der ſteten 
Möglichkeit eines Bruches allerdings bedeutend ſchwieriger, als die der 
ſüddeutſchen Staaten. Mit der Ueberreichung der geheimen Depeſche vom 
14. Januar aber ſah die Regierung ſich mit einem Male vor die Ent— 


284 Hannover ftellt fi auf öfterreichifche Seite. 


jcheidung gejtellt, ob fie für Defterreich oder für Preußen Partei ergreifen 
wollte, Der König war von vornherein geneigt, auf die Vorjchläge des 
Grafen Koller einzugehen, der ihm die Garantie feines Befigitandes und 
andere Vorteile in Ausficht ſtellte. Schon längft war der Gejandte am 
Hofe eine gern gejehene Perjönlichkeit. Er wurde zweimal in der Woche 
zur Tafel geladen, während der preußiiche Bevollmächtigte Graf Noſtitz 
es nicht einmal der Mühe wert hielt, feinen jtändigen Aufenthalt in Hannover 
zunehmen. Dieje anjcheinende Mißachtung ärgerte den König, und ein neuer 
Zwijchenfall trug dazu bei, jeine Animofität gegen Preußen zu vermehren. 

Am 23. November 1854 hatte die definitive Uebergabe des 
Jahdebuſens ftattgefunden, und die alte Wunde wieder aufgerijjen. 
Bei der damaligen politijchen Konjtellation glaubte nun Georg V. an 
Dejterreih einen Rüdhalt zu finden. Und in der That ſagte Baron 
Koller bereitwillig die Unterftügung des Wiener Hofes zu. Daß aud) 
die Wejtmächte eventuell gegen ein Feſtſetzen Preußens an der Nordjee 
eintreten würden, ließ fich hoffen. Endlich hatten die geheimen Ber: 
handlungen mit England und Frankreich bei dem Könige den Berdacht 
erwect, da Preußen als Preis jeines Bündniffes Hannover verlangt 
habe. Alle dieje Umſtände beftimmten ihn, fich für den Anfchluß an 
Dejterreich zu erklären. Bevor er aber einen beftimmten Entſchluß faßte, 
verlangte er von dem Minifterpräfidenten von Lütden ein Gutachten 
und diejer beauftragte den Negierungsrat Zimmermann, ihm zumächft 
ein politiiches PBromemoria zu überreichen. Zimmermann aber war von 
dem Gedankengang des Königs aufs gemauejte unterrichtet und wußte 
dejien Ideen und Anfichten cin ftaatsrechtliches Gewand umzuhängen. 
„Es darf fein unftetes Umhertappen und tendenzlojes Hin- und Her: 
ſchwanken jtattfinden,“ jchreibt er,*) „wenn die Regierung des Mittel 
jtaates es nicht gründlich mit beiden Teilen verderben und den Auf 
eines gedanfenlojen Gouvernements und unfichern, perfiden Freundes er— 
werben will, ein Ruf, welcher bei Zuſammenſtößen jener Hauptmächte 
und ihrer Alliierten oder im Frieden dahin führen Fan, daß beide Parteien 
erklären, die Dynaftie hat aufgehört zu exiftieren.“ Und in direktem 
Gegenjag zu dem, was er im Jahre 1866 für vätlich hielt, fährt er 
dann fort: „Die Bundespolitif zum Yeititern nehmen und nad ihren 
Regeln die regiminellen Schritte lenken zu wollen, das wäre, glaube ich, 
ein faljches Richtmaß. Wer in jolcher Zeit, wo ein voller Bruch zwifchen 


* Denkichrift des Regierungsrat Zimmermann d. d. 20. Januar 1855. 
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Dejterreich und Preußen in Ausficht fteht, id) darauf zu jtügen und aus 
ihr Ratjchläge zu entlehnen verjucht, Handelt ebenjo Hug, als der Steuer: 
mann im Sturme, welcher bei bedecktem Himmel feinen anderen Dirigenten 
für den Lauf feines Fahrzeuges anerfennen will, al3 den Bolarjtern“. 
„Hannover fann im jenem Fall weder auf Seite Preußens treten, noch 
neutral bleiben, jondern wenn England, Frankreich und Dejterreich zur 
Dffenfive gegen Preußen: Rupland alliiert umd nicht bereits gejchlagen 
find, jo hat Hannover gar feine andere Wahl, als mit der wejtmächtlich: 
öjterreichifchen Alltanz zu gehen. Anderenfalls hätte es nicht einmal die 
Hoffnung, für die Teilung der preußischen Gefahr und Stalamität eine 
Bergeltung bei Preußen und Rußland zu finden. Siegten dieje beiden 
in dem Konflikt, jo wäre wahrjcheinlich Hannover und Braunſchweig das 
Objekt, mit welchem Preußen belohnt würde, da es gerade diefer Länder 
bedarf, um jich zu arrondieren, und da Rußland in einem jo äußerjten 
all schwerlich Bedenken trägt, die Ausfüllung des preußiſchen Körpers 
zu verſprechen.“ 

Daß Preußen innerhalb eines europäiſchen Konflikts eine neutrale 
Stellung auf die Dauer behaupten fönne, glaubte Zimmermann nicht. 
Noch weniger war Hannover im jtande, allein oder mit anderen deutjchen 
Mitteljtaaten neutral zu bleiben. „In der europäifchen PBraris haben 
die mittleren und Heinen deutjchen Staaten das Recht der Neutralitäts- 
Erklärung faktiich verloren, wie das Verfahren der europäischen Haupt- 
mächte jeit Anfang dieſes Jahrhunderts beweiſt.“ Unbedingter Anſchluß 
an die öfterreichifch = weitmächtliche Allianz, mochten deren Ziele fein, 
welche fic wollten, erjchten daher Zimmermann als der einzig mögliche 
Ausweg. Doch wünjchte er, daß England und Frankreich die Garantie 
für den Beſitzſtand des Königreichs mit übernähmen, und dafür war 
er bereit, die hannoverſchen Truppen einschließlich des braunfchweigifchen 
Kontingents — unter Öfterreichijchen Oberbefehl zu ftellen. In dieſem 
Sinne berichtete Lütcken an den König,*) und der Gejandte von Stochaufen 
erhielt Befehl, dem Wiener Kabinett die Geneigtheit de8 Königs zu er: 
Hären, auf Grund des $ 11 der Bundesafte eventuell auf ein engeres 
Vertragsverhältnis einzugehen. 

Ein folches war jedoch glüclicherweife nicht mehr erforderlich. Zwar be- 
antragte Dejterreich am 22. Januar die Mobilmachung der Bundeskontingente 
und die Wahl eines Oberfeldherrn, allein nur Hannover und Braunſchweig 





*) Bromemoria bed Minifterd-von Lütden d. d. 24. Januar 1855. 
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ftimmten ihm zu. Die Majorität unter Preußens Führung erklärte in der 
entjcheidenden Sigung vom 7. Februar, daß bei der Abwejenheit jeder 
Gefahr eines ruffischen Angriffs fein Anlaß zu einer ſolchen Mafregel 
vorhanden jei. Jedoch wurde in Betracht der umficheren Lage Europas 
beichloffen, die Truppen in ihren Standquartieren joweit friegsbereit zu 
jtellen, daß fie vierzehn Tage nach erfolgtem Aufruf ins Feld rüden 
fünnten. Das war nichts anderes, als bewaffnete Neutralität Preußens 
und Deutjchlandse. Damit fchied zugleich Defterreich aus dem Kriegs— 
bunde aus. Nach den bisherigen Ergebniffen feiner Politif Hatte es 
feine Neigung, ſich an Forderungen zu beteiligen, bei deren Ab» 
lehnung es zum Kriege verpflichtet gewejen wäre. Auch der alleinige 
Anschluß Hannovers Hätte ihm feine genügende Verjtärfung zugeführt, 
um daraufhin das ungeheure Wagnis eines Krieges an der polnijchen 
Grenze zu übernehmen. 


Den hannoverjchen Diplomaten gelang es, den erwachten Argwohn 
der preußifchen Staatsmänner zu befchwichtigen. Namentlich der „Kleine 
Nienburg war erjtaunlicdy fruchtbar in alarmierenden Nachrichten ge: 
weſen“. Bismard hatte ihm jedoch zum Glüd nicht recht Glauben 
ichenfen wollen. Er meinte, es ſei „viel Uebertreibung und Färbung 
aus jchlechten Kanälen darin, die er in dem Eifer, Karriere zu machen, 
ohne bejondere Prüfung benutzt habe“.“) Jetzt erhielt der Gejandte 
Graf SKielmanndegge den ausdrüdlichen Befehl, zu verfichern, daß 
Hannover an den Bundesverträgen umverbrüchlich fejthalten werde. Im 
Falle einer Auflöfung des Bundes aber würde Hannover cher bei Eng: 
(and als bei Oeſterreich Schuß und Beijtand finden. **) 

Sp weit fam es indes nicht. Nach dem Abbruch der Wiener 
Friedenskonferenzen ward es flar, daß Dejterreich die Fortführung des 
Drientfrieges den Wejtmächten allein überlafjen wollte Umſomehr 
fonnten ſich Preußen und Deutjchland auf eine beobachtende neutrale 
Haltung bejchränfen. Die bannoverfche Regierung durfte daher ohne 
Beſorgnis auswärtiger Verwidlungen die Löfung der Verfaſſungsfrage 
mit Energie in Angriff nehmen. Schon in März 1854 hatte Lütden 
dem Könige geraten, einen Mann nad) Frankfurt zu entjenden, „ber 
nachhaltig in dem Sinne handeln will, den die von Ew. Majeftät be- 





*) Bismard an Gerlach d. d. 26, Februar 1855. 
**) Bertrauliche Depefche Bismards an Manteuffel d. d. 12, Februar 1855 
(Poſchinger a. a. O., II. ©. 166 ff.). 
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rufenen Minifter für den richtigen halten*.*) Infolgedeſſen war der 
General Jacobi abberufen worden und der Stabinettsrat Graf Kielmanns— 
egge an feine Stelle getreten (5/8. April 1854). Kurze Zeit nachher 
wurde der Minifterpräfident gewahr, dat der König, dem genehmigten 
Programm zumider, beabjichtigte, ohne den Ständen oder den Provinzial- 
landfchaften neue Vorlagen zu machen, die Intervention des Bundes 
anzurufen, um die Verfaffung von 1840 wiederherzuftellen. Auch dem 
neuen Bundestagsgefandten hatte er bei der Abſchiedsaudienz dieſe Ab— 
ficht unverhohlen zu erfennen gegeben.**) Lütden fonnte fich nicht- wohl 
darüber täufchen, daß Herr von Bismard ohne jein Vorwiſſen den 
König während feiner legten Abivejenheit zu diefer Sinnesänderung be- 
wogen hatte. Er forderte daher feine Entlaffung, da er zu der Ueber: 
zeugung gelangt jei, „die Kraft und die Eigenschaften nicht zu bejigen, 
"welche notwendig. find, den Anforderungen zu entjprechen, die Ew. Majeftät 
an einen Minifterpräfidenten machen“.***) Den Monarchen ſetzte dies 
Geſuch in Erjtaunen. Aber er bat Lütcken jo dringend, von feiner 
„vielleicht in augenbliclicher Wallung gefaßten Idee zurückzukommen und 
den Brief als nicht gejchrieben zu betrachten“, daß dieſer ſich — zu feinem 
Unglück — entſchloß, noch ferner in feinem Amte auszuharren Das 
Großkreuz des Guelphenordens, das ihm am Geburtstage des Königs 
verliehen wurde, belohnte ihn für dieſen Beweis feiner Treue und An- 
hänglichfeit. 

Am 20. April traten die Stände zufammen. Die Diät verlief fo 
friedfam und ruhig, wie kaum eine andere. Die Furcht vor Verfaffungs- 
änderungen war aus den Gemütern beinahe verſchwunden. Die Ereignifje 
in der Krim und vor Sebaftopol abforbierten das öffentliche Interefje 
ausschließlich. Dazu nahmen die Finanzen nach dem Zollanjchluß einen 
ganz unerwarteten Aufjchwung. Selbſt der König war befriedigt, daß 
die Gefahren für den Wohljtand und die Unabhängigkeit des Königreichs, 
die er als Folge des Septembervertrages gefürchtet hatte, joviel als 
möglich) abgewwendet waren.}) Bei den fortwährenden Weberjchüffen des 
Staatshaushalts nahmen daher die Stände feinen Anftand, für den Er- 
ſatz des Armeematerial® 250000 Thaler und für die Hojpital- und 








*) Bromemoria Lütdens d. d. 20. März 1854. 
*) Aufzeichnungen ded Grafen von Kielmannsegge. Manuſtript. 
***) Eingabe des Minifterpräfidenten von Lütden an den König d. d. 6. Mai 
1854 und deſſen Enticheidung d. d. 7. Mai 1854. 
+) König Georg an den Minifter von Lütden d. d. 7. Mai 1854. 
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Militärunterftügungsfafie 100000 Thaler zu bewilligen. Auf Kajernen- 
bauten wollten fie fich jedoch nicht einlaffen. 

Einmal wurde im Laufe der Debatten die Verfafjungsfrage ge— 
jtreift, aber nur, um der zweiten Stammer abermals Gelegenheit zu 
geben, ihre politische Kurzjichtigfeit in das hellite Licht zu ſetzen. Stüve 
beantragte, die Regierung zur Auflöſung des ominöfen Geſetzes über die 
Reorganijation der Provinztallandfchaften zu ermächtigen. Er meinte, 
man müjje dem Bunde jeden Anlaß zur Einmijchung in die Angelegen- 
heiten des Stönigreich® entziehen. Außerdem fünne nichts das Anjehen 
der Stände mehr untergraben, wie ein Gejeg, das jie wegen des vor: 
liegenden Inhibitoriums nicht hätten zur Ausführung bringen fünnen. 
Allein er predigte tauben Ohren. Elliffen fchien die Negierung auf Auf- 
hebung des Gejeges feinen Wert zu legen; auch würde man ein jolches 
Borgehen leicht als einen von den Nittern ertrogten Akt der Echwäche 
anjehen. Der fuperkluge Pland glaubte, die Regierung werde eine Ent: 
jcheidung des Bundes, wodurd das Zujtimmungsrecht der Provinzial: 
landichaften anerfannt würde, niemals erwirken fünnen und wollen. 
Wolle fie aber die Verfaſſung umftürzen, jo brauche fie die Handhabe 
des Geſetzes vom 1. Auguft nicht, jondern könne ſich auf die Grundſätze 
des Bundesbejchlufies vom 23. Augujt 1851 berufen. Nachgiebigkeit 
gegen die Ritter in einer Prinzipienfrage ſei Schwäche. Vergeblich juchte 
Stüve der Verfammlung begreiflich zu machen, daß man in der jegigen 
jchwierigen Lage eine Stellung einnehmen müfje, die jo wenig Angriffs: 
punfte wie möglich biete. In mamentlicher Abjtimmung wurde fein An— 
trag mit 44 gegen 30 Stimmen abgelehnt. 

Noch widerjinniger war das Verhalten der eriten Kammer. In der 
eriten Beratung war der Antrag gegen eine Stimme angenommen worden. 
Allein bei den SKonferenzverhandlungen nahm die Sache eine ganz un: 
vermutete Wendung. Immer mehr Mitglieder lichen ſich zur Anficht der 
zweiten Sammer befehren, bis endlich deren Bejchluß auch Hier mit 23 
gegen 22 Stimmen durchging. — Am nächſten Tage (13. Juli) wurden 
die Stände vertagt. 

Snzwifchen war Graf Stielmannsegge in Frankfurt bemüht, Die 
deutichen Bundestagsgefandten für die vom König bejchloffene Verfaffungs- 
revifion zu gewinnen. Aber darüber, wie diefe angegriffen und durchge: 
führt werden jollte, herrichte zwifchen ihm und der Regierung eine große 
Meinungsverfchiedenheit. Nur in dem cinen Punkte waren beide einver- 
jtanden, daß die Ständeverfammlung, welche die Verfaſſung von 1848 
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mit gejchaffen Hatte, zu irgend einer durchgreifenden Neform nicht die Hand 
bieten würde. Lütcken aber fcheute nichts mehr, wie das Eingeftändnis, daf 
er mit diefer Verfaffung nicht regieren Fönnte, und die darauf begründete 
Anrufung des Bundes. Er hoffte vielmehr, dai die Bundesverfammlung 
nicht bloß den größten Teil der ihr vorliegenden Beſchwerden der Land: 
und Nitterfchaften als begründet anfehen, jondern noch darüber hinausgehen 
und auch ſonſtige die Regierungsgewalt beeinträchtigende Beitimmungen 
ex offiecio monieren oder gar deren Bejeitigung vorjchreiben würde.*) 

Kielmanndegge riet dagegen der Regierung, „anftatt fich ge— 
wiffermaßen hinter den MRitterfchaften zu verfriechen“, offen und ehr- 
lich zu erklären, daß fie mit der Berfaffung von 1848 ein gedeihliches 
Negiment im Lande nicht zu führen vermöge und daher eine in mög- 
lichft fchonender Form zu erlafjende Aufforderung gewärtige: „die Terris 
torialverfaffung mit der Bundesverfaffung in Einklang zu bringen“. 
Daß der Ausſchuß nur jolche Bejchlüffe faſſen würde, mit denen 
das Gouvernement fich einveritanden erklären fonnte, erjchien ihm nad) 
jeiner genauen Perjonalfenntnis unzweifelhaft. Schon am 7. August ging 
ihm eine Note desjelben zu, worin er um Ausfunft Darüber gebeten wurde, 
„welche Ansichten bei jeiner höchjten Negierung Hinfichtlic) der von dem 
Ausschuffe fortwährend. für notwendig erachteten Verfafjungsrevijion vor- 
herrjchten".**) Infolgedefien erjuchte Kielmannsegge um Autorifation 
zum unverzüglichen Vorgehen, fand jedoch Lütcken wenig dazu geneigt. 
Den auf dejjen Beranlaffung eingereichten „detaillierten und motivierten“ 
Plan des Gejandten, „welche Schritte von der königlichen Regierung 
einzufchlagen jein würden, um eine jachgemäße Aenderung der Ber: 
fafjung zu ftande zu bringen“, erklärte der Minifterpräfident für abnorm 
und erhob Sfrupeln und Bedenken jeglicher Art gegen dejjen Durch— 
führung. Und in der That waren die von Kielmannsegge proponierten 
Maßregeln eigentümlich genug, wenn es auch bei dem einmal adoptierten 
Gange der Politif vielleicht feinen anderen Wusweg gab. Der König 
aber genehmigte die Vorjchläge, und Zimmermann, der einst die Aufhebung 
des Staatögrundgejeges mit allen Künjten der Dialeftit verteidigt Hatte, 
wurde beauftragt, auch für den neuen Berfafjungsumfturz eine ſtaats— 
rechtliche Unterlage Herbeizufchaffen. Der vielgewandte Mann entledigte 
ſich dieſes Auftrags in einer nicht weniger wie 128 Folioſeiten jtarfen 

*) Aufzeichnungen bes Grafen von Kielmannsegge. Manujfript. 

*) Das Gutachten des Berfaifungsansichufjes der hohen Bundesverjammlung 
über die Abänderung der hannoverſchen Berfafjung von 1848. ©. 5. 

Haffell, W.d., Das Königreich Hannover. Bd. IL 19 
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Denkichrift, die der hHannoverjche Gefandte am 16. November der Bundes» 
verjammlung überreichte. Sie war mit einer jo ermüdenden Weit— 
läufigfeit geichrieben, daß — horribile dietu — einzelne Gejandte und 
jelbjt Mitglieder der Neklamationstommiffion Kielmannsegge verrieten, 
zu deren Lektüre garnicht gelangt zu fein. Auch war das Studium der: 
jelben faum erforderlich, denn die Erklärung, welche dieſer ſelbſt abgab, 
lehnte fich eng an die Zimmermannjchen Deduftionen an. 

Die verflagte hannoverſche Regierung gab jegt plöglich zu, Daf die Mehr- 
zahl der Beſchwerden der Land- und Ritterfchaften begründet ſei, während die 
früheren Minifterien nicht einmal die Kompetenz der Bundesverjammlung, in 
diefer Angelegenheit zu entjcheiden, hatten anerkennen wollen. Sie nahm ohne 
weiteres als erwieſen an, daß die Provinziallandichaften und ihre Ber: 
faffungen ein Teil des landſtändiſchen Injtituts des Königreich Hannover 
geblieben jeien, felbjt nachdem im Jahre 1814 eine allgemeine Verſamm— 
fung errichtet worden war. Vermöge diejes „ganz eigentümlichen, ſpecifiſchen 
hannoverjchen Baus des Iandftändischen Inftituts“ aber wären die landichaft- 
lichen Berfaffungen auch unter den Art. 56 der Wiener Schlußafte gelommen. 

Und doch waren die Provinztalftände bei ihrer Wiederheritellung 
im Sabre 1819 weder über die Rechte und Einrichtungen der all- 
gemeinen Stände gehört, noch jelbjt über die bei ihrer eigenen Re— 
organijation angeordnete Aenderung ihrer Berfafjung befragt worden. 
Auch nachher noch beftimmte der Prinzregent It. Rejfript vom 11. No— 
vember 1819 aus eigener Machtvolltommenheit, unter welchen Be— 
dingungen die Nitterjchaft des bei Hannover verbliebenen Teil3 von 
Lauenburg mit der lüneburgifchen vereinigt werden follte. Ja, noch mehr. 
Als die ojtfriefischen Abgeordneten erklärten, nur mit Vorbehalt der ver- 
tragsmäßigen provinzialftändischen Gerechtjame an den Verhandlungen 
teilnehmen zu fünnen, wurden ihre Prätenfionen einjtimmig zurüdge- 
wiefen und der Regent erklärte, er betrachte die Ordnung der ftändi- 
jchen Verhältniffe als ein Necht der Krone, das durch die früheren 
Rechte der Provinzialftände nicht bejchränft jei. Durch die Errichtung 
der allgemeinen Stände aber jei dem Art. 13 der Bundesafte Genüge 
gethan. Bergeblih wandten ſich die oftfriefiichen Stände befchwerend 
an den Bund. Sie wurden unter Bezugnahme auf die Wiener Schluß— 
afte vom 15. Mat 1820 abgewiejen, da nach Art. 55 den fouveränen 
Fürſten überlafjen bliebe, diefe innere Angelegenheit mit Berückſichtigung 
der gegenwärtigen Verhältniſſe zu ordnen. Endlich hatte die hHannoverjche 
Regierung gelegentlich der Verhandlungen über die Aufhebung des Staate- 
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grundgejeges felber am 28. Mai 1838 in Frankfurt die Erklärung abge: 
geben, daß das Necht der Klage und Beichwerde nur der Ständever- 
jammlung in ihrer Gejamtheit eingeräumt werden fünne Nur dieje 
jei bei Verhandlungen über die Abänderung einer in anerfannter Wirf- 
jamfeit bejtehenden Verfaffung der eigentliche und einzige Konpaciscent. 
Das Präfidium der Bundesverjammlung erkannte diefe Auffaffung als 
berechtigt an. In der 15. Sitzung desjelben Jahres erklärte der öfter- 
reichifche Gefandte, daß die Stellung einer einzelnen SKorporation in 
einer Ständeverfammlung fein felbjtändiges für ich bejtehendes Recht 
zur Bejchwerdeführung beim Bundestage begründe, fondern daß ftändifche 
Rechte nur in Gemeinjchaft mit den übrigen Ständen ausgeübt werden 
dürften.*) Hiernach mußte es Schon im höchiten Grade zweifelhaft er- 
Icheinen, ob ganze Landjchaften zur Beichwerdeführung als legitimiert 
anzujehen waren. Mit demjelben Rechte hätte z. B. jede einzelne Stadt, 
welche die über ſtädtiſche Verfafjungen im Landesverfaffungsgejege ge- 
gebenen Zuficherungen durch die jpäter erlaffene Städteordnung verlegt 
glaubte, die hohe Bundesverfammlung zum Schuße der bedrohten Landes— 
verfaffung angehen dürfen. Mehr wie fühn aber war die Behauptung, 
daß eventuell auc) einzelne Teile der Landichaft, eine Nitterfchaft, zu 
einem ſolchen Schritte legitimiert jei. 

Auch auf die übrigen Ausführungen der Denkſchrift paßt das Wort 
des Dichters: 

In bunten Bildern wenig Klarheit, 
Biel Irrtum und ein Fünkchen Wahrheit, 
Sp wird ber befte Trank gebraut. 

Man mag zugeben, daß den Landjchaften bis 1848 die Befugnis 
zugeltanden Hatte, „unter Ausjchluß der allgemeinen Stände über Ab- 
änderung ihrer landichaftlichen Verfaſſung mit der Negierung zu de— 
liberieren und ihre Zuftimmung zu erteilen“. Es heißt aber dem Haren 
Sinn des $ 33**) Gewalt anthun, wenn die Denfjchrift ihn dahin 
interpretiert, daß, falls die Regierung und die Stände einig waren, Die 
provinziallandjchaftlichen Verhältniſſe durch ein allgemeines Landesgejet 
zu regeln, fie gleichfalls an die Zuftimmung der Provinzialftände ge— 


* Denticrift, betreffend die Befugnis der deutjchen Bundesverfammlung zur 
Einmifhung in die provinziallandichaftliche Angelegenheit des Königreichd Hannover. 
©. 25. 

*) 8 33. Die Berhältnifje der Provinziallandichaften, deren Zuſammenſetzung 
und Wirkungskreis jollen nad) vorgängiger Verhandlung mit den beftehenden 
Provinziallandſchaften dur allgemeine Gejeggebung geregelt werden. 
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bunden gewejen wären. Die ganze PVerfafjungsgejchichte des Königs— 
reich® jteht dazu im jchneidendem Widerſpruch. Ein jolches Necht ijt 
ihnen niemals zugejtanden, vielmehr wiederholt nachdrüdlich abgeiprochen 
worden. E3 würde den. Bundesgrundgejegen jelbit und allen Grund: 
jägen der Staatseinheit fürmlich Hohn gejprochen haben, wenn in dem 
vereinigten Königreich die alten ſieben Provinziallandichaften noch ihre, 
unter ſich außerdem jehr verjchiedenen, Befugniſſe behalten hätten — ab- 
gejehen davon, daß noch Yandesteile dazu gehörten, in denen eine land» 
jtändifche Verfaſſung überall nicht bejtanden hatte, oder doc) entjchieden 
nicht mehr bejtand. 

Noc ungeheuerlicher ift die Behauptung, daß die ritterjchaftlichen 
Deputierten der erjten Kammer im Jahre 1848 nicht die Berechtigung 
gehabt Hätten, für die Aufhebung der Standichaft ihrer Komittenten 
bindend und wirffam zu ftimmen. Ihr Mandat follte ſich danach auf 
Ausübung diejes Standichaftsrechts beichränft haben, das eigentlich, wie 
in den Provinziallandichaften, den Rittern in ihrer Geſamtheit gebühre. 
Ohne deren Zuftimmung hätten fie aljo auf dieſes Necht nicht verzichten 
dürfen, wenn auch vielleicht die damalige Zwangslage fie dazu bewogen 
haben möchte. Wieder begründete die Regierung ihre jeltfamen De- 
duftionen auf die „ganz eigentümliche, von anderen Bundesjtaaten ab- 
weichende Art, in welcher das Königreich) Hannover fein landikindifches 
Inſtitut von 1814 an geftaltet Hat“. Aus jenem „unnennbaren ganz 
eigentümlichen Etwas“ folgerte fie, daß die ritterfchaftlichen Deputierten 
als ſolche nur beauftragt geweſen wären, in der allgemeinen Ständever- 
jammlung die Nechte der Nitterfchaften wahrzunehmen. Und doch waren 
dieje nichts weiter als eine Wahlforporation der Provinzialjtände, und 
das Reglement vom 14. Dezember 1819 feste im $ 2 ausdrüclich feit: 
„seder zum Eintritt Legitimierte hat ſich als einen Repräjentanten nicht 
eines Standes oder der Kommune, von der er gewählt worden, fondern 
als einen Bertreter des ganzen Königreichs anzujehen.“ Demgemäß lautete 
auch die Eidesformel, die jeder Abgeordnete zu geloben hatte. 

Waren dagegen die der Negierungserflärung unterliegenden Anfichten 
begründet, jo geriet man im die unlösbarjten Widerfprüche. Es würde 
nie ein Gejek, Durch welches die Verfaffung und namentlicy die Stand- 
jchaft der provinziellen Korporationen geändert würde, zu ftande fommen 
fünnen, mithin die Zufammenjegung der Kammern der allgemeinen 
Ständeverjanmlung unabänderlich jein. „Dann wären aber auch die 
Uenderungen nicht nur von 1833, fondern aud; von 1831 und 1840 
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ungültig und unjere Verfaſſung, vollends die, welche bis 1848 beitand, 
das größte Monjtrum das jich denfe ließe.““) Eine weitere Folge wäre 
die Vernichtung der im Jahre 1814 begründeten und durch unzählige 
Geſetze und Einrichtungen entwickelten Staatseinheit. 

Dagegen läßt ſich der Einwand der Denkichrift, daß die Abänderung 
des Landesverfafjungsgejeßes von 1840 nicht auf verfafliungsmäßigem 
Wege erfolgt jei, nicht ohme weiteres von der Hand weifen Um Die 
fäjtigen und hemmenden Vorſchriften, welche ſich der beabfichtigten totalen 
Umgeftaltung der Verfaſſung entgegenftellten, auf jcheinbar legale Weije 
hinwegzuräumen, war Stüve auf den Ausweg verfallen, zunächſt den 
$ 180 des Landesverfafjungsgefeges zu befeitigen, welcher für jolche Ab— 
änderungen einen einhelligen Bejchluß beider Kammern verlangte. Ge— 
lang es, dies Hindernis beijeite zu fchaffen, den ominöjen Paragraphen zu 
anmullieren, jo fonnte man die Verfajjung durch Majoritätsbejchlüffe 
umwerfen und eine andere an deren Stelle fegen. Und jo geichah es. 
Anfangs April 1848 famen fait ohne Debatte einjtimmige Bejchlüffe 
beider Kammern zu ftande, durch welche fie ſich mit der Aufhebung des 
$ 180 einverftanden erklärten. Das Weitere ijt befannt. Nun entjtand 
die Frage, ob bei den Abänderungen der Verfafjung von 1840 wirklich 
dem Geijte und der Abjicht entjprochen war, indem man dem Wort 
laute Dderjelben gemäß die. hemmenden Bejtimmungen bejeitigtee Die 
Denkjchrift verneint 8. Sie meint, indem man mit der Annullierung 
begann, die allenfall3 der Schlußjtein der Verfaſſungsreviſion hätte fein 
fönnen, habe man eine Berfafjungswidrigfeit begangen, ja, man habe Dieje 
Verfafjung jelbjt in tumultwarischer Weife vernichtet; denn man habe 
aus der feierlich gewährleifteten Urkunde ein einfaches Gejeg gemacht. 
Selbjt wenn man zugeben wollte, daß die Aufhebung diejes Paragraphen 
das Mittel war, um in Hannover die Revolution in Schranken zu 
halten; wenn man weiß, daß die Negierung jelbjt diefen Schritt bean- 
tragte, jo änderte das an der Sache felbjt nichts. Und noch mehr. Der 
$ 181 des Landesverfafjungsgejeges jet ausdrüdlich feit, daß die Rechte 
des Landes auf Unverleglichkeit der Berfaffung von der allgemeinen Stände 
verjammlung bei dem Könige oder nötigenfalls bei der deutjchen Bundesver- 
jammlung wahrgenommen werden follten. Entzogen alfo die Regierung und 
die Stände gemeinjchaftlich der Verfaſſung diefe Sicherung, jo Handelten fie 


*) Die hannoverfhe Erklärung am Bunbeötage über bie ritterjhaftlichen 
Beihwerden. (Abdrud aus der „Zeitung für Norbdeutfchland‘‘.) S. 16. 
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gegen Die Rechte des Landes und daher verfafjungswidrig. „ES iſt das 
ein Beifpiel, wohin man gelangt, wenn man Grundjäge des Privatrechts 
auf das öffentliche Recht ohme weiteres überträgt, aber auch davon, 
welche Anfichten über Recht im Jahre 1848 die Herrichenden waren.“ *) 

Indes ſelbſt die Nichtigkeit diefer Schlußfolgerungen zugegeben, war 
damit für die Nüdfehr zum Landesverfafjungs-Geje von 1840 wenig ge 
wonnen. Vielmehr war für diejes jelbjt niemals die Garantie des Bundes 
formell in Anfpruch genommen worden. 


Der Verfaffung von 1848 ftand alfo unzweifelhaft der Schuß des 
$ 56 der Wiener Schlußafte**) zur Seite, da fie jeit 6 Jahren in an- 
erfannter Wirkſamkeit bejtanden hatte. Denn daß die Negierung ſowohl 
wie die Stände — einjchlieglich der Ritter in der erſten Kammer — id) 
ſämtlich im Irrtum befunden hätten, als fich gegen die Aufhebung des 
$ 180 als verfafjungswidrig nicht eine Stimme erhob, läßt fich nicht 
wohl behaupten. Nur wenn „die notwendige Uebereinftimmung der Ver: 
fafjung und Gejeggebung mit den Grundgejegen des Bundes“ fehlte, 
hatte diejer die Befugnis, einzufchreiten. Dazu bedurfte e8 aber einer 
Prüfung der Gejeggebung von 1848 aus dem Gefichtspunfte des Bundes- 
rechts, — die der Natur der Sache nad) den Hannoverjchen Miniſtern 
überlaffen werden mußte. 


Nun ließ jich zwar unfchwer vorausjehen, daß die Reklamations— 
fommiffion die Beichwerden der Ritterfchaften als begründet anerkennen 
würde, da die verflagte Regierung felbjt zugab, daß den Hagenden „Land- 
jchaften und provinzialftändiichen Korporationen in mehreren und wejent- 
lichen Punkten Unrecht gejchehen jei“. Allein mit dem Gutachten***), daf 
„die Auslegung, welche die hannoverfche Regierung dem $ 33 des Ber: 
faffungsgejeges vom 5. September 1848 bei deffen Vollzug gegeben habe*, 
verfaffungswidrig jei und nicht bejtehen dürfe, daß vielmehr „den Ritter: 
Ichaften wiederum eine ihren althergebrachten Nechten entfprechende wirf- 
jame Vertretung in der erjten Kammer der allgemeinen Ständeverjamme 
lung einzuräumen fei*, war für Die Löſung der Berfaffungsfrage noch 
wenig gewonnen. 


*) Gutachten des Berfafjungsausihufles 2c. S. 10. 
*) 8 56. Die in anerlannter Wirkſamkeit beftehenden landſtändiſchen Ber: 
fafjungen können nur auf verfafjungsmäßigem Wege wieder abgeändert werben. 
***) 5, dasſelde u. a. in ber Schrift „Die hannoverſche Berfafjungsfrage und 
ber Bundestag* (Abdrud aus dem „Preufiihen Wochenblatt”), S. 29 Anm. 
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Selbjt wenn die Bundesverfammlung diefem Antrag gemäß bejchloß, 
jo mußte noch fejtgefett werden, wer neben den Nittern in der erſten 
Kammer jigen und wer hinausgethan werden jollte, um ihnen Plah zu 
machen. 

Lütcken mußte ſich alfo dazu bequemen, der Aufforderung des Ver: 


faffungsausjchuffes vom 7. Auguſt nachzukommen. Er that dies nad) 
langem Zögern und erfannte in einer vertraulichen Eröffnung vom 
24. Januar 1855 das dringende Bedürfnis an, daß eine Anzahl Be: 
ftimmungen des Berfafjungsgejeges vom 5. September 1848 — und 
zwar weit mehr wie die Schelefchen Abänderungsanträge des Jahres 1852 
enthalten hatten — aufgehoben und abgeändert werden müßten. „Davon 
aber auch abgejehen, müfje von jedem Unbefangenen anerkannt werden, 
daß der Eöniglichen Regierung unter den jet bejtehenden Gejegen Die 
Kraft entzogen ſei und immer mehr entzogen werden würde, welche nötig, 
um den Anforderungen einer fräftigen Regierung mit einiger Sicherheit 
entjprechen und für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord- 
nung für die Dauer einjtehen zu fünnen.“ 

Der Inhalt des Zimmermannjchen Elaborats blieb bis zum Ende 
des Jahres ftrenges Geheimnis. Nachdem aber die in wenigen Exemplaren 
als Manuffript gedrudte Denkſchrift Stüve und dem Grafen Bennigjen 
zu Händen gefommen war, verfaßten diefe eine ausgezeichnete „Beleuch- 
tung“ derjelben, in welcher auf das Schlagendite die Unbefanntjchaft des 
Autor mit der inneren Entwidelung des hannoverjchen Berfaffungs- 
rechtes und die Jrrigfeit feiner Deduftionen in den wichtigjten Punften 
nachgewiefen wurde. „Als Hauptfehler der Denkichrift,“ jo heißt es 
darin, „wird jedem, auch wenn ihm die hannoverſchen Verhältniffe fremd 
find, fofort entgegentreten, daß in derjelben die Gegenftände jo behandelt 
werden, als ob es fich nicht um die Eriftenz eines Staates, um das Wohl 
jeines föniglichen Haufes, um das Schickſal vieler Humderttaufende in 
den wichtigften und teuerjten Lebensverhältnifien, jondern um einen ge— 
wöhnlichen Nechtsftreit über Mein und Dein, über ein geringes Civilvecht 
bandelte.“*) Dieje „Beleuchtung“ machte das allgemeinfte und berechtigtite 
Aufjehen. Vergeblich juchte Zimmermann fie in einer Reihe von Artikeln 
in der „Hannoverſchen Zeitung” zu widerlegen. Er erreichte nur damit, 
daß der ungefähre Inhalt jeiner Denkjchrift jet dem größeren Publikum 

*) Beleuchtung der königlich hannoverſchen Denkichrift, überreicht in der Sigung 


ber hohen Bundedverfammlung am 16. November 1854, betreffend die Beſchwerde 
einiger Ritter- und Landſchaften über Entziehung ihrer Rechte. ©. 3, 
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befannt wurde. Lütden aber befürchtete, daß die Auseinanderſetzungen 
der „Beleuchtung“ auf die Bundesverfammlung Eindrud machen könnten. 
Er denunzierte deshalb Stüve, Lehzen, Braun und Graf Bennigjen als 
eine Art „Wohlfahrtsausſchuß, ein ftetiges Minifterfomitee, das bei jedem 
Anlaß zu befonderen Konferenzen zufammenträte und mit Hilfe der parla= 
mentarifchen und demokratischen Parteien die Thätigfeit der wirklichen 
Minifter paralyfiere.“ 

Die Ueberſendung der Brojchüre des Grafen Bennigfen und des 
„Bürgermeijters“ Stüve an den Präfidialgefandten Prokeſch Hatte daher 
feinen Erfolg, Zwar machte dejjen Nachfolger, Graf Rechberg, der 
Bundesverfammlung davon Mitteilung, bemerkte aber, daß jein Vorgänger 
wegen feiner Abberufung nad) Wien weder Zeit noch Beranlafjung gehabt 
habe, das Begleitjchreiben forwie den darin ausgefprochenen Wunjch zu 
berüdfichtigen. Ohnehin jei es an den Freiherrn von Prokeſch perſönlich 
gerichtet gewejen. Das dermalige Präfidium jei daher noch weniger in 
der Lage, den darin enthaltenen Anträgen Folge zu geben. *) 

Schon am 28. März konnte Graf Kielmannsegge berichten, daß die 
beiden Grogmächte den Ausjchußanträgen „unbedingt purc* zuftimmen 
würden. Weniger gewiß war es bei dem übrigen Regierungen, die auf 
ihre Ständeverfammlungen Rüdjicht nehmen mußten. Indeſſen gelang 
es dem Gejandten durch jeinen perjünlichen Einfluß auch in Kaſſel, 
Darmftadt und Karlsruhe, Wiesbaden, Arolfen und Homburg entgegen- 
fommende AZuficherungen zu erhalten. Mit demjelben Erfolge bereijte 
der Graf Knyphauſen auf bejonderen Befehl des Königs die ſächſiſchen 
und thüringischen Höfe Nur der Großherzog von Weimar und der 
Herzog von Coburg-Gotha hatten ernjte Bedenken. Der Erjtere behauptete, 
die Sache jei noch nicht veiflich genug erwogen, riet zu neuen Verſuchen 
in den hannoverjchen Kammern und wich jeder beftimmten Erklärung aus. 
Der Letztere äußerte die Abficht, jich der Abjtimmung zu enthalten, weil 
er es für gefährlich erachtete, in jolcher Weiſe Berfafiungsänderungen 
vorzunehmen, die in der gleichfalls beim Bunde anhängigen Sache der 
gothaifchen Ritterfchaft zum Präjudiz gereichen fönnten. In Dresden wollte 
der König, der ſelbſt Jurift war, nicht eher ein definitives Urteil abgeben, 
al3 bis der Nechtspunft durch einen bewährten Sachverſtändigen gründlich 
erörtert wäre. Er äußerte ſogar jcherzweife: „Sie fünnen ſich wohl 


*) Vertrauliher Bericht Kielmannsegge's an den Minifter von Lenthe d. d. 
15. März 1855. 
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denfen, daß ich Ihmen Unrecht geben werde“, erfannte aber doc an, daß 
e3 im allgemeinen deutſchen Intereffe dringend notwendig fei, in den 
hannoverjchen Berfafjungszujtänden baldmöglichjt eine Aenderung ein- 
treten zu lafjen. Noch bejtimmter fagte der Minifter von Beuft die 
Unterftügung feiner Regierung zu.*) Dieſelben Zuficherungen erhielt 
Sinefebek in München und Stuttgart. Selbjt der oldenburgifche Gejandte 
von Eijendecher, der im Fahre 1851 gegen das Inhibitorium des Bundes 
im Namen Hannovers Einfpruch erhoben Hatte, empfahl jet feiner 
Regierung, den Anträgen in der ritterfchaftlichen Sache zuzustimmen, **) 
freilich) ohne Erfolg. Dldenburg ſchloß fich vielmehr dem Votum der 
Kurie nicht an. Daß der Großherzog von Medlenburg-Schwerin ich 
entjchieden auf die Seite der hannoverjchen Regierung ftellte, ift ſelbſt— 
verjtändlich. Sogar der niederländifche Gejandte erhielt die Weifung, 
den Anträgen des Reflamationsausfchuffes beizuftimmen. 

Demnach war für das Gelingen der Verfafjungsfache jede mögliche 
Fürſorge getroffen, und jo fonnte es gejchehen, dat der Bundestag am 
12. und 19. April mit einer an Einftimmigfeit grenzenden Majorität jene 
unglüdjeligen Beichlüfje faßte, welche fein Anfehen bei der ganzen deutjchen 
Nation aufs tieffte erjchütterten. ***) 


*, Bertraulicher Bericht des Gejandten Graf Kuyphaufen d. d. Dresden, 
22. März 1855. 

++) BVertraulicher Bericht Kielmannsegges d. d. 27. März; 1855. 

***) J. Der Bunbesbeihluß vom 12. April 1855 lautet: 

Die deutihe Bundesverfammlung hat beichloffen: 

1. Daß der 533 bes Berfafjungdgefepes vom 5. September 1848 in der Aus» 
fegung, welche ihm bie königlich hannoverſche Regierung bei deſſen Vollzug gegeben, 
und das Gefeg vom 1. Auguft 1851 über die Neorganijation ber Provinzialland- 
Ihaften ald auf verfaſſungsmäßigem Wege entftanden nicht zu betrachten feien und 
daher nicht beftehen dürfen; daß ferner uuter Abänderung des $ 36 des Verfafjungs- 
gefeges von 1848 den Nitterfchaften wiederum eine ihren althergebradten Rechten 
entiprechende wirfame Bertretung in der eriten Kammer ber allgemeinen Stände» 
verfammlung einzuräumen ſei, aud) 

2. die königlich Hannoverfche Regierung zu veranlafien, fofort die zum Boll» 
zuge dieſes Beichlufjes nötigen Anordnungen zu treffen und jeinerzeit der Bundes— 
verfjammlung zur Anzeige zu bringen, 

8. die Landichaften und Ritterfchaften im Königreiche Hannover auf bie in den 
Jahren 1851, 1852 und 1853 bei der Bundesverſammlung erhobenen Beſchwerden 
hiervon in Kenntnis zu jeßen. 

U. Bunbesbeihluß vom 19, Upril 1855. 

Die Bundesverfamndlung hat nad; Maßgabe der Ausihußanträge beſchloſſen: 
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Anfangs April gelangte die erfte Kunde von dem Berichte des Re— 
Hamationsausfchuffes nach Hannover. Mit Erjtaunen und Entrüjtung 
vernahm man, daß der Regierung aufgegeben werden jollte, die alte 
Adelskammer, die ich felbjt 1848 das Todesurteil gefprochen hatte, 
wiederherzuftellen. Dat das Minifterium oder gar der König ſelbſt diejen 
Beichlug provoziert haben fönnte, ahnte niemand. Nun flammte der 
Haß gegen die Ritterfchaften von neuem auf. Yon allen Seiten, namentlich 
von den Städten, gingen zahlreiche Betitionen ein, welche den Monarchen 
an jein königliche Wort erinnerten und ihn baten, die Verfaſſung gegen 
die Eingriffe des Bundes zu jchügen, feine eigene Souveränetät zu wahren, 
das Band der Liebe und Treue, welche König und Volk durch die Ver— 
faffung umfchlinge, nicht zu zerreißen. Die Reſidenz ging mit einer 
würdig und fräftig gehaltenen Adreſſe voran; — allein wie die Dinge 
einmal lagen, Hatte fie ebenjowenig Erfolg, wie die vielen Bittjchriften 
um baldige Zufammenberufung der Stände, 


In Gemäßheit des Bundesbeſchluſſes vom 23. Auguft 1851, $ 120, und in 
Erwägung, daß durch das königlich hannoverſche Gejep vom 5. September 1848, 
ſowie durch die fpätere Geſetzgebung des Königreichd Hannover ftaatliche Einrichtungen 
getroffen und gefeglihe Beftimmungen erlaffen worben find, welche in vieler Hinficht 
mit ben Grundgejegen des Bundes in offenbarem Widerſpruch ftehen, 

1. die töniglich hannoverjche Regierung unter Bezugnahme auf ben in zehnter 
diesjähriger Situng $ 120 erftatteten Ausjchußbericht zu erfuchen, die Verfafjung 
und Gejebgebung des Königreich! einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen und 
die Uebereinftimmung berjelben mit den Grundgejegen des Bundes zu bewirken; 

2. jich dabei für den Fall, dad die als notwendig zu erachtenden Abänderungen 
auf Hindernifje ftoßen follten, ihre verfajjungsmäßige Einwirkung, wie fie in dem 
gedachten Bundesbeichluffe vorgejehen worden, vorzubehalten; 

3. bie föniglih hannoverſche Negierung ferner zu erſuchen, ihr jeinerzeit 
Mitteilung darüber machen zu wollen, ob jie bem unter Nr. I am fie gerichteten 
Erjuchen entſprochen habe, oder welde Hindernifje und Anftände fi etwa hierbei 
ergeben hätten; endlich aber 

4. ber königlich hannoverſchen Regierung dabei zu erflären, wie — jolange 
nicht die Notwendigkeit einer sub Nr. 2 vorbehaltenen Einwirkung des Bunbes vor» 
liege — in Beachtung des $ 55 der Wiener Schlußalte die Art und Weife, in welcher dieje 
Uebereinftimmung der Berfajjung und Geſetzgebung bes Königreichs mit ben Bundes— 
grundgejepen herbeizuführen fei, jowie die Ausdehnung ber vorzunehmenden Revijion 
ihr zwar überlafien bleibe, daß aber eine bundesrechtliche Pflidt, den in $ 56 vor» 
gezeichneten Weg einzujchlagen, injoweit nicht ftattfinde, als es fih um Abänderung 
der im Ausſchußbericht als bundeswidrig bezeichneten oder damit in untrennbarem 
Bufammenhange fiehenden Beftimmungen des Geſetzes vom 5. September 1848 und 
um Wieberherftellung der hierauf bezüglichen Beftimmungen des Lanbesverfaffungs- 
geſetzes von 1840 handelt. 
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Vielmehr konnte die Regierung darüber umfoweniger bald jchlüffig 
werden, da im Schoße des Kabinetts Hinfichtlich der zu befolgenden Politik 
feine Einigfeit herrſchte. Daß der Bundesbefchluß vom 12. April, der 
dem Minifterium ganz beſtimmte Verpflichtungen auferlegte, ausgeführt 
werden mußte, war faum zweifelhaft. Aber darüber, wie der Beſchluß 
vom 19. in Vollzug gejegt werden jollte, entjtanden ernfte Meinungs: 
verjchiedenheiten. Schon gleich nach der vertraulichen Eröffnung vom 
24. Januar an die Bundesverfammlung waren in Hannover ſchwere 
Zweifel darüber aufgetaucht, wie die Angelegenheit ferner zu behandeln 
ſei. Kielmannsegge wurde daher nach Hannover beſchieden, um dem 
Könige über den jeweiligen Stand der Dinge in Frankfurt und feine 
Hoffnungen und Befürchtungen zu berichten.*) Obgleich nun die Re- 
gierung das gewünjchte Ziel erreicht Hatte, war doch Lütcken durch die 
gefaßten Bundesbejchlüffe, insbefondere durch den vom 19. April, gewifjer- 
maßen überrajcht. Er hätte gewünjcht, daß ihm Hinfichtlich der Punfte, 
die den Grumdgejegen des Bundes widerjprachen, bejtimmte und genaue 
Borichriften gemacht wären. Statt deſſen hatte man dem hannoverjchen 
Gouvernement den weitejten Spielraum für einen neuen mit den Ständen 
zu jchliegenden Pakt gegeben und die Ausführung jeiner Initiative überlaffen. 

Am 28. April abends traf die offizielle Ausfertigung de Bundes» 
bejchluffes in Hannover ein.**) Schon vorher war eine Kommiſſion ein- 
berufen worden, um über die fünftigen Kammerfompofitionen zu beraten, 
allein ihre Propofitionen fielen ungenügend aus.“*) Darüber aber, wie 
man zu einer neuen eriten Kammer gelangen fönne, war unter den 
Miniftern lange feine Einhelligkeit zu erzielen. Lütden wollte anfänglid) 
jofort auf die Kammern von 1840 zurüdfehren, da es nach dem Bundes- 
beſchluß vom 12. April nicht angängig fei, ein Drittes zu defretieren. 
Die Minorität — die Minifter Bufch und Bergmann — dagegen glaubte, 
zunächit die Stände von 1848 berufen zu müffen. Sie machte geltend, 
daß ſchon die Not dazu zwinge, da man font wegen des herannahenden 
1. Juli-Termins in große Verlegenheit wegen der Forterhebung der 





*) Aufzeichnungen des Grafen Kielmanndegge. Manuffript. 
**) Das Folgende ift nad) den offiziellen Protofollen der Minifterfonfeild vom 
17. und 21. Mai, 11. und 13. Juni 1855. 

**) „Ich habe fie dem Könige in Gegenwart von Lütden vorgelefen und mir 
erlaubt, während bes Borlejens jo fpöttifche Bemerkungen zu machen, daß der König 
und LZütden laut lachten.” (Bertraulices Schreiben Bimmermanns an Graf Kiel. 
manndegge d. d. 14, Juni 1855.) 
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Steuern geriete. Lütcken ſprach anfänglich dagegen und es war bereits 
eine ausgemachte Sache, daß die beiden difjentierenden Minifter austreten 
müßten. Da erflärte er plöglid Mitte Mai, dat er, um fie zu erhalten, 
auf ihren Standpunft treten wolle, und auch die andern, mit Ausnahme 
von Brandis, pflichteten ihm bei. Eine Ständeverjammlung zu berufen, 
in der die erſte Kammer ganz neu fonftruiert wäre, jchien ihm jest höchſt 
bedenklich. Ihm jtand das Beiipiel des Jahres 1839 warnend vor 
Augen. Damals hatte es der größten Anftrengungen bedurft, um eine 
bejchlußfähige zweite Sammer zu ftande zu bringen, und wer vermochte 
vorherzujagen, ob man diesmal dasjelbe Nejultat erzielte, ja, ob die neue 
erite Kammer überhaupt käme. 

So einigte man ich jchließlich dahin, den Ständen von 1848 nur 
das Budget und vielleicht noch Vorjchläge über die neue Zuſammenſetzung 
der Kammern vorzulegen. Erſt wenn fie ablehnten, würden dieje dann 
von der Regierung einfeitig zu defretieren fein. 

Es Hatte indes die größten Schwierigkeiten, den König zu bewegen, 
daß er diefem Plan wenigitens teilweije jeine Genehmigung erteilte. Ihm 
war bereit3 am 20. April durch den früheren Miniiter von Borries — 
der damals jchon den Beichluß vom 19. April gekannt haben muß — 
eine Denkſchrift überreicht, worin diefer die Anſicht ausſprach, daß der 
König allein das Necht und die Pflicht zur Ausführung von Bundes: 
bejchlüffen Habe, und nach der Beitimmung des $ 2 des Bejchlujjes 
nicht an eine Mitwirkung der Stände gebunden jei. Nicht einmal auf 
eine Abänderung der in dem Ausſchuß-Gutachten bezeichneten Punkte jei 
er bejchränft, er könne fie vielmehr auf alle diejenigen ausdehnen, „die 
nach dem Ermeſſen der Regierung mit den Grundgejegen des Bundes 
nicht in Einklang ſtehen“. „Ich glaube es daher vor Gott, vor meinem 
allergnädigiten Könige und dem Lande verantworten zu können,“ jo lautet 
jeine Schlußfolgerung. „wenn ich meine unterthänige Anficht dahin aus- 
jpreche, daß Seine Majejtät in vollem Maße verfajjungsmäßig handeln 
und Allerhöchſt Ihrem gegebenen Worte nicht zu nahe treten, wenn 
Allerhöchitdiefelben die Bundesbeichlüffe vom 12. und 19. April allein 
und ohne Zuftimmung der Stände einführen.” 

„Die jtrenge Gewifjenhaftigkeit, die echt chriftliche Neligiofität Seiner 
Majeftät ift im ganzen Lande bekannt, und fein treuer Hannoveraner 
wird eine andere Anficht hegen, als daf, wenn Seine Majeität die Ver- 
fafjungsänderungen allein durchführen, dies nur auf Grund der jorg- 
fältigjten Erwägungen und in dem Bewußtjein des volljten Rechts gejchieht.“ 
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In dem Konfeil vom 17. Mai trat zum erjtenmale die Abneigung 
des Königs gegen die Beſchlüſſe eines Gejamtminiftertums deutlich hervor. 
Er war „jehr erfreut“ gewejen, al3 ihm der Minijterpräfident anfänglich 
eröffnete, daß er nicht die Kammern von 1848 zu berufen brauchte, fon= 
dern auf die Verfafjung von 1840 zurüdgehen könnte. Um jo jchmerz- 
ficher berührte es ihn, daß Lütcken nachher feine Anficht modifiziert hatte. 
Doc erklärte er, er habe vollfommenes Vertrauen zu feinem jegigen 
Kabinett und wolle fich nicht davon trennen. Auch hielte er fi) nad) 
jeinen Erflärungen vom 9. September 1848 und 18. November 1851 
nicht zum Dftroyieren berechtigt. Das Ddium eines folchen Schrittes 
würde außerdem allein auf die Krone fallen, wenn die Minifter ihm 
nicht beiftehen wollten und ihre Entlaſſung nähmen. — 

Nach längerer Debatte erfannte er jodann die „unvermeidliche Not- 
wendigfeit" an, daß die Klammern von 1848 noch einmal zufammen- 
fämen. Gr verlangte aber, daß ihnen nur das Budget vorgelegt werde, 
die Berfafjungsjache dagegen ausgejchlofjen bliebe. Schlieglich gelang es 
Lütcken indes, ihn davon zu überzeugen, wie e8 „im Intereſſe Er. Ma— 
jejtät und des Landes liege“, die Entjcheidung über diefe Frage noch 
auszujegen, bis fie nach allen Seiten reiflich erwogen jet. 

Einer Verfündigung des Bundesbejchluffes vom 12. April jtand jedoch 
nad Anficht der Minifter nichts mehr im Wege. Am 19. Mai wurde 
er daher in der. Gejegfammlung publiziert und daran die Erflärung ge- 
fnüpft, daß jowohl der $ 33 des Gejeges vom 5. September 1848, wie 
das Geje über die Reorganiſation der Provinziallandichaften vom 
1. Auguſt 1851 aufgehoben ei, die weitere Ausführung diefes Bundes: 
beſchluſſes jedoch vorbehalten bliebe. 

Die Frage, ob der Beichluß vom 19. April auch ſchon jetzt yublis 
ziert werden follte, wurde in einem ziveiten Slonfeil am 27. Mai erörtert. 
Der König ſprach fich dafür aus, weil er glaubte, daß ein folcher Schritt 
die Gährung im Lande bejjer befchwichtigen würde. Allein die Miniſter hatten 
ernjte Bedenfen. Rufe man die Kammern von 1848 nad) gejchehener 
Bublifation zur Beratung des Budgets ein, jo liege darin eine An— 
erfennung ihrer Rechtsgiltigfeit. Jedenfalls rieten fie, jo lange damit 
zu warten, bis ein PBrojeft wegen der neuen Kammerkompoſition aus- 
gearbeitet vorläge. Namentlich aber machte die Museinanderjegung, daß 
man fich möglicherweife den Weg zu einer Rückkehr zur Verfafjung von 
1840 verjperrte, die viele Regierungen garnicht wollten, Eindrud auf 
den König. 
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Denn gerade darauf fam e3 ihm an. Er war deshalb mit der Zu— 
jammenjegung der erjten Sammer, wie fie ihm die Minifter in einem 
dritten Konfeil am 11. Juni vorjchlugen, und wonach neben den Standes- 
herren und 26 — jtatt früher 36 — Nittern 18 Deputierte der nicht 
ritterfchaftlichen Grundbeſitzer darin ſitzen jollten, nicht einverjtanden. 
Wenigjtens wünjchte er den General-Erbpojtmeilter Graf Platen und 
die Majoratöherren wieder hinein zu bringen, „denen jeine Vorfahren 
die Standſchaft verliehen hätten“, während Lütden darin eine Oktroyierung 
ſah und befürchtete, daß man dadurch wieder auf eine Adelskammer 
füme. Immer lebhafter wurde die Debatte. Dah man den Ständen 
die regelmäßige Deliberation und Beichlußfaffung über diefen Entwurf 
nicht verwehren fünne, verwunderte den König jehr. Er hatte voraus: 
geieht, dat die Vorlage ihnen auf Ja oder Nein gemacht werden follte 
und daß, wenn ſie fie nicht annähmen, man pure auf die Verfaffung 
von 1840 zurüdgehen könne. Dem widerſprach Lütden energisch. Einen 
jolchen Schritt thun, hieße nichts anderes als oftroyieren, denn nad $ 4 
des Bundesbeichlufies habe man nur das Necht, nicht die Pflicht dazu. 
Iedenfalld würde er ſich nicht daran beteiligen. Wenn Se. Majeftät 
die alte Adelstammer wieder errichteten, würde man in zehn oder zwanzig 
Sahren nicht aus den Verfafjungswirren herausfommen und den Hal 
des ganzen Landes herausfordern, ſetzte er Hinzu, und die anderen 
Minijter Stimmten ihm bei. Ste rieten Daher dem Könige dringend, 
eine Proflamation an das Land zu erlaffen, worin den Ständen erklärt 
würde, daß die Regierung ihren Entwurf nicht abjchwächen laſſen wolle. 

Dazu wollte ſich diefer jedoch nicht verjtehen. Er hätte es bis jett 
auch nicht für nötig gehalten, dem Lande etwas zu jagen. Er wollte 
fi) nicht binden und durch eine PBroflamation bände er fid). 

Am 14. Juni wurde die Beratung diefes Gegenſtandes fortgefeßt. 
Allein vergeblich verjuchte Yütdlen, den König davon zu überzeugen, daß 
eine Proflamation eine ganz andere Stimmung im Yande hervorrufen 
werde; daß, wenn Se. Majeltät bei feinem königlichen Wort der Be: 
völferung verjpreche, die Gremtionen des Adels follten nicht wieder: 
hergeitellt, die Ablöjungsordnung und die Ablösbarfeit des Jagdrechts 
nicht wieder aufgehoben werden, dies den allergünftigiten Eindrud hervor: 
rufen würde Bergeblich hob der Miniſter Busch hervor, wie übel die 
jetzige Ungewißheit in allen Schritten wirfe, wie jehr das allgemeine 
Vertrauen erjchüttert wäre. Der König blieb unerjchütterlich: Er habe 
ſich durch die Unterjchriften von 1848 und 1851 zweimal dem Lande 
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gegenüber gebunden und müſſe fich hüten, es ein drittes Mal zu thun, 
erklärte er — und der General von Brandis ftimmte ihm zu. 

Die Disfuffion verjchärfte fich immer mehr. Schließlich fragte der 
König, ob die Minifter ihn unterftügen würden, wenn, im Falle Die 
Stände die Vorfchläge nicht annähmen, er kraft der Bundesbejchlüffe und 
des „jus eminens“ das anorönete, was notwendig fei. Ein folches Ver- 
jprechen wollte aber niemand von ihnen geben. Nur der Kriegsminifter 
erklärte, er hätte in den Sahren 1851, 1852 und 1853 nötigenfalls mit 
oftroyiert und würde auch jetzt nicht anstehen, dasfelbe zu thun. Darüber, 
daß die andern fich nicht verpflichtet fühlten, ihm dabei zu helfen, war 
der König fehr erzürnt. „Im dem alle würde ich mich alfo nad) einem 
andern Minifterium umſehen müfjen,“ ſagte er, und in tiefer Erregung 
ging die Berfammlung aus einander. 

Lütcken konnte fich nicht mehr darüber täufchen, daß feine Stellung 
unbaltbar geworden war. Noch denfelben Tag, den 14. Juni, bat er um 
jeine Entlafjung, da er „jo wenig die geijtigen Fähigfeiten befäße, um 
dem von Em. Majejtät mir Allergnädigjt anvertrauten Dienste genügen 
zu können“. Auf Wunjc des Königs erflärte er fich jedoch „nichts- 
deftoweniger bereit, feine Obliegenheiten fortzuführen, bis er einen Stell: 
vertreter für ihn gefunden hätte”. 

Am nächſten Tage, den 15. Juni, traten die Stände zufammen, 
Nun befanden ſich die Minifter „zwiſchen zwei wenn nicht gar zwijchen 
drei Stühlen“.*) Der König drängte auf eine möglicht fchleunige Ein- 
bringung der von ihmen nicht einmal gebilligten Berfaffungsvorlage, in der 
Hoffnung, daß ihm deren Ablehnung einen Anlaß bieten möchte, die An- 
gelegenheit nach eigenem Ermefjen zu regeln. Lütden dagegen war mit 
jeinem alten Antagonijten Stüve, der die Ständeverfammlung ausjchlieh- 
lich beherrjchte, gänzlich zerfallen; eine Verſtändigung mit diefem zu fuchen, 
fam ihm daher nicht in den Sinn. Im Frankfurt endlich wurde es ala 
„ein Hohn“ aufgenommen, daß man troß der dargelegten Mängel der 
Verfaffung von 1848 die auf Grund diefer erwählten Ständefammern 
nochmal® wieder berufen hatte, jo jehr die Negierung fich auch bemühte, 
diejen Schritt durch die Notwendigkeit der Budgeterledigung zu recht- 
fertigen. Namentlich die Gefandten von Defterreich und Preußen äußerten 
Zweifel an der Zwedmäßigfeit des eingejchlagenen Weges. Sie wollten 
erfahren haben, daß „hochgejtellte Berfonen in Hannover“ die Bundes: 





*) Aufzeihnungen des Grafen Kielmannsegge. Manuffript. 
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bejchlüffe als „Orakelſprüche“ bezeichnet hätten,*) und die Mißſtimmung, 
namentlich bei den Mitgliedern des Verfaffungsausfchuffes, ftieg von 
Tage zu Tage.**) 

Unterdejjen verwicelte jich die Berfafiungsangelegenheit immer mehr. 
Die Regierung geriet in die ſeltſamſten Widerjprüche. Sie publizierte 
den Bundesbeichlug vom 19. April nicht, fondern teilte ihn den Ständen 
„vorerſt nachrichtlich”" mit. Dabei verjtellte fie denjenigen Punkt, „deijen 
unverzügliche Feſtſtellung vorzugsweife dringlich ift, die Zuſammenſetzung 
und Wahl der beiden Kammern betreffend“, zur Erklärung der all 
gemeinen Ständeverfammlung. Die Vorlage unterjchied fich nicht weſent— 
lich von derjenigen, die Schele am 14. Mai 1852 eingebracht Hatte.***) 
(©. o. ©. 228 ff). Gleichzeitig teilte das Minijterium den Ständen einen 


*) Vertraulicher Bericht Kielmannsegges d. d. 25. Juni 1855. 


*) „Der Mann, welder die gebratene Taube in den Mund befommen hat, 
will nicht zubeißen, obgleich fein Huhn oder Hahn in Hannover darnach gefräht 
hätte, wenn bie Bundesbefchlüfje ftrift ausgeführt wären,“ urteilt Zimmermann. 
(Bimmermann an Graf Kielmannsegge d. d. 14. Juni 1855.) 


+), Die erfte Kammer jollte beftehen aus: 

. Den königlichen Prinzen. 

. Den Standeöherren. 

. Dem Erblandmarihall Graf Münfter, 

. Den Grafen von Stolberg-Stolberg und Stolberg-Wernigerobe. 

. Dem General-Erbpoftmeifter Grafen von Platen-Hallermund. 

. Den Majoratöherren. 

. Dem Abte von Loccum. 

. Den beiden katholiſchen Biſchöfen. 

. Zwei angejehenen evangeliihen Geiftlichen. 

. Bier vom Könige zu ernennenden Mitgliedern. 

. Einem Deputierten der Stadt Göttingen. 

12. Einem Kommiſſarius für das Schulden und Rechnungsweien. 

. Sehdundzwanzig Deputierten der Nitterfchaften. 

.Achtzehn Deputierten der nichtritterfchaftlihen Grundbeſitzer, die ein 
reines Eintommen von 600 Thalern hätten. 
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In der zweiten Kammer ſollten ſitzen: 

1. Vier vom Könige zu ernennende Mitglieder. 

2. Ein Kommiffarius für das Schulden» und Rechnungsweſen. 

3. Achtunddreißig Abgeordnete der Städte und Flecken. 

4. Einundvierzig Abgeordnete der Landgemeinden, 

Die Wählbarkeit war an einen gegen bie früheren Beitimmungen etwas er- 
mäßigten Cenſus geknüpft. 
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Teil des Verfaſſungsausſchuß-Berichts mit, worin Diejenigen Para— 
graphen aufgeführt waren, über deren Reviſion es ſich demnächſt mit der 
neu zu wählenden Verſammlung verjtändigen wollte. Daß aber der 
Ausſchuß aud eine Abänderung des 6. (Finanz) Kapitels wünjchte und 
die Ausjcheidung eines Domänen-stompleres für den König verlangte, 
verjchtvieg es wohlweislich. Die Stände übergaben den Entwurf zumächit 
geichäftsmäßig einer Kommiſſion von fieben Mitgliedern jeder Kammer. Dieje 
veranlagte die Stände zunächjt am 20. Juni zu dem Antrage, „da die 
königliche Regierung alle diejenigen Aftenftüce, welche zur Beurteilung 
des Ganges der Verhandlungen über die VBerfaffungsjache beim Bundes: 
tage jowie der Bedeutung der Bundesbeichlüfje vom 12. und 19. April 
erforderlich Find, insbefondere die vollftändigen Berichte der Bundes: 
ausjchüfje und die von der füniglichen Regierung abgegebenen Erklärungen 
und Denkfchriften, auf welche in den Ausschußberichten Bezug genommen 
wird, der allgemeinen Ständeverjammlung baldigjt mitzuteilen geneigen 
wolle“, 

Darauf wollte fich das Minijterium nicht einlaffen. Es ftellte in 
feiner Erwiderung vom 29. Juni den Grundjag auf, daß „die Ber: 
handlungen der Negierung mit dem Bundestage oder defjen Organen 
überhaupt nicht zu demjenigen Gegenſtänden gehören, über welche mit 
der Allgemeinen Ständeverfammlung fommuniziert werden muß“. „Die 
Regierung befigt dem Bunde gegemüber die Befugnis nicht, die unter 
dem Siegel des Vertrauens gepflogenen Kommunikationen über die all: 
gemeine Verfaſſungsſache in größerem Umfange zur Kenntnis zu bringen, 
als dies auf Seite 5 des Ausſchußberichts gejchehen iſt.“ „Um jedoch 
ihr Entgegenfommen zu bethätigen“, teilte fie den Ständen noch die 
Berichte des Neflamations: und Verfafjungsausfchuffes ſowie die Zimmer— 
mannjche Denfjchrift mit, — die ihnen jämtlich jchon befannt waren. 

Indeſſen Hatten der Nönig ſowohl wie Lütcken längſt die Leber: 
zeugung gewonnen, daß auf eine Annahme der Regierungsvorlage nicht 
zu rechnen war. Auf den Antrag des Minifterpräfidenten beauftragte 
Georg diefen bereits am 24. Juni, ein Bertagungsichreiben bereit zu Halten, 
in dem nur noch das Datum auszufüllen bliebe. Gleichzeitig berief er 
die beiden früheren Miniſter von Borries und von der Deden nad) 
Hannover, um mit ihnen die Bildung eines neuen Kabinetts zu beraten. 

Am 27. Juni jegte der König den Grafen Kielmannsegge von diejen 
Vorgängen vertraulich in Kenntnis und forderte ihn auf, in dem neu 
zu bildenden Miniſterium das Departement der ie zu übernehmen, 
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„da ihm feine Fähigkeiten in diefem Face jo befannt wären, daß er ge 
gebenen Falls feine Dienjte nicht würde entbehren können“*), 

Unmittelbar nach Empfang diejes Handjchreibens ftellten ſich Die 
Herren von Borries und von der Deden in Frankfurt ein und drangen 
jo entjchieden auf eine Berüdfichtigung der föniglichen Wünjche, daß 
Kielmannsegge, „wenn auch mit nicht verhehltem Widerjtreben“, ſchließlich 
nachgab. Dann reijten die drei Minifterfandidaten nach Straßburg weiter, 
wohin fie den Grafen Platen aus Paris bejchieden hatten, der ſich auch 
bereit erklärte, das Miniftertum der auswärtigen Angelegenheiten vor: 
läufig interimiftifch zu übernehmen. Sämtliche Mitglieder des demnächſtigen 
Kabinetts mit Einſchluß des Generals von Brandis aber waren einig in 
dem Entjchluß, die Verfafjungsrevifion, den beiden Bundesbejchlüffen 
fonform, mit aller Energie durchzuführen, und der König genchmigte das 
feftgejtellte Programın in allen Punkten. 

Day das Lütdenjche Kabinett raſch jeiner Auflöfung entgegen ging, 
lich ſich vorausſehen. Aber doch erfolgte die Entjcheidung viel jchneller 
als man enwartet hatte. Die Stände fühlten ſich durch die abweijende 
Antwort der Megierung enttäufcht umd verlegt. Der Vorſitzende der 
Verfaſſungskommiſſion bat daher am 4. Juli das Minifterium fchriftlic 
um Auskunft, ob unter den in Ausjicht gejtellten weiteren Mitteilungen 
die am 24. Januar abgegebene vertrauliche Note inbegriffen wäre, 
erhielt aber umgehend eine abjchlägige Antwort. Auch eine Privat: 
fonferenz des Präfidenten der zweiten Sammer, Dr. Elliffen, mit dem 
Minifter von Lenthe am 10. Juli Hatte feinen befjeren Erfolg. In der 
Kommiſſion Herrfchte vielmehr nun Einftimmigfeit darüber, da, folange 
die Negterung nicht vollftändig vorlege, welche Veränderungen der Ver: 
faſſung fie für notwendig hielt, jeder Verfuch, Friede, Ruhe und Sicher: 
heit zu geminnen, eitel jei. Aber was jollte num gejchehen? Noch bejtand 
der $ 102 zu Recht, wonach die Ständeverfammlung befugt war, wegen 
Berlegung des Berfafjungsgejeges eine Beichwerde an den König zu 
richten, „welche die Entlafjung der Minifter oder des betreffenden Minifters 
zur Folge haben ſoll“. Allein, jolange man die Erflärung vom 
24. Januar nicht fannte, war der Beweis für eine abfichtliche Verfaſſungs— 
“ verlegung jchwer zu erbringen. Man entjchied fich daher einjtimmig für 
die Ueberreichung einer Adreſſe an dem König, mit ‚deren Abfafjung 
Stüve beauftragt wurde. Gleichzeitig entwarf dieſer ein Erwiderungs: 


*) Aufzeihnungen des Grafen Kielmanndegge, Manujkript. 
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jchreiben der Stände an die Regierung, worin er die Fehler und Miß— 
griffe in deren bisherigem Verhalten jchonungslos aufdedte. Er beflagte 
tief, „daß die Erklärungen, welche die Bundesverfammlung infolge des 
Beichluffes vom 23. Auguft 1851 zu fordern fich veranlaft gefunden 
hat“, „in einer Weije abgegeben jind, welche jowohl an fich, als durch 
die aus ihnen hervorgegangenen Beſchlüſſe der Hohen deutjchen Bundes- 
verjammlung jeder Erledigung diefer Angelegenheit in den Weg treten, 
wenn man nicht entweder die jelbjt 1848 aufrecht erhaltene Kontinuität 
des Nechts unterbrechen will oder das Mittel findet, jene Erklärungen 
und Bejchlüfje zu bejeitigen.“ Er wies nad, daß die Behauptung des 
Miniftertumg, ihm ſei die Straft entzogen, „um den Anforderungen einer 
kräftigen Regierung mit einiger Sicherheit entjprechen und für die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung für die Dauer einjtchen zu 
fönnen“, in der Gejchichte des Königreichs ſeit 1848 „feinen Stütz— 
punkt findet.“ Deſſen eigene Stellung zur Pflicht, „die Achtung vor der 
Souveränetät und dem königlichen Worte Str. Majejtät des Königs“ 
hätten vielmehr von ihm gefordert, gleich feinen Vorgängern das Ver: 
mittleramt zu üben. Statt deſſen Hätte das jehige Miniſterium der 
gegenwärtigen Ständeverjammlung überall feine Borjchläge in Beziehung 
auf die Verfafjung gemacht und die im dieſer kundgegebene Bereitwillig: 
feit nicht einmal bemußt. „Indem die Negierung dieſen Standpunft 
aufgab, und ihre Erklärung am Bunde im Sinne der Bejchwerdeführer 
abgab, ift e3 dahin gefommen, da dem einen Teil, nämlich dem durd) 
die allgemeine Ständeverjammlung vertretenen Lande, das Gehör gänzlic) 
entzogen ift, umd die Folgen eines folchen Verfahrens haben nicht aus- 
bleiben fünnen. * 

Worin diefe nach Meinung der Stände bejtanden, ergiebt ſich aus 
dem Schlußpafjus. Sie erklärten furz und bündig, „daß fie jeden Weg, 
den das fünigliche Minifterium außer demjenigen der Verhandlung mit 
einer nach dem Berfaffungsgejege vom 5. September 1848 berufenen 
Ständeverfammlung einzujchlagen geneigt fein möchte, für einen Bruch 
der Verfaſſung erklären müßten“, 

In demjelben Sinne ſprach fich die Adreſſe aus, welche die „ge 
treuen Stände” an den König zu richten beabjichtigten. Im den Er— 
klärungen des Minifteriums am Deutfchen Bunde und der eimjeitigen 
Ausführung des dadurch herbeigeführten Beichluffes, fo heißt es darin, 
müſſe eine Verlegung der Verfafjung gefunden werden, „Die vielen, wo 
nicht den meiſten“ als eine Verlegung der Treue erjcheint, indem Eid 
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und Pflicht den Miniftern die Beachtung der Berfaffung ausdrücklich 
vorjchreiben. „Die fchwerfte und gefährlichite Verlegung der Treue gegen 
Ew. Majeftät aber möchte es jein, wenn der Inhalt eines Schreibens 
vom 29. v. M., das die Beziehungen Ew. Majeität zum Deutjchen 
Bunde dem Gejchäftsfreife der allgemeinen Stände gänzlich entziehen will, 
den Zweck hätte, die Verantwortlichfeit der Mintiter gegen das Land für 
die im der deutjchen Bundesverfammlung jtattgefundenen Verhandlungen 
aufzuheben. Denn, würfen alsdann die Miniſter eben dadurch die Ver: 
antwortung für dasjenige, was fie gethan Haben, nicht auf die geheiligte 
Perſon Ew. Majejtät zurüd, deren zweimal, am 9. September 1848 
und am 18. November 1851 frei erteiltes Königsiwort dem Lande den 
jicherjten Schuß feiner Rechte und Verfaſſung gewährt?“ 

Daran fnüpften die Stände „in tiefjter Devotion die jubmifjeite Bitte“, 

„Daß Ew. Majeftät allergnädigit geruhen wollen, Maßregeln zu 
ergreifen, welche ficherftellen, dat die Souveränetät Ew. Majejtät, die 
Selbftändigfeit des Königreichs umd die Nechtsbeitändigfeit der Ver— 
faflung aufrecht erhalten und gegen jeden Angriff geichügt werden.“ 

Eine jo jchroffe Ablehnung der Vorlage hatte die Negierung denn 
doch nicht erwartet. Bor allem aber war flar, da die Adreſſe nicht 
zur Verhandlung in der Ständeverfammlung gelangen durfte. Bereits 
jtanden die Woranträge gedrudt auf der Tagesordnung des 12. Juli. 
Auf Wunſch dev Miniſter wurden fie jedoch zurüdgezogen und am nächjten 
Tage (13. Juli), als jie eben zur Diskuffion gefommen waren, traf ein 
königliches Schreiben ein, welches die Stände bis auf weiteres vertagte. 
Elliſſen jchloß die Verhandlungen unter feierlicher Verwahrung der be: 
ichtworenen und unantaftbaren Nechte des Volkes. In tiefer Bewegung 
trennte Jich die Berfammlung. Abends fand noch eine Abjchiedsvereinigung 
im Odeon Statt, wobei ſich die Teilnehmer verpflichteten, jeder in feinem 
Kreiſe die Bevölkerung zum energischen Widerjtande gegen den Wer: 
faflungsbruch aufzustacheln. Die VBoranträge wurden in Taujenden von 
Gremplaren im Lande verbreitet und jchürten die allgemeine Mip- 
ſtimmung. 

Nun waren die Tage des Miniſteriums gezählt. Am 17. Juli 
ſchrieb der König an den Miniſter von Lütcken, daß nach den „un— 
erhörten“ Anträgen der Verfaſſungskommiſſion der Augenblick gekommen 
ſei, „wo auch nach Ihrer und Ihrer Kollegen Anſicht Mein ferneres 
Verfahren in dieſer Angelegenheit Mir völlig offen ſteht“. Er war ent— 
jchlofjen, Die „entichiedenjten Schritte zu ergreifen, da er feit überzeugt 
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war, „daß nur Durch dieſe ein ſegensvolles Ziel in der Verfaſſungs— 
angelegenheit Meines Königreichs erreicht werden kann“. Hierfür hielt 
er es „am fürderlichiten“, ein neues Miniftertum zu berufen. Doc) 
trennte er fich nur höchjt ungern von Lütden, dejfen treuer Anhänglic)- 
feit an das fünigliche Haus er jeine warme Anerkennung ausſprach. 
Vielleicht drückte ihn auch das Bewußtſein, da er ſelbſt an den Schwierig- 
feiten der Page nicht ganz ohne Schuld war. Um der Erfenntlichfeit für 
die Dienste, die Lütden ihm geleiftet hatte, Ausdrud zu geben, trug er 
ihm daher au, auch fünftig das Amt des Hausminifters zu befleiden. 
Dieſe Abficht ging jedoch nicht in Erfüllung, da die Mitglieder des 
neuen Kabinetts aus Leicht begreiflichen Gründen fich weigerten, den früheren 
Minifterpräfidenten in ihrer Mitte aufzunehmen, obgleich der König ihm 
zugejichert Hatte, daf; er künftig aller und jeder Staatsangelegenheit fern 
jtehen ſollte. Er entſchloß jich daher, in fein früheres Amt als Land— 
droft in Osnabrück zurüdzufehren. Sein urfprünglicher Wunsch, den er: 
ledigten Poſten eines Generalpojtdireftors zu erhalten, ließ ſich nicht 
ausführen, weil der Kriegsminiſter von Brandis ihn ſchon feinem Bruder 
zugefichert hatte. 

Am 18. Juli wurden die Mitglieder des fünftigen Kabinetts nad) 
Hannover bejchieden und am Sonntag, den 29, verfündete ein Ertrablatt 
der „Hannoverſchen Zeitung“ die Entlaffung der bisherigen und Die 
Ernennung der neuen Minifter. 


Neuntes Kapitel. 


Das Minifterium Graf Kiefmannsegge — von Borries. 


Die ich rief, die Geifter, _ 
Werd’ ich nun nicht los! 
Goethe, Hauberlehrling. 

Mit dem Amtsantritt des Minifteriums Kielmannsegge — Borries 
beginnt die verhängnisvollite Periode in der Gefchichte des Königreichs 
Hannover. Zwar konnte bei dem loyalen Sinn der Bevölkerung die An— 
hänglichkeit an das angeltammte Herrjcherhaus nicht erjchüttert werden, 
aber das Verhalten der neuen Regierung gab der liberalen Oppofition 
oft genug Anlaß zu berechtigten Angriffen und untergrub die Popularität 
des Trägers der Krone. 

Schon bei der Zufammenfegung des neuen Kabinetts ergaben ſich 
ungewöhnliche Schwierigfeiten. Namentlich entjchied fich der König nur 
nach längerem Zögern dafür, das Kultusminiſterium dem Dbergerichts- 
direftor von Bothmer, dem früheren Bundestagsgejandten, zu übertragen. 
Erit al3 Graf Kielmannsegge ihm voritellte, daß zur Löſung der bevor- 
Itehenden Fragen „Männer, aber feine Wijchlappen“ erforderlich wären, 
gab er nach *). Auch fpäter hat er Bothmer niemals jeine Gunſt zu— 
gewandt. Derjelbe war zwar ein jcharfer Dialeftifer und bedeutender 
Kriminalijt, aber ohne hervorragendes Talent für die Verwaltung. Der 
Itrengreligiöfen Nichtung angehörend, achtete er jedoch die Wifjenjchaft 
und hat einige Male die Univerfität gegen die Büreaufratie in feinen 
erfolgreichen Schug genommen **). 


*) Aufzeichnungen des Grafen Kielmannsegge. Manuifript. 
**) Hannoveriche Staatöbriefe. II. ©. 7. 
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Bon dem Kriegsminifter von Brandis wollte fich der König nicht 
trennen, jo jehr auch die anderen darauf drangen, ihn durch einen unab- 
hängigeren und gejchäftsfundigeren Militär zu erjegen. 

Dem Finanz» und Hausminifter Grafen Stielmannsegge *) ſagte 
man nach, da er feine genügende Vorbildung, ja nicht einmal wahres 
Interefje für jein Departement mitbrächte, und er jelbjt giebt zu, daß er 
nur „mit nicht verhehltem Widerwillen“ das ihm aufgedrungene Amt 
übernommen hätte. „Noch heute erfenne ich jolche Nachgiebigfeit als den 
größten Fehler an, den ich in meiner dienjtlichen Laufbahn begangen habe“, 
jchreibt er einmal**). Dabei wurde ihm feine Amtsführung durch den 
häufigen Wechjel in der Perſönlichkeit feiner Generalfekretäre erjchwert***). 


*) Eduard Georg Ludwig William Howe Graf von Kielmanndegge wurde am 
14. Februar 1804 ald zweiter Sohn des hannoverſchen Kriegsrats, nachherigen 
Oberftallmeijters Grafen Ludwig von Kielmannsegge in Büdeburg geboren, während 
fein Bater fih infolge der franzöfiihen Okkupation nad) London begeben hatte. 
Nachdem er 1818— 1821 die Klofterjchule in Flfeld bejudht und von 1821—1825 auf 
den Univerlitäten Genf, Göttingen und Berlin ftudiert hatte, wurde er am 5. Juli 
1825 zum Amtsauditor beim Amte Wennigjen ernannt. Am 1. April 1828 zum 
Umtsajjefjor befördert, wurbe er als Hilfäarbeiter zunädhft dem Amte Lauenau, 
nachher der Landdroftei Aurich und im Dezember 1830 der Domänenfammer in 
Hannover beigegeben. 1839 erfolgte feine Beförderung zum Kammerrat, aus 
welcher Stellung ihn der König Ernft Auguft am 26, Februar 1843 an Stelle des 
Geheimen Kabinettsrats von Lütden in das föniglihe Kabinett berief. Am 
9. Februar 1847 zum Nachfolger des Finanzminifterd von Schulte mit dem Titel 
Finanzdirektor ernannt, reichte er am 20. März 1848 mit dem Gejamtminifterium 
jeine Entlaffung ein, 

Im November 1850, zur Zeit der Olmüger Bunktationen, wurde er in be- 
jonderer Miffion an den Wiener Hof geihidt. 1854 erfolgte feine Ernennung zum 
Seheimrat und Bundestagsgejandten. 

Bom Juli 1855 bis 2, Dezember 1862 war er Staatöminifter der Finanzen 
und des Handels, jomwie des föniglichen Hauſes. Nach feiner Demiſſion wurde er 
noch mit der Führung der Verhandlungen wegen der Erbverbrüberung mit Braun- 
ſchweig betraut, die er im März 1863 zum Abſchluß brachte. 

Von da an lebte er zurüdgezogen auf feinem Gute Blumenau bei Wunſtorf, 
wo er am 6. März 1879 ſtarb. 

*) Aufzeichnungen des Grafen Kielmannsegge. Manujfript. 

+) An die Stelle des tüchtigen Geheimen Finanzrats Bar, den Borries ent— 
ſernte, trat zunächſt der gefügige Schatzrat Lang, der aber bald in Geiſteskrankheit 
verfiel und im Irrenhauſe ſtarb. Ihm folgte der ganz unbrauchbare Vorſtand der 
Münze, Geheime Finanzrat Bruel. Erſt ganz zuletzt, im Sommer 1862, wurde der 
ausgezeichnet befähigte Minifterialreferent von Klend zum Generalfefretär ernannt. 
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Kielmannsegges unleugbare Kulanz wurde daher als Gfleichgültigfeit 
für die ihm übertragenen Gefchäfte ausgelegt und in der Öffentlichen 
Meinung galt er bald nur als ein bereitwilliges Werkzeug zur Erfüllung 
der füniglichen Wünfche. Indeſſen jelbjt fein Gegner, Graf Borries, 
geiteht zu, daß er fih „im Laufe der Zeit eine gewiſſe Gejchäftsfunde 
erworben und es verjtanden habe, mit einem großen Schwall von Worten 
jich über einen Gegenftand mit dem Scheine gründlicher Kenntnis aus— 
zuſprechen“. Eigentlich herrſchſüchtig war er nicht, aber er ftrebte darnach, 
äußerlich für den Leitenden zu gelten und war ängſtlich bejorgt, daß 
einer feiner Kollegen feine Amtsbefugniffe ſchmälern könnte. Dabei 
jchwebte er im ſteter Furcht, daß ihm jemand im der Gunſt des 
Königs verdränge. Leider fehlte ihm aber dabei das Verftändnis für 
die Notivendigfeit der Beachtung beftehender Geſetze; ihm war viele 
mehr der angebliche Zweck die alleinige Nichtichnur feines Handelns. 
Auch feine Zuverläffigfeit wurde vielfach in Zweifel gezogen. Da— 
durch beſchwor er häufig die unangenehmſten Konflikte mit den Ständen 
herauf und verlor allmählich) das Vertrauen im breiteren Schichten der 
Geſellſchaft. 

Hierzu kam noch eine ungezügelte Neigung für Spekulationen 
und gewagte Geſchäfte — und er lich dieſer Neigung auch bei der 
königlichen Kafje freien Lauf, die dadurch ſchwer gejchädigt wurde. 
Dennoch Hat Stielmannsegge ſich bis zuleßt in der Gunſt feines 
königlichen Herrn behauptet, der ihm feine erfolgreiche Thätigfeit am 
Bunde mie vergaß. Noch bei jeinem Abgang erfanııte Georg V. aus— 
drüdlich an, „daß er es vortrefflich verftanden Habe, ihm die Wege zu 
ebnen“ *). 

Für das Departement der Juſtiz trat abermals der frühere Minister 
und jegige Präfident der bremifchen Landjchaft, von der Decken, ein, der 
langjährige Freund und Geſinnungsgenoſſe des Minifters von Borries. 
Er war ein umabhängiger Charakter, dabei ein guter Jurift und tüchtiger 
Sejchäftsmann, befah aber nicht die Ausdauer und Energie feines Kollegen 
und von vornherein nicmals das volle Vertrauen des Königs, weil er 
den moralifchen Mut Hatte, dieſem entgegenzutveten, wenn er feine Omni- 
potenz überjchätte. 

Dagegen Hat der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Graf 


*) Aufzeihnungen des Grafen von Borries. Manufkript. 
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von Blaten-Hallermund*), jich bis zu der Schlußfatajtrophe, ja noch darüber 
hinaus die umerjchütterliche Huld feines Monarchen zu bewahren gewußt. 
Er gehörte, wie Graf Kielmannsegge, einer der einflußreichjten Familien des 
Landes an, deren Mitglieder feit 150 Jahren ununterbrochen einträgliche 
Hofämter befleidet hatten, und eine merhvürdige Fügung des Schidjals 
wollte es, daß er, dejjen eriter Ahnherr dem Herzog Ernjt Auguſt durch 
jeine diplomatischen Talente den Kurhut verichafft hatte, dazu bejtinmt 
war, durch feinen Mangel an jtaatsmännischem Geſchick den Untergang 
des Königreichs mit herbeizuführen. Webrigens war Graf Platen durchaus 
nicht ohne Kenntniſſe und Talente; nur bewegten fie ich viel mehr auf 
dem Gebiete der Hofintriguen, als auf dem der Politif. Dabei hinderte 
ihn feine maßloſe Eitelkeit vielfach an einer vorurteilsfreien Beurteilung 
der Dinge. Es war leicht, ihm durch Verleifung von Drdensdekorationen 
für den Hof einzunehmen, bei dem er beglaubigt war. Noc im Winter 
1366 wollte er ſich trog des augenjcheinlichen Gegenteils nicht davon 
überzeugen, daß Preußen feindliche Abfichten gegen Hannover hegte, weil 
ihm am Ordensfeite das Großkreuz des Noten Adlerordens verliehen wurde. 
Er war ein Mann von elegantem Aeußern, ein vollendeter Kavalier und 
von den angenehmſten gejelligen Formen. Sein Geficht nit jorgfältig 
friftertem jchtwarzen Haar umd dunklem woblgepflegten Bart hatte vor- 
nehme Züge und konnte gelegentlich den Ausdrud gewinnender Freund— 
lichkeit annehmen. Stets war er nach der neueften Parifer Mode ge- 
fleidet und verfiand es, jich bis ins jpätere Lebensalter cin jugendliches 
Ansehen zu bewahren. Ein Ariftofrat vom reinjten Waffer jah er auf 
alle Niedriggeborenen mit unendlichem Hochmut herab. Seinen zahl- 
reichen Berbindungen in dem höchſten Streifen verdanfte er es, daß er 
Ichon früh im diplomatischen Dienſt Anjtellung fand. Schon in Berlin, 


*) Adolf Ludwig Karl Reichsgraf von Platen-Hallermund war der zweite 
Sohn de3 Oberfammerheren und Generalerbpoftmeifters Grafen von Platen-Haller— 
mund und amt 10. Dezember 1814 in Hannover geboren. Nachdem er in Göttingen 
und nachher in Genf ftubiert hatte, wurde er eine Zeitlang ala Hilfsarbeiter dem 
Amte Eelle und dann der Landdroſtei Hannover beigegeben. Er trat jedoch bald zur 
Diplomatie über und wurde 1847 als Attache bei der Gejandtichaft in Berlin an» 
geftellt. Bei feinen einflußreihen Verbindungen avancierte er raſch und wurde 
1847 fchon zum Gefandten in Wien ernannt, weldhen PBoften er im Dezember 1852 
mit dem in Paris vertaufcte. 

Am 31. Juli 1855 erfolgte feine Ernennung zum Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten. Im Jahre 1866 folgte er feinem’ Könige ins Eril, zog jedoch im 
Jahre 1872 nad; Dredden, wo er am 28. Dezember- 1889 ftarb. 
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wo er feine Laufbahn begann, machte er ſich bald durch feine ungewöhn: 
liche Gewandtheit, alles zu erfahren und jeine Fähigkeit bemerkbar, ſich 
in der dortigen Gejelljchaft nicht bloß zu orientieren, jondern wertvolle 
Bekanntjchaften zu erwerben. Während der ereignisvollen Jahre 1849 
bis 1850 nach Wien verjegt, wußte er auch hier einflußreiche Ber- 
bindungen anzufnüpfen und verjuchte, freilich vergeblich, den König Ernſt 
Auguft ganz auf die Öfterreichifche Seite zu ziehen. Befonders ſympathi— 
jierte er mit den reaftionären Bejtrebungen des Fürften Schwarzenberg 
und juchte ihn für die Bejchwerden der Nitterfchaften am Bunde zu ge 
winnen. Schele, der damals noch hoffte, die Verfaſſungsfrage durch 
erneute Berhandlungen mit den Ständen zum Abſchluß zu bringen, ver- 
jete ihn nach Paris, um die geheimen Verbindungen der Adelspartei 
mit dem Wiener Hofe abzujchneiden. 

Jetzt, wo die Ritterfchaften volljtändig geftegt hatten, war es daher 
natürlich, da& der König Platen an die Spige des auswärtigen Miniſteriums 
berief. Es zeigte jich jedoch bald, daß es weit jchiverer ijt, die Politik eines 
Landes nad) gewiſſen jtaatsmännischen Grundſätzen zu leiten, als gute 
diplomatische Berichte zu jchreiben. Seine ganze Staatsfunft bejtand 
darin, weder für Dejterreich, noch für Preußen, noch für die Mittel- 
jtaaten offen Partei zu ergreifen, allen Konflikten aus dem Wege zu gehen 
und fich durch entjtchende Verwicklungen jchlau hindurchzuwinden. Die 
immer mehr anfchwellende nationale Bewegung in Deutjchland war ihm 
nur das Werf „infamer“ Demagogen, die die durch den Wiener Kon— 
greß feitgejegte Staatenordnung freventlich umftürzen wollten und gegen 
deren Beitrebungen alle legitimen Fürjtenhäufer jich vereinigen müßten. 
Sonſt war die unbedingte Unterordung unter die Befehle feines fünig- 
lichen Herrn die einzige Richtſchnur feines Handelns — und dejjen politi- 
cher Blid reichte allerdings viel weiter als der feinige. Durch feine 
Willfährigkeit aber hat Graf Platen den übertriebenen Vorftellungen 
Georgs von der Machtitellung und Bedeutung Hannovers in der ver- 
hängnisvolliten Weile Vorjchub geleifte. Geduldig hat er ſich jeder 
Laume jeines Monarchen gefügt, der oft genug mit feiner lavierenden 
Politik nicht einveritanden war. Geduldig Hat er es ertragen, daß dieſer 
ohne fein Vorwiſſen andere PBerfönlichkeiten zu Rate zog. Er jelbjt hielt 
e3 aber für nötig, einen Mann an jeine Seite zu rufen, der mit den 
Bundesbeitimmungen aufs genauejte befannt war. Auf jeinen Antrag 
wurde daher der Oberregierungsrat Zimmermann, der ihm einst, als er 
noch Hilfsarbeiter bei der Landdroſtei Hannover war, Vorträge über 
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Politik gehalten hatte, als Neferent für Bundestagsjachen zum Ministerium 
der auswärtigen Angelegenheiten verjegt. Und von da an hat dieſer 
ehrgeizige intriguante Mann Die auswärtige Politif des Königreichs 
hinter den Couliſſen eigentlich allein geleitet, während fein Chef ſich mit 
dem äußeren Scheine der Macht begnügte. In Kleinlichen Intriguen aber 
war diejer unübertrefflich. Bei jedem Minifterwechjel wußte er fich recht- 
zeitig jo zu wenden, daß er micht mit in den Sturz feiner Kollegen 
hineingezogen wurde. Wer ihm gefährlich zu werden drohte, den juchte 
er zu befeitigen, was freilich, wie bei Meding, nicht immer gelang. Aus 
Beſorgnis, daß er über ihn hinaus wachen fünnte, hat er es z. B. ſtets 
zu verhindern gewußt, dat Graf Münster im diplomatischen Dienft an: 
geitellt wurde, während er jeine Neffen und Verwandten auf einträg- 
liche Posten befürderte. 

Als unverheirateter Mann überließ Graf Platen die Pflichten der 
Repräfentation gern feinem Kollegen Stielmannsegge, der in feinen 
glänzend eingerichteten Salons an der Prinzenjtraße allwöchentlih an 
einem bejtimmten Tage offen Haus hielt und mit feiner geiftvollen Ge— 
Gemahlin die zahlreichen geladenen und ungeladenen Säfte auf das Zu— 
vorfommendjte empfing und bemwirtete. Graf Platen dagegen begnügte 
jich mit den bejcheidenen Räumen, die ihm jein Bruder, der Oberftall- 
meifter, in jeiner Dienitwohnung im Marftallsgebäude abtrat, und fam 
jeinen gejelligen Verpflichtungen gelegentlich durch ein Ballfeit nach, das 
er mit diefem gemeinjchaftlich gab. 

Die Seele des neuen Kabinetts war der Minijter des Inneren 
von Borries*). In feinem Aeußern war diejer das gerade Gegenteil des 


*) Wilhelm Friedrich Otto Graf von Borries ftanımte aus einem alten Patrizier- 
geichlecht der Stadt Minden, das um die Mitte des fiebzehnten Jahrhunderts nad 
dem Herzogtum Bremen überfiedelte. Sein Urgroßvater war vom Kailer Karl VI. 
im Jahre 1732 in den Ndelftand erhoben worden. Er jelbit wurde am 30. Juli 
1802 in Dorum im Lande Wurften geboren, wo fein Vater die Stelle des erjten 
Berwaltungsbeamten bekleidete. Er brjuchte von 1817— 1819 das Gymnafium zu 
Stade und von 1819—1821 die Nitterafademie in Lüneburg, von wo er nad) ber 
Univerfität Göttingen zur Vollendung feiner Studien überjiedelte.. Am Februar 
1825 wurde er zunächſt ald Auditor bei dem Amte Meinerjen angeftellt, und im 
Sommer 1826 von der Bremenihen Nitterfhaft zum ſtändiſchen Mitgliede des 
Hofgerichts für die Herzogtümer Bremen und Berden, das in Stade feinen Sit 
hatte, erwählt. Im Januar 1828 trat er als ftändijcher Aſſeſſor in dasjelbe ein. 
Nach der Aufhebung diefes Gerichts im Jahre 1832 ftand er als Gerichtsafjejjor in 


316 Berjönlichfeit des Minifters von Borries. 


Grafen Platen. Klein, mager und eckig von Gejtalt, hatte er jich freilich trotz 
jeiner 53 Jahre eine jugendliche Friſche und lafticität der Bewegung 
bewahrt. Sein jcharfes verwittertes Geficht wurde von dunklen, glänzenden, 
von Feuer und Leben funfelnden Augen erleuchtet. Dabei war er in 
jeinem perfönlichen Leben und in jeiner Toilette von einer unbejchreib- 
lichen Eimfachheit und Gfeichgültigfeit gegen die Form. Er trug fait 
immer den blauen Interimsfrad der Minifter mit jchwarzem Sammet- 
fragen, und wenn er Bejuche empfing, jo gejchah es häufig, daß er in 
diefem Anzuge, ein Käppchen auf dem Kopfe, graue Filzpantoffeln 
an den Füßen und einen gelben Schiebeleuchter von Meffing in der 
Hand aus dem Nebenzimmer heraustrat. Freilich vergaß man über der 
geijtvollen, jcharfen und treffenden Unterhaltung des Minifters bald die 
ungewöhnliche Erjcheinung. Man erkannte, daß er vor allem ganz und 
in jeder Faſer ein ehrlicher Mann war. Was er that, das that er in 
den jejten Glauben, Recht zu thun. Er war ein wahrer Fanatifer feiner 
Uederzeugung. Wo er meinte, im Recht zu fein, ging er ohne Rückſicht 
auf feine Perſon mit einer Feſtigkeit vor, die bis zum ſtarrſten Eigen- 
ſinn ausartete. Dabei war er uneigennügig und felbjtlos; felbjt feine 
erbittertiten politischen Gegner haben niemals den Hauch eines Vorwurfs 
gegen feinen Charakter und fein Privatleben erheben fünnen. Den 
„Mangel an Genialität” gab er jelbit zu, fie paßte feiner Anficht nad) 
nicht für einen Beamten an der Spite der Verwaltung. Ein klarer, 
ſcharf und ſchnell arbeitender Geijt, fonnte er, wie Stüve, ohne Er- 


Harjefeld und nachher als Regierungsrat in Stade. Als Deputierter der Bremen- 
ichen Ritterjhaft nahm er in den Jahren 1831—1836 an den Verhandlungen des 
Landtages teil und wurde im Jahre 1839 vom Könige Ernft Muguft in die Kom— 
miffion berufen, die die neue Verfaſſung bearbeiten follte. An den politiichen Be- 
wegungen der Jahre 1848—1851 beteiligte er fih nicht. Der König Georg V. 
berief ihn jedoch nad; feinem Negierungsantritt als Minifter des Innern in das 
Scelefhe Kabinett, aus dem er aber bereit3 im April 1852 wieder austrat. Im 
Juli 1855 aufs neue zum Minifter des Innern ernannt, wurde er vom Könige 
am 5. Juni 1860 wegen feiner Berbienfte um bie Nechte der Krone in ben erb- 
lihen Grafenftand erhoben. Am 20. Auguſt 1862 erfolgte plöglich eine königliche 
Berordnung, woburd er feines Dienſtes enthoben wurde. Infolgedeſſen z0g er ſich 
auf fein Gut Horneburg zurüd. Nachdem ihn aber die Bremenfche Ritterfchaft im 
Jahre 1868 zum Abgeordneten für die erfte Kammer gewählt hatte, nahm er feinen 
Wohnfig von neuem in Hannover. Nach der Annerion berief ihn die preußiſche 
Regierung am 16. November 1867 in das Herrenhaus. Er leiftete jedoch dieſem 
Ruf feine Folge und zog nach Eelle, wo er am 14. Mai 1883 ftarb. 
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müdung alle Stunden de3 Tages der angejtrengteiten Thätigfeit widmen. 
Auch im Organijationstalent glich er diefem, nur war er weniger Doftrinär 
und wußte bejjer den praftiichen Bedürfniffen der Zeit Rechnung zu 
tragen. 

Nicht unzutreffend hat man diefen vielgejchmähten Mann mit dem 
Grafen Strafford, dem intimjten Ratgeber des Königs Karl I von Eng- 
land, verglichen. Und in der That hat er fich, wie diefer, bemüht, die 
Krone von den Feſſeln der ſtändiſchen Mitherrichaft zu befreien und dem 
Könige die ihm entrijfenen Domänen wieder zu verjchaffen. Aber, während 
der britifche Miniſter den Verfuch, die unumjchränfte monarchiſche Ge— 
walt wiederherzuftellen, auf dem Blutgerüft büßen mußte, hat Borries 
fein Ziel im wejentlichen erreicht. Wie bei Strafford Haben jeine liberalen 
Gegner fich alle Mühe gegeben, die Welt zu überreden, er fei ein harter 
und umerbittlicher Mann. Aber mit mehr Recht wie dieſer fonnte er 
von ſich jagen, daß nur die Notwendigkeit des Dienftes bei Sr. Majeftät 
ihn zu einer äußeren und jcheinbaren Strenge habe beivegen fünnen. 
Man glaubt das Syftem der Borriesichen Amtsführung vor fich zu 
haben, wenn man liejt, was demenglische Staatsmann nad) jeinem Sturze 
jeinem vertrauten Freunde Ehriitoph Wandesford gejchrieben hat: „Ic 
habe fein anderes Regierungsmittel gefannt, als das der HZüchtigungen 
und Belohnungen. Weberall, wo ich einen ordentlichen und dem Dienit 
meines Herrn ergebenen Menjchen fand, habe ich meine Hand unter 
jeinen Fuß gehalten und ihn zu Anfehen und Gewalt, joviel ich ver: 
mochte, emporgehoben. Wenn ich einem Menfchen von entgegengejegter 
Sefinnung begegnete, jo habe ich ihn feinesiwegs an meine Bruft gedrüct 
und jeiner üblen Laune gejchmeichelt, jondern, wenn ich ihn erreichen 
fonnte, gab ich ihm, wo Ehre und Recht e8 erlaubten, gehörig eins in 
den Naden. Aber jobald er ein neuer Menjch wurde, jobald er fich der 
Regierung pflichtgemäh ganz ergab, habe ich auch mein Benehmen ge 
ändert und ihm, wie dem andern, alle guten — geleiſtet, welche ich 
zu leiſten vermochte *).“ 

Auch Borries politiſches Ideal war die, ——— Erbmonarchie“. 
Die Zeit, wo er ſich für die Errungenſchaften des Jahres 1848 be— 
geiſtert hatte und für die Einführung der Grundrechte eingetreten war 
(1. o. ©. 6), lag weit hinter ihm. Das fonftitutionelle Königtum jchien ihm 
in feiner jegigen Geſtalt wie eine Einrichtung, in der „dem Negenten nur die 


*) Hannoverſche Staatsbriefe. X. ©. 37 ff. 
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Ausübung einzelner Zweige des Herricherrechts, der weſentliche Teil desjelben 
aber der Mitjtimmung und Einwilligung der Bolksrepräfentation zugewiejen 
werden ſoll“*). Auch der Gehorſam, wenigfjtens feiner Miniſter und 
oberjten Beamten, ſoll ducch die Verpflichtung vinculiert werden, für jede 
ihrer Handlungen der Bolfsrepräfentation verantivortlicd zu ſein .... 
Zur Sicherung, dal der Regent nicht durch perfönliches Eingreifen die 
Thätigfeit Diefer ihm auf Schritt und Tritt zur Seite ſtehenden Mit— 
wächter umgehe, joll jeder landesherrlichen Verfügung die Gültigfeit ver: 
jagt fein, welcher die Unterjchrift der Miniſter als Hauptfontrolleure der 
Regentengewalt abgeht. Dies Syſtem“, meint er, „unterliegt der evidenteften 
Ungereimtheit. Es iſt der ärgite Widerfinn, die oberſte Herrjchergewalt, 
deren Hauptbejtimmung doc gerade dahin gerichtet fein joll, dem Volke 
Schuß zu gewähren, als ein Weſen zu betrachten, gegen das das Bolt 
des Schußes bedürfe.” 

Bon dem Träger der höchſten Staatsgewalt aber verlangte Borries 
faſt übermenjchliche Eigenschaften — und umglüdlicherweife hat er den 
König zu dem Glauben gebracht, daß er jie beſäße. Nicht bloß hielt 
Borries es für erforderlich, da der Monarch über eine die gewöhnliche 
Bildungsitufe überfteigende geiltige Begabung und sittliche Willenskraft 
verfügte, um das Nechte und Gute zu erfennen und in kräftiger Wirkſam— 
feit zu üben, er jollte aud) ein jolches perjönliches Anjehen im Bolfe 
geniehen, „welches geeignet wäre, in den Gemütern der Staatsangehörigen 
den Eindrud der Erhabenheit und Heiligfeit des Negentenberufs 
(Majeſtät und Sanftität) feit zu begründen.“ „Mit diefer Autorität 
und Sanftität aber muß“, jo heit es weiter, „notwendig die volljtändigite 
Unabhängigfeit und Unverantwortlichfeit gegen irgend eine menjchliche 
Macht in Verbindung jtehen, weil jede Unterordnung mit dem Begriff 
der höchſten Macht in Widerjpruch jtehen würde. Denn, wie eine jede 
menjchliche Herrjchaft fein würdigeres Vorbild finden fann als die auf 
Gerechtigkeit wie auf Gnade bafierte göttliche Weltordnung, jo jind die 
Eigenfchaften milder Humanität und eines treuen väterlichen Sinnes dic 
jegensvolljten Herrichertugenden. Die Eigenjchaft, ein Sprößling eines 
jeit Jahrhunderten mit Ehre und Anſehen ausgezeichneten Herrſcher— 
hauſes zu fein, aber findet in dem Gemüte des Volkes an ſich ſchon 


*) Dem Folgenden liegt ein hbandichriftliches „Lehrbuch der Regierungskunſt 
aus dem regentlihen Standpunkte“ zu Grunde, das der Minifter von Borries 
offenbar zum perjönlichen Gebrauch des Königs verfaßt hat. 
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einen tiefen Anklang der Ehrwürdigfeit, der die in dem Serrjcherberuf 
liegende Sanftität und Majeſtät nur verjtärfen fann. Die dem Syſtem 
der Erbmonarchie eigentümliche Beichränfung der Negierungsfolge auf 
aus ebenbürtigen Ehen hervorgegangene Familienſprößlinge verhütet jede 
Beforgnis, die Negenten in ‚zamilienverbindungen mit ihren Unterthanen 
zu verwiceln und durch verwandtjchaftliche Bande die Unparteilichkeit zu 
gefährden, welche nur eine vollftändige Sjolierung fichern kann . . .. 
Die ausschließliche Berufsrichtung des Negenten auf das öffentliche Rechts: 
(eben entzieht ihn allen Ktollifionen mit den Intereſſen der Unterthanen 
und durch die unter allen Umſtänden mit jeiner Würde notwendig 
verbundene Krondotation iſt er jeder Veranlaffung enthoben, das Bolf 
zum Zweck feiner Bereicherung zu bedrüden . . . In der demütigen An— 
erfennung endlich, daß er einzig der göttlichen Gnade und dem Walten 
der göttlichen Vorſehung feine jeder menjchlichen Unterordnung entbehrende 
hohe Stellung zu danken Hat, muß fich ihm eine erhöhte Aufforderung 
aufdrängen, in jelbfteigener ftrenger Nachlebung der Borfchriften des 
göttlichen Geſetzes feinen Unterthanen in pflichttreuer Beobachtung der 
menschlichen Geſetze hervorzuleuchten . . . . Den der höchſten Herrſcher— 
gewalt in ihrer idealen Geſtaltung zukommenden Eigenſchaften aber jetzt 
ihr Inhaber die Krone auf, wenn ihn die echte Frömmigfeit bejeelt, 
welche in Erfafjung ihrer hohen Berufsjtellung, nur dem höchſten Welten: 
richter verantwortlich zu jein, in Demut und jtrenger Unterwerfung unter 
Gottes Gebote ihre Unabhängigkeit von menschlichen nicht be— 
merfen läßt . . . Es ift daher eine Ungereimtheit, von vertragsmäßig 
beitimmten Volfsfreiheiten zu jprechen und dieſe Berwilligungen als Be: 
dingungen zu ftatuieren. Ja, ſelbſt als Akte der Gnade und des fürft- 
lichen Wohlwollens find jogenannte Bolfsfreiheitsverwilligungen mit dem 
Wejen einer vernünftigen Staatsverfafjung unvereinbar. In der Erb: 
monarchie ijt vielmehr das Volk fo frei, ala es ſich mit jeinem eigenen 
Wohl verträgt. Zu einer größeren Beichränfung der Freiheit, ald nötig 
ift, würde es dem Fürſten an jedem vernünftigen Motiv, folglich an 
jeder Nechtsbegründung fehlen.“ 

„su Erfordernis des Staatszweds" will Borries nun u. a. folgende 
Herricherrechte dem Staatsoberhaupt zuweilen: 

1. Den Anfpruch der höchſten perjönlichen Würde, jeine Ermächtigung, 
über Perſonen, Eigentum und Nechte der Gejamtheit wie der einzelnen 
Unterthanen auf eigene Berantidortlichkeit zu Disponierem; — denn „Die 
dem Alleinherricher als Stellvertreter und VBollzieher göttlicher Anordnung 
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beizumejjende Sanktität ſteht mit der Majeftät in ungertrennbarer Wer: 
bindung. 

2. Das Recht, über feine Perſon feiner menschlichen Obergewalt und 
über jeine Handlungsweife feinem anderen Richter als Gott unterworfen 
zu fein. 

3. Das Recht der Oberaufficht auf alle im Staate eriftierende ſach— 
liche und perjönliche Zuftände. 

4. Das Recht, feinem in Geſetzes- oder Verordnnungsform aus— 
gejprochenen Willen nötigenfalls durch Zwang Gehorſam zu verichaffen. 

5. Das Necht, alle Bewohner des Staatsgebiets zum unbedingten 
Gehorſam gegen feinen im gefelicher Form Eundgegebenen Willen zu 
verpflichten, dabei aber zu jeder Zeit die erlaſſenen Geſetze mittelft 
Ordinationen, Dispenjationen und Privilegien abändern und 
interpretieren zu Dürfen. 


6. Das Recht der richterlichen Gewalt jowohl in privatredjt- 
lichen Streitigfeiten der Unterthanen, als in deren Webertretung der 
ſtaatlichen Strafgeſetze.“ 

Den Unterſchied zwiſchen dieſer unbeſchräukten Monarchie und einer 
ſchrankenloſen Deſpotie findet Borries darin, daß ſie ſich „den Pflichten 
des göttlichen Sittengeſetzes in möglichſter Strenge unterwirft“. „Aus dem 
Bunde der Weisheit mit der Frömmigkeit aber entſpringt die Tugend 
der Gerechtigkeit, deren gewiſſenhafte Uebung unter die heiligſten Pflichten 
des regentlichen Berufs zu zählen iſt . . . . Es liegt darin zugleich die 
dringende Mahnung, durch Selbitbeherrichung der perjönlichen Leiden: 
Ichaften jeden Vorwurf einer Entwerhung diefer hohen Stellung ab- 
zuwenden und die Negentenmacht nicht zur Befriedigung mit dem Staats: 
wohl in feiner Verbindung jtehender Zwecke und perjönlicher Neigungen 
zu migbrauchen . . . .“ 

„Dennocd wird cin ſelbſtändiger Herrſcher bei der Gefahr einer um: 
‚richtigen Muffaffung der Ihatjachen nicht leicht von der Zuziehung red» 
licher und einfichtsvoller Ratgeber in wichtigen Negierungsangelegen: 
heiten dispenfieren können, immer aber eingedenf jein müfjen, daß er vor 
dem höchſten Weltenrichter die Berantwortlichfeit für die jünd- 
haften Handlungen feiner Minifter micht dieſen aufbürden 
faun, wenn ihn fein Gewiſſen nicht zugleich von dem Vorwurf 
freifpricht, feine Pflicht der dienerlichen Ueberwachung über= 
treten zu haben.“ 
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„In der Kollifion feines perfünlichen Wohles mit der Staatswohl— 
fahrt hat der Fürſt indes unbedingt das cigene dem Staate zu opfern, 
und es gehört fein geringer Grad von Seelengröße dazu, um das Be: 
wuhtjein trengeübter Berufspflicht Höher zu jtellen als das reiche Maß 
von Lebensgenüfien, welches jich dem Negentenftande bei minderer Ge- 
wiffenhaftigfeit darbietet. Welchem Sterblichen iſt aber ein jo reiches 
Maß des cdeljten Freudengenufjes bejchieden, als fich einem feine hohe 
Stellung begreifenden Monarchen in der Gelegenheit darbietet, die Lebens: 

© 
befümmernifje jo unzähliger Bedrängter zu heben und zu hindern . . ..“ 

Ueber die Unmöglichkeit, die abjolute Erbmonarchie in dieſer ab- 
itraften Form berzuftellen, hat ſich Borries nicht getäufcht, jo ſehr auch 
jeine Deduftionen dem Könige gefallen mochten. Er mußte fich vielmehr 
darauf bejchränfen, die Zufammenjegung der Landitände, die er in ihrer 
äußeren Geftaltung beitehen lieh, fo abzuändern, daß ſie zu einem will: 
jährigen Werkzeug feiner Pläne wurden. Ebenſowenig wie eine liberale 
Mehrheit wollte er einen überwiegenden Einfluß des in die Kammern 
zurüdgeführten Grumdadels auffommen lafjen. Um aber eine gefügige 
Majorität aus den Wahlen hervorgehen zu jehen, bedurfte er vor allem 
der Unterjtügung der föniglichen Beamten, die ſich zum Teil zu den 
Srundjägen der liberalen Oppofition befannten. Namentlic) der Richter: 
jtand, im den durch die neue Organijation manche entjchiedene Anhänger 
der Einrichtungen von 1848 eingedrungen waren, hatte ſich daran ge- 
wöhnt, die Mafregeln der Regierung nur vom ftreng juriftiichen Stand- 
punkte aus zu betrachten — und zu verurteilen, hatten doch zwei Ober: 
gerichtsdireftoren und ein Mitglied eines jolchen Gerichts den Ausſchuß— 
antrag vom 10. Juli mit unterzeichnet, welcher das Ministerium Lütcken 
des Verfaſſungsbruchs bejchuldigte. Es war überhaupt unter den An— 
geftellten eine Gewohnheit, über alles und jedes zu räſonnieren, eingeriffen, 
von der man fich heutzutage feinen Begriff machen kann. Niemand 
jcheute fich, an den Anordnungen der Regierung öffentlich, fogar in der 
abfälligften Weiſe, Kritik zu üben. 

Daß Borries zunächſt die geloderte Disciplin in der Beamtenwelt 
herzujtellen, ie zu konſervativen Grundſätzen zurüdzuführen juchte, kann 
man ihm daher faum zum Vorwurf machen. Leider ging er jedoch in 
der Anwendung dieſes PBrincips weit über das erlaubte Maß hinaus. 
Von den Verwaltungsbehörden insbefondere forderte er unbedingte Be— 
folgung der minifteriellen Verfügungen. Viejenigen, welche willig darauf 
eingingen, wurden mit Orden und Ehrenzeichen belohnt oder zu einträg: 

Hafſell, ®. v, Das Hönigreih Hannover, Vd. U. al 
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lichen Stellen befördert; andere dagegen, die ſich deſſen weigerten, nach 
entlegenen Orten verjegt, wo fie feinen Schaden anrichten fonnten, oder 
auch einfach befeitigt. Daß die fcharfe Beauflichtigung, welche von nun 
an über alle Dienitzweige und das Benehmen der Beamten ausgeübt 
ward, für dieſe jelber eine nicht eben angenehme Beichränfung ihrer bis- 
herigen Unabhängigkeit zur Folge hatte, wer wird cs leugnen? Borries 
hat aber durch fein ſtraffes biiveaufratifches Negiment unter den „Lüniglichen 
Dienern“ einen fnechtiichen Sinn und in der Bevölferung einen Byzantinis— 
mus großgezogen, die man bis dahin nicht gefannt hatte, — über Die 
ſich jet freilich kaum jemand wundern würde, Aber dody iſt e8 eine ges 
häffige Uebertreibung, wenn Zimmermann in einer Denkſchrift vom De- 
zember 1862 behauptet, er habe durch feinen „monarchiſch-konſervativen 
Unſinn“ die ganze Beamtenjchaft forrumpiert, fie „moralisch eunucht“ und 
„die höheren Stellen mit unfähigen oder unbeliebten, Eompromittierten Per: 
jonen beſetzt“. Much eine Bevorzugung des Adels hat nie ſtatt— 
gefunden. 

Auf die Art, wie es Borries durch allerlei erlaubte und — un: 
erlaubte Mittel gelang, fich in der zweiten Kammer eine Majorität zu 
verschaffen, die allen, jelbjt den bedenklichjten Regierungsmahregeln blind- 
(ings zujtimmte, werde ich jpäter Gelegenheit nehmen, zurückzukommen 
Es verdient aber hervorgehoben zu werden, daß er den wenigen Oppo— 
jitionsmitgliedern, denen es gelungen war, ſich einen Sig in der Kammer 
zu erobern, bei aller Schlagfertigfeit ftet3 in der mahvolliten Form 
gegemübertrat. Wohl verzog ſich ſein Mund im Laufe der Debatte bis— 
weilen zu einem boshaften Yächeln, aber jelbjt fein erbittertiter Gegner, 
Rudolf von Bennigfen, hat in fpäteren Jahren anerkannt, daß feine 
Entgegnungen auf die oft recht jcharfen Angriffe ſtets jachlich gehalten 
und frei von jeder perjönlichen Rancune geweien find. 

Es läßt fi) aber nicht leugnen, daß Borries die Neigung des 
Königs zur Alleinberrichaft — und jeine eigene — auf jede mögliche 
Weiſe gefördert hat. In den offiziellen Erlafien paradierte zwar immer 
ein „Geſamtminiſterium“, aber in Wirklichkeit eriftiert hat c8 nicht. Wenn 
auch dem Grafen Kielmannsegge darin „die Leitung der Gejchäfte” über: 
tragen war, jo reduzierte ich dies Zugeſtändnis durch den Zuſatz, daß 
er fie nur „in den Fällen, wo der König am Präſidio behindert fein 
würde”, haben jollte, thatfächlich auf nichts. Der König war vielmehr 
von nun an fein eigener Minifterpräfident. Diefe Einrichtung mußte in 
einem Lande mit jtändiicher Verfaſſung, jo gering auch die Befugnifie 
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der Kammern jein mochten, zu den größten Unzuträglichfeiten führen. 
In einer abjoluten Monarchie, welche feine minifterielle Verantwortlich. 
feit gegen das Land fennt, war fein Bedürfnis für einen Präfidenten 
des Kabinetts vorhanden. Wie die Dinge jegt aber lagen, konnte nur 
ein Gejamtminiftertum, das unter ſich Beichlüffe fahte und fie als Ein- 
heitsbejchluß durch feinen Präfidenten dem Stönige vorlegte, Die ver- 
faffungsmäßige Verantwortlichfeit den Ständen gegemüber übernehmen. 
Noch Lütden Hatte ſich den Anfichten feiner Kollegen gefügt, um einen 
unzeitigen Rücktritt des Kabinett zu verhindern. Von nun an aber 
trat ein ganz anderes Verfahren ein. Alle Verſuche, reglementsmäßig 
fejtzujtellen, welche Angelegenheiten nur in gemeinschaftlichen Sigungen 
erledigt werden follten, jcheiterten. Jeder einzelne Miniſter Hielt ſich 
vielmehr für berechtigt, gelegentlich ohne vorherige Verftändigung mit 
jeinen Kollegen allerhöchite Anordnungen zu ertrahieren. Namentlich bei 
dem Minifter von. Borries brach fich die Neigung immer mehr Bahn, 
Verfügungen, gegen welche er den Widerſpruch der übrigen befürchtete, 
einjeitig vom Könige janktionieren zu lafjen und dann mit einem fait 
accompli hervorzutreten. 

Daß unter ſolchen Umftänden die Einigfeit im Minifterium um fo 
weniger von Dauer fein fonnte, da es aus ganz heterogenen Elementen 
zujammengejegt war, liegt auf der Hand. Insbeſondere wurde der 
Zwiejpalt zwijchen Borries und Kielmannsegge mit jedem Jahre offen- 
fundiger und jchärfer. Ja, es fam fchlieglich jo weit, daß der eine ſich 
freute, wenn der audere in den Ständen eine Niederlage erlitt”). Dazu 
kam noch, daß Borries feinen jämtlichen Kollegen an gründlicher Ge- 
Ichäftsfenntnis und eiferner Willenskraft weit überlegen war — und fie 
dieje feine Weberlegenheit oft genug empfinden ließ. Er verlangte nad) 


*, Einmal hatte der Finanzminiſter auf feine eigene Verantwortung den 
Kauf des Barfinghäufer Steinkohlenwerks abgeſchloſſen, weil die Zeit drängte und 
es ſonſt in dem Beſitz eines rheinischen Konjortiums gefallen wäre. Die Stände 
wollten indes die nacträglihe Genehmigung zu dieſem Kauf nicht erteilen. In 
der zweiten Kammer ging Borries in fo wenig verjcjleierter Form feindlich gegen 
Kielmannsegge vor, daß Rudolf von Bennigjen äußern durfte, „es fei ergößlich, die 
fatanifche Freude in den Geſichtszügen des Minifterd von Borries zu leſen, als ber 
Antauf des Bergwerfs abgelehnt und es gelungen jei, auch einmal über den Finanz» 
minifter herzufallen“. 
Uebrigend wurde in jpäteren Jahren die Rentabilität bed Bergwerks durch 
den Abgeordneten Miquel nachgewiejen und deſſen Ankauf durchgeſetzt. 
21 


* 
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dem eigenen Zeugnis des Königs *), „daß feine jämtlichen Kollegen nur 
das denken und wollen müßten, was mit feinen Anfichten und jeinem 
Villen übereinjtimmte‘. Dies war um jo fehwerer zu erreichen, weil 
Borries, der jehr jelten über die Grenzen Hannovers Hinausgefommen 
war, in politiichen Dingen bisweilen eine Einfeitigfeit zur Schau trug, 
die an findliche Naivetät grenzte. Stets hat er z. B. dem Bau einer 
Eifenbahn von Osnabrüd über Duadenbrüd nach Oldenburg Hindernifie 
in den Weg gelegt, weil er fürchtete, daß dadurch der Secverfehr von 
Geeſtemünde nach Brafe abgelenkt werden fünnte. Mit noch größerer Energie 
widerjegte er fich dem Plan eines Bahnbaues von Minden nad) Oldenburg, 
der dann leicht nach dem Jahdebuſen weiter geführt werden konnte. Dieje 
direfte Verbindung Preußens mit der Nordfee ſah er als „eine Frage der 
Macht und Selbjtändigfeit Hannovers“ an**, und wollte hierin fein 
Titelchen nachgeben. Auch hielt er es mit der Umabhängigfeit des König: 
reichs lange Zeit nicht vereinbar, Preußen eine direkte telegraphiiche Ver: 
bindung durch hannoverſches Gebiet zu geitatten. 

Seine genaue Belanntichaft mit den Landesgeſetzen ſowohl wie mit 
dem Bundesrecht aber ermöglichte es ihm, jeder noch jo bedenflichen 
Verfügung eine legale Unterlage zu geben, nötigenfalls fie durch eine 
„Ausführungsverordnung“ zu rechtfertigen. 

Bon dem Borwurf, daß er gelegentlich in den Wirkungskreis der 
anderen Minifterien übergegriffen habe, ift Borries faum- freizufprechen, 
wenn er gleic) Jolche Webergriffe meift mit der Rüdjicht auf das Wohl 
des Staats und der Notwendigkeit, die gejamte Regierung in der ziveiten 
Kammer vertreten zu müſſen, zu entjchuldigen wuRte. Die Selbjtändig: 
feit jeines eigenen Reſſorts hat er dagegen jorgfältig gehütet. Bei 
zweifelhafter Kompetenz vermochte er ſtets nachzuweiſen, daß die ftreitige 
Angelegenheit in den Gejchäftsfreis des Minijteriums des Innern gehörte. 

Bon feinen Unterbeamten duldete Borries jelbjtverftändlich feinen 
Widerſpruch. Sie jollten nicht feine Berater, jondern nur die ausführenden 





*) u... Sie aber, mein lieber Minifter, und Ich darf Ihnen das nicht 
verfchweigen, verlangen immer, daß Ihre ſämtlichen Kollegen nur das deufen und 
wollen müßten, was mit Ihren Anfihten und Ihrem Willen übereinftimmt. Dies 
fönnen und werden Sie aber nie erreihen. Denn, ſelbſt wenn Sie Minifterpräfident 
wären, was diefen Anfichten am meiften entipräche, würden Sie wohl ſchwerlich je 
Männer finden, die geneigt fein möchten, gleichſam als Kommis mit Ihnen in ein 
Minifterium zu treten‘ (König Georg an den Minifter Grafen von Borries d. d. 
28. November 1861). 
+) Borries an den Kabinettdrat Lex d. d. 27. Februar 1861. 
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Organe feiner Willensmeinung fein. Wo er aber von jemand hörte, der 
jeine Hyperfonfervativen Gefinnungen teilte, da zog er ihn zu ſich heran 
und gab ihm eine einträgliche Anjtellung. 

Mag man aber über die Borriesſche Stantsfunft denfen, wie man 
will, um die innere Verwaltung des Landes hat er jich unzweifelhaft 
große Verdienfte erworben. Als Direktor der königlichen Landwirtſchafts— 
gejellichaft hat er bis zu jeinem Tode jegensreich gewirkt. Die Anlage 
zahlreicher Zand- und Waſſerſtraßen ijt ausschließlich fein Werk. Nament- 
{ich in feiner Heimatsprovinz, dem Herzogtum Bremen, hat er durch den 
Bau vieler neuer Kommunifationswege einem längſt empfundenen Bes 
dürfnis abgeholfen. Die mit großen Koſten hergejtellte Chaufjee durch 
die Kchdinger Marſch hat diefen fruchtbaren Landjtrich, der ſonſt im 
ichlechter Jahreszeit völlig unpaſſierbar war, dem Berfehr erjchlofjen. 
Der Hadelnjche Kanal, der die Geejte mit der Umnterelbe verbindet, dient 
nicht bloß dem Interefje der Binnenſchifffahrt. Durch ihm ift vielmehr 
die faſt für unmöglich gehaltene Entwäfjerung des fogenannten „Siet- 
Landes“ erreicht und der dortige, früher durch regelmäßige Ueber: 
ſchwemmungen faft uneinträgliche Boden der Kultur gewonnen. — Ebenjo 
ift e8 Borries’ Impuls vornehmlich zu danken, daß die Regierung alle 
Kräfte anfpannte, um den Ausfuhrhandel aus dem Zollgebiet auc) über 
die hannoverjchen Seeftädte zu leiten. Die Weſt- und Südbahn wurden 
im Sabre 1856 dem Verfehr übergeben und den Sceplägen Harburg, 
Emden, Leer und Papenburg durch fojtbare Hafenbauten eine neue 
Epoche der Blüte und des Wohljtandes eröffnet. Ganz bejonders iſt die 
Anlage des gewaltigen Hafenbaffins in Geejtemünde Borries' vielbewundertes 
Werk, und in der mit zauberifcher Schnelle entftandenen Hafenitadt, die 
er durch die furz vor dem Schluffe feiner Thätigfeit eröffnete Geejtebahn 
mit dem Binnenlande in Verbindung jegte, erinnert noch heute Die he- 
febte „Borriesitraße” an ihren Gründer. Ihm verdankt das Land die An- 
lage eines ausgedehnten Telegraphenſyſtems, namentlich des erjten unter: 
feeiichen Kabels zwijchen Deutjchland und England. Er hat die lange 
vernachläffigte Aufnahme und PBeilung der Nordjeefüfte und die darauf 
begründete Anfertigung einer genauen Karte ins Werf geſetzt, das Lotſen— 
wejen auf der Ems eingeführt und eine beffere Betonnung der Mündung 
und der Fahrbahn des Stromes hergeftellt. 

Huch auf andere Zweige der inneren Verwaltung erjtredte fich feine 
jegensreiche Thätigfeit. Auf feinen Anlaß find zwei neue Taubftummen- 
anjtalten in Osnabrück und Lüneburg eingerichtet, eine zweite Irren— 
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anjtalt in Göttingen erbaut und die polytechnifche Schule in Hannover 
jowie die Bauhandwerferjchule in Harburg dein Bebürfniffe entjprechend 
erweitert und verbejjert. Endlich verdient noch die legislatoriiche Wirkjam- 
feit Borries' in mancher Hinficht Anerkennung. Wenn auch die Oppo- 
jittonspartei ihn bejchuldigte, daß fein „reaftionärer Inſtinkt“ ihn zur 
Befeitigung alles defjen geleitet habe, „was dem abjoluten Negierungs- 
einfluffe zumwiderlief“ *), wenn fie behauptete, „das Gerippe jener weijen 
und maßvollen Gejeßgebung (von 1848) jei zwar dem Lande gelafien, 
aber der durch fie begründete lebensvolle Organismus ſei zerftört und 
verändert“; jo haben doch die Revifionzänderungen zur Städteordnung, 
Amtsvertretung und Landgemeindeordnung von 1859 nachträglich all- 
gemeine Anerkennung gefunden. Auch für das jo viel gejchmähte vevi- 
dierte Jagdgeſetz find jpäter ſelbſt liberale Blätter eingetreten, und c3 hat 
bis heute feine Giltigfeit behalten. 

Nichts aber hat das Anfehen des Miniſters — und des Königs 
mehr gejchädigt, wie feine vertrauten Beziehungen zu feinem alten Schul- 
fameraden und Duzbruder, dem Generalpolizeidireftor Wermuth, dejien 
Thätigkeit er ſchon während feines erjten Minifteriums benußt hatte **). 
Diejer böfe Dämon feines föniglichen Herrn ftammte aus dem Städtchen 
Münder am Deifter, wo fein Vater ein ftädtifches Amt befleidet hatte. 
Seine Laufbahn begann er als Advofat und Direktor der Wejer-Dampf- 
Ichiffahrtsgejellichaft in Hameln. Bald aber wurde er wegen feiner Ver— 
jchlagenheit und Gejchäftsfenntnis, jeiner Noutine im Verkehr mit dem 
Publikum und namentlich wegen feiner Findigkeit zum ſtädtiſchen Polizei— 
fommifjar ernannt und fonnte num auf die liberalen Anwandlungen feiner 
früheren Jahre als „Iugendfünden“ zurüdbliden. Der König Ernſt 
Auguft bewies wieder feinen gewöhnlichen Scharfblid, indem er diefen ge— 
ſchickten Mann als Bolizeiinfpeftor nach der Reſidenz berief. Das fcharfe 
Auge, der gefürchtete Name des Hamelnſchen Polizeichefs flößte allen 
zweifelhaften Elementen in Stadt und Umgegend einen heilfamen Schreden 
ein. Bald wurden auch feine Talente für eine befondere Branche jeines 
Dienftes höheren Orts befannt und anerkannt. Niemand fühlte jich in 
den frummen Pfaden polizeilicher Spionage beffer zu Haufe als Wermuth 


*) Hannoverſche Staatäbriefe. IV. ©. 14. 

**) „.... Daß ih darin Dir nur helfen will, wirft bu nicht verfennen, 
wenn Du meine ganze Thätigfeit feit 1851, wo Du zuerft die Wittel und Wege der 
Polizei gründlich zu benugen begannft, überblidit.” (Wermuth an Borries d. d. 
1, September 1858). 
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und der Zufall wollte, daß zu der Zeit, als die Vorboten des herauf: 
ziehenden Nevolutionsiturmes jich fundigen Beobachtern bereits bemerkbar 
machten, der hauptitädtiiche Polizeidireftor ftarb und er an defjen Stelle 
trat. Die berufsmäßigen Anftifter von Straßentumulten fanden an 
Wermuth ihren Meifter und nicht lange, jo durfte er fich den beit- 
gehaßten Bertretern der öffentlichen Autorität beizählen. Der ſüße Pöbel 
aber, der dem Rolizeidireftor perjünlich nichts am Zeuge flicken fonnte, 
hielt fich an defjen Fenſterſcheiben. Da er aber gewöhnlich bereits vorher 
von dem geplanten Attentate Kunde erhielt, jo ließ er in ſolchem Falle 
alles wertvolle zerbrechliche Hausgerät nach den an der Gartenjeite ge— 
legenen Wohnräumen ſchaffen und zog ſich, durch die Entladung des 
Volkszorns mehr beluftigt al3 beunruhigt, dahin zurüd, 

Wermuths auferdienftliche Stellung blieb jedoch, jo lange Ernſt 
August lebte, ziemlich objfurer Art. In den tonangebenden Adelskreiſen 
war der forpulente Mann mit dem vollen gedunjenen Geficht, über dem 
eine vötliche, oft jchief jigende Perrücfe fchiwebte, wegen feiner wenig jalon- 
fühigen plumpen Manieren jchlecht angeschrieben, und fein rot und blau 
farriertes Tafchentuch, defjen er fich wegen feiner Gewohnheit, Tabak zu 
Ichnupfen, oft bediente, gab Gelegenheit zu manchen boshaften Witzen. 
Nur um der Sadje willen nahm man die Perjönlichfeit mit in den Kauf. 

Nach dem Regierungsantritt Georgs V. änderte ſich dies Verhältnis 
von Grund aus. Gr mußte jeden Morgen Sr. Majejtät über Die 
Bolizeiverhältniffe der Reſidenz und des Landes referieren umd dies gab 
dann Gelegenheit zu Anknüpfungen anderer Art. Dem von dem Könige 
infolge jeiner Blindheit doppelt und dreifach empfundenen Bedürfnis, 
alles zu erfahren, von allem unterrichtet zu fein, was im Lande vorging, 
fam Wermuth mit der größten Dienftwilligfeit entgegen. Nach jeder 
Stadt von einiger Bedeutung entjandte er jeine geheimen Agenten, Die 
über jede Aeußerung der Öffentlichen Meinung berichten mußten. Alle 
Perſönlichkeiten, die im politischen Leben hervorgetreten waren, wurden, 
namentlich wenn jie im Verdacht jtanden, der liberalen, oder gar der 
radifalen Richtung anzugehören, auf Schritt und Tritt überwacht *). 

*) So hielt es 5. B. ein „gelegentliher Agent” am 29. November 1856 jür 
nötig zu melden, daß der Obergerichtsanwalt Bauermeifter, einer der Führer der 
liberalen Partei, tags zuvor mit Nicol und Oppermann eine Konferenz in jeiner 
Wohnung gehabt. Später habe er das Haus verlaffen und fei erft abends 11 Uhr 
zurüdgefehrt. Auch feine eingehenden und abgehenden Briefe wurden genau 
fontrolliert. 
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Politische Spione drängten jich nicht bloß in die angekündigten öffent- 
lichen Berfammlungen, fondern auch in die gejelligen Abendvereinigungen 
der Bürger und Beamten. Hunderte folcher als „vertraulich“ und „höchit 
vertraulich” bezeichneter Berichte haben mir vorgelegen und geben, wenn 
jie auch zum großen Teil nur unbedeutenden Klatſch enthalten, doc, ein 
ziemlich treues Bild der damaligen Stimmungen. Für den König, der 
in jedem nur halbwegs demofratijch angehauchten Mann einen perjöns 
lichen Gegner zu jehen geneigt war, mußte die Herrn Wermuth eigene 
Fineſſe der politifchen Witterung von dem unfchägbariten Werte fein. 
Zwar fagte er nur, „wenn er gefragt wurde, das, was er für richtig 
hielt“ *), aber jeine Dienjtpraris jtellte ihm die vieljeitigiten Hilfsmittel 
zur Verfügung, die es ihm ermöglichten, fich feinem föniglicher Gönner 
nach allen Richtungen umentbehrlich zu machen. Es dauerte gar nicht 
lange und er war zum Öeneralpolizeidireftor der Nefidenz und Mitglied 
des Staatsrats jowie zum vertrauten Natgeber Sr. Majeſtät des Königs 
aufgerücdt. Sogar jein Urteil über Perfönlichteiten wurde bald maß— 
gebend und da ihm Gefinnungstüchtigfeit mehr galt, als Wiſſen und 
Gejchäftsfenntnifje, jo waren arge Mißgriffe faum zu vermeiden. 

Der chrgeizige Günftling erreichte e8 fogar, dak ihm der König im 
Anfang der Schhziger Jahre die Würde eines Landdroſten von Hildes- 
heim übertrug, ja, daß er noch zum Wirklichen Geheimen Nat mit dem 
Titel „Ercellenz“ erhoben wurde. Gelegentliche Befuche des Herricher- 
paares, wobei dann im Wermuthichen Haufe der Thee eingenommen 
wurde, gaben der Stadt den Beweis fortdanernder Königlichen 
Gnade. Nur eins fehlte noch, das Glücsgebäude der Familie zu frönen, 


Ein „dritter außerordentlicher Agent” berichtet am 22, April 1858 daß ber 
Staatsminifter Windthorft, der nach Borries’ Anficht „zu den Perfönlichkeiten ge- 
hörte, zu denen man fih mit Grund verjehen ann, daß fie Ew. Majeftät Abfichten 
entgegenzuwirken und zu vereiteln ſuchen“, (Bericht Borries’ an den König d. d. 
10, Auguſt 1855) mit dem Biſchof von Osnabrück morgens 9,10 Uhr nad Hannover 
gefahren und gleich nach feiner Ankunft vom Bahuhofe mit einem Fremden, in dem 
man den Landrat von Cramm vermutete, in die Stabt und andern Morgens 6 Uhr 
in die Eilenriede gegangen Sei. 

*) „.. . . Dadurch kann ich mich nicht abhalten laſſen, das Syſtem, welches 
ſchon jo lange Gutes wirkte, ferner zu befolgen, oder, wenn ich gefragt werde, 
das zu jagen, was ich für richtig halte, worüber dann andere zu urteilen haben. 

Bei diefem Spftem trage ich allein die Gefahr, nämlich, daß ich für immer 
fompromittiert bin, wenn man troß aller meiner Vorficht hinter die Einzelheiten 
des Agentenwejend kommt, während Ihr den Vorteil ohne Gefahr habt u. j. w.“ 
(Wermuth an Borries d. d. 1. September 1858). 


Generalpoftdireftor von Brandis. — Programm des Minifteriums, 329 


die Erhebung in den Adelſtand, ein Ziel, das befonders der ehrgeizigen, von den 
Allerhöchiten Herrichaften gleichfalls mit Gunftbezeigungen ausgezeichneten 
Gattin am Herzen lag. Nur der Volksmund Hatte Herrn Wermuth längit 
zum „Baron Bitter“ gemacht. Aber das Jahr 1866 jtürzte den Empor- 
kömmling aus allen feinen Himmeln. Die preufßijche Regierung war 
flug genug, den verhaßten Mann troß warmer Fürſprache des Grafen 
Borries nicht weiter im Verwaltungsdienjte zu verwenden. Zur aus- 
nahmslojen Befriedigung der Bevölkerung erhielt er jeinen definitiven 
Laufpaß und als auch feine Bewerbung um den bejcheidenen Poſten eines 
Amtmanns in Reinhaufen abjchläglich bejchteden wurde, endete er durch 
Selbitmord, — von niemand betrauert. 

Hand in Hand mit Wermuth ging der Generalpoftdireftor von 
Brandis. Nicht bloß die geſamte politische Korrefpondenz überwachte er, 
ebenjo wie es auch in anderen Ländern gejchah, mit Argusaugen, fondern 
auch Privatbriefe waren vor der Eröffnung durch feine „Sefretiften“ 
nicht Jicher, wenn er PBifanterien darin vermutete. 

Ueber das inne zu Haltende Programm einigten jich die neuen 
Minifter bald. Ihr eriter Grundjag war, daß der König ein wirklicher 
Monarch jein müffe, nicht bloß ein folcher, an dejjen Stelle die Minifter 
die monarchiſche Gewalt ausüben. Ganz allein nach jeinen Beitimmungen 
hatten fie die Regierung zu führen, nicht aber nach dem Willen der Ma- 
joritätsführer in den Kammern. Inter ihrem Beirat jollte der König in 
Gemäßheit der Bejtimmungen der Berfaffung und Geſetze nach eigener 
Veberzeugung herrjchen und verwalten. Dabei hielt ſich die Regierung 
verpflichtet, die Bedürfniffe der fortjchreitenden Entwidlung auf allen Ge— 
bieten zu beachten, und dementjprechend unter jchonender Berüdjichtigung 
bejtehender Nechte, Sitten, Gewohnheiten und Zuftände die erforderlichen 
Maßregeln durchzufegen, ohne fich durch utopische Projekte beirren zu 
laſſen, welche auf die Förderung einjeitiger Parteizwede gerichtet waren. 

Die Wichtigkeit eines fejten und innigen Zuſammenwirkens aller 
deutfchen Bundesfürjten innerhalb der beftehenden Bundesverfaſſung 
würdigte die Negierung in vollem Umfange. Die dazu erforderlichen 
Zugeftändniffe war fie bereit, zu gewähren, erkannte es aber andererfeits 
als ihre Pflicht, ſoweit es mit dieſem Gefichtspunfte vereinbar war, die 
Selbjtändigfeit des eigenen Landes zu wahren. In der Erhaltung des 
guten Einvernehmens namentlich mit den Nachbaritaaten jah jie das ge- 
eignetfte Mittel zur Förderung der Interejjen des Königreich und war, 
Reciprocität voransgefegt, jelbft zu Opfern dafür bereit. 
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Endlich bezeichnete es die Negierung als ihre Pflicht, „gegen alle 
Stände, hoch oder niedrig, nad) gleichen Grundfägen zu verfahren, auf 
eine unparteiiiche Nechtspflege, auf gerechte und humane Verwaltung zu 
halten, die Stellen im föniglichen Dienste ohne Rüdjicht des Standes 
nach der Befähigung zu befegen, Strenge in Erfüllung der Dienjtpflicht 
zu üben, aber aud) eine wohlwollende Fürjorge für die äußere Lage der 
Angeftellten nicht aufer acht zu laffen, zugänglich für alle Bittjteller zu 
fein, die Bitten und Beichwerden nach den bejtehenden Vorjchriften jorg- 
fältig zu prüfen und, wo jie als begründet anerfannt würden, Abhülfe 
zu gewähren.“ 

Leider ließ fich Dies an und für fich lobenswerte Programm nicht 
ohne weiteres in die Wirklichkeit übertragen, denn die Auffafjung der 
Minifter über Perjonen und Dinge war zu verjchieden, als da ein ge- 
deihliches Zufammenwirfen erreichbar blieb. Borries — und der König 
wollten das einmal Bejchloffene mit rückſichtsloſer Energie durchführen, 
während die anderen SKabinettsmitglieder gar zu jcharfen Gewaltmap- 
regeln abhold waren. 

Im Anfang waren jedoch die Erfolge des neuen jogenannten „ritter- 
jchaftlichen“ Minifteriums befriedigend, weil es entjchieden mit der Ver- 
gangenheit brach und rafch und energisch auf Grund ber Bundestags: 
bejchlüffe vorging. Am Montag den 31. Juli wurde die zweite Kammer 
durch Proflamation aufgelöft und vier Tage fpäter veröffentlichte die 
offiziöfe „Hannoverjche Zeitung“ die berühmte Verordnung vom 1. Auguſt 
1855 *). Sie publizierte zuvörderft den Bundesbeſchluß vom 19. April 
und hob „unter Hinweifung auf den $ 2 des Landesverfaffungsgejeßes“ 
alle in dem Ausjchußbericht hervorgehobenen Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 5. September 1848, jowie der Städteordnung, des Wahl- und 
Staatödienergejeges auf. An ihre Stelle traten mit einigen Modififationen 
die Beitimmungen des Landesverfaffungsgejeges von 1840 **). Daß die 

*) Siehe diefelbe u. a. in Oppermann a. a. D., II. Teil, Anlage XLII, S. 170 ff. 

**) Der 5 17 der Berfafjung wurbe dahin modifiziert, daß der König „bie 
Regierung unmittelbar antreten jollte, ohne daß es dazu irgend einer weiteren 
Handlung bedürfe”. Die $8 10, 104 und 105 wurden aufgehoben. Die Gerichte 
jollten nicht mehr über ihre Kompetenz enticheiden und eine Kompetenz-Sonfliften- 
behörbe wurde wieder eingefept. Die Selbitändigfeit der Gemeindebeamten wurde 
gebrochen durch Aufhebung der SS 18 und 19 des Verfaſſungsgeſetzes und ber 
88 55, 77, 78, 79, 80 und 81 der Stäbteordnung. Die erite Kammer jtellte man 
ganz in der Weife wieder her, wie fie vor 1848 beftanden hatte. Hinfichtlich der 
äweiten trat der $ 88 des Landesverfaſſungsgeſetzes von 1840 mit feinem hohen 
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Zufammenjegung der erften Kammer fowohl wie der Provinzialland- 
haften dem jegigen Zeitverhältniffen nicht entjprach, verhehlte fich indes 
die Regierung nicht. Allein fie wollte von diefer Baſis ausgehen, um 
jpäter Ergänzungen und Verbefjerungen einzuführen. Gegen das Die 
Finanzen betreffende 6. Kapitel hatte der Bund feine beftimmte Bedenken 
formuliert. Der Ausschuß war „nicht in der Lage gewejen, die Konſe— 
quenzen zu überjehen, welche aus demjelben fließen und welche es viel- 
leicht Har machen fünnten, dag man auch bei dieſen Abänderungen der 
Souveränität des Yandesherrn einen wejentlichen Abbruch that” *). Des- 
halb erklärte der König, er Hoffe, daß diejenigen Vorſchläge, „welche Wir 
zum Zwecke der nötigen Bejeitigung verjchiedener Mängel der 88 78 bis 
94, und 97 bis 100 des Gefeges vom 5. September 1848 der nächjten 
Ständeverfammlung vorlegen zu laſſen beabjichtigen“, zu einer Verein— 
barung führen würden. Die Wiederherſtellung der Kafjentrennung, wie 
fie im Landesverfaffungsgejeg ausgejprochen war, wünſchte er zu ver 
meiden. Nur die beiden Paragraphen, welche das ſtändiſche Bewilligungs- 
recht betrafen (SS 95 und 96), wurden aufgehoben, „wenngleich Wir das 
ganze Kapitel (fraft des jus eminens) für wieder in Straft getreten er: 
klären könnten“. 

Die Verordnung rief in allen Kreiſen des Landes eine unbeſchreib— 
liche Senſation hervor. Sogar die ſonſt apathiſche Landbevölkerung ge— 
riet in Aufregung. In den Städten aber kam es hie und da zu un— 
liebſamen Kundgebungen. In Harburg brachte die Einwohnerſchaft dem 
„radikalen“ Bürgermeister Grumbrecht, den die Mitglieder eines Mittags: 
tifches, an welchem die Dffiziere teilnahmen, nicht hatten aufnehmen 
wollen, zur Sühne eine folenne Fadelmufit**). In Göttingen erklärte 
der aus dem Jahre 1337 befannte Brofefjor Ewald dem Kuratorium, 
der Verordnung vom 1. Auguft feinen Gehorjam leiſten zu können ***). 
Insbefondere aber fachte die Kompofition der erjten Stamımer, in der wie 
früher die Nitter allein den Grundbefig vertreten follten, den alten Haß 
gegen den Adel von neuem und jo dauernd an, daß noch im Jahre 1865 


Cenſus wieder in Wirkſamkeit. Jedes, aud) nicht entehrende, friminell beftrafte Ver. 
brechen, z. B. Beleidigung durch die Prefje, aber machte unfähig, zum Ständemit- 
glied erwählt zu werben. 
*) Butachten des Verfaſſungsausſchuſſes, S. 33. 
**) Minifter von Borries an den Kabinettsrat Dr. Lex d. d. 14. Auguft 1855. 
“+, Immediatbericht Borries’ an den König d. d. 7. September 1855. Emalbd, 
„Lob des Königs und des Volkes“, S. 20 ff. 
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der Übergerichtsanwalt Miquel zu dem Redakteur der „Rheinischen Zeitung“ 
von dem Tage jprechen konnte, „wo wir auf der Straße die Maffen an- 
feuern, den Junfern die Köpfe einzufchlagen“. 

Der Erlaf war zugleich eine Antwort auf die zahlreichen Petitionen 
um Aufrechterhaltung der Verfaſſung von 1848, welche nach der am 
13. Juli erfolgten Vertagung der Stände dem Stönige übergeben waren. 
Ein Neffript des Gejamtminijtertums jprach noch aus, daß es entichlofjen 
jet, die Neorganifationen vom 1. Auguft raſch und mit Entjchiedenheit 
zum Abjchluß zu bringen. Bei Anftellungen und Beförderungen aber 
jollte vor allem eine in und außer dem Dienjte erprobte Treue und Er- 
gebenheit gegen des Königs Majejtät enticheiden. 

Dieje „Verwarnung“ erregte befonders bei dem Nichterftande einiges 
„Mißbehagen“. Die Mitglieder desjelben fanden jich unangenehm gejtört 
in dem „feloftgefälligen Bewußtſein“ ihrer Macht und Unabhängigfeit 
von der Wegierung, in dem fie bisher gelebt hatten. Unter den Ber: 
waltungsbeamten dagegen, die fich bisher den Gerichten gegenüber in ge: 
drücdter Stimmung befunden hatten, gab e8 manche, die ihre jetzt ver- 
änderte Stellung freudig begrüßten und gern bereit waren, „eine gedeih- 
liche Ausführung der veränderten Gejege zu unterftügen“ *). Andere, 
die im Herzen dem Liberalismus von 1848 ergeben waren, verleugneten 
der Regierung gegenüber diefe ihre Herzensmeinung, wenn fie fich nicht 
gar reaftionäre Tendenzen zu verfolgen den Anfchein gaben. infolge: 
dejjen griff nach und nad) eine gewiffe Korruption unter dem im all- 
gemeinen jo bejonders achtungswerten hannoverjchen Beamtenjtande 
Play **. Die Regierung aber ging, ihren aufgeftellten Principien ent- 
Iprechend, mit aller Energie vor. An die Stelle des Oberjujtizrats 
Lichtenberg wurde nunmehr der „durchaus zuverläſſige“ Obergerichtsrat 
Danfert als Generaljefretär des Juſtizminiſteriums berufen und jchon 
Mitte Augujt 1855 beantragte Borries, den VBicedireftor Franke, „einen 
gefährlichen Oppofitionsmann“, zu verfegen, denn „es ſei von ihm zu 
bejorgen, daß er, wenn fich Gelegenheit bietet, das Stader Obergericht in 
bedenkliche Konflikte mit der Regierung verwideln würde”. „Es iſt aber 
ungleich weniger ſchwierig, gegen einen einzelnen Angeftellten einzufchreiten, 
als gegen ein ganzes Gericht“, fügt er hinzu ***. Dagegen wurde der 
Schleswig-Holfteiner Schow, der zum Bürgermeifter der Stadt Leer er- 


*) Bericht des Gendarmerie-Majors von Brandis d. d. Stade, 11. Aug. 1855. 
**) Graf Kielmanndegge, Biographiiche Aufzeichnungen. Manujfript. 
***) Borries an den Kabinettörat Dr. Per d. d. 14. Aug. 1855. 
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wählt war und gelegentlich der Einführung in jein Amt den König als 
den Monarchen gepriefen hatte, „in defjen Krone Verfafjungstreue das 
ichönfte Juwel“ fei, als Referent in das Minifterium des Innern berufen, 
nachdem er bei den Wahlen in fonjervativem Sinne gewirft und „in 
tiefſter Ehrfurcht“ verfichert Hatte, daß es feinerfeits „wicht an An— 
ftrengungen fehlen würde, um das der Stadt vorgejtedte Ziel wenigstens 
annähernd zu erreichen, das lohnende Ziel, durch Entwidlung insbefondere 
auch im materieller Beziehung zu dem Glanze Ew. Majeftät geheiligter 
Krone beizutragen“ *). 

In der Situng des Geſamtminiſteriums vom 8. November 1855, 
an der jedoch Kielmanngegge, der damals gerade in Frankfurt war, nicht 
teilnahm, wurde förmlich bejchloffen, da für die Bewilligung von Ge— 
haltserhöhungen oder fonjtigen Emolumenten an die Referenten nicht 
deren Dienftalter, fondern die politische Richtung maßgebend fein follte. 
Snfolgedeffen erhielt Zimmermann bei feiner Ernennung zum General: 
jefretär des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten ſchon am 
folgenden Tage eine Gehaltszulage von 500 Thalern. Der General: 
jefretär im Finanzminiſterium Bar dagegen, der ſich zurüdgefegt fühlte, 
nahm feinen Abjchied. 

Obgleich ich „äußerlich in dem Leben und Treiben völlige Gewöhn- 
lichkeit zeigte”, hielt Borries es doch für geraten, mit dem General: 
Polizeidireftor Wermuth, dem Kommandeur der Landgendarmerie und 
dem Generaladjutanten insgeheim VBorjichtsmaßregeln für den Notfall zu 
verabreden. Die Landdroften wurden angewiejen, die politische Stimmung 
in ihren Provinzen genau zu überwachen, und alle acht Tage darüber 
Bericht zu erftatten. Bejonders aber jollten jie das Verhalten der 
föniglichen Diener beachten und „wo ſich einer derjelben zu einem un— 
pafjenden Benehmen hinreigen lafjen jollte, darüber ſofort berichten“. Bei 
allen Anträgen auf Anftellung, Beförderung und Gehaltsverbefjerung 
endlich hatten fie ich ausdrüdlich darüber zu äußern, „ob und wie der 
Anforderung der erprobten Treue und Ergebenheit bis dahin genügt ift”**). 

Den Amtsvertretungen, „welche durch Adreſſen an den König in 
betreff der Landesverfaffung ihre Befugniſſe überfchritten haben, ſowie 
den Beamten, welche darüber unachtjam gewejen find“, wurde ein Ver: 
weis erteilt und zugleich die Berfügung erlafjen, daß diefen Vertretungen 

*) Immediatbericht des Bürgermeifterd Schow an den König d. d. 8. De: 
zember 1855. 

*+) Bericht des Minijterd von Borried® an den König d. d. 8. Auguſt 1855. 


334 Strenge Maßregeln gegen die Preſſe. 


das eigenmächtige Verfammeln bei einer Ordnungsitrafe bis zu 25 Thalern 
für jedes Mitglied für die Zukunft unterjagt jei*). Zum Bedauern 
des Minifters fonnte eine ähnliche Vorjchrift für die Bürgermeifter und 
Landgemeinden nicht gegeben werden, weil deren unbejchränftes Petitions— 
recht von der Regierung anerfannt war. Doch ließen fi) von den 
Banerjchaftsvoritehern des Amts Dsnabrüd, welche eine Adreſſe zu 
Gunſten der Berfaffung unterzeichnet hatten, einzelne durch die Zurecht- 
weilung der Landdrojten zum Widerruf bewegen. 

Zugleich juchte die Regierung die Preſſe mundtot zu machen. Es 
war das den bejtehenden Gejegesbeitimmungen gegenüber eine fchwierige 
Sache; allein man wußte auch darüber hinwegzufommen. Der Buch— 
druder Stegen in Alfeld, welcher unter dem Titel: „Die bannoverjche 
Verfaffungsfrage und der Bundestag“, eine Reihe von Artifeln des 
„Preußiſchen Wochenblatts” zufammengeftellt hatte, wurde polizeilich ver- 
warnt. Ebenjo ging es den Drudereien, die ſich vermaßen, die Berichte 
der Abgeordneten an ihre Wähler über die legten Vorgänge in der 
Ständeverfammlung zu publizieren. Einzelne nahmen jich die Warnung 
zu Herzen und veröffentlichten nichts. Andere, die fich nicht daran 
fchrten, mußten es hart büßen. Übergerichtsanwalt Dr. von der Horft II 
in Verden konnte für feine „aufreizende” Anfprache an jeine Wähler im 
hannoverjchen feinen Druder finden und war gezwungen, fich nach aus- 
wärts zu wenden. Dem Verfaffer fonnte man jedoch nichts anhaben. 
Nicht jo gut fam der Obergerichtsafjefior Pland in Auricd) weg. Ende 
Juli veröffentlichte er einen Aufſatz „An meine Wähler“, der nach Borries’ 
Anficht feinem ganzen Inhalte nach offenbar darauf berechnet war, „die 
Menge gegen die Mafregeln der Regierung zum Widerftande aufzu= 
fordern“ **), Der Minifter bezeichnete darin verjchiedene Stellen, die 
jeiner Anficht nach derart waren, daß „eine kräftige Regierung fie von 
einem untergebenen Diener nicht dulden darf, und daß, wenn jie durch 
Geſetze am Einjchreiten gehindert fein jollte, darin der klarſte Beweis von 
der Notwendigkeit der Abänderung ſolcher Geſetze liegen würde”. Nament: 
lich) fand er es jtrafbar, daß der Verfaffer das Verfahren des früheren 
Minijteriums als „eine Mißachtung des ganzen ftändischen Weſens“ be— 
zeichnete, daß er die Regierung bejchuldigte, von vornherein einen Um— 
jturz der Verfaſſung durch Brovozierung einer Einmiſchung des Bundes- 








*) Immediatbericht Borries’ d. d. 10. Auguſt 1855. 
**) Ymmebiatbericht Borried’ an den König d. d. 8. Auguſt 1855. 
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tages beabjichtigt zu haben. „Statt die Beichwerden zu widerlegen“, fo 
heit es an einer anderen Stelle der Brofchüre, „itatt die Verfaffung 
zu verteidigen, jtellte fie fich auf die Seite ihrer Gegner“. „Alle Grund- 
lagen, auf denen jeit acht Jahren unſere ganzen Zuftände beruhen, 
werden zeritört oder doch in jolcher Art erſchüttert, daß ihre Exiſtenz 
und Fortdauer von dem böjen Willen einzelner abhängt“ *). Borries 
erjuchte daher den König, die infriminierte Schrift dem Juſtizminiſter mit 
dem Auftrage zuzuftellen, „näher in Erwägung zu ziehen, welche Maß— 
vegeln gegen den pp. Pland zu ergreifen jein möchten“. Miniſter 
von der Deden kam diefem Wunſch nad. Es wurde gegen den Ber- 
faffer Anklage erhoben, das amtliche Handeln der Staatsminifter 
von Lütcken, Wedemeyer, von Lenthe, Busch, Bergmann und von Brandis, 
von denen allerdings die fünf eriten am 29. Juli die erbetene Entlafjung 
aus dem Dienjt bewilligt erhalten hatten, in beleidigender Weiſe herab: 
gewürdigt und dadurch die Amtschre jener ſechs königlichen Miniſter, 
jedenfalls aber des noch im Amt befindlichen Staatsminiſters von Brandis 
abjichtlich verlegt zu Haben. Man dehnte dieſe Anklage noch aus auf 
den Obergerichtsamwalt Bauermeifter in Hannover, der den Auftrag zum 
Drud an den Buchdruder Grimpe gegeben und die Korrektur bejorgt 
hatte, auf diefen letzteren jelbit, jorwie auf den Muſiklehrer Köhl in Aurich 
und den Kaufmann Gärlich in Eſens, weil jie die Schrift in ihrem 
Wohnort verbreitet hatten. Es war ein in den Annalen des hannover: 
jchen Rechts unerhörter Prozeß. Die Verhandlungen zogen fich bis ins 
Jahr 1856 hinein und erregten das ungemeinfte Nufjehen. Endlich am 
8. April wurde Pland von der Straffammer des Obergerichts zu Auric) 
der „Amtschrenbeleidigung des Striegsminijter® von Brandis und des 
Verſuchs derjelben in Beziehung auf die anderen Miniſter“ für ſchuldig 
erklärt, er jelbit zu zwei Monaten Staatsgefängnis und jeine Genojjen 
zu einem Monat Haft verurteilt. Allein die Berufungsfammer (der 
große Senat) desjelben Gerichts hob diejes Urteil wieder auf und ſprach 
ihon am 12. April jämtliche Angeflagte wieder frei, „weil die Requifiten 
der Amtschrenbeleidigung fehlten“. land war inzwiſchen an das Ober: 
gericht Dannenberg verjegt worden. Eine Disciplinarumterfuchung jedoch, 
die gegen ihn anhängig gemacht wurde, „weil er durch feine Schrift ein 
Verhalten beobachtet Habe, welches der Würde und dem Zweck feines 
Amts nicht entjpreche”, Hatte auch hier feinen Erfolg. Die Ratskammer 


*) Bergl. den Auflag „An meine Wähler" von G. Pland, ©. 10, 11, 15, 
31,23 u. |. w. 
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des Gerichts Sprach ihn frei und der Nafjationshof des Oberappellations- 
gerichts bejtätigte den Beichluß, „da, wenn Pland auch die Grenzen 
einer erlaubten Kritik überfchritten hätte, dadurch ebenſowenig die Würde 
jeines Nichteramts, wie die Zwecke desselben betroffen wären“. 

Damit waren indes die Verationen des unglüclichen Mannes noch 
nicht zu Ende. Als er einen achttägigen Urlaub forderte, um feine 
Eltern zu Weihnachten zu bejuchen, wurde er ihm nur unter der Be: 
ſchränkung erteilt, daß er ſich währenddem weder von Göttingen ent: 
fernen, noch fich an politifchen Verſammlungen beteiligen dürfe. Am 
23. Februar 1856 eröffnete ihm jodann der Direktor des Obergerichts 
Dannenberg im Auftrage des Juftizminijters, daß er fich deſſen ernſt— 
liches Deipfallen zugezogen habe, und man die Enwartung hege, er werde 
„derartige mit der Stellung eines füniglichen Dieners durchaus unver: 
trägliche Ungebührlichkeiten bei Vermeidung nachdrüdlichen Einjchreitens” 
unterlafjen. 

Aber der unerfchrodene Kämpfer für Necht und Geſetz lich fich da— 
durch nicht abhalten, im März 1856 eine neue Schrift: „Ueber die ver: 
bindliche Kraft der Verordnung vom 1. August 1855* herauszugeben, 
Nun wurde abermals cine, Disciplinarunterſuchung gegen ihn eingeleitet, 
weil er durch Veröffentlichung jener Brofchüre „ein pflichtwidriges Ver: 
halten“ bewiejen hätte. Das Dbergeriht zu Lüneburg erkannte jedoc) 
am 28. Upril, daß er die Grenzen einer erlaubten und angemefjenen 
Schreibweije innegehalten habe, belegte ihn aber in Erwägung des mittler- 
weile erjchtenenen Notgejeges vom 7. Oftober 1855 mit der Disciplinar: 
jtrafe eines jchriftlichen Berweijes. Aus demfelben Grunde verurteilte der 
Kriminalfaffationsjenat des Oberappellationsgerichts, bei dem beide Par— 
teten Rekurs eingelegt "hatten, Pland zur Strafe der Suspenfion vom 
Dienft und Gehalt auf die Dauer von zwei Monaten, — umd bei der 
neuen Gericht3organifation im Jahre 1858 wurde er ganz befeitigt. 

Plands Nerven waren durch die lange Verfolgung jo zerrüttet, daß 
er in einem ruhigen Scebade Erholung fuchen mußte. Als er aber auf 
der kleinen Nordfeeinjel Spieferoog, die er gewählt hatte, ankam, fand er 
bereits einen Gendarm dort, der ihn auf Schritt und Tritt beobachten 
mußte!! — 

Mit noch geringerem Erfolg als gegen Bland machte die Regierung 
den Verſuch, die Bauervorjteher des Amts Osnabrück wegen einer in 
betreff der Verordnung vom 1. Auguſt an den König gerichteten Immediat- 
Borjtellung zur Beltrafung zu ziehen. Schon vor Monatsfrift hatten 
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fie ji mit einer Petition „in herzlicher Liebe und wahrem Bertrauen 
in tieffter Chrerbietung dem Throne genaht“, und um ungejchmälerte 
Aufrechterhaltung der Staatöverfafjung gebeten. Am 20. Auguft über: 
reichten fie dem Könige, der ich damals in Norderney aufhielt, abermals 
eine Adrefje, in welcher fie gegen die Oftroyierungen proteftierten. Sie 
war in fräftigem patriotischen Tone gehalten und begann: „Ohne Auf: 
richtigfeit fein Vertrauen, ohne Vertrauen feine Liebe, ohne Liebe fein 
Süd bei Fürſt und Volk. Die Gegenwart fordert doppelt rückhaltstofe 
Aufrichtigkeit, denn das Vaterland ift in Gefahr! — Ew. Majeftät 
Minister haben willfürlich Hand gelegt an die bejtchende Verfaſſung, 
garantiert durch Liebe des Volkes und Fürſtenwort.“ Weiter heit es: 
„Wir protejtieren gegen das Patent vom 1. Auguft 1855 als gefährdend 
die Nechte der hannoverſchen Krone, al3 verachtend die verfaffungsmäßigen, 
durch königliches Wort geheiligten Rechte des hannoverjchen Bolfes“. 
Und dann ferner: „Die einfeitige Aufhebung oder Menderung des une 
bedeutenditen Paragraphen unjerer Berfafjungsurfunde untergräbt das 
Fundament unferes Staatsgebäudes, indem jie Gewalt an die Stelle des 
Nechts jet”. Dieje drei Stellen jchienen dem Minijter von Borries ges 
eignet, um fofort mit einer Striminalunterfuchung gegen die dreizehn 
Unterzeichner des Schriftjtüds vorzugehen. Der General- Polizeidireftor 
Wermuth in Verein mit dem Staatsamvalt Haaje ermittelten denn auch 
bald, daß die Adreffe von dem Buchhalter Sell in Osnabrüd angefertigt 
war und der Vorjteher Dahmann zu Hasbergen die übrigen zwölf zur 
Unterjchrift veranlaft hatte. Nachdem diefe von dem Landdrojten von 
Marjchald „zurechtgewiefen“ worden, entjchuldigten fich jieben mit Un— 
fenntnis und baten um Nachficht, falls fie fich vergangen haben follten. 
Die übrigen ſechs verblieben bei ihrer Erflärung und gegen fie mußte, 
nach Borries’ Anficht, „joweit e8 irgend möglich raſch und mit Nachdruc 
vorgefchritten werden“ *) Er riet dringend, die Sache als ein politisches 
Vergehen der Aburteilung durch cin Schwurgericht zu übergeben, denn 
wenn, wie es wahrjcheinlic war, eine ‚sreifprechung erfolgte und dieſe 
fich bei ähnlichen ‚Fällen wiederholte, jo hätte man begründeten Anlaß, 
derartige Vergehen fünftig der fchwurgerichtlichen Verhandlung zu ent— 
ziehen. Demgemäß wurde nicht bloß gegen die unglüdlichen Bauerjchafts- 
vorjteher und den Verfaſſer der Adreſſe, jondern auch gegen den Lehrer 
Onno Klopp in DOsnabrüd, welcher eine Abjchrift zum Nbdrud am die 
*) Immediatbericht Borried’ an den König d. d. 1. September 1855, 
Hafſfell, W. v., Das Königreich Hannover. Bd. II. 22 
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„Ditfriefifche Zeitung“ geiendet, und gegen den Redakteur derjelben, 
Friedrich Schönherr, ja jogar gegen den Schreiber, welcher die Abjchriften 
bejorgt hatte, Anklage auf „Majeitätsbeleidigung und Antsehrenbeleidigung 
der gegenwärtigen Miniſter“ erhoben. Aber der Schwurgerichtshof zu 
Aurich ſprach am 12. Dezember 1855 ſämtliche Angeklagte frei — und 
eine Verordnung vom 22. Dezember entzog Staatsverbrechen der Kom— 
petenz der Schwurgerihte. Sowohl die fogenannten politiichen Ver— 
brechen, als alle jtrafbaren mittelft der Druderpreffe ufw. begangenen 
Handlungen wurden nunmehr einem neuzubildenden Urteilsſenat des 
DOberappellationsgerichts überwiefen, — „da deren Aburteilung durd) die 
Schwurgerichte in der großen Mehrzahl der bisher vorgefommenen Fülle 
unbefangene und jachgemäße Entjcheidungen nicht herbeigeführt habe“. 

Wer etwas über die inneren Verhältnifie Hannovers jchreiben wollte, 
war gezwungen, jich einen auswärtigen Verleger zu juchen. Sogar das 
Erjcheinen des 2. Teils der ausgezeichneten Schrift des Dr. Bodemeyer: 
„Die hannoverichen Verfaffungstämpfe jeit 1840“ jtie auf Hindernifie. 
Ganz befonders hatte natürlich die periodische Preſſe unter dem Drud 
der Polizei zu leiden. Jegliche Zeitung, die mehr oder minder von dem 
Gifte des Liberalismus angeitedt war, wurde jorgjam überwacht. Jeder 
undorjichtige Ausdrud unterlag einem Reglement mit nach Umſtänden 
dehnbaren Beitimmungen, und wurde nach Befund in vernichtender Weife 
geahndet. Sogar auf das Feuilleton erjtredte ſich die Ueberwachung. 
Die „Zeitung für Norddeutichland“, welche unter dem Titel „Der Prinz 
von Wales muß jich vermählen“ eine Novelle der „wicht jehr decenten“ 
Schriftitellerin Louiſe Mühlbach brachte, wurde an der weiteren Ber: 
öffentlichung gehindert, weil nach Borries’ Anficht ein Abjchnitt verjchiedene 
Stellen enthielt, „welche offenbar die der Würde des föniglichen Haufes 
ſchuldige Achtung außer Augen jegten‘“ *). 

Alle diefe Maßregeln waren jedoch von zweifelhaften Erfolg, wenn 
es nicht gelang, auch auf die Preife der Nachbarjtaaten Einfluß zu ge 
winnen. Gleich nach dem Amtsantritt des Miniſteriums wurde daher 
der General: Rolizeidireftor Wermuth nad) Bremen entjandt, um An— 
griffen auf Die Negierung durch die vielgelefene „Wejerzeitung“ vorzu- 
beugen. Am 10. Auguſt begab er fich nach Braunfchweig, um „in ähn— 
licher Weiſe auf Zügelung der Preſſe hinzuwirken“, und auch in Ham: 
burg hoffte Borries durch) den Einfluß eines ihm perjönlich befannten 


*) Borried an den König d. d. 1. September 1855, 
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Senator dies Ziel zu erreichen *. eine Verſuche, durch Intervention 
des Herrn don Hinfeldey das „Preußiſche Wochenblatt“ an der Beröffent: 
lihung weiterer Ausfälle gegen die hannoverjche Regierung jowie gegen 
einzelne Staatsbeamte zu hindern, Hatten jedoch feinen Erfolg. Ja, es 
drängte jich Borries „mehr und mehr der Verdacht auf, als wenn übler 
Wille von feiten der preußifchen Negierung im Spiele ſei“ **). 

Und nun nahm das Schaßfollegium den Kampf für die bedrohte 
Verfaffung auf. Mit befjerem Necht wie im Jahre 1849 wandte es fid) 
auf Grund der Beitimmungen des $ 181 des Landesverfaffungsgefetes 
am 27. Augujt 1855 mit einer Immediatvorftellung an den König. Daß 
die Negierung nach dem unbeendigten Verſuche, mit der nunmehr auf: 
gelöften Ständeverfammlung zum Ziele zu gelangen, formell berechtigt 
gewejen war, auf Grund der Bundesbeichlüffe eine Abänderung der Ber: 
fafjung zu verfügen, ließ ſich nicht wohl beftreiten. Aber das Kollegium 
hielt fich für verpflichtet, zu prüfen, „ob diefe Abänderungen im einzelnen 
dem Ausjchußberichte entjprechen oder darüber hinausgehen“. Und dabei 
stellte fich denn unschwer heraus, daß das Leßtere bei mehreren Punkten 
der Fall war. Die Unterzeichner der Adreſſe richteten daher an Se. Majeftät 
die „allerſubmiſſeſte Bitte“: 

„Alerhöchjtdiefelben wollen in Ihrer Weisheit und Gerechtigfeit 
Allergnädigit geruhen, die landjtändische Verfaffung Hinfichtlich derjenigen 
Beſtimmungen, welche durch die Königliche Verordnung dom 1. Anguſt d. 3. 
für aufgehoben erklärt werden, ohne daß fie in dem Ausjchußberichte als 
bundeswidrig bezeichnet find, oder mit den jo bezeichneten Verfaſſungs— 
normen in untrennbarem Zujammenhange jtehen, aufrecht erhalten zu 
lafjen.“ 

Schs Wochen wartete das Schatzfollegium vergeblich auf eine Ent: 
ſcheidung. Als dann aber die Bekanntmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. September, das Wahlgefeg vom 6. November 1840 be: 
treffend, feinen Zweifel darüber ließ, daß die Negierung ohne Rückſicht 
auf die eingelegte Bejchwerde mit ihren Maßregeln weiter vorgehen wollte, 
da entjchloß es ſich am 8. Oftober zu einer Vorftellung an die Bundes: 
verfammlung, mit deren Bejorgung der Schatzrat Grote beauftragt wurde. 
Das Erſuchen der Bittiteller ging dahin, im Falle die Beſchlußfaſſung 
über die einzelnen in der Eingabe an den König bezeichneten Punkte 


*) Immediatbericht Borries’ d. d. 10. Auguft 1855. 
**) Borries an den Kabinettsrat Dr. Lex d. d. 10, September 1855. 
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„Aufſchub erleiden müßte, „daß die Hohe Bundesverfammlung das 
weitere Fortjchreiten der königlichen Negierung, namentlich aber die Zu— 
jammenberufung der allgemeinen Ständeverfammlung bis zur Entjcheidung 
diefer Beſchwerden inhibieren wolle“. 

Borrics hielt die Beantwortung diefer Eingabe nicht für ſchwierig 
und die jäntlichen Beſchwerdepunkte für unbegründet. Er war überzeugt, 
daß der Bund den Schritt des Schagfollegiums in feinem anderen Lichte 
auffaffen würde, als in der Abficht unternommen, „die Verfaſſung von 
1548 mit ihrer antimonarchiſch-demokratiſch-büreaukratiſchen Richtung 
möglichjt aufrecht zu erhalten“. Ja, er meinte, die Beichwerdeführer 
hätten „wider ihre Abficht der Regierung einen ſehr wejentlichen Dienst 
geleiftet”, denn jeder Angriff gegen die Verordnung vom 1. Auguſt jei 
zugleich „ein Angriff gegen die Autorität des deutfchen Bundes“, den fich 
dieſer nicht gefallen laſſen könnte. Mit deſſen Entjcheidung aber würden 
alle Zweifel und Angriffe gegen die Negierung, als ob fie ihre Befug— 
niſſe überjchritten habe, authentisch gehoben werden *). 

Jedes Schwanfen jchien ihm indes bedenklich. Er riet deshalb 
dringend, den früheren Bundestagsgefandten Grafen Kielmannsegge mit 
der bejtimmten Anweiſung nach frankfurt zu entjenden, die Zurück— 
weiſung der Beſchwerde, und zwar in ganz entjchiedener Form, als not- 
wendige Selbſtfolge des Bundesbejchluffes vom 19. April d. 3. aller 
Orten darzuftellen. Daß es dejjen „bewährter Gewandtheit“ gelingen würde, 
jeden Vermittlungsverfuc von vornherein von der Hand zu weijen und 
als gänzlich unthunlich abzulchnen, bezweifelte er nicht im geringiten **), 

In einer ausführlichen Denfjchrift, die er dem auferordentlichen Ge: 
jandten mitgab, wies Borries Punkt für Punkt nach, daß die ab- 
geänderten betreffenden Beltimmungen von 1848 teils die in Art. 57 der 
Wiener Schlufafte geficherte Souveränetät der Monarchen, teils die in 
Art. 1 und 2 der Bundesakte als Zweck des Bundes angegebene innere 
Sicherheit der Staaten gefährdeten. „Mit dem Augenblicke des Erlafjes 
eines Inhibitoriums würde das Vertrauen der Gutgefinnten zu der 
Macht der Negierung einen jehr jehweren Stoß erhalten, die Demofratie 
ihr Haupt wiederum erheben und deren Wahlmännern freies Feld ges 
Öffnet werden. Die Negierung würde jchwerlich im jtande fein, Ruhe 
und Ordnung im Lande aufrecht zu erhalten, und das Anjchen der 


*, Borried an den König d. d. 19. DOftober 1855. 
++, Borried an den Kabinettsrat Dr. Per d. d. 21. Oltober 1855. 
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Monarchie nicht allein im Hiefigen Künigreiche, jondern über deſſen 
Grenzen hinaus bedenklich erjchüttert werden“... .. 

„Mit vollem Recht wirft ſich daher die Frage auf, ob das hannoverjche 
Schatzkollegium die Folgen feines Antrages wohl erwogen hat. Mag es 
aber gejchehen jein, oder nicht; er beweift in dem einen wie in dem an- 
deren Falle, wie bedenklich derartige ſtändiſche Nechte find, und wie not— 
wendig es iſt, die Kraft der Monarchie den dejtruftiven, vielleicht oft 
völlig unbewußten Richtungen der Neuzeit gegenüber mit Konſequenz und 
kräftiger Hand aufrecht zu erhalten“ *). 

Schagrat Grote war nicht jehr angenehm überrajcht, als er bei 
jeiner Ankunft in Frankfurt den Grafen Stielmannsegge, den er ruhig 
auf jeinem Meinifterfautenil in Hannover wähnte, dort vorfand und 
diefer ihn gleich am Morgen nach feinem Eintreffen zu ſich kommen 
lich, um ihm das Prognoftifon zu stellen, daß jein Wirken ein vergeb- 
liches jein dürfte“ **). Und in der That erfolgte am 22. November der 
Beſcheid, daß die angebrachte Beichwerde — abgejchen davon, daß Tie 
verfrüht wäre, weil man eine Antwort Sr. Majeftät nicht abgewartet 
hätte — „jedenfalls für unbegründet zu erachten jei, weil aus derjelben 
feineswegs erhelle, daß der in 8 181 des Yandesverfaffungsgejeges vor— 
gejehene Fall eingetreten, die königlich hannoverfche Negierung vielmehr 
durch Die Verordnungen vom 16. Mai und 1. Auguft d. 3. lediglich den 
Bundesbeſchlüſſen vom 12. und 19, April d. 3. Genüge geleiftet habe“. 

Das Minifterium hatte es nicht einmal für nötig gehalten, dieſe 
Entjcheidung abzuwarten. Schon am 1. November erjchien eine Fünig- 
liche Proflamation, durch welche auf Grund des Erlajjes vom 1. Augujt 
Nemwahlen zum Landtage angeordnet wurden. Daß fie, wie im Jahre 
1830, gezwungen fein würde, zu Minoritätswahlen zu jchreiten, brauchte 
die Regierung nicht zu befürchten. Sie wuhte zwar, daß verjchiedene 
Mitglieder der aufgelöften Stände ſich fchen im Auguſt in Bremen ver- 
jammelt, aber über das einzufchlagende Verfahren nicht hatten einigen 
können. 

Dagegen war das Miniſterium ſchon ſeit Wochen unabläſſig bemüht 
geweſen, Maßregeln wegen Erwirkung zweckmäßiger Wahlen zu verab— 
reden. Borries hatte, wie er ſelbſt ſchreibt, oft von morgens 5 Uhr an 


*) Beleuchtung der von dem hannoverichen Schablolleginm bei der Bundes» 
veriammlung zu Frankfurt überreichten Vorftellung betreffend die Landſtändiſche 
Verjajjung des Königreichs Hannover. 

*) Biographiiche Aufzeichnungen des Grafen Kielmannsegge. Manuffript. 
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am Schreibtijch gejeflen und dann noch abends mit dem Landdrojten 
von Bülow, dem General=Bolizeidireftor Wermuth und den betreffenden 
Beamten fonferiert *). Um aber die Angejftellten den Anordnungen des 
Minijteriums gefügig zu machen, fchredte man jelbjt vor den bedenflichiten 
Mapregeln nicht zurüd. In Aurich) war am 3. Oftober 1555 in einer 
Givilprozeffache, in welcher Obergerichtsafjefjor Pland als Referent fun- 
gierte, ein Erfenntnis abgegeben worden, in dem amtlich die Unverbind— 
lichkeit der Verordnung vom 1. Auguſt ausgefprochen wurde. Das gab 
der Negierung Anlaß, ohne ftändiiche Genehmigung am 7. Dftober ein 
jogenanntes „Notgeſetz“, „die unmangelhafte Befolgung der Geſetze und 
Verordnungen betreffend“, zu erlaffen — das jie mit der Berufung auf 
den $ 122 der Verfafjung **) zu rechtfertigen juchte. Darin war das 
Mipfallen und Befremden des Königs über die Entjcheidung des Ober: 
gericht in Aurich ausgejprochen und jodann verordnet, „daß derjenige, 
welcher als Mitglied eines Gerichts oder einer VBerwaltungsbehörde — 
einschließlich der Magiftrate — oder als Kirchendiener in Erfenntnifjen, 
Beicheiden, öffentlichen Erlaſſen, oder bei jonjtigen amtlichen Handlungen 
die Berfafjungsmäßigfeit und Rechtmäßigkeit der vom Könige verfündeten 
Geſetze und Verordnungen feiner Beurteilung unterziche oder beitreite, 
wegen Auflehnung wider die füniglichen Prärogative und wider die Ver— 
faffung mit Dienftentlaffung bejtraft werden jolle”. 

Dies Geſetz, „was alles, das bisher in Deutichland verordnet war, 
an Strenge überbot und den nadten Despotismus zum Gepräge hatte“, 
rief die unverhohlenſte Erbitterung hervor. Schatzrat Bothmer äußerte, 
„zur Zeit der Fremdherrſchaft könne micht toller gehauft fein“, und Yang 
meinte: „Die Folgen würden nicht ausbleiben“ ***), 

5 Borried an ben Hofrat Dr. Lex d. d. 21. Oktober 1855. 

**) Der 8 122 des Landedverfaffungsgeiekes lautet: 

„Außerordentliche, ihrer Natur nad der ftäudiihen Mitwirkung bedürfende, 
aber dur das Staatswohl, die Sicherheit des Landes ober die Erhaltung ber 
ernftlich bedrohten Ordnung dringend gebotene gejehliche Verfügungen, deren Zweck 
durch Verzögerung vereitelt werden würde, gehen vom Könige allein aus; diefelben 
dürfen jedod; eine Abänderung der Berfafjungsurfunde nicht enthalten, und müſſen 
außer Kraft geſetzt werden, jobald die Gefahr befeitigt ift, welche dad Geſetz ver» 
anlaßt hat. 

Bei VBerfündigung derfelben ift der Grund ihrer Ausnahme von der ftändifchen 
Mitwirkung zu erwähnen, auch find ſolche den allgemeinen Ständen behufs Wahr: 
nehmung ihrer verfaifungsmäßigen Rechte in Beziehung auf das Fortbeftehen des 
Geſetzes vorzulegen.” 

»**) Bericht eines Agenten d. d. 11. Oftober 1855. 
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Allein alle Bemühungen Borries’, der Negierung günstige Wahl- 
rejultate zu erzielen, hatten nur einen teilweifen Erfolg. Vergeblich be: 
reifte er die verjchiedenen Landesteile, wo er mit den Landdroſten Rück— 
jprache wegen der zu ergreifenden Maßregeln nahm. Einigen jchien es 
nicht am guten Willen, aber ihren „wenig korrekten“ Räten gegenüber 
an der nötigen Feſtigkeit zu fehlen; andere gaben von vornherein wenig 
günftige Ausſichten. Auch jeine perjünliche Anwefenheit in Celle und 
Göttingen hatte feinen Nuten für die fonjervative Partei. Nicht einmal 
auf die Reſidenz konnte man mit Bejtimmtheit zählen. Der Stadtdireftor 
Raſch war „von den Grundjägen des modernen Ktonjtitutionalismus er- 
füllt, Hatte Abneigung gegen die Grundariftofratie und fürchtete von jeder 
Kräftigung der Monarchie eine Stärfung des Einflufjes des Adels“ *). 

So fielen denn die Wahlen „im Bremenjchen und in einigen anderen 
Dijtrikten wider Erwarten gerade entgegengejegt“ aus*). Die Univerfität 
aber hielt Borries „politisch jo verfommen“, daß er feine erfolgreiche 
Einwirkung anzugeben wußte. Sogar der grundgelehrte Warnjtedt er: 
Ichien ihm wie ein Mann, der „jeichte und oberflächliche” Broſchüren 
jchrieb. Doch hielt er es für geraten, „daß die Herren Profejioren, welche 
nach Gehaltszulagen und Orden jehr itarfen Appetit haben, darin fortan 
auf Hungerfur geſetzt werden, damit fie doch auch erkennen lernen, was 
fie verdienen, wenn dort den Allerhöchiten Wünjchen jo wenig Berück— 
Jichtigung bewicjen wird“ **). Nach feiner Schäßung konnte die Negierung 
in der zweiten Kammer nur auf etwa 39 Stimmen zählen. Nur wenn 
fie auf Grund des S 96 des Yandesverfaffungsgejeges den Angeftellten 
die Erlaubnis zum Eintritt in die Ständeverfammlung verweigerte, lieh 
ji) durch die Nachwahlen oder durch Berufung der Erjagmänner viel- 
leicht ein günftigeres Nejultat erzielen. Allein auch diefe Berechnung 
trog. An Stelle des „ganz radifalen” Bürgermeijters Stüve wurde fein 
früherer Stollege im Minifteriun, Graf Bennigjen, gewählt. Die Stadt 
Stade entjandte für den Bürgermeifter Neubourg, dem der Urlaub gleich- 
falls abgejchlagen war, den Staatsminifter von Münchhaufen. Für den 
Senator Detering in Osnabrüd, dem es ebenjo ergangen war, trat fein 
Erjagmann, der „sehr ſchlecht“ gefinnte Kaufmann Reeſe ein. Der 
Bürgermeifter Grumbrecht wurde durch den Minifterialvorjtand Braun 
erjegt. Nur für den Bibliothefjefretär Dr. Elliffen in Göttingen gelang 


*) Borried an den Hofrat Dr. Lex d. d. 21. Dezember 1855. 
**) Borried an den Hofrat Dr. Lex d. d. 20. Dezember 1855. 
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es, feinen Erjagmann, den fonjervativen Obergerichtsrat Flügge in Die 
Kammer zu bringen. Derjelbe refignierte aber bald und an jeine Stelle 
trat der Amtmann Gelber. Der ebenfalls „ganz radifal“ gefinnte frühere 
Minifterialvoritand Lehzen war jchon im erjten Wahlgang fünfmal ala 
Abgeordneter und zweimal als Erjagmann gewählt. Er nahm das 
Mandat für Nienburg, Windthorft, der zweimal gewählt war, das für 
Papenburg an. Miniſter Dr. Meyer vertrat die Univerjität Göttingen. 
Neben ihm jahen die Altliberalen aus der vormärzlichen Zeit und die 
ländlichen Grundbefiger, wie der LYandlommiffär von Honjtedt, der Hof- 
befiger Adides u. a., die jchon in den Verfaſſungskämpfen von 1848 
mitgewirkt hatten. Viele der wütendjten Demokraten wie Albrecht, Bauer- 
meiſter, Elliffen, Gerding, Pland waren dagegen nicht wieder gewählt. 
Wenn die Negierung alfo nicht zu jchroff auftrat und der öffentlichen 
Meinung Zeit gab, ich zu beruhigen, jo war eine Vereinbarung mit 
den Ständen nicht ausgejchlofjen. 

Leider herrjchte jedoch über die Vorlagen, die den Kammern gemacht 
werden jollten, im Kabinett jelbjt feine Einigkeit. Am 8. Dezember hatte 
Borries, ohne vorher mit feinen Kollegen Rüdfprache zu nehmen, dem 
Könige Borschläge zur Menderung in der Zujammenjegung beider Kammern 
mit einer ausführlichen Denkjchrift überreichen laſſen. Darin erfannte er 
an, daß die erite Kammer ſogar in fonjervativen Streifen der Sympathie 
entbehre, ja, daß es den Ritterjchaften jelbjt ſchwer falle, „die jetige Zahl 
ihrer Deputierten in geeigneter Weife zu bejegen“. Deshalb hielt er es 
für ratjam, diefe zu ermäßigen und dagegen zwölf Abgeordnete der nicht 
ritterfchaftlichen Grundbefiger in die erjte Kammer aufzunehmen. Auch 
dem Gewerbeitande wollte ex wieder eine, wenn auch mähige, Vertretung 
bewilligen. Der Minifter von der Deden jah in dieſem eigenmächtigen 
Schritt eine Verlegung des vereinbarten Programms. Er bejchwerte ſich 
bitter, daß Borries feine „ominöfen“ PBropofitionen, ohne vorher ein 
Wort mit ihm darüber gejprochen zu Haben, beveit3 dem Könige und 
allen Miniftern vorgelegt habe, und forderte feine Entlajjung. „Du hajt 
daher mir gegenüber nicht gehandelt, wie es Deine Pflicht war,“ jchreibt 
er weiter, „und mußt Dir bei unbefangener Prüfung die große Haupt: 
jchuld des betrübenden Ereigniſſes beimefjen, wenngleich dasjelbe durch) 
Nebenumftände befördert jein mag“ *). Mit Mühe gelang cs, dem er- 
zürnten Mann zu beruhigen und zur Zurüdnahme jeines Geſuchs zu 


*) Deden an Borries d. d. 26, Dezember 1855. 
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bewegen, allein das qute Einvernehmen zwiſchen ihm und jeinem alten 
Freunde war für immer dahin. 

Sonſt verging der Winter ohne irgendwelche erwähnenswerte Er- 
eigniffe. Nur riß am 3. März 1856 der Tod des Minijterialvorstandes 
Lehzen eine empfindliche Lüde in die Neihen der Liberalen. Anfangs 
Januar war er von einer heftigen Lungenentzündung befallen, der er 
nach kurzer Hoffnung auf Genefung erlag. Eine unzählige Menge folgte 
dem Leichenbegängnis — und die Polizei ließ die Hauptteilnchmer des- 
jelben durch ihre Agenten aufzeichnen. Für Lehzen trat fein Erſatzmann 
Dr. Oppermann in die Ständeverfammlung ein, von dem es hieß: 

„Was Gift und Galle, das ift mein Fach; 
Zwar brüffe ih aud; gen Himmel, 

Dod Hab’ ich in meinen Adern nur Bier 
Und höchſtens Doppelkümmel.“ 

Am 2. April wurde der Landtag eröffnet. Vorher fand ein feier— 
licher Gottesdienjt in der Schloßfapelle ftatt, dem auch der König bei- 
wohnte. Die Thronrede stellte Vorfchläge wegen der Kammerkompoſition 
und des Wahlgefebes in Ausjicht. Ganz befonders wurde der Entwurf 
wegen Aenderung des Finanzfapiteld der Beachtung der Stände em- 
pfohlen. Denn, „die Art und Weije, wie das Verfaſſungsgeſetz von 1848 
die Kaſſenvereinigung hergejtellt hat“ — fo hie es — „enthält eine jo 
bedenfliche und bundeswidrige Schmälerung der Rechte der Krone, daß 
Se. Majejtät feit entjchlofjen find, eine wejentliche und durchgreifende 
Henderung dieſes Teils der Verfaſſung zu bewirken”. Falls aber wider 
Verhoffen die allgemeine Ständeverfammlung in feiner genügenden Weiſe 
darauf eingehen wollte, behielt ſich der König ausdrüdlich das Necht 
vor, „auf das ganze die Finanzen betreffende ſechſte Kapitel des Yandes- 
verfafjungsgejeges vom 6. Auguſt 1840 zurüdfehren zu fünnen“, 

In die erſte Kammer hielten nun die Nitter von neuem ihren 
triumpbierenden Einzug. „Sie machten es ſich auf den Sitzen, die ſechs 
Jahre Hindurch von den großen bäuerlichen Grundbefigern, Kaufleuten, 
Deputierten der Nechtsgelchrten eingenommen waren, ganz bequem, und 
nahmen eine Miene an, als wären die Jahre 1848— 1856 garnicht in 
der Welt gewejen. Die Bauern thaten nach ihrer Meinung befjer, wenn 
jie die langen blauen Röcke, oder gar die modernen Fracks wieder aus- 
zogen, um in der Jade Hinter dem Pfluge herzugehen“*). Daß 


*) „Sie Welf”, Seite 80. 
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dDiefe Kammer der Regierung feine Oppofition machen würde, ließ ſich 
vorherjeben. 

Anders war es im der zweiten. Dem befonderen Wunfch des 
Königs gehorchend hatte Borries auf feine Stellung als Deputierter der 
Bremenjchen Ritterjchaft rejigniert und die Verteidigung der Negierungs- 
interejfen in der Kammer übernommen. Daß feine Aufgabe feine leichte 
war, wußte er im voraus. Gleich) im Anfang jchon gab der Yand- 
fommiffär von Honjtedt die Erflärung ab, daß er die Oftroyierungen 
nicht für rechtsverbindlich halte, und ſich nur unter Protejt an den 
ferneren Verhandlungen beteiligen werde. Bei einer jpäteren Gelegenheit 
ſprach der Abgeordnete von der Hort IT für jich und jeine Freunde aus, 
daß fie nicht auf dem Boden des Nechts jondern der Thatjachen tänden, 
denen fie ich lediglich aus Gründen der Zwedmäßigfeit nur jo lange 
fügen wollten, als diejelben jtärfen feien, als das Necht. 

Die Führung der Oppofition fiel den fünf Exminiſtern, vor allem 
dem gewandten Windthorit zu. Sie waren allen ertremen Maßregeln 
abHold und hegten die Anficht, „daß noch mancher Riß zu Heilen, mancher 
neue Bruch zu vermeiden jei, und daß fich auf Grund der oftroyierten 
Berfafiung der Boden zur Wiederheritellung eines feiten und Jicheren 
Staatsgebäudes erlangen lafje“ *). Allein fie hatten ſich getäufcht, wenn 
jie glaubten, auch nur in einigen Punkten im Verein mit dev Adels: 
fammer die Regierung zum Nachgeben bewegen zu fünnen. Schon die 
erite Beratung der beiden fogenannten Notgejege führte zu großen Meinungs— 
verjchiedenheiten. Die erjte Kammer unterzog ſie nur einer flüchtigen 
Beurteilung. Was joll man dazu jagen, wenn ein Mitglied des oberiten 
Gerichtshofs, der jpätere Juftizminifter von Bar, erklärte, dem drakoniſchen 
Sejege vom 7. Oftober möge für die Zukunft wohl die Genehmigung zu 
verjagen jein, da feine Gefahr mehr vorhanden; aber die Frage, ob das— 
jelbe zweckmäßig und verfaffungsmäßig erlafien, müfje man bejahen, wo 
möglich einhellig, — weil die Kammer der Regierung vielen Dank ſchulde. 
DOberappellationsrat Graf Knyphauſen war zwar im Princip gegen das 
Geſetz, meinte jedoch, da es einmal erlaffen jei, dürfe man der Regierung 
fein Dementi geben. Und troß der eindringlichen Warnung des Schatz— 
rats von Bothmer, daß es fich um ein Prineip, um die Wahrung ſtändiſcher 
Nechte handle, erteilte die Kammer dem Gejege ihre Zuftimmung „mit 
dem vertrauensvollen Wunjche, daß die Negierung es außer Kraft ſetze, 


*) Oppermann a. a. ©., II. Zeil, ©. 435. 
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wenn die Gefahr vorüber je“. Auch das Geſetz vom 22. Dezember 
wurde in ähnlich oberflächlichen, von Danfbarfeitsgründen geleiteter Weije 
einhellig von der eriten Kammer erledigt. 

Die zweite Kammer übergab die beiden Gejege der ordnungsmäßigen 
Prüfung durch eine Kommiſſion, in der außer vier Exminiſtern und dem 
Dr. Oppermann noch Borries und Oberjuftizrat Dandert jahen. Darüber, 
daß dem Geſetze vom 7. Oftober die Genehmigung zu verjagen fei, war 
die Majorität des Ausjchuffes nicht in Zweifel. Was dagegen Die Be— 
jchränfung der Kompetenz der Schwurgerichte bei der Aburteilung politi- 
icher Verbrechen anbetraf, jo nahm die Sammer einen Antrag Windt- 
horſts an, der diefe Beitimmungen mit einigen Abjchwächungen bejtehen 
laffen wollte. Nach den Beitimmungen der Verfaſſung hätte num eine 
gemeinjchaftliche Kommiſſion beider Kammern zufammentreten müfjen, um 
zu einer endgültigen Entjcheidung zu gelangen. Allein die erjte Kammer 
wollte ſich darauf nicht einlaffen und beharrte auf ihrem Beſchluß. 
Schatzrat Bothmer regte daher bei der zweiten Beratung die Frage an, 
wie es mit dem Fortbejtehen folcher Notgefege wäre, wenn auch nur eine 
Kammer die Zuftimmung verweigerte. Da meinte der Landrat von Klencke, 
wenn zwei Faktoren — nämlich die Regierung und die erjte Kammer — 
harmonierten, jo käme es auf den dritten Faktor, die zweite Kammer, 
nicht an. Wenn es alfo zu einem ftändischen Beichluß darüber nicht 
komme, jo habe die Regierung das Necht, fie forteriftieren zu laſſen. 
Amtsafjeffjor von Düring ging noch weiter. Er ſprach, die Kammer 
gegen den Schein der Oberflächlichkeit verwahrend, mit Pathos das kühne 
Wort aus: „Daß die Regierung auch gegen den übereinftimmenden 
Beichluß beider Kammern das Necht habe, ſolche Gejehe be— 
ſtehen zu lajjen“, — und nur Schabrat von Bothmer und Herr 
von Grote-Jühnde protetierten gegen eine folche in einer ftändijchen 
Berfammlung noch niemals gefallene Aeußerung“). Dann aber 
genehmigte die Kammer das Geſetz nach den Beſchlüſſen der erjten Leſung. 
In der zweiten gab der Oberbürgermeilter Barkhauſen jein Votum dahin 
ab, „daß Stände es den Staatsdienern, wie den Magiftraten jchuldig 
jeien, den Alp des Gejeges vom 7. Dftober von ihnen zu nehmen“ 
— und die Kammer wiederholte ihre früheren Beſchlüſſe. Eine Einigung 
fam nicht zu ftande; aber die Regierung ließ die Notgejege be: 
jtehen. 


*) Oppermann a. a. D., II. Zeil, S. 437. 
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Die wichtigjte Vorlage betraf die Menderung des Finanzfapitels. An 
die Stelle der Krondotation, die nur eine verjtedte Civillifte fer, jollte 
eine Domantalausjcheidung treten, jo daß der König als größter Grund- 
bejiger „den Unterthanen näher träte“. Eine Kafjentrennung, wie fie zur 
Zeit des Landesverfafjungsgejeges beitanden Hatte, jollte jedoch nicht 
wieder eingeführt werden. Sämtliche Einkünfte der Domänen und Re— 
galien jollten vielmehr mit denen der früheren Landesfaffe in die fünig- 
liche Generalfajje fliegen, um dort vereinigt mit den Steuererträgen ver- 
waltet und für die Bedürfniffe des Staates verwendet zu werden. Dazu 
gehörte auch die Bedarfsſumme für den König und die Königin, ſowie 
die minderjährigen Prinzen und Prinzeſſinnen, welche, außer den Zinfen 
de8 in 3"/,, englifchen Stods angelegten tapitals von 600,000 Pfund Sterling 
auf 600,000 Thaler Yandesmünze fejtgeitellt wurde. Der König follte aber 
das Recht haben — und das ijt der Nardinalpunft der Vorlage — zur 
Deckung diefer Summe einen Komplex von Domanialgütern auszujcheiden, 
welcher nach Abzug aller darauf haftenden Lajten und Abgaben den 
gleichen Reinertrag lieferte. Dabei wurde jedoch der allgemeinen Stände: 
verjammlung weder eine Einwirkung noch eine Kontrolle Hinfichtlich der 
Verwaltung und Verwendung diefer Einnahmen zugeitanden. 

cher die Vorlage hatte zunächſt eine gemeinfame Kommilfion zu 
beraten. Die erite Kammer wählte die Minifter Graf Stielmannsegge 
und von Bothmer, jodann den Grafen Knyphauſen, den Rrüfidenten 
von Wangenheim, den Negierungsrat von dem Kneſebeck, Oberappellationsrat 
von Bar und Schakrat von Bothmer. Die zweite entjandte die fünf 
Erminifter und die radikalen Abgeordneten Dr. Oppermann und Guts— 
befiger Krönde — die ſich nachträglich verpflichtet fühlten, ihr diffentierendes 
Votum zu veröffentlichen. Zur großen GEnttäufchung des Minifters 
von Borries wurde weder er noch ein Mitglied der Rechten im dieſen 
Verfaſſungsausſchuß gewählt. Die Verhandlungen desfelben nahmen fait 
zwei Monate — Mai umd Juni — in Anfpruch, während derem die 
Stände vertagt wurden. Den vorwiegenden Einfluß aber übte der 
Minifter von Münchhaufen, der dem schwachen Präfidenten der Kommiſſion, 
Graf Kielmannsegge, bald das Heft aus den Händen wand. Unter 
feiner Führung erklärte ji) die Majorität der Mitglieder im Interefie 
der endlichen Nuhe und des Friedens mit einer Domantalausjcheidung 
im Princip einverjtanden. Much gegen die Erhöhung der Krondotation 
um 100,000 Thaler hatte fie nichts einzuwenden. Allein die vorgejchlagene 
praftijche Durchführung hielten jie für jo unheilvoll und gefährlich, daß 
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fie den König nochmals um eine ernfte Erwägung gebeten wifjen wollten. 
Beſonders bedenklich erjchien ihnen dev Modus, wie der Ertrag der aus- 
zufcheidenden Domänen nad) dem 2Ojährigen Durchſchnitt feſtgeſetzt 
werden follte. Wenn die Abſchätzung durch vier fünigliche und vier 
jtändische Kommifjarien vorgenommen wurde, jo war die Krone twegen 
der vorausfichtlicd; größeren Sachkenntnis ihrer Bevollmächtigten immer 
im Vorteil. Es müfje daher der allgemeinen Ständeverſammlung, ähn— 
lich) wie im 8 123 des Staatsgrundgejeges *), die nachträgliche Ent: 
jcheidung vorbehalten und dem Schaßfollegium feine bisherigen Rechte 
gewahrt bleiben. 

Der König fühlte Fi) durd) die Haltung Münchhaufens in der 
Kommiſſion jchwer verlegt. Wegen jeiner vermeintlichen Vorliebe für den 
modernen Konjtitutionalismus und jeines mannbaften Auftretens für 
jeine Ueberzeugungen war er ihm niemals jympathiich geweſen. Und 
nun hatte Borries dem Monarchen die Ueberzeugung beigebracht, daß der 
unveräußerliche Beſitz eines feiner ftändischen Kontrolle untenvorfenen 
Domaniallompleres zu den unumgänglichſten Attributen der Königs— 
würde gehöre. Das Votum Münchhaujens grenzte daher nach feiner 
Auffaſſung an Meajeltätsbeleidigung und er lieh ihm jowie feiner Ge: 
mahlin durch den Oberhofmarjchall von Malortie eröffnen, daß er fie 
beide fünftig nicht mehr bei Hofe zu jehen wünfche. Graf Bennigjen 
war aus eigenem Antriebe jchon länger nicht mehr dort erjchienen. In— 
folgedejjen mied auch der größere Teil des Hofadels, wenigitens öffent: 
lich, den Umgang mit diefen beiden vervehmten Männern Nur wenige, 
unter denen die Gemahlin des Minifters Grafen Kielmannsegge befonders 
hervorgehoben zu werden verdient, fetten ſich der föniglichen Ungnade 
aus, indem jie ihren früheren freundjchaftlichen Verkehr fortführten. 

In den Ständen jelbjt war eine Einigung über den Majoritäts— 
antrag der Kommiſſion nicht zu erzielen. Während die erjte Kammer 
im großen und ganzen das Finanzkapitel der Negierung billigte, nahm 
die zweite die Vorſchläge des Ausſchuſſes mit großer Majorität an. Ver: 
geblich drohte Schatrat Dr. Yang, dem damals im Geheimen Ausfichten 
auf Beförderung im Staatsdienft gemacht waren, die Annahme diejer 
Bejchlüffe werde die Folge haben, daß die Regierung oftroyiere, wozu 
fie vom Bundesausſchuß berechtigt jei; — aud) die lonferenzen beider 
Kammern führten zu feinem zufriedenstellenden Ergebnis. 


*) Ziehe denfelben I. Teil, S. 329 Anmerkung. 
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Den Geldforderungen der Regierung kamen indes die Stände mit 
der größten ?Freigebigfeit entgegen, obgleich es ſich herausitellte, daß das 
Defizit um 500,000 Thaler zu gering veranjchlagt war. Sie bewilligten 
große Summen für freie Niederlagen in Harburg, Emden und Xeer, 
jowie für den Hafenbau in Geejtemünde und genehmigten zahlreiche Ge— 
haltsverbefjerungen der Beamten. Auch die Dienftbezüge der Minifter 
wurden troß lebhaften Widerjpruchs in der zweiten Kammer von 4000 
auf 6000 Thaler erhöht, ja jogar für das verflojjene Jahr nachgezahlt. 

Der Milttärausfhur war nad langen Verhandlungen, die zum 
Teil mit dem Könige jelbjt geführt wurden, zu dem Nefultate gelangt 
dat die Summe von 2,005,289 Thaler jährlich im Ordinarium genügte, 
um den Anfprüchen des Bundes gerecht zu werden. Außerdem befürivortete 
er noch die Bewilligung weiterer 128,463 Thaler unter gewifien Be— 
dingungen. Die zweite Sammer aber wollte diefe Vorjchläge nur unter 
der Einjchränfung genehmigen, dat das ganze Militärablommen mit dem 
etwaigen Wiedereintritt der Kaſſeutrennung als aufgehoben zu betrachten 
jet. Ein Schreiben der Negierung vom 4. September wies zwar Dieje 
Bedingung zurüd, da fie nur den Zwed habe, den König an der Mus: 
übung feiner Rechte aus den Bundesbeſchlüſſen zu hindern; 
allein, jo ungerechtfertigt der Vorbehalt auch fein mochte, jo war dod) 
damit einer unangenehmen Kontroverſe das Feld eröffnet, die nur durch 
die jchleunige Vertagung der Stände abgefchnitten wurde. Bei dem Ab— 
jchiedsdiner der Nechten aber feierte der Dichter Blumenhagen gelegentlich) 
des üblichen Trinfjpruches auf „Landeswohlfahrt“ die Verdienfte des 
Königs in Schwungvollen Verfen und ermahnte das Wolf, „in gläubigem 
Vertrauen” auf jeinen Herrſcher zu jchauen, dejjen Wohl des Bolfes 
Leben ſei*). Am 7. September hob jodann eine fünigliche Verordnung 


+ „Schön wie der Bater in des Haufes Mitte, 
So fteht der König in des Landes Raum, 
Der Ehrfurcht Bild nach alter deutfcher Zitte, 
Ein ſtarker Schug, ein Tchattenreicher Baum. 
Wohl ruhet unter feinen fihern Zweigen, 

Das treue Volk mit gläubigem Vertrau'n; 
Denn, mag die Wolfe fich gewitternd neigen, 
Es fann getroft auf feinen Herrſcher jhaun. 
Des Königs Wohl ift auch des Bolfes Leben, 
Des Volkes Heil ift auch des Königs Glüd. 
Denn, was dem einen Herrliches gegeben 

Wirlt auf das andere jegensreich zurück!“ 
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— für deren Abfafjung der Schagrat Lang zum Generaljefretär des 
Finanzminiſteriums ernannt wurde — das Finanzfapitel von 1848 auf 
und ftellte das von 1840 wieder her. Nun fonnte die Oppofition mit 
einem Anfchein von Necht behaupten, da damit auch der Militäretat 
über die Summe des alten Abkommens hinaus nicht bewilligt fei, das 
Kriegsminifterium alfo mit der früheren Summe von 1,700,000 Thaler 
werde ausfommen müſſen. 

Ein Anlaß, diefen Vorbehalt geltend zu machen, fand jich jedoch 
nicht. Denn der Erlaß lieh deutlich genug erfennen, daß es der Regierung 
mit der wirklichen Heritellung der Staffentrennung gar fein Ernft war. 
Mit der Rückkehr zu dem einfachen Zuſtand vor 1848 fonnte ihr in 
der That gar nicht gedient jein. Weit entfernt, der füniglichen Kaffe den 
beabfichtigten Vorteil zu verfchaffen, würde er wahrjcheinlich bei den ge: 
jtiegenen Anforderungen, welche darauf ruhten, ein Defizit veranlaßt 
haben. Es wurde daher bis zu einer neuen Vereinbarung ein undurch- 
ührbares Proviſorium über die Verteilung der Ausgaben angeordnet, bei 
dem die um 100,000 Thaler erhöhte Bedarfsjumme de3 Königs zur 
Anrechnung fam. Außerdem follten dem Schagkollegium die Rechnungen 
über die Verwaltung der Domänen und Negalien fünftig nicht mehr zu- 
gehen, da diefe Einrichtung dem monarchiichen Princip nicht entjpreche. 
Dal Verhandlungen mit den allgemeinen Ständen auf diefer Baſis feinen 
Erfolg Haben konnten, ließ fich vorausjchen — und war auch gar nicht 
beabfichtigt. Die Regierung erflärte vielmehr am Schluß, daß, falls die 
Stände auf Wiedereinführung der Kafjenvereinigung gerichtete Wünſche 
bezeugen jollten, ſie gewiß gemeigt jei, darauf einzugehen, — jedoch mur 
unter der Vorausfegung, daß die von ihr zu machenden Vorjchläge eine 
genügendere Berücjichtigung fänden, als dies in der legten ſtändiſchen 
Diät ſeitens zweiter Kammer der Fall gewejen jei. 

Um diefe Zeit war die Bevölkerung von einer bis dahin nicht ge: 
fannten Spefulationswut ergriffen. Nach dem Zollanſchluß Hatte ſich die 
Induftrie in ungeahnter Weiſe entiwidelt. Schon im Jahre 1854 konnte 
jich Hannover an der deutjchen Gewerbeausjtellung in München ruhmvoll 
beteiligen. Eine im Ddemjelben Jahre vorgenommene amtliche Zählung 
aller im Lande vorhandenen Dampfmaschinen ergab bereit3 deren 236 
mit 2612 Pferdefräften und augerdem 201 Dampffejjel ohne Majchinen*). 
Bor allem aber that ſich Georg Egeſtorff in Linden durch jeine industriellen 


* Oppermann a. a. D., IL. Teil, ©. 414, 
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Unternehmungen hervor. Bereits 1824 hatte er dort eine Zuderfabrif 
gegründet, 1835 eine Dampfmafchinenfabrif etabliert, die bald die erſte in 
Deutjchland wurde und im Jahre 1859 jchon über 900 Arbeiter be- 
Ichäftigte. Aber auch andere unternehmende Männer machten ich durch 
ihre Fabrifate bald einen Namen und gewannen viel Geld. Jetzt wollten 
alle, die etwas Vermögen Hatten, ſchnell reich werden. Wie nachmals in 
der Zeit, als der Milliardenfegen ins Land gekommen war, jchoffen nun 
industrielle Aftienunternehmungen wie Pilze aus der Erde. Die Nien: 
burger chemische Fabrik, die Eimbeder Zuderfabrit und eine Maſſe anderer 
zogen das Intereſſe von den politischen Vorgängen ab. Allenthalben 
drängte ſich das Publifum, um feine Erjparnifje in jolchen jchwindel- 
haften Gründungen anzulegen. Hunderte von Sapitaliften fahen ihre 
Erjparniffe in der Zukunft verzchnfacht. In Nienburg entjtand damals 
jogar eine Champagnerfabrif. Eine ganz befonders traurige Berühmtheit 
aber haben fich das Peiner Hüttenwerf, das Rafeneijenfteinerz bearbeiten 
und die Neuftädter Hütte, die ihre Hochöfen mit Torf heizen wollte, er: 
worben. Beide gerieten bald in Liquidation. Zahlreiche Familien wurden 
an den Bettelftab gebracht, und noch dreißig Jahre jpäter erregten die 
Ruinen des Neuftädter Werks mit ihren hohlen Fenfteröffnungen die 
Verwunderung der vorbeifahrenden Reiſenden. 

Auch der Finanzminister Graf Kielmannsegge wurde von der all- 
gemeinen Zeitſtrömung angeftedt. Nicht bloß, daß cr mit freigebiger 
Hand Konzeſſionen zu Aktienunternehmungen austeilte; er überredete auch 
den König, da er durch Selbftbeteiligung jolche Beitrebungen fürdern 
müſſe. Jetzt wurde im wejentlichen mit den Mitteln der Kronkaſſe, ein 
Kohlen und Eifenwerf gegründet, dem man den jtolzen Namen „Georg— 
Marienhütte* gab. Natürlich drängte ſich nun der hohe Model und alles, 
was mit dem Hofe in Verbindung ftand, um fich rechtzeitig Aktien zu 
jichern. Sogar Hofdamen beteiligten ſich daran. Allein, obgleich das 
Unternehmen beſſer fundiert war, als die anderen Eifenwerfe, wurde es 
doch in den bald eintretenden allgemeinen Krach mit Hineingeriffen und 
mußte liquidieren. 

Zu gleicher Zeit hatte Nielmannsegge eine hannoverjche Bank kon— 
zejftoniert und mit dem Nechte privilegiert, Banknoten im Betrage von 
unbejtimmten Millionen auszugeben, während der Staat fich von allem 
Papiergeld freigehalten hatte. Die Aktien waren jchon vor ihrer Aus: 
gabe zu einem Kurje von 117“, Hinaufgejchwindelt, — da erhob der 
Minister von Borries Einfpruch. Seinem nüchternen vorfichtigen Charafter 
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waren derartige gewagte Spekulationen im höchiten Grade zuwider. Durch 
Erfundigungen bei den benachbarten Regierungen erfuhr er, daß die 
Banken dort umter der Kompetenz des Ministeriums des Innern ftanden, 
und erreichte c8, dak in Hannover das gleiche geſchah. Nun wurde ein 
Bankdireftor mit einigermaßen bejchränfkten Befugniffen ernannt und ihm 
ein Negierungstommiffar zur Seite geſetzt, der feine Thätigfeit übertwachen 
mußte. Diejen einträglichen Bolten, der mit einer Nemumneration von 
jährlich) 1500 Thaler dotiert war, erhielt dev Regierungsrat Schow. 
Durch diefe Mafregel wurde die Banf vor dem Zujammenbrucd) be- 
wahrt. 

Am 2. November erfchien eine fönigliche Proflamation, welche den 
alten Landtag auflöfte, Neuwahlen zum 15. Januar 1857 anordnete 
und die Zufammenberufung auf den 10. Februar feitiegte. Nun begann 
jeitens der Regierung eine Wahlagitation, welche trog der Vorgänge von 
1838— 1840 in Hannover ihresgleichen noch nicht geſehen Hatte. Eine 
vertrauliche Injtruftion vom 7. November — die freilich heute kaum 
mehr Aufjehen erregen dürfte — wies die fämtlichen Landdrojten an, 
„nicht nur jelbjt in jorgfältige Erwägung zu ziehen, in welcher Weiſe 
geeignete Wahlen für die zweite Kammer zu erzielen find, fondern aud) 
außer den Beamten dritte geeignete und einflußreiche PBerfönlichkeiten, 
namentlich Geiftliche, Amtsrichter, Wegbau:, Landesökonomie-, Poſt- und 
Stenerbeamte, ſowie die Amtsrentmeifter und Amtsgehülfen dafür zu 
interejfieren und zur thätigen Mitwirkung zu veranlafjen“. In den Städten 
jollten alle aktiven und penfionierten föniglichen Diener vom Militär: 
jtande wie vom Civil aufgefordert werden, fi) an der Wahl der Wahl: 
bürger zu beteiligen, auf dem Lande, foweit irgend thunlich, die Obrigkeit 
jelbjt die Wahl der Vorwähler leiten. Den Wahlfommifjarien aber ward 
empfohlen, „auf jede zuläſſige Weiſe“ Dritte, welche ſich in der zweifel— 
(ofen Abficht der Einwirkung auf die Wahl zum Wahlorte begaben, von 
dem Berfehr mit den Wählenden fern zu halten. Zur weiteren münd— 
lichen Beiprechung über diefe Angelegenheit, jowie zu einer näheren Dar- 
legung deſſen, was ſie bisher verfügt und bewirkt Hatten, wurden die 
Landdroften auf den 29. Novenber zu einer Konferenz in das fönigliche 
Palais bejchieden. | 

Und nun arbeitete die Regierungsmaſchine mit Hochdrud. „Won 
den mancherlei Gentraljtellen ergingen an die bei den Eifenbahnen, 
Pojten, Foriten, Steuern Angeftellten die gemefjenjten Weifungen; 
ebenjo von dem Juftizminifter an die Staatsanwaltichaften und das Unter 
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perjonal*). Der Generaladjutant lieh ich jogar die penfionierten Landwehr— 
offiziere von 1813 —1815 nicht entgehen, die jetzt als Gutsbejiger oder jonjt 
einflußreiche Leute auf dem Lande wohnten, und auch das fünigliche Ober- 
hofmarjchallamt verfäumte nicht, feine bejondere Aufmerkſamkeit behufs 
der Vorwahlen in der Reſidenz bis auf Orcheitermitglieder und Hof- 
bediente aller Gattungen auszudehnen... . Ueberall fonnte der Staat 
eingreifen. Der Minifter durchreijte jelbjt die Provinz Bremen und ver: 
ſprach hier Eifenbahnen, dort Chauſſeen und Landſtraßen, Hier freie 
Niederlagen, dort Schifffahrtsichleufen, dort Deiche. Der Landdrojt gab 
in Otterndorf ein Diner, wobei er der Stadt eine Schleufe, dem Siet— 
(ande Erleichterung von den Kanallaſten, dem Lande Hadeln eine Eifen- 
bahnverbindung mit Geejtemünde in Ausficht ſtellte. Im Göttingen 
hoffte man auf eine Garnifon, in anderen Städten fürchtete man ein 
Dbergericht, ein Amt oder Aıntsgericht zu verlieren“ **). 


Nechnet man dazu noch die Einwirkung der Regierungspreffe, die in 
demjelben Maße thätig war, wie die liberale, gebunden durd) die Maß— 
regeln der Regierung, auf jede Thätigfeit verzichten mußte, jo war das 
Nefultat der Wahlen ein durchaus natürliches und unvermeidliches. 
Namentlich der unabhängige Bauernjtand, obgleich er durch die Df- 
troyierungen mehr als andere verloren hatte, lieferte verhältnismäßig die 
meiſten minifteriellen Wahlen. Dies erklärte ſich durch die eigentümliche 
Beſchaffenheit des Wahlgefeges, welches die Wahl eines Deputierten nad) 
zweimaliger Filtrierung durch Urwahlen und Wähler jchlieglih in die 
Hände von ſechs bis höchjtens neun Wahlmännern legte, die ohne Mühe 
von Unterbedienten, Beamten, Geiftlichen uſw. dermaßen vorher bearbeitet 


*) Dies und das Folgende ift dem Aufſatz „Der Verfafjungsftreit in Hannover, 
von einem Hannoveraner“ entnommen, den dad „Deutihe Muſeum“, herausgegeben 
von Robert Prutz, im Jahre 1837 veröffentlichte. Siehe dajelbit die II. Abteilung 
in Ar. 20 vom 14. Mai, S. 742 ff. 

*) Für die Meine Stadt Dannenberg im Wendlande bewarb fi der Amtmann 
von der Deden. Als die dortige liberale Zeitung feine Wahl ald zweifelhaft hin- 
jtellte, erließ er eine Erwiderung, in der er e3 ald eine durchaus geeignete und 
gerechtfertigte Maßregel hinftellte, den Sitz eines Obergerichts, Amtsgerichts oder 
Amts zu verlegen, , wenn einflußreiche Bürger, 3. B. Brauer, Brenner und Kauf: 
leute darauf ausgehen, die Bewohner des platten Landes mit ihren der Negierungs- 
gewalt des Königs feindlihen Gefinnungen zu berüden“.... „Heinrich der Löwe, 
der große Ahnherr unferes Königs, lieh die Stadt Bardowiel zerftören. Sie war 
ungetreu ihrem Landesherrn. Ihr geihah ihr Recht.“ 
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werden konnten, daß fie ohne freie Ueberzeugung mit dem Namen des 
ihnen oftroyierten Deputierten zum Wahlaft kamen. Die Teilnahm- 
lofigfeit der ländlichen Bevölkerung fam dazu und bewirkte, daß meijtens 
die Bauermeilter als Vorwähler aus den Wahlen hervorgingen. 

Es ift eigentlich zu verwundern, daß troßden in dem 41 Ländlichen 
Wahldiſtrikten nur 20 Regierungsfandidaten Sieger blieben. In den 
Städten dagegen war die Negierung ihres Erfolges noch weniger ficher. 
Wenn fie wieder die früheren Minifter in die Ständeverjammlung ent: 
jandten, jo entitand die Gefahr, daß diefe an der Spike einer wohl: 
geſchulten Oppofition dem Kabinett ernftliche Schwierigfeiten bereiteten. 
Aber Borries wuhte jich zu helfen. Er redete dem Könige ein, daß es 
unvermeidlich zur „Untergrabung der NRegierungsautorität, zu einer parla- 
mentarischen Regierungsform führen müffe, wenn die abgetretenen Räte 
der Krone, welche in die geheimjten Negierungsangelegenheiten eingeweiht 
waren, in der Ständeverfammlung das beftehende Syſtem befümpften. In 
einer Kammer, welche neben einigen füniglichen Dienern, Bürgermeijtern, 
Aovofaten und Saufleuten vorzugsweife aus einfachen Landleuten be 
jtände, würde ein jolches Verhältnis jederzeit eine Anomalie fein. Es 
entjpräche vielmehr der allgemeinen Wohlfahrt, wenn der Eintritt eines 
gewejenen Minifters in die Ständeverfammlung von der Genehmigung 
des Königs abhängig wäre" *). 

Demgemäß erfchien am 15. Januar 1857, alfo zwei Tage vor dem 
Wahltermin, die berüchtigte „Ausführungsverordnung” zum Staatsdiener- 
gejeh vom 8. Mai 1852 und zum VBerfaffungsgefeg von 1840. Sie gab dem 
$ 96 des leßteren eine jeder Vernunft widerjprechende Auslegung dahin, daß 
auch penfionierte Staatsdiener noch als Staatsdiener zu betrachten feien, die 
den Chef3 ihrer Departements untergeordnet wären. Die Minifter 
und Minijterialvorjtände mit Ruhegehalt aber wurden der unmittelbaren 
Dientherrlichkeit des Königs unterftellt. Sie durften alfo nur mit feiner 
Erlaubnis an den Situngen der allgemeinen Ständeverfammlung teil: 
nehmen. Deren Nichtzulaffung lag daher Kar vor Augen und überall, 
wo man fie zu wählen beabjichtigt hatte, entjtand die größte Verwirrung 
und Ratlofigfeit. Der Generaljefretär Danfert aber pries in den „Hannover: 
jchen Nachrichten” die Weisheit der Negierung, deren Auge nichts ent- 
gehe, was auf einen glüdlichen Ausgang der Berfaffungswirren Einfluß 


) Biographiihe Aufzeihnungen des Minifters von Borries. Manuſtript. 
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haben fünne. Es müfje dies den auf dem Staatsschiff Befindlichen ein 
höchſt angenehmes Gefühl der Sicherheit und Beruhigung gewähren, indem 
fie daraus ſähen, daß die das Steuerruder führende Hand eine kräftige, 
fenntnisreiche, mit allen Schwierigfeiten der Fahrt bekannte feit! — 

Und ſelbſt diefe Mafregel genügte Borries noch nicht. Ja, er zug 
den König mit in den Kampf der Parteien. Als die Univerfität trotz 
aller jeiner früheren Warnungen den Erminifter Dr. Meyer gewählt 
hatte, dem der Urlaub verweigert wurde, bejchied er die beiden Profeſſoren 
Ribbentrop und Siebold nad) Hannover und veranlafte den Monarchen, 
fie auf den Gehorfam, den fünigliche Diener ihrem Allerhöchiten Herrn 
ſchuldeten, aufmerkſſam zu machen. Infolgedeſſen wählte die Univerjität 
den wegen feiner unabhängigen Gefinnungen befannten Grafen Bremer, 
der jedoch ablehnte und für dem im der nächſten Diät fein Erfagmann, 
der Obergerichtsvicedireftor Kannengießer eintrat. 

Daß der König ſich in den durch drei Logen repräfentierten Frei— 
mauverorden hätte aufnehmen lafjen, um auf die Wahlen in der Refidenz 
einzuwirken, ift abjolut ausgejchlojfen. Allein es war doch cin günstiger 
Zufall, daß diefe Aufnahme gerade in den Tagen jtattfand, wo die Wahl- 
männer-Wahlen in Hannover vor fi gingen. Er konnte alfo den 
Bürgern aus den Meittelflaffen, die befonders zahlreich in dem Orden 
vertreten waren, im perjönlichen Verfehr jeine Anfichten über ihre Unter: 
thanenpflichten entwideln. Allein, trogdem fich ein jogenanntes monarchiſch— 
fonfervatives Wahlfomitee von 108 Berjonen gebildet hatte, fiel dennoch 
das Ergebnis nicht nach Wunfch aus. Die Nefidenz wählte nach hartem 
Kampfe einen oppofitionellen und einen gefügigen Kandidaten und der 
Kandidat, der mit einer Stimme gegen den Stadtdireftor Raſch unterlag, 
war — Rudolf von Bennigfen. Durch diefen Ausgang fühlte ich der 
König tief verlegt. Al er im Sommer von Magiftrat und Bürger: 
vorjtehern zur Schüßenfeftfeier eingeladen wurde, mußte Borries denfelben 
zunächit eröffnen, daß eine jolche Einladung zur Zeit und bis zum Auf- 
geben der prinzipiellen Oppofition nicht angenommen werden könne. 
Gegen dieſen Vorwurf verwahrte fich das Bürgervorjteher- Kollegium. 
Darauf erfolgte auf Befehl des Königs eine Verfügung, worin die Form 
und Ausdrucksweiſe diefer Verwahrung gerügt wurde, „in der man nur 
einen ferneren Beleg dafür erbliden fünne, wie zu Allerhöchitem Leidwefen 
die fundgegebene Ungnade eine wohlverdiente ſei“. Erſt als die jtädtifchen 
Stollegien ſich wegen ihres Vorgehens entjchuldigten, wurde ihnen die 
Verficherung erteilt, dah Se. Majejtät der Refidenz Ihre Huld und 
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Gnade wieder zuwenden wollten, unter der Vorausjegung, daß fie ihre 
Ergebenheit auch bethätigen und fünftig befjer wählen würde *). 

Unter der Anwendung jolcher Mittel war natürlich das Refultat 
der Wahlen von 1857 ein für das herrjchende Syſtem günftiges. Das 
Minifterium konnte auf 42 Stimmen in den Städten und von dem 
platten Lande zählen. Dazu kamen noch die drei vom Könige ernannten 
Mitglieder, drei Deputierte der Stifter und zwei Deputierte der Konjiftorien, 
jo daß die Regierung über 50 jichere Stimmen gebot. Dennod) erachtete 
jie es für nötig, diefe Mehrzahl bejtändig unter Kontrolle zu Halten. 
Die Mitglieder der Partei mußten ſogar an einem gemeinfamen Tifche 
efjen, und einer großen Mehrzahl von ihnen ward in der Kammer ihr 
Pla angewiejen. Dort wurden jie, namentlich die Bauern, von den 
königlichen Beamten in die Mitte genommen und erhoben fich, wenn es 
zur Abſtimmung fam, wie ein Mann, nach den Wünjchen von Borries. 
Diejer ſelbſt ging mit lächelndem Geficht zwijchen feinen Getreuen hin 
und her, diejem eine Priſe bietend, jenem auf die Schulter klopfend. 

Die erfte Kammer zeigte ſich noch jerviler, als ihre Vorgängerin. 
Die Ritterjchaften hatten alle diejenigen Deputierten, die jich in der 
(egten Diät die Ungnade des Königs zugezogen Hatten, von der Wahl 
ausgejchloffen. Die Kalenbergiih-Grubenhagenjche wählte das fenntnis- 
reichjte ihrer bisherigen Mitglieder, ihren eigenen Landſyndikus von Lenthe, 
nicht wieder. Auch Herr von Grote-Fühnde, der gegen die bekannte 
Aeußerung des Aſſeſſors von Düring Proteſt erhoben Hatte, verlor jeinen 
Si. Ja, der Hlammerrat von der Deden, an deſſen Rechtſchaffenheit 
und jtreng monarchifcher Gefinnung niemand zweifelte, — den jedoch 
Borries für „feinen politischen Charakter“ hielt **) — konnte, dejjen Ein- 
fluß gegenüber, fein Mandat erringen. 

Bei der Eröffnung der Ständeverfammlung war die zweite Kammer 
nur jehr lückenhaft bejegt. Die Wahl des Deputierten für Emden, 
Konſul Brons, wurde auf Grund des $ 93 des Landesverfaffungsgejetes 
angefochten, weil er Mennonit jei. Der Eintritt des Obergerichtsanwalts 
von der Horjt II, der in Ejens gewählt war, wurde von dem Widerruf 
einer Erklärung abhängig gemacht, welche er im Laufe der legten Diät 
über die Nechtsgiltigfeit der Verordnung vom 1. Auguft 1855 abgegeben 
hatte. Die fünf bäuerlichen Deputierten von Dftfriesland waren wegen 

*) „gie Well”, ©. 9õ ff. 

**) Borries an deu Hofrat Dr. Lex d. d. 28. Nov. 1855. 
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eines Fehlers bei dem Urwahlen gar nicht einberufen, jo daß die ganze 
Provinz nur durch den Abgeordneten für Leer vertreten war, wo der 
Bürgermeifter Schow im regierungsfreundlichen Sinne gewirkt hatte. 
Borries war über den ungünftigen Ausfall der oftfriefischen Wahlen jehr 
entrüjtet. Er maß diefen Ausgang feinem alten Antagoniften, dem Land- 
droften von Marjchald bei, der jeine Anordnungen lar befolgt habe und 
1855 nicht einmal die Wahl Bennigjens in Aurich zu hindern vermocht 
hatte, Und als Marjchald ſelbſt, der 15 Jahre die Provinz verwaltet 
hatte, und dort jehr beliebt war, zum Abgeordneten für die zweite 
Kammer gewählt wurde, verweigerte man ihm den Urlaub. Darin fah 
der tüchtige Mann mit Necht einen Beweis, dag ihm das fünigliche Ver: 
trauen fehle und erbat feine Entlafjung, die ihm ſofort gewährt wurde. 
An jeine Stelle trat der gejchmeidige Bacmeiiter. 

Von noch weit verhängnisvolleren Folgen it die Ausſchließung der 
fünf Erminifter aus der zweiten Kammer geweſen. ie hatten ſtets nur 
das Wohl ihres engeren Baterlandes im Auge gehabt. Jet fiel die 
Führung der Oppofition von jelbjt dem Abgeordneten für Göttingen, 
Rudolf von Bennigjen, zu, einem Manne von fchranfenlojem Ehrgeiz. 
Schon als Knabe hatte er jich zu erjchießen verfucht, als er bei der 
Verjegung in eine höhere Klaſſe übergangen wurde. Er ſtammte aus 
einem hochangejehenen niederjächliichen Nittergejchlecht, das jchon im 
14. Jahrhundert den welfiichen Herzogen Lehnsfolge geleiftet hatte und 
Itand im 34. Lebensjahre*).. Er war von hoher ſchlanker Gejtalt und 
den liebenswürdigiten Umgangsformen. Seine Staatsitellung hatte er 
im vorigen Jahre aufgegeben, um jich ganz der politischen Thätigfeit 

*) Karl Wilhelm Rudolf von Bennigfen war am 10, Juli 1824 als Sohn 
des nachmaligen hannoverihen Militärbevollmädtigten am Bundestage, General- 
majord von Bennigfen, in Lüneburg geboren. Im Jahre 1842 bezog er die 
Univerfität Göttingen, fiedelte aber ſchon im nächſten Jahre nach Heidelberg über. 
Nach beftandener Staatsprüfung wurde er 1846 als Aubitor beim Amte Lüchow 
angeftellt, bald darauf aber zur Juſtizkanzlei in Hannover verjeßt. 

1850 warb er zum Juftizfanzleiajieiior in Murich ernannt und fam 1852 
nad) der neuen Juftizorganijation als Obergerichtsajfefjor und Vertreter des Staats— 
anwalt3 nah Hannover. 1854 an das Obergericht in Göttingen verjegt, nahm er 
1856 jeinen Abſchied aus dem Staatsdienft, um fortan ganz ber Politik leben zu 
fünnen. 

Seine Thätigfeit nad) der Ummälzung des Jahres 1866 im Reichstage und 


im preußiſchen Landtage, feine Wahl zum Landespdireftor im Jahre 1868, feine 
Ernennung zum Oberpräfidenten (1888) und fein Nüdtritt jind bekannt. 
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widmen zu fünnen. Nun ftürzte er jich mit dem Feuereifer der Jugend 
in den Kampf für die bedrohte Verfaſſung. Mit flammender Beredjam- 
feit griff er die bejtehende Regierung an. Schneidende Kritik jtand ihm 
ebenjowohl zu Gebote, wie eine zündende bilderreiche Sprache, wenn er 
das Wort ergriff, um das Borriesiche Regiment zu geißeln. Vielleicht 
hat er geglaubt, daß er dermaleinit, wie Stüve, berufen werden würde, 
um der Negenerator des Landes zu werden, aber er bejaß weder dejjen 
umfajjende Gejchäftsfenntnis, noch feinen nüchternen flaren Blick für die 
realen Erforderniffe der Zeit. Er war weit mehr Idealiſt wie praftischer 
Staatsmann. Echöpferische Ideen wie Stüve und Miquel, jelbjt wie 
Borries hat er faum gehabt, aber als Agitator war er unvergleichlich. Seine 
Stärke bejtand in der Negation. An der Spige eines Häufleins von 
24 Getreuen, das bald auf 18 zufammenjchmolz, befämpfte er jede Vor- 
fage der Regierung als verfehlt und verwerflich. Oft genug mag fid) 
der vornehme Mann unter feiner Gefolgichaft nicht jehr wohl gefühlt 
haben. Bon dem Hofbefiger Redefer aus dem Hamelnfchen z. B., der 
ihm befonders bei den militärischen Fragen jefundierte, jagte ein ſtändiſches 
Epigranm: 

„Eripart muß werden in jeder Art, 

Das ift’3, worauf ich mic fteife. 

Sch fpare ſchon felber an meinem Bart 

Die Kämme und die Seife.“ 


E3 genügte nun, daß ein Gejeg oder eine Verordnung den Ständen vor- 
gelegt wurde, um von der Oppojition als den Abjolutismus fürdernd 
bezeichnet zu werden. Immer mehr arteten die Debatten in der zweiten 
Kammer zu einem Wortgefecht zwifchen Bennigjen und dem Miniſter 
von Borries aus, der indefien an Schlagfertigfeit feinem Gegner ge— 
wachen, an Sachfenntnis und Logik ihm meiſt überlegen war. Wieder 
und wieder rief der Oppofitionsführer dem Miniſter zu, „daß fein Syſtem 
unheilvoll für das Land und diefem verhakt fei, daß es ſelbſt von der 
Staatsdienerfchaft nur unwillig getragen werde, und daß die Lauheit im 
Lande gejchtwunden, der Sieg der Dppofition im nächjiten Wahlfampfe 
zu hoffen jei“*). Ganz befonders richtete Bennigjen jeine Angriffe gegen 
die Forderungen der Kriegsverwaltung. Derjelbe Mann, der nachher 
der Reichsregierung ungezählte Millionen bewilligte, feilfchte mit dem 
hannoverjchen Minifter um jeden Thaler, der verlangt wurde, um den 


*) A. Kiepert, „Zum 7Ojährigen Geburtätage Rudolf von Bennigſens“, S. 18. 
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Bundesforderungen zu genügen. Bon Slafernen für Infanterie, deren 
Notwendigkeit bei der furzen Präjenzzeit auf der Hand lag, wollte er 
nichts wifjen. Dagegen ſuchte er das alte verbrauchte Agitationsmittel 
der Bequartierung der Kavallerie auf dem Lande wieder hervor und 
forderte für dieſe Waffe die Kaſernierung. Er und jein Sefundant 
Nedefer ereiferten ich gelegentlich über „unerträgliche Militärlaſten“, 
über „Unfittlichkeit*, wenn einmal 9—10 Kavalleriften in einem Dorfe 
einquartiert gewejen waren. Und doch Hatte dieſe Einrichtung Tängit 
aufgehört, eine Laſt zu fein, feitdem die Quartiergeber reichlich entjchädigt 
wurden, und die Gremtion der Nittergüter aufgehoben war. Vom 
finanziellen Standpunfte aus lieh fich vielmehr gegen diejes Syſtem ent- 
jchieden nichts einwenden, jo mangelhaft es auch in militärischer Hinficht 
jein mochte. 

Bennigjen erfannte jedoch früh genug, dah es der Kammeroppoſition 
allein nicht gelingen würde, das Borriesſche Regiment zu ftürzen. Und 
da ließ er fich, verblendet durch feinen brennenden Ehrgeiz, verleiten, es 
von außen her zu Disfreditieren. Er wird fi) von dem Vorwurf nie 
reinwafchen fünnen, daß er gegen feine innerjte Ueberzeugung Borries 
einer undeutjchen Gefinnung, ja ſogar rheinbündlerifcher Tendenzen be- 
zichtigt und dadurch den Hab und die Verachtung nicht bloß der 
nationalliberalen Partei, jondern ganz Deutjchlands auf ihn herbei— 
gezogen hat. 

Dabei gab er fich felbjt Hinfichtlich der Löfung der deutjchen Frage 
den jeltfamsten Illuſionen Hin. Er glaubte die deutjche Einheit mit 
Kammerreden, Parteiverfammlungen und Schügengilden herftellen zu 
fönnen. Und als es endlich offenbar wurde, daß nur noch das Schwert 
entjcheiden konnte, da jtellte er, weniger jcharffichtig als Lafjalle, der die 
wahren Abfichten Bismarcks durchichaute, ſich und feine Partei in den 
Dienft der preußifchen Eroberungspolitif. Er ijt e8 geweſen, der durch 
feine Agitationen in Berlin eine übertriebene Vorjtellung von der Miß— 
jtimmung in Hannover hervorgerufen, und die preußische Regierung zu 
dent Glauben gebracht hat, daß das Land anneriongreif jet. 

Das Ergebnis des Krieges mag feinen Erwartungen dennoch nicht 
ganz entjprochen haben. Vergeblich glaubte er nod) innerhalb des 
Rahmens der preußifchen Militärherrichaft die liberalen Träume feiner 
Jugend verwirklichen zu fünnen. Allein er fand bei Bismard fein Gehör, 
der fich nicht entjchließen fonnte, ihm einen Minifterpoften anzuvertrauen, 
jo gern er es auch der öffentlichen Meinung wegen gethan hätte. Die 
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Verdienſte Bennigjens um die Erhaltung einiger Befonderheiten feines 
Heimatlandes werden indes dadurch nicht gefchmälert. 

Ein Unglüd it es jedoch für ihn gewejen, daß er am Schlufje 
jeiner politiichen Laufbahn zum Oberpräfidenten der Provinz Hannover 
berufen wurde. Es ließ fich vorherjehen, daß er an der Spite des vor- 
maligen Königreichd, zu deſſen Totengräbern er gehörte, ſich in Wider- 
jprüche aller Art verwideln mußte, und daß er die ſchwerſten Mißgriffe 
nicht vermeiden fonnte, 

Die ſtändiſche Seſſion war nur furz. Die einzige bedeutende Vor— 
lage der Regierung betraf das Finanzfapitel, insbejondere die oftroyierte 
Verordnung vom 7. September 1856. Bevor diefer Gegenstand zur 
Verhandlung fam, mußte über die Giltigfeit der Wahlen des Konfuls 
Brons und des Abgeordneten v. d. Horft entjchieden werden. Darüber, 
daß der erjtere nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht zugelaffen werden 
fönnte, war die gefamte erjte Kammer und die Majorität der zweiten 
einig. Vergeblich fuchte Bennigſen am 14. Februar in feiner Jungfern- 
rede nachzuweiſen, daß man nach heutigen Begriffen eine Kirche als be- 
jtehend annehmen müfje, wenn ich eine Gemeinſchaft auf Grund cines 
religiöfen Bekenntniſſes gebildet habe. Ebenſo vergeblich wendete er fich 
am 25. Februar in glänzender Rede gegen die Beanftandung der Wahl 
des Dr. v. d. Horft. Amtsrichter Klee vechtfertigte fie „aus der Natur 
der Sache“. Er erklärte, das den Abgeordneten verfafjungsmäßig zu: 
ſtehende Recht der freien Rede leugnend, Horjts Verwahrung jtimme mit 
den Rechten und Pflichten eines Deputierten nach der Verordnung vom 
1. Auguſt 1855 nicht überein — und die gefügige Majorität der zweiten 
Kammer jchlo ihn ohne allen und jeden rechtlichen und gefeßlichen Grund 
aus. Die gehorjame erjte Kammer aber erklärte jich, mit alleiniger Aus- 
nahme des Schagrats von Bothmer, der dringend davor warnte, jich nicht 
abermals auf ein Gejeg, jondern auf das Staatönotrecht zu jtügen, ein— 
ftimmig für den Antrag der Regierung. 

Die Borlage über Verteilung der Ausgaben zwijchen der Föniglichen 
und Landesfaffe, welche jcheinbar eine Wiederherjtellung der Beitimmungen 
des Finanzfapiteld von 1840 fein jollte, wich von dem, was bisher ver- 
faffungsmäßig feitftehend und althergebradht war, ganz willfürlich ab. 
Ausgaben, welche auf dem Domanio ruhten, und vor der tafjenvereinigung 
bejtändig von diefem getragen waren, jollten unn „wegen notorijcher 
Unzulänglichkeit der Mittel der füniglichen Kaſſe“ der Landeskaſſe zur 
Lat fallen. „Selbjt der gejchulteften Tialektif wird es nicht gelingen, 
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die Verfafiungsmäßigfeit der Verordnung vom 7. September nachzumeiien“, 
fagte Bennigfen. Auch war es gar nicht die Abficht der Regierung, 
diefe in den Klammern zur Disfuffion zu bringen, da eine Prüfung der 
Unzulänglichfeit der föniglichen Kafje hätte vorangehen müfjen. Es war 
vielmehr ein abgefartetes Spiel, als am 16. Februar Regierungsrat 
v. d. Kneſebeck, lebhaft unterftügt von dem Erblanddrojt von Bar, im der 
eriten Hammer den Antrag stellte, die fönigliche Regierung um bald- 
thunlichite Wiederaufnahme der im vorigen Jahre erfolglos gebliebenen 
Verhandlungen über die Stafjenvereinigung zu erjuchen. 

In zweiter Kammer hatte Amtmann Oftermeyer jchon am 14. Februar 
denjelben Antrag eingebracht. Hier aber forderte die Oppofition fommifjarische 
Prüfung. Bennigjen bezeichnete das Verfahren der Regierung geradezu 
als eine Überrumpelung. Die durch Einflüſſe von obenher unvollftändig 
gebliebene Kammer, jagte er, jei nicht in der Lage, einen jo wichtigen 
Beſchluß unvorbereitet zu fafien. Allein es Half nichts. Die Majorität 
nahm mit 38 gegen 18 Stimmen den Antrag an, und ein jtändijcher 
Ausschuß, in welchen nur ein Mitglied, das halb und Halb zur Oppofition 
gehörte, gewählt ward, wurde niedergejegt, um die erbetene Regierungs- 
vorlage, die jich von der des vorigen Jahres fat gar nicht unterjchied, 
zu prüfen. 

Die Kammern machten dann das Finanzkapitel im Sinne des Gou- 
vernements in kürzeſter Zeit fertig. Am 23. März; 1857 wurde das Er- 
widerungsjchreiben der Stände genehmigt, und jchon am nächiten Tage 
das neue Finanzkapitel publiziert. Die willfährige Majorität jubelte. 

„gerftreut find der Juriften Schniger, 
Der höchſte Herr ift Grundbeſitzer.“ 
jang der Hofbefiger Rudolph. 

Schagrat von Bothmer, der mit dem ganzen Verfahren, namentlid) 
mit der Benachteiligung der Nechte des Schaßfollegiums, nicht ein— 
verstanden war, nahm infolgedeſſen feinen Abſchied. 

Die Kammern hatten daher für ihn und für Lang, der zum General: 
jefretär des Finanzminiſteriums ernannt war, zwei neue Schabräte zu 
wählen. Die Wahl der erjten Sammer fiel auf den Forſtmeiſter von Alten, 
die der zweiten auf den Amtmann Dftermeyer. Um fie zu fichern, hatte 
man jie an einem Tage vorgenommen, wo die fünf ojtfriefischen Depu— 
tierten, die jämtlich der Oppofition angehörten, noch nicht daran teil- 
nehmen fonnten — da die Negterung noch feine Zeit gefunden hatte, ihre 
nachträglich eingelieferten Vollmachten zu prüfen. 
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Am 30. März wurden die Etände vertagt, nachdem fie noch einem 
Sefegentwurfe über die Zuftändigfeit der Beamten hinjichtlich der ſo— 
genannten Höfefontrafte zugejtimmt Hatten. 

In die Kommilfion zur Ausicheidung der Domänen entjandte die 
erjte Kammer zwei jehr verjtändige gewiſſenhafte Männer, den Ober: 
gerichtgrat von Schlepegrell und den Landrat von Holleufer. Die ziveite 
wählte einen königlichen Diener, den Amtmann Schwarz, und einen Bauer 
namens Kemna — von dem man willen wollte, dag ihm die Bachtung 
einiger wertvoller, zur Domäne Ruthe gehöriger Wiefen in Ausficht ge- 
jtellt jet. Die Regierung dagegen ernannte den Staatsminifter von Borries, 
den braven, allgemein gejchägten Oberforjtrat Burkhard, den Kammer: 
fommifjar Andreae und — den Finanzdirektor Bar zu ihren Bevollmächtigten. 
Der letztere jcheint den Beweis haben liefern zu wollen, daß er in Wirf- 
fichfeit nicht daran gedacht hatte, den neuejten Finanzmaßregeln Oppo— 
fition zu machen. Und in der That ließ es ſich die Majorität der 
Kommiſſion angelegen fein, ſich durch möglichjt niedrige Schägung den 
Danf des Königs zu erwerben. Sie berechnete den Bruttoertrag der aus: 
geichtedenen Grundſtücke auf 703 600, dem Neinertrag nach Abjag von 
Häuferiteuern, Wegelajten, euerverficherung, Landbau= und Verwaltungs: 
fojten auf 498 174 Thaler. Bei diefer Taration aber jcheint fie in mehr 
wie einer Hinjicht ganz eigentümlich zu Werfe gegangen zu fein. Ober— 
gerichtsammalt Miquél in Göttingen, der bei dieſer Gelegenheit zuerjt 
jeine hervorragende Begabung für Finanzſachen dokumentierte, bewies in 
jeiner rajch berühmt gewordenen Eleinen Schrift „Das neue Hannoverjche 
Finanzgeſetz vom 24. März 1857” fchlagend, daß ungerechnet die Er- 
höhung der Bedarfsjumme des Königs der Geſamtſchaden des Landes bei 
diefer Ausscheidung jchon im erjten Jahre im ganzen 211491 Thaler 
betrüge. Mit Eritaunen las man darin, daß die Differenz zwiſchen dem 
in Anrechnung gebrachten 20 jährigen durchichnittlihen Brutto-Ertrag 
und dem des Jahres 1857,58 nicht weniger wie 118802 Thaler betrug, 
daß demnach der Pachtertrag um fo viel zu niedrig veranjchlagt war. 
Und das war noch nicht alles. Bei der Feſtſetzung des Neinertrages 
hätte man daher auch nur den 20 jährigen Durchichnitt der Laſten und 
Abgaben für diejelbe Periode von 1836—1856 in Abzug bringen dürfen. 
Statt dejien Hatte die Kommiſſion diefe dem höheren Betrage zur Zeit 
der Ausicheidung, die Grund» und Häuferjteuer jogar nach) dem Termin 
vom 1. Juli 1858 abgejegt. Unbejtimmte und fteigende Lajten dagegen 
mußte das Land ganz behalten. Ja noch mehr. Ber einer oftfriejischen 
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Domäne war der Pachtdurchichnitt zu 525 Thaler Gold fejtgeitellt. 
Darin war eine jehr beſchränkte Weideberechtigung auf einem gleichfalls 
der Herrjchaft gehörenden Heide- und Moorterrain von über 4000 Morgen 
inbegriffen. Später aber nahm die Kronverwaltung dieje ganze Heide: 
und Moorfläche jelbit ala ausgejchiedenes Krongut in Anſpruch, das 
gering angefchlagen einen Wert von 100000 Thaler repräfentierte*). 

Dieje Enthüllungen erregten allenthalben ungeheures Aufjehen, und 
der allgemeine Unwille jprach fic jo unverhohlen aus, daß der Finanz— 
direftor Bar ſich veranlaßt jah, eine Gegenſchrift — „Die Ausscheidung 
der Domänen für Seine Majeftät den König von Hannover“ — zu ver- 
Öffentlichen, in welcher er indes zugeben mußte, daß der Gewinn ber 
Kronkaſſe 104— 120000 Thaler jährlich betrüge. „Was wollen aber,“ 
meinte Herr Bar, „120000 Thaler bedeuten, wenn es ſich darum Handelt, 
das Nechtögefühl des Königs zu befriedigen!“ — Er jelbjt aber wurde 
zum Geheimen Finanzdirektor, Diitglied des Staatsrats und — Vorjigenden 
der Verwaltung der ausgejchiedenen Domänen ernannt. 

Der Geburtstag des Königs im Jahre 1857 brachte einige Ueber: 
rajchungen. Es rief allgemeines Erftaunen hervor, als an die Stelle 
des verjtorbenen General-Poſtdirektors Nudloff der Bruder des Kriegs— 
minijterd von Brandis, ein penjionierter Gendarmerieoffizier, von dem 
bis dahin kaum jemand etwas gehört Hatte, berufen wurde Mit 
noch größerer Verwunderung aber vernahm man, daß Brands’ Schwager 
den durch den Tod des alten würdigen Generals Prott (gejtorben am 
16. Februar 1857) erledigten Boten des Chefs des Generalftabes erhalten 
hatte. Louis von Sichart**) gehörte zu den erjten Offizieren, die in die 


*) „Die Ausfheibung bes hannoverſchen Domanialguts und das Verfahren der 
Feſtſetzungslommiſſion auf Grund des Gejeges vom 24. März 1857” von J. Miquel 
©. 67 ff. 

**) Louis Heinrich Friedrid Sichart von Sichartshoff ftammte aus einer im Jahre 
1734 vom Kaiſer Karl VI. geadelten, jpäter in der Gegend von Hof anſäſſigen Nürn- 
berger Ratrizierfamilie. Er war am 15. Juni 1797 in Herzberg am Harz geboren, wo 
fein Bater als Lieutenant im 6. lurhannoverſchen Kavallerieregiment in Garnifon 
ftand, Seine erfte militärische Ausbildung erhielt er auf ber weitfälifchen Artillerie- 
und Geniefchule zu Kaffel, und trat im September 1813 als Eieve bei einer Batterie 
ein, bie dazu dienen mußte, König Jeromes Nüdzug zu deden. Nah dem Zu- 
fammenbruc des ephemeren Königreichs Weftfalen wurde er auf Verwendung feines 
Großonkels anfangs 1814 im 2, Linienbatailon der königlich deutichen Legion an- 
geftellt, in deffen Reihen er die Schlacht von Waterloo mitmachte. Nach der Auf— 
löfung der Legion trat er in das hannoveriche Garde-Grenadierregiment, das in der 
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am 1. Oktober 1823 ins Leben gerufene Generaljtabs-Afadeınie auf: 
genommen waren, und gelangte im Jannar 1829 nach abgelegtem Schluf- 
eramen definitiv im den eneraljtab, dem er während der nächjten 
20 Jahre ununterbrochen angehörte. Trog der mannigfachen Kenntniffe, 
die er fich erworben hatte, läßt fich jedoch nicht leugnen, daß ihm eine 
gewiffe Oberflächlichkeit anhaftete. In feinem freien offenen Verftande 
leuchteten oft wahrhaft geniale Lichtblige auf, aber bei allem, was er 
angriff, fehlte ihm die Ausdauer. Ernjte Arbeiten fangweilten ihn bald. 
Er beſaß weder die tiefe Gelehrſamkeit Protts noch die unermüdliche Ar: 
beitsfraft Jacobi. Für defjen düfteren ftrengen Ernſt hatte er daher 
fein Verſtändnis. Vielmehr war er ein Freund des heiteren Lebens- 
genuffes und liebte es, ſoweit es ihm jeine Mittel erlaubten — und nicht 
erlaubten, im feinem Haufe Gäjte um fich zu verfammeln, die er dann 
mit der größten Liebenswürdigfeit bewirtete. Wegen jeines Verhaltens 
nach der Auflöfung des Bundesforps in Holjtein hatte er fich die Un— 
gnade des Königs Ernſt August zugezogen, der ihn am 1. Januar 1849 
als Stabsoffizier zum 6. Infanterieregiment nach Verden verbannte, und 
fein Unglüd wollte, daß er einige Jahre jpäter hier mit feinem früheren 
Chef, dem General Jacobi — dem nunmehrigen Kommandeur der 2. In: 
fantertedivifion — wieder zufammentraf, dem er niemals jympathijch ge 
weien war. Die Stellung Sicharts wurde daher eine höchſt ungemüt- 
liche. Jacobi, ein jtarrer, unbeugjamer Charakter, beobachtete faum die 
üblichen gejelligen Formen, wenn er Veranlaſſung fand, jeine Autorität 
geltend zu machen. Wegen der geringsten Unregelmäßigfeiten im täglichen 
Garniſondienſt bejchied er den unglüdlichen Bataillonsftommandenr zu jich, 
um ihm einen Verweis zu erteilen. Auch fpäter behandelte ev ihm bei 


Haupt» und Refidenzftadt garnijonierte. Im Jahre 1829 in den Generaljtab auf> 
genommen, nahm Major von Sichart 1848 ala Chef des Stabes des Generals 
Halkett an dem Feldzug in SchleswigsHolftein teil, wurde aber am 1. Januar 1849 
in das 6. AInfanterieregiment, das in Verden ftand, verfeßt. In diejer Zeit wurde 
er mit einer Depntation nad) Rußland entjandt, um an den Krönungsfeierlichkeiten 
des Haren Aleranders II. teilzunehmen. Im Jahre 1857 wieder in den Generaljtab 
berufen, hat er demfelben bis zur Kataftrophe von 1866 ald Chef vorgeftanden. 
Beim Ausmarih der Armee wurde ihm vom König die demnächſtige Verwendung 
als Divifionär zugefichert; allein die Auflöfung des Heeres ſchnitt auch ihm dic 
weitere militäriiche Laufbahn ab. 1871 fiedelte er nad Hameln über, wo er nad) 
ſchweren Leiden am 14. April 1882 ftarb. 

(Nekrolog des Benerallieutenants von Sichart von B. Poten im Militär- 
wochenblatt vom 10, uni 1882.) 
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dienstlichen und auferdientlichen Gelegenheiten mit der größten Nüd: 
fichtslofigfeit. 

Daß der König trogdem die Ernennung Sicharts zum Chef des 
Seneralitabes genehmigte — die das Erſtaunen der Nichteingeweihten und 
das noch größere Erjtaunen der Uffiziere des Stabes jelbjt erregte — 
beweiſt den gewaltigen Einfluß, den Brandis jchon damals auf ihn aus: 
übte. Selbit der Generaladjutant fonnte nichts dagegen thun. Er 
erwirfte aber jchon vorher vom Könige den Erlaß eines neuen Regle— 
ments für den Dienftbetrieb des Generalitabes, wonach der Chef zwar 
„formell unmittelbar unter dem Berchle Seiner Majeſtät“ jtand, aber 
„über bejondere neue Einrichtungen und wichtige Dienjtgegenitände dem 
Generaladjutanten Anzeige zu machen hatte“. Dieſer jollte dann dem 
Könige in jedem einzelnen ‚Falle Bericht erjtatten, der danach beitimmen 
würde, „ob der Chef des Generaljtabes Allerhöchitdemfelben einen erläutern: 
den Vortrag halten follte“ *). 

Sicharts dienftliche Thätigfeit war dadurch aufs äußerſte bejchränft. 
Auf dem hiſtoriſchen Gebiet dagegen hat er ſich unbeftreitbare Verdienite 
erworben. Seine vierbändige, auf gründlichem Duellenftudium beruhende 
„Geſchichte der königlich hannoverjchen Armee“ wird, was man aud) 
gegen die Form der Darjtellung einwenden mag, ihren Wert behalten. 
Cie giebt jedem, der fich mit der Gejchichte der von ihm behandelten 
Periode bejchäftigt, einen zuverläfjigen Führer ab. 

Sn der Armee war Sichart wenig beliebt. Die Kavallerie jah jogar 
in ihm einen entjchiedenen Gegner, namentlich jeitbem er im Jahre 1862 
zur fünfzigjährigen Gedenkfeier des berühmten Neiterangriffs von Garzia- 
Hernandez eine „Jubeljchrift“ veröffentlicht Hatte, worin er auf Grund 
franzöjifcher Tuellen nachzuweiſen juchte, daß es nicht reguläre Karrees, 
jondern zujammengelaufene Haufen von Flüchtigen geweſen wären, welche 
die tapferen Dragoner geiprengt hatten. Der König aber hatte infolge 
der Jacobiſchen Berichte von vornherein eine wenig günftige Meinung 
von ihm gefaßt und wegen feiner Art, gewiſſe Dinge, auf die er großen 
Wert legte, auf die leichte Achjel zu nehmen, it Sichart ihm niemals 
befonders ſympathiſch geworden. Der herrichlüchtige Generaladjutant 
von Tichirichnig aber benußgte diefen Umstand, um dejjen Wirkungsfreis 
noch mehr einzujchränfen. Der Striegsminiiter von Brandis dagegen 
glaubte genug gethan zu Haben, als er feinem Schwager den einträglichen 


*) B. Boten a. a. O., ©. 10, 
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Poſten verjchaffte und ließ die Dinge gehen, wie fie gehen wollten, 
Durch das Zuſammenwirken aller diefer Umftände fam es jchlieglich jo 
weit, daß der Chef des Stabes weder bei Mobilmachungen noch jonft 
um etwas gefragt wurde, während der dem Generaladjutanten beigegebene 
Seneralftabsoffizier alles das bejorgte und bearbeitete, was eigentlich 
jeines Amtes gewejen wäre. Oft erfuhr er erit durch die Zeitungen, wenn 
Truppenfonzentrierungen, Mobilifierungen und dergleichen wichtige mili- 
tärische Mahnahmen angeordnet waren. Nur in ganz einzelnen Fällen 
wurde ihm die Ausarbeitung des Details überlaffen und dann war er auf 
dies wenige womöglich noch eiferfüchtiger als der Generaladjutant auf 
jeine Mllmacht. Dislofationen, Rekognoszierungen u. dergl. machte ev faft 
ſämtlich jelbjt, jo dak den Offizieren des Stabes auch die wenigen Ge— 
legenheiten, ich in derartigen Arbeiten zu üben, genommen wurden. 
Daß bei diefer Sachlage das ganze Generalitabsinftitut einigermaßen 
in Mißkredit fam, iſt begreiflich genug. Als es galt, die Militärvorlage 
in den Ständen durch jemand anderes al3 den mittlerweile gänzlich unfähig 
gewordenen Generaladjutanten vertreten zu lafjen, wurden nicht Offiziere 
dieſes Korps, jondern andere, die dem König empfohlen waren, damit be- 
auftragt. Sogar militärpolitiiche Mifftonen übertrug man Männern, auf 
die der Monarch durch äußere Zufälligkeiten aufmerfjam geworden war. 
Das Jahr 1857 bezeichnet den Höhepunft in der perjönlichen Macht: 
jtellung Georges. Aber er konnte jich faum verhehlen, daß die Miß— 
ftimmung im Lande lawinenartig anfchwoll. Das Eintreten einer aus— 
wärtigen Verwidelung, die die allgemeine Aufmerkſamkeit von den inneren 
Zuftänden abzog, wäre ihm daher jehr erwünscht gemwejen. Und dazu 
gab gerade damals die jchleswigsholfteinische Angelegenheit, die von neuem 
akut zu werden drohte, begründete Hoffnung. Am Ende des Jahres 1856 
herrſchte vollftändisches Einvernehmen zwijchen dem Hannoverjchen und 
dem Berliner Kabinett. Dem Bundestagsgejandten von Bismard, der 
im Dezember perjönlich nach Hannover fam, fprach der König wiederholt 
jeinen Danf für die in der Berfaffungsfache gewährte Unterjtügung aus. 
Dabei äußerte er ſich ſehr ſympathiſch für ein Eriegerifches Vorgehen 
gegen die Schweiz, zu dem Friedrich Wilhelm damals anläßlich des un- 
flugen royaliftischen Putjches im Neuenburg entichlojien war. Georg 
hatte ſich jchon im Dftober für die „eingehendjte Berückſichtigung der 
preußischen Anträge” am Bunde ausgejprochen*) und hielt jest einen 


*) Herzog von Coburg a. a. O., II. Zeil, ©. 361. 
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jolhen Schritt für unvermeidlich, da niemand Preußen nad) dem Ver— 
halten der Echweiz zumuten fönne, ftille zu figen*). Wie die Angelegen- 
heit bald nachher durch die Freigebung der Gefangenen und Ztipulierung 
einer Entfchädigungsiumme für Preußen erledigt wurde, ijt befannt. 

Leider hielt das gute Verhältnis zwijchen den beiden Nachbaritaaten 
jedoch nicht lange an. Am 2. Oftober 1855 hatte die dänische Regierung 
eine neue Verfaſſung eingeführt, worin fie, den Klaren Zuficherungen des 
Londoner Protokolls von 1852 zuwider, einen Gejamtjtaat errichtete, in 
dem unter dem Namen eines NReichsrates ein Parlament mit einer erdrüden- 
den Mehrzahl dänischer Stimmen mit aller Kompetenz für Gejetsgebung 
und ‚zinanzen in den gemeinschaftlichen Angelegenheiten enticheiden jollte. 
Dies gefchah zur Zeit des Krimkrieges, der wachjenden Erbitterung zwiſchen 
den deutichen Mächten. Kaum aber war der Friede geſchloſſen, jo ſchickten 
ſich die holjteinischen Stände zu einer Beichtverde beim Bundestage an**). 
Manteuffel forderte daher den preußifchen Vertreter in Frankfurt auf, zu 
berichten, welche Ausfichten cine folche Eingabe bei der hohen Verſamm— 
lung haben würde. Die Antwort Bismards iſt höchſt charakteriftiich. Er 
mahnte zur Vorſicht. Die Mehrzahl der deutjchen Regierungen, meinte 
er, würde mit Eifer einem bundesrechtlichen Borgehen zuftimmen, um den 
Wünfchen der Bevölferungen entgegen zu fommen, aber jtet3 mit Sorge 
auf Defterreihs Entichliegungen Hinbliden. Dabei würde der Erfolg 
immer von den Entjchlüffen der fremden Großmächte abhängen. Es jei 
aljo jede Mafregel zu vermeiden, welche ihnen Anlaß zu einer feindlichen 
Einmifchung geben fünnte „Immer aber würde das wahrjcheinliche Er: 
gebnis auch im günftigften Falle Hinter den Anforderungen des popu— 
lären Eifers in Deutſchland zurücbleiben. Ob Preußen dabei bejtimmte 
Vorteile für ji) gewinnen würde, ſei jehr zweifelhaft. Keinenfalls 
wäre cin Grund zu dem Wunſche vorhanden, daß die Holjteiner 
unter ihrem Herzoge ſehr glüdlich lebten; fie würden dann gar 
fein Interejje für Preußen mehr haben, während ein ſolches 
Intereſſe gelegentlich ſehr nüglich jein könne.“ 

Die Abficht, die jchleswig-holiteinifche Frage demnächſt zu Gebiets: 
erweiterumgen für Preußen in Norddeutichland zu verwerten, Elingt aus 








*) Bismard an Manteuffel d. d. 22. Dezember 1856. (Poſchinger a. a. D. 
IV. ©. 247.) 

**) Das Folgende ift im wejentlichen dem v. Sybelſchen Werke: „Die Be— 
gründung des deutſchen Reichs duch Wilhelm I.” entnommen. (Siche daſ. 
IIl. ®b., ©. 93 ff.) 
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diefem Erpoj6 deutlich genug hervor. So faßte man offenbar die Sad)- 
lage auch am Wiener Hofe auf. Und es jcheint dem Einfluffe des Ge— 
jandten von Stodhaufen und des Krafen Kielmannsegge, „die jo ſchwarz— 
gelb wie möglich ſind“*), gelungen zu fein, dieſen Anfchauungen auc) 
beim König Georg Eingang zu verjchaffen. 

Im Juli erfuhr Bismard, daß in Hannover wirklich eine Schwenfung 
nach der Öjterreichifchen Seite ftattgefunden Hatte. Er glaubte aber, der 
Umstand, daß Preußen ſchon jeit Jahren durch) feinen jtändigen Gejandten 
vertreten jei, habe diefen Umjchwung veranlaßt. Noſtitz jchade nämlich 
bei feinen gelegentlichen Anwejenheiten durch fein Ungeſchick mehr, als er 
nüge, Prinz Mjenburg aber könne bei feinen genierten Vermögensverhält- 
niffen und feiner offiziell zu geringen Stellung nicht mit dem wirklichen 
Sefandten am Hofe rivalifieren. Der öfterreichifche Bevollmächtigte Graf 
Ingelheim habe daher in allen deutjchen Fragen allein das Ohr des Königs, 
und Habe vermutlich diefem infinmiert, „daß wir mit Frankreich verhandelt 
hätten, um Hannover in einen großen Sahdebufen zu verwandeln“ **). 

Und in der That lag alle den Gerüchten, die Damals auch in Berlin 
furjierten, ein Körnchen Wahrheit zu Grunde. Bismard, der jehr bald 
erfannte, daß für eine Politik, die darauf Hinauslief, das preußische Macht: 
gebiet in Norddeutichland zu erweitern, Defterreich nicht zu haben fein 
würde, hatte im Wpril bereits eine Reife nach Paris unternommen, um 
die Anfichten Napoleons III. über dieſe Angelegenheit zu erforjchen. Hier 
gewann er den Eindrud, daß es von großem diplomatischen Nutzen fein 
würde, wenn man den Kaiſer, der ſich lebhaft für die preußifchen Heeres: 
einrichtungen interefjierte, aufforderte, den bevorſtehenden Korpsmanövern 
am Ahein beizumwohnen. Er meinte, ein jolcher Bejuch, der den Verdacht 
eined Einverjtändniffes mit Frankreich erweckte, wäre das beſte Mittel, 
den Heinen Staaten die Ueberlegenheit Preußens zu zeigen und deffen 
Stimme am Bundestage ein ausjchlaggebendes Gewicht zu verfchaffen. „Sie 
werden rücjichtsvoll und vertrauend jein im Verhältnis ihrer Furcht. Ihre 
Intereffen und Sondergelüfte ftehen der Gejamtrihtung der 
preußiſchen Politik entgegen, Bertrauen zu ung werden fie nie 
haben, jeder Blick auf die Harte benimmt es ihnen. Nur die Un- 
eigennüßigfeit unjeres Allergnädigjten Herrn bietet ihnen Sicherheit für 
die Gegenwart” ***), 


*) Bismard an Manteuffel d. d. 17. Nov. 1856. (Poſchinger, II. Zeil, ©. 32.) 
**) Bismard an Gerlach d. d. 27. Juli 1857, 

**) Bismard an Gerlach d. d. 30. Juni 1857, 

Hafſell, W. v, Das Königreih Hannover. Bd. II, 24 
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Allein Bismarck fonnte mit feinen Argumenten nicht durchdringen. 
Am Hofe warf man ihm vor, daß ihm der Parvenü auf dem franzö- 
ſiſchen Throne imponiere, daß man das Prinzip des Kampfes gegen die 
Nevolution opfere, wenn man jich mit demfelben alliiere. Vergeblich ent- 
gegnete er, dak er „Sympathien und Antipathien in betreff auswärtiger 
Mächte und PBerfonen vor feinem Prlichtgefühl im auswärtigen Dienfte 
feines Landes weder an jich noch an anderen zu vechtfertigen vermöchte, 
daß er darin den Embryo der Untreue gegen den Herrn und das 
Land, dem man dient, jühe”;*) — er fand fein Gehör. 

Preußen ſtand alfo ganz allein, wenn es auf dem Wege direkter 
Verhandlungen mit Dänemark vorfchreiten wollte. Daß Rußland ſich 
auf defjen Eeite jtellen würde, ließ fich faum bezweifeln. In England 
hatte man jchon vom erjten Auftauchen der Streitfrage an erfannt, worauf 
fie hinauslief. Daß die Mifhandlung der Herzogtümer nur den Vor: 
wand liefern jollte, um den Kieler Hafen für Preußen zu erwerben, 
daran zweifelte weder Palmerfton, „der mit der auswärtigen Politik 
Ichaltet wie ein zorniger alter Trunfenbold, der Töpfe und Taffen zer: 
Ichlägt, weil er fein Geld verjpielt hat“**), noch die gejamte englifche 
Preſſe, die ihrer Erregung in den roheiten Ausfällen nicht bloß über die 
preußifche Bolitif, jondern auch über die damalige Bewerbung des Kron— 
prinzen um die Hand der älteiten Tochter der Königin Luft machte. 

Graf Blaten beforgte, dat die Mächte als Garanten der dänischen 
Sefamtmonarchie auf Grund des Londoner Protofolles ſich in feinem 
alle von der Einmischung würden zurüdhalten lafjen, da man Holjtein 
nicht helfen könne, wenn man nicht den Beitand der dänischen Geſamt— 
verfaflung angriffe. Dabei war er naiv genug zu glauben, daß die 
Sräfin Donner, die Geliebte Frederiks VIL, vielleicht durch Geld und qute 
Worte für Nenderung der Berfaffung oder auch für die Abdankung des 
Königs zu gewinnen jei***), 

Eine jolche Hintertreppenpolitif war aber durchaus nicht nach dem 
Sinne Georgs V. Er hielt es für feine Pflicht, „nicht um Popularität 
zu buhlen, jondern, wo es galt, vor feiner Gefahr zurüdzufchreden, das 
vaterländijche Necht, die vaterländische Ehre zu vertreten, und jo jelbjt 
die edleren Gefühle des Volkes zu leiten, geiſtig und moralijch zu 


*) Bismard an Gerlach d. d. 2. Juni 1857. 
+, Bismard an Gerlady d. d. 8. April 1856. 
**«) Bismard an Gerlach d. d. 12. März 1857. 
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herrſchen, nicht bloß mit der phyſiſchen Macht, die nie genügte”*). Die 
beiden deutjchen Großmächte aber wollten offenbar die Frage verjumpfen 
laffen und die jüddeutjchen Regierungen zeigten ſich lau und zurücdhaltend. 

ALS daher Ende Dftober 1857 eine erneute Beſchwerde Lauenburgs 
beim Bundestage einging, beauftragte Georg feinen Gejandten, den feit 
März 1856 in Frankfurt beglaubigten Herrn von Heimbruch, auf Grund 
de3 S 31 der Wiener Schlußakte zu beantragen, daß die hohe Verſamm— 
fung nunmehr ex offieio die Sache in die Hand nehmen und Dänemark 
auffordern jolle, feinen Verpflichtungen nachzufommen. Graf Platen und 
Zimmermann begaben ſich außerdem mehrmals perjönlich nach Frank— 
furt, um die Sache zu betreiben. Der hannoverjche Antrag fam dem 
Präfidialgefandten Graf Rechberg höchjt unerwartet und unerwünſcht. Er 
bemühte ſich jedoch vergeblich, Heimbruch nicht zu Worte fommen zu laſſen. 
Huch der dänische Gejandte war jehr erregt. Man fei, jagte er, in 
Kopenhagen befonders empfindlich wegen der Vorliebe, die man in Hannover 
für Lauenburg und in Lauenburg für Hannover habe. Den Beichluf, 
ohne weitere Kommunikation zur Exekution gegen Dänemark zu jchreiten, 
fonnte Heimbruch jedoch nicht durchjegen. Namentlich) Bayern zeigte ein 
bereitwilliges Entgegenfommen für alle dänischen Berfchleppungsverjuche **) 
und die Angelegenheit wurde, wie üblich, den Ausſchüſſen überwieſen. 
Setzt glaubten auc) die Großmächte nicht länger jtillfigen zu jollen. Am 
11. Februar 1858 erfolgte auf ihren Antrag ein Bundesbeichluß, wonach) 
die Gejamtverfaffung von 1855 als im rechtlicher Wirkſamkeit beſtehend 
nicht anerkannt werden fünne und man von Dänemark bejtimmte Anz 
gaben erwarten müfje, wie es den Abreden von 1852 nachzufommen 
gedenfe. Als dann der hannoverſche Gejandte in jeinem Votum noch) 
darauf beitand, daß in der Motivierung des Ausjchußberichtes wenigjtens 
der dänischen Zujagen in betreff Schleswigs Erwähnung gejchehe, wurde 
diejes pure abgelehnt, da Bismard und Rechberg nicht darauf eingehen 
wollten. Ein ergänzender Antrag Heimbruchs, von der dänischen Re— 
gierung zu verlangen, daß fie, che nicht die Forderung des Haupt: 
bejchlufjes erfüllt wäre, davon abjtehe, neue Geſetze, Verfügungen und 
Geldauflagen Hinfichtlich der Herzogtümer Holitein und Lauenburg zu 
bejchliegen und auszuführen, wurde gleichfalls den Ausjchüffen über: 
wiefen, gegen den Widerjpruch Wechbergs, der injtruiert war, Die 
*) Denkichrift des Großherzogs von Oldenburg d. d. 9, März 1858. 

**6) Bismarck an Manteuffel d. d. 80. Oktober, 9. und 19. November 1857. 
(Poidinger a. a. O., III. Zeil, S. 166 ff.) 
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Wünſche Dänemarks ſoweit wie möglich zu berüdjichtigen, ohne ſich 
von der Haltung Preußens offenkundig zu entfernen. Seine Abneigung 
gegen das Vorgehen Hannovers aber bewies der öfterreichtiche Geſandte 
dadurch, dar auf feinen Betrieb Heimbruch nicht in den Grefutions- 
ausihug gewählt wurde. Das war ein höchjt unpolitifcher Schritt, der 
den König Georg aufs tiefite verlegte und ihm bei aller Hinneigung zu 
Dejterreic) bewog, jeine üble Meinung über das gegenwärtige Wiener 
Kabinett und namentlich den Grafen Buol deutlich zu erkennen zu geben*). 
Ein neuer Zwijchenfall trug dazu bei, die Verftimmung des Königs 
zu vermehren. Heimbruch hatte Weifung, anzuzeigen, daß feine Regie— 
rung bejchlojien habe, dem Vorgange Preußens folgend, gleichfalls ihr 
Intereſſe an der Sache der Herzogtümer reell zu bethätigen und den 
matrifularmäßigen Beitrag zur Unterjtügung der vormalig ſchlesweg— 
holiteinischen Offiziere ſchon jest in die Bundesmatrifularfaffe einzuzahlen. 
Da er aber fürchtete, daß der Präfidialgefandte, wenn er dieſe Abficht 
frühzeitig erführe, Hannover dadurch trafen würde, daß er den Antrag 
in der Berfafjungsjache von der Tagesordnung abjegte, gab er ihm erſt 
unmittelbar vor der entjcheidenden Sitzung davon Stenntnis. Nechberg 
war aufs höchſte entrüfte. Er behauptete, die beabjichtigte Erklärung 
involviere einen Antrag und müſſe nach $ 19 der Gejchäftsordnung dem 
Präjidium 24 Stunden vorher mitgeteilt werden. Vergeblich remonjtrierte 
Heimbruch, eine Beſchlußfaſſung ſei erſt erforderlich, wenn Hannover die 
Einzahlung mache und Diefelbe von der Bundesfafje etwa zurückgewieſen 
würde. Er fonnte nicht einmal dazu gelangen, im Namen feiner Regie— 
rung eine bezügliche Mitterlung an die YBundesverfammlung zu machen. 
„Die nehme ich nicht an, das laſſe ich mir nicht gefallen,“ rief Nechberg 
überlaut, und nur mit Mühe brachte Bismard es dahin, daß die Er- 
flärung verlefen wurde, jedoc, ohne Aufnahme in das Protofoil**), 
Die Abjtimmung über den hannoverſchen Berfaffungsantrag lich ſich 
jedoch richt mehr abwenden, und jeine Annahme, wenngleich in chvas 
modifizierter Form, war ein großer Triumph für den König Georg. 
Die energiſche Politik Hannovers fand allgemein in Norddentjchland Ich» 
haften Wiederhall. Der Großherzog von Oldenburg schrieb feinem Schwager***), 


*) Bismard an Manteuffel d. d. 19, und 22, Februar 1857. (Poſchinger 
a. a. ©., IIL, ©. 233 ff.) 
*), Bismardan Manteuffel d. d. 26. Febr. 1858. (Poſchinger a. a. O. IIL, S.244.) 
***) Großherzog Peter von Oldenburg an den König Georg V. von Hannover 
d. d. 9. März 1858, 
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er hätte „die Schritte der beiden deutjchen Großmächte mit wenig Hoff: 
nung auf Erfolg betrachtet und auch vom Bundestage wenig Heil ſich 
verjprochen. Erſt die Umficht und Energie, mit welcher ſich der König 
diefer hochwichtigen Frage angenommen, habe feine Hoffnung wieder 
belebt”. Dem Briefe war eine ausführliche Denkjchrift über die „Be— 
deutung des deutſch-däniſchen Konflikts und jeine Wirkung auf Deutjch- 
lands äußere und innere Verhältniſſe“ beigefügt. Darin jpricht der 
Großherzog die Anficht aus, daß „Dänemark es in der Hoffnung auf des 
Bundes Schwäche und der großen Kabinette Unterftügung zum äußerften 
fommen lajjen wird, wenn man ſich mit halben Konzeſſionen begnügt. 
Wenn man aber nur die Erbfolgefrage aus dem Spiel läßt, jo fann man die 
Großmächte jchon zurücdweijen, befonders wenn man Energie zeigt, und 
das Ausland fieht, daß Deutjchland wirklich zum äußerjten entjchloffen 
iſt“. . . „Nachdem der Bund die Sache der deutjchen Herzogtümer, dieſe 
Frage des Nechts, des konſervativen Prinzips, die zugleich eine Frage 
der nationalen Ehre geworden ift, in die Hand genommen hat, muß er 
auf jede Gefahr hin diefelbe zum chrenvollen Ende führen, will er nicht 
einen politischen Selbjtmord begehen“. . . . Vor allem ift e8 die Aufgabe 
der norddeutichen Staaten,” jo fährt er fort, „einmütig Hand in Hand 
zu gehen und die weniger entjchlofjenen mit fich fortzuziehen. Hannover 
hat mit rühmlichem Beifpiel vorangeleuchtet und deshalb it zu wünſchen, . 
daß die Staaten des 10. Armeekorps demnächſt mit der wahrjcheinlichen 
Bundeserefution beauftragt werden und dab Hannover mit Deren 
Leitung und der Bejtellung des Givilfommifjars betraut wird. Der rein 
deutjche Charakter der Frage würde durch diefe Beſtimmung recht Elar 
gemacht werden und eine Einmiſchung des Auslandes eher zu vermeiden 
jein, wenn die beiden deutjchen Großmächte von der Exefution aus: 
gefchlofjen wären.” 

Dem König Georg waren dieſe Auseinanderjegungen wie aus der 
Seele gejprochen. Er jah in der ganzen Streitfrage eine durch höhere 
Fügung gebotene Gelegenheit, dem deutjchen Bunde „bei der deutjchen 
Nation und dem Auslande gegenüber die Liebe, die Achtung und das 
Anfehen für alle Zeiten zu verfchaffen und zu befeſtigen, die demjelben 
gebührt” *). 

Allen mit einem energischen Auftreten Geſamtdeutſchlands hatte es 
vorläufig noch gute Wege. Zwar hatte das noch nie dagewejene Vor— 


*), König Georg an den Großherzog von Oldenburg d. d. 8. April 1858. 
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gehen Rechbergs gegen Heimbruch zunächit die Folge, daß Hannover ſich 
nunmehr allen Schritten Preußens anſchloß, „ein über den Kreis diejer 
Angelegenheit Hinausreichender Vorteil“, wie Bismard jchreibt*), aber der 
erſte Grundfag der Manteuffelichen Politik blieb dennoch, unter allen 
Umftänden das Einvernehmen mit Defterreich aufrecht zu erhalten. Die 
Erklärung, welche das Kopenhagener Kabinett am 26. März in der Ber- 
fafjungsangelegenheit abgab, war jedoch in jeder Beziehung ungenügend. 
„Sch begreife nicht,“ jchrieb der Großherzog von Oldenburg, „wie die— 
jelbe auch nur im erſten Augenblick auf manche Bundestagsgejandte 
einen leidlich befriedigenden Eindrud Hat machen können. Nichtsdeito- 
weniger ijt dieſe Thatjache immer jehr bedenklich, beſonders bei der großen 
Anzahl der Zauen, welche eine Vermittelung um jeden Preis anſtreben“**). 
Diejelbe Anficht hatte man in Hannover. Heimbruch meinte, „auf Die 
jeßige dänische Vorlage eingehen, ohne beftimmte, darüber hinausgehende 
Forderungen zu ftellen, hieße nichts weiter, als einem Syſtem unbegrenzter 
Berichleppung das Wort reden“ ***), 

Bei der weiteren Verhandlung der Sache am Bunde ergaben fid) 
indes jofort erhebliche Meinungsverjchiedenheiten. Die beiden Großmächte 
brachten einen Antrag ein, welcher Hannover nicht energisch genug zu 
jein schien. Insbeſondere verwarf es in einem Minoritätsvorjchlage die 
von Dünemarf proponierte Beratung mit den holjteinijchen Ständen, 
jowie die weitere Verhandlung mit dem Bunde als wertlos und hielt es 
für angezeigt, nunmehr das Erefutionsverfahren eintreten zu lafjen. Eine 
jolche Erklärung erjchien jedoch der Mehrzahl der deutfchen Staaten als 
viel zu fühn. Bayern erteilte jeinem Bundestagsgejandten eine Inftruftion, 
von der König Georg meinte, er hätte noch nie „einen ärgeren Gali- 
mathias“ gelejen; fie bewwiefe, „was ein deutjcher Profeſſor zu leisten vermag, 
wenn er in Diplomatie machen will“7). Ein Brief des Königs von 
Sachjen an den Großherzog von Oldenburg zeigte deſſen mehr juriftische 
Auffaffung; „wie aber nad) der Anficht des Allergnädigiten Herrn der 
Bund in der Sache der Herzogtümer handeln folle, darüber jcheint er 
jelber nicht klar zu fein" Tr). 


*) Bismard an Manteuffel d. d. 8. März 1858, (Poichinger a. a. D., IIT., S.260.) 
**) Großherzog Peter an den König Georg d. d. 31. März 1858, 
***) Bismard an Manteuffel d. d. 29. März 1858, 

+) König Georg an den Großherzog Peter d. d. 5. Mai 1858. 

tr) Derfelbe an denjelben d. d. 12, Mai 1858. 
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So ftanden denn Hannover und Oldenburg mit ihrer Auffafjung 
ganz ifoliert. Aber alle Bemühungen, den König Georg von dem wieder 
abwendig zu machen, was er für richtig erkannt hatte, fcheiterten an feiner 
Beharrlichkeit. Vergeblich machte der Minifter Manteuffel die dringendften 
Borftellungen, um ihn zum Aufgeben feines Separatqutachtens zu beivegen. 
Vergeblich ließ Oeſterreich durch englifche Vermittelung diejelbe Bitte an 
ihn richten. Inmitten all diefer Enttäufchungen hatte er jedoch die Genug: 
thuung, zu erfahren, daß der Prinz von Preußen ſich „unendlich aner- 
fennend“ über feine Haltung ausgejprochen habe und das Separatvotum 
billige*). Deſſen Einfluß war es auch zu danken, daß endlich Manz 
teuffel zu einer emergijcheren Haltung Dejterreich gegenüber bewogen 
wurde. Zur freudigen Ueberraſchung Georgs erfolgte dann am 13. Mai 
die Erklärung Dejterreichd, daß es fich feinem Minoritätsgutachten im 
wejentlichen anjchliege und Preußen auffordern würde, dasjelbe zu thun. 

Nun famen die Dinge in einen rajcheren Fluß. Ein Bundesbeſchluß 
vom 20. Mai gab der dänischen Regierung auf, ihre Abfichten in Be— 
ziehung auf die Hertellung des gejeglichen und vertragsmäßigen Zu— 
Itandes in den SHerzogtümern dem Bunde vorher zur Prüfung mit: 
zuteilen**). Es war aljo gewifjermaßen eine Verfchärfung des Bejchlufjes 
vom 11. Februar. Zwar verjuchte das dänische Ministerium in jeiner 
Erwiderung vom 15. Juli noch einmal das Unheil abzuwenden, indem 
es ich bereit erklärte, in Verhandlungen über anderweitige Einrichtung 
der Gejamtverfaffung einzutreten, übrigens aber jede Kritik derjelben von 
jeiten de3 Bundes als einen vechtlofen Eingriff in die von Europa an- 
erfannte Unabhängigkeit des dänischen Gejamtjtaates bezeichnete; — es half 
ihm nichts. Ebenſowenig machte es Eindrud, dat das Kopenhagener 
Kabinett, das auf die Uneinigfeit Deutjchland gerechnet Hatte, eine kriege— 
tische Haltung annahm Bismard hielt die dänische Antwort zwar für 
ungenügend, den Eintritt der militärischen Erefution aber für unerwünscht, 
wenn er auch die Ankündigung des Erefutionsverfahrens für unerläßlic) 
anjah***) Hannover hatte dagegen jchon vorher ein Promemoria ein- 
gereicht, worin es ſich damit einverjtanden erklärte, daß ſofort und ohne 


*) Großherzog Peter an König Georg d. d. 14. Mai 1858, 

+, Denkichrift des Großherzogs von Oldenburg d. d. 30. Auguft 1858. 

**+), Bismard an Manteuffel d. d. 15. Juli 1858. Hieraus und aus dem 
folgenden ergiebt ih, daß die Angaben von Sybels, III. Teil, ©. 96, Bismarck 
habe am 29. Juli einen Bundesbeſchluß mit der Androhung bewaffneter Erekution 
durchgejeßt, auf einem Frrtum beruht. 
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weiteres nach Ablauf von jechs Wochen die Sache in das Exefutionsverfahren 
hinüberzuleiten jei. Dabei hatte es den Wunjch ausgefprochen, daß die 
Funktion der Civilkommiſſion gemeinfchaftlih von Dejterreih, Preußen 
und Hannover ausgeübt und Zimmermann zum hannoverjchen Kommifjar 
gewählt werde*). 

Dod jo weit jollte es nicht fommen. Die dänische Regierung wurde 
durch die fremden Mächte, insbefondere Rußland, dringend gemahnt, eine 
jo ſchwere VBerwidelung durch einige Nachgiebigfeit zu vermeiden. Bismarck 
aber jah unliebjame Schwierigfeiten voraus, wenn der preußifche und der 
hannoverjche Kommifjar die Injtruftionen einer Bundesmajorität befolgen 
müßten, die gegen den Willen Oeſterreichs zur Exekution gedrängt war **). 
Er wollte die VBerantwortlichkeit für alle Konſequenzen nicht übernehmen, 
wenn Preußen, ohne Oeſterreichs ficher zu fein, an Dänemark diejelbe 
‚Forderung jtellte, die ſechs Jahre jpäter zum Kriege führte. Noch weniger 
hielt er e$ für ratfam, daß Preußen an der Spie der übrigen deutfchen 
Staaten, die feiner Führung bereitwilligft gefolgt jein würden, die nationale 
Frage zum Austrag brachte. 

Snfolgedejjen trennten jich die Wege Preußens und Hannovers auf 
kurze Zeit. König Georg hatte es ſtets Deutjchlands unwürdig gehalten, 
an der Eider ftehen zu bleiben und unthätig zu dulden, daß Dänemarf 
jeinen feierlich gegebenen Zuficherungen zum Trotz Schleswig und Hol- 
jtein auseinanderriß. Seht wollte er wenigftens jeden anderen Ausweg 
als den der Erefution abjchneiden. Bismard dagegen fuchte die reinen 
Abfichten Hannovers zu verdächtigen. Defjen veränderte Haltung ftellte 
er in Berlin als einen Beweis ſchnöder Undankbarkeit gegen Preußen 
dar, das ihm in der Verfaffungsfrage feinen Beiftand geliehen und ihm 
nur durch feine Unterftügung zu einer wohlfeilen Popularität in Deutjch- 
land verholfen habe. Im dem hannoverfchen Verhalten ſah er das Be- 
Itreben, „ohne Rückſicht auf die Sache felbit und auf Koften anderer 
Bundesjtaaten die Erregtheit und Unwiſſenheit der öffentlichen Meinung 
auszubeuten, um auf diefem Wege die eigene Unpopularität im Lande zu 
vermindern und zugleich die perjönfichen Wünfche einiger Staatsmänner 
zu befriedigen“. Eine weitere Ausführung des hannoverjchen Separat- 
votums, das Heimbruc in einer 58 Seiten fafjenden Denkjchrift über- 
reichte, charakterifierte Bismard als ein „publiziftifches Libell,“ das ur- 


*) Bismard an Manteuffel d. d. 2. Juli 1858, 
**) Derjelbe an benfelben d.d. 4. Auguſt 1858. (Poſchinger a. a. O., III, ©. 392.) 
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jprünglicd; nur gegen die bayrischen Anträge gerichtet gewejen wäre, nun 
aber durch feine unangemefjene Sprache jämtliche Ausjchußmitglieder ver- 
legte und ihnen Mangel an Einficht und Ehrgefühl für eine deutjche 
Sache vorwürfe. Darin erfannte er nicht bloß eine Hinterhaltigkeit und 
Taftlofigfeit, jondern einen „befremdlichen Grad von Selbſtüberſchätzung“. 
Denn, „nachdem beide Grokmächte und die hauptjächlichiten Regierungen 
ſich wegen der Sache ſelbſt und wegen der durch die europätiche Politik 
gebotenen Zweckmäßigkeit verftändigt hätten, wolle Hannover im Bewußt- 
fein, daß ihm aus der größeren Maßlojigfeit weder eigene Verantwortlich— 
feit noch üble Folgen erwachſen fünnen, Preußen das Verdienſt der 
Initiative entreißen. Es entjtelle wider bejjeres Wijjen die Tendenz 
und den Inhalt der preußiſchen Anträge und verjuche die Identität der 
jeinigen dadurch zu verdeden, daß es fie der in Staatsjchriften üblichen 
Form entfleide” *), 

Am 12. Augujt wurden jodann jämtliche Anträge des Erefutions- 
ausschujjes mit großer Majorität angenommen. Sie verlangten unter 
Bezugnahme auf den Artikel III der Erefutionsordnung das „Außer— 
wirffamfeittreten“ der Gejamtverfaffung. Von einer militärifchen Erefution 
war indes darin feine Rede. Nur Hannover, dem fie nicht energijch 
genug erjchienen, ftimmte dagegen. In einer von Zimmermann verfaßten 
Erklärung, die nicht weniger wie 60 Tithographierte Seiten lang war, 
forderte es fofortige definitive Abjchaffung der von der dänischen Re- 
gierung vorläufig fuspendierten Verfaffungsbeitimmungen. Je jchwäch- 
licher das Auftreten der Bundesverfammlung war, deſto weniger konnte 
man fich in Stopenhagen zum Nachgeben entjchliegen. Nur in der Do- 
mänenfrage machte man dort einige Konzeſſionen, jonjt erfolgten nur 
unbejtimmte Verheißungen. 

Heimbruch fand das Verfahren Dünemarks mit Recht im Höchjten 
Grade verlegend und geringichäßig gegen den Bund und verlangte jo- 
fortigen Uebergang zu weiteren Erefutionsmaßregeln. Aber Dejterreich, 
Bayern, Sachſen und Württemberg erhoben in gereizten Ausdrüden 
Widerſpruch. Sie wollten jogar die am 12. Auguſt geitellte Friſt noch 
verlängern. Bismard dagegen, dem das VBerjchleppungsverfahren Dänc- 
marf3 denn doc zu arg wurde, jtellte fich von neuem auf Seite Hannovers. 
Er hielt es jedoch nicht für angemefjen, eine neue beſtimmte Entjchliegung 


*) Vergl. die Schreiben Bismards an Mantenffel d. d. 29. Juli, 1., 2., 5. 
und 7. Auguft 1858 in Poſchinger a. a. D©., III. Teil, ©. 384 ff. 
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gegen feine anderen Bundesgenofjen durchzufegen, jondern viet, die An— 
gelegenheit der Verjtändigung unter den Bundestagsgejandten zuzuweiſen“*). 

Man jchien von einer Einigung weiter entfernt wie je. Rechberg 
aber begann num zu glauben, daß Preußen der Zimmermannjchen Politik 
entjprechende Forderungen aufitellen wolle. Auch Englands Verdacht, es 
verfolge in der holfteinischen Frage eigennützige Sonderinterefjen, wurde 
wieder rege. E3 bezeichnete in einer in ziemlich energiſchem Tone ge- 
haltenen Note die Ausführung der Bundesexekution in Holjtein als einen 
all, „bei dejjen Eintritt England nur noch jeine eigenen Interejfen zu 
Nate ziehen würde“, Jede Erwähnung Schleswigs in einem ehvaigen 
Bundesbeichluß aber würde die Angelegenheit zu einer „der Cognition 
der Unterzeichner des Londoner Protokolls anheimfallenden” machen. 

Diefe Einmifchung des Auslandes bewirkte endlich, was jahrelange 
Verhandlungen unter den deutjchen Bundesgenofjen nicht vermochten. 
Nun geichah, was Hannover ſtets befürwortet hatte. Am 1. November 
wurde das Erefutionsverfahren auf Bismards Antrag definitiv beſchloſſen, 
und Dänemark fategorifch aufgefordert, die Geſamtverfaſſung aufzuheben. 
Schon am 7. zeigte der Gejandte von Bülow an, daß ein Solches für 
Holftein und Lauenburg, jedoch nur für dieje gejchehen ſei, während jie 
für Dänemark und Schleswig fortbejtände. Das Borgehen des Bundes 
in Diefer Form, gegen das Hannover ſtets protejtiert hatte, ermöglichte 
ihm obigen Ausweg. Nun blieb nichts anderes übrig, al3 das eingeleitete 
Erefutionsverfahren vorläufig zu ſiſtieren (Beichluß vom 24. Dezember 1858). 

Damit war die Angelegenheit fürs erjte zu Ende, 

Nur der Prinz Friedrich Chriftian zu Schleswig: Holftein-Sonderburg- 
Auguftenburg hielt e8 in dem Augenblid, wo die Stände des Herzog- 
tums Holjtein dem Berfaffungsgejeg vom 2. Oftober 1855 ihre An- 
erfennung erteilen jollten, für angezeigt, „gegenüber dem IThronfolgegejet 
vom 21. Juli 1853 diejes Mein und Meines Haufes Erbrecht an den 
Herzogtümern Schleswig und Holitein, jowie die fonjt Mir und Meinem 
Haufe nach Gottes Ratſchluß zufallenden Erbrechte zu wahren“ **), Alle 
Bundesfürjten, denen er von diefer Eingabe Mitteilung machte, wiejen 
jedoch jeine Anjprüche energisch zurüd. 

Zimmermann aber wurde am 29. November für feine hervorragende 
Thätigfeit zum Staatsrat ernannt. 


*) Bismard an Manteuffel d. d. 2. Oftober 1858, 
**) Bring Friedrich von Scleswig-Holftein an den König von Dänemark 
d. d. Schloß Dobzig, den 15. Januar 1859. 
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Dasjelbe hohe Gerechtigfeitsgefühl, das den König Georg in der 
Schleswig-Holfteinischen Angelegenheit geleitet Hatte, bewog ihn auch, das 
Bistum Dsnabrüd wieder herzuftellen %. Gemäß der päpftlichen Bulle 
Impensa Romanorum pontificum sollieitudo vom 26. März 1824 Hatte 
die Königliche Negierung die Verpflichtung übernommen, ſobald die erforder= 
lichen Mittel vorhanden wären, das Osnabrückſche Domkapitel gerade jo 
auszuftatten, wie das Hildesheimfche, namentlich auch dem Biſchof diejelbe 
Einnahme zu gewähren. Es waren dazu im ganzen 13500 Thaler 
jährlich erforderlih. Lange Jahre aber fuchte jich die Regierung Diefer 
Verpflichtung unter dem Borwande zu entziehen, daß fie allein fompetent 
jei, zu entjcheiden, ob die vorhandenen Mittel ausreichten**. In der 
Bwijchenzeit wurde die Dsnabrüdjche Diözefe vom Hildesheimfchen Biſchof 
mit verwaltet, der dafür eine Zulage von 2000 Thalern befam. Als 
num aber die Negierung durch das Wegfallen vieler Penfionen an Dont- 
herrn u. dergl., die fie hatte übernehmen müſſen, immer mehr disponible 
Mittel erhielt, wurde das Drängen nad) einer felbjtändigen Ausftattung 
des Bistums Dsnabrüf immer lebhafter. Man betonte, daß der Hildes- 
heimer Bilchof aus dem Hildesheimer Klerus hervorginge und des— 
halb eine auf eigener Kenntnis der Osnabrüdjchen Verhältniffe fußende 
Verwaltung nicht führen könne Dazu wäre die Osnabrüdjche Diözeſe 
an Seelenzahl über das doppelte größer als die Hildesheimfche, wodurd) 
das unpafjende Abhängigfeitsverhältnis, in welchem fie zu der legteren 
jtände, noch viel auffallender erjchiene. „eiftliche und Laien,“ jo fagt 
die Denkjchrift ferner, „teilen die Anficht, daß die Königliche Regierung 
nicht wegen Mangels an Mitteln, jondern um die fatholifche Kirche in 
ihrer organijchen Entwidelung zu lähmen, ihr Verſprechen unerfüllt läßt, 
und überall, nicht nur in Osnabrüd, jondern im ganzen fatholifchen Deutjch- 
land jtellt man die verzögerte Austattung des Dsnabrüdjchen Bistums 
mit in die erſte Reihe der Bejchtwerden, wenn man darthun will, daß die 
deutjchen Regierungen den gerechten Forderungen der katholiſchen Kirche 
nicht gerecht werden.“ 

Dieje jchreienden Mipjtände bewogen das Minijterium Münchhaufen, 
*) Für das Folgende benuge ich vorzüglich eine eingehende dem Minifter- 
präjidenten von Liltden im März 1854 überreichte Dentichrift des NRegierungsrats 
Hoffmann im Kultusminifterium. 

*) Noch im Jahre 1841 ſprach das Minifterium der geiftlihen Angelegen— 
heiten fich gegen das Finanzminifterium dahin aus: „Bekanntlich liege es in ber 
Abficht des geiftlichen Minifteriums, das Osnabrückſche Bistum nie auszuftatten‘, 
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der Sache näher zu treten, Am 23. Dezember 1851 fam denn auch 
zwijchen dem Geheimen Negierungsrat Bening als Vertreter der Regierung 
und dem Oberappellationsrat Dr. Bezin als Bevollmächtigten des Weih— 
biſchofs Lüpfe ein Abkommen zu jtande, wonach vorläufig nur die Mittel 
für die Befoldung des Biſchofs und der Slapitelsmitglieder verfügbar gemacht, 
die Dotierung eines Seminars aber noch ausgejegt werden ſollte. Dieſem 
Vertrage verjagte der päpftliche Stuhl indes jeine Zujtimmung. Er ſah 
darin die Abjicht der Negierung, ſich von der in der Bulle beitimmten 
volljtändigen Ausstattung des Bistums und von der Ueberweifung des 
gefamten Dotationsbedarfs in Grundvermögen völlig frei zu machen. Eine 
bejtimmte Zuficherung in diefer Beziehung war aber von dem Minifterium 
nicht zu erlangen, und die Angelegenheit blieb infolgedeſſen jahrelang in 
der Schwebe. Bon allen Seiten aber gelangten Bitten und Vorjtellungen 
um endliche Einrichtung des Bistums an den König. Auch der Weih- 
biichof Lüpke bezeugte, daß „die Hinhaltung einer jo gerechten Erwartung 
die Gemüter mit Unruhe erfüllte“. Selbjt die Königliche Landdroftei 
Osnabrück, obgleich deren Beamten faſt jämtlich Proteſtanten waren, 
jprach ich wiederholt und entjchieden für baldige und befriedigende Er— 
ledigung der Angelegenheit aus. 

Und dieje Eingaben Hatten Erfolg. Nach veiflicher Prüfung gelangte 
Georg zu der Ueberzeugung, da die Heritellung der jelbjtändigen Diözeje 
Osnabrück nur ein Aft der Gerechtigkeit gegen jeine katholischen Unter: 
thanen war. Die Kunde aber, daß deren langjähriger Wunſch endlich in 
Erfüllung gehen follte, vief eine unbejchreibliche Aufregung hervor, Die 
noch wuchs, als man erfuhr, daß die Einführung des neuen Bijchofs, 
Paul Melchers, bereits auf Sonntag, den 20. April 1858 feitgejegt war. 
Mehrere Tage vorher waren jchon alle Gajthöfe der Stadt mit Fremden, 
namentlich aus den Provinzen Osnabrüd und Hildesheim überfüllt. 700 be: 
rittene Bauern begleiteten den neuen Oberhirten von der Grenze jeines 
Sprengel nad) feiner demmächitigen Reſidenz. In jedem Kirchdorfe, 
durch das er fam, verrichtete er vor dem Altar fein Gebet. Am Vor— 
abend des feitlichen Tages kam der Biſchof von Hildesheim an, empfangen 
von dem Geläute aller Gloden und dem Donner der Kanonen. Die 
Straßen nad) dem Dome zu jchmücten ji mit Kränzen, Bannern und 
Fahnen in den verjchiedensten Farben. Und dann brach der längjt erjehnte 
Tag an. Schon um 5 Uhr früh wurde es lebendig in der Stadt, aber 
es herrſchte eine feierliche Stille. Um 7’, Uhr feßte ſich der Feſtzug 
unter abermaligem Sanonendonner und Glodengeläute in Bewegung. 
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Voran gingen die Priefter und Domherrn nebjt einer Menge Fahnen. 
Ihnen folgte der Kirchenfürft unter einem Thronhimmel. In dem mit 
Guirlanden, Kränzen und Blumen gejchmüdten Dome empfingen ihn die 
Beamten in ihrer großen Gtaatuniform. Dann wurde er von den 
anderen Bijchöfen durch die dichtgedrängte Menge auf das Chor vor dem 
Hochchore geführt und es begannen die Geremonien der Inthronifation, 
die bis gegen 10 Uhr dauerten. Der neue Bifchof war angethan mit 
einem überaus reichen Ornat und der Biſchofsmütze. In der Linken trug 
er einen prachtvollen mit Brillanten gefchmücten Krummſtab, den der 
erite Bischof jchon im Jahre 733 geführt Haben jollte. Nachdem er noch 
in einer ergreifenden Rede die Anweſenden zur dankbaren Anerkennung 
des Glüds, das ihnen durch die Gnade des Königs zu teil geworden, er: 
mahnt und die Hoffnung ausgeiprochen hatte, daß fie ſich dadurch in trener 
Anhänglichkeit am ihren Landesherrn und das Vaterland, in Friede und 
Einigkeit zu allem Guten mehr befähigt fühlen würden, ging der Zug, 
wie er gefommen war, unter Geläute und dem Donner der Kanonen 
wieder nach der Wohnung des Biichofs. Nachher fand ein Feſtbankett 
im großen Klublokale ftatt und abends waren viele Häufer, bejonders 
am Domhof, ſowie auch der ehrwürdige Dom ſelbſt und die Jeſuiten— 
firche glänzend erleuchtet. Pechkränze und bengaliſche Flammen brannten 
an mehreren Stellen, und eine Fadelmufif, die man dem Biſchof brachte, 
bildete den Schluß der Feierlichkeiten *). 

In der fatholischen Bevölkerung herrſchte nun allgemeine Zufrieden- 
heit und gehobene Stimmung. Leider war aber für die Entwidelung der 
jonftigen inneren Berhältniffe des Königreichs das Jahr 1858 bejonders 
unheilbringend. Am 2. Februar traten die Stände zujammen. „Die 
Verhandlungen diefer Diät — fie hat mit zweimaligen Unterbrechungen 
bis zum 29. März 1859 gedauert — ſind für das Land im hohen 
Grade verhängnisvoll geweien und Haben eine jo beifpiellofe Schwäche 
und Willfährigfeit der Stände gezeigt, daß das ganze ftändische Weſen 
dadurch feinem Ruin nahe gebracht iſt“**). Am Eröffnungstage wurden 
jämtliche Mitglieder der erjten und zweiten Sammer in Herrenhaufen zur 
Königlichen Tafel gezogen. Bei dieſer Gelegenheit hielt Georg V. Die 
befannte Rede, worin er denen, die in der legten Seſſion an dem Zu— 





*) Die Erzählung der Feſtlichkeiten ift nad den vertraulichen Berichten von 
Agenten d. d. 19,, 20, und 21. April 1858, 


*) Oppermann a. a. O., IL Zeil, ©. 449, 
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jtandefommen des Finanzkapitels mitgewirkt hatten, das man mit Recht 
als ein „Mufterfinanzkapitel für alle Verfaffungen“ bezeichnen fünne, 
jeinen föniglichen Dank ausſprach. Dadurch jei der „Raub“ gejühnt, 
der jchon einmal 1833 und leider abermal® 1848 durch die frevelnde 
Hand der Revolution an dem Eigentum des Herricherhaufes geübt jei. 
Die jpäteren Gejchlechter würden danfend anerfennen, was die Stände 
de3 Jahres 1857 vollbracht und, jo jchloß er: „Ich trage feinen Anſtand 
zu behaupten, daß Ihrer Namen insgefamt, ja der einzelnen Namen eines 
Jeden von Ihnen, die zur Vollbringung diefes Werfes beigetragen, in 
den Blättern unferer Landesgejchichte jtetS mit Ruhm und Stolz; Er: 
wähnung gejchehen wird“. 

Doc „noch viele Gefete, die das jchlechte Gepräge der Zeit an ſich 
tragen, bedürfen einer Veränderung”, Eündigte er den Berfammelten an. 
Man begann mit dem „Staatsdienergejeg” vom 24. Juni 1858. Es 
wurde bejchloffen, daß es fünftig nur eine „Königliche Dienerjchaft“ geben 
jollte. In dieſe Kategorie wurden auch alle Zehrer außer denen an katho— 
liſchen Gymnafien und Progymnaſien eingejchloffen. Cine jpätere Ver: 
ordnung vom 25. Mai 1859 verfügte, daß die Staatsanmwaltjchaften 
fortan „Kronanwaltichaften” genannt werden jollten. Der Eid der 
Staatsdiener auf die Verfafjung wurde als „verwirrend“ bejeitigt, da— 
gegen aber die Beitimmungen des jogenannten Notgejeges vom 7. Dftober 
1855 und der Verordnung vom 14. Juni 1857 im Dies neue Gefeg ein- 
gefügt. Dadurch erhielten die penjtonierten Minifter nun offiziell im 
Könige eine vorgejegte Dienjtbehörde. Nunmehr durfte fein „König— 
licher Diener“ in „Erfenntniffen, Bejcheiden, öffentlichen Erlaffen und 
fonjtigen Handlungen die Nechtsgiltigfeit der vom Könige in verfafjungs: 
mäßiger Form erlaffenen Gejege und Verordnungen bei Strafe der 
Dienjtentlaffung beftreiten“. Damit war die Umabhängigfeit der Staats- 
diener, die Nichter eingejchlojien, völlig gebrochen. Daß ein jolcher feine 
eigene Ueberzeugung, feinen eigenen Willen haben durfte, davon wurde 
bei der Beratung des Gejeges jelbft ein eflatantes Beifpiel gegeben. Der 
Oberjuftizrat Dandert hatte gewagt, im diefer Beziehung in der Kammer 
eine entgegengejegte Anficht zu äußern. Sofort mußte er als Deputierter 
der Stadt Nienburg refignieren umd erhielt die Weifung, die Stadt 
binnen 24 Stunden zu verlafjen. Auch jeiner Stelle als Generaljefretär 
im Suftizminifterium ging er verluftig. 

Die revidierte Städteordnung vom 24. Juni 1858 bejtimmte, daß 
die Wahlen, auch der unbejoldeten Magiftratsmitglieder, ſtets auf Lebens— 
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zeit erfolgen follten. Die Regierung aber behielt jich das unumſchränkte 
Necht vor, die Beftätigung zu verfagen. An die Stelle der bisherigen 
Unabhängigkeit des Magiftrats den Bürgervorjtehern gegemüber trat da— 
durch eine um jo größere Abhängigfeit von der Regierung. Nun wurden 
von allen jeitdem gewählten Magijtratsmitgliedern eine große Anzahl, 
deren politijche Gejinnungen verdächtig waren, ohne Angabe der Gründe 
nicht betätigt. FFiel aber die Wahl mehrmals hintereinander auf Miß— 
liedige, jo oftroyierte man der Stadt einen Senator, der dann wohl 
jpottweife „Strafienator” genannt ward. Einige befonders eflatante Fälle 
diefer Art führt Oppermann (II. Teil, S. 450) an. 

Aehnlich ging es mit dem „Geſetze die Landgemeinden betreffend“ 
vom 28. April 1859. Die Selbjtändigfeit derjelben erhielt dadurch einen 
harten Stoß. Die Gemeindevorjteher wurden von Bevollmächtigten der. 
Gemeinden zu Unterbeamten der Amtmänner degradiert. Die Ritterguts- 
beiger dagegen entfchädigte man durch Verleihung eines größeren Stimm: 
rechts für Die aufgehobenen Eremtionen. In der Amtsverfammlung endlich 
jollten nicht gewählte Abgeordnete, jondern die Vorjteher die Gemeinden 
vertreten. 

Wahrhaft monjtrös aber war, um mit Oppermann zu fprechen, das 
Geſetz vom 5. April 1859 über die Unterfuchung und Aburteilung dev Polizei— 
vergehen durch die Berwaltungsbehörden. Die Regierung wollte ſie der Regel 
nach von diefen bejtraft wijfen und nur ausnahmsweiſe die Ueberweiſung 
einer Reihe bejtimmt genannter Vergehen an die Gerichte geftatten. Sie ver: 
langte die Aenderung, da die Juftizbehörden nicht die genügende Kraft 
und dieje Fähigkeit befähen, die Verwaltung zu unterjtügen. Mit Recht hob 
Bennigjen hervor, daß eine jolche Maßnahme der Gerechtigfeit und Zweck— 
mäßigfett ins Geſicht jchlüge, daf fie außerdem gegen die Berfaffung ver- 
jtieße, welche das Prinzip der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
fejtjtellte, und jeinem Einfluß gelang es, die Stände wenigftens zu einer 
geringen Abſchwächung der Vorlage zu bewegen. Sie bejtimmten, daß 
in der Regel die Gerichte zu erfennen hatten, und nur eine Neihe von 
Bolizeivergehen den Berwaltungsbehörden zugewiefen werden jollten. Auch 
hielt man jtändischerjeits dafür, daß die Feſtſtellung eines genau geregelten, 
mit bejtimmten Formen umgebenen Prozehverfahrens für diefe Beamten 
notwendig jei, die meijt daran gewöhnt wären, aus Zweckmäßigkeits— 
gründen zu Handeln. 

Nichts aber hat dem Borriesfchen Negiment einen jo empfindlichen 
Stoß verjegt, wie die im wejentlichen von ihm allein durchgeführte Anz 
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ordnung meuer Bezirfe für die unteren Verwaltungsbehörden und die 
Verordnung wegen der Amtsgerichte. Man konnte mit ihm darüber ein— 
verftanden fein, daß Stüve eine zu.große Anzahl Heiner Amtsbezirke 
geichaffen Hatte mit ungenügender Beichäftigung ohne die Möglichkeit 
einer angemeffenen Heranbildung junger Beamten und mit teilweife gänz- 
(ich tfolierten Amtsfigen, wo jede geiltige Anregung fehlte. Dazu waren 
die Gehalte jo kärglich bemefjen, daß auch diefer Umstand zu den größten 
Unzuträglichkeiten führen mußte. Ebenſo war es felbitverftändlich, daß 
man nicht die Wünfche jeder Stadt, die ihr Amtsgericht, ihr Dbergericht, 
ihr Amt behalten wollte, berüdjichtigen konnte. Allein über die den 
Ständen zu machende Vorlage ließ ſich ein Einverjtändnis zwischen den 
Ministerien des Innern und der Juſtiz nicht erzielen. Namentlich die 
Perjonalfrage bereitete Schwierigkeiten. Deden ſprach ſich dahin aus, 
daß bei Neuanftellungen vor allem die juriftiiche Befähigung entfcheiden 
müſſe. Borries dagegen wollte vornehmlich diejenigen befeitigen, deren 
fonfervative Gefinnung er nicht für ganz zweifelsfrei hielt. Und, um feine 
Abfichten durchzufegen, beantragte er beim Könige einfeitig die Nieder: 
jegung einer Kommiſſion von Direktoren und Räten verjchiedener Stollegien, 
welche die Angelegenheit prüfen rejp. entjcheiden ſollten. Ja, er ließ die 
Lifte der Kommiſſionsmitglieder ohne Vorwiffen und Mitwirkung des 
Juſtizminiſters von feinem Allerhöchiten Herrn ſanktionieren und ernannte 
zu deren Präfidenten — den Generalpolizeidireftor Wermuth*). Ber: 
geblich erbat Deden, jobald ihm die Königliche Entſchließung zugefertigt 
wurde, eine Audienz, um wenigitens zu erreichen, daß die Angelegen- 
heit durch die Juftizabteilung des Staatsrates erledigt werde; er ward 
nicht vorgelafjen**),, Daß der König fich aber niemals zur Zurück— 
nahme der einmal erfolgten Ernennung bewegen laſſen würde, jtand feft. 
Es blieb Deden alfo nichts anderes übrig, wie jeine Entlafjung zu 
fordern, die er auch nach mehreren vergeblichen Verſuchen, ihn zur 
Zurüdnabme feines Gefuchs zu bewegen, erhielt. 

Damit war in das „ritterjchaftliche* Miniſterium Breſche gejchofjen 
und eine Lücke gejchaffen, die nie wieder ausgefüllt ift; denn der Erb» 
landdroft von Bar, der im Juni an die Stelle Dedens trat, war ein 
heiterer Zebemann, der feine vortrefflich geichulten Referenten jchalten Lie 


*) Aufzeichnungen des Grafen Kielmannsegge. Manuſtript. 
*) Immediateingabe des Minifters von der Deden an den König d. d. 
14. Januar 1858, 
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und jo unendlich zerjtreut war, da man im Scherz von ihm behauptete, 
er vergäße oft, daß er Juftizminifter fei. 

Und nun erntete Borries, was er gejät hatte. Bon Sitzungen des 
Geſamtminiſteriums war faum mehr die Rede. Vielmehr beraumte der 
König in jeinem Palais Konjeilfigungen an und berief dazu nach feinem 
Belieben eine Anzahl Berfonen, unter denen ſich nicht einmal immer die 
Näte oder Referenten des betreffenden Minifteriums befanden. Immer 
mehr bildete fich bei ihm die Neigung aus, „Leute zweiter, dritter und 
vierter Linie zu Nate zu ziehen, von ihnen feine Meinung zu nehmen, 
und mit ihnen gegen die Minifter zu intriguieren, oder wenigjtens vor- 
weg mit ihnen die Sache zu bereden und durch gegebene Zuficherungen 
zu entjcheiden”. Dadurch famen dann die Minifter in den Konfeils oft 
genug in die unangenehme Lage, „gegen den König anzugehen, oder nach— 
zugeben, um ihn nicht zu fompromittieren“ *). | 

Borries, der diefe Sachlage bald durchichaute, witterte nun allent- 
halben gegen fich gerichtete Machinationen. Echon im Jahre 1857 mußte 
er die Erfahrung machen, daß jeine Abjichten von unberufener Seite 
ducchfreuzt wurden. Gr hatte bejtimmt, daß der Amtmann Heife in 
Herzen, ein Schwager Wermuths, bei der neuen Organijation nach Bent: 
heim verjegt würde. Plöglich erfuhr er, daß eine Deputation vom Könige 
das Verfjprechen erhalten hatte, Heije jolle vorläufig auf feinem früheren 
Poſten verbleiben. Er forderte daher jeine Entlaffung und begründete 
das Geſuch mit der ihm durch die Allerhöchite Entjcheidung gegebenen 
„betrübenden Gewißheit, daß es ihm nicht Habe gelingen wollen, das ihm 
anfänglich geſchenkte Vertrauen fich zu erhalten“**). Zugleich machte er 
Wermuth ernitliche Vorjtellungen wegen ſeines Verhaltens, „das dem 
Anfehen Sr. Majejtät wie des Minifters in feinen Konfequenzen jchadete 
und unangenehme VBerwidelungen herbeiführen müßte”. Der König jchlug 
indes das Gefuch rund ab, und die Angelegenheit wurde zu beiderjeitiger 
Zufriedenheit beigelegt. 

Aber Borries war Doch nicht ganz befriedigt. Wergeblich ließ ihm 
der König jchreiben, er möge wegen Injinuationen über feine Verwaltung 
ganz ruhig fein, „wer ſolche bei Sr. Majeftät probiere, werde den 
Verjuch gewiß nicht zum zweiten Male machen“ ***). Er war überzeugt, daß 


*) Denfichrift Zimmermanns vom Dezember 1862. 
**) Abſchiedsgeſuch des Minifters von Borried d. d. 13. November 1857, 
=) Hofrat Dr. Ler an den Minifter von Borried d. d. 28. Juni 1858, 
Halfell, ®. v., Das Königreich Hannover, Bd. II. 25 
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feine Gegner ſich ganz unterirdiſcher Kanäle bedienten, um feine Stellung 
zu erjchüttern. Und hierbei jtoße ich zum erjten Male auf den Namen 
des Hofjrifeurs Lübrecht. Diefer dunfle Ehrenmann mußte ſtets um Die 
Weihnachtszeit dem Könige eine Lite verfchämter Armen in der Reſidenz 
überreichen, wozu er ſich wegen feiner ausgebreiteten Belanntjchaft vor- 
züglic) eignet. Zur Förderung diefes mildthätigen Zwecks wurde er 
auf deſſen Vorſchlag gleichfalls in die Freimaurerloge aufgenommen und 
möglichjt rajch promoviert. Auch mag er feinem Allerhöchiten Herrn, wie es 
jeine Profeſſion mit ſich brachte, gelegentlich allerlei Stadtklatjch über das 
Theaterperfonal u. dergl. zugetragen haben. Jedenfalls fcheint er felbit 
bei feinem Berfehr mit dem Monarchen nicht zu furz gekommen zu fein. 
Shm war die Generalagentur der Magdeburger Feuer-Verſicherungs— 
gejellichaft übertragen worden, und von den pefuniären Erträgnifjen feiner 
Laufbahn fonnte er jich ein elegantes Haus an der „Zangelaube” kaufen, 
das die Nefidenzjtädter alsbald „die Haarburg“ tauften, und das er fpäter 
dem Schwiegervater des Königs, dem Herzog Sojeph von Altenburg, für 
teures Geld vermietet. Daß er auf Reifeausflügen jich meiſt im Gefolge 
des Königs befand, der ihn zu feiner perjönlichen Bedienung bedurfte, 
ijt natürlich. Der eitle Emporfömmling aber juchte jich bei jolchen Ge— 
legenheiten dem Publikum gegenüber den Anjchein zu geben, als ob er 
zu den vertrauten Natgebern des Monarchen gehörte, und wußte ſich 
durch das Spenden reicher Trinfgelder noch mehr Anjehen zu verjchaffen. 
Unter jeinen Kunden und Freunden aus den Kreifen der Heineren Bürger 
verbreitete er den Glauben, daß es nur von ihm abhinge, ob er ihnen 
nicht bloß reiche Geldgefchenfe, fondern auch untergeordnete Anjtellungen 
verjchaffen wollte. Neuerdings wurde nun von ihm behauptet, er rühme ſich, 
die unbejchränfte Konzejjion für die von ihm vertretene Magdeburger 
Gejellichaft beim Könige durchjegen zu wollen, während diefe bis dahin 
nur in den Fällen die Erlaubnis zur Verjicherung erhalten hatte, wo fie 
nachwies, daß die anderen im Stönigreiche fonzeflionierten Gefellichaften 
dieje abgelehnt hatten. Nun ſah Borries in einem fonfreten Falle, wo 
der König, ohne das Minifterium des Innern davon zu benachrichtigen, 
der Gejellichaft die Erlaubnis erteilt Hatte, die Zucerfabrif in Gehrden 
in ihre Berficherung aufzunehmen, eine Beftätigung dieſes Gerüchtes. 
Er weigerte ſich deshalb, den betreffenden Erlaß zu vollziehen, ja er war 
jo erbittert, daß er es aus Gejundheitsrücfichten ablehnte, am 28. Gep- 
tember den König auf einer Reife nad) Göttingen zu begleiten, obgleich 
er jelbjt vorher darum nachgefucht hatte. Mit Necht machte Georg dem 
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Miniſter wegen feines Ungehoriams ernite Vorwürfe Er wies nad), 
daß die Geſellſchaft alle vorgejchriebenen Formalitäten erfüllt habe und 
Borries' Bejorgniffe gänzlich unbegründet jeien. „Aber das versteht ficd) 
von ſelbſt,“ schrieb er, „dah Ich ald Monarch in einem monarchischen 
Staate das unbejchränfte Recht habe, bei allen Mir geeignet fcheinenden 
Füllen befondere Befehle an Mein Minifterium zu erlaffen, gejchweige 
denn ausnahmsweife und bei Dringlichkeit einer Sache Mich von den 
Borjchriften eines Minifterialreffripts zu dispenſieren“*). Einer jolchen 
Ausdehnung der föniglichen Gewalt wollte Borries fich nicht unterwerfen. 
Er jah in dem durch eine untergeordnete Perſönlichkeit herbeigeführten 
Immediaterlaß, der in feine Befugnifje eingriff, einen bedenflichen Prä- 
zedenzfall und bat um jeine Entlaffung, „da er ich weder die Kraft noch) 
die Befähigung zutraute, in der durch das Allerhöchite Nejkript vom 
geitrigen Tage jetzt formell den Minijtern zugewiefenen Stellung den 
Angriffen und Bejtrebungen der Oppofition bejonderd in der ziveiten 
Kammer ferner mit Erfolg entgegen zu treten“ **). 

Der König genehmigte das Gejuch indes nicht, und wies die An 
deutungen Borries’ als völlig unbegründet zurüd. Er erinnerte ihn daran, 
wie bei der Bildung des neuen Miniftertums ausdrüclich feſtgeſtellt ei, 
daß „Ich wie bisher in erforderlichen Fällen durch jchriftliche Verfügungen 
an die einzelnen Miniſter Befehle erlafjen würde“. An diefem Grund: 
ſatze wollte er unwiderruflich fejthalten, „da ohne ihn an ein monarchijches 
Negieren gar nicht zu denken, und höchitens unter dem Aushängejchild 
einer monarchischen Regierung doch thatſächlich in Eonftitutionelle Prin— 
zipien oder in eine Minijterherrjchaft eingelenft würde“ ***), 

Aber Borries lieg fich nicht bejchwwichtigen. Er wiederholte um: 
gehend fein Abjchiedsgefuch, indem er betonte, daß Se. Majeſtät durch 
die Eröffnung vom 29. den Grundjag über die Stellung der Minifter 
zu bejtätigen geruht habe, „wodurch deren Verhältnis zu ihrem Aller: 
höchiten Herrn wie zu dem Unterbehörden, ja die ganze Regelung der 
Verwaltung umgeitaltet werden würden“. „Der Grundjaß, daß die Ber: 
waltung dem Monarchen zufteht,“ jo fährt er fort, „muß in jedem mo- 
narchijchen Staate gelten. Indeſſen wird in allen größeren Deutjchen 
Staaten und jelbjt in dem abjoluten Dejterreich, weder allgemein noch 


*) König Georg au den Minifter von Borries d. d. 27. September 1858. 
**) Ymmediateingabe des Minifterd von Borries an den König d. d. 28, Sep- 
tember 1858. 
“er, König Georg an den Minifter von Borries d. d. 29, September 1858, 
25* 
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nach beliebigem Ermefjen des einzelnen Falles unmittelbar jo verfahren, 
jondern durch dazu verordnete Behörden in bejtimmter Stufenfolge und 
gemejjenen Formen und Wegen“ *). 

Auf diefe Eingabe erfolgte wochenlang feine Antwort, und die Un— 
gewißheit der Situation war um jo peinlicher, da der 2. November heran— 
nahte, wo die Stände zur Beratung der Juſtizorganiſationen wieder zu— 
fammentreten jollten. Unbeitimmte Gerüchte über eine Miniſterkriſis 
durchjichwirrten die Stadt, und im eingeweihten Kreiſen hielt man den 
Sturz des allmächtigen Minifters jchon für jo gut wie gewiß. Auch 
Zimmermann, der Borries bei der Abfafjung feines zweiten Abjchieds- 
geſuchs Hilfreiche Hand geleistet hatte, hielt — vielleicht gerade deshalb — 
den Bruch zwijchen ihm und dem Monarchen für unheilbar und jchloß 
ji) der „Hyperariftofratifchen“ Partei an, die Borries namentlich jeit 
der Entlaffung Dedens als Renegaten der Ritterfchaft anjah und ihn 
jtürzen wollte. Die Handhabe bot ihr die beabjichtigte Juftizorganifation, 
wegen deren es zwiſchen den Miniftern Graf Platen und Graf Kiel— 
mannsegge einerjeitS und Borries andererfeits zu lebhaften Auseinander: 
jegungen fam. Zimmermann übernahm es, dem Nönige in einem aus— 
führlichen Memoire die Bedenken vorzutragen, welche namentlich von der 
Ritterpartei gegen jene Vorjchläge geltend gemacht wurden. Bei diejer 
herrjchte die Abjicht vor, die Verwaltung mehr nad; preußifchem Mujter 
einzurichten, mithin das Inſtitut der Landräte, SKreisftände uſw. ein- 
zuführen. Die Stüveiche und die ultrademofratifche Partei dagegen 
wollten die Kommunalordnung und die niedere Verwaltung nach dem 
Grundſatz des „self government“ umändern. Alle aber ſtimmten darin 
überein, daß zur Erreihung dieſer Zwecke, jo verfchieden fie auch jein 
mochten, immer zuerjt der Sturz des Minifters von Borries notivendig jei. 

Sie wuhten aber auch, daß diejer das umbedingtefte Zutrauen feines 
Monarchen bejah, daß daher „ein ganz beionderes Mittel erfonnen werden 
müſſe, um den fejten Mörtel, der beide miteinander verbindet, zu löſen“*?*). 
Dazu erjchien den Gegner Borries’ das durch Lübrechts Nuhmredigfeit 
verbreitete Gerücht als das geeignetjte Mittel. Ferner ſprengten fie aus, 
der König habe ſich gegen dritte Perſonen dahin geäußert, daß er jein 


*) Minifter von Borried an den König Georg d. d. 30, September 1858, 

**) König Georg an den Minifter von Borries d. d. 24. Oftober 1858, 
welchem Schreiben auch das Nachfolgende entnommen ift, und das in feiner wort» 
getreuen Mitteilung aller diefer Gerüchte die edle Denkweiſe des Königs in das 
hellfte Licht jeßt. 
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Land durch Immediatrejfripte regiere und verwalte. Er würde alfo auch 
ſich durch Lübrechts Bitten bewegen lafjen, der Magdeburger Gejellichaft 
die bald ablaufende Berjicherung des Hoftheaters durch einen Immediat— 
befehl wieder zu verleihen. Daß diefe Gerüchte den Minifter bei feiner 
Charaftereigentümlichfeit und jeinem Eigenſinn gegen den König in Harnifch 
bringen würde, fonnten jie mit Sicherheit vorausjehen. Er würde aljo 
fallen „grade über die Immediatbefehle, die er doch ſelbſt benutzte, und 
anfämpfend gegen die monarchiichen Prinzipien, die er doch ſtets befannt 
habe und durchzuführen bejtrebt gewejen ſei“. 

Allein der fein ausgedachte Plan mißlang. Dem König wurde das 
ganze jchlau angelegte Intriguenfpiel Hinterbracht. Unverzüglich gab er 
Borries davon Kenntnis, und von nun an jtand Ddiefer in der Gunſt 
jeines Monarchen fejter als zuvor. Der Widerftand der erſten Hammer 
gegen die Juftizvorlagen war daher vergeblich. Zwar erlitt die Regierung 
bei der erjten Beratung eine Niederlage, indem eine gefchlofjene Majorität 
von 24 Stimmen gegen 20 die Kommiffionsvorlage ablehnte. Allein 
nachdem die „Neue Hannoverjche Zeitung“ in mehreren heftigen Artikeln 
gegen die Ritter aufgetreten, „die Herrn von Borries alles verdankten 
und nun gegen ihn loszögen“, gab man Elein bei und nahm am 26. No- 
vember die Suftizverfaffung in zweiter Beratung mit großer Mehrheit an. 
Daß Borries, der in der zweiten Kammer wieder die Vertretung der Re— 
gierung übernommen hatte, hier dasjelbe Nefultat erzielte, iſt jelbjtver- 
jtändlid. So fam endlid; das Geſetz zu ftande, das, wie die „Staats— 
briefe” fagen,*) der Negierung „das erjehnte Mittel gab, charafterlofe 
Hingebung zu belohnen und politisch mißliebige Perfonen aus dem Dienst 
zu entfernen, oder fie doch in ihrer Stellung unbillig zu bejchränfen”. 
Durch die Verordnung vom 27. März 1859 wurden aus 200 Aemtern 
102 gemacht, welche jo umfangreich waren, dag man regelmäßig mehrere 
Verwaltungsbeamte dabei anftellen mußte. Vermöge diejer Mapregel 
wurde das Stüveſche Prinzip, wonach der Beamte möglichjt alles jelbit 
jehen und ordnen follte, verlajjen und der alten Vogtswirtſchaft wieder 
Thor und Thür geöffnet. Etwas jpäter erjchien die Verordnung, wo— 
Durch zwei große und drei kleine Obergerichte aufgehoben und die großen 
Obergerichte in Hameln und Nienburg in fleine verwandelt wurden. Die 
Zahl der Amtögerichte verminderte man von 173 auf 103. Durch dieſe 
itarfen Neduftionen war man im jtande, den Durchichnittsgehalt der Ver— 


*) Hannoverſche Staatsbriefe IV, ©. 18, 
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waltungsbeamten von 950 Thaler auf 1220 Thaler mit einem Marimum 
von 2000 rejp. 2500. Thaler zu erhöhen. Auch die Bezüge der Amts: 
richter wurden im ähnlicher Weiſe gefteigert. 

Bei der mintjteriellen Partei herrjchte mun Heller Jubel. Der Ab- 
geordnete Nudolph feierte Borries bei der Vertagung mit dem flafftschen 
Verſe: 

„Dem Ehrenmann ſei Heil und GIüd beſchieden, 
Der ſich abmüht für Landes Wohl und Frieden, 
Energifch ftrebt, Gerechtigkeit zu ſchützen 

Dem Königsthron und Vaterland zu nügen.“ 


Borries dagegen grollte feinen Kollegen, die feine Pläne hatten 
durcchkreuzen wollen. Namentlich gegen den Staatsrat Zimmermann, der 
ihnen feine Feder geliehen Hatte, richtete fich jein Zorn. Daß er mög- 
lichjt jchleunig aus der Umgebung des Königs entfernt werden müjfe, 
Ichien ihm unumgänglich nötig, und er erreichte es auch, daß der gefähr- 
liche Gegner mittelft Verfügung vom 10. Februar 1859 zunächſt interi= 
miſtiſch zum Gejchäftsträger bei den freien Städten Hamburg, Bremen 
und Lübeck ernannt wurde. An jeine Stelle trat der Geheime Legationsrat 
von Wigendorff. In der auswärtigen PBolitif aber blieb fein Nat nach 
wie vor für den Minifter Graf Platen maßgebend. 

In Hamburg wußte jih Zimmermann bald eine Menge einfluß- 
reicher Verbindungen zu verichaffen, die ihn über alles, was in der Welt 
vorging, auf dem Laufenden hielten. Namentlich unterrichtete ihn der 
preußische Gejandte von Richthofen ſtets frühzeitig über die Stimmungen 
und Anfichten in den maßgebenden Streifen Berlins. So war er im den 
Stand gefegt, dem König allwöchentlic) durch feine. höchit fcharffinnig 
und geijtreich gefchriebenen Immediatberichte ein getreues Bild von der 
jeweiligen politiichen Lage und ihren mutmaßlichen Rückwirkungen auf 
Hannover zu geben. Außerdem wurde er zu wichtigen Beratungen über 
auswärtige Fragen regelmäßig nach der Nefidenz befohlen. 

Die Adelspartei lieg es sich jedoch nicht ausreden, daß Lübrecht 
es verjchuldet habe, wenn der König die Mitglieder der Ariſtokratie zum 
Zeil mit offenbarer Kälte behandelte. Ein an ſich unbedeutender Zwiſchen— 
fall gab diefem Gerüchte neue Nahrung. Der Wildmeifter Gerding im 
Tiergarten hatte eine® Tages in feiner Eigenjchaft als Kaffeewirt den 
Hoffrijeur nicht mit der Zuvorfommenheit bedient, auf die diefer Anſpruch zu 
haben glaubte, Der gefränfte Haarfünftler beſchwerte fich deshalb beim Könige 
und erreichte es auch, daß dem Oberjägermeijter Graf Hardenberg die Ent- 
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fernung Gerdings aufgetragen wurde. Darauf wollte fich diefer nicht einlaffen 
und erbat feinen Abjchied, der ihm auch umgehend gewährt ward. Die 
Entlajjung diejes hochangejehenen und reichen Edelmanns aber machte, 
namentlich in dem Streifen des Hofadels, das unangenehmjte Aufjehen. 
Das ereignispolle Jahr 1859 wurde mit der befannten Anrede des 
Kaiſers Napoleon an dem dfterreichiichen Gejandten, Baron Hübner, ein- 
geleitet, dem er erflärte, daß die Beziehungen zu feinem Souverän nicht 
jo gut wären, wie er jie zu jehen wünschte. Niemand zweifelte, daß dieſe 
Worte auf einen nahen Krieg deuteten, wenn man auch damals nod) 
nicht den Inhalt der geheimen Abmachungen von Plombieres Fannte. 
Dort hatte fich der franzöfiiche Kaiſer bereits im Herbſt 1858 mit Cavour 
dahin geeinigt, daß gegen die Abtretung von Savoyen Italien bis zur 
Adria befreit und ganz Oberitalien unter jardinischem Szepter vereinigt 
werden ſollte. Als Unterpfand dieſes Bündniffes jollte ſich der Better 
des Kaiſers, Ierome Napoleon, mit einer Tochter des Königs Viktor 
Emanuel vermählen. Inſtinktmäßig begriff man in Deutjchland, daß der 
Napoleonide die Eroberungspolitif feines Onfels wieder aufnehmen wollte, 
und daß es darauf abgejehen war, Dejterreich dag lombardiſch-venetianiſche 
Königreich zu entreißen. Niemand ſchenkte feiner Verficherung, der Grund— 
ja: „Das Saiferveich ift dev Friede”, habe noch immer Geltung, Glauben. 
Daß das FFeitungsviered zur Verteidigung Süddeutjchlands unumgänglich 
nötig war, galt damals als unbeitrittenes jtrategifches Ariom. Die Neujahrs- 
rede Napoleons wurde daher wie eine an die Adreſſe ganz Deutjchlands 
gerichtete jchnöde Herausforderung aufgefaßt, und allenthalben von der 
Nordſee bis zu den Alpen gab fich eine friegerische Begeifterung fund, 
wie man fie bisher noch) nicht erlebt Hatte. Stürmifch und immer jtür- 
miſcher verlangte die Nation, daß die Wehrmacht des gefamten deutjchen 
Yundes dem bedrohten Bundesgenofjen zu Hilfe ziehen und durch eine 
impofante Machtentfaltung am Rhein den übermütigen Franzoſenkaiſer 
in jeine Schranfen zurüchveifen jollte. Die Fahrt des Clam-Gallas'ſchen 
Korps durch Deutjchland, das von Galizien an die bedrohte Grenze ge= 
worjen twurde, glich einem Triumphzuge Auch am Bundestage zeigte 
ſich bei der Mehrzahl der Regierungen Neigung, für Oeſterreich einzu— 
treten. Ende Februar Schon richtete die Militärkommiſſion an die Ver: 
jammlung Anträge zur bejjeren Verteidigung des Bundesgebietes. Allen 
voran ging Hannover in dem Eifer, das gemeinfame Vaterland gegen 
den Erbfeind in Verteidigungszuftand zu jegen. Ohne Autorifation von 
Frankfurt befahl der König bereits am 19. März die unverzügliche In— 
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angriffnahme des Baues von Küftenbatterien an den Mündungen der 
Elbe und Ems. Im vorigen Jahre hatte anlählich der jchleswig-hol- 
ſteiniſchen Verwickelungen eine Bundesfommiffion die geeigneten Punkte 
bezeichnet. Bei Bremerhaven dagegen follte zur Ergänzung des alten 
‚Forts Wilhelm ein permanentes mit 25 jchweren Stanonen armiertes 
Werk erbaut werden, und der König ordnete an, daß die für die Kriegs— 
bereitichaft beantragte Summe von 100000 Thalern zunächſt ausſchließlich 
„für den jo dringend notwendigen Schuß der Nordjeefüfte“ verwandt 
würde. Much die demnächſtige Anlage eines deutſchen Kriegshafens wurde 
in Erwägung gezogen, und man fand dazu die Gegend zwifchen Alten- 
bruch und Dtterndorf am der untern Elbe am meiften geeignet, die man 
leicht durch einen Kanal mit der Mündung der Geeſte in Verbindung 
ſetzen fonnte. 

Niemand zweifelte, daß auch der Prinzregent von Preußen, dem 
der unheilbar erfranfte König am 8. Oftober 1858 die volle Regierungs- 
gewalt übertragen hatte, „im entjcheidenden Moment einen patriotijchen 
und energischen Entſchluß faſſen würde“*). Allein feine Minifter dachten 
andere. An Stelle Manteuffels hatte der Fürjt von Hohenzollen— 
Sigmaringen den Vorſitz im Kabinett übernommen, in dem Freiherr von 
Schleinig dem Departement der auswärtigen Angelegenheiten vorjtand. 
Dieſes „Minifterium der neuen Aera“ ſah nun in den augenblidlichen 
Verwidelungen eine günjtige Gelegemheit, um ſich von der erdrüdenden 
Hegemonie Defterreichs, der man jich unter dem Manteuffelichen Regiment 
gefügt hatte, zu befreien umd fich zugleich der Feſſeln der Bundesverfafjung 
zu entledigen. Den Plan zur Verteidigung Süddeutjchlands, den der 
preußijche Militärbevollmächtigte mit unterjchrieben hatte, erflärte es nicht 
für zeitgemäß. Bismard aber, der der Neigung, den Bund zu Eriegerifchen 
Demonftrationen zu drängen, nicht genug Widerjtand geleijtet hatte, wurde, 
wie er es ſelbſt bezeichnet, „falt gejtellt* und als Gejandter nad) St. 
Petersburg verſetzt. An feine Stelle trat Herr von Ujedom, der für 
Italiens Unabhängigkeit ſchwärmte. Ja, das neue Miniſterium jcheint 
nicht übel Luft gehabt zu Haben, ganz in die Bahnen der preußijchen 
Neutralitätspolitit der Jahre 1799—1801 zurüd zu lenfen. Es gab 
ſich den Anfchein, als ob es nicht an eine ernjte Kriegsgefahr oder 
wenigjtens nicht an ein Eintreten Frankreichs für Sardinien glaubte, als 
ob e8 ſich nur darum handelte, Defterreich durch diplomatischen Drud 


*) Großherzog Peter von Oldenburg an den König Georg d. d. 30. April 1859, 
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zum Aufgeben feiner VBormachtitellung in Mittel-Italien zu beivegen. 
Unter diefen Berhältniffen fand der Erzherzog Albrecht, der anfangs 
April nad) Berlin entfandt wurde, dort nur eine fühle Aufnahme Er 
überbrachte den Vorſchlag, um den Frieden zu fichern, am obern Rhein 
ein Heer von 250000 Mann unter perjönlicher Leitung des Kaiſers 
Franz Joſeph aufzustellen. Den Niederrhein jollten die norddentjchen 
Ktontingente unter Preußens Oberbefehl jchügen. Daß einer jolchen 
Mantfejtation der Einigkeit Deutfchlands gegenüber, Napoleon fich zwei— 
mal bejonnen haben würde, che er das Schwert zog, ijt wohl faum zu 
bezweifeln. Allein eine derartige Politif, die nur Defterreich in feiner 
Stellung al3 Vormacht des deutjchen Bundes befeftigen konnte, fand bei 
den preußijchen Staatsmännern feinen Anklang. Sie wünjchten vielmehr, 
daß die franzöfiiche Armee, an deren Sieg auf dem Schlachtfelde fie nicht 
zweifelten, vor dem Feſtungsviereck zum Halten gebracht würde, um ſelbſt 
alsdann am Rhein an der Spike der gefamten deutjchen Kriegsmacht 
mit entjcheidender Weberzahl auftreten zu fünnen. Der Erzherzog mußte 
deshalb mit einer inhaltsfeeren Antwort nach Wien zurüdfehren. Ja, die 
‚striegsbereitichaft, die Preußen für jeine Armee verordnete, hatte ein- 
gejtandenermaßen nur den Zweck, die übrigen deutjchen Staaten im 
Baume zu halten*). Scleinig jollte jogar gegen Lord Blomfield von 
der Abjicht geiprochen haben, eventuell Hannover und Sachjen zur bejegen. 

Inzwiſchen hatte man in Wien einen entjcheidenden Entjchluß gefaßt. 
Man wußte, daß Frankreich mit feinen Rüftungen noch weit im Rück— 
Itande war. Wenn man alfo raſch die piemontefijche Grenze überjchritt, jo 
fonnte man hoffen, das fleine fardinifche Heer mit gewaltiger Uebermacht 
zu vernichten, ehe die Verbündeten heran waren. Am 23. April erjchien 
ein öfterreichifcher Offizier in Turin und forderte unter Androhung jo» 
fortiger Kriegserflärung die Entwafinung der Armee binnen drei Tagen. 
Allein jo gut der Plan vom militärischen Gefichtspunfte aus jein mochte, 
jeine Ausführung war im höchiten Grade mangelhaft. Der öfterreichifche 
Oberbefehlshaber Graf Gyulay war fein Radetzky, und das feindliche Heer 
fonnte fich ohne irgend welchen Verluſt in eine befejtigte Stellung unter 
den Mauern von Alejjandria zurücdziehen, wo es volllommen unangreif: 
bar war. Nun jchob ganz Europa die Schuld des ;Friedensbruches auf 


*) „Herr von Ujebom hat gegen Sir Alerander Malet und Graf Fendlon ge- 
äußert, Preußen rüjte nur zu dem Zwede, um bie übrigen deutichen Staaten im 
Baum zu halten“. (Beuft an den Minifter von Faldenftein d. d. 10, Mai 1859. 
Erinnerungen zc., I. Teil, S. 253.) 
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Defterreih. In England begeifterte fich die Königin und Die ganze 
Nation für die Befreiung Italiens. Rußland zog eine große Truppen- 
macht an der Grenze zujammen, um eintretenden Falles Defterreich an 
der vollen Ausbeutung feines Sieges zu hindern. Graf Buol, der diejen 
Ausgang gefürchtet und vor dem verhängnisvollen Schritt gewarnt hatte, 
nahm feine Entlafjung und an feine Stelle trat der bisherige Bundes— 
tagsgefandte Graf Nechberg. 

Preußen aber erklärte in einer Girfularnote vom 26. April unter 
Berufung auf den S 46 der Wiener Schlußakte, da es jich fortan auf 
die Beichügung des Bundesgebiet3 bejchränfen, jonft jedoch neutral bleiben 
wollte. Dieje Auffafiung erregte bei den übrigen Bundesgliedern den 
lebhaftejten Widerſpruch. „Wenn Preußen auf diefer Bahn von 1795 
und 1805 fortjchreitet und fich das alleinige Necht beilegt, die Bundes— 
gejege zu interpretieren,“ jchreibt der Großherzog von Oldenburg *), „To 
wird die fürmliche Sprengung des Bundes die Folge davon fein.“ 

Und nun nahmen die Ereignifje in Italien ihren Lauf. Am 3. Mai 
erflärte Napoleon, daß Defterreich durch die Ueberjchreitung des Teffin 
den Frieden gebrochen habe. In der größten Eile jegten ich die fran— 
zöfischen Heeresabteilungen zu Lande und zu Waffer in Bewegung, um 
dem bedrohten Bundesgenofjen zu Hilfe zu eilen. Um die Mitte des 
Monats waren bereits 150000 Mann auf piemontefiichem Boden an- 
gelangt. Gleichzeitig ſtand in den fleinen norditalienischen Staaten die 
Bevölkerung auf und jchloß ich der nationalen Bewegung an. Ende 
April ſchon jah fich der Großherzog von Toscana gezwungen, das Land 
zu verlafjen und fich auf öfterreichiiches Gebiet zu flüchten. Der Prinz 
Napoleon, den jein Vetter dazu bejtimmt hatte, den florentinischen Thron 
zu bejteigen und nach dem Vorbilde jeines Oheims eine Anzahl bonapar— 
tiſtiſcher Klientelſtaaten in Italien zu gründen, fam zu ſpät. Als er mit 
jeinem Armeekorps in Livorno landete, fand er bereit3 eine proviforifche 
Negierung patriotijcher Männer vor, die jich unter das Proteftorat Sar- 
diniens geftellt hatte. Es blieb ihm aljo nichts anderes übrig, wie ſich 
der Hauptarmee, die mittlerweile am Mincio angelangt war, anzujchliegen. 

Den Prinzregenten von Preußen regten alle diefe Vorgänge auf das leb— 
baftejte auf. Für die diplomatischen Winfelzüge feiner Miniſter hatte er Fein 
Verjtändnis. Seiner einfachen Soldatennatur wollte es nicht einleuchten, 
daß er unthätig zujehen follte, wie der franzöfijche Imperator die legi— 


*) Großherzog Beter von Oldenburg an den König Georg d. d. 30. April 1869. 
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timen mittelitalienijchen Fürjtenhäufer entthronte und die Abficht ver: 
fündete, dem verbündeten Kaiſertum die ihm auf dem Wiener Kongrei 
feierlich garantierten Provinzen zu entreißen. Daß er damals fich nie hätte 
bewegen lajjen, direft oder indireft dazu mitzuwirken, wußten die Minifter 
genau. Es fam ihnen daher feineswegs erwünjcht, daß er beſchloß, den 
jüngeren General Willijen nach Wien zu entfenden, um möglichft eine 
gemeinjame Aktion der beiden deutjchen Großmächte zu verabreden. Jedoch 
gelang es ihnen, den Prinzen zur Genehmigung einer Inftruftion zu be 
wegen, welche nicht den Abſchluß eines bindenden Vertrages, jondern den 
Meinungsaustaufch über eine von Preußen beabjichtigte Vermittelung in 
Ausficht nahm. Im Wien fühlte man fich begreiflicherweife durch dieje 
Eröffnung verlegt. Man hatte Waffenhilfe und nicht bloß fühle Ver— 
mittlung erwartet. Man hatte gedacht, im Bunde mit Preußen und dem 
übrigen Deutjchland die Politif der zweiten Koalition wieder aufnehmen 
zu können. Die Wünjche gingen anfänglid) weit über die Aufrechterhaltung der 
Öfterreichiichen Herrichaft in Lombardo-Benetien hinaus. Nicht nur Sar— 
dinien jollte unjchädlich gemacht, jondern auch der franzöfiiche Ufurpator 
gejtürzt und ‚die legitime Herrjchaft der Bourbonen in Frankreich wieder 
hergejtellt werden. Als man aber erfannte, daß Preußen für dieje Hohen 
Zwede nicht zu haben war, jtunmten die Öjterreichiichen Staatsmänner 
ihre Forderungen herab. Sie gaben jogar die Zuſage, da Preußen Die 
alleinige Verfügung über das Bundesheer haben jollte, wenn es fich nur 
verpflichten wollte, die Erhaltung des öſterreichiſchen Beſitzſtandes in 
Italien zur Baſis jeiner Vermittelung zu machen. 

Inzwischen Hatte Graf Gyulay die Schlacht bei Magenta verloren 
und fein Heer hinter den Mincio zurüdgeführt, während Napoleon und 
Biltor Emanuel unter dem unbejchreiblichen Jubel der Bevölferung in 
das befreite Mailand einzogen und die Negenten von Parma und Mo- 
dena im öÖfterreichiichen Lager Schuß juchten. Nun hatte das Berliner 
Kabinett jede Neigung, zu Gunften Dejterreichs zu intervenieren, verloren. 
Es lehnte am 14. Juni ab, einen fchriftlichen Vertrag obigen Inhalts 
abzujchliegen. Schleinig war zu nichts weiter zu bringen, wie zu der 
unbejtimmten Yuficherung, „zum Zwecke der Erhaltung des bejtehenden 
Territorialbejiges eine bewaffnete VBermittelung eintreten zur lajjen und je 
nach dem Erfolge derjelben jo weiter zu handeln, wie es Preußens Pflichten 
als europäiſche Großmacht und der Hohe Beruf Deutjchlands erheiichen“ *). 


*) von Sybel a. a. D., IL. Zeil, S. 322, 
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Die allgemeine Situation war jedoch jo bedrohlich geworden, daß 
der Prinzregent gegen den Willen feiner Miniſter an demjelben Tage 
die Mobilmachung von ſechs Armeeforps verfügte und beim Bundestage 
die Aufftellung eines Objervationsheeres von 60000 Mann im den zus 
nächjt bedrohten jüddentjchen Staaten beantragte. 

Der König Georg fonnte fich ebenfowenig wie der Prinz von Preußen 
darein finden, daß er ftilljigen follte, während der Parvenu auf dem 
franzöfifchen Kaiferthron die legitimen Fürſten Mittelitaliens vertrieb und 
gegen die Grenzen Tirols vordrang. Der alte Haß feines ftolzen Ge— 
ichlechtö gegen den korſiſchen Emporfömmling flammte in ihm auf. Bon 
Tage zu Tage, von Woche zu Woche hatte er mit Ungeduld erwartet, 
daß Preußen ihm ein entfchiedenes: „Bis hierher und nicht weiter“ zu— 
rufen ſollte. Aber es wurde immer deutlicher, daß der Negent ſich dem 
Einfluß jeiner Schwachen und ſchwankenden Miniſter nicht entziehen konnte, 
und vielleicht auch nicht eingeftehen mochte, daß er mit feiner Vermittler- 
rolle auf dem faljchen Wege war. Georg fandte daher Mitte Mai den 
Grafen Münfter nach Berlin, um auf die Mitteilung eines genau präs 
zifierten Programms zu dringen, damit die übrigen deutjchen Fürſten ſich 
mit Ruhe und Vertrauen der Führung Preußens überlafjen könnten. 
Nachdem aber die Entjcheidung bei Magenta gefallen war, ließ er dem 
Prinzregenten eine ausführliche Denffchrift über die Lage der Dinge über- 
reichen und erjuchte ihn, fich als Bundes-Oberfeldherr an die Spite der 
gejamten deutjchen Heeresmacht zu ftellen, „da nur dann eine einheitliche 
und energische Führung des Oberbefehls zu hoffen iſt“*). Bei der per 
jönlichen Neigung des ritterlichen Prinzen für den Krieg hielt er den 
Sieg der emergijchen Politik im Erfolge gefichert, „wenngleich vielleicht 
durch das Anftemmen des Minijteriums der Zeitpunkt um einige Wochen 
hingehalten werden kann“. Er riet, jich durch die Geſamtheit der deutſchen 
Fürſten zum Oberfeldheren wählen zu lajjen und es unterliegt nicht dem 
geringiten Zweifel, dat, wenn der PBrinzregent einen bezüglichen Wunfch 
geäußert hätte, man ihm dieſes Amt mit derjelben Einjtimmigfeit über- 
tragen haben würde, wie 1870 die Kaiſerwürde. 

Vorläufig aber behielt die Zauderpolitik Schleinitz's die Oberhand, 
und Defterreich faßte in feiner verlaffenen Lage den einzigen Entjchluß, 
der ihm geblieben war. Der Mut feiner Armee war ungebrochen. Es 
zog 40000 Dann Berjtärfungen nad Italien, um das Waffenglüd 





*) Großherzog Peter von Oldenburg an den König Georg d. d. 18. Juni 1859. 
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noch einmal zu verjuchen, und der Kaiſer felbjt übernahm den Oberbefehl. 
In einer nenen Depefche vom 22. Juni betonte Nechberg, um gegen 
Preußen Stimmung zu machen, daß es deſſen Bundespflicht ſei, nicht 
bloß für das ganze öfterreichische Bundesgebiet, fondern auch für die Er- 
haltung der öfterreichiichen Schußverträge in Italien einzutreten. Wenn 
es nun gelang, den Franfo-Sarden eine entjcheidende Niederlage beizu- 
bringen, jo war es um das Anjchen Breußens in Deutjchland für lange 
Zeit gejchehen. Auch in Berlin begann man einzufehen, daß Preußen 
jeine Stellung unbeilbar fompromittieren würde, wenn es noch ferner in 
ruhmlofer Unthätigfeit den Ereigniffen zulah. Der Brinzregent hatte den 
jchhoächlichen Ratjchlägen feiner Minifter jtets nur mit Widerjtreben nach— 
gegeben. Jetzt befahl er plöglich am 24. Juni die Mobilmachung feines 
gejamten Heeres und jtellte beim Bundestage den Antrag auf Zuſammen— 
ziehung der beiden norddeutichen Armeekorps. Zugleich erließ er eine 
Depeche nah St. Petersburg und London, worin er den Beginn feiner 
bewaffneten Wermittelung auf derjelben Baſis verfündete, die Nechberg 
als Bundespflicht Preußens bezeichnet hatte*). 

In Hannover erregte die Hunde, daß es endlich gegen den Erbfeind 
losgehen jollte, großen Jubel. Schon am 18. Juni — dem Jahrestage 
der Schlacht von Waterloo — hatte eine Königliche Proflamation die 
Stände auf den: 19. Juli zu einer auferordentlichen Diät einberufen, um 
die Mittel für die Striegsbereitjchaft zu bewilligen. Freudig eilten nun 
die Waffenpflichtigen zu den Fahnen. Der König ernannte fraft feiner 
Befugnis den Herzog von Braunjchweig zum SKommandierenden des 
X, Armeeforps und der Chef des Generalitabes, General von Sichart, dem 
die Stelle des Generalquartiermeiiters zugedacht war, wurde nad) Berlin 
entjandt, um an den Beratungen über den jtrategijchen Aufmarjch des 
VII, VIIL, IX. und X. Korps am Rhein teilzunehmen, bei denen Moltfe 
den Vorſitz führte. 

Aber die Dinge in Italten nahmen eine unerwartete und uneriwünfchte 
Wendung. Die öfterreichiiche Armee, die Franz Iofeph jelbit den Franko— 
Sarden entgegen führte, wurde am 24. Juni im der blutigen Schlacht 
von Solferino geiprengt, mußte fich Hinter die Etſch zurücdzichen und 
unter den Kanonen von Verona Schub juchen. Die Lage des Kaiſer— 
jtaates war num eine recht bedenkliche geworden. Daß er jeine Ober: 
herrichaft in Italien wirde behaupten fönnen, ließ ſich faum hoffen. 





*) von Sybel a. a. D., II. Zeil, S. 324. 
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Denn ſchon erſchien eine franzöfiiche Flotte in der Adria und bedrohte 
Venedig, während der Kaiſer Napoleon ſchwere Geichüge aus ‚Frankreich 
- fommen ließ, um Reschiera und Verona zu ‚belagern. Immerhin war 
es, wenn man das Feſtungsviereck behauptete, möglich, ſpäter einen 
günftigen Umſchwung herbeizuführen. Ernſtere Sorgen bereitete den 
Öjterreichifchen Staatsmännern die Haltung Preußens. Sie fürdhteten, 
daß, wenn es mit feiner gewaltigen Uebermacht am Rheine einen leichten 
Sieg gewann, die Führerſchaft in Deutjchland ihren Händen entjchlüpfen 
könnte.‘ In ihrer Bedrängnis jtellten fie am Bunde den Antrag, daß 
der Prinzregent genau nach den Vorfchriften der Bundeskriegsverfaſſung 
zum Bundesfeldherrn ernannt werden jollte, eine Bedingung, auf die 
diejer nicht eingehen fonnte, — und die auch praftiich nicht durchführ- 
bar war. 

In Ddiefer Not fam die verföhnliche Stimmung Napoleons dem 
Staifer Franz Joſeph zu Hilfe. Der franzöſiſche Imperator begann ein- 
zujehen, daß er den ſchwierigſten Teil jeiner italienischen Kriegsunter— 
nehmung erſt vor jich hatte, während in Deutjchland die Aufregung auf 
eine bedenkliche Höhe jtieg und die Machtentfaltung am Rhein jeine rüd- 
wärtigen Verbindungen bedrohte. Dazu war ſein Heer hart mitgenommen, 
Zu den Berfuften in den Schlachten famen noch viele durch die Hite 
und Eumpfluft herbeigeführte Leiden und Gefahren. Cr beichloß aljo, 
dem überwundenen Feinde eine goldene VBrüde zu bauen und das Kriegs— 
glück micht auf eine zu gefährliche Probe zu jtellen. Schon am 8. Juli 
ließ er dem Kaiſer Franz Joſeph einen Waffenftillitand anbieten, dem 
drei Tage nachher bei einer perjönlichen Zuſammenkunft der Abjchluf 
des Präliminarfriedens von Billafranca folgte. Man fam überein, daß 
Defterreich die Lombardei mit Ausnahme von Mantua und Peschiera 
an Frankreich abtreten jollte, das fie dann wieder an Sardinien übergab. 
Die übrigen Bedingungen, wonach Italien einen Staatenbund unter dem 
Vorſitz des Papites bilden jollte, Famen jedoch nie zur Ausführung — 
und wahricheinlich hat man beiderjeits faum daran geglaubt. 

In einer Proflamation verkündete der öſterreichiſche Herricher feinen 
Völkern den Abjchlu des Friedens. Er erflärte, er habe die Ueber: 
zeugung gewonnen, „dab durch direkte, jede Einmiſchung Dritter beſeiti— 
gende Verftändigung mit dem Kaiſer der Franzoſen jedenfalls minder un- 
günftige Bedingungen zu erlangen waren, als bei dem Eintreten der drei 
beim Kampfe nicht beteiligt gewejenen Grogmächte in die Verhandlungen 
mit den von ihnen vereinbarten und von dem moralijchen Drud ihres 
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Einverjtändniffes unterjtügten VBermittlungsvorjchlägen zu erwarten ge 
wejen wären“. ‚Zwar protejtierte die preußische Negierung gegen dieſe 
Unterftellung, aber der Argwohn, den ihre zweifelhafte Haltung während 
der Kriſis hervorgerufen hatte, war nicht zu bejchwichtigen und eine tiefe 
Verftimmung zwijchen den beiden Grogmächten war die Folge. Sp endete 
der Krieg, der den einmütigen Ruf der ganzen deutjchen Nation nach 
einer Zurüchveifung des fränkischen Uebermutes wachgerufen Hatte, mit 
dem unverjöhnlichen Zwiejpalt der beiden führenden Staaten. Daß aber 
Preußen, das — freilich zu ſpät — für die Erhaltung des öjterreichijchen 
Länderbefiges in Italien hatte eintreten wollen, fich jchon nad) fieben 
Sahren mit diefem jelben Italien verbinden würde, um dem Haufe Habs: 
burg den legten Reſt feiner transalpinen Provinzen zu entreißen und es 
zugleich aus Deutjchland zu verdrängen, das konnte Damals niemand 
vorherjehen. 

Die erjten Siege Napoleons hatten in der öffentlichen Meinung 
Norddeutichlands einen großen Umſchwung hervorgerufen. Die liberalen 
Blätter begeifterten jich für die Befreiung Italiens aus der öfterreichifchen 
Knechtſchaft. Selbit der Kladderadatich*), der „Ihn“ jahrelang mit Hohn 
und Spott verfolgt hatte, machte nun die Meittelitaaten für die Situation 
verantivortlich und erklärte mit einem Male, da Spott und Wit vor 
dem Ernite der Gefchichte verſtummen müßten: 


„Da die Geſchicke zu erfüllen, 

Sie Ihn zum Werkzeug fich erfor, 
Und Er, ob wider feinen Willen, 
Der Freiheit Banner hielt empor — 


Jetzt, da vielleiht Er von des kühnen 
Gedankens mächt'gem Schwung erfaßt, 
Durd eine fühne That zu jühnen 
Der Jahre ungeheure Laft — 


Sept plöglich wird im beutjchen Lande 
Ein Ehor von lauten Schreiern wach, 

Die jahrelang zu ihrer Schande 
Geſchwiegen und zu Deutſchlands Schmach, 


Die gegen Frechheit und Gemeinheit 
Kein proteſtierend Wort gelannt: 

Jetzt beten ſie für Deutſchlands Einheit, 
Da gegen fie das Schwert gewandt!“ 


*) Kladderadatſch vom 12. Juni 1859, Nr. 27, 
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In Hannover machte Rudolf von Bennigfen fi zum Sprachrohr 
der liberalen Anfchauungen. Die demofratiiche Partei aber blidte mit 
Stolz auf den Führer aus altadeligem Gejchlecht, den „Bayard der 
hannoverjchen Oppofition, den Ritter ohne Furcht und Tadel, die Wonne 
jeiner Freunde, den Schreden feiner Feinde“*). Mit einer völligen Ver— 
fennung der wirklichen Sachlage machte er nun den Bund und die mangel- 
hafte Bundesfriegsverfaffung für den Eläglichen Ausgang des Strieges 
verantiwortlih. Am 19. Juli war die Ständeverjammlung zu einer 
außerordentlichen Diät zujammengetreten und gleichzeitig tagte ein ſo— 
genannter Anwaltstag in Hannover. Noch an demjelben Tage bewog 
Bennigfen 35 Mitglieder der zweiten Kammer und einige Advofaten zur 
Unterzeichnung der befannten Erflärung**), worin fie ausfprachen, daß es, 
wie die legten Monate von neuem bewiejen, „gegenüber den mit einheit= 
licher Gewalt ausgerüjteten Militärftaaten, welche ung im Weſten und 
Dften umgeben, nicht geraten it, bi8 auf die Stunde der Gefahr zu 
‚warten, um erjt bei ausbrechendem Kampfe zu verjuchen, ob gemeinjame 
Beichlüffe über ein raſches und energiſches Handeln zu erreichen find, 
Wir bedürfen einer Bundesverfafjung, welche ſchon im Voraus die Ge- 
währ eines fjchleunigen und einmütigen Handelns bietet“. 

„Ein großer Teil von Deutjchland — und wir mit ihm — hegt 
daher die Erwartung, daß Preußen in der Zeit der Ruhe und Bor- 
bereitung, welche uns jeßt vielleicht nur für furze Zeit gewährt iſt, Die 
Initiative für eine möglichjt rasche Einführung einer einheitlichen und 
freien Bundesverfaffung ergreift.“ 

„Die deutjchen Regierungen werden freilich Opfer bringen müffen, 
wenn eine mehr konzentrierte Verfaffung in Deutichland eingeführt werden 
joll. Umgeben von autofratisch regierten ſtark centralifierten Militär: 
jtaaten fünnen in Mitteleuropa nur ftraffer organifierte Völker und 
Staaten ihre Unabhängigfeit und Exiftenz auf die Dauer retten.“ 

„Möge daher Preußen nicht länger zögern, möge es offen an den 
patriotischen Sinn der Regierungen und den nationalen Sinn des deutjchen 
Volkes ſich wenden, und jchon in nächſter Zeit Schritte thun, welche die 
Einberufung eines deutschen Parlaments und die mehr einheitliche Or: 
ganiſation der politischen und militärischen Kräfte Deutjchlands herbei- 
führen.“ 


*) fliepert, „Zum 70, Geburtstage Rudolf von Bennigſens“, ©. 23, 
*) Siehe diefelbe in Oppermann a. a. D., IL. Teil, Beilage 58, ©. 195 ff. 
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„Huch die Regierungen, hoffen wir, werden jich daher einer auf eine 
friedliche Neform gerichteten nationalen Bewegung nicht entziehen, welche 
das deutsche Volk zu den größten Opfern bereit findet, um eine Geſamt— 
verfafjung des Vaterlandes zu erreichen, die nad) innen das Recht und 
die freie Entwidelung der Einzelnen und nad) außen die Selbjtändigfeit 
und Unabhängigkeit der Nation jichert.* 

Und doc, Hatte gerade während der letzten Kriſis der Bund eine 
Lebenskraft und die Fähigkeit, einen Verteidigungsfrieg durchzuführen, 
beiwiefen, die ihm niemand zutraute. Fürſten und Völker waren einig 
in dem Entjchlufje geweſen, die Herausforderung des Napoleoniden mit 
der gejamten Wehrmacht Deutjchlands zurüdzumweiien, und deren Ent: 
faltung Hatte genügt, den Franzoſenkaiſer zum Innehalten in jeinem Sieges— 
laufe zu bewegen. Nur Preußen zügerte bis zum legten Augenblide, 
ehe es Sich entichloß, für die bedrohte Unabhängigkeit Deutſchlands ein- 
zutreten. Der König Georg aber hatte es in deutjch-patriotifcher Ge— 
finnung allen feinen Bundesgenofjen zuvorgethan. Gleich beim erſten Auf- 
treten der Gefahr beabjichtigte er, den Antrag auf Mobiliſierung des 
Bundesheeres zu jtellen, ordnete ſich jedoch gern der Initiative Preußens 
unter. Und als dann endlic) das erlöfende Wort von Berlin fam, rüftete 
er mit jolcher Energie, daß feine Armee gleichzeitig mit der jeines mächtigen 
Nachbars marjchbereit war. 

Außerdem war noc an demjelben Tage, wo Preußen den Mobil: 
machungsantrag jtellte (24. Juni), auf Befehl des Königs unter dem 
Borjig des Generals Jacobi eine Kommiſſion zujammengetreten, welche 
darüber beraten follte, ob es möglich wäre, die Armee auf das Doppelte 
ihres jegigen Standes zu erhöhen. Nach deren Gutachten bejchränfte er 
jich jedoch darauf, eventuell die Vermehrung um 6 Schwadronen, 10 
Bataillone, 1 Pionier-lompagnie, 1 reitende und 6 Fußbatterien an- 
zuordnen. Dadurch wäre es möglich geworden, die Kavallerieregimenter 
auf 4 Feld- und 1 Depotjchwadron zu je 155 Pferden zu bringen, jedes 
der Infanterieregimenter um 1 Bataillon zu verftärfen und 2 neue 
Sägerbataillone zu errichten *). Nur der unerwartete Friedensſchluß 
hatte das Inslebentreten diefer Neuorganijationen verhindert. 

Dagegen erjcheint die Baterlandsliebe der ſtändiſchen Majorität 
in eimem eigentümlichen Lichte. Zwar hielt Bennigfen am 25. Juli 


*) König Georg V. an den Generaladjutanten von Tſchirſchnitz d. d. 
7. Juli 1859. 
Hafjell, @. dv, Das Königreich Hannover. Bd. II. 26 
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in der zweiten Klammer eine pathetische Rede, worin er die bereitö in 
der Erflärung vom 19. entwidelten politiichen Gedanfen weiter aus: 
führte umd die er im zahlreichen Separatabdrüden im Lande verbreiten 
ließ. Auch bewilligten die Stände die Forderungen der Regierung wegen 
der vom Bunde befohlenen Mobilmahung mit einigen Abftrichen, aber 
ſie weigerten jich wiederholt, für Die Stojten aufzufommen, die Hannover 
aus der jelbjtändig angeordneten Befeitigung der Nordſeeküſte erwachſen 
waren. 

Die Erflärung der Fzünfunddreigig fand im Lande einen unerwartet 
großen Anklang. Namentlic; diejenigen, die von den Schwierigfeiten der 
Durchführung des Programms feine Vorjtellung hatten, fühlten fich durch 
die Musficht auf die Herjtellung einer fräftigen Gentralgewalt und Die 
Einberufung eines deutichen Parlaments mächtig angezogen. Nach dem 
mir vorliegenden offiziellen Verzeichnis traten binnen kurzem nicht weniger 
wie 800 Perſonen durch ihre Unterjchrift der Erklärung öffentlich bei. 
Darunter find 740 als Partikuliers, Grundbefiger, Fabrifanten, Kauf— 
leute, Gajtwirte, Handwerker und dergl. bezeichnet, während bei den 
übrigen, die al$ Anwälte, Doktoren, Mitglieder der Ständeverjammlung ꝛc. 
angegeben find, fich auf einen höheren Grad von politischer Bildung 
ichliegen läßt. Wie viele außer den in der Lifte aufgeführten ſich nach- 
her dem Bereine unter der Bedingung angejchloffen haben, da ihr Name 
nicht genannt werden dürfe, läßt fich nicht nachweifen. Daß die Gejamt- 
zahl indes viele Taujende erreicht hat, wie ich angegeben gefunden habe*) 
erjcheint mir nicht glaubwürdig. 

Faſt gleichzeitig mit der WVerfammlung in Hammover war am 17. 
Juli eine Anzahl mitteldeuticher Demokraten in Eiſenach zujammen- 
getreten und hatte eine Erflärung verfaßt, die mit der hannoverichen 
im wejentlichen übereinftimmte Sie verlangten, daß Preußen die diplo- 
matische und militärische Führung übernähme und eine deutjche Gentral- 
Regierung unter deſſen Yeitung eingerichtet würde. An einer zweiten; 
noch zahlreicheren Berfammlung, die am.14. Auguft im Garten der 
„Phantafie* in Eiſenach tagte, nahm auch Bennigjen teil. E3 befanden 
jih darunter die Koryphäen jowohl der ehemaligen radifalen, als auch 
der erbfaiferlichen Partei in der Paulskirche, die nachher in dem jo- 


*) „Hannover unter Georg V.“ (Unſere Beit, Jahrbuch zum Konverfations- 
&eriton, 6. Band, ©. 758.) 


Eifenacher Programm, — Gründung des Nationalvereins. 403 


genannten „Nachparlament“ in Gotha jich zu Gunjten des Dreifönigs- 
bündnifjes und der Annahme des Berliner Verfaſſungs-Entwurfs aus- 
gejprochen Hatten (S. o. ©. 76 ff). Der größte Teil diefer Männer 
einigte fich bald zu einer Erklärung, „welche den eigentlichen und erjten 
Aufruf zur Bildung einer nationalen Fortjchrittspartei enthielt“*. Es 
wurde bejchloffen, einen „Nationalverein“ zu gründen mit der Tendenz, 
Preußen mit einem Neichsparlament an die Spite Deutjchlands zu jtellen, 
ein Ziel, das nur durch Ausſchließung Defterreichs und die Mediatifierung 
der übrigen deutſchen Fürſten zu erreichen war. Dann jchritt man zur 
Wahl eines engeren Ausjchuffes, welchen die weitere Durchführung diejes 
Planes übertragen wurde. Darin jagen neben Bennigjen der Advofat 
Hugo Fries aus Weimar, A. Reuß, Mit-Nedakteur des „fränfischen Kouriers“ 
in Nürnberg, der Gejchichtsichreiber von Rochau, ein alter Burjchenjchafter, 
der 1833 wegen feiner Teilnahme an dem Sturme auf die Frankfurter 
Hauptwache zu 20 Jahren Zuchthaus verurteilt war, der Regierungsrat 
a. D. von Unruh, legter Präfident der im Jahre 1848 aufgelöften Ber— 
liner National-Berfammmlung und der befannte Demagoge Met aus 
Darnıftadt. Flugblätter verfündeten nun dem Volke „die Vereinigung 
der liberalen Parteien, das Zuſammengehen von Stonjtitutionellen und 
Demokraten aus den verjchiedensten deutjchen Einzeljtaaten durch Kon— 
jtituierung einer National-Partei“. „Es gilt nicht bloß,“ jo heit es 
weiter darin, „Geſinnungen auszufprechen, jondern fich den vereinten 
Bemühungen Gleichgefinnter einzureihen, ich zu dauernden Mühen zu ver 
pflichten ...“ „Das jtete Zurücweichen des Volkes Hinter die Linie 
jeined guten Rechts, die Ängjtliche Scheu vor jedem Zuſammenſtoß auch 
auf zumeist gejeglichem Boden, die niedrige Liebedienerei, die ſich dienſt— 
bereitejt jedem Belieben der Machthaber nur zu häufig entgegendrängt: 
das alles war wohl geeignet, eine jehr geringe Meinung von den Beherrjchten 
bei den Herrjchern zu erweden, und die Anjprüche der erfteren auf eine 
Beteiligung an den öffentlichen Angelegenheiten zum Spott werden zu 
laſſen. Und gegen dieje gefährliche Ueberhebung, diejen ungejunden Aus— 
wuchs am Staatsförper giebt es nur eine Abhilfe: daß ſich das Volk 
zu der Haltung emporrafft, die wir bezeichneten, den Verächtern feiner 
Rechte und jeiner Sitte feine volle Würde entgegenjtellt und fich jo die 
verjagte Achtung erringt.“ 

Was aber dieſen Agitationen einen bejonders bedenflichen Charakter 


*) Herzog von Eoburg a. a. O., II., ©. 519. 
26 * 
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gab, war ihr Zufammenhang mit den Machenschaften der revolutionären 
Propaganda in London. Die politischen Flüchtlinge, welche dort ein Aſyl 
gefunden hatten, find es gewejen, welche den Führern der Nationalpartei 
den Weg bezeichnet haben, auf dem fie vorgegangen find. Schon im 
April und Mai 1859 war an die Anhänger der Bewegungsparteien ein 
angeblich in Frankfurt aM. — wahrjcheinlich aber in London — gedrudtes 
‚slugblatt gejendet worden, welches unter der Aufjchrift „Kriegsgefahr! 
Deutjche Nationalverfammlung!* den Ruf nach deutjcher Einheit und 
deutjcher Nationalvertretung ergehen ließ. Darin hie es: „Männer von 
Deutjchland! Indem wir uns gegen den Parifer Tyrannen erklären, 
predigen wir feine Sympathie für den Tyrannen in Wien. Die Kapuziner— 
und Profofjenregierung des Haujes Habsburg hafjen wir aus Herzens- 
grumde . . . Laßt uns diefe Worte — deutjche Nationaleinheit und deutjche 
Nationalvertretung — zur Loſung machen, damit die Gejchide Deutjch- 
lands nicht länger mehr von der freiheitsfeindlichen dynajtiichen dreißig: 
Ipaltigen Bolitif der Höfe, fondern von dem deutjchen Wolfe jelbjt geleitet 
werden.“ Sept nun, eben vor der erjten Eijenacher Verſammlung wurde 
ein Wochenblatt „Hermann“ gegründet, welches von den exilierten Ne: 
publifanern geleitet ward. Schon am 9. Juli 1859 fchrieb das Platt: 
„Preußen, auf das viele jchon jest als einzige deutjche Grogmacht bliden, 
und fajt die einzige Hoffnung für Deutjchlands Heil jegen, wird nad) und 
nad in eine andere Richtung geraten... Aus diefen Gründen erfennt 
Preußen den Bundestag nicht mehr an, erklärt jich zur deutjchen Groß— 
macht, führt die Neichsverfaffung in ganz Deutjchland ein, beruft ein 
deutjches Parlament nad) Berlin, jtellt alle deutjchen Heere unter fein 
Kommando, betrachtet die Souveränetät aller übrigen Fürjten für er: 
lojchen, vertritt Deutjchland den Auslande gegenüber xc.“ 

Und gleich nach der Bildung der nationalen Partei gab der „Her: 
mann“ genaue VBorjchriften für das Verfahren, das jie einzujchlagen hätte. 
Am 27. Auguſt 1859 jehrieb er: 

„Allen Intriguen und Umtrieben fürjtlicher Reaktion muß die 
Partei, die für deutjche Einheit agitiert, cine gut geordnete Organifation 
entgegenjegen. Anjtatt auf dem feitherigen unregelmäßigen Wege weiter 
zu jchreiten, muß fie ihre Sträfte, um fie mit Erfolg ins Feld zu führen, 
ordnen und gliedern, indem fie einen Gentralpunft der Bewegung jchafft 
mit einem oberjten Ausſchuß, der ſich unausgejegt mit der Ngitation be- 
Ichäftigt, eine Kaffe zur Verfügung hat und mit durch ganz Deutjchland 
gehenden Unterausichüfjen in Verbindung jtcht. Die Zufammenkünfte der 
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Führer müffen regelmäßig wiederfehren und jo allgemein und zahlreid) 
als nur möglich gemacht werden. An dem Mangel der Organtjation 
und an dem gegenjeitigen Bekämpfen der Demokraten und Stonftitutionellen 
jcheiterte größtenteil® die Bewegung von 1848; jet, wo beide Parteien 
ji zur Erringung des Zieles, das jchon vor 10 Jahren angejtrebt wurde, 
wieder vereinigt haben*), liegt es bloß an der Art und Weije, wie ſie 
die Sachen angreifen, ob jte den Sieg davontragen oder nicht.“ 

Im Juni 1862 fand jogar ein großes Verbrüderungsfejt der eng- 
tischen und deutjchen Gruppe des Nationalvereins in London jtatt, bei 
dem ſich Me und Kinkel in Brandreden überboten**). 


Den König Georg verlegte es empfindlich, daß es unter feinen Unter- 
thanen cine Partei gab, die ihm zumutete, er jolle ſich zu Gunſten 
Preußens freiwillig eines Teil feiner Souveränetätsrechte entäußern. 
Und er machte aus jeiner Gefinnung fein Hchl. In Emden waren 
nicht weniger wie 108 Perſonen der Erklärung vom 19. Juli durch ihre 
Unterjchrift beigetreten. Da erjchien am 26. August eine Deputation aus 
diefer Stadt in Norderney, um ihn zu begrüßen, und ihn zu bitten, der 
Stadt auch ferner jene Huld und Gnade zuzuwenden. Sie wurden höchſt 
ungnädig empfangen. Wie Friedrich Wilhelm IV., der einft im Born 
über die widerjinnige Oppofition des vereinigten Landtages die augen- 
blickliche Einftellung aller Arbeiten an der Weichjelbrüde und der Eifen: 
bahn befohlen hatte***), jo machte Georg nun, um mich eines von Bismard 
jeiner Zeit gebrauchten Ausdruds zu bedienen, feine adminijtrativen Wohl- 
thaten von dem politischen Verhalten der Stadt abhängig. Sein Be— 
jtreben jet immer gewejen, erwiderte er der Deputation, da8 Wohl 
Emdens zu fördern. „Dagegen muß Sch indes auch erwarten,“ 
fuhr er fort, „daß die Bürger und Bürgervorfteher Mir in Meinen Be: 
Itrebungen entgegenfommen, nicht aber Mir und Meiner Regierung, — 
wie noch jüngft durch Beitritt zu der durch einige Meiner Unterthanen 
abgegebenen befannten Erklärung und die darin liegende Richtung ge- 
ichehen — entgegentreten. Gejchieht dies ferner, jo werde ch nicht 
mehr an das NAufblühen der Stadt durch thunliche Hebung ihrer mer— 
*, „Ohne Zweifel ift dies auf Mazzinid Rat geſchehen“, jagt eine Wiener 
Denkſchrift vom 10. September 1860, 


**) Vergl. den genauen Bericht über diefe Verſammlung in der Beilage zu 
Nr. 116 der Wochenſchrift des Nationalvereind vom 18, Yuli 1862. 


***) Das Nähere fiehe in Treitichle a. a. D., V. Teil, S. 625 ff. 
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fantilen und jonjtigen Intereſſen denken fünnen, wie Sch bisher durch 
Anlegung der Eijenbahn und aller zum Aufſchwung des Handels damit 
verbundenen Einrichtungen gethan Habe. Namentlich werde Ich nicht 
Mein Augenmerk auf die jo notwendige Verbefjerung der Schleuje und 
Verlegung des Fahrwaſſers lenken können.“ Nach einigen Wochen über: 
reichten denn auch 221 Einwohner der Stadt Emden dem Monarchen 
eine Adrefje, worin fie die Verficherungen ihrer unveränderten Loyalität 
ausiprachen und ihn baten, fie die gegenteilige Gefinnung ihrer Mit- 
bürger nicht entgelten zu lafien. 

Der König war von vornherein von den dejiruftiven Tendenzen des 
Vereins überzeugt, den er an anderer Stelle*, als eine „Schlange“, 
einen „Drachen“, ein „Ungetüm“ bezeichnete, das man vernichten müfje, - 
und der Minilter von Borries teilte feine Anjicht. Auch der Prinzregent 
war damals noch micht zu der GErfenntnis des „nationalen Berufs 
Preußens” gelangt. Als die Bürger Stettins ihm im Auguft eine Adrefje 
überreichten, in der jie um Errichtung einer neuen deutſchen Central— 
gewalt baten, erwiderte er, daß auch er cine energiiche Zujammenfafjung 
der Kräfte und cine Umgejtaltung der Bundesverfafjung für wünjchens- 
wert halte. Nur dürfe man jich nicht durch ein Hajchen nach dem Allerbejten 
von dem Wege abbringen laſſen, den die Achtung vor fremdem Recht und 
die Nüdficht auf das zur Zeit Erreichbare vorzeichneten **). 

In Norderney wurde nun ernitlic) erwogen, ob und wie es noch 
möglich wäre, die Bewegung im Entjtehen, durch Polizeimaßregeln zu 
eritiden. Ob man dabei auf Unterjtügung Defterreichs und der anderen 
deutichen Staaten rechnen fonnte, erjchten freilich recht zweifelhaft. In 
Wien unterjchägte man die Bewegung. Man getröftete ſich der Hoffnung, 
dat das Programm der Nationalpartei „Die Macht der Thatjachen und 
Ereigniffe zu wenig für ſich hat, um auf augenblicdliche Erfolge zählen zu 
fönnen“***), „Zwar wäre e8 von großem Vorteile,“ meinte Graf Rechberg, 
„wenn es die föniglich preußische Regierung über ſich gewänne, laut und 
Öffentlich namentlich am Bunde an den Tag zu legen, daß fie mit jener 
gegen die Grundlage der bejtehenden Verfaſſung Deutjchlands gerichteten 


2) Immediat » Erlai des Königs an den WMinifter von Borries d. d. 
17. Jauuar 1861. 
**) pon Sybel a. a. D., II. Zeil, S. 332 und 337, 
***5) Rertraulicher Erlah des Grafen Rehberg an den öfterreidhiihen Geihäfts- 
träger in Dresden, Graf Traun, d. d. 19, Auguſt 1859. 
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Bewegung nichts zu thun Habe.“ Allein auf ein jehr entjchiedenes, von 
Rückgedanken freies Auftreten Preußens für das Bundesprinzip ſei nicht 
zu rechnen. Rechberg hielt es deshalb für angezeigt, ſich vorläufig 
auf eine feſte und möglichjt übereinjtimmende Spradye der Regierungs— 
organe und der Eonjervativen Preſſe, insbejondere in den Mitteljtaaten 
zu bejchränfen. „Dieje haben,“ führt er aus, „vorzugsweije den Beruf, 
das fonjervative Prinzip und ihre eigene neben Oeſterreich und Preußen 
ebenbürtige nationale Bedeutung gegenüber den preußiichen unitariichen 
Beitrebungen geltend zu machen. Cine gründliche und dauernde Wieder- 
bejejtigung der durch Preußens Politik leider erichütterten Bundesverfafjung 
aber kann nur das Ergebnis einer demnächitigen Elaren Auseinander- 
jegung mit dem Berliner Hofe und je nad) Umständen einer offenen Be- 
fämpfung jeiner Anforderungen ſein.“ Dazu erichien jedoch dem öfter: 
reihiichen Staatgmann der Moment nicht geeignet. Er forderte daher 
den Miniiter von Beuft auf, zunächit gewifje Vorfchläge über mögliche 
Verbejjerumngen „in den militärischen, politiichen und judiciellen Einrich— 
tungen des Bundes“ auszuarbeiten, die dann von Defterreich und den 
Mitteljtaaten gemeinjam vertreten werden könnten. 


Beuſt erklärte jich um jo Lieber bereit, diefer Aufforderung nach— 
zufommen, da er gegen die vollftändige Aufrechterhaltung der beſtehenden 
Bundesverfafjung und eine cntjprechende Kundgebung ernite Bedenken 
hatte. Doch widerfprach er der Anficht der Kaiſerlichen Regierung, welche 
die gegemwärtige Bewegung nicht für geeignet hielt, um die Aktion des 
Bundes in Anjpruch zu nehmen, fondern das weitere Vorgehen der 
„individuellen Thätigfeit der einzelnen Regierungen“ überlafjen wollte*). 
Er meinte, deren Aufgabe würde noch mißlicher, „wenn dem Bunde nicht 
die Kraft zuzutrauen wäre, durch eine von ihm ausgehende Maßregel jein 
Anjehen aufrecht zu erhalten”. 

Um dieſe Auffafjung zu befämpfen, befchloß der König Georg auf An- 
raten Borries’, den Generalpolizeidireftor Wermuth nach Dresden und Wien zu 
entjenden. Er jollte darlegen, dat; Nenderungen in der Bundesverfaffung ohne 
gewaltfame Ummwälzungen nicht durchführbar wären, dat es daher erwünscht 
jei, wenn jich zunächjt wenigjtens einige Regierungen im Geheimen über 
die Mafregeln verjtändigten, mit welchen man den Mgitationen entgegen- 


*) Minifter von Beuft-an den Königlichen Gefandten von Soennerig in Wien 
d. d. 31, Augujt 1859, 
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treten fünnte*. Dann erjt, wenn jich eine größere Anzahl Staaten zu 
einem gemeinfamen Vorgehen geeint hätten, wäre es an der Zeit, einen 
Antrag beim Bunde zu jtellen. 

Die Vorjchläge, welche Wermuth zur Befämpfung der Agitationen 
machen jollte, zielten auf Beeinfluffung der fonfervativen Preſſe, auf An- 
drohung von Disziplinaritrafen gegen jolche Angejtellte, die ji an Agita— 
tionen durch Unterschrift von Adreſſen und Petitionen beteiligten, auf 
Verhinderung des Auslegens jolcher Schriften in Wirtshäufern und 
Klubs, auf Leberwachung der liberalen Zeitjchriften und eventuell Ent: 
ziehung des Poftdebits, auf jtrenge Handhabung der Vorfchriften über 
das Vereinsweſen, auf Nichtberüdfichtigung derjenigen, welche ſolche Adreſſen 
und Petitionen unterschrieben hätten, bei Anjtellungen, Beförderungen, 
Sehaltsverbejjerumgen, Lieferungen u. dergl. Endlich jollten periodijche 
Zuſammenkünfte von Bevollmächtigten derjenigen Staaten angeordnet 
werden, welche fich den vorjtchenden Mafregeln anfchlöffen, um ein ge- 
meinjames weiteres Vorgehen zu vereinbaren. 

Wermuths Vorſchläge fanden indes nirgends Anklang und er mußte 
unverrichteter Sache nad) Hannover zurüctehren. Seine Miffton hatte 
aber noch ein unangencehmes Nachjpiel. Graf Platen fühlte ſich mit 
Necht über den Eingriff in fein Reſſort tief gefränft und forderte, als 
er davon erfuhr, jeine Entlaffung. Wie die „Kölnische Zeitung“ in einem 
unzweifelhaft von Zimmermann herjtammenden Artifel wiſſen wollte**), 
war er außerdem mit der polizeilichen Verfolgung der nationalen Partei 
nicht einverjtanden. Erſt als ihm durch entjprechende Erklärungen an 
den größeren Höfen Genugthuung gegeben war, nahm er jein Gefuch 
wieder zurüd. Der Riß im Kabinett war damit nur fünftlich überkleiftert, 
nicht geheilt. Die ganze Sache machte vielmehr im Lande jo unangenehmes 
Auffehen, daß Borries fich veranlagt jah, durch ein Rundichreiben vom 
23. November an fümtliche Landdrojten die Zeitungsangaben als „von 
der demofratifchen Partei in der Abjicht ausgejtreut“ zu erflären, „bei 
der öffentlichen Meinung das Vertrauen zum Beitande des gegemmärtigen 
Kabinetts zu untergraben“. 

Mit der definitiven Organijierung des Nationalvereins ging es indes 
nicht jo glatt, wie die Führer erwartet hatten. Bei der fonftitnierenden 


*) Siehe die Inſtruktion für den Generalpolizeidircftor Wermuth nebjt Nach 
ſchrift d. d. 30. Auguft 1859 in Beilage IV. 

*5) Kölniſche Zeitung d. d. 21. November 1859, Nr. 323. Das Zeihen © vor 
dem Aufſatz macht den Verfaſſer fenntlich. 
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Generalverfammlung in Frankfurt am 15. und 16. September fam es zu 
bedenklichen Meinungsverjchiedenheiten. Es waren etwa 150 Perſonen 
amwejend. Auf die jüddeutjchen Demofraten hatte die Stettiner Nede 
des Prinzregenten wie ein falter Waſſerſtrahl gewirkt. Sie erflärten es 
für eine „hohle Phraſe“, als man ihnen jagte, „Preußen nehme für fich 
das Vertrauen in Anfpruch, dat es zu rechter Zeit die Wege finden 
werde, auf denen die Interefjen Deutfchlands und Preußens fich mit den 
Geboten der Pflicht und Gewifjenhaftigfeit vereinigen laſſen würden“ *). 
Sie waren überzeugt, daß fie von dorther feine Förderung ihrer Pläne 
zu erwarten hatten und wandten nun ihre Eympathien von neuem Dejter: 
veich zu, das eben erjt die Grenzen des Reichs mit Erfolg verteidigt hatte 
und deſſen „Syſtem des liberalen Dofktrinierens und Kokettierens“**) fie 
mit Hoffnungen für die Zufunft erfüllte Graf Vitzthum behauptet jogar, 
dag damals die öffentliche Meinung cine thatjächliche Einigung unter dem 
Scepter des Kaifers von Dejterreich allen übrigen Kombinationen vor- 
gezogen haben würde (St. Petersburg und London I, ©. 76.) Mit 
Mühe gelang es Bennigjen, die Annahme eines Statuts***) durchzufegen, 
welches als Tendenz des Vereins ganz allgemein die Aufgabe bezeichnete, 
„für die patriotiichen Zwecke der nationalen Partei mit allen ihm zu 
Gebote stehenden gejeglichen Mitteln zu wirken, insbefondere die geistige 
Arbeit zu übernehmen, ‚Ziele und Mittel der über unfer ganzes Vater: 
land verbreiteten Bewegung immer klarer im Volksbewußtſein hevvortreten 
zu lafjen“. 

Einem Ausſchuß von 12 Perjonen, an dejjen Spige Bennigjen trat, 
wurde die Leitung der Bereinsangelegenheiten übertragen. Die „gejeß- 
lichen“ Mittel, die man im Auge hatte, waren indes ziemlich bedenklicher 
Natur. Der Herzog von Coburg erzählt felber (Erinnerungen IH. Teil, 
©. 84)*), daß man jchon im Anfang des Jahres 1861 ſich mit dem 
befannten Militärjchriftitellee Wilhelm Rüſtow, der eben erjt als „Oberſt— 


*) Herzog von Coburg a. a. D., II. Zeil, ©. 532. 
**) König Georg V. an den Minifter von Borried d. d. 17. Januar 1861. 
x*xx) Siehe dasjelbe u. a. in Oppermann a. a. D., II. Teil, unter Anlage 59, 
S. 197. 
+) Eine im Dezember 1861 erjchienene Brojchüre: „Der Herzog von Coburg 
und mein Austritt aus feinen Dienften* von Karl Bollmann beftätigt dieje Au— 
gabe. Der Verfaſſer hatte fich ſogar erboten, anf eigene Koften nad Italien zu 
reifen, um Garibaldi und Türr zu erfuchen, daß fie den Difizieren des Wehrvereins 
neftatteten, in der Revolutiongarmee an dem Feldzuge gegen Venetien teilzunehmen, 
den fie damals für nahe bevorftchend hielten. 
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Brigadier“ mit den Scharen Garibaldis an dem Feldzuge in Neapel teil- 
genommen hatte, in Verbindung geſetzt habe, um ihm die Organijationen 
der Wehr- und Schügenvereine zu übertragen. Ja, man war jo naiv zu 
glauben, daß das liberale preußifche Miniſterium diefem politischen Flücht— 
ling, der fich im Jahre 1850 dem Spruche des Kiriegsgerichts durch die 
Dejertion entzogen hatte, die Rückkehr nad) Deutichland geitatten würde. 
Und als diefe Hoffnung ſich als trügerifch erwies, bejchloß der Ausichuß, 
wenigfjtens „ein von anerfannten militärischen Technifern ausgearbeitetes 
Ererzierreglement und ein Öutachten über die Organiſation von Wehr: 
vereinen“ durch den Drud zu veröffentlichen. 

Als Sin des Komitees war urſprünglich Frankfurt in Ausficht 
genommen. Allein der Bundesverjammlung erjchien es bedenflich, eine 
Anzahl von Männern in ihrer unmittelbaren Nähe zu dulden, die offen 
gegen ihre Exiſtenz agitierten. Sie veranlagte daher den Senat, ihre Aus— 
weijung zu verfügen. Infolgedejjen verlegte der Ausſchuß am 18. Oftober 
jeinen Sit nad) Coburg, wo er bei dem Herzoge eine Heimſtätte fand, 
dem einzigen von allen deutichen Fürſten, der „nicht nur das Streben 
nach Bildung einer nationalen Partei mit Freuden begrüßt“, jondern 
auch erklärt hatte, daß „er ſtets mit Nat und That zur Hand jein werde, 
wo es ji) darum handelt, unjerm jchönen deutjchen VBaterlande das An— 
jehen und die Macht zu jchaffen, auf welche die deutjche Nation einen ge 
rechten Anjpruch hat“ *). 

Bergeblich hatte der Prinzregent dem Herzog von jeinem gefährlichen 
Beginnen abgeraten. „Ich geitehe offen,“ schrieb er ihm am 30. Sep- 
tember, „daß ich eine Bajis der Bundesreform nicht finden kann, nament- 
lich; eine jolche, die Defterreich annehmen fann oder vielmehr annehmen 
würde”**). Dagegen erklärte er jeine Abficht, mit praftiichen Propofitionen 
aufzutreten, insbejondere zur Berbejjerung der Wehrverfajiung. Außerdem 
wollte er „einem NRechtszuftande das Wort reden, wie er in Preußen 
geübt wird, alfo Kurheſſen und Hannover zeigen, wo bei ihnen das 
Recht liegt“. 

Der Herzog war jedoch feineswegs geneigt, auf die vorfichtigen 
Wege der preußiſchen Negierung Nücficht zu nehmen. In der Ausſchuß— 
jigı tung vom 11. und 12. Dezember 1859 riet er vielmehr zu einer mehr 





*) Antwort des Herzogs von Coburg auf die ihm am 28. Auguſt 1859 durch 
eine Deputation überreichte Adreſſe des Nativnalverein® (Dresdener Journal, 
Nr. 199 vom 30. Auguſt 1859.) 

**) Herzog von Coburg a. a. D., S. 526. 
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unabhängigen Politik, die er mit einer „Verſtärkung nach Unten“ durch— 
führen wollte. Er empfahl, mit den Turn-, Geſang-, Schützen- und Wehr— 
vereinen Fühlung zu ſuchen und deren Bildung nach Kräften zu fördern. 
Diefe NRatjchläge wurden genau befolgt. Am 17. und 18. Juni 1860 
jand ein großes Turnfeft in Coburg ftatt, bei dem ungefähr 1300 Turner 
aus 113 Vereinen zugegen waren. Bei diefer Gelegenheit äußerte der 
VBorligende, Georgi aus Ehlingen, in. einem vertraulichen Kreiſe: „der 
Turnerbund habe zur Leibgarde des Nationalvereins gemacht werden 
jollen“. Am Schluß des Feſtes aber jtimmten alle, durch Metz aus 
Darmjtadt, der das Horn blies, angefeuert, mit großer Begeifterung das 
Lied an: „Was blajen die Trompeten? Hufaren heraus!“ *) 

Daß die andern deutjchen Fürſten eine gewiffe Scheu hatten, dieſen 
gefährlichen Beitrebungen, die jih in den Mantel einer Begeifterung für 
Deutjchlands Größe und Einheit hüllten, offen entgegenzutreten, tt be- 
greiflich. Die hannoverjche Regierung war daher in der Bekämpfung des 
Tationalvereins auf ſich allein angewiejen. Borries hatte ſchon am 
2. September eine Verfügung an alle Berwaltungsbehörden erlajjen, wo— 
nach die Unterzeichner der Erklärung vom 19. Juli bei Vergebung von 
Lieferungen ꝛc. ferner nicht mehr berüdjichtigt werden jollten. Jetzt, nach 
der Konſtituierung des Nattonalvereins, wollte er zu weiteren Mahregeln 
jchreiten. Er forderte daher Wermuth und den Regierungsrat Haaſe 
in jeinem Minifterium zu einem utachten darüber auf, wie die Sache 
am beiten anzugreifen wäre. Allein beide waren einſtimmig der Anficht, 
daß, jo unzweifelhaft auch die Regierung berechtigt je, in Ausführung 
des am 7. Auguſt 1854 publizierten Bundesbeichluffes vom 13. Juli 
und auf Grund des Polizeiſtrafgeſetzes ſämtlichen hannoverjchen Unter: 
thanen die Teilnahme an dem Nationalverein bei Strafe zu- verbieten, es 
im höchſten Grade bedenklich erjchiene, in diefer Weije vorzugehen, wenn 
nicht mehrere andere deutſche Staaten dasjelbe thäten. Hannover würde 
dann als „la böte noire* hingejtellt werden **). Borries mußte ich daher 
darauf bejchränfen, jämtlichen Obrigfeiten und PBolizeibehörden aufzugeben, 
die Wirkſamkeit des Coburger Ausschuffes, „ſowie einzelner Geſinnungs— 
genoſſen jener Ausſchußmitglieder, insbejondere zur Verbreitung des Vereins 
im hiejigen Königreiche genau zu beachten und die etwa in dieſer Beziehung 

*) Miener Dentichrift d. d. 15. September 1860. 


**) Dentichriften des Negierungsrat Haaſe d. d. 24. Septeniber 1859 und bes 
Generalpolizeidireftord Wermuth d. d. 5. Oltober 1859. 
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gemachten Wahrnehmungen uns jofort zur Erwägung der zu ergreifenden 
Maßregeln anzuzeigen“ *). 

Mittlerweile mehrten fich die feindfeligen Artifel gegen das Borriesiche 
Regiment in der Preſſe. Die „Augsburger Allgemeine Zeitung”, der 
„Hamburger Korreipondent“, die „Weferzeitung“ u. a. brachten faſt täg- 
lic gehäſſige Aufiäge über die hannoverſchen Zuftände. Borries jelbjt 
ſah ein, daß es ihm nicht bloß an Zeit, jondern auch an der Befähigung 
fehlte, dieſe Angriffe zurückzuweiſen. Die jchroffe Rückſichtsloſigkeit und 
Ehrlichkeit, mit der er gelegentlich in den Zeitungen feinem Unmut gegen 
feine Kollegen und andere jeiner Gegner Luft machte, jchadete mehr, als 
fie nutzte. Er fam deshalb auf den Gedanken, einen federgewandten Hilfs— 
arbeiter zur engagieren, der es verftände, in den inländijchen und aus- 
ländischen Blättern im Sinne der Negierung zu wirken. Zu Diejem 
Zwecke wandte er fich an feinen alten Freund und politifchen Geſinnungs— 
genofjen, den Oberpräfidenten der Aheinprovinz, Herrn von Kleiſt-Retzow, 
der ihm den Aſſeſſor Oskar Meding in Düfjeldorf als die geeignetjte 
Perſönlichkeit empfahl. 

Diefer berüchtigte Mann, dem es bald gelang, auf den König 
einen wahrhaft diabolischen Einfluß zu gewinnen, war der Sohn 
eines früheren Negierungspräfidenten in Königsberg und zur Zeit des 
Ministeriums Manteuffel verwendet worden, um bei der Preſſe, 
namentlich in der „Elberfelder Zeitung“ im reaftionären Einne zu 
wirfen. Mit dem Gintritte der „neuen Aera“ hörte dieſe Thätigfeit 
und die damit verbundene Einnahme auf. Ohne Gehalt an die Regie: 
rung in Düffeldorf verjegt, war er gezwungen, dort in den dürftigſten 
Verhältniſſen zu leben. Verheiratet, ohne aktives Vermögen, ohne Aus- 
fichten für die Zukunft, kam ihm daher die Hoffnung, in Hannover‘ eine 
Anjtellung zu erhalten, jehr erwünjcht. Unter Ucberreichung jehr guter 
Beugniffe wandte er fich am den Minijter von Borries, durch dejjen 
Vermittlung er zunächit bei der Landdrojtei Hannover als Hilfsarbeiter 
mit einem Anfangsgehalt von 600 Thalern angeftellt wurde. Ende Oftober 
1859 trat er feinen Dienft an. Er war ein rothaariger junger Mann von 
Heiner jchmächtiger Gejtalt und Scharfgefchnittenen Zügen, deſſen ſtechender, 
lauernder Bli fein Vertrauen erwedte. Die ihm übertragenen Gejchäfte 
griff er indes mit großem Geſchick an. Gute Kenntniſſe im Staatörecht, 
eine richtige Beurteilung der Dinge und große Gewandtheit der jeder 


*) Erlaß des Königlichen Minifteriums des Innern d. d. 80. Oftober 1859. 
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famen ihm zur Hilfe, und feine reiche Erfahrung gejtattete ihm, die Grund- 
jäge, nach denen er in der Behandlung der Preſſe bisher verfahren war, 
‘aud in Hannover zur Geltung zu bringen*). Nach jeiner Anficht war 
eine twirfjame Verteidigung der Regierung vor dev öffentlichen Meinung 
nur möglich, wenn alle Minifterien, befonders das Auswärtige dazu mit: 
wirkten. Denn nur diefes fünne den fremden Blättern den interefjanten 
diplomatischen Stoff liefern, der es ihnen ermöglichte, die inneren han- 
noverjchen Ingelegenheiten zu beurteilen. Die verfügbaren Mittel für 
Preßzwecke waren jedod) jehr bejchränft, und da er allenthalben auf das 
Miptrauen der maßgebenden Perfjönlichkeiten jtieß, jo fonnte Meding nur 
ganz allmählich für jeine Anfchauung Boden gewinnen. Gr Ddebutierte 
jedoch jehr glüdlich mit einem „Offenen Brief an Herrn von Bennigjen“, 
worin er den Widerfinn aller Beitrebungen des Nationalvereins in 
ichlagender Weiſe jchilderte. „Die Demokratie habe ſich,“ führte er aus, 
„nur deshalb zum Bunde mit dem Liberalismus herbeigelafjen, um eine 
Revolution zu ſtande zu bringen.“ Der Nationalverein wolle zunächſt 
Dejterreich aus Deutjchland ausjchließen. „Da nun aber gar nicht daran 
zu denfen it, daß ein jo mächtiger Staat ſich freiwillig aus Deutjch- 
land ausweiſen laffen werde, jo muß er gewaltjam hinausgedrängt 
werden. Der Anfang jeder praftiichen Thätigkeit des Nationalvereing 
würde aljo ein blutiger Bürgerkrieg fein, der im beiten Falle damit 
endete, daß der deutjchen Nation der rechte Arm abgehauen würde. Diefer 
fräftige Arnı aber würde damit natürlich nicht vernichtet, fondern nur in 
einen erbitterten Feind verwandelt. Der Ausſchluß Dejterreichs ſchafft 
aljo zu den zwei Mächten, welche im Weften und Nordojten Deutjch- 
lands jchlagfertig daftehen, noch eine dritte, bei welcher die neue Erbitte- 
rung den altüberlieferten Groll zur helliten Flamme des Haſſes entzünden 
würde. Kann ein jolches Beftreben flug genannt werden?“ 

Um jodann die Alleinherrichaft der Oppofitionsprefje zu brechen, 
veranlaßte Meding eine generelle Verfügung an alle lofalen Verwaltungs: 
behörden, wodurd) jie angewiejen wurden, den Redakteuren der Provinzial 
zeitungen zu eröffnen, daß die Regierung von ihrer Loyalität die Aufnahme 
von ruhig gehaltenen Darlegungen und Begründungen des Regierungs— 
ftandpunftes erwarte. Eine freie, auch oppofitionelle Beiprechung der 
politischen Fragen jollte ihnen jedoch nicht verwehrt fein. Dieje Maß: 
*) Für das Folgende benutze ich Meding, Memoiren zur Zeitgefchichte, I. Bd., 
©. 61 ff. 
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regel hatte bald den gewünjchten Erfolg. Namentlich wirfte der Land— 
drojt Bacmeifter im Sinne Medings. Alle fleinen und Eleinjten Blätter, 
die faſt ausschließlich von der Bevölferung gelejen wurden, vertraten Die 
Anfchauungen der Regierung, und zwar um jo eifriger, da dieſe ihre 
Drudarbeiten von jegt an nur denjenigen Zeitungsbefigern zumendete, 
welche ſie zu ihren Freunden zählte. Die Oppofitionsprefje bemerfte bald, wie 
gefährlich dies Syſtem für fie war. Sie richtete daher in den allerheftigjten 
und meift jehr gehäffigen Ausdrüden ihre Angriffe gegen das neue „Preß— 
bureau“, das fie al3 eine dunkle, geheimnisvolle, von polizeilichen Schred- 
nifjen umgebene Macht hintellten, und drohten den Provinzialblättern 
mit der Entziehung von Abonnenten und Anzeigen, was indes feinen 
Eindrud machte. 

Schwieriget war es, auf die auswärtige Prefje Einfluß zu gewinnen, 
bei der Hannover der „von aller Welt verfolgte Paria“ war. „Der eigent- 
liche Herd und Brennpunkt des allgemeinen Krieges gegen Hannover war 
Berlin.“ Hier brachte Meding den Grundjag zur Geltung, den eine 
lange Erfahrung ihm als richtig gezeigt hatte, nämlich nicht die Nedaf- 
tionen, jondern Die Storrejpondenten zu gewinnen. Es gelang ihm auch, 
geeignete Perfönlichkeiten zu engagieren, welche fich verpflichteten, nicht 
bloß die hannoverſchen Interefien in verjchiedenen Blättern zu ver- 
treten, jondern auch ihre Artikel nach jeinen Anweifungen zu jchreiben. 
Namentlic; mit den Vertretern der fonjervativen Preſſe verftändigte er 
jih und fand Berichterjtatter, die Die Negierungspreffe mit Nachrichten 
aus den beiten Quellen verjorgten und ihr dadurd) eine bis dahin nicht 
gekannte Bedeutung gaben *). 

Schwieriger war es, der „Wejerzeitung“ beizufommen, welche in den 
vornehmen Streifen des benachbarten Hannovers viel gelefen wurde. Sie 
hatte in der neueren Zeit wieder einige jehr heftige Angriffe gegen die 
Regierung gebracht und Borries wollte ihr das Poſtdebit entziehen. 
Meding riet ab, da die Androhung diefer Mafregel nur den Erfolg 


*) In Berlin engagierte Meding einen Dr. phil. Langbein, der unter Man— 
teuffel im Preßbureau gearbeitet und nod) jegt mit den Führern der fonjervativen 
Bartei nahe Fühlung Hatte. Außerdem verpflichtete jih em Lieutenant a. D. 
de Ia Chevallerie, der behauptete, von der mittleren braunjchweig-wolfenbäütteljchen 
Linie abzuftammen, aber feine jehr vertrauenswerte Berjönlichleit gewejen zu fein 
Scheint, ihm allmöchentliche Berichte einzufenden. Etwas fpäter gewann er nod 
einen Dr. Buddaeus in Frankfurt, der ihn regelmäßig von den Stimmungen und 
Zuftänden in Süddeutſchland unterrichtete. 
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gehabt haben würde, dat das Blatt fünftig Hannover ganz verjchiviege, 
was durchaus nicht wünjchenswert war. Auf jeinen Hat veranlaßte Borries 
daher den Befiger, Herin Schünemann, zu einer perjönlichen Beiprechung 
nach Hannover zu kommen. Wider Erwarten gefielen jich beide Männer 
jehr gut und es wurde eine Berftändigung bewirkt, infolge deren die 
„WVejerzeitung“ von num an viel weniger jchroff auftrat und auch Artifel 
aufnahm, die ihr von Hannover aus zugejandt wurden. 


Auch mit der „Augsburger Allgemeinen Zeitung“ wurde ein be- 
friedigendes Abfommen erzielt. Es war im dem Blatte, nachdem es lange 
geichwiegen, ein Artikel erjchienen, der das größte Aufjehen erregte. Im 
demjelben war die oben erwähnte Differenz zwijchen dem Grafen Platen 
und dem Miniiter von Borries mit jolch eingehender Kenntnis aller 
Berhältniffe erzählt, daß dem Könige jehr viel daran liegen mußte, zu 
erfahren, woher der Artikel ſtamme. Er entjandte daher Meding nad) 
Augsburg mit dem Auftrage, womöglich bei der Redaktion den Berfafjer 
zu ermitteln. Aber obgleich; er von dem Gejandten v. d. Kneſebeck in 
jeder Weile unterjtügt wurde, gelang e3 nicht, die Redakteure zum Bruch 
ihres Schweigens zu bewegen. Der alte Baron von Gotta in Stuttgart, zu 
dem fich Meding von dort begab, zeigte fich jedoch weit entgegenfommender. 
Er lehnte es zwar auc) lächelnd ab, den Namen des Verfaſſers zu 
nennen, bezeichnete ihn aber durch mehrere Andeutungen jo genau, dat 
faum ein Zweifel über die Autorjchaft Zimmermanns beitchen fonnte*). 
Außerdem erklärte er jich bereit, für den Slönig von Hannover alles 
mögliche zu thun. Nur bat er, um etwaige Schwierigfeiten mit den Re— 
dafteuren zu vermeiden, alle Artikel, deren Aufnahme Sr. Majeftät er: 
wünjcht wären, ihm ſelbſt zuzujchiden. 

Der König, der die Bedeutung der Preſſe jehr Hoch ſchätzte — er 
nannte fie gelegentlich die jechite Großmacht — war mit den Leiftungen 
Medings auferordentlich zufrieden. Auch Borries erfannte an, daß er 
in feinem Fache ein „unieum“ war**). Um jich eine jolche ausgezeichnete 
Kraft zu erhalten, mußte man daher manche Schattenjeite mit in den 


*) Meding an den Minifter von Borries d. d. 7. Februar 1861 und befjen 
offizieller Bericht d. d. 11, Februar 1861. 

**) „Der Negierungsafiefjor Meding ift, wie ich ihn bereits im Herbft vorigen 
Jahres bezeichnet habe, ein unicum, eine Anficht, die Mein Minifter des Innern 
vollkommen mit Mir teilt.” (König Georg an den Minifter von Borried d. d. 
27. Dezember 1861.) 
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Kauf nehmen. Trotzdem jein Gehalt bereit3 auf 1000 Thaler erhöht 
war, befand er fich infolge feines unordentlichen Haushalts im jteter Geld- 
verlegenheit. Anfangs 1862 jchon ſtand er nahe vor dem Konkurs, denn 
zur Dedung feiner Schuldenlaft von ungefähr 5000 Thalern fehlten ihm 
alle und jede Mittel. Er wandte fich daher an den Minifter von Borries 
um Hilfe, und durch deſſen Fürſprache erlangte er von der Munificenz 
des Königs ein unverzinsliches Darlehen, um feine Gläubiger zu befriedigen. 

Die untergeordnete Prefthätigfeit genügte dem ehrgeizigen Meding 
jedoch bald nicht. Auch die innere Verwaltung interejfierte ihm nicht hin- 
reichend, da er Borries genau genug fannte, um zu willen, daß er ihm 
feine Einmifchung in diefe Dinge geftatten würde. Nachdem es ihm ge- 
lungen war, Zutritt beim Könige zu erlangen, richtete er daher fein 
Augenmerk auf die auswärtige Politik. Durd) feine ungewöhnliche Unter: 
haltungsgabe wußte er den hohen Herrn ſofort günftig für jich ein- 
zunehmen, und da er mit aalglatter Unterwürfigfeit jeder politischen 
Meinungsäußerung des Monarchen als dem Ausfluß einer höheren Staats- 
weisheit unbedingt beipflichtete, jo erwarb er ſich rajch dejjen volles Ver: 
trauen. In einer fleinen Abhandlung: „Der Fürſt des 19. Jahrhunderts 
von Mackjiavell dem Jüngeren“, die er ihm überreichte, führte er aus, 
wie und durd) welche Meittel des fonjtitutionellen Staatslebens, das ab- 
jolute Gewaltafte unmöglich mache, die Fürſten dennoch durch gejchiete 
und flug berechnete Behandlung der Minijter, der Parlamente und der 
verjchiedenen Volfsklafjen die unumjchräntte Herrichaft in den Händen zu 
halten vermöchten*). Bald wurde es nun zur Allerhöchiten Gewohnheit, 
alle auftauchenden politiichen Fragen zunächſt im vertrauten Gejpräch mit 
dem jchlauen Imtriguanten zu erörtern, ſodaß die Ansicht des Königs 
meiſt jchon fejtjtand, wenn der Minifter des Auswärtigen zum Vortrag 
erichten. Much zu den Konſeils wurde Meding von nun an regelmäßig 
zugezogen. Und da er, auch ohne vorher von der Willensmeinung feines 
Allerhöchiten Herrn unterrichtet zu fein, aus deſſen Mienen zu lejen ver: 
Itand, welches Votum er zu hören wünſchte, jo konnte er der Föniglichen 
Auffaſſung jtetS zum Siege verhelfen. Graf Platen war ſchwach genug, 
jich dieſen Zujtand der Dinge gefallen zu lafjen. Niemand in der jonftigen 
Ungebung des Königs aber wagte es, ein warnendes Wort gegen den 
gefährlichen Emporfümmling zu äußern, weil er gewiß war, daß er, ohne 
etwas zu erreichen, nur ſelbſt fofort in Ungnade gefallen jein würde. 


*) Meding a. a. D., I. Teil, ©. 143. 
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Und trot alles Hafjes und Argwohnes, mit dem die ganze Bevölkerung 
auf Meding blickte, als den Mann, der den König und das Land an 
jeine Feinde verriete, fonnten jelbjt die Ereignijje des Jahres. 1866 das 
Bertrauen des Monarchen nicht erjchüttern. Der Kronprinz Hat ihm 
jedoch nie getraut. — 

Auf Preußen drüdte jeit dem Frieden von Billafranca der Alp einer 
abermals verjäumten Gelegenheit*). Das Minifterium juchte daher durch) 
Verhandlungen mit den einzelnen Regierungen zu erreichen, was ihm im 
Sturm der Striegsereigniffe von jelbit zugefallen jein würde. Am 17. Oktober 
brachten auf Beuſts Betreiben die vier Königreichg in Frankfurt einen 
Antrag ein, worin fie die Bundesmilitärfommijfion zur genauen Prüfung 
der Kriegsverfafjung und zu einem Bericht über etiwa nötige Aenderungen 
aufforderten. Infolgedeſſen legte Preußen dem Ausjchuffe einen Ent- 
wurf vor, wonach bei einem Bundesfriege die beiden jüddeutjchen Staaten 
unter öfterreichifchen, die norddeutjchen unter preußischen Oberbefehl treten 
jollten. Ein jolches Arrangement wäre, wie es fich während des letten 
Krieges gezeigt hatte, ganz im Sinne des Königs Georg gewefen. Allein 
er hegte die Bejorgnis, daß Preußen ſich damit nicht begnügen würde, 
jondern mit der Abficht umginge, auch im Frieden die ihm unterftellten 
Truppenteile noch inniger mit jeiner eigenen Armee zu verjchmelzen. Und 
dazu wollte er jich im feinem Falle verjtehen. Erſt im vorigen Jahre 
bei der Konzentrierung des X. Armeekorps in der Gegend von Nord» 
jtemmen hatte es ſich erwiejen, daß das hannoverjche Kontingent Hinficht- 
lich feiner taftiichen Ausbildung und jeiner Musrüjtung den Preußen 
wenigftens ebenbürtig war, und noc im Jahre 1863 erklärte der General 
von Wufjow, der als Bundesinjpefteur einer Konzentrierung in der Gegend 
von Walsrode beimohnte, die Hannoveraner für „deutſche Waffenbrüder 
erfter Rangflafje*. Dazu waren die ganze Organijation ſowohl wie die 
Uniformierung und die Neglements den preußischen Einrichtungen jehr 
ähnlich. Und dafür, daß es notwendig gewejen wäre, die höheren 
Kommandoftellen mit preußifchen Offizieren zu bejegen, haben wenigjtens 
die Ereignijje der Jahre 1870—71 den Beweis nicht erbracht. Das 
ſächſiſche und die beiden bayerijchen Armeekorps haben mit gleichem Ruhm 
und gleichem Erfolg neben den preußiichen gefochten. Man kann es daher 
dem König Georg nicht verargen, wenn er im Frieden der alleinigen Ver— 
fügung über feine Armee nicht entjagen wollte Auch kam dieje Frage 


*) Herzog von Eoburg a. a. D., IL, ©. 522, 
Haljell, W. v., Das Hönigreih Hannover. Bd. II. 27 
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gar nicht zur praftiichen Entjcheidung. Oeſterreich widerjeßte jich den 
preußijchen Reformvorjchlägen. Es hatte Zweifel, ob ſich Bayern feinem 
Oberbefehl unterwerfen würde, und als endlich im Mai 1860 der Antrag 
im Ausſchuß zur Abjtimmung fam, waren alle mit Ausnahme von einer 
Stimme für die Verwerfung. 

Einen ähnlichen Ausgang hatte ein Antrag auf Befejtigung der 
Nord: und Djtjeefüjten, den Bayern, Sachſen, Württemberg und einige 
andere Regierungen infolge einer in Würzburg getroffenen Ueber— 
einfunft am 17. Dezember 1859 beim Bunde jtellten. Die preußiſche 
Regierung nahm daraus Anlaß, an die übrigen deutjchen Staaten die 
Einladung zur Entjendung von Offizieren nad) Berlin zu richten, wo 
man die Angelegenheit weiter beraten wollte. Der König Georg jah in 
diefem Verſuch, „ſich in die Angelegenheiten Unſerer Küjten zu mijchen, 
die lange gehegte Abjicht, die politifche, militärische und fommerzielle 
Oberherrichaft über Unjere Staaten zu erlangen“*), und Ichnte ab. 
Durd) eine Beteiligung an der militärischen Verteidigung der Nordjeeküfte, 
meinte er, würde Preußen mit einem Schlage alles erreichen, was es 
erjtrebte. 

Ebenſo reiultatlos verlief das eigenmächtige Vorgehen Preußens am 
Bunde in der kurheſſiſchen Verfafjungsangelegenheit, trug ihm aber den 
Beifall der Nationalpartei ein — und darauf gerade war es abgejehen. 
Im Jahre 1852 Hatte der Bundestag die kurheſſiſchen Stände auf: 
gefordert, ſich über etwaige VBerbefferungen der oftroyierten Verfaſſung 
zu äußern. Diejer Aufforderung waren beide Kammern im Jahre 1857 
nachgefontmen, und gleichzeitig hatte die Regierung eine Anzahl Punkte 
bezeichnet, im denen fie ihr eigenes Werf noch im reaftionären Sinne 
verändert zu jehen wünjchte. Darauf ging der heſſiſche Ausschuß am 
Bunde jedoch nicht ein. Er lehnte auf Antrag des Neferenten, des Badenjers 
Freiherrn von Marjchall, dieſe Verjchärfungsmaßregeln ab, gab dagegen 
den meilten der jtändijchen Verbefferungsvorjchläge feine Zuftimmung 
und jtellte die Bundesgarantie für die jo veränderte Verfaſſung in Aus— 
jicht, wenn der Kurfürſt jich damit einverjtanden erflärte. Damit wäre 
die ganze Angelegenheit in der befriedigenditen Weife erledigt worden. 

Am 28. Auguft 1859 erjtattete der Ausichug der Bundesverjamm- 
lung in diefem Sinne Bericht, und der 20. Dftober wurde als der Tag 
fejtgejegt, an dem die Bejchlußfafjung erfolgen jollte. Da trat der preußische 





*) König Georg V. au den Großherzog Peter von Oldenburg d.d. 26. Dez. 1859, 
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Geſandte von Uſedom plötzlich mit einer Denkſchrift hervor, in der 
er die kühne Behauptung aufſtellte, nicht die kurheſſiſche Verfaſſung von 
1852, ſondern die von 1831 beſtehe zu Recht. Wider beſſeres Wiſſen 
behauptete er, der Bundestag habe nicht die Befugnis gehabt, die letztere 
für immer außer Wirkſamkeit zu ſetzen, ſondern ſie nur zeitweiſe ſuspen— 
dieren wollen. Ihm ſtünde durchaus nicht die Gewalt zu, in die inneren 
Rechtszuſtände der Einzelſtaaten einzugreifen, und dann vielleicht einmal 
Preußen gegenüber das Gleiche zu thun. Ja, es gelang Uſedom, den 
Prinzregenten für ſeine Auffaſſung zu gewinnen, obgleich deren Wider— 
ſinn auf der Hand lag. 

Die Kunde, daß Preußen beabſichtigte, die Angelegenheit aus dieſem Ge— 
ſichtspunkte am Bunde zum Austrag zu bringen, rief eine allgemeine Bewegung 
hervor. In Kurheſſen flammte die Begeijterung für das alte Landesrecht von 
neuem auf. Die Bevölferung jah in dem zugeficherten Schuß Preußens die 
nahe Ausjicht auf völlige Neftitution ihrer alten verbrieften Freiheiten. Die 
zweite Kammer widerrief fat einitimmig ihre neulich eingebrachten Ber: 
befjerungsanträge der Verfafjung von 1852 und richtete ſowohl an den Kur— 
fürften wie an die Bundesverfammlung das Erjuchen um Wiederherjtellung 
der einzig rechtmäßigen Ktonftitution von 1831. Für die Nationalpartei fam 
diefe Bewegung außerordentlich erwünjcht. Sie konnte nun, des Rück— 
haltes Preußens jicher, in allen liberalen Zeitungen, in VBerfammlungen 
und Vereinen ungejtraft ihre Stimme für das lange unterdrücte Recht 
Kurhejiens erheben. Kein Ausdrud war hart genug, um die Mißhand— 
fung diejes edlen Bolksjtammes durch den Bundestag als eine Schande 
der deutjchen Nation zu brandmarfen. 

Um jo unangenehmer wurden die Regierungen durch das Vorgehen 
Preußens berührt. Graf Rechberg machte darauf aufmerkfam, daß die 
jo jehr geichmähte Verfafjung von 1852 vorwiegend das Werk preufijcher 
Staatsmänner jet. Es wäre daher umſo unmöglicher, auf dem von Preußen 
angegebenen Wege vorzugehen und die durch den Bundestag vernichtete 
Berfafjung als Ganzes wiederherzujtellen. Dagegen erflärte er jich da— 
mit einverjtanden, wenn die Kommiſſion ihren Bericht einer nochmaligen 
Prüfung umterzöge, und außer den bereits bezeichneten Berbejjerungen 
noch andere gewiſſe einwandfreie Artikel der Verfafjung von 1831 in die 
neue einfügte. 

Und jo geihah es. Am 19. Januar 1860 einigte ſich der Aus: 
ſchuß zu einem Vortrage, daß da, wo der Kurfürſt und die Stände 
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einig wären, Die Artifel der Berfaffung von 1852 gelten jollten. Die 
von der Negierung vorgejchlagenen Veränderungen dagegen jollten nicht 
eingeführt werden, während an Stelle der von den Kammern be: 
antragten Verbefjerungen die Beitimmungen von 1831 zu treten hätten, 
wenn jie nicht bundeswidrig waren. Es läßt ſich nicht leugnen, 
dat der Ausjchupantrag eigentlih über die Befugniſſe der Bundes— 
verfammlung binausging, daß er ihr eine fonjtituierende Gewalt beilegte, 
die jie nicht bejaf. Der Bundestag durfte wohl, wie er es in der 
hannoverjchen Streitjache gethan, über innere Berfaflungsfragen ein 
Gutachten abgeben, auf gewiſſe Punkte aufmerkſam machen, deren Ab- 
änderung ihm wünjchenswert erichien, aber die Ausführung mußte er 
der betreffenden Regierung überlafien. Sa, ftreng genommen lagen 
jtändische Anträge nach den legten Erklärungen der hejliichen Kammern 
nicht einmal vor; aber dennod) bewies der Beſchluß eine große Nachgiebig- 
feit gegen die Wünjche des Landes und ebnete einer Berjöhnung den Weg. 

Das erfannte auch die Mchrzahl der Regierungen an, die die leidige 
Sache gern aus der Welt jchaffen wollten, und am 24. März; 1860 be- 
ichloß der Bundestag demgemäß. Mit Preußen jtimmten nur die ſächſiſchen 
Herzogtümer, Oldenburg, Walded, Reuß j. 2. und die Freien Städte. 
Ein Proteft, den es gegen den Beichluß, als wegen Stompetenzüber- 
Ichreitung nichtig und ungiltig, einlegte, hatte feinen Erfolg*). 

Inzwiſchen jparten die Agitatoren in Gotha feine Mühe, um die 
von ihnen angefachte nationale Begeilterung nicht erfalten zu laſſen. Der 
100jährige Geburtstag Schillers gab ihnen Anlaß, in ganz Deutſchland 
patriotiſche ‚zeitfeiern ins Leben zu rufen. Auch in Hannover bewegte 
ſich am 10. November abends ein Feſtzug mit Fackeln und Fahnen nad 
dem Georgsplage, um vor dem Lyceum den Grundjtein zu einem Schiller: 
denfmal zu legen. Die Neitwallitrage wurde in Schillerftraße umgetauft 
— „Judenſtraße“ wäre pafjender gewejen, meinten viele Leute**). 

Am 3. Januar 1860 traten die Stände von neuem zufammen. In 
diejer Seſſion war es, wo der bereit oben erwähnte Zwiejpalt zwijchen 
den Minijtern Borries und Stielmannsegge***) zum erjten Male an die 
Deffentlichkeit trat. Die Kammer lehnte die Bewilligung der von dem 
fetteren zum Anfaufe der Barjinghäujer und Egeftorfer Kohlenwerfe bereits 


*) Das Nähere über diefe Verhandlungen fiehe v. Sybel a. a. O. II S. 342 fi. 
**) Bericht eined geheimen Agenten d. d. 11. November 1859, 


*æ) Siehe oben S. 323, Anmerkung. 
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verausgabten Summen unter dem jichtlichen Beifall jeines SKollegen 
fajt einjtimmig ab. 

In dem Minifter von Borries aber erfannte die Nationalpartei 
ihren gefährlichjten Gegner, und gegen ihn richtete fie vor allem ihre 
Angriffe. Dennoch würde die ganze Bewegung vielleicht bald im Sande 
verlaufen jein*), wenn nicht ein Zmwijchenfall in der hannoverjchen zweiten 
Kammer dem Ausfchuffe die erwünjchte Handhabe geboten hätte, den vers 
haften Mann vor ganz Deutſchland an den Pranger zu jtellen. 

Am 29. Juli 1859 Hatten die Bürgervorfteher der Stadt Harburg an 
den Magijtrat eine Eingabe gerichtet, worin fie ihr Einverftändnis mit der 
befannten Erklärung der Fünfunddreißig ausjprachen, und ihn aufforderten, 
an die Allgemeine Ständeverfammlung eine Petition zu richten, Damit dieſe 
die Königliche Regierung erfuche, „für eine mehr einheitliche Organijation 
der militärischen und politischen Kräfte Deutjchlands, namentlich aber für 
eine Vertretung des deutjchen Bolfes neben der zu gründenden Gentral- 
gewalt nach Kräften zu wirken“. In diefem Sinne erließ denn auch der 
Magijtrat eine Vorftellung an die Ständeverfammlung, welche jedoch erit 
an dem Tage einging, wo dieje vertagt wurde. Nun beauftragte Borries 
die Landdrojtei Lüneburg, den Magijtrat zur Nechtfertigung feines 
Schritte aufzufordern, worauf dieſer einen Verweis erhielt und ihm 
jede ähnliche Ueberjchreitung jeines Wirfungsfreifes bei Androhung einer 
Drdnungsitrafe von 50 Thalern unterfagt wurde. Jetzt befchwerten fich 
Magiftrat und Bürgervorfteher bei den Ständen wegen Bejchränfung 
des ihnen verfafjungsmäßig zuftehenden Petitionsrechts, und der ftändifche 
Ausschuß gab ihnen Recht. 

In der erjten Kammer referierte der Oberapellationsrat v. Schlepegrell 
über den bezüglichen tommiljionsantrag und empfahl defien Annahme. Ihm 
trat der Kultusminister von Bothmer mit einer abfälligen Charafterifierung 
der Beitrebungen des Nationalvereins entgegen, die „auf das Hervorrufen 
einer Agitation berechnet jeien, welche al3 dem Vaterlande verderblic) 
bezeichnet werden müſſe“, und erreichte es, daß die Verfammlung mit 
großer Majorität den Uebergang zu einer motivierten Tagesordnung 
beſchloß. 

In der zweiten Kammer war der Verlauf ein ähnlicher. Hier be— 
gründete der Vicepräſident Kannengießer am 21. März den Antrag des 

) „Man darf jagen, daß Herr von Borries zur glücklichen Stunde erſchienen 


war, um den Verein vor Langweiligfeit zu retten.” (Herzog von Coburg a. a. O. II, 
S. 542.) 
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PBetitionsansjchuffes. Der Abgeordnete Heyl widerſprach ihm mit der Be: 
hauptung, die Verfaſſung gewähre durchaus fein unbejchränftes Petitions- 
recht, da ſie es ſonſt auch unmündigen Kindern zuerfennen müfle Er 
eignete Jich daher den Beſchluß erjter Kammer auf motivierte Tagesordnung 
an und der Abgeordnete lee unterjtügte ihn, indem er aus Puchtas 
„Pandekten“ zu beweiſen Juchte, daß eine juriftiiche Perjönlichkeit nur in 
Beziehung auf ihren Zwed erijtiere, eine Stadt daher nur in ſtädtiſchen 
Angelegenheiten petitionieren dürfe. Paſtor Ernft meinte jogar, daß cs 
in dieſem Falle nicht jo jchr auf „Verfaſſung“ und „Geſetz“ anfomme, 
fondern nach dem Grundjag gehen müſſe: salus publica suprema lex 
esto. Da griff Bennigjen in die Verhandlung ein und charafterifierte die 
Art und Weife, wie man mit Hintanjfegung der Berfafiung und der 
jtändischen Gejchichte das Petitionsrecht preisgebe, in der jchärfjten Weiſe. 
Er brachte dabei das Wahlmanifeft des Minifterd von Borries vom 
Jahre 1849 zur Sprache, worin diejer im Gegenjaß zu jeiner jegigen 
Auffaffung eine Entwidelung der Verfaſſung „nad; Maßgabe der Grund- 
rechte“ verlangt habe. Als er aber das Schriftjtüd verlefen wollte und 
die Kammer sich dagegen ausſprach, verzichtete er aufs Wort. Im 
namentlicher Abitimmung wurde jodann der Beichluß der erſten Kammer 
mit großer Majorität angenommen. 

Am nächiten Tage benugte Bennigſen den Anlaß der Beratung über 
den Etat des auswärtigen Minifteriums, um der Finanzkommiſſion den 
Vorwurf zu machen, da jie nicht gelegentlich der Forderung für die 
Ausgaben zum Zwecke des deutjchen Bundes eine Reform der Bundes— 
verfaffung zur Sprache gebracht hätte. Auch jei ihm in der „Neuen 
hannoverjchen Zeitung“ Gidesbruch und Landesverrat vorgeworfen, 
und zwar in jo heftigen Ausdrüden, dal; einige feiner freunde cine 
friminelle Verfolgung des Blattes hätten unternehmen wollen. Er 
frage num, wie die Regierung es verantworten fünne, folche Beichuldigungen 
in einem offiztöjen Blatte ausjprechen zu lafjen, und jogar die Namen 
aller Unterzeichner des Eifenacher Programms in ein grünes Buch zu 
jegen und zu bejtimmen, daß auf diefe Perſonen bei Vergebung von 
Submiffionen und dergleichen feine Rüdjicht genommen werden jolle, um 
fie durch Zufügung von Vermögensnachteilen zu zwingen, ihre Beitritts- 
erflärungen, ſich jelbit perfiflierend, zu widerrufen. 

Er glaube im Gegenteil, die Regierung hätte jich freuen jollen, wenn 
Männer mit nod) jo jchwachen Kräften das Werk aufnähmen, das ſchon 
bei dem Wiener Kongreß als notwendig anerkannt worden jei. Dort 
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habe der hannoverjche Gejandte erklärt, daß der deutjche Bund auf die 
Dauer wohl faum genügen dürfe. Das Werk der Neorganijation jei 
nach den Berfliehen der Bewegung von 1848 ins Stoden geraten, Aber 
erjt nachdem der preußijche Minifterpräfident von Manteuffel in Olmütz 
alle Errungenschaften wieder an Dejterreich aufgeopfert habe, jei der alte 
deutjche Bund wieder rehabilitiert, weil mit Defterreich nichts Befjeres 
möglich jet. 

„Seit dem Augenblick aber“, jo fuhr er mit erhobener Stimme fort, 
„in welchem in frankreich wieder ein Fürſt regiert, deſſen Dynaftie durch) 
die Verträge von 1815 für immer ausgefchloffen worden, it es mit den 
Schöpfungen diejes Jahres überhaupt vorbei, und e3 fommt nur darauf 
an, welchen Anteil Deutjchland an der neuen Organifation haben joll*. 

Nun mache die Regierung ihm und feinen Freunden ihre Be- 
jtrebungen zu Verbrechen. Entweder müffe man aljo annehmen, dies fei 
nicht richtig, oder ſie müfje das Verbrechen auch friminaliter verfolgen. 
Das Oberappellationsgericht aber werde auf einen folchen Antrag wohl 
mit Achjelzuden antworten. Ihm liege eine Proflamation aus Celle 
vom Sahre 1349 vor für das Unionsprojeft, welche vom Präſidenten 
und 12 Mitgliedern des höchſten Gericht3, unter denen ſich der jeßige 
Kultusminiiter und der Stromoberanwalt befänden, unterzeichnet jei.*) 
Sollten diefe Richter ihn wohl verurteilen? 

Auch wiſſe er wohl, da don anderer Seite jeine Bejtrebungen 
‚ lächerlich gemacht würden. Und doc) hätten alle übrigen deutjchen Re— 
gierungen die Notwendigkeit von Bundesreformen anerfannt, nur Hannover 
jtehe hier jo allein, wie auch in Bezug auf feine inneren Zujtände, 

„Sch Habe aber die Hoffnung“, jo ſchloß er mit ſchneidendem Hohn 
auf das Minifterium, „daß meine Beitrebungen zum Ziele führen werden, 
und dieſe ſtütze ich nicht bloß auf meine freiwilligen Mitarbeiter, jondern 
insbefondere auf meine Witarbeiter wider Willen. Unter die legteren 
zähle ich das hannoverjche Gouvernement und jtatte defjen Mitgliedern 
für ihre Unterftügung meinen Danf ab. Der Politik des jeßigen 
Miniftertums ift eS zu danken, daß der Hannoveraner den Sinn für 
jeine Heimat verloren hat und ſich einer Neichsverfaffung einordnen will, 
während noch im Jahre 1848 Stüve für die Dynaftie und den Parti- 
fularismus auftrat. Sch Hoffe noch die Herjtellung des gemeindeutjchen 
Neiches zu erleben“. 


* Bergl. o. ©. 76. 
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Da erhob ſich Borries zur Abwehr. Mit dem NAusdrud des Be- 
dauernd, daß fein Vertreter des Ministeriums des Auswärtigen zugegen 
jei, welcher den Borredner am jchlagenditen hätte widerlegen fönnen, 
ſprach er zunächſt jeine große Ueberrajchung aus, daß dieſer den 
Gegenitand im Königreich Hannover vor hannoverjchen Unterthanen und 
Ständen zur Sprache gebracht habe. Ihm — dem Mintfter — fei aus 
nicht widerlegten Zeitungsnachrichten befannt, daß er vor kurzem — 
Borries fpielte auf einen Vorgang bei einem am 11. März im Arnim- 
ichen Saale in Berlin zu Ehren Bennigjens gegebenen Feſteſſen an — 
in der Nefidenz eines fremden Staates einen Toaft auf die Hiftorijche 
Miſſion Preußens und auf ein deutjches Kaiferreich ausgebracht habe. 
Er halte einen ſolchen Trinkſpruch mit dem Eintritt in die hannoverſche 
Ständeverfammlung nicht für vereinbar. Der Vorredner aber jcheine das 
Bedürfnis gefühlt zu haben, fein Verhalten zu rechtfertigen; jedoch jei 
diefer Verſuch nicht für gelungen zu erachten. Wenn er darüber. feine 
Verwunderung ausgefprochen habe, da die Negierung noch feine Schritte 
gethan Hätte, um eine Friminelle Unterfuchung gegen den Verein ein= 
zufeiten, jo möge er fich beruhigen. Trete er mit der Gejeggebung in 
Widerjpruch, jo werde ohne irgend welche Rückſicht gegen ihn verfahren 
werden. 

Die Frage wegen einer Gentralgewalt mit deutjchem Parlament 
jei jahrelang von Gelehrten auf dem Gebiet der Theorie erörtert, von 
Staatsmännern zu praftiichen Experimenten benugt und immer ohne Re— 
jultat geblieben, weil ihre Erledigung im Sinne des Nationalvereins der 
hiſtoriſchen Entwidelung der deutjchen Verhältnifje entgegenjtehe. Das 
Ziel diejes Vereins könne nur durch Vernichtung der Selbitändigfeit der 
deutjchen Stämme und Staaten erreicht werden. Eine weitere Schwierigfeit 
habe fich im Jahre 1848 gezeigt. Sie liege in der Unmöglichkeit, zwei 
große rivalijierende Staaten einem Organismus einzufügen, der den einen 
dem anderen oder beide einer Gentralgewalt unterordnen müfje Der 
Schwierigkeiten wolle er gar nicht gedenfen, welche ſich bei der Kon— 
jtituierung und der Feititellung der Kompetenz eines deutjchen Barlaments 
herausstellen müßten. 

Nenn nun einzelne Männer aus dem Volke aufträten und cin Werf 
voll jo ungeheurer unleugbarer Schwierigfeiten vollenden zu können glaubten, 
jo dürfe er über dies Beginnen fein weiteres Urteil fällen. „Eine deutjche 
Kaiſerfamilie Hat nach diefem Ideale mit ihrer ganzen Straft gejtrebt, die 
Hohenftaufen. Aber micht ihr Ziel haben fie erreicht, jondern der Unter: 


Borries rechtfertigt feine Mafregeln gegen den Nationalverein. 425 


gang des ganzen erhabenen Gejchlechtes ijt die Folge geweſen und jpäter 
it Deutjchland, feiner Natur nach, immer mehr in die Stammesjonderung 
hineingegangen. Es beweilt viel Selbitvertrauen, wenn der Nationalverein 
jich beimißt, das zu thun, was die Hohenftaufen nicht vermochten; ich be— 
zweiffe aber, daß er e8 vermag!“ 

Dann wies Borries den Vorwurf zurüd, als wenn die gegenwärtige 
Regierung daran ſchuld fei, wenn die Hannoveraner Herz und Gemüt 
für Hannover verloren hätten und nur nad) dem deutjchen Kaiſertum 
verlangten. Im den Jahren 1848 und 1849 Habe jich allerdings mancher 
von Träumen binreißen lajjen und in einem Rauſche gelebt. Seht aber 
jeien die meijten diefer Beraufchten ernüchtert. Diejenigen, welche heute 
Kaifertum und Parlament erjtrebten, wären unter fich nicht einmal einig 
und verfolgten bejondere verftedte Ziele. Schon die Bezeichnung einer 
Bereinigung don SKonjtitutionellen und Demofraten als Nationalverein 
wäre ein Widerfinn. Die Demokraten wollten feinen Monarchen, während 
die Konjtitutionellen die Monarchie erhalten wollten. Nach Erreichung 
des verfündeten Field würde aljo der Kampf unter den jegt zum Um— 
jturz des Beftehenden Berbundenen beginnen. 

Der Borwurf des Vorredners träfe ihn daher nicht und er verfichere, 
wenn er auch nur im Entferntejten daran glauben könnte, daß feine 
Teilnahme an der Regierung irgend dazu beitrüge, die Herrichaft einer 
Dynaſtie zu erjchüttern, welche jeit acht Jahrhunderten glorreich im hiefigen 
Lande regiere, jo würde er es mit der treuen Hingebung für jeinen 
König und die Intereffen des Landes nicht vereinigen fünnen, auch nur 
noch 24 Stunden im Amte zu jein. 

Naufchender Beifall belohnte den Redner und Wermuth jegte, an 
eine Aeußerung Bennigſens anfnüpfend, noch Hinzu, daß Stüve den 
Toajt, den diejer in Berlin ausgebracht habe, gewiß nicht unterjchreiben 
würde. 

Dann ergriff Borries abermals! das Wort, um den Vorwurf, als 
ob er die Mitglieder des Nationalvereins mit „brutalen“ Maßregeln ver: 
folge, zurüczumeien. „Die erjten Mitglieder des Vereins,“ jagte er, 
„haben fich vorzugsweife an die unterften Stände gewendet und fie zu Unter: 
ichriften umd Beteiligung an einer Sache angetrieben, über deren Trag— 
weite gerade diefe fich am wenigiten Elar fein fonnten. Die jo ge: 
wonnenen Unterichriften jind dann zu Demonftrationen in den Zeitungen 
benugt. Es ift aber Pflicht der Regierung, vor allem die unteren Volfs- 
flajien gegen ſolche Einwirkungen zu fchügen. In der Wirkfamkeit des 
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Nationalvereins dagegen erfenne ic) ein gegen den Monarchen und die Selb: 
jtändigfeit des Landes gerichtetes Streben. Und jo lange ich ein Mitglied des 
Rats der Krone bin, werde ich niemals die Hand dazu bieten oder es 
dulden, daß mit Perſonen, welche ein jolches Streben fundgegeben, von 
feiten der Regierung irgend andere Verbindung gejchlojien oder erhalten 
werde, als die Gejege notwendig machen”. 

Dann juchte Bennigjen jeinen gerügten Trinkſpruch richtig zu jtellen. 
Bon einem deutjchen Kaijertum habe er nicht gejprochen, jagte er, und 
wünjche es auch nicht*). Er jtrebe nur dahin, daß die diplomatijche 
Vertretung und die Militärhoheit, an denen nur ein verquidtes roman- 
tiiches Syſtem feithalte, einer Zentralgewalt übertragen würden. Daß die 
Zuftände äußerſt jchwierig jeien, verfenne er nicht; er und jeine Freunde 
wollten verjuchen, ob in Deutjchland noch die Herbeiführung bejjerer Zu- 
jtände ohne Revolution möglich ſei. „Diejen Berjuch will man hindern, 
und jo möge denn ein alter deutjcher Fürſtenſtamm es jeinen Ratgebern 
danken, wenn man Hier wie in Italien über Fürjten und Staaten zur 
Tagesordnung übergeht. Der General-Bolizeidireftor aber mag es feinen 
Kollegen in Italien beimefjen, wenn dort die Fürſten vertrieben umher: 
irren umd vergeblich bei Napoleon ihr Land zurüderbetteln.“ 

Borries gab zu, daß die Zuftände in Deutjchland jchwierig jeien; 
deshalb möge jeder erwägen, ob jie dadurd) erleichtert werden künnten, 
wenn diefer oder jener in feiner Weisheit ſich berufen fühlte, das Be— 
jtehende zu untergraben, und die inneren Berhältnifje in eine Verwirrung 
zu bringen, die die äußere Gefahr noch vermehren könnte. Nachdem er 
dann noch ſich dahin ausgejprochen hatte, daß nad) feiner ſtaatsrecht— 
lichen Auffafjung durch das Aufgeben der Militärhoheit die Souveränetät 
vernichtet werde, und er es tief beklagen würde, wenn jich jemals ein 
hannoverjcher Minister fände, der jeinem Monarchen dazu riete, wurde Die 
Berhandlung geſchloſſen **). 

Am 2. Mai fam es abermals zu einer politischen Diskuſſion zwijchen 
Borries und Bennigjen. Abends wurden dieje Vorgänge in einer Parteis 
verfammlung lebhaft bejprochen. Bei diefer Gelegenheit machte Dr. von 


*) Nach dem Bericht der „Deutihen Allgemeinen Zeitung“ Nr. 62 vom 
14. März 1860 Hatte er einen Zoaft auf „die hiftoriiche Mifiion Preußens und die 
Wiederherftellung eines Deutſchen Reiches" ausgebradit. 

** Die Erzählung dieſer Vorgänge ift im wejentlichen nad) dem Bericht der 
„Neuen hannoverichen Zeitung“ vom 23. März 1860 Nr. 143. 
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der Horjt, der den Sammerverhandlungen auf der Tribüne beigewohnt 
hatte, die Verjammelten auf eine Aeußerung des Minifters aufmerkjam, 
die im Laufe der Debatte der Aufmerkjamfeit entgangen war. Anknüpfend 
an den Hinweis, dab das Verlangen, die gejamte Militärhoheit und die 
diplomatische Vertretung Preußen zu übertragen, eine völlige Mediatifierung 
der übrigen deutjchen Staaten bedeute, hatte Borries gejagt, „es ſei Kar, 
da fein größerer und, jolange Necht gelte, auch fein fleinerer Fürſt ſich 
die Mediatifierung gefallen lafjen würde. Dieſe würden vielmehr auf 
jede Weife ihre Nechte zu wahren juchen, jich mit einander gegen die 
Beraubung ihrer Rechte verbinden, ja jie könnten jogar durd) die Not 
dahin gedrängt werden, die Allianz auswärtiger Mächte zu juchen, welche 
jehr geneigt jein würden, auf jolche Art eine Hand in die deutjchen An— 
gelegenheiten zu befommen“. 

Dieje Mitteilung rief die allgemeinjte Senjation hervor. Nun hatte 
man endlich, was man brauchte, um den „hannoverjchen Goliath” *) aus 
dem Sattel zu heben. Zwar war die infriminierte Aeußerung nichts 
weiter wie eine akademiſche Betrachtung, deren Nichtigkeit Die deutjche 
Geſchichte hundertfach bejtätigt hatte; allein die aufgeregte Verſammlung 
war nicht der Ort für ruhige und vorurteilsfreie Erwägungen. Durch 
Akklamation wurde bejchlojjen, hier den Hebel anzujegen und den ver: 
haften Minifter — jo widerfinnig die Beichuldigung bei defjen befannter 
deutjcher Gefinnung auch jein mochte — beim Ausschuß des National- 
vereing wegen geheimer rheinbündlerischer Tendenzen zu demunzieren. 
Bennigjen jelbft übernahm dem heifelen Auftrag, diefem den internen 
Vorgang in der Kammer zur Kenntnis zu bringen, und geeignete Maß— 
regeln zu veranlafjen**). Er berief denn auch eine Zuſammenkunft der an- 
geſehenſten PBarteiführer nach Heidelberg, wo fich diefelben am 6. Mai zu 
einer Erklärung vereinigten, in der fie ausfprachen, daß das deutjche Volk 
entjchlofjen jei, feinen Fußbreit deutjcher Erde unter fremde Botmäßigfeit 
gelangen zu lafjen. „Der deutjchen Regierung, welche angefichts diejer 
Gefahren mit mannhaftem Entſchluß an der Spite der im Parlament 
geeinigten deutjchen Nation für die Ehre, die Freiheit und die Macht des 
Baterlandes in die Schranken tritt, wird das deutſche Volt mit Vertrauen 


*) Herzog von Eoburg a. a. D. IL Teil, ©. 542. 

**) Die Erzählung diejes Herganges verdante ich der gütigen Mitteilung des 
Sanitätsrats Dr. Röhrs in Rotenburg, dem er unmittelbar nad der Berfammlung 
von einem Teilnehmer und politiihen Gefinnungsgenojien berichtet ift. 
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die Vollmachten übertragen jehen, deren fie zur Löſung ihrer Aufgabe 
bedarf.” 

„Die deutfche Regierung dagegen, welche ihre Pflicht jo ſchmachvoll 
vergefjen würde, daß fie bei auswärtigen Mächten einen Rüdhalt 
juchte, in Fragen der nationalen Entwidelung bei feindlichen Mächten 
Hilfe ſuchte oder annähme, zur Abwehr der Opfer, welche zu fraftvoller 
Bekämpfung diefer Feinde von ihr gefordert werden — eine ſolche Regierung 
würde dem öffentlichen Urteil verfallen, das der Verräterei gebührt.“ 

Am 8. Mai verlas Bennigſen diefe geharnijchte Erklärung in der 
zweiten Sammer und überreichte fie zu den Akten. Dies Vorgehen fam 
dem Präfidenten wie dem Minifter Borries völlig überrajchend und un: 
vorhergejehen. Dennoc) bejtritt der legtere jofort energisch die Legitimation 
der Unterzeichner, im Namen des deutjchen Volkes derartige Erklärungen 
abzugeben. ES fei dies Vorgehen um jo bedauerlicher, weil die von ihm 
in abstracto hingeitellte und „durch die Gejchichte bejtätigte Möglichkeit 
eined Bündnifjes deutjcher Fürſten mit außerdeutſchen Mächten in ab- 
ſichtlich oder unabjichtlich Herbeigeführter irriger Auffafjung auf die In— 
tentionen der hieſigen Regierung bezogen ſei“. Gerade dieſe habe durch 
ihr jtrenges Feithalten am Bunde genugjam bewiejen, daß ihr nichts 
ferner liege, al3 die Eingehung eines Bündnifjes mit fremden Staaten*). 

Allein Borries’ Worte machten wenig Eindrud. Vielmehr verbreitete 
die demokratische Prejje die Kunde von dieſen Vorgängen, in der ge— 
häſſigſten Weiſe übertrieben und entjtellt, durch ganz Deutjchland. Nun 
lajen die Mitglieder der Nationalpartei mit Entrüftung, daß es in 
Deutjchland einen Minifter gab, der lieber auswärtige Bündniffe auf: 
ſuchen wollte, als fich der preußiichen Militärhoheit unterordnen. Nament- 
lich flammte der patriotifche Zorn der akademischen Jugend gewaltig auf. 
„Zwölf preußische Studierende“ bedrohten Borries, „deſſen Name in der 
Geſchichte in einer Reihe glänzte mit dem des Ephialtes“, mit dem Urteil 
eines Vehmgerichtes, das jeine Opfer bereits bezeichnet habe **). 


*) Muszug aus den Sitzungsprotokoll der 2. Kammer d. d. 8, Mai 1860. 

**) „Daß Sie und Ihr hoher Negent im Einverftändnis mit Frankreich find, 
ift Harer als der Tag. Es wird ganz offen ausgeiproden und niemand wiber- 
legt es. 

Die Räder find diesmal da! — vielleicht ahnen Sie diejelben nicht, aber es 
ift doch fo. 

Treten Sie von ihrem Poſten zurüd, Sie wifien, was die Geſetze für Hod- 
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Dagegen gab die Rechte der zweiten Kammer dem gejchmähten 
Minifter, um ihm ihr Vertrauen zu beweijen, am Tage der Grundſtein— 
legung zum Denkmal des Königs Ernſt Augujt, den 5. Juni 1860, ein 
Feſt auf dem Limmerbrunnen. Und während die Gejellichaft noch bei 
Tiſche ſaß, überbrachte ein füniglicher Bote ein Schreiben, welches Borries 
jeine Erhebung in den Grafenitand ankündigte. Die Mitteilung diejer 
Anerkennung jeines mannhaften Eintretens für die Souveränetätsrechte 
des Monarchen erregte großen Jubel unter den Anmwejenden. Aus den 
fonjervativen Streifen ganz Deutjchlands, aus Stuttgart, München, 
Braunjchweig, Frankfurt, Bremen, aus Oberjchlefien, vor allem aber von 
feinen Freunden und Gefinnungsgenofjen im eigenen Lande, gingen ihm 
nun zahlreiche Glückwunſchſchreiben zu, während die liberale Prefje ſich wie 
eine blutgierige Meute auf den neuernannten Grafen jtürzte. „Laſſen wir, 
das deutjche Volk,“ jo hieß es in einem demokratischen Frankfurter Blatt, 
„den Königen und ihren Dienern das harmloje Vergnügen, ſich an 
joldem Spielzeuge wie Adelstitel und dergl. ergögen. Der nächſte raube 
Wind wirft ja ohnedem alle Ddiejen verfaulten Standesplunder über 
Bord. Auch als Zeichen, wie deutjche Fürjten über vaterländifche Ehre 
wachen, fann uns der neugebadene Herr Graf von Borries nicht über- 
rajchen. Die Hocharijtofratifche Verachtung aber, mit welcher ſich die 
fönigli) hannoverſche Majeftät über das Urteil von 40 Millionen 
Deutjchen himvegjetst, wird das deutjche Volk und die Nachwelt mit der 
gebührenden Achtung erwidern“. Noch toller waren die Ausfälle des 
„Nürnberger Kouriers“. Die Unflätereien aber, welche Borries in ein- 
zelmen anonymen Briefen aus Paris und jogar aus Südamerika zus 
gingen, laſſen jich nicht wiedergeben. 

Wenige Tage jpäter bot jich dem Könige ein Anlaß, feine echt 
deutjche Gefinnung vor der ganzen Welt zu dofumentieren. Es war zu 
jeiner Kenntnis gefommen, daß der Prinzregent den Kaiſer Napoleon 
zu einer Zufammenkunft in Baden-Baden eingeladen, und daß dort 
gleichzeitig ji die Könige von Bayern und Württemberg zum Beſuch 
angemeldet hatten. Mochten die Ziele diefer Zuſammenkunſt fein, welche 





verrat beftimmen. Treten Sie ab, Herr von Borries, es ift der einzige Rat, den 
wir Ihnen geben können. Laſſen Sie ſich warnen, bald iſt es zu ſpät! — Es fünnte 
ein VBehmgericht beftehen, das feine fiheren Opfer bereitö bezeichnet hat.” 

Zwölf preußifche Studierende, die über Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen 


nah Hannover reijen, 
Geichrieben in Würzburg, den 18. Mai 1860. 
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fie wollten, jo gab fie doch der Befürchtung Raum, daß der franzöfiiche 
Kaiſer die Gelegenheit benügen möchte, um jich in deutſche Angelegenheiten 
zu mijchen. Niemand wußte, daß der Regent von diefem die Zuficherung 
erhalten hatte, dat; die Frage etwaiger Gebictsveränderungen nicht disfutiert 
werden jollte. Da vielmehr feinem norddeutichen Hofe von der Entrevue 
Mitteilung gemacht worden war, jo fam man in Hannover und Sachſen auf 
die Vermutung, dieſe Unterlafjung habe einen tiefliegenden politischen Grund. 
War es nicht möglich, daß Frankreich Die augenblidliche Mißſtimmung zwiſchen 
Preußen und Defterreich benugen könnte, um das erftere in die Bahnen 
Piemonts zu drängen, daß die deutsche Umfturzpartei ihre Hoffnungen auf 
eine von Frankreich unterjtügte Aftionspolitif Preußens feste? Namentlich, 
wenn der Prinzregent nur von einem Teil der deutichen Fürſten begleitet 
erichten, konnte es den Anjchein gewinnen, ald ob nicht ganz Deutjchland 
einig wäre, jede auswärtige Einmiſchung zurüdzumeiien. König Georg 
jann Hin und her, wie er dieje Gefahr beſchwören, wie er feine ihm als 
Bundesfürjten obliegende Pflicht erfüllen künnte. Endlich fam ihm, — 
wie er in feinem frommen Sinn glaubte, durch unmittelbare Eingebung 
Gottes — der Gedanke, jelbit nach Berlin zu fahren, um jeinem Better 
das Bedenkliche der Situation vorzuftellen. Spät Abends am 12. Jumi 
faßte er diefen Entſchluß und unverzüglich brachte er ihn zur Ausführung. 
Mit dem um Mitternacht abgehenden Zuge reijte er, nur von einem Mdjutanten 
begleitet, ab, und war morgens gegen 6 Uhr in Berlin. Der Gejandte 
hatte ihm einen Wagen an die Bahn gejchidt, und im der Uniform feines 
Zieten Huſarenregiments, die er unterwegs angelegt hatte, geſchmückt mit 
dem Bande und Stern des Schwarzen Adler-Drdens, fuhr er Morgens 
furz vor 7 Uhr bei dem Palais unter den Linden vor und ließ jich in 
das Arbeitszimmer des Prinzregenten führen. Diefer war aufs höchite 
überrajcht, al$ man ihm in jeinem Schlafzimmer den unerwarteten Be— 
juch meldete. Er fam nach wenigen Minuten zum Borjchein und be= 
grüßte jeinen Verwandten auf das Herzlichite. „Du willit mit Napoleon 
in Baden zujammenfonmen,“ redete ihn der König an, „das geht nicht. 
Das wird man faljch auslegen. Ich bin gefommen, um Dir. meine An— 
ſicht mitzuteilen. Du darfſt nicht allein hingehen; ich will mit Dir gehen. 
Die anderen follen es auch. Dann wird jede Mißdeutung ausgejchlofien 
und in Kreiſe der deutjchen Fürjten wirft Du Napoleon würdiger gegen- 
überjtehen.” Der Prinzregent danfte dem Könige gerührt für jeine offene 
Meinungsäußerung. Beide hohe Herren bejprachen jodann die Sache näher, 
und das Nefultat war, daß nun nicht bloß der König von Hannover, 
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jondern auch der König von Sachſen aufgefordert wurde, an der Kon— 
ferenz teilzunehmen. Bon einer Einladung des Kaiſers von Defterreich, 
die Georg gleichfalls angeregt zu Haben jcheint, war jedoch feine 
Rede.*) 

Diejer blieb biß zum Nachmittag in Berlin und fehrte abends, nach: 
dem er im Palais diniert hatte, und vom Prinzregenten nad) dem Bahnhofe 
begleitet war, jehr befriedigt nach Hannover zurüd. Am nächjten Abend, 
den 14. Juni, trat er feine Reife nach Baden an. In feiner Begleitung 
befanden ich nur der Generallieutenant Jacobi, der DOberhofmarjchall 
von Malortie, der Kabinetörat Dr. Lex und ein FFlügeladjutant. Am 
nächjten Morgen jtieg in Guntershaufen der König von Sachjen, der 
ji nur ungern entjchloffen hatte, der Aufforderung zu folgen, zu ihm 
in den Salonwagen. Im Bruchjal trafen fie noch den König von 
Württemberg, der gemeinschaftlich mit ihnen die Fahrt fortſetzte. 

In Dos wurden die drei Könige von dem Großherzog von Baden 
empfangen. Er geleitete ie nad) dem „Englichen Hof”, wo ſich der 
König von Bayern ſchon feit einigen Tagen aufhielt. 

Der Prinzregent war bereit3 am 14. Juni in Baden angekommen. 
Ihm machten die drei Könige gleich nach ihrer Ankunft ihren Beſuch. 
Bei der Gelegenheit eröffnete er ihnen, dat Kaiſer Napoleon ihm jchon 
vor einiger Zeit die Elbherzogtümer angeboten habe. Wielleicht würde 
er jest die Gelegenheit benügen, um Preußen Gebietserweiterungen auf 
Ktoften feiner deutjchen Verbündeten in Ausficht zu Stellen. „Den gegen- 
über gebe er, der Prinzregent, hiermit das feierliche Verſprechen, daß er 
nie dazu einwilligen werde, die Länder anderer Deutjcher 
Fürſten Preußen einzuverleiben. Auf dies jein Fürſtenwort fünne 
man bauen.“ 

Dann beriet man, auf welche Weife man Napoleon empfangen wolle 
und vereindarte, daß alle deutichen Fürjten ihm als Gajt auf deutjchem 
Boden den eriten Bejuch abzujtatten hätten. Jeder Einzelne aber 
jollte Notate machen, und deren Inhalt den Anderen mitteilen. Der 
Prinzregent erhielt ſelbſtverſtändlich den Vortritt und Königliche Ehren. 

Am 15. Juni abends 7 Uhr traf Napoleon ein. Prinz Wilhelm 
von Baden war ihm bis Kehl entgegen gefahren, wo jein forjchender 


*) Die Erzählung diefer Reife ift im wefentlihen nah Meding a. a. O., 1. 
S. 110 ff. Bergl. damit von Sybel a.a.D., II. Zeil, S. 357 ff. und Herzog von 
Coburg a. a. D., II. Zeil, ©. 33 ff. 
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Blick vergeblih nach) den Souveränen ausgefchaut Hatte. Abends 
8%, Uhr machte ihm der Prinzregent feinen Bejuch in der ihm zur 
Berfügung gejtellten „Villa Stephania“. Der Kaifer beichwerte fich über 
das allgemeine Mißtrauen, das jich in Deutjchland gegen ihn fundgab. 
Es jei abjurd zu glauben, daß er die Abficht Habe, Frankreich die Ahein- 
grenze zu verjchaffen. Nur um feine Friedensliebe perjönlich zu verjichern, 
jei er hierher gefommen. Als ihn der Negent darauf aufmerfjam machte, 
dat die eben erfolgte Annerton von Savoyen und Nizza das Vertrauen 
zu Diejer Friedensliebe nicht auffommen- lafjen wollte, meinte er, das jei 
ein ganz exceptioneller Fall. In Savoyen wären die Sympathien ganz 
auf franzöfiicher Seite. Auch habe er der franzöjiichen Nation ein 
Hequivalent für die Opfer, die ſie zur Befreiung Italiens gebracht, 
bieten müjjen. Bon Nizza jchwieg er. 

Am 16. Juni vormittags zwilchen 10 und 1 Uhr jtatteten Die 
vier Könige dem Kaiſer ihre Bejuche ab. Die Unterhaltungen waren im 
ganzen farblos und bejchränkten ſich auf allgemeine Freundſchaftsver— 
jiherungen. Nur gegen den König von Württemberg Elagte Napoleon 
viel über die Preſſe, die die öffentliche Meinung irreleite. Auch bei den 
Gegenbeſuchen im Laufe des Nachmittags fam die Unterhaltung nicht über 
die Grenzen einer abweifenden fühlen Höflichfeit hinaus. Die An- 
deutungen, die er dem König von Sachſen gegenüber in Bezug auf 
einen Handelsvertrag mit Deutfchland machte, wurden mit dem Hin- 
weis auf Preußen zurüdgewiejen. Ver König von Hannover ließ ich 
ganz verleugnen. Als der Kaifer bei ihm vorfuhr, befand er ſich im 
Garten und lieg dem anmeldenden Mdjutanten jagen, er ſei nicht zu 
Haufe. Aber e3 gelang Napoleon dennoch, durch eine Art Über- 
fall eine perjönliche Zujammenkunft herbeizuführen. Am andern Nach- 
mittage 4 Uhr begab er fi) in unjcheinbarer Kleidung nach dem 
„Englüchen Hofe“ und ließ ich, jede ceremonielle Anmeldung ver: 
bietend, in den leeren Empfangsjalon des Königs führen. Bald nachher 
trat diejer ein, von jeinem alten Kammerdiener geführt, der, aufs höchite 
entrüftet, einen zyremden im einfachen Givilanzug im Zimmer fiten ſah, 
und ıhn heftig anfuhr. Auch der König jtugte anfangs umwillig, erfannte 
aber bald an der Stimme des Kaiſers, wen er vor fich hatte, und entlich 
den Diener. Nun zog Napoleon ein Etui mit dem Groß-Cordon der Ehren- 
legion hervor und überreichte e8 dem Könige, der die Dekoration danfend, 
wenn auch mit einiger Berfegenheit annahm, und noch an demjelben 
Tage nad) Hannover depejchierte, man möge unverzüglich durch einen 
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Kourier die Infignien des St. Georgs-Ordens nad) Baden jchiden. Bei 
der langen vertraulichen Unterredung, die nun folgte, wußte der Kaifer 
durch jeine hinreißende Beredjamfeit den König völlig umzuftimmen, In 
geſchickter Weiſe entiwidelte er ihm jeine fonfervative Gefinnung und feine 
hohe Achtung vor der Legitimität. Er fuchte darzuthun, daß im Intereſſe 
der Ordnung und Ruhe in Europa, aud) vom legitimen Standpunfte 
aus, das Napoleonijche Kaiſertum die einzig mögliche Negierungsform 
in Frankreich je. Eine Wiedereinfegung der Bourbonen jei aus: 
geichlofjen, der Graf von Chambord wäre außerdem finderlos, die Orleans 
dagegen jchlimmer als illegitim und hätten fich durch ihre Felonie jedes 
Anrechts auf die franzöfiiche Krone beraubt, während er ſowohl wie jein 
Onfel die Revolution gebändigt und aus dem Chaos den Kaiferthron 
hätten emporjteigen lafien. Sp gelang es Napoleon, durch jeine be— 
jcheidene Liebenswürdigfeit jowie durch jein feines verjtändnisvolles Ein- 
gehen auf die Charaftereigentümlichfeiten des Königs defjen ungünjtiges 
Vorurteil in ſympathiſche Bewunderung zu verwandeln. 

Am 17. Juni abends 9 Uhr reiſte der Kaiſer wieder ab, mit dem 
Bewußtſein, daß, wenn er die Abficht gehabt Hatte, Zivietracht unter den 
deutjchen Fürſten zu ſäen, dieſer Zweck völlig verfehlt war. Auch die 
Bevölkerung war ihm mit unzweidentigen Zeichen des Mißtrauens be- 
gegnet. Zwar Hatten einige bezahlte Schreier ihn bei feiner Ankunft mit 
dem Wusruf „Vive l’empereur“ begrüßt, aber fie wurden bald zum 
Schweigen gebracht, während eine ungezählte Menjchenmenge ich vor 
der Billa des Prinzregenten verjammelte und in jtürmifche Hochrufe 
ausbrach, als dieſer ſich auf dem Balkon zeigte. 

An demjelben Tage, Sonntag, den 17. Junt, hatten fich auf Ver— 
anlajjung des Könige Georg die vier Könige und einige der andern anwejenden 
Fürſten in den Gemächern des Königs von Bayern verjammelt, um Die 
innere Lage Deutſchlands und die Gegenjäge ihrer Politif zu der 
Preußens zu beiprechen. Der König Johann führte das Protokoll. 

Zunächſt fam die furheffische Frage zur Verhandlung. Darin wurde 
jedoch feine Verſtändigung erzielt. Hannover und Sachjen hielten an 
dem forreften Standpunkte feit, daß die jetzt erlaffene Verfaffung vom 
Bunde garantiert werden müſſe, während die andern teils verfaffungs- 
mäßige Bedenken hatten, teil® glaubten, auf die öffentliche Meinung Rück— 
Jicht nehmen zu müſſen. 

In der jchwierigen Frage der Bundesfriegsverfafjung machte Hannover 
den Vorjchlag, dat, nachdem der preußiſche Plan einer Teilung des Ober: 

Hafſfell, ®,v, Das Hönigreih Hannover, Bd. II. 28 
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befehls an dem Widerſpruch Dejterreichs geicheitert ſei, es fich vielleicht 
empföhle, drei Armeeen aufzujtellen, die dann eventuell durch die ganze 
öjterreichiiche und preußifche Streitmacht verjtärft werden fünnten. Der 
einheitliche Oberbefehl aber müſſe auf alle Fälle feitgehalten werden. 

Ueber den Nationalverein endlich) herrichte nur eine Stimme der 
Indignation. Jetzt, wo es zu jpät war, geitanden alle Fürſten zu, daß 
man einen großen Fehler begangen habe, die Bervegung zu einer folchen 
Bedeutung amwachien zu lajien. 

Der Prinzregent ſcheint durch die Nachricht von dieſen Verhand— 
[ungen etwas verjtimmt geweſen zu jein und geneigt, jede fernere Dis- 
fujfton zu vermeiden. Auf Zureden des Großherzogs von Baden und 
des Herzogs von Coburg entjchted er fich jedoch zu einer Anſprache an 
die Fürſten über die politiiche Lage. Sie wurden auf 4 Uhr nachmittags, 
den 18. Juni, zu einer Stonferenz geladen. Als fie alle verfammelt waren, 
z0g der Prinz ein Papier aus der Tajche und las im Konverſationstone 
die befannte Nede ab, worin er darlegte, daß es ihm gerade heute, als 
am Jahrestage des denfwürdigen Sieges bei Waterloo, Bedürfnis ſei, in 
diejem erlauchten reife noch einmal auszujprechen, wie er e8 nicht bloß 
als die Aufgabe der deutjchen, jondern auch als die erite Aufgabe der 
europätjchen Politif Preußens erachte, den Territorialbeitand ſowohl des 
Sejamtvaterlandes, als der einzelnen Landesherren zu jchügen. „An diejer 
Aufgabe,“ jo jette er Hinzu, „werde ich mich durch nichts behindern 
laſſen, auch) durch den Umstand nicht, daß die Entwidelung der inneren 
Politik, die ich für Preußen als ıumerläßlich erfannt habe, jowie meine 
Auffafjung mehrerer Fragen der inneren deutſchen Politif von den Auf: 
jafjungen einiger meiner hohen Verbündeten abweichen mag.” 

Dann jprach er noch jeine Hoffnung auf eine VBerftändigung zwiſchen 
Preußen und Dejterreich aus, und ſchloß mit dem Wunfche, daß die Ver- 
einigung in Baden dem Auslande den Beweis der Einigkeit Deutichlands 
geben und auch das Gefühl derjelben innerhalb des gemeinjamen Vater: 
landes beleben möge. 

Nachdem der Prinzregent geendet hatte, ergriff der achtzigjährige 
König von Württemberg, als älteiter der anwejenden Fürſten, das Wort 
und ſprach im Namen der drei anderen Könige feinen Dank für die 
rüdhaltlofen und befriedigenden Gröffnungen aus. Daran fnüpfte er die 
Bemerkung, daß er beauftragt jei, bei dieſer Gelegenheit, die ſich vielleicht 
nicht jo bald wieder bieten möchte, noch Einiges über die inneren Ver— 
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hältnifje Deutfchlands zu jagen. „Angeſichts der näheren und ferneren 
Gefahren und der Unzulänglichkeit der militärischen Bundesverfafjung wären 
die Könige, obgleich fie die preußischen Neformvorjchläge nicht hätten 
acceptieren können, doch gern bereit, engere Militärverträge beim Bunde 
vorzuschlagen. Dabei mühten fie aber den Wunfch ausiprechen, daß 
Preußen ihnen Garantien zur bejjern Bekämpfung der revolutionären 
Elemente böte, die ihmen nachgerade fehr unbequem würden, und bei 
denen jie Preußens Unterftügung jchmerzlich vermißten.“ 

Bei diefen Worten zeigte ſich eine gewiſſe Bewegung unter dei 
Fürſten, die inzwijchen näher an den Prinzregenten herangetreten waren. 
Der König von Bayern rief mit lauter Stimme: „Sa, das ift unfer 
jehnlichhter Wunjch“. „Bor allem Handelt es ſich — um gewifjfe Ver— 
eine,” fuhr der König von Württemberg fort, „um Unterdrüdung des 
Nationalvereins und des Gothaiſchen Vereins.” König Johann fügte 
in ruhiger und durchaus freundlicher Weile Hinzu, es ließe fich nicht 
leugnen, daß dieſe Vereine die bedenklichjten Schlagworte in die Maffen 
zu werfen juchten, wodurch, ob beabjichtigt oder unbeabfichtigt, aufrührerische 
Tendenzen im Bolfe verbreitet würden. König Mar jprad) ſich dahin 
aus, daß es jeiner Meinung nach Pflicht der preußiichen Behörden wäre, 
gegen die Blätter, welche agitatorisch den Bejitand des Bundes, wie der 
Einzeljtaaten untergrüben, ebenjo jtrenge vorzugehen, wie gegen Die, Die 
Preußen angriffen. 

Endlih ergriff König Georg das Wort, um feiner Genugthuung 
darüber Ausdrud zu geben, daß er gerade den heutigen Waterlootag mit dem 
Prinzregenten verleben fünne, der jeine Auffaſſung von den fonfervativen 
Aufgaben des Königtums teile. Gegen Bundesfürjten aber, die fich 
nicht jcheuten, fic an den aufrühreriichen Agitationen zu beteiligen, müſſe 
man auf dem Wege der Bundes-Erecution einjchreiten. 

Der Großherzog von Baden und der Herzog von Coburg waren 
jichtlich erjchroden über diefen unerwarteten Ausbruch des Hafjes gegen 
den Nationalverein und feinen Bejchüger. Der Prinzregent dagegen, 
der nicht auf dieſe Scene gefaßt fein mochte, brach die weitere Diskuſſion 
ab, indem er jagte, er glaubte in feiner Anſprache jeine Anfichten klar 
genug auseinander gejeht zu haben. Das Übrige müfje er den Ver— 
handlungen der Kabinette überlajjen. 


Noch denjelben Abend reifte der Herzog von Coburg ab; während 
die Könige von Württemberg, Sachjen und Hannover am nächſten Tage 
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in ihre Refidenzen zurücfehrten mit der Ueberzeugung, daß, wo es ich 
um die Werteidigung der Mechte der Mittelitaaten handelte, auf den 
Großherzog von Baden nicht zu rechnen war. Auf den Herzog von 
Coburg hatten ſie nie gezählt*). 

Am 19. nahm der König von Bayern nochmal Anlaß, mit dem 
Prinzregenten die angeregten Fragen zu beiprechen, fand jedoch bei dieſem 
wenig eneigtheit, auf jeine Vorjchläge einzugehen. Bon dem Plane einer 
Aweiteilung der Bundesarmee nad) der Mainlinie, wollte er ebenjowenig 
etwas hören, wie von energischen Maßregeln gegen den Nationalverein. 
Was in Hannover und Sachien zu defien Bekämpfung gejchehen ſei, 
habe allgemeine Mipbilligung erfahren und jtrafbare Handlungen lägen 
bis jet nicht vor. Dagegen erklärte er fich gern bereit, eine Annäherung 
an Dejterreich herbeizuführen — wenn dieſes endlich aufhöre, Preuhen 
als eine Macht zweiten Ranges zu betrachten. Und als der König Mar 
den Vorſchlag einer perjönlichen Zufammenkunft mit dem Katjer Franz 
Sojeph machte, die er ich zu vermitteln erbot, willigte der Prinzregent 
ein, machte aber zur Bedingung, daß nach dem beleidigenden Manifeſte 
vom borigen Sahre das Wiener Sabinett den eriten Schritt thun 
müfje**), | 

Der Herzog von Coburg fühlte das Bedürfnis, über feine politische 
Haltung Aufflärungen zu geben. Schon am Tage nad) jeiner Rückkehr, 
den 20. Juni, richtete er an die vier Könige gleichlautende Echreiben***), 
worin er die hohen Herren darauf aufmerkſam machte, daß der National- 
verein jich auf gejetlichem Boden bewege und unter jeinem Schuße jtände. 
„Die Motive der Vereinsthätigkeit find die edeliten, ihre Wirkſamkeit fann, 
joweit gegenwärtig zu urteilen erlaubt it, nur eine jegensreiche werden.“ 
Deshalb fünnten die deutſchen Fürſten „mur mit Freuden einen Verein 
begrüßen, der ihnen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, nach außen die 
Integrität Deutichlands zu jchügen, nad) innen feine Einheit zu fräftigen, 


*) Die Erzählung dieſer Vorgänge ift im weientlichen aus der Anftruftion an 
die Königl. hannoverichen Gejandtihaften von Juni 1860, die vom Könige Georg 
jelbjt verfaßt ift. Außerdem geben die Denfwürbdigleiten des Herzogs von Coburg 
(III. Zeil, ©. 33 ff.) wertvolle Einzelheiten, die durch Medings Angaben (a. a. O., 
I., S. 115ff.) ergänzt werden. Sybels Darftellung (II. Teil, S. 358 ff.) ift ungenau 
und Tüdenhaft. Namentlich gleitet er über die Anjprache des Prinzregenten mit 
ihren Zuſicherungen vollitändig hinweg. 

*) Bergl. über dieje Berhandlungen von Sybel a. a. O. II. Teil, ©. 363 ff. 
***) Vergl. dad Schreiben jowie die Antworten der vier Könige in Herzog von 
Goburg a. a. O., III. Teil, S. 30 ff. 
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durch) Weckung des Nationalgefühls und Verichmelzung der Stammes: 
unterjchiede zu Hilfe fommt.“ 

Allein der Herzog erfuhr überall nur entjchiedene Abweilungen. 
König Georg jprach jein „aufrichtiges Bedauern“ aus, daß er einem 
Verein das Wort geredet habe, dejjen Ziele und Mittel er für jchädlich 
und mit den Grundgejegen des Deutjchen Bundes unvereinbar hielte. 
Namentlich der legte Paſſus erjchien ihm hiſtoriſch unrichtig und wider- 
jinnig. Auf dem Rand des Stonzepts zu dem Antiwortjchreiben findet ſich 
die nach jeinem Diktat niedergejchriebene Notiz, daß „die Männer, welche 
die Abjicht hegten, die Stammesunterjchiede zu verjchmelzen, an einer 
vollfommenen Unkenntnis der deutjchen Gejchichte leiden müßten. Dieſe 
wieſe nach, daß die deutjche Nation von Urzeiten Her immer aus ver- 
jchiedenen Stämmen mit ihren bejonderen Eigentümlichfeiten und Ge— 
jegen unter verjchiedenen Formen der Gejamteinigung beitanden habe. 
Solche durch tauſend Jahre bewahrte Bejonderheiten ließen jich aber in 
einem Bolfe nicht vernichten, und das Streben, dies zu thun, fünne nur 
anjtatt der Einheit Unzufriedenheit und Zwietracht herbeiführen. In der 
Eintracht diefer Stämme dagegen neben der Bewahrung ihrer Eigen- 
tümlichkeit und Selbjtändigfeit liege in ernten Zeiten die Schwerfraft 
ihrer Macht, wie ji) in vielen großen Momenten unjerer Gejchichte, 
namentlich in den Freiheitskriegen gezeigt habe.“ 

In diefem Sinne war die ganze Erwiderung gehalten. „Daß ic) 
die Abweichung der Meinungen in einer Angelegenheit tief beflage, wo 
gemeinjames Intereffe zur Eintracht auffordert, wollen Ew. Hoheit mir 
zu gute halten,” heißt es am Schluf. 

Auch die anderen Könige liegen feinen Zweifel darüber, daß fie Die- 
jelben Gefinnungen hegten, und jich nicht jcheuten, ſie offen und ehrlich 
auszufprechen. Namentlich die Antwort des Königs von Sachſen zeichnete 
ſich durch ihre ſcharfſinnigen ftaatsrechtlichen Deduftionen aus und war 
ein jehr voluminöfes Aktenſtück. Nicht einmal auf die unbedingte Duldung 
des Vereins durch den PBrinzregenten durfte der Herzog rechnen. „Wenn 
derjelbe fich durch; Wort und That zu Handlungen verleiten ließe,“ fo 
ichrieb er ihm, „die Thaten bezweckten, welche gegen meine Auffaſſung 
jtritten, Jo würde ich mich allerdings berufen fühlen, gegen denfelben ein 
zujchreiten. Ainsi avis au leeteur“*). 


*) Wrinzregent von Preußen an den Herzog von Coburg d. d. 17. Juli 1860. 
(Herzog von Coburg a. a. D., III. ©. 60.) 
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Wie das gemeint war, jollte der Herzog bald genug erfahren. Nach 
der jtürmijchen Generalverſammlung des Vereins am 3. September, 
wobei es zu ſehr ſtarken Meußerungen gegen die Regierungen und jelbit 
gegen Preußen gefommen, und namentlich die Einführung der Reichs— 
verfafjung von 1849 als Ziel der Bewegung Hingeftellt war, äußerte 
ſich der Megent jehr erbittert. Er hatte damals an der Spitze der 
preußifchen Truppen diejenigen befämpft, welche gerade umter dieſem 
Banner die Fahne des Aufruhrs erhoben hatten. Wenn er jich mit 
den legten Bejchlüfjen des Nationalvereins einverjtanden erflärte, jagte 
er, würde er jeine Badener Mijfion gänzlich verleugnen. Deshalb müſſe 
er jett dagegen vorgehen. Nur mit Mühe gelang es dem Herzog, ihn 
noch einmal zu bejänftigen*). 

Der Kaiſer franz Joſeph Hatte fich gern zu der vom König 
von Bayern angeregten perjönlichen Zuſammenkunft bereit erflärt. 
Auch der Prinzregent jprac in einem eigenhändigen Briefe denjelben 
Wunjch und die Ueberzeugung aus, daß das Zujammengehen der beiden 
deutſchen Großmächte in allen europäischen Fragen von großem Nuten 
jein würde. Auf den Vorjchlag einer Konferenz in Dresden ging er 
jedoch nicht ein, da er von der Anmejenheit der vier Könige, die derjelben 
gleichfall8 beizuwohnen wünſchten, jtörende Zwijchenfälle fürchtet. Er 
proponierte daher eine Zujammenkunft unter vier Mugen in Teplig, 
an der außer den beiden Souveränen nur die Miniſter Schleinig 
und Rechberg teilnehmen jollten. Am 26. Juli trafen demgemäß der 
Kaiſer und der Prinzregent in dem böhmischen Badeorte zufammen. Sie 
einigten fich bald zu dem Verſprechen gegenjeitiger Waffenhilfe im Falle 
eines franzöfiichen Angriffs auf die Gefamtbefigungen beider Staaten. 
Auch etwaigen napoleonischen Annerionsgelüften auf die Schweiz, Belgien 
oder Holland wollten fie gemeinjam entgegentreten. Sogar ein Angriff 
Sardiniens auf Venetien jollte als Kriegsfall betrachtet werden, jedoch) 
nur, wenn Deutjches Gebiet dabei verlegt würde. Das Alternat im Vor: 
ig des Bundestages, das der Prinzregent zur Sprache brachte, lehnte 
der Kaiſer dagegen entjchieden ab. Es fei ein altes Ehrenrecht feines Haufes, 
jagte er. Dejto bereitwilliger gab er die Abficht zu erfennen, auf der 
Bahn liberaler Reformen vorwärts zu jchreiten, damit in Deutjchland 
nicht die Bejorgnis entjtehe, es ſei auf eine Wiederholung der Karls— 
bader Beichlüjje oder der Rolitif von Olmütz abgejehen. Dafür ver: 


*) Herzog von Coburg a. a. ©., III, ©. 81, 
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jprach der Prinzregent dem Kaiſer in die Hand, da in der kurheſſiſchen 
Frage von jeiten Preußens nicht mehr gedrängt werden follte*), Eine 
definitive Einigung in der Frage der Bundeskriegsverfafiung fam indes 
nicht zu Stande. Man verabredete aber, fie auf einer Stonferenz von 
Generalen beider Staaten zu erledigen. 

Der Kaiſer fehrte jehr befriedigt von dem Ergebnis der Beiprechung 
nach Wien zurüd. Er war überzeugt, daß der Prinzregent in feiner 
ritterlichen Geſinnung bei einem franzöfischen Angriff nicht abermals un- 
thätig bleiben würde. „Sch bim ficher,” jagte er gleich nachher zum 
Könige von Sachſen, „da ich zum zweiten Male nicht im Stich ge- 
lafjen werde“**). 

Um nicht im der brennenden Frage der Wehrhaftigfeit des Bundes 
unthätig zu bleiben, waren auf Anregung Bayerns gleichzeitig Delegierte 
der vier Königreiche jowie des Großherzogtums Heſſen und Nafjaus 
in Würzburg zufammengetreten. Dort fam am 9. Auguft ein Ent- 
wurf zu jtande, der im wejentlichen mit den Vorſchlägen übereinjtimmte, 
die König Georg bei den Badener Slonferenzen gemacht hatte. Um die 
Einheit des Bundesheeres zu erhalten, wollte man, im Falle Defterreich 
und Preußen ihre gefamte Streitmacht dem Bunde zur Verfügung ftellten, 
die Ernennung des Bundesfeldherrn. vertrauensvoll den beiden Groß- 
mächten überlajien. Den Entwurf überfandte König Georg dem Prinz- 
regenten zur Prüfung „nach umparteiifcher militärijcher Anſicht,“ der 
jeine bejondere Genugthuung darüber ausſprach, daß er fich mit ihm im 
Einklang befände. Auch nach Wien habe er den Wunſch ausjprechen 
lafjen, daß für alle jchwebenden militärischen Fragen die Forderungen 
militärijcher Zwedmäßigfeit und Notwendigkeit zur alleinigen Richt: 
jchnur genommen werden möchten. Und dann fährt er fort: „Der Sim, 
dem Ew. Majeftät es zufchreiben, daß alle in Baden verfammelten deutjchen 
Fürſten das Bewußtſein Hatten, mit Hintanſetzung jeden Partikular— 
Intereſſes nur von gemeinjchaftlicher VBaterlandsliebe bei den Beratungen 
geleitet zu fein, diefer Sinn, wollen Ew. Majeftät jich verfichert halten, 
wird mich nie verlaſſen“ ***), 

Am 2. Januar 1861 ſank Friedrich Wilhelm IV. nad) jahrelangen 
qualvollen Leiden ins Grab, und an jeiner Stelle bejtieg fein Bruder, 


*), Depejche des hannoverſchen Gejandten von Reigenftein d. d. 29, April 1861. 
** von Sybel a. a. D., II. Zeil, ©. 868, 
**) Brinzregent von Preußen an den König Georg d. d. 28. Dezember 1860. 
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der bisherige Prinzregent, den Thron der Hohenzollern. Der neue 
König befand jich in einer feineswegs hoffnungsfreudigen Stimmung und 
jeine Lage war in der That eine ungemein ſchwierige. Die Verhältnifje 
in Preußen waren in einem Stadium angelangt, wo es eben jo mißlich 
war, rückwärts zu gehen, als auf der bisherigen Bahn vorwärts zu 
jchreiten. Nicht einmal ein Stillitand in der Bewegung ließ ſich noch 
erzwingen. „DI It einmal in einem großen Staate die Majchinerie des 
Konititutionalismus gehörig in Bewegung geſetzt, jo arbeitet ſie nach den 
darinliegenden Naturgejegen von jelbjt vorwärts. Nur wenn die jegigen 
preußijchen Miniſter oder deren präjumtive Nachfolger Jojuas wären, 
fünnte man daran glauben“, urteilt Zimmermann *). Die Zujtände 
in Berlin erinnerten an die jchlimmiten Zeiten der Revolutionsjahre 
1848 und 1849. Alle Achtung vor dem Königtum war gejchtvunden. 
Die Hauptitadt glich, wie ein Augenzeuge jagte**), in den erjten Monaten 
nad) dem Negierungsantritt Wilhelms I. einem chaotischen Knäuel, der 
in rajender Gejchwindigfeit dem Abgrund zurollt. 

Nicht einmal in der Armee glaubte man damals an eine Wendung 
zum Befjern. „Es könne nur Rettung kommen,“ äußerte ein Offizier in 
Uniform an offener Table d’höte, „wenn der König und der Kronprinz 
abdanften und Prinz Friedrich Carl die Regentichaft übernähme”***). Co 
unglaublich diefer Peſſimismus uns heute erjcheint, jo findet er doc in 
den damaligen Berhältnifjen jeine Erklärung. Der König konnte wie 
Faujt von ich jagen, daß zwei Scelen in feiner Brujt wohnten. Er 
glaubte feit an die ihm von Gott verlichene Gewalt, und, dieje feinen 
Nachfolgern unverfürzt zu hinterlaſſen, hielt er für feine hauptſächlichſte 
Aufgabe. Die Negungen der Bewegungspartei, die jteigende Dreijtigfeit 
der Demokratie, die radikalen Landtagsprogramme riefen bei ihm ernite 
Bedenken hervor. Das ganze Treiben wedte die Erinnerung an das 
Sahr 1848, Wie damals jah er die öffentliche Ordnung und Die 
Autorität des Königtums bedroht. Solchen dejtruftiven Tendenzen war er 
entjchloffen, mit aller Energie entgegenzutreten. „Man wird mich aus 
den von mir ausgejprochenen Grundſätzen nicht herausdrängen,“ jagte er 
zn einer Deputation des Berliner Magijtrats. Daß er der fonjtitutio- 
nellen Negierungsform im höchjten Grade abgeneigt war, hatte er nie ver- 


*) Ammediatbericht Zimmermanns an den König d. d. 5. Januar 1861. 
*) O. Meding an Graf Borries d. d. 28. Mai 1861. 
***) Depeche des Geſandten von Neigenftein d. d. 21, April 1861. 
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hehlt. Wenn es im feiner Macht gejtanden hätte, würde er am Liebjten 
die abjolute Monarchie Friedrichs des Großen und Friedrich Wilhelms III. 
wiederhergeitellt haben, aber jeine Gewiffenhaftigfeit verbot ihm, die von 
jeinem Bruder feierlich beichiworene Verfaſſung wieder umzuſtoßen. Die 
liberalen Minister dagegen zogen ihn unmerklich viel weiter im ihre 
Richtung hinein, als es feinen Anfichten entiprad. Bor allem umgab 
ihn der Miniſter von Auerswald mit jo fortwährenden und wirkfjamen 
Einflüffen, daß er fjajt immer mit feinen Ideen durchdrang. Er war 
ein Mann, von dem der Oberpräfident von Wisleben, als es ſich darum 
handelte, ihm bei den Beijegungsfeierlichfeiten des Königs Friedrich 
Wilhelm jeinen Plag anzumeifen, gemeint hatte, er jei „Die geeignetjte 
Perjönlichkeit, um die preußiſche Königsfrone zu Grabe zu tragen“. Die 
Mitglieder der fonjervativen Partei juchte er nicht bloß von dem Monarchen 
fern zu Halten, jondern er verdächtigte fie auch bei ihm, als Gegner 
jeiner SHeeresorganijationspläne. Der Graf Arnim erhielt zu feiner 
Ueberrafchung ein eigenhändiges Handjchreiben, worin er im höchjt un- 
gnädigen Ausdrüden als Hauptvertreter der Oppofition gegen die Aller: 
höchſte Perſon bezeichnet ward. Der Generaladjutant Graf von der Groeben, 
der ähnliche Vorwürfe wegen jeiner Haltung im Herrenhaufe befam, nahm 
jeine Entlafjung. | 

Dennoch hatte der König inſtinktmäßig das Bewußtjein, auf faljcher 
Bahn zu jein, aber die fteten Beinfluffungen, jowie die Ungewiß— 
heit über den richtigen Weg Hinderten ihn an der Umkehr. So geriet 
er in die ſeltſamſten Widerjprüche. Im feinem Innern fympathifierte 
er mit Dejterreih und wäre gern an deſſen Seite für die Erhaltung 
der legitimen Dynajtien in Italien eingetreten. Aber jeine Minifter über: 
zeugten ihn, dat die Staatsraifon erfordere, von den Berlegenheiten der 
rivalifierenden Großmacht Vorteil zu ziehen. Seinem perjönlichen Gefühl 
entſprach es volljtändig, daß die Kreuzzeitungspartei dem Könige franz II. 
von Neapel als Anerkennung für jeine tapfere Verteidigung von Gaeta 
einen ſilbernen Ehrenſchild überfandte. Aber nicht einmal auf den bayeri- 
chen Antrag am Bunde, ein Objervationsforps an der Tyroler Grenze 
zujammen zu ziehen, durfte er eingehen. Ja, ev mußte dem General 
Lamarmora, der als Abgejandter Victor Emanuel3 am 31. Januar zur 
Kondolenz- und Gratufationsbezeugung nach Berlin fam, Aufmerkſamkeiten 
aller Art erweiien, während er gleichzeitig den Generaladjutanten des 
Königs Franz II, Graf d'Aragon de Fitoun, offiziell empfing, der von 
jeiten der höheren Offiziere demonftrativ gefeiert wurde. Die fegitimen 
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Nechte der übrigen deutjchen Bundesfürften waren ihm heilig wie feine 
eigenen, und es widerjprady feiner inneren Ueberzeugung, die liberale 
Strömung in feinen Nachbarländern zu ermutigen. Dennoch unterzeichnete 
er, vielleicht ohne den Inhalt genau zu prüfen, die Thronrede, worin 
er unter dem Beifall der Zuhörer die Bevölferung Kurhejiens auf die 
unausgejegten Bemühungen jeiner Regierung zur Wiederherftellung des 
verfaffungsmähigen Zujtandes vertröjtete, 

Diefe Aeußerung ſtand mit den Zuficherungen, die der damalige 
Prinzregent dem Kaiſer von Defterreih in Teplig gemacht Hatte, in 
völligem Widerſpruch. Eine Einigung in der Bundesfriegsverfaflungs- 
frage, worüber die direkten Verhandlungen gleichzeitig begannen, war 
daher von vornherein ausgejchloffen. Dejterreich hielt ebenſo feſt an der 
einheitlichen Oberleitung, wie Preußen an der Forderung der Teilung 
des Oberbefehls. Außerdem trat diejes wieder mit der Beanfpruchung des 
Alternats im Bundespräfidium hervor. Immer deutlicher lie fich das Streben 
erfennen, das Programm des Nationalvereins, wenigjtens was die Führung 
der Militärangelegenheiten betraf, annähernd zu verwirklichen. Auf die 
Herſtellung einer dritten militärischen Gruppe in Deutichland aber wollte 
Preußen ſich auf feinen Fall einlaffen, — weil darin eine Abänderung 
organischer Bundesbeſtimmungen läge*). König Wilhelm, dev aufrichtig eine 
Verſöhnung mit Dejterreich wollte, war mit dem Gange der Verhand- 
lungen nicht zufrieden. Aber jeine Bemühungen, der Bolitif jeiner Mi: 
nifter entgegen zu arbeiten, waren vergeblich. Am 18. April reiſte der 
öſterreichiſche Bevollmächtigte, General Heyn, ab, — und jogar der 
König meinte: „Die Oeſterreicher Hätten jich jelbjt verachten müfjen, wenn 
fie auf die preußischen Vorjchläge eingegangen wären“ **), 

Der Nationalverein glaubte jeinem ‚Ziele bereits nahe zu jein. Bei 
einer Barteiverfammlung in Berlin, an der zahlreiche Mitglieder des 
Abgeordnetenhaufes teilnahmen, brachten Bennigjen und Met eine Re— 
jolution zur Annahme, worin fie es gegenüber der fonzentrierten Militär- 
macht Frankreichs und der notorischen Schwäche Oeſterreichs als die erfte 
Prlicht Preußens gegen ſich ſelbſt und gegen Deutichland erklärten, jofort 
die einheitliche Organtjation des Bundesheeres jowie die alsbaldige Be- 
rufung eines deutjchen Parlaments durchzujegen. 

Daß diefe Agitationen auf die inneren Zuftände Hannovers zurüd- 


*) Depeiche Neigenfteind d. d. 20. April 1861. 
*) Meding an Graf Borries d. d. 28, Mai 1861. 
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wirften, ift natürlich. Die Liberale Preſſe' richtete faſt täglich ihre 
Angriffe auf das beftehende Regime und feinen vornehmjten Träger, den 
Grafen Borries. In jeder Nummer der jeit Mitte April 1860 be— 
jtehenden „Wochenjchrift des Nationalvereins* jtanden hämifche Ausfälle 
gegen diefen verhaßten Mann. Auch von anderen Zeiten ergojjen ſich 
boshafte Anklagen gegen ihn. Am 23. Januar 1861 erjchten ein unge: 
meines Aufjehen erregender Artikel im „Hamburger Korreſpondenten“, den 
man allgemein Zimmermann zufchrieb, und in dem man die von Graf 
Platen unterjtüßte Abficht Borries zu bejeitigen, erkennen wollte Gin 
zweiter Auffag „Aus dem Bremijchen“, Anfang Februar, fprach das 
Urteil aus: „Das Syftem, welches die Megierung befolgt, ift das 
richtige, aber es wird faljch gehandhabt”, und deutete an, daß Borries 
allein die Schuld dafür träfe. „ES giebt in Hannover größere Aufgaben, 
als jedem liberalen Brummer die Ehre der Verfolgung anzuthun“, meinte 
der Verfaſſer. Und wieder lich er durchbliden, daß er cine Veränderung 
des Minijteriums unter Beibehaltung des Grafen Platen wünfchte. Für 
Borries war der Artikel ein weiterer Beleg der völligen Zerfahrenheit 
im Kabinett. Er überreichte daher dem Könige eine Denkichrift, worin 
er die Immöglichkeit, die Geſchäfte unter diefen Verhältniſſen fortzuführen, 
darlegte. Schon während der legten Wochen des Zuſammenſeins der Stände 
hatte er mit Bejorgnis wahrgenommen, daß unter der bis dahin jo gehor: 
jamen Rechten der zweiten Kammer eine immer größere Entmutigung 
Platz griff, während auf der Linken vermehrte Siegeszuverficht herrſchte. 
Much in der erjten Sammer war das Vertrauen zum Fortbeſtande des 
jegigen Minijteriums in jtetem Abnehmen. Der Zwiejpalt war, nament= 
lich bei mehreren Borlagen des Finanzminifters, bereits offenfundig ge= 
worden. „Eine Regierung fann aber auf die Dauer nur dann beitehen, 
wenn jämtliche Mitglieder des Kabinetts unter fich einig find, ſich gegen- 
jeitig unterjtügen, fich gegenjeitig vertreten“*), jchreibt Borrieg. „Die Nach- 
teile der fehlenden Einigkeit laſſen fich durch noch jo große Feſtigkeit, 
durch noch jo hervorragende Geiftestalente des Monarchen allein nicht 
erjegen.“ Um jo bedenflicher erjchien es ihm daher, daß von verjchiedenen 
Richtungen planmäßig darauf Hingearbeitet wurde, ihn aus dem Mintjterium 
zu verdrängen. Dahin rechnete er vor allem die jpecifiich preußischen 
Beltrebungen. „Mag der Allerhöcjite Herr an der Spitze des dortigen 
Regiments gegen die übrigen deutjchen Fürſten auch noch jo redliche Ab— 


*) Denkichrift des Minifters Grafen Borries d. d. 7. Februar 1861. 
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jichten haben, mögen ihm etwaige Vergrößerungsbeitrebungen auch nod) 
jo fern liegen, jo darf man ſich darüber doch nicht täujchen, daß die 
große Mehrzahl der preußiichen Bevölkerung, von den Konjervativen bis 
zu den Demokraten herab, jucht, wenn auch nicht ganz Deutjchland, jedoch 
mindejtens Norddeutichland bis zur fogenannten Mainlinie unter Die 
preußiſche Oberherrlichfeit zu bringen.“ Für die Anhänger der Exrpanfions- 
politif aber war ein Mann von der Energie und dem Scharfblid Borries’ 
ein Stein des Anftoges, der aus dem Wege geräumt werden mußte. 
Und ob er nocd) jo feierlich verficherte, daß er aus volliter Ucberzeugung 
danach jtrebte, ein gutes Einvernehmen mit Preußen herzuitellen, daß er 
e3 jogar für geraten hielte, jolche Wünsche Preußens zu berüdtichtigen, 
„weiche die Sclbjtändigfeit der hannoverjchen Dynaitie und des hannover: 
ſchen Yandes nicht gefährdeten” ; jeine Handlungen ftanden mit jeinen Worten 
zu wenig im Einklang, als daß man ihm Glauben jchenfen Eonnte. 

Mit dem am 23. Februar 1861 erfolgten Abſchluß eines Vertrages 
zwischen Preußen und Braunjchweig über den Bau einer Bahn von 
Streienjen nach Bufe aber erledigte jich wenigftens eine Streitfrage, die 
in den legten Monaten unangenchmes Aufjehen erregt hatte. Die Bahn 
mußte, wenn fie von irgend welchem Nugen fein jollte, mit der bereits 
vollendeten Strede Kreienſen-Börſſum in Verbindung gebracht werden. 
Borries aber, der jich durch das herrijche Auftreten des preußifchen 
Handelsminijters von der Heydt verlegt fühlte — „der die hannoverjchen 
Bahnen wie preußische behandelte“ *) — hatte aus fleinlicher Rancune 
ſich geweigert, die Ueberjchreitung des Bahnförpers der hannoverjchen 
Südbahn zu gejtatten. Dazu hatte eine nach Braunſchweig gerichtete 
Note, die der Herzog gelegentlich als „inſam“ und „impertinent“ bezeichnet 
haben jollte**), dort verlegt, und die Regierung den preußischen Projekten 
geneigt gemacht. Das erzürnte den König. Es war daher Porries 
leicht, ihn zur Genehmigung jeiner gehäffigen Maßregel zu bewegen, 
indem er vorgab, Preußen bedrohe durch die Abficht, feinen Verkehr mit 
dem Weiten unabhängig von Hannover zu machen, die Selbjtändigfeit 
des Königreichs. Zimmermann wurde mit der Abfafjung eines Gut- 
achtens über die jtaatsrechtliche Zuläffigfeit diefes Zwangsmittels beauftragt, 
fam damit jedoch nicht rechtzeitig zu ſtande. In Braunſchweig wußte 
man ſich vielmehr zu helfen. Man bejchloß auf den Nat Heydts, Die 


*) Borried an den Kabinettsrat Dr. Lex d. d. 27. Februar 1861. 
+) Borried an den Kabinettärat Dr. Ler d. d. 20. Dezember 1860. 
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hannoverſche Bahn durch einen Viaduft zu überbrüden und jo die Ver— 
bindung herzuftellen. Allein, ehe e3 dazu fam, war Borries vom Staats- 
ruder zurüdgetreten, und e3 blieb ihm eripart, jeinen PBartifularismus 
durch dies eigentümliche Denkmal verewigt zu jehen. 

Der liberalen Partei in Preußen aber bereitete es großen Kummer, 
daß man nicht ein ähnlich draftiiches Mittel anwenden konnte, um eine 
direfte Eijenbahnverbindung mit dent Jahdebuſen herzuftellen. Als der 
Kriegs» und Marineminiiter von Roon im der Abgeordnetenfammer er: 
klärte, es liege nicht an dem guten Willen der Negierung, jondern an 
entgegenjtehenden ſchwer zu überwindenden Hinderniffen, wenn die Bahn 
noch nicht fertig wäre, machte der Abgeordnete Hermann, welcher 
vor der Miniſterbank jaß, die Bewegung der Züchtigung mit der Hand, 
was Roon zu der Erwiderung veranlaßte, „daß zu dem vorgejchlagenen 
Mittel noch andere mitwirken mühten“ *). Dabei jtellte die preußiſche 
Regierung fortwährend die Behauptung auf, daß das X. Armeekorps 
nicht im ſtande jei, gleichzeitig die Nordweitgrenze Deutjchlands und die 
Nordſeeküſte zu ſchützen, zu diefem letzteren Zweck aljo preußiſche Streit- 
fräfte herangezogen werden müßten, 

Im Lande jelbit Hatte Borries mit Ausnahme des Königs, der ihm 
jein umerjchütterliches Vertrauen bewahrte, faum noch einen Freund. Der 
Adel, der ihm Hätte dankbar jein follen, weil er ihm die Vertretung in 
der erjten Hammer wieder verichafft hatte, grollte, als er nicht die alten 
Borrechte, den früheren Einfluß auf die Regierungsangelegenheiten wieder 
erhielt, als nicht alle wichtigen Regierungsitellen, wie in früheren Zeiten, 
aus jeiner Mitte beſetzt wurden. Wergeblich hatte der Minifter verjucht, 
den perjünlichen Neigungen der Ritter durch Aenderung des Jagdgeſetzes 
Rechnung zu tragen. Und daß er gar noch die Neorganijation der 
Provinziallandichaften in Angriff nahm, vermehrte ihre Mifftimmung. 
Die liberale Partei endlich verfolgte Borries mit einem ganz intenjiven 
Haß. Sie wußte, da er für Konzeſſionen in ihrem Sinne nie zu haben 
jein wirde**. Mriftofraten, Demokraten und Beamte, jelbjt die Mehrzahl 
der Mitglieder des Kabinetts waren einig in der Ueberzeugung, daß, jo 


*) Sigung des preußiichen Abgeordnetenhaufes vom 24, Mai 1861. (Bericht 
der Kreuzzeitung in Nr. 120 vom 26. Mai 1861.) 

+) „Für Konzeffionen ift der unterthänigft Unterzeichnete mach feiner ganzen 
Auffafjung eine unbrauchbare Perfönlichkeit, und ſollte es ratiam erachtet werden, 
diefe Bahn zu betreten, jo muß deffen Entlafjung die erfte Konzeſſion fein.“ (m: 
mediateingabe Borries' an den König d. d. 7. Februar 1861.) 
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lange Borrie® am Ruder blieb, auf eine Beſſerung der inneren Lage 
des Landes nicht zu rechnen war. 

Auf den 8. April 1861 hatten Bennigjen und feine Freunde ihre 
Geſinnungsgenoſſen zu einer großen politischen Berfammlung nad) Hannover 
berufen. Ueber 340 Männer aus allen Teilen des Landes fanden ſich ein und 
es herrichte eine gehobene hoffnungsfreudige Stimmung. Bennigjen er: 
griff unter lauten Beifall der Amwejenden das Wort. Nachdem er die 
Zuftände des Landes in den düſterſten Farben gejchildert hatte, jchlug er 
vor, dem Könige eine Adreſſe zu überreichen, in der man ihn um Be- 
jeitigung des gegenwärtigen Regierungsſyſtems und Wiederheritellung des 
alten verfafjungsmäßigen Landesrechts bitten wollte, das durch den un— 
berechtigten Eingriff des Bundes bejeitigt jei. Der Vorſchlag wurde ebenjo 
einjtimmig angenommen, wie eine von dem Obergerichts-Aſſeſſor Pland 
zur Beratung geitellte „Rejolution“, die ich im Sinne des Nationalvereins 
über die deutſche Frage ausſprach. Als dann aber die Zuftände der hannover- 
jchen Preſſe zur Diskuſſion gebracht und eine dieje betreffende „Reſo— 
lution“ beantragt wurde, löjte der anweſende Polizeikommiſſar die Ver: 
jammlung auf. Die Deputation, welche man beauftragte, die Wünfche 
der Verfammlung an die Stufen des Thrones zu bringen, wurde jedoch 
nicht vorgelaſſen. Man mußte jich aljo damit begnügen, die Adrefje 
durch den Drud zu verbreiten und, troß des Cinfchreitens der Ver— 
waltungspolizei, zirfulierte fie bald in taujenden von Eremplaren im 
Lande. 

Borries erfannte nun, daß er den von allen Zeiten gegen ihn 
heraufziehenden Stürmen nicht gewachien war. Anfangs März jchon 
hatte er vergeblich um feine Entlafjung gebeten und wiederholte dies Ge— 
juch am 30. April, weil fich im Minifterium allmählich jo weſentlich ab- 
weichende Anfichten über die wichtigiten Fragen entwickelt hätten, da eine 
erſprießliche Wirkſamkeit für ihn künftig ausgejchlojfen wäre. Grläuternd 
fügte er in einem Schreiben an den Stabinettsrat Lex hinzu, daß er nicht 
mehr die Kraft im jich fühlte, dem rücjichtslojen Angriffen der Oppofition 
die Spige zu bieten. „Das it eine geiftig und körperlich aufreibende 
Aufgabe, wie ich fie mir mach 36jähriger Arbeit nicht mehr zutrauen 
mag, und die nur dann mit Erfolg zu löſen ijt, wenn man der vollen 
Unterjtügung feiner jämtlichen Kollegen gejichert iſt“). Deshalb hielte 
er es für geraten, jchon jett, wo fein Verbleiben im Amte nicht mehr 


*) Graf Borried an den Kabinettsrat Dr. Lex d. d. 6. Mai 1861. 
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nügen fünne, einer geeigneten Perſönlichkeit Play zu machen, die fich vor dem 
nächſten Zujammentritt der Stände in allen VBerhältnifjen zu orientieren 
vermöchte. Allein Borries’ Vorftellungen fanden beim Könige fein Gehör. 
Seorg wollte ſich von feinem erprobten Diener nicht trennen und jo 
nahm denn das Berhängnis feinen Lauf. Im Ins und Auslande er: 
ichienen Schriften, die die Mängel und Schäden des Borriesichen Re— 
giment3 in das hellſte Licht ſetzten. In dem bekannten Sammelverf 
„Demokratische Studien” wurde eine Schilderung des Königs Ernſt August 
und jeines Sohnes verbreitet, welche in hämijcher Weife das angeſtammte 
Herricherhaus in den Augen feiner Unterthanen herabjegte, und als be- 
jonderer Abdrud unter dem Titel „Hie Welf“ rajch drei Auflagen erlebte. 
Die Frankfurter „Zeit” veröffentlichte eine Neihe von Artifeln, die offenbar 
aus jachkundiger Feder ſtammten und unter der Bezeichnung „Hannoverſche 
Staatsbriefe“ großes Aufjehen erregten. Darin waren die damaligen 
Zuſtände und die mahgebenden Perfonen mit großer Schärfe, aber durch— 
aus nicht unwahr gejchildert. Namentlich der Vergleich des Borriesichen 
Negierungsiyftems mit dem des Grafen Strafford war höchit geiſt— 
reich) und zutreffend. Endlich bewies ein erfahrener Jurist in einer 
Itreng wijjenjchaftlich gehaltenen Brojchüre jchlagend „die Rechtswidrig- 
feit des in Hannover bejtehenden Verfaſſungszuſtandes“. Zimmermann 
endlich erlaubte ſich bei jeinen gelegentlichen Anmejenheiten in Hannover 
jo rückſichtsloſe Kritifen über die Mafregeln der Negierung, dal; der 
König ihn durch den Grafen Platen verwarnen ließ*). Immer drohender 
und lauter erhob jih im ganzen Lande der Auf „Fort mit dem Grafen 
Borries“, und ein peinlicher Vorfall, der das allgemeinjte Aufſehen 
erregte, und den die liberalen Blätter fich beeilten, in ganz Deutichland 
zu verbreiten, gab Kunde von dem allgemeinen Haß, der damals gegen 
den allmächtigen Minifter herrichte**). 


*) Kabinettörat Dr. Lex an den Grafen Platen d. d. 24. März; 1862, 

*) Bei einem Feitmahle des Landwirtichaftlihen Vereins in Lingen, im Juli 
1861, hatte der Landdroſt von Lütcken, Borries’ Schwager, einem der Anwejenden, 
der demonftrativ ſitzen blieb, als er die Geſundheit des Minifters ald des Direktors 
der Landwirtſchafts-Geſellſchaft ausbradıte, in jeinem Zorn ein Glas Wein an den Kopi 
geworfen. Und nun fang der Kladderadatich nad der Melodie des Königs von Thule: 


„Kam einft ein Landdroſt nad Yingen, 
Ein Schwager von Graf Sierrob, 

Ein Junker, in allen Dingen 

Getreu, biderb und grob. 
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Stleichzeitig jchmwoll die nationale Bewegung immer gewaltiger an. 
Der Verein zählte im September 1860 bereits 5396 Mitglieder, eine 
Zahl, die in den nächſten Jahren bis auf 21000 anwuchs. Die Ein- 
nahmen betrugen jährlich 25000 Gulden und die „Wochenjchrift“ hatte 
in den erjten Monaten ihres Beitchens jchon über 5000 Abonnenten 
gervonnen, von denen jedoch nur 183 in Hannover ihren Wohnjig hatten. 
Um dem ortjchreiten diejer Bewegung einen Damm entgegen zu jeben, 
rief der Stammerherr von der Deden-Ningelheim mit Bewilligung des 
Königs Georg einen „Großdeutſchen Verein“ ins Leben, dem ſich viele 
angejehene Männer des Landes namentlich aus dem Adel und der eriten 
Kammer anjchloffen. Zum Präjidenten wurde der Obergerichtsdireftor 
Witte, ein unabhängiger, allgemein geachteter Dann gewählt. Um die 
Beitrebungen dieſes Vereins zu unteritügen, wurde im Juni 1861 auf 
Medings Rat eine fonjervative Wochenschrift in Hannover gegründet, 
deren Nedaftion ein gewandter Litterat, Dr. Bärens, übernahm. Allein 
e8 zeigte Sich bald, dak die ganze Unternehmung ein Kampf gegen 
Windmühlen war. Die Temofratie beherrjchte zwei Drittteile der deutjchen 
Preſſe. Wo Meding anklopfte, um die jüddeutichen fonjervativen Elemente 
zu einigen, in Wien, in München, in Stuttgart, wurde er mit aus- 
weichenden Antworten abgewiejen. Auf eine Unterjtügung des von ihm 
ins Leben gerufenen Zeitungsorgans wollte man fich nirgends einlafjen. 


Beim Iuftigen Gläſerklingen 

Der Landdroſt ſich erhob 

Dem Schwager ein Hoch zu bringen, 
Tem Grafen von Sierrob. 


Und alles jtimmt ein im Stehen — 
Sie hatten ihn gar fo lieb! 

Nur Einer war geliehen, 

Der jhweigend ſitzen blieb. 


Da faht den jhäumenden Becher 
Der Schwager von Graf Sierrob 
Und warf dem jchweigenden Becher 
Ihn wütend an den Kopp.“ 


In einer andern Nummer gab das Blatt ein „Phantaſieſtück“, wie es im 
Hannover ausjehen würde, wenn der Landdroft von Lütden jedem ein Glas an den 
Kopf werfen würde, der nicht auf die Gefundheit feines Schwager anftoßen wollte. 
Darunter war ein Mann gezeichnet, der mit zerbrocdhenen Flaſchen und Gläfern um 
fi) wirft und bis an den Leib im Wein watet. 
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Und nun traten die Endziele der nad) allen Seiten um fich greifenden 
Schleinitzſchen „Politif der freien Hand“ immer unverhüllter hervor. 
Auf feinen Verfuch, fich in die braunfchweigijche Erbfolgefrage einzumijchen, 
werde ich jpäter zurücfommen. In Kurheſſen aber hatte die preußifche 
Thronrede die demokratische Partei mit neuen Hoffnungen erfüllt. Man 
jah, daß das Berliner Stabinett gefonnen war, jeinem Proteft gegen den 
Bundesbeihlug vom 24. März 1860 Folge zu geben. Der Rechtsanwalt 
Detfer fachte in allen Schichten der Bevölferung die Begeijterung für die 
Verfaſſung von 1831 von neuem an. Auf jeinen Nat beteiligten ſich 
zwar fait alle Wähler an den Wahlen zur Ständeverfammlung, aber nur, 
um nach der Konjtituierung der zweiten Kammer zu erflären, daß fie zu 
landjtändijchen Beichlüffen unfähig jeien, weil fie nicht nach den Gejegen 
von 1831 und 1849 berufen wären. Natürlic; wurden die Stände 
jofort aufgelöft. Darauf erging am 6. Juni von Berlin aus eine 
Aufforderung an den Kurfürjten, umverzüglich die Verfaſſung von 1831 
unter Ausmerzung der bundeswidrigen Bejtimmungen wieder herzuftellen. 
Gejchähe dies nicht, jo fünnten Verhältniſſe eintreten, welche es der be- 
nachbarten preußiichen Regierung zur Pflicht machten, einzufchreiten. 
Allein der Kurfürjt ließ jich nicht jchreden. Sein Miniſter antwortete, 
wie es der Sachlage entjprad), die Stände hätten nach den Bundes- 
bejehlüfien fein Recht, die Wiedereinführung der Verfaffung von 1831 zu 
verlangen. Außerdem jei die ganze Angelegenheit eine „res interna“ 
und es wäre in dev Bundesakte genau beſtimmt, wann fie aufhöre, eine 
jolche zu jein*). Nun begann man in Berlin einzujehen, da man beim 
weiteren Vorjchreiten auf diefem Wege eine Krifis heraufbeſchwören würde, 
deren Gefahren die des Jahres 1850 weit übertraf. Mean beſchloß alio 
einzulenfen, und Baden gab ſich dazu her, der unprovozierten Einmiſchung 
Preußens eine bundesgejegliche Baſis zu verjchaften. Am 4. Juli jtellte 
es den Antrag, da die Beichlüjje von 1850 und 1860 fich als unaus- 
führbar erwiejen hätten, der furfürjtlichen Negierung anheim zu geben, im 
Sinne des im Jahre 1860 abgelehnten Wjedomjchen Antrages Die 
juspendierte VBerfafjung von 1831 wieder herzuftellen und mit der danad) 
legalen Ständeverfammlung die bundeswidrigen Beltimmungen auszu- 
Icheiden. 

Während diefer Antrag der Prüfung durd die Ausjchüffe unterlag, 
juchte Preußen die Bundesfriegsverfaflung durch Sprengung der Würz- 


*) Depeiche Reitzenſteins d. d. 4. Juli 1861, 
Hallell, W. v., Das Königreih Hannover, Bd. IL, 29 
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burger Konföderation in feinem Sinne zu reformieren. Es trat am 
Bunde mit dem Antrage hervor, das 9. und 10. Armeeforps permanent 
der Oberleitung Preußens zu unterjtellen, während Bayern und Württem- 
berg jich über den Oberbefehl des 7. und 8. Armeeforps einigen jollten. 
Der König Wilhelm jchrieb perjünlid” an den König Mar, um ihn für 
den Plan zu gewinnen*), — der offen die Teilung Deutjchlands nad) 
der Meainlinie proflamierte. Allein bei den Meittelftaaten fand dieſer 
Vorſchlag feinen Anklang, nur bei einigen fleinen norddeutschen Staaten, 
wie Medlenburg- Schwerin, zeigte jich Neigung, darauf einzugehen. Für 
den König Georg war der Gedanfe, daß er auf einen Teil jeiner 
Souveränetätsrechte zu Gunsten Preußens verzichten, daf das Band, das 
er eben erjt mit feinen jüddeutjchen Bundesgenofjen gefnüpft hatte, wieder 
zerjchnitten werden jollte, unerträglich. Bergeblic) machte Zimmermann 
auf die unangenehmen Erfahrungen aufmerfjam, die Hannover bereits 
mehrfach bei den Bündnifjen mit mittleren umd fleineren Staaten gemacht 
hatte**). Unbefümmert darüber, ob die andern Stontingentsheren des 
10. Armeeforps ihm folgen würden, nahm der König die Einladung zur 
Erneuerung der Würzburger SKtonferenzen mit „lebhafter Freude“ an. 
Ihm jchien im der jeigen kritiſchen Lage ein feſteres Zuſammenſchließen 
der militärischen Kräfte von Bayern, Württemberg, Sachſen und Hannover 
dringend erforderlich. Vor allem wünjchte er, daß nunmehr in Gemäßheit 
der Badener Beiprechungen der Oberbefehlshaber des 7., 8., 9. und 
10. Armeeforps bezeichnet würde, und er erflärte ſich gern bereit, der Er— 
nennung des adjtzigjährigen Nönigs von Württemberg zuzuitinmen***), der 
unter allen deutjchen Fürſten die meifte Kriegserfahrung beſaß. General 
Jacobi wurde zum Sannoverjchen Bevollmächtigten bei den Stonferenzen 
ernannt umd reifte am 22. Juni nad) Würzburg ab. Allein die Ver: 
handlungen führten zu feinem definitiven Ergebnis, weil Bayern nun 
plöglic die Wahl auf den Prinzen Garl lenfen wollte und Sachien 
die Oberbefehlsfrage noch hinauszujchieben trachtete. 


*) Depeiche Kneſebecks d. d. 4. Mai 1861. 

*) „Entweder diefe Bündniſſe tommen nicht fejl zu ftande oder fie verjagen, 
wo fie gebraudt werden ſollen. Kommt gar eine Zeit allgemeiner Gefahr, jo 
rennen die Heinen Konföderierten, je nad ihren Interefien, aus Kopflofigkeit und 
Furcht nach allen vier Winden auseinander, und werden von den großen Staaten 
angezogen, wie ein Meines Wölfen von den großen Wolfen.“ (Immediatbericht 
Zimmermanns d. d. 2. Mai 1861.) 

+) Inſtruktion an den Gefandten v. d. Knefebed d. d. 15. Mai 1861, 
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Auch aus jeiner dominierenden Stellung an der Nordjee juchte Preußen 
Hannover zu verdrängen. Richthofen, der preußiiche Gejandte bei den 
Hanjejtädten, proponierte im Sommer 1861 den Senaten von Hamburg 
und Bremen, eine Flotille von Kanonenboote zu erbauen, und fie unter 
preußischen Oberbefehl zu jtellen. Davon jollte jede der beiden freien Städte 
10 übernehmen *). Allein an beiden Orten hatte man wenig Neigung, ſich von 
dem Bundeswege zu entfernen. Erſt dem Prinzen Adalbert, der mit 
jeinem Eleinen Gejchwader in Hamburg und Bremen einen Bejuch abjtattete, 
gelang es, wenigjtens einen teilweifen Erfolg zu erzielen. Während 
Hamburg ſich nach wie vor ablehnend verhielt, erflärte ſich Bremen, 
wo damals eine gereizte Stimmung gegen Hannover herrichte, anfänglich 
bereit, in Gemeinjchaft mit Preußen eine Nordfeeflotille zu bauen, jo ein- 
dringlich auch der König Georg, der den Senator Albers perjönlich nad) 
Hannover bejchied, davon abriet. Allein, als die beiden anderen Senatoren 
Dudwig und Gildemeijter im Dezember 1861 in Berlin erjchtenen, um 
den Vertrag zum Abjchluß zu bringen, wurden fie jo fühl empfangen, ja 
man bob den „jpecifiich preußischen Standpunkt“ jo jchroff hervor, 
daß die Verhandlungen abgebrochen wurden **). 

Um die preußiſchen Pläne zu durchkreuzen, jtellte Hannover auf den 
Nat Zimmermanns am Bunde den Antrag auf Formation einer Nordſee— 
flotille, an der jich die Staaten des X. Armeeforps nad) Verhältnis 
beteiligen jollten. Hannover übernahm jelbjt die Berpflichtung zum 
Bau von 20 Kanonenbooten und erteilte der Firma Godeffroy in Hamburg 
den Auftrag, SKoftenanjchläge und Modelle anzufertigen. Vergeblich 
juchten die liberalen Blätter den Plan lächerlich zu machen ***,. Der 
Antrag fand in Frankfurt alljeitige Zujtimmung. Dem ablehnenden 
Votum Preußens jchlojjen fich, als er am 31. Oftober zur Verhandlung 
fam, nur Oldenburg und die Hanfejtädte an. Allein jeiner Ausführung 
traten doch allerlei Hindernifje entgegen. Namentlich die ſüddeutſchen 
Staaten weigerten ſich wie früher, jic) an den Koſten zu beteiligen. Auch 


*) Immebiatberiht Zimmermanns d. d. 23. Auguft 1861. 

*) Bericht des Legationsrats von Wigendorff d. d. 31. Juli 1862, 

***) Am 9. Oltober jchrieben die „Hamburger Nachrichten": „Eine deutſche 
Flotte auf den Bund bafieren, heißt, fie auf Holland und Dänemark bafieren. Nichts 
fann verfehrter fein, al3 diefer Plan Hannovers. Was es nicht fan, die Gründung 
einer Bundesflotte, das will ed, und, was es kann, die Beteiligung an ber fich 
vorbereitenden Bildung einer außerhalb des Bundes ftehenden Flotte, das will 
es nicht.“ 
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der Verjuch, in Hannover durch freiwillige Beiträge die Gelder für ein 
Stanonenboot zufammen zu bringen, verlief bei der damaligen regierungs— 
feindlichen Stimmung vejultatlos. 

Um dieſe Zeit war der Freiherr von Schleinig bereits von Der 
Leitung der auswärtigen Bolitif Preußens zurüdgetreten. Seine vielen 
Mißerfolge hatten ihn davon überzeugt, daß er durch feine zahme Jdeologie 
und den jchönen Traum von moralifchen Eroberungen das Ziel, Preußen 
die Führerſchaft im Deutichland zu verjchaffen, nicht erreichen fonnte, 
Schon im Anfang Juli hatte er den Wunjch geäußert, von jeinem Poſten 
enthoben zu werden. Allein die Schwierigfeit, einen Nachfolger für ihn zu 
finden, stellte jich der Realisierung diefer Abficht entgegen. Es mußte 
ein Mann fein, der bereit war, mit dem Liberalen Miniſterium 
Auerswald zu gehen, und der zugleich dem Könige wegen feiner fonjer- 
vativen Gefinnung evwünjcht war. Der Gejandte in London, Graf 
Bernitorff, den man nach Berlin bejchieden hatte, weigerte jich aus Diejen 
Gründen zuerjt entichieden, auf die ihm gemachten Propofitionen einzu: 
gehen. Der Ankunft des Herrn von Bismard- Schönhaufen aber, den 
man in dem nächſten Tagen erwartete, und der nad) Zimmermanns 
Urteil allein „eine politiiche Situation begreifen und benugen fonnte“*), 
jah man wegen jeiner rücjichtSlojen Energie mit einiger Bejorgnis ent: 
gegen. „Herr von Bismard muß fich jehr ändern,“ hatte dev Prinzregent 
im Jahre 1859 geäußert, „wenn er zur Leitung der auswärtigen Politik 
berufen würde. Denn das fehlte gerade noch, daß ein Mann das 
Minijterium des Auswärtigen übernimmt, der alles auf den Kopf jtellen 
würde“**). Der König war daher jehr froh, als es ihm gelang, den Grafen 
Bernftorff zu bewegen, daß er feine Bedenken fallen ließ und das 
erledigte Portefeuille übernahm. Diejer machte jedoch zur Bedingung, daß 
die ganze Cache noch einige Wochen bis zur Beendigung feiner Karls— 
bader Kur ftrenges Geheimnis bleiben jollte***). 

Wenige Tage nachher traf Bismard in Berlin ein. Seine Ankunft 
jegte die Miniſter einigermaßen in Berlegenheit, da die Frage, um 
derentwillen man ihn herbeigerufen Hatte, bereits erledigt war und 
fie ihn über den wahren Stand der Dinge nicht unterrichten durften. 


*) Immediatbericht Zimmermanns d. d. 23. Auguft 1861. 
**) Herzog von Coburg a. a. D., II. Zeil, S. 497. 
+++) Bericht des interimiftiichen hannoverfchen Geichäftsträgers, Baron Blome, 
d. d. Berlin, 10. Juli 1861. 
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Daß man ihm das Miniftertum des Innern angeboten hätte, wie man 
in gut unterrichteten Streifen wiſſen wollte, flingt wenig glaubwürdig. 
Nur Roon riet dringend, das Gejchehene rückgängig zu machen, und ihm 
das Departement des Auswärtigen zu übertragen. Bismard entging es 
nicht, daß man ihm etwas zu verheimlichen ſuchte. Er entſchloß Tich 
daher furz und gut, dem Könige, der mittlerweile nach Baden-Baden 
abgereiit war, dahin zu folgen, um perjönlic) Vortrag zu Halten*). 

Das Eintreffen Bismards in Berlin und feine jchleunige Weiterreije 
erregte natürlich im den politifchen Kreiſen großes Aufjehen. „Seine 
Wahl,“ jchreibt Zimmermann, „wäre ein entjcheidender Wendepunft. Er 
würde jich auf einen rein preußijchen Standpunft jtellen und mit der 
größten Schärfe diefen Standpunkt verfolgen. Deutjche Politik iſt in 
jeinen Augen Bhantasmagorie”**). Die Richtigkeit dieſes Urteils wurde 
durch eine Aeußerung aus Bismards eigenem Munde bejtätigt. Er hielt jich 
auf der Durchreife einige Stunden in Hannover auf, um ſich mit dem 
Miniſter Graf Platen zu befprechen. Diejer, der als Junggefelle feinen eigenen 
Haushalt führte, bat feinen Bruder, den Intendanten Grafen Julius, 
an feiner Statt den preußifchen Staatsmann zum Mittagejien ein- 
zuladen. Während des Diners war Bismard ziemlich ſchweigſam. 
Als aber der Wein die Zungen gelöft hatte, fuhr er plößlich heraus: 
„Sch gehe nach Baden-Baden, weil mich der König zum Miniſter des 
Auswärtigen machen will. Ich nehme es an, wenn mein Programm 
angenommen wird; dann jage ich Euch aber, Platen, fönnt ihr Klein- 
jftaaten euch nur in Acht nehmen“ ***), 

In diefem Sinne war die Denfichrift abgefaht, die er dem Könige 
überreichen wollte. Er traf gerade zu derjelben Zeit in Baden ein, als ein 
überjpannter Student, namens Beder, einen Mordanjall auf den greifen 
Monarchen gemacht hatte, „um,“ wie er jagte, „der deutjchen Nation einen 
Dienſt zu erweifen, indem er den Mann bejeitige, der die Einheit nicht fördern 
wolle oder könne.“ (14. Juli.) Auf das draftiiche Mittel, das ihm Bismard 
vorjchlug, um dieſes Ziel zu erreichen, wollte der König jedoch nicht ein- 
gehen. Nur den Nat befolgte er, damit Preußen nicht ijoltert und ohn— 
mächtig erjchiene, freundlichere Beziehungen zu Frankreich herzuftellen, die 
jeit der Fürſtenzuſammenkunft im vorigen Jahre erfaltet waren. Er 
entjchloß jich, dem Kaifer Napoleon einen Gegenbefuch abzuftatten. Zuerjt 


*) Depejche des Barons Blome d. d. 12. Juli 1861, 
**) Ammediatberiht Zimmermann d. d. 14. Juli 1861. 
***) Mitteilung der Frau Gräfin Julius Platen-Hallermund. 
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war ſein Erſcheinen im Lager von Chalons in Ausſicht genommen. Nach 
weiterer Ueberlegung aber wurde eine Zuſammenkunft der beiden Fürſten 
in Compiegne verabredet, die denn auch am 7. September ſtattfand. 

Anfangs Juni 1861 waren im Miniſterium des Auswärtigen zu 
Hannover Bevollmächtigte faſt ſämtlicher europäiſchen und amerikaniſchen 
Staaten zuſammengetreten, um über die Ablöſung des Stader Zolles zu 
verhandeln. England hatte die Frage nach der Aufhebung des Sund— 
zolles angeregt und auch Hannover gab im Princip zu, daß eine 
ſolche Verkehrshinderung, ſchon wegen der damit unzertrennlich ver— 
knüpften Zeitverluſte und Weiterungen, in der jetzigen Zeit nicht mehr 
aufrecht erhalten werden könnte. Aber über die Höhe der Ablöſungsſumme 
ergaben ſich bedenkliche Meinungsverſchiedenheiten. England hielt eine 
Zahlung von Pfd. St. 463000 = 3190000 Thaler im ganzen für 
angemejien, von denen es jelbjt ein Drittel oder 1033333", Ihaler 
übernehmen wollte. Das zweite Drittel jollte Hamburg zahlen, während 
jämtliche übrigen jeefahrenden Staaten den Reſt nach „der Baſis 
der Flagge“ aufzubringen hätten. Hamburg erklärte jich mit diejem 
Borjchlage, der ihm äußerſt vorteilhaft erſchien, fofort einveritanden. In 
Hannover dagegen erhob man energiichen Widerjpruch und verlangte 
eine bedeutend höhere Abfindung. Wenigitens wollte die Regierung 
jo lange nicht den Termin für die Aufhebung feitiegen, bis die 
Stände ji) den englischen Borjchlägen zugeftimmt hätten. Allein die 
britiihen Minifter erflärten mit Bejtimmtheit, daß es nicht ihre Abficht 
wäre, den am 14. Mai 1861 ablaufenden Vertrag von 1844 (Siehe 
I. Teil ©. 483 ff.) zu verlängern, und dab Sie alsdann nur noch die 
Interefjen Großbritanniens zu Nate ziehen würden”). Im der Sitzung 
vom 18. Juni wurde denn auch der 1. Juli definitiv als der Tag feit- 
gejegt, wo die Zahlung des Zolles aufhören follte, und am 22. Juni 
1861 erfolgte die Unterzeichnung des Vertrages. Nun regnete es förmlich 
Großkreuze. Hannover gab deren nicht weniger als achtzehn aus. Graf 
Platen erhielt zehn und Graf Kielmannsegge, der als Finanzminiſter den 
Verhandlungen beigewohnt hatte, befam zwei. 

Am 21. September 1561, am 16. Geburtstage des Kronprinzen, der 





ae „And You will say to Count Platen that after the expiration of 
the treaty they will hold themselves perfectly free to take whatever course 
may seem to be eonsistent with the interest of Great Britain both as to the 
payment of the toll or of any compensation for its abolition.* (Bertrauliche 
Inftruftion des Lord Ruffell an den Gefandten Mr. Howard d. d. 7. Mai 1861.) 
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jeinen Namen trug, fand die feierliche Enthüllung des bronzenen Neiter- 
jtandbildes des Königs Ernſt Auguft ftatt. Der Platz, den man dazıı 
auserjehen hatte, fonnte nicht wohl pafjender gewählt fein. Inmitten 
des Stadtteile, den er gejchaffen, vor dem Einmündungsgebäude der 
Eifenbahn, die er ins Leben gerufen hatte, bildet das Denkmal eine 
Hauptzierde der Refidenz umd die Widmungskränze, die an deſſen Fuße all- 
jährlich an Ernſt Augufts Geburtstage niedergelegt werden, geben Zeugnis 
von der Verehrung. die man noch heute dem verewigten Monarchen zollt. 
Zahlreiche eingeladene Gäſte hatten ſich zu der Feier eingefunden. 
Deputationen aus allen Landesteilen waren anwejend. Sämtliche 
BZünfte und Gilden mit ihren Fahnen und Emblemen füllten den Platz, 
und Taujende harrten in den angrenzenden Straßen des feierlichen Augen- 
blids, wo die Hülle von dem ehernen Bilde ihres „Landesvaters“ fallen 
jollte. Der Dichter Blumenhagen deflamierte ein von ihm felbjt verfaßtes, 
etwas ſchwülſtiges Feitgedicht, und der Oberhofmarjchall von Mealortie 
pries in eimer jchwungvollen Rede, deren Ueberjchivenglichfeiten nachher 
vielfach bejpöttelt wurden*), die Verdienſte feines alten hochverehrten 
Herrn und die Größe des Welfenhaujes. Die ungeheuchelte Liebe der 
Bevölferung zu dem angeftammten Herrjcherhauje aber gab fich unzwei- 
deutig zu erfennen, und der Umftand, daß der Kronprinz vor Kurzem 
beim Baden in Norderney aus Lebensgefahr errettet war, erhöhte die 
freudige Stimmung der Menge. 

Schon während dieſer Fejtlichkeiten glaubte Borries zu bemerfen, 
da jeine Stellung erjchüttert war, daß er nicht mehr das volle unge- 
teilte Vertrauen ſeines Monarchen beſaß. Vielleicht hatte er fich auch 
Hoffnung gemacht, daß ihm bei diefer Gelegenheit eine materielle Aner— 
fennung jeiner langjährigen aufopfernden Thätigfeit zu teil werden würde. 
Im Publitum wenigjtens wollte man wifjen, daß ihm als Dotation zu feiner 
Standeserhöhung die Erpectanz auf das von Torneyſche Lehngut Hedern, 
dejjen Heimfall in nächjter Zeit zu erwarten ſtand, zugedacht geweſen 
wäre. Allein e8 erfolgte nichts dergleichen, und obgleich ihn der König 
äußerlich mit derjelben Zuvorfommenheit wie früher behandelte, jo kannte 
er doch deſſen Charakter zu genau, um nicht durchzufühlen, daß nicht 
alles mehr war wie früher. Insbejondere mußte e8 ihm auffallen, daß 
Georg ſich dem Staatsminister von Münchhaufen, der auf feinen Be: 
trieb vom Hofe verbannt war, plöglic) außerordentlich gnädig erwies. 


*) Er hatte u. a. gejagt: „Den Welfen gehorchen noch heute die Bölfer am 
Nord» und Sitdpol der Erbe.” 
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Dazu begegneten ihm jeine Kollegen mit unverfennbarer Mißachtung. 
Graf Platen hatte feit zwei Jahren noch fein Wort wieder mit ihm geiprochen, 
und der Finanzminister Graf Kielmannsegge benußte jeden Anlaß, um 
einen Stompetenzfonflift zu erheben. Sogar in feinem eigenen Reſſort 
mehrten jich die Zeichen üblen Willens und der Unbotmäßigfeit. Er 
fand Anfeindung, wo er Unterftügung und Folgeleiftung erwartete. Der 
Seneraldireftor der Eijenbahnen, Hartmann, erlaubte fich feiner Ans 
jicht nach fortwährend Lebergriffe, und nahm jelbjt bei den wichtigjten 
Regierungsvorlagen feinen Sig in der zweiten Kammer nicht ein. Dazu 
famen noch die beitändigen Angriffe und Agitationen des Staatsrats 
Zimmermann, der nicht bloß in den öffentlichen Blättern, jondern aud) 
in jeinen Immediatberichten an den König ihn in einer Weife zu ver: 
dächtigen fuchte, die nach; Borries’ Auffafjung gegen die Geſetzesvorſchriften 
über die VBerhältniffe der königlichen Diener verjtieg. Namentlich ein 
Bericht vom 3. Oftober, der ihn bejchuldigte, durch fein Verhalten Bremen 
in der ‚jlottenangelegenheit in die Arme Preußens getrieben zu haben, 
ichten ihm „eine wahre Advofatenfchrift für Bremen und eine Klagejchrift 
gegen ihn“ zu fein. Alle dieſe Verhältniffe brachten Borries zu Der 
Ueberzeugung, daß die Zuftände ſich jeit dem Frühjahr nicht bloß nicht 
gebefjert, jondern ſich fortdauernd möglichjt noch ungünjtiger geitaltet 
hatten. „Der bis zum Aeußerſten gediehene voffenfundige Zwieſpalt im 
Minifterium, der gänzlihe Mangel einer faſt unmöglichen, jedenfalls 
wenig frommenden gemeinjamen Beratung allgemeiner Landesangelegenheiten 
haben dem Minijterium das Vertrauen im Lande und den erforderlichen 
Einfluß entzogen,” jchreibt er jelber*), „und das in einer Zeit, wo 
revolutionäre Bewegungen die alte und die neue Welt bedrohen.“ Aus 
dieſen Gründen hielt er jich nicht im jtande, im Interefje der Negierung 
in der nächſten Ständeverjammlung noch etwas durchzujegen, und bat am 
18. November wiederholt um feine Entlaſſung. Jede Zeile dieſes Geſuchs 
giebt Zeugnis von der Niedergejchlagenheit und der Erbitterung, mit der 
ihn die eingetretene Wendung der Dinge erfüllte, von der herben Ent- 
tänjfchung über den Zuſammenbruch jeines „monarchiich = fonjervativen 
Syſtems“. „Zu Vorſchlägen wegen etwaiger Abhilfe halte ich mich nicht 
berechtigt,“ jagte er, „und würde, dazu aufgefordert, mic) in Verlegenheit 
befinden; einerſeits dürfte der Zeitpunkt dazu zu ſpät fein, da die 
Zuftände bereits zu zerfahren find, andererjeits möchten meine Abfichten 
nicht die Billigung Ew. Majejtät finden.“ 
*) Entlajjungsgejud des Grafen Borries d. d. 18. November 1861. 
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Der König war don dem Entlaſſungsgeſuch Borries’ aufs höchite 
überrajcht. Aber vergeblich juchte er in einer eingehenden Erwiderung 
die Gründe, welche diefer anführte, zu entfräftigen. Er machte ihn darauf 
aufmerffam, daß, je größer die Gefahren wären, die er für das Königliche 
Haus und das Land Heraufziehen jühe, er deitoweniger als treuer 
Diener, als Mann von Ehre, und als wirklicher Staatsmann feinen 
König und feinen Poſten verlafjen dürfte „Ein treuer Steuermann 
verläßt nicht fein Schiff, wenn er einen Sturm am Himmel heraufzichen 
jtcht, fondern hält aus, bis die legten Wolfen auseinandergehen“*). Ganz 
bejonders jchmerzte e8 ihn, daß Borries gerade den Todestag Ernſt 
Augufts, „mithin den feiner eigenen Thronbejteigung“, gewählt hatte, um 
das Entlafjungsgefuch einzureichen. „Das, verzeihen Sie mir, hätte ich 
von Ihnen am allerwenigiten erwartet und hat mir tief wehe gethan.“ 

Allein e8 half nichts, daß der König das Gefuch rundweg abjchlug. 
Borries legte es am 1. Dezember mit einer ausführlichen Begründung 
abermals vor. Auch auf eine vom König geforderte nähere Aufklärung 
und Erläuterung der Sachlage, namentlich auf eine Angabe „der durch- 
greifenden Nenderungen, mit denen nach Ihrer Anficht den befürchteten 
Gefahren begegnet werden könnte“, ließ er ſich nicht ein, jondern ver- 
langte zum dritten Male auf Grund des Geſetzes vom 24. Juni 1858 
jeine Entlafjung aus dem Amte unter Beilegung der ordnungsmähigen 
Benjion**). Jetzt blieb dem Könige, „zu jeinem Allerhöchiten tiefen 
Bedauern“, nichts anders übrig, wie das Gejuch zu genehmigen. Er 
forderte jedoch den Miniſter auf, feine Gejchäfte noch bi3 nach Beendigung 
der bevorjtehenden jtändischen Diät fortzuführen, und dazır erflärte ſich 
Borries, im Intereffe Er. Majeität des Königs und des Landes bereit***). 

Auch) der General-Bolizeidireftor Wermuth jehnte ſich danach, aus 
jeiner Stellung zurüdzutreten, die ihm nur Anfeindungen und Ver— 
dächtigungen aller Art einbrachte. Nach dem im Oftober 1861 erfolgten 
Tode des Landdrojten von Bülow in Hannover bewarb er fich Daher 
um dieſen Poſten. Allein Borries, dejien Gutachten der König ein- 
forderte, hielt ihm Hierzu nicht für die geeignete Perjönlichfeit, ſondern 
ichlug vor, ihm die Landdrojtei Hildesheim zu übergeben, und den Yand- 
drojten von Bar jtatt dejjen nad) Hannover zu verjegen. In Diejer 


*, König Georg an den Grafen Borries d. d. 28. November 1861, 
**) Ammebdiateingabe des Grafen Borried d. d. 5. Dezember 1861, 
**) Kabinettsrat Dr. 2er an den Grafen Borries d. d. 13. Dezember 1861 
und deſſen Antwort d. d. 14. Dezember 1861. 
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Reife wurde denn auch die Angelegenheit erledigt, die Enticheidung ver- 
zögerte fich jedoch bis zum August 1863. Dann erfolgte die Ueberſiedelung 
Wermuths nach Hildesheim und das Wertrauen feines Königs folgte 
ihm dahin nad). 

Während der Miniiterfrifis in Hannover hatte ſich die deutjche Frage in 
der gefahrdrohenditen Weiſe weiter entwidelt. Endlich im Oftober 1961 war 
Beuſt dem Wunjche des Grafen Nechberg nachgefonmen und mit dem 
Entwurfe einer Bundesreform bervorgetreten. Sein Plan ging davon 
aus, daß der Bundestag im feiner jegigen Geſtalt unpopulär geworden 
jet und nach feiner Seite erfülle, was man von einem Gentralorgan des 
deutichen Bundes erwarten müſſe. Er gedachte ihn daher durch Mintjter- 
fonjerenzen aller deutschen Staaten zu erjegen, die zweimal im jedem 
Sahre für die Erledigung der Geichäfte zujammentreten jollten. Einmal 
jollte dieſe Konferenz unter Oeſterreichs Vorjig in Regensburg, das 
andere Mal unter preußiſchem Präfidium in Hamburg tagen. Daneben 
war eine VBerfammlung von Delegierten der deutjchen Yandtage zur Be— 
ratung der vorzulegenden Sejege und ein Bundesgericht zur Enticheidung 
von Berfafjungsitreitigfeiten in Ausficht genommen. In Wien fand 
dieſes Projekt Anklang. Ja, Nechberg ging in jeinem Entgegenfommen 
jo weit, daß er auf den alleinigen Vorſitz Oeſterreichs verzichtete und 
Beuſt veranlaßte, feinen Plan noch durch Einfügung eines permanenten 
Yırndesdirektoriums zu ergänzen, das aus je einem Bevollmächtigten 
Dejterreihs und Preußens und einem dritten, von den übrigen Bundes- 
itaaten zu wählenden Meitgliede beitehen jollte. 

So jchien man einer alljeitigen Verſtändigung nahe gerüdt. Bald 
aber begann man in Wien zu bemerfen, dat auf die fonjervative Richtung 
des Grafen Bernitorft nicht viel zu bauen war. Man hatte anfangs im 
Vertrauen auf deſſen bundestreue Politik fich in der Behandlung der 
furbeiftichen Frage zu einem Einverftändnis bereit erklärt. Nun aber 
machte er aus jeiner amtiöjterreichiichen Geſinnung durchaus fein Ge- 
heimnis. Er trat vielmehr ganz im die Fußſtapfen feines Vorgängers, 
des Freiherrn von Schleinitz, und juchte „Die preußischen Liebhabereien 
nach außen mit Ojtentationen und Eleinen Erfolgen zu füttern“ *). Daß 
es darauf abgejehen war, Deiterreich ganz aus Deutjchland zu verdrängen, 
lieg ſich deutlicdy genug erfennen. Zur großen Ueberraſchung Beufts 
Ichnte daher der Kaiſer Franz Joſeph, der von Anfang an Bedenken gegen 
jeine Reformvorjchläge gehabt hatte, jegt den Entwurf ab. Biegeleben 


*) Denkſchrift Zimmermanns d. d. 2, Juni 1862, 
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erklärte in einer Note vom 5. November, daß das Wiener Kabinett das von 
Rechberg jelbit zugeitandene Alternat im Vorſitz des Bırndestages nicht 
zugeben fünne. Cine folche Menderung des bejtehenden Zujtandes hieße 
Deutjchland zerreißen, dejjen nationale Einheit nur im Oeſterreichs feſtem 
Vorſitz verförpert werde. 

Schon am 6. November fonnte Stodhaujen diefe Entjcheidung nach 
Hannover melden, mit dem Zufag, daß man fürchte, Sachjen würde num: 
mehr ins preußische Lager übergehen *). Dem König Georg fam Diele 
Wendung jehr erwünjcht, da fie ihn der Notwendigkeit überhob, vielleicht 
durch feine iſolierte Zurückweiſung der Beuſtſchen Reformpläne, die ihm 
der König Johann im einem eigenhändigen Handjchreiben bejonders 
nahe gelegt hatte, im Dresden zu verlegen**. Er war von vorn— 
herein von deren Unausführbarfeit ohne gewaltiame Erjchütterungen über- 
zeugt gewejen. Die vielen Mängel der Bundesverfaffung verfannte er 
keineswegs: aber gerade dieſe Mängel machten fie ihm lieb, da ferne 
Stimme am Bundestage formell ebenfoviel galt, wie die Oeſterreichs 
und Preußens. Und dann hatte der fo viel gejchmähte Bund Deutjch- 
land 46 Jahre lang dem Frieden bewahrt, und es war durchaus nicht 
ausgeichlojien, daß ſich viele feiner Einrichtungen, wie die Kriegsverfaffung, 
das Gerichtsweien u. a. durch jchrittweijes Vorgehen verbefiern ließen. 
„Miniiter Beust,“ jo äußerte er auf dem Rand der Stodhaufenjchen De: 
peiche vom 16. Oftober, die ihm den Entwurf mitteilte, „hat nur ein 
totes Kind gezengt. Der Bundestag und die Bundesverfaffung find 
Meiner Anjicht nach das einzig mögliche und das einzig wünjchenswerte 
Bindemittel und das einzig wünjchenswerte und einzig mögliche Gentral- 
organ für Deutjchland.“ 

Ebenjowenig wie Hannover fonnten fich die übrigen Meittelitaaten 
mit dem Beuſtſchen Plane befreunden. Bayern fühlte ich tief verlekt, 
dag man ihm nicht ein für alle Mal die dritte Stelle im Direktorium 
angewiefen hatte. Auch die Bejorgnis Nechbergs, dar Beuſt nun auf 
die preußiiche Seite übertreten würde, war gänzlich unbegründet geweien. 
Er erfuhr in Berlin eine ebenjo entjchiedene Zurückweiſung jeiner Wor- 


*) Depeſche des Gefandten von Stodhaufen d. d. 6. November 1861. 

**) „Breußen fährt fort, die Wirkſamkeit des Bundes zu neutralifieren. Selbſt 
in den beijeren Schichten des Volles greift die Meinung um jih, dab der Grund 
alles Uebels in der Selbſtändigkeit der Einzeljtaaten liege. Deshalb joll Beuft in 
Wien und Münden das Terrain fondieren, wieviel man davon zu opfern bereit 
ist.“ (König Johann von Sachſen an den König Georg d. d. 3. Oltober 1861.) 
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jchläge wie in Wien *. Wenn man an der Donau die Präfidialftellung 
am Bunde nicht aufgeben wollte, jo fand man dagegen an der Spree, 
daß darin der Machtitellung Preußens nicht genügend Rechnung getragen 
jei. Da, man hielt es im Vertrauen auf das hergejtellte bejiere Ver— 
hältnis zu Oeſterreich nicht für unmöglich, dab dieſes ſich mit einer Ver: 
faſſung, ähnlid, dem Dreitönigsbündnis vom 26. Mai 1849, einverstanden 
erklären fünnte, Allein auf eine vertrauliche Anfrage erfolgte am 27. No- 
vember eine jcharfe Abweifung. Nimmermehr fünne Deiterreich auf jeine 
biftorifche Stellung als erſte deutſche Macht verzichten. Jedem Ver— 
juche einer Wicderheritellung des alten verhaßten Unionsplanes werde es 
mit aller Energie entgegentreten. 

Diefer erneute Zwieipalt zwiichen den beiden Großmächten wirkte 
auch auf die Regelung der kurheſſiſchen Angelegenheiten zurüd, Den 
Kurfürften hatte die Drohnote Preußens und der badifche Antrag beim 
Bunde aufs höchite ergrimmt. Gr löſte den Landtag, der ſich fort: 
während für infompetent erklärte, zum dritten Male auf und erlic am 
14. November eine äußerſt ſchroffe Denkichrift nach Frankfurt. „Er ſei 
ſich bewußt,“ ließ er fich vernehmen, „weder zu dem Befremden der 
königlich preußifchen noch zu dem ‚Erjtaunen‘ der großherzoglichen badi- 
jchen Regierung Veranlaffung gegeben zu haben. Noch weniger habe er 
davon geredet, daß der Widerftand gegen die jegige Verfaſſung ‚lediglich 
Folge‘ der Schritte gewiſſer Regierungen jei, oder als jeien dieſe Re— 
gierungen ‚die Werkzeuge einer revolutionären PBartei® und Die Mit: 
urheber der vorhandenen ‚Nechtsfonflifte‘”**. Es war flar, daß ſich 
Preußen eine jolche Sprache nicht gefallen laſſen konnte. Graf Bernjtorfr 
richtete daher an den Wiener Hof die vertrauliche Anfrage, ob er ſich 
nicht mit Preußen über die Behandlung des badiichen Antrages ver: 
ſtändigen wolle, da „die Bundesverjammlung nicht der geeignete Ort für 
die Diskuſſion fei*. Es wäre leicht möglich, daß ſich die Majorität mit 
Defterreich dagegen, die Minorität mit Preußen dafür erflärte, was 
die Yöjung des Streites erjchweren würde ***). 

Die Aufforderung zum gemeinfamen Vorgehen in der furhejliichen 
Angelegenheit war um jo befremdlicher, weil am Tage vorher Graf 
Bernftorff dem  öjterreichiichen Gejandten Karolyi gegenüber geäußert 
*) Depejche Reitzenſteins d. d. 26. November 1861, 

*6) von Sybel a. a. D., IL. Zeil, S. 400 ff. 

**) Vertrauliche Depeiche des Grafen Bernftorff an den preußiichen Gejandten 
Freiherrn von Werther in Wien d. d. 15. Dezember 1861. 
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hatte, eine Ordnung der deutjchen Verhältniſſe jei ohne bedeutende Kon— 
zeſſionen Dejterreich8 an Preußen nicht möglich. „Neue Kriegseventuali- 
täten würden für Deutichland nur eine zweite Auflage der Gejchichte des 
Sahres 1859 zur Folge haben.“ Natürlich fühlte man fih in Wien 
durch dieje Eröffnung tief verlegt. Unverzüglich erhielt Karolyi Auftrag, 
den entgegengejeßten Standpunft mit Nachdrud hervorzuheben. „Die 
Regierung Preußens,” jo heißt es in dem Erlaß, „macht fich die vecht- 
(ichen ‘Folgen feiner verneinenden Haltung nicht ar. Sobald es den 
deutjchen Bundesvertrag achtet, find wir vollkommen ficher, daß die Sad): 
lage des Jahres 1859 nicht wiederfehrt. Man jcheint in Preußen die 
Fabel von dem Vertrage des Löwen auf dieſen amwenden zu wollen. 
Was darin den Konvenienzen Preußens entjpricht, das joll gelten, das 
übrige joll im Staube der Archive vermodern." Und dann kommt Ned): 
berg auf „die zu Teplig unmittelbar zwijchen den Allerhöchiten Perſonen 
vertrauensvoll getroffenen Berabredungen.* „Wie verhält es fich damit?“ 
fragt er. „Seit Teplig glaubten wir nicht mehr bejorgen zu müfjen, 
dab ein preußifcher Miniſter ums die Wiederholung der Situation von 
1859 vor Augen jtellen würde. Denkt Graf Bernitorff darüber anders, 
jo übertrifft er — freilich auf Kojten nicht bloß gefchriebenen Rechts, 
jondern auch gegebenen Worts — noch die „Politif der freien Hand“ 
jeines Vorgängers. Denn Freiherr von Schleinig hat auch nach dem 
Abbruch der Berliner Militärverhandlungen erflärt, dag Preußen die 
Zepliger Berabredungen als fortbejtehend betrachtete“ *). 

Und während jo die Beziehungen zwijchen den beiden deutjchen Groß— 
mächten einen immer bedrohlicheren Charakter annahmen, trat Preußen, 
troß der Abweiiung, die feine vertraulichen Gröffnungen eben erſt in 
Wien erfahren hatten, im einer Depefche an den Dresdener Hof am 
20. Dezember mit denjelben Borjchlägen zur Abänderung der Bundes- 
verfafjung hervor und veröffentlichte ſie gleich nachher durch die Zeitungen. 
Es Eleidete fie im die Form einer Beantwortung der Beuftichen Note 
vom 5. Oftober. 

Der ganze Plan war uriprünglich dem Gehirn des badischen Mi- 
niſters Freiherrr von Roggenbach entiprungen und nichts weiter, wie der 
wieder aufgewärmte Radowigiche Unionsgedanfe von 1849/50. Aber die 
Rückkehr zu einem Syſtem, das zu einer Zeit, als der Bund nicht exiftierte, 


*) Bertraulicher Erlaß des Grafen Rechberg an ben öfterreichifchen Ge— 
ſaudten in Berlin Graf Karolyi d. d. 28, Dezember 1861. 
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als das einzig mögliche Mittel erjchienen war, um zur deutjchen Einheit 
zu gelangen — und das ſich trogdem als undurchführbar erwieſen hatte 
— bedeutete unter den heutigen Verhältniſſen den gewaltjamen Umſturz 
der im Jahre 1851 wiederhergeitellten feierlich garantierten Staaten— 
ordnung von 1815. Denn die Einfügung eines engeren Bundesjtaats 
in den Bund, deſſen organiicher Einrichtung die realen Mactverhält- 
niſſe der Einzelitaaten zu Grunde gelegt werden jollten, hie nichts 
anderes, wie das jtändige militärische Oberfommando und die auswärtige 
Bertretung dem mächtigjten unter ihnen — nämlid) Preußen — über: 
tragen, da Dejterreich zu dieſem neuen Staatsförper nur in einem lojen 
Alltanzverhältnifie stehen ſollte. Daß die vier Könige gegen dieſe Be- 
drohung ihrer Souveränetätsrechte Front machen mußten, erjchien wie 
ein Gebot der Selbiterhaltung. 

Zwar verjuchte Graf Bernitorff nachträglich jeinen Erlaß als einen 
von der ſächſiſchen Regierung eingeleiteten Meinungsaustaujch, eine bloße 
Kundgebung jeiner Anjicht über die Grundlage einer wünjchenswerten 
Bundesreform darzuitellen, der man feine weitere Bedeutung beizulegen 
brauche. Im Hannover aber faßte man die Sache nicht jo harmlos auf. 
„Wenn ein jo mächtiges Mitglied des deutichen Bundes, wie es Die 
königlich preußische Regierung it,“ jo heißt es in einer nad) Berlin ge: 
richteten Depejche, „ein Programm für die Bundesreform aufjtellt und 
publiziert, jo würden jich die übrigen Bundesgenofjen einer Unterſchätzung 
des politischen und moralichen Gewichts dieſer Macht jchuldig machen, 
wollten jie in dem Akte nichts weiter jehen, wie einen bloßen Meinungs- 
austaujch“ *). Der König Georg hielt daher feine Selbjtändigfeit aufs 
äußerjte gerährdet, und das um jo mehr, weil Preußen gleichzeitig das 
X. Armeekorps zu „Dismembrieren“, d. h. die fleinen Staaten wie Medlen- 
burg, Oldenburg, Braunjchweig auf feine Seite zu ziehen juchte**). Daß 
er num, um fich gegen die drohende Vergewaltigung zu ſchützen, Die 
Yundespräjidialmacht um Beiſtand anging, fann man ihm wahrlich nicht 
verdenfen. Hier durfte er mit Beltimmtheit auf Unterftügung rechnen. 
Zwar hatte der preußische Gejchäftsträger in Wien, Freiherr von Werther, 
bei Berlefung der Antwortnote auf die Beuſtſchen Reformvorſchläge er: 
klärt, daß er feine Diskuſſion über die deutjche Frage hervorzurufen 
wümſche. Allein der Freiherr von Meijenburg, der an Stelle des ab- 

*, Depejche des Grafen Platen an den Gejandten von Neigenftein d. d. 


28. Februar 1862. 
**) Beriht Zimmermanns d. d. 27. Dezember 1861, 


Deiterreih und die MWittelftaaten überreihen in Berlin eine identifche Note. 463 


wejenden Grafen Rechberg interimiftiich das Minifterium des Auswärtigen 
verwaltete, verhehlte den Sejandten nicht, „wie er es bedauern würde, 
wenn Preußen in der deutjchen Neformbewegung jet abermals nichts 
anderes erbliden wollte, als das Mlittel zur eigenen Vergrößerung und 
zur Ausjchließung Deiterreichs“ *. Ja, Graf Karolhi jollte „nicht den 
leifejten Schatten eines Zweifels darüber aufkommen lajjen, daß der faijer- 
liche Hof das in dem Erlaſſe des königlich preußischen Kabinetts ent: 
wicelte Syſtem als unannehmbar für Dejterreich und als gefahrdrohend 
und verderblich für die gemeinjame deutſche Sache betrachte”. 

Wenige Tage jpäter ſchon fonnte Stodhaujen melden, daß der in- 
zwichen zurücgefchrte Graf NRechberg binnen furzem eine Eröffnung in 
betreff der deutichen Angelegenheit an die befreundeten Regierungen ab- 
gehen laſſen werde. Dejterreich wolle jelbit die Initiative zu einem ge- 
meinſamen Vorgehen ergreifen, jedoch dabei alles vermeiden, was dem 
preußischen Hofe verlegend und herausfordernd erjcheinen fönnte**). 

Infolgedejjen überreichten die jieben Regierungen von Oeſterreich, 
Bayern, Württemberg, Sachſen, Hannover, Hejien-Darmitadt und Nafjau 
am 2. Februar dem Grafen Bernitorff eine von Zimmermann entworfene 
identische Note, worin jie die preußischen Neformvorjchläge entjchieden . 
zurüchviefen. Außerdem trafen jie geheime Werabredungen für den 
Ihlimmiten Fall. Das Schriftitüd war jedoch in einem höchſt maßvollen 
Tone gehalten. Es machte darauf aufmerffam, daß „Deutjchlands Sicher: 
heit und Einigkeit, jein moralischer ‚Friede und die gedeihliche Fortbildung 
des Bundesvertrags in hohem Grade gefährdet ericheinen würde, wenn 
Preußen auf das Bejtreben zurückkäme, einen Teil der deutjchen Staaten 
durch eine centralifierte Verfaſſung unter einem Oberhaupte zu einigen, 
während das Verhältnis zwiſchen diefem Teile und den übrigen Gliedern 
des Bundes auf dem Fuße bloßer Verträge, wie fie auch zwijchen Völkern 
fremden Stammes geichloffen werden fünnen, zu regeln wäre“. Ein 
Vertrag, der eine jolche Unterordnung begründete, ließe jich nicht mehr 
als Bündnis bezeichnen, jondern wäre ein „Subjeftionsvertrag”. Des: 
halb möge der füniglich preußtiche Hof „in jeiner Weisheit und feiner 
Anhänglichkeit an die Grundjäge des Rechts“ einer ſolchen Auffaffung 
der deutjchen Neformfrage feine Folge geben. 


*) Vertraulicher Erlah des Freiherrn von Meijenburg an den Grafen Karolpi 
in Berlin d. d. 9. Januar 1862, 
*) Ehiffrierte Depefche des Freiherru von Stodhauien d.d. Wien 19, Januar 1862, 


464 Anficht des Königs Georg über die Bernftorffiche Note. 


„Zugleich beauftragte König Georg den Staatsrat Zimmermann mit 
der Abfafjung einer Denkichrift über diefe Angelegenheit, für die er ſelbſt 
auf die Hauptjächlichiten Gejichtspunfte himwies*). Zimmermann ent- 


*) „Da die Note des Herrn Grafen Bernftorff durch die Zeitungen allgemein 
veröffentlicht worden, und dieſelbe von den Öffentlichen Blättern wegen der darin 
entwidelten ſtaatsmänniſchen Weisheit angeftaunt wird, wie denn ſchon jeßt die 
Kreuzzeitung, die Spenerjche Zeitung zc. ihres Lobes voll find, jo glauben Se. Maje- 
ftät, daß e3 dringend notwendig fei, daß ebenjalls in den Öffentlichen Blättern für 
alle nachgewieſen werde, welche große Schwächen, Unridhtigkeiten und faliche Be- 
hauptungen die gerühmte Bernitorffiche Note enthält. 

Für eine foldhe Entgegnung, welche Ew. Hochwohlgeboren übrigens ganz nach 
Ihren Anfichten anfertigen möchten, wünſchen Se. Majeität Sie nur auf zwei 
Punkte aufmerkſam zu maden, die Sie in Ihrer Widerlegung aufnehmen möchten: 

1. Grof Bernftorff behaupte, „dab es jedenfalls unverkennbar jei, daß das 
Bundesverhältnis derjenigen vier Staaten, welche den Schwer - und Mittelpunft 
außerhalb jenes Verhältnifjes hätten, ein unüberwindliches Hindernis für eine Ent- 
widelung der Berfafjung des Gejamtbundes in bundesftaatliher Richtung bilden 
müſſe.“ 

Dieſe vier Staaten find Oeſterreich, Preußen, Dänemark und die Niederlande. 

Aber von dieſen haben die beiden toichtigften, die hier in frage kommen, 
Deiterreich und Preußen, ihren Schwer» und Mittelpunkt gar nicht außerhalb des 
Bundesverhältniſſes. Bon Preußen jei dies fo offenbar, daß man ed gar nicht nach— 
zumeifen brauche, und auch in Defterreich jei dies ber Fall, da das Kaiſerhaus 
deutich fei, und die ganze Entwidelung Defterreichd auf feinen deutijhen Staaten, 
als Kern: und Schwerpunkt, beruhe. 

Dänemark und die Niederlande aber jeien offenbar bloß aufgeführt, damit fie 
den Schein, als könne die Bundesverfafjung nicht entwidelt werden, vermehren 
helfen, und es nicht an den Tag komme, dab Preufen eben wegen jeiner Groß— 
machtäideen diefelbe nicht wolle, und diejen Staaten das Odium mit aufgebürdet 
werde. 

2, Graf Bernftorff ſage ferner, „dab jowohl bei der Bildung der verfajjungs- 
mäßigen Organe des Bundes, als auch bei der Begründung der organifchen Ein- 
richtungen (und hierbei ſei vorzugsweile die Bundesmilitärverfafiung gemeint) die 
realen Machtverhältniſſe zu Grunde gelegt werden müßten“. 

Nun fei aber der Bund ein Bund einzelner fouveräner Staaten, in deren 
Souveränetät ed notwendig liege, daß die Machtverhältniſſe nicht ganz zur Geltung 
gebracht würden, denn jonft gehe die Souveränetät der einzelnen Staaten zu Grunde. 
Gerade deshalb jendeten ja auch bei der nordamerikaniſchen Berfafjung in den 
Senat, welder die Souveränetät ber einzelnen Staaten vertreten jolle, jeder Staat, 
mag er groß oder Hein jein, eine gleiche Anzahl von Senatoren. 

Dann jei aber diejer Bernftorffice Grundjag jelbit ganz den Abfihten von 
Preußen enigegen. Denn, wenn den Macdtverhältniiien ganz Rechnung getragen 
werde, jo würde Preußen Defterreich nachſtehen, und fein Zwed, an die Spite des 
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ledigte fich diefer Aufgabe mit unleugbarem Geſchick. In einem volumi— 
nöjen Aufjag wies er mit einem großen Aufwand von Gelchriamfeit die 
vielen Blößen und Widerjprüche in dem Projekte des Grafen Bernitorff 
nach. Sein Staatsgebilde jei nichts, wie ein vergrößertes Preußen. „Das 
Brincip des Grafen Bernjtorff iſt unbrauchbar für jederlei Art von 
Bund, mag er Staatenbund oder Bundesjtaat jein, aus monarchiſchen 
oder republifanischen Teilen beitchen, einen füderalen oder centralen 
Charakter tragen. Nicht einmal der allmächtige Proteftor des Rhein— 
bundes erhob das Machtverhältnis zu dem Principe, aus welchem feine 
Rechte und jeine Stellung gegen die Konföderation zu regeln wäre, 
jondern er ſprach nur von Schugpflicht.* Daß Graf Bernftorff ein 
Hauptgebrechen des alten Bundes darin ſah, daß er jich auch in Fragen 
des inneren Staatsrechts eingemifcht, und nicht den völkerrechtlichen 
Charakter rein feitgehalten habe, findet Zimmermann mit Recht befonders 
verwerflih. Ihm jchien es vielmehr, als wenn die Grundgeſetze des 
Bundes noch zu wenig innere Gegenftände erfaßt und der Bundesgewalt 
zugewiejen hätten. Die Abjicht feiner Gründer wäre gewejen, alle Staaten 
Deutjchlands in ein Ganzes zu vereinigen, eine Verbindung des gefamten 
deutſchen Volkes zu jchaffen, und nicht bloß Deutjchland nach außen 
bin als politische Macht aufzuftellen — während die in der Note vom 
20. Dezember entwidelten Anfichten „mit den Ideen der größten und 
edeljten Staatsmänner Preußens, eines Hardenberg, Stein, Humboldt 
und aller Heroen aus dem Befreiungsfriege jchroff disharmonierten und 
der Gejchichte und Natur jedes Staatenbundes widerjprächen“. 

In Berlin fühlte man ſich durch die identischen Noten und die 
Bloßſtellung der eigenen Iſoliertheit jtarf verlegt. Graf Bernitorff jah 
in dem gemeinjamen Borgehen eine Koalition und warnte vor agrejfiven 
Schritten. Schlieglich aber lenkte er ein, und äußerte gegen den Grafen 
Karolyi, man habe jeine Auslafjungen viel zu hoch aufgenommen. Preußen 
wolle nur auf dem Wege der freien Bereinigung vorgehen *). 

Auch die Erwiderungen, die das preußiſche Stabinett an jede einzelne 
der jieben Negierungen erlieh, jprachen denjelben Gedanfengang aus. Die 
nach Hannover gerichtete Note befleigigte fich jedoch im ganzen eines 
höflichen Tones. Doc) jchien ihr weder ein „begründeter Anlaß, noch eine 


Bundes zu treten, doc vereitelt fein, indem es höchſtens, wie biäher nur die zweite 
Rolle fpielte.“ 2. (Kabinettsrat Dr. Ler an den Staatsrat Zimmermann d. d. 
17. Januar 1862.) 
*) Depeiche des Gejandten von Reibenftein d. d. 10. Februar 1862. 
Haifell, W. v., Das Königreich Hannover. Bd. IT. 30 
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Berechtigung zu der Verwahrung vorzuliegen“, welche Hannover aus dem 
Gefichtspunfte des pofitiven Rechts und unter Hinweis auf die unheil- 
vollen Folgen der früheren Reformbeitrebungen Preußens gegen das 
jegige Borgehen eingelegt hatte. Zum Schluß gab aber die preußiiche 
Regierung jelbjt die Unausführbarfeit einer Reform für jegt zu und erachtete 
den Eintritt in Beratungen auf jolchen Grundlagen für unthunlid)*). 

Weniger entgegenfommend waren die Antwortichreiben an die anderen 
Kabinette. Der Schluß der nah Wien gerichteten Ermwiderung war 
grob, diejenige an Beuſt nicht allein grob, jondern verhöhnend. „Alle 
dieje Noten juchen durch Grobheit die preußiſche Niederlage zu verjteden. 
Spmpathieen wird jich Graf Bernitorff durch jeinen Yapidarityl faum 
erwerben“, jchreibt Graf PBlaten**). 

Noch einmal juchte die hannoverjche Regierung in einer ausführlichen 
Darlegung ihren ablehnenden Standpunkt zu begründen. Sie jah in der 
vorgejchlagenen engeren Bereinigung eine Neuerung, welche die Bundes: 
verträge verlegte und für Preußen die Tuzeränetät, ſowie für die übrigen 
Staaten ein Vajallenverhältnis zur Folge haben würde. Insbeſondere 
bedauerte die Regierung, dat das preußiiche Gouvernement in der even- 
tuellen Idee einer Erweiterung des deutichen Defenſivſyſtems ein Motiv 
zur Ablehnung der Verhandlungen gefunden habe***). 

In Wien fand diefe Replik lebhafte Anerkennung; die preußiſche 
Regierung aber lehnte es furz ab, auf die „umfänglichen theoretischen 
und Hiltorischen Betrachtungen der Note einzugehen und erflärte, daß ſie 
fi) aus der Fortſetzung eines Schriftwechjels über dieſe Angelegenheit 
feine erjprießliche Folgen für das bundesfreundliche Verhältnis veriprechen 
fönne * +). 

Kun war die Lage Hannovers eine recht jchivierige geworden. Zwar 
(öfte die preußifche Regierung am 11. März das Abgeordnetenhaus auf, 
weil in der betreffenden Kommijfion ein Antrag angenommen war, welcher 
unverblümt das Anrecht der Nation auf die deutjche Reichsverfafjung 
behauptete, und fie deshalb eine Disfuffion über die deutjche Frage im 
Plenum nicht wünjchte. Gleichzeitig erhielten die liberalen Mitglieder 
des Slabinetts, von Auerswald, von Patow, von Püdler, Graf Schwerin 


*) Vertrauliher Erlaß an den preußiichen Geſandten Prinzen PVienburg in 
Hannover d. d. 14. Februar 1862, 
**) Graf Rlaten an den Kabinettsrat Dr. Ler d. d. 17, März 1862. 
+) Erlaß an den Geſandten von Reigenftein d. d. 28. Februar 1862. 
+) Note des preußiichen Gejandten Prinzen Menburg d. d. 11. März 1862. 
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und von Bernuth ihre Entlajjung. Allein auf eine Menderung der aus- 
wärtigen Bolitif im verjöhnlichen Sinne war trogdem nicht zu rechnen. 
Am 17. März jchon meldete Reigenftein, dak Bismard telegraphiich auf- 
gefordert jei, jofort nach Berlin zu fommen, nachdem er jein Abberufungs- 
jchreiben in St. Petersburg übergeben hätte Und zum Ueberfluß bes 
richtete Zimmermann nach jeiner Ankunft in Berlin, man befolge dort 
die Marime: „Was Dejterreich jchadet und fränft, das iſt die richtige 
Politik für Preußen “*). 

63 war daher für die hannoverjche Regierung von hohem Wert, 
ſich Hinfichtlic) ihrer Politit im Einklang mit der Landesvertretung zu 
wifjen. Am 21. Januar 1862 war die legte Seſſion der Stände in dieſer 
Diät eröffnet worden. Die Zujammenjegung der zweiten Kammer hatte 
einige bedeutungsvolle Aenderungen erfahren. Für die Umiverjität war 
an Stelle des Obergerichts:Vicedireftors Kannengieger der Schagrat von 
Bothmer eingetreten, ein entjchiedener Gegner des Borriesfchen Syſtems. 
Für den Bürgermeiiter Neubourg übernahm der Dbergerichtsanwalt 
Oppermann das Mandat der Stadt Stade. Endlich hatte der König 
an Stelle des verjtorbenen Landdroiten Freiherrn von Bülow den 
Profeſſor Pernice aus Göttingen als Mitglied für den allgemeinen 
Klofterfonds berufen. Er war ein Sohn des befannten Profefjors in 
Halle und ein ganz ungewöhnlich begabter, gründficher und fleifiger 
Surift. Seine Arbeitskraft war wahrhaft unerjchöpffich, allein troß feiner 
Schlagfertigfeit und juriftiichen Gewandtheit eignete er ſich nicht zur Be— 
fämpfung der Oppojition in der Kammer. Er ließ fich zu fehr von 
jeiner Heftigfeit hinreißen und überjchritt in feinen perjönlich jcharfen 
Entgegnungen nicht jelten das erlaubte Maß. Uebrigens war er eins 
der merhvürdigiten Originale, die man jehen fonnte, von unverwüftlichem 
Humor und geitiprühenden Wit. Dabei beſaß er einen jtaunenswerten 
Appetit und einen geradezu unauslöfchlihen Durjt, durch deren Ber 
friedigung er feine an Fallſtaff erinnernde Korpulenz noch vermehrte. 
Bon Aujtern, Hummern, Trüffeln und anderen guten Dingen fonnte er 
enorme Uuantitäten vertilgen. Aber, wenn er bei einer Nachtſeſſion auch 
das unglaublichjte geleiftet hatte, jo war er am anderen Morgen nad) 
einer falten Douche doch wieder fähig, die jchwierigften und verwideltften 
jtaatsrechtlichen Probleme zu Löjen. 

Üebrigens hatte Borries ganz richtig vorausgejehen, daß die Stimmung 


) Beridit Zimmermanns d. d. Berlin, 28, April 1862, 
30 * 
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in der zweiten Kammer nicht mehr jo jein würde, wie fie geweſen war. 
Es machten fich unter der fonit jo gehorjamen Majorität unverfennbare 
Spuren der Zerſetzung bemerkbar. Sie trat längjt nicht mehr jo ge 
ichlofjen und zufammenhaltend auf wie bisher. Die bevorjtchenden 
Neuwahlen und die fichere Ausficht, daß diejenigen Deputierten, die nicht 
eine gewifje Selbjtändigfeit bewiefen, nicht wieder gewählt werden würden, 
trug zu Diefem Umjchwung bei. So fam in die Debatten, die ſich 
ſonſt faſt allein zwijchen Borries und Bennigjen abgejpielt hatten, neues 
Leben. Allein in den Principienfragen hielt die minifterielle Phalanz 
dennoch zufammen. Der Antrag des Schagrats von Bothmer auf Auf: 
hebung der Verordnung bezüglich des Ausjchluffes der Exminiſter aus 
der Kammer wurde mit großer Mehrheit abgelehnt. 

In den Ständen erregte auch die ſich immer mehr verichärfende 
deutjche ‚Frage, über die die Berliner Blätter fait täglich drohende Aufjäge 
brachten, begreiflicherweije großes Aufjchen und Bejorgnis. Der Mehr: 
heit des Kabinetts fam es jehr erwünjcht, daß aus der Mitte der zumeift 
großdeutich geſinnten erjten Kammer der Wunfch hervortrat*), eine Zus 
jtimmung der Stände zu dem identifchen Noten herbeizuführen. Die 
Agitation in dieſem Sinne wurde bejonders von dem Schagrat von 
Röffing und dem Staatsrat Zimmermann unter der Hand cifrig be= 
trieben. Dem Minifter von Borries aber erfchien eine derartige Einmiſchung 
der Stände in die auswärtige Politif äußerſt bedenklich, und es gelang 
ihm, den König davon zu überzeugen, dat die Einbringung eines jolchen 
Antrages, der ganz unndtigerweije in Berlin Anſtoß erregen fünnte, nicht 
rätlich jet. 

Allein bald genug wandte jich das Blatt. Graf Platen und Graf 
Ktielmannsegge, die in nahen Beziehungen zu dem Schagrat von Röſſing 
itanden, ließen, von dem Grafen von der Deden-Ringelheim unterjtügt, 
nicht mach, dem Könige die Opportunität eines jpontanen von den 
Kammern zu jtellenden Antrages in diefer Angelegenheit vorzuftellen. 
In einem Konſeil am 30. April, an dem außer den Miniſtern noch der 
Seneralpolizeidireftor Wermuth und der Kabinettsrat Ler teilnahmen, 
jollte die Frage definitiv entjchieden werden. Der König eröffnete die 
Situng mit dem Zugeftändnis, da den Ständen die Beichäftigung mit 
der deutjchen Frage durch die damaligen politischen Verhältnifje befonders 


*) Für das Folgende benutze ich die eigenhändigen Aufzeichnungen des Grafen 
von Borries und das Protofoll der Konfeilfigung vom 30. April 1862, 
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nahe getreten ſei. Deshalb jei er geneigt, eine Abweichung von dem 
allgemeinen Brincip, daß die Zulaſſung einer jtändifchen Einmifchung in 
die auswärtigen Angelegenheiten verfehrt umd gefährlich jei, diesmal zu 
geitatten. 

Für den Fall, dat die Einbringung eines jtändischen Antrages ge: 
nehmigt werden jollte, lagen fünf Entwürfe vor. Der eine rührte von 
dem Schagrat von Röſſing her, der zweite von dem Grafen von der 
Deden, ein dritter von dem Minister Graf Platen, während Graf 
Borries zwei Entwürfe zur Auswahl vorlegte. Nun begann eine ziemlic) 
lebhafte Diskuſſion. Wermuth, Dr. Ler jowie die Minifter von Borries 
und von Bar hielten es nicht ratfam, daß die Regierung jelbit oder durd) 
die Nechte der erjten Kammer die Sache anrege. Graf Platen dagegen 
machte geltend, daß den großdeutjchen Bejtrebungen jtet3 vorgeworfen 
würde, nur die Regierungen wären dafür, während die Bevölferungen zu 
Kleindeutſchland jtänden. „Dem entgegen zu treten,” jagte er, „gübe es 
nur ein Mittel, nämlich, daß die Organe des Volkes, die Ständeverſamm— 
lungen, fich gegen die Eleindeutjchen Beitrebungen und die preußiſche Spite 
ausſprächen. Sobald dies in Hannover gejchehen jei, würde er bei 
Sachjen, Württemberg und Bayern Schritte thun, um dort ein ähnliches 
Vorgehen der Stände zu veranlaſſen.“ 

„Ein derartiges Auftreten gegen das preußijche Neformprojeft fei 
um jo wichtiger, als — wenn auc alle Berliner StaatSmänner die 
preußiſche Spige im Kopfe hätten —, ficheren Nachrichten zufolge der baldige 
Eintritt des Herrn von Bismarck in das Ministerium zu gewärtigen fei, 
eines Mannes, der durch jeine fonjervative Politif im Innern im Gegen- 
jag zu jeiner Schluderpolitif nach außen auch bei der Streuzzeitungs- 
partei gewiß Unterjtügung finden würde.“ 

In ähnlicher Weife äußerten ſich Graf Stielmannsegge jowie der 
Kriegsminifter von Brandis, und der König entjchied, dal; demgemäß 
verfahren werden jollte. 

Die Verhandlungen über die Bundesforderungen gaben in den 
nächiten Tagen erwünjchten Anlaß, die Angelegenheit in den Ständen 
zur Sprache zu bringen. In der eriten Kammer gelang es ohne Schwierig: 
feit, die" Annahme des Nöffingjchen Antrages durchzufegen. In der 
zweiten Kammer dagegen erhob jich, als Profefjor Pernice am 3. Mai 
den Beichluß der erften zur Verhandlung brachte, eine lebhafte Debatte. 
Allein Bennigjen und feine Anhänger waren in einer jchwierigen Lage. 
Cie fonnten ſich nicht verhehlen, daß ihr Programm von dem Kern der 
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Bevölkerung nicht gebilligt wurde, und dieſe Erfenntnis bedrüdte jie bei 
ihrem Auftreten. „Sie haben fich niemals ſchwächer gezeigt, als bei diejer 
Diskuffion“, urteilt Zimmermann*). So kam denn mit großer Majorität 
(53 gegen 27 Stimmen) ein Beſchluß zu jtande, der mit dem der erjten 
Kammer im wejentlichen übereinftimmte. Auch die in einer gemeinjamen 
Kommiſſion endgültig vereinbarte Faſſung wich nur in ganz untergeord- 
neten Punkten davon ab**). 

Diefen Beſchluß teilte Graf Platen den mit Hannover verbündeten 
Regierungen mit und lenkte ihre Aufmerkſamkeit auf die Vorteile, welche 
ein gleichartige Vorgehen der dortigen Ständeverfammlungen haben 
würde — allein jeine Bemühungen hatten feinen Erfolg. Zu der Zeit 
hatte vielmehr die Kriſis ihren Höhepunkt bereits überjchritten. Hüben 
wie drüben war man fchließlich doch nicht geneigt, die Dinge auf Die 
Spige zu treiben. In Berlin machte ſich immer mehr die Erkenntnis 
geltend, daß man mit einer Armee, die zur Hälfte aus Landwehren be= 
jtand, nicht vermochte, eine Aftionspolitif im großen Stile durchzuführen. 
In Wien dagegen fonnte man den Entichluß nicht finden, die Gunſt 
der Umstände zu benugen, obgleich jegt, wo auch Hannover offen auf 
Defterreichs Seite getreten war, die Lage noch mehr Chancen des Erfolges 
bot, wie im Jahre 1850. Auch hielt man cS vielleicht für unmöglich, 
daß der König Wilhelm, der bet der Krönung in Nönigsberg öffentlich 
erklärt hatte, die Krone fomme nur von Gott, und cr empfange fie in 
Demut aus jeinen Händen, der eben erſt die liberalen Minifter entlaffen, 
jich jemals für die Umſturzpläne des Grafen Bernitorff und des Herrn 
von Bismard gewinnen laſſen würde. 


) Bericht Zimmermanns d. d. 7. Mai 1862. 

*) Sie lautete: „Stände benugen zugleich diefen Anlaß, um der königlichen 
Negierung ihren Dank dafür auszufprehen, daß fie in Verbindung mit anderen 
deutjchen Staaten eine Reform des dbeutichen Bundes ernitlich angeregt und zugleid 
Beitrebungen, welche auf Bildung eines engeren Bundesſtaates innerhalb des 
deutjhen Bundes und damit auf die unausbleiblihe Zerreißung des leßteren ges 
richtet find, gleich anderen deutihen Staaten entgegengetreten ift und an einem 
Berbande fejthielt, welcher das gejamte Deutjchland gleihmähig umfaßt. Auch 
Stände fünnen fein Heil in einem Kleindeutichland finden, ſondern fie teilen mit 
der föniglichen Regierung die Meberzeugung, dab die deutjche Föderation das ganze 
Deutichland als Grumdlage behalten muß und daß jedes Projeft einer Reform des 
Bundes, wenn folches aud anderen berechtigten Wünjchen des deutichen Wolfes 
Erfüllung zu bringen verſprechen jollte, von vornherein verwerflid ift, wenn es 
nicht das geſamte deutiche Vaterland zum Ausgangspunfte nimmt.” 
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Schon im Februar war Preußen mit dem Vorſchlage eines gemein- 
jamen Vorgehens am Bunde in der Eurhefliichen Angelegenheit hervor- 
getreten. Der Kurfürft jollte aufgefordert werden, geeignete Schritte zu 
thun, um die Verfafjung von 1831 unter Musjcheidung der bundes- 
widrigen Beitimmungen wieder ins Leben treten zu laffen. Graf Nechberg, 
der ſich dadurch verlegt fühlte, da der Kurfürft ſeit Jahren die öfter: 
reichiſchen Natjchläge nicht beachtet Hatte*), ging auf die preußijchen 
Bropofitionen bereitwillig ein. Dementjprechend ftellten die beiden Groß— 
mächte am 8. März ihren Antrag. Allein die Beichlußfafiung darüber 
verzögerte ſich nach Frankfurter Brauch wochenlang, und der Kurfürit, 
der auf Uneinigfeit am Bunde fpefufierte, erließ am 26. April eine Ver: 
fügung, wodurd von den Wählern zum Landtage, ehe fie an der Wahl- 
urne erichtenen, eine ausdrüdliche Anerkennung der Berfafjung von 1860 
verlangt wurde, und fchrieb am 3. Mai wirflic) die Wahlen nad) Maß— 
gabe diefer Verordnung aus. ine derartige Nichtachtung des Bundes: 
tages war den beiden Großmächten denn doch zu ſtark. Am 9. Mai 
beantragten jie gemeinjam die jofortige Siitierung des Wahlverfahreng, 
und Preußen jchlug vor, daß, wenn nicht bereits am nächjten Tage ein 
entjprechender Beſchluß erfolgte, ein öfterreichiicher und ein preußiicher 
General in bejonderer Miſſion nach Kaſſel gejchieft werden ſollten. Die 
Autorität des Bundes jo gänzlich zu ignorieren, lag jedoch nicht im Sinne 
Deiterreichs. Auf deſſen Betrieb erbaten jümtliche Gejandte telegraphijch 
Initruftion von ihren Negierungen, und die Mehrzahl von ihnen wurde 
rechtzeitig autorifiert, am 10. Mai für das Inhibitorium zu ftimmen. 
Daß ein Mehrheitsbeichluß in dieſem Sinne zu jtande fommen würde, 
unterlag nicht dem geringiten Zweifel, wenn auch die Erklärungen Hannovers 
und Mecklenburg-Schwerins nocd im Nüdjtande waren. Auch das Er— 
juchen des kurheſſiſchen Bevollmächtigten um Aufichub der Beſchluß— 
fafjung bis zur folgenden Situng konnte an dem GEndrejultat nichts 
ändern. 

Dennoch bejchlo man in Berlin, den General Williien ohne Verzug 
nach Kaſſel abgehen zu lafjen, wo er am 11. Mai abends eintraf. Sein 
Empfang beim Kurfürjten war ein höchſt unfreundlicher. Das Hand- 
jchreiben des König Wilhelm nahm diejer zwar an, warf es aber uneröffnet 
auf einen Nebentiſch. Es ſei jehr jonderbar, jagte er, daß der König 
von Preußen in folche Maßnahmen der inneren Verwaltung in einem Nad)- 


*) Beriht Zimmermanns aus Wien, d. d. 16. Juni 1862. 
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barlande jich einmijche, während er in jeinem eigenen Yande bald viel 
Schlimmeres werde thun müfjen. Auf eine Zurüdnahme der Verordnung 
vom 26. April wollte er ſich nicht einlafien, worauf Willifen die Ab- 
jiht Sr. Majejtät verfündete, den diplomatischen Verkehr abzubrechen. 
„Daran fann ich den König nicht hindern,“ entgegnete der Kurfürft, 
„aber es iſt doch ein eigentümliches Verfahren, Gejandte abzuberufen, 
weil in inneren Fragen in einem Nachbarlande nicht alles gejchieht, was 
man borjchreibt.” 

Zwei Tage nachher, am 13. Mai, nahm der Bundestag das In— 
hibitortum an. Preußen aber war entichlofjen, die kurheſſiſche Frage 
um jeden reis, ſei es mit, jei es ohne den Bund, zum Austrag zu 
bringen. Am 18. forderte Graf Bernjtorff ala Sühne für den beleidigen- 
den Empfang des Generald von Willifen und die Nichteröffnung des 
königlichen Handjchreibens die jofortige Entlafjung der heſſiſchen Minifter. 
Zugleich erhielten das weitphälische und Magdeburgifche Armeekorps 
Befehl, ſich in Marjchbereitichaft zu jegen. An demjelben Tage, wo 
dieje vollendet jein jollte, am 23. Mai, wurde der öjterreichiiche Antrag 
vom 8. März vom Bunde zum Beichlug erhoben und jofort erflärte 
Kurheſſen unter Rechtsverwahrung, daß es ihn vollziehen werde. 

Ein Alt der Selbithilfe aber, wie die von Preußen angefündigte 
Occupation Kurheſſens war neu in der Gejchichte des deutjchen Bundes. 
Auch jcheint jich Graf Bernitorff die möglichen Folgen feines Vorgehens 
nicht Klar gemacht zu haben. Wenigjtens war er höchit betroffen, als 
Bismard, um jeine Meinung befragt, erklärte, daß er, wenn er ihn 
zu jeinem Unterftaatsjefretär ernenne und den Krieg wolle, ihn binnen 
furzem einen deutjchen Bürgerkrieg bejter Qualität liefern fönne*). 
In diefer verfahrenen Situation aber jelbit das Minifterium des Aus- 
wärtigen zu übernehmen, dazu fühlte Bismard feine Neigung. Er wußte 
nur zu wohl, daß Preußen nur dann die Gefahr eines großen Krieges mit 
Oeſterreich und den Meittelitaaten auf jicy nehmen durfte, wenn es die 
Neuorganifation feines Heeres durchgeführt hatte. Mit Freuden nahm er 
daher den ihm gebotenen Poſten eines Gejandten in Paris an, der ihm 
am 24. Mai übertragen wurde. Allenthalben aber jah man in ihm den 
fommenden Mann. Auch Zimmermann jchreibt: „Bismard wird vermutlich 
früher, al3 das Jahr abgelaufen ist, dem Berliner Kabinett zu Hilfe eilen 
und ſich als Minijter einrangieren laſſen müfjen“**), 


*) von Sybel a. a. D., II. Teil, S. 421. 
**) Ymmediatberiht Zimmermanns d. d. 2, Juni 1862. 
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Der Kurfürft von Hefien jchien anfangs nicht übel Luft zu haben, 
es aufs äuferjte ankommen zu lafjen. Den König Wilhelm dagegen 
verjtimmte es, daß der Mintjterwechjel jich von Tage zu Tage verzögerte. 
Er war drauf und dran, feinen Truppen, die Gewehr bei Fuß an der 
bejliichen Grenze jtanden, den Befehl zum Einrüden zu erteilen. Aber 
das Wiener Kabinett riet dringend, zu dem bundesmäßigen Wege zurüd: 
zufehren*). Nechberg bot jogar jelbjt die Hand, um Preußen das Heraus- 
fommen aus jeiner jchtwierigen Situation zu erleichtern. Noch vor 
furzem hatte er erklärt, dat; das Verlangen eines Miniſterwechſels zu 
tief ın die Souveränetätsrechte des Kurfürſten eingriffe. Jetzt machte er 
um Des Friedens willen in Staffel jeinen Einfluß geltend und er- 
mahnte zum Nachgeben. Da endlich, als er jah, daß er nirgends auf 
Unterftügung zählen fonnte, fügte fich der jtarrföpfige Fürft. Durch 
Verordnung vom 21. Juni 1862 jtellte er die Berfaffung von 1831 
wieder her und ernannte einen Herrn von Dehn-Rothfeljer, einen gewifjen- 
haften und aufrichtigen Mann, zum leitenden Minifter. Auf den Bor: 
ſchlag des öfterreichiichen Gejandten, Windthorft diefen Poſten zu über: 
tragen, war er nicht eingegangen **). 

Mit der Abreife Bismards nach Paris war die dringendite Gefahr 
für Hannover befeitigt. Allein der König Georg hielt e8 in jeiner 
erponierten Stellung doch für angezeigt, auf eine Wiederfehr ähnlicher 
Komplikationen Bedacht zu nehmen. Es jchien ihm dringend notwendig, 
durch ein engeres Zujammenjchliegen der vier außerpreußiſchen Bundes- 
forps ich gegen Ueberrafchungen zu jichern. Zimmermann wurde daher 
Mitte Juni im geheimer Miſſion nach Wien entjandt, um den Kaijerlichen 
Hof für diefen Plan zu gewinnen. Allein er fand dort anfangs wenig 
Neigung, auf die Sache einzugehen. Namentlich auf Verabredungen 
jtrategijcher Art, wie jie bei dem Eintritt Bismards in das Minijterium 
vielleicht notwendig gewejen wären, wollte man jich nicht einlajjen. 
Schlieglich aber fam Zimmermann doch mit Nechberg überein, die Abhaltung 
eines gemeinjamen Uebungslagers bei Aichaffenburg zu beantragen; und 
zwar jollte diejes gelegentlich der Konferenzen über die mögliche Bundes: 


*) Depeſche Neigenfteins d. d. 10. Juni 1862. 

*) Bericht Zimmermannd aus Wien d. d. 16, Juni 1862. Ueber die fur- 
heſſiſche Angelegenheit vergl. von Sybel a. a. O., IL, S. 415 ff. Die Darftellung, 
als ob der Kurfürft allein durch das energiihe Auftreten Preußens zum Nachgeben 
bewogen wäre, findet in den mir vorliegenden Alten feine Beitätigung. 
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reform gejchehen, die Dejterreich in der nächſten Zeit zujammen zu 
berufen gedachte *). 

Am 7. Juli begannen diefe Beſprechungen, an denen außer Deiter- 
reich Bevollmächtigte der vier Königreiche, der beiden Heſſen und Nafjaus 
teilnahmen. Preußen hatte troß wiederholter Aufforderung die Beteiligung 
abgelehnt. Die Vorlagen betrafen eine gemeinjchaftliche Gejeggebung, ein 
Bundesgericht und das Ajchaffenburger Lager. Zur Beratung über ein 
deutjches Civil» und Kriminalgejegbuch jollten außerdem Delegierte der 
deutjchen Ständefammern zugezogen werden. Die Verhandlungen führten 
jedoch nur teilweife zu einem zufriedenjtellenden Ergebnis. Namentlich auf 
gemeinjchaftliche Truppenübungen wollten ſich die Staaten, die außerhalb 
der preußiſchen Machtiphäre lagen, nicht einlajien. Was halfs, daß der 
Ktaijer von Dejterreich darin „ein vortreffliches Mittel jah, den hege— 
moniftiichen Beitrebungen Preußens entgegenzutreten und weiteren Militär: 
fonventionen vorzubeugen“ **), Sachſen und Bayern erhoben Einwendungen 
mancherlei Art, und Hannover verzichtete infolgedeflen, einem Wunjche 
Oeſterreichs nachgebend, auf den betreffenden Antrag. Dagegen wurden 
die andern Vorlagen in einer vertraulichen Konferenz am 10. Auguſt ein- 
jtimmig angenommen, und Graf NRechberg verjprach, fie der Bundes- 
verjammlung in der nächiten Sitzung zur Beichlußfaffung vorzulegen und 
zu befürworten. 

Mittlerweile hatte Graf Borries die Ueberzeugung gewonnen, daß 
jeine Stellung jeinen Kollegen jowohl, wie dem Könige gegenüber völlig 
unhaltbar geworden war***). Am 23. Sanuar 1862 follte die neu erbaute 
Eijenbahnjtrede von Bremen nach Geejtemünde feierlich eröffnet werden. 
Sämtlide Miniſter hatten Einladungen zu dieſer Feſtlichkeit erhalten. 
Bei der Abfahrt aber erjchten feiner von ihnen auf dem Bahnhofe und 
Borries mußte allein reifen. Freiherr von Brandis entjchuldigte fein 
Ausbleiben nachher mit Unwohlſein und von Bar mit dem Umſtande, 
daß er furz vorher um feine Entlafjung gebeten habe. Graf Platen und 
Graf Ktielmannsegge dagegen hielten es nicht der Mühe wert, die Sache 
jpäter überhaupt zu erwähnen. Einige Wochen danach begab fich der 
König ſelbſt nach Geejtemünde, um fich von dem Fortſchritt der Hafen- 


*) Bertrauliche Berichte Zimmermanns d. d. 16. und 23. Juni 1862, 
** Depeſche Stockhauſens d. d. 10. Auguft 1862. 
**) Für das Folgende benuge ich die eigenhändigen Aufzeichnungen des 
Grafen Borries. 
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bauten zu überzeugen, ohne dem Grafen Borries vorher irgend welche 
Mitteilung von feiner Abftcht zu machen. Auch zur Begleitung des 
Monarchen wurde er nicht aufgefordert und bei den Empfangsfeierlichkeiten 
jeiner Verdienſte um die Anlage, die er doch ins Leben gerufen hatte, 
mit feinem Worte gedacht. 


Anfangs Juli trat der König infolge einer Einladung des Grafen 
Bremer eine Reife in die Provinz Bremen an, die noch fein Fürſt feines 
Hauſes perjönlich befucht hatte. Graf Borries, der feine Aufforderung 
erhielt, ji dem Gefolge Cr. Majeſtät anzujchliegen, fühlte ſich zurüd- 
gejett, obgleich er wegen der noch tagenden Stände kaum abkömmlich 
war, und bat dringend um nunmehrige Genehmigung jeines Abjchiedg- 
gejuchs. Erſt am 6. Juli ging ihm aus Gadenberge, dem Schlojje des 
Grafen Bremer, telegraphiich die „Freundliche Bitte“ des Königs zu, 
jich jedenfall® in Stade einfinden zu wollen. Worher aber machte der 
Monarch noch einen Abjtecher nach Curhaven und dem Lande Wurften. 
Bei Diejer Fahrt fam es zu jo energischen Kundgebungen gegen das 
Borriesjche Regiment, da er einjah, er mußte jich, To ſchwer es ihm aud) 
anfam, von jeinem langjährigen Berater trennen, wenn nicht die Liebe 
und das Bertrauen der Unterthanen zu ihrem angejtammten Yandesherrn 
jchwer erjchüttert werden fjollte. Am 9. Juli wurde der König nad) 
einem  feftlihen Empfang von jeiten der „Landesitube des Landes 
Wurſten“ zu einem Diner im Landeshaufe zu Dorum emgeladen. Nach 
der Tafel baten mehrere Hofbefiger, eine von zahlreichen Bewohnern des 
Landjtrichs unterzeichnete Bittſchrift überreichen zu dürfen. Sie hatte zum 
Berfafjer den bekannten Abgeordneten Adides, der aber ſelbſt nicht zugegen 
war. Graf Bremer, der den König begleitete, vermittelte Die Uebergabe 
der Petition, in der Die allgemeine Unzufriedenheit über die jegigen 
Zuſtände und die Bitte um Entlajjung des Grafen Borries ausgeiprochen 
war. Auf Georg V. machte die Borlefung des Schriftitüds, worin die 
freien Marjchbauern offen ausjprachen, was die Mehrzahl der Bevölkerung 
im Stillen wünjchte, einen tiefen Eindrud. Die Deputation wurde daher 
über ihr Erwarten gnädig entlafjen*). 

So erklärt es ſich, daß Graf Borries in Stade zu jener Llleber- 
rajhung vom Könige äußerſt fühl empfangen wurde und tief erbittert 


*) Die Angaben über diefe Audienz verdanfe ich der gütigen Mitteilung des 
Herrn Hofbejigers H. Allmers in Rechtenfleth, des bekannten Verfaſſers des „Marichen: 
buches“. 
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nach Hannover zurücklehrte. Auch Hier ging es ihm nicht viel bejjer. 
In der Stadt wurden TQTaufende von Flugblättern verbreitet, die zum 
bevorjtehenden Wahlfampfe die Parole ausgaben: „Es lebe der König! 
Fort mit dem Grafen Borries! Fort mit dem Polizeidireftor Wermuth!“ 
Am Hofe fühlte er fich gleichfalls zurücgefegt, und reiſte deshalb, jo bald 
er fonnte, nach dem Bade Soden ab. Gleichzeitig ließ er durch den 
Kabinettsrat Lex dem Allerhöchiten Herrn die Bitte vortragen, er möge 
ihm bis zu jeiner Rückkehr einen Nachfolger geben. 

Der Nönig hatte die Abficht fundgegeben, die Wiederkehr des Tages, 
wo er vor 25 Jahren an der Seite jeiner Mutter in die Rejidenz ein- 
gezogen war, im Kreiſe der Bürger zu feiern, und das große jtädtijche 
Echügenfeit, das zu diefem Zeitpunft abgehalten wurde, gab dazu den 
erwünschten Anlaß. Es follte zugleich ein Verſöhnungsfeſt zwiſchen Fürſt 
und Volk fein, und die Einwohner jahen darin den Beweis, daß die Irrungen 
und Mikverjtändniffe der letzten Jahre endgültig abgethan waren. Am 
15. Juli abends fuhr der König bei jtrömendem Negen hinaus nach dem 
Feſtplatz. Dort hatte man alle möglichen Vorbereitungen getroffen, um 
ihn würdig zu empfangen. 60 weihgefleidete Mädchen überreichten ihm ein 
Gedicht und jtreuten Roſen auf feinen Weg, als er ſich nach dem großen 
Bürgerzelte begab, vor dem ein Transparent mit einem bombajtifchen 
Feitgedicht angebracht war*). 

Bon Zelt zu Zelt ging der König. Im dem einen tranf er ein 
ihm fredenztes Glas Bier, in dem andern verjprach er dem betreffenden 
Verein einen altertümlichen Pokal. Allenthalben gewann er durch jeine 
leutjelige Art, mit den Bürgern zu verfehren, die Herzen der Feſt— 
teilnehmer, und wenn auch in den Begrüßungsreden gewifje Ueberſchweng— 
lichkeiten mit unterliefen, jo kamen doc die Gefühle der Loyalität und 
der Anhänglichkeit an den Landesherrn unverfälicht zum Ausdrud. Selbjt 
die Widerjtrebenden wurden durch die ummiderjtehliche Liebenswürdigfeit 
und Herablaffung des Königs fortgerifjen. 


*) Der Anfang besielben lautete: 


„Wer ift Hannovers höchſtes Gut? 

Wem opfern freudig Leben wir und Blut? 

Der König iſt's, der echte Welfenſproß, 

Durd den die Stadt jo herrlich ward und groß. 
Er zog vor fünfundzwanzig Jahren im Verein 
Mit jeiner Mutter in die Stadt hinein.” 
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Um jo überrajchender war es, daß wenige Wochen nachher diejelbe Haupt- 
ftadt der Schauplag tumultuarischer Kundgebungen gegen die Regierung 
wurde. Die Veranlaſſung dazu war eine ganz eigentümliche. Seit dem 
Sahre 1790 wurde in allen Volksſchulen der Religionsunterricht nad 
Anleitung des jogenannten Zandesfatechismus erteilt. Er war ein Produkt 
der freieren Auffaſſung in firchlichen Dingen, die ſich zur Zeit der 
franzöfiichen Revolution unter den Theologen verbreitet hatte. Zwar 
hielt er jich nicht jtreng an die in feinem inneren Zuſammenhang jtehenden 
fünf Hauptitüde des lutherischen Katechismus, jondern begann mit der 
Lehre von Gott und der heiligen Schrift. Nach einer ausführlichen 
Darlegung der göttlichen Eigenjchaften und der Lehre von der Schöpfung 
und Vorſehung ging er jodann zur Lehre von den Pflichten des Menjchen 
über. Ein fühlbarer chriſtlich-ſittlicher Ernſt durchwehte die ganze Ausführung. 

In der Reaktionszeit der zwanziger Jahre unferes Jahrhunderts 
aber machte ſich unter den Iutherifchen Geiftlichen zuerjt eine Umkehr zu 
einer mehr orthodoren Richtung bemerkbar. Dieje Bewegung geriet 
während der Nevolutionsjahre 1848 und 49 einigermaßen ins Stoden, 
um nach dem Eintritt ruhiger Zeiten wieder zu erftarfen. Die Anhänger 
der jtrengen Glaubenslehre juchten nun einem Rückfall in die zerjegende 
rattonaliftiiche Richtung nach Möglichkeit vorzubeugen. Dazu ſollte vor- 
nehmlich die Herjtellung eines einheitlichen fräftigen Ktirchenregiments durch 
Einrichtung eines allgemeinen Landeskonſiſtoriums dienen; — allein die 
Stände Ichnten den Antrag mit großer Mehrheit ab. Durch ihre Ber: 
bindungen gelang es aber der orthodoren Partei, immer zahlreicheren 
Slaubensgenofjen einflugreiche Stellen zu verjchaffen. Sie unterjtügten 
das von einem Paſtor Harms in Hermannsburg zuerit ins Leben gerufene 
Miſſionsweſen, und wirkten dahin, daß die jungen Theologen vorzugsweiſe 
die Univerfität Erlangen bejuchten, während ſie jich jolchen Hochjchulen, 
an denen ein freier theologiicher Geiſt herrichte, fern hielten. Wer nicht 
in ihrem inne firchlich gejinnt war, der galt als ein Ungläubiger, der 
nicht jelig werden fünne. Daß diefe Männer an dem alten Landes: 
fatechismus Anſtoß nahmen, daß jie manches daran auszujegen fanden, 
it begreiflih. Bor allem tadelten jie, daß er „lich zwiſchen Die fünf 
Hauptjtüde und Luthers Auslegung wie ein Graumwadengejchiebe zwijchen 
eine edle Ader mitten hineindrängt und fie auseinanderfprengt mit jeinen 
acht Abſchnitten“*). Sie erklärten ihn in „jeiner jelbjtgewählten Methode 


*, Superintendent Dr. Albrecht Lührs, „Katechismusſchule“ 1. Abteilung ©. 13. 
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und feiner büchermäßigen Sprache” für einen völlig verfehlten Verſuch, 
„per ohne Vorgänger und Nachfolger geblieben ſei“. Folgerichtig ftrebten 
fie danach, ein neues Lehrbuch einzuführen, welches an feiner Statt dem 
Religionsunterricht in den Volksſchulen zu Grunde gelegt werden follte. 
Auch mag es jein, daß der Landeskatechismus zu diefer Zeit als veraltet 
an manchen Schulen jchon feine Anwendung mehr fand. 
Den König berührte die Abficht, daS Wolf wieder zum reinen Glauben 
zurüczuführen, äußerſt ſympathiſch. Er berief eine Kommiſſion, welche 
unter dem Vorſitze des Konfistorialrats Niemann im Herbite des Jahres 
1856 zujammentrat, um die Angelegenheit einer gründlichen Prüfung zu 
unterziehen. Auf Verfügung des geiftlichen Minifteriums nahm außerdem 
noch der Abt Ehrenfeuchter als Vertreter der Göttinger theologijchen 
Fakultät an den Beratungen teil. 

Alle diefe Männer gehörten der herrjchenden jtreng kirchlichen Partei 
an. Dagegen, daß ſie jich bei ihrer Arbeit eng an den Lutherſchen 
fleinen Katechismus anlchnten, läßt ſich indes nichts einmwenden. Aber 
e3 iſt völlig unbegreiflich, daß ſie einjtimmig bejchloffen, nicht jelbitändig 
eine fatechetiiche Erklärung der fünf Hauptjtüde zu bearbeiten, jondern 
den alten, von einem Generaljuperintendenten Michael Walther in Celle, 
einem lutherischen Streittheologen des 17. Jahrhunderts, verfahten 
Katechismus wieder herzujtellen, — den man vor jiebzig Jahren be- 
reits als antiquiert befeitigt hatte. Sie bezeichneten ſich ſelbſt als 
„Nejtauratoren eines alten klaſſiſchen Gemäldes“, die von eigner Art 
nichts Hinzugethan, auch fehlende Züge nur aus dem Geift des reftaurierten 
Bildes jelbjt genommen, „jede Aenderung und Begrenzung aus den 
Waltherjchen Urquellen Haben fließen lajien“. Die Redaktion wurde 
dem Superintendenten Lührs übertragen, der das ganze Werf bis zum 
Ende des Jahres 1858 zum Abſchluß brachte, das dann noch den 
Konſiſtorien des Landes und der theologischen Fakultät in Göttingen 
zur Begutachtung vorgelegt wurde. Dem Stultusminifter von Bothmer 
erjchien indes der Geift, den das ganze Opus atmete, einigermaßen 
bedenklich. Obgleich er jelbjt der jtreng firchlichen Richtung angehörte, 
war er doch nicht gewillt, für das hyperorthodoxe Machwerf dem Lande 
gegenüber die Verantwortung zu übernehmen, und da er vorausjah, daß 
der König nicht davon abzubringen jein würde, jo bat er um feine Ent- 
lafjung. Aber bevor cine Entjcheidung darüber erfolgt war, verfiel er in 
eine ſchwere Krankheit, der er nach dreivierteljährigem Leiden erlag (Ende 
1861). Der Juftizminijter von Bar, dem der König das Kultusminifterium 
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interimiftijch übertrug, war noch weniger geneigt, ſich mit der Sache zu 
befafjen, und ſuchte gleichfalls um feinen Abjchied nach. Graf Borries 
aber wurde nicht um feine Anficht gefragt. Nun hatte die ftrenggläubige 
höhere Geiftlichkeit allein das Ohr des Königs. Sogar ohne die Heinen 
Bedenken der theologischen Fakultät zu berüdfichtigen, beivog fie ihn, am 
14. April 1862, dem Konfirmationstage des Kronprinzen, eine ®er- 
ordnung zu erlaffen, wodurch er aus eigener Machtvollfommenheit die 
Abichaffung des alten Landesfatechismus und die Einführung von 
„Dr. Martin Luthers fleinem Katechismus nebjt Erflärung“ verfügte. 
Das Nonfijtorialausjchreiben bezeichnete das Bud) als „ein Gejchenf 
(andesväterlicher Fürſorge“, das bejonders der dienjtlichen Verwaltung 
der Geijtlichen und Lehrer anvertraut werde. Won ihrer Einjicht und 
ihrer Treue hinge es ab, ob der neue Katechismus „den Segen und Die 
Früchte bringt, welchen wir mit unjerm vielgeliebten Könige von Gott 
erflehen“. Denn es fchiene der Zeitpunkt gefommen, wo gegen die ver- 
meintliche Wifjenjchaftlichkeit der Univerfitäten vorgegangen werden müſſe, 
gegen jene Theologie, die „ein trübes Gebräu, mit der Vernunft rajend“, 
gegen die Bollwerfe des Glaubens anftürmte. Um diefen Kampf durch— 
zuführen, jollte den Predigern und Lehrern in dem neuen Katechismus 
eine „unverrückte“‘“ Richtſchnur ihrer Unterweifung gegeben werden, „eine 
gleichmäßige Anleitung, das Wort recht auszuteilen“, 

Ein Rejtript des königlichen Konfiftoriums vom 22. April 1862 
verfügte, daß jchon von Michaelis an diejer Katechismus in Schule und 
Konfirmandenunterricht allein gebraucht werden ſolle. Auch wurde jedem 
Prediger und jedem Schullehrer ein Eremplar desjelben zugejchidt. Das 
Bekanntwerden feines Inhalts rief zuerjt unbegrenztes Erjtaunen, dann 
allgemeine Entrüftung hervor. Man jah darin die Abficht der herrichenden 
firchlichen Partei, daS Denfen und den Glauben des Volfes auf Die 
Bildungsitufe des 16. Jahrhunderts zurüdzuführen. Es war ein bewuhter 
Schlag gegen die anderthalbhundertjährige Entwidelung der neueren 
deutjchen Theologie und des deutjchevangelifchen Volkslebens ſeit Luther. 
Diejer felbjt hatte nach feinem eigenen Ausdrud den Katechismus in 
jolche „Keine, jchlichte, einfältige Form“ gebracht, weil ihn die „Eägliche, 
elende Not, die gänzliche Unwifjenheit der Gemeinden und die Unthätig- 
feit der Pfarrherrn“ dazu gezwungen. Nun lajen die Hannoveraner mit 
Erjtaunen, daß ihnen das Lehrbuch, aus dem fie jelbjt, ihre Eltern 
und Großeltern, den Unterricht in der chriftlichen Glaubenslehre erhalten 
hatten, genommen und ihren Kindern jtatt deſſen „die altorthodore Dogmatik 
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mit allen ihren Härten und Limbegreiflichfeiten im ihrer abjtogenden 
Schulfprache und ihrer gemütlojen Trodenheit“*) beigebracht werden follte. 
Gleich der erjte Blick belehrte fie, daß alle die ſchönen Liederverje, die jie 
in ihrer Jugend gelernt und als unveräußerlichen Schat mit ins Leben 
hinaus genommen hatten, verſchwunden waren. Statt deſſen hatte man 
dem Buche noch „Weitere Zugaben zur Uebung der Gottſeligkeit“ bei- 
gefügt. Darin wurden alle Stände ermahnt, ihres Amtes und Dienites 
in der Welt wohl und Kriftlich zu warten: 

„Ein Feder lerne fein Leltion, 

Dann wird ed wohl im Haufe ftohn.“ 

Ein Chriſt aber war nach der Erflärung des Statechismus „Ein 
Sejalbter, der aljobald in der Taufe die Salbung des Heiligen Geiftes 
von Dem empfangen, der heilig iſt“*). Schon im erjten Zeil, der Die 
fünf Hauptftüde bringt, findet fi) in dem Abjchnitt, der von der Taufe 
handelt, ein Zuſatz wiederhergejtellt, „wie man die Einfältigen joll lehren 
beichten“, den die Verfafjer des Katechismus von 1790 mit richtigem Tafte 
weggelafjen hatten. Vergeblich Haben fich die Urheber des neuen Kate— 
chismus von der Unterjtellung zu reinigen gefucht, als ob fie damit fatholi- 
fierende Tendenzen wieder in die lutheriſche Kirche hätten einführen wollen. 
Denn wozu jollten den Kindern die Symbole der altchriftlichen Kirche, 
die Concordienformel und das nicätiche und das athanaftanische Glaubens- 
befenntnis wieder gelehrt werden? Was iſt es anders, wie die MWieder- 
einführung der Ohrenbeichte, wenn die Gemeindeglieder angewiejen wurden, 
vor dem Beichtiger die Sünden anzugeben, „die wir wiſſen und fühlen 
im Herzen“ ***), wenn „die Beichtväter durch Amt umd Pflicht zur gänz- 
lichen Verſchwiegenheit verpflichtet wurden?“ +) Und dabei wurde noch 
gelehrt, da ihnen „von ihrem HErrn Ehrifto die Schlüffel des Himmel: 


*, „Der neue evangeliihe Iutheriiche Landes: Katehismus im Königreich 
Hannover“ von Oberkirchenrat Profefjor Schenkel in Heidelberg, ©. 29. 

**) Dr. Martin Luthers Heiner Katehismus mit Erflärung, ©. 33. 

**) So follft du zu dem Beichtiger fprechen: „Lieber würdiger Herre, ich bitte 
Euch, wollet meine Beichte hören, und mir die Vergebung ſprechen um GOttes Willen.“ 

Sage an: 

„Ich armer Sünder befenne mich vor GOtt aller Sünden ſchuldig. In— 
ionberheit betenne ih vor Euch, daß ich meine Kinder, Geſinde, Weib nicht treulich 
gezogen habe zu GOttes Ehre. Ich Habe geflucht, böſe Erempel mit unzüchtigen 
Worten und Werken gegeben, meinem Nachbar Schaden gethan, übel nachgeredet, 
zu teuer verkauft, falfche und nicht ganze Ware gegeben“ uſw. 

+) Kleiner Katehismud, Zugabe 4, Nr. 8 und 14ff., ©. 168 ff. 
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reichs anvertraut” wären, denn: „das Amt der Schlüffel iſt die jonderbare 
Ktirchengewalt, die Chriftus feiner Kirche hat gegeben, den bußfertigen Sündern 
die Sünden zu vergeben, den Unbußfertigen aber die Sünde zu behalten, ſo— 
fange fie nicht Buße thun.“ Und doc) rührte dieje Lehre gar nicht von Luther 
jelbjt her, jondern war erit im Jahre 1554 von dem vorpommerjchen General- 
fuperintendenten Knipſtrovius in den Katechismus hineingebracht worden. 
Ganz unbegreiflich ift e8 ferner, daß die alten Anweiſungen Luthers „wie ein 
Hausvater jein Gefinde joll lehren, Morgens und Abends fich jegnen“, wieder 
hervorgejucht wurden, daß noch im Jahre 1862 nach der Meinung des Kon— 
ſiſtoriums die Vorjchrift gelten jollte: „Des Morgens, jo du aus dem Bette 
fährſt, jollft dur dich fegnen mit dem heiligen Kreuz und jagen: das walte 
GOtt Water, Sohn und heiliger Geist. Amen“*). Was joll man ferner dazu 
jagen, wenn jedem hannoverjchen Katechismus-Chriften zugemutet wurde, 
zweimal täglich das „apoftolische Symbolum“ zu beten, wenn in einem zum 
Gebrauch empfohlenen Tijchgebet nach dem Spruch: „Danfet dem Herrn, 
denn Er iſt freumdlich und Seine Güte währet ewiglich”, wörtlich jteht: „Er 
hat nicht Luſt an der Stärke des Rofjes, noch Gefallen an Jemandes Beinen“, 
wenn gelehrt wird, die Kirche teile und Heilige den Tag durch die Betglode, 
und das ganze chriftliche Leben müſſe in eine fejte Gebetsordnung gefaßt 
werden. Daß die Lehre vom leibhaftigen Teufel und feinen Engeln in ihrer 
ganzen Strenge wieder hervorgejucht wurde, iſt jelbjtverjtändlih. Damit 
ward die ganze mittelalterliche Lehre von Zauberei und Hexerei wieder 
heraufbejchworen, denn der Katechismus jagt ausdrüdlich, dag Wahrjager, 
Seichendeuter, Geilterbanner und dergleichen den Glauben verleugnen, und 
‚„notfientlich oder ummijjentlich mit dem Teufel in Verbindung treten“ **). 

Jemehr die Kenntnis von dem Inhalt des neuen Lehrbuches jich im 
Lande verbreitete, deſto allgemeiner bäumte jich das religiöfe Gefühl der 
proteftantischen Bevölferung dagegen auf. Schon im Juli zog in Celle 
eine Schar von Hundert Kindern hinaus vors Thor, türmte aus den 
Ktatechismen einen Scheiterhaufen auf und verbrannte fie unter dem Ge— 
jange: „Ein’ feite Burg iſt unſer Gott“, Sogar der alte treue Kammer— 
Diener des Königs erflärte unter bitteren Zähren, daf, „wenn Ee. Majeftät 
ihn auch jogleich aufs Schaffot ſchicken würde, dennoch jeine Kinder 
niemals den nenen Katechismus zur Hand nehmen follten. Ihr ewiges 
Seelenheil jet ihm mehr wert, ald Alles und jein Leben“***). 

*) Kleiner Katehismus, Zugabe 4, Nr. 8. und 14ff., ©. 26. 

N Katechismus a. a. D., S.49, Frage 46 u. 47. 

++, Meding, „Memoiren zur Zeitgeſchichte“, I, S. 255. 
Hafiell W. v., Das Königreich Hannover. Bd. II. 831 


482 Ardidialonus Bauerjhmidt vor das Konfifterium nad) Hannover beichieden. 


In eine bejonders jchwierige Yage gerieten nun die Hunderte von 
Seiftlichen, die mit der jtarr orthodoren Richtung der herrichenden Mehr: 
zahl nicht eimverjtanden waren, und ihren Gemeinden das Evangelium 
der chrijtlichen Liebe und Toleranz gepredigt hatten. Daß der König 
als oberjter Biſchof das Necht bejah, durch Immediaterlaß die Einführung 
eines neuen Lehrbuches in den Schulen zu verfügen, lich jich nicht be= 
zweifeln. Die Prediger, welche damit nicht einverjtanden waren, aber 
famen durch die Befolgung diejer Anordnung in jchwere Gewiſſenskonflikte. 
Entweder fie mußten lehren, was fie nicht glaubten, oder fie machten ſich 
der MWiderjeglichkeit gegen den geiftlichen Oberherrn jchuldig und hatten 
jtrenge Bejtrafung, vielleicht jogar Amtsentjegung zu gewärtigen. Vers 
geblich wartete daher die Bevölkerung lange Zeit, daß von jeiten der 
Geiſtlichkeit die Schwächen des neuen Katechismus beleuchtet würden. 
Endlich brach der Archidiafonus Bauerjchmidt in Lüchow das Schweigen. 
In einer Brojchüre: „Prüfet Alles“, unterzog er den neuen Katechismus 
in populärer Weife einer jcharfen Kritik. Die Schrift machte ungeheueres 
Aufjehen. Taujende von Eremplaren gingen von Hand zu Hand, wurden 
mit Begierde gelefen, und der Auf: „Man will uns fatholijch machen“ 
ging durch das ganze Yand. 

Noch hoffte man am mahgebender Stelle, durch energijches Auftreten 
die gefährliche Bewegung unterdrüden und die anderen Geistlichen ein: 
jchüchtern zu fönnen. Vier Tage nach) Herausgabe der Brojchüre wurde 
Bauerjchmidt vor das Konſiſtorium bejchieden, um ich zu rechtfertigen. 
Allein dieſe Maßregel fiel ganz anders aus, wie man höheren Orts 
erwartet Hatte. Die ganze Reife des Angeklagten war ein Triumphzug 
von Lüchow nach Hannover. In allen Orten, die er berührte, jtrömte 
das Volf zujammen und ermutigte ihn durch Zurufe zum furchtloſen 
Ausharren. In Hannover jelbit, wo er am 6. Augujt anfam, war Die 
Aufregung eine ganz gewaltige. Tauſende von Bürgern empfingen ihn 
am Bahnhofe mit Lebehochrufen und Tücherichwenfen. Bon da begleitete 
ihn die immer mehr anjchwellende Menge nach feiner Wohnung, wo ihm 
ein Hoch ausgebradht und das Lied „Ein’ feite Burg iſt unſer Gott“ 
angeftimmt wurde. Am Abend wiederholte fi die Scene. Eine nod 
gröhere Volksmaſſe verjammelte jich vor dem Logis des Kämpfers für 
Wahrheit und Recht und fang in feierlicher Weife den Choral „Nun 
danfet alle Gott“. Und als Bauerjchmidt fic) am nächiten Morgen um 
11 Uhr nach dem nahen Stonjiitorialgebäude an der Branditraße begab, 
bildeten die Bürger Spalier auf jeinem Wege. Weiß gefleidete Mädchen 
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jtreuten Blumen auf feinen Pfad, und ein Zorbeerfranz wurde ihm voran- 
getragen. Am andern Tage, dem 8. Auguft, bejchied das Konſiſtorium 
ihn abermal3 vor jein Forum, und abermals brachte die zujammen- 
geitrömte Menge ihm ihre Huldigungen dar. Als er ſich nachmittags 
zum Bahnhofe begab, um nach Süddeutjchland abzureijen, umdrängte 
eine braujende Volksmaſſe jeinen blumengejchmüdten Wagen. Berjchiedent- 
lich wurde er angehalten, um die Ovationen der Bevölkerung in Empfang 
zu nehmen. Auf dem Ernſt-Auguſt-Platz aber war das Gedränge jo 
arg, dag der Wagen faum durchzudringen vermochte. Die Lokomotive, 
welche den Gefeterten entführen jollte, hatte man jchon vorher mit 
Blumen befränzt, und unter den begeilterten Zurufen der Menge jette 
ji) der Zug in Bervegung. 

Unterdefjen juchte ein anderer Volfshaufe, der vor dem Konſiſtorial— 
gebäude geblieben war, den Sonjijtorialräten Niemann und Uhlhorn, die 
die Vernehmung geleitet hatten, jein Mißfallen zu bezeugen. Als fie auf 
die Straße Hinaustraten, drängten ſich die Umpftehenden mit wüſtem 
Geſchrei an fie heran. Freche Buben hefteten unter dem Beifallsgebrüll 
des Pöbels Uhlhorn eine Teufelsfrage auf den Rüden, ohne daß er es 
merkte. Andere machten ihrem Haß gegen die ganze theologische Fakultät 
Luft und fangen: 

„Du kleiner Ehrenfeuchter 

Willſt fein der Wahrheit Leuchter; 
Laß leuchten doch dein Licht, 

Du Heiner Böſewicht!“ 


und die Drohungen wurden jchließlich jo arg, daß die beiden, um ihr 
Leben zu retten, jich in das Königliche Palais flüchten muften. Abends 
309 eine ungeheure Menge vor die Häuſer der Mifliebigen am Bahnhofs- 
thore, dem heutigen TivolisUlebergang. Donnernde Bereats erichallten zu 
ihnen herauf und die Badjieine eines Neubaues in der Nähe wurden 
benust, um ihnen die Fenſter einzuwerfen. Vergeblich juchten Gendarmerie 
und Polizei die Maſſen zu zerjtreuen. Endlich mußten Milttärpatrouillen 
mit der blanfen Waffe einjchreiten, denen es, allerdings micht ohne Mühe, 
gelang, die Ruhe wiederherzujtellen, nachdem der Janhagel in feiner 
ſinnloſen Wut noch die Kandelaber und Laternen vor dem Theater und 
in der Stadt zertrümmert hatte. 

Auf die Kunde von den Vorfällen in feiner Reſidenz war der König, 
der damals die Kur des Naturarztes Lampe in Goslar gebrauchte, nad) 
Herrenhaufen geeilt. Hier überreichte ihm am Wormittage des 9. Auguft 
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eine Deputation eine von 3000 Bürgern unterzeichnete Petition, worin die 
Bitte ausgeiprochen wurde, daß der neue Katechismus in den lutherijchen 
Kirchen und Schulen nicht eingeführt werden möchte, bevor die in der Landes— 
verfafjung verheigene Synode darüber entjchieden hätte. 

Die frage wurde einer jchon vorher telegraphiich zufammenberufenen 
Konferenz gleichfalls vorgelegt. Es nahmen daran zahlreiche Mitglieder der 
höheren Geiltlichkeit, der Prätident des Konſiſtoriums zu Hannover, Geheimrat 
Bergmann, und der Bolizeidireftor Wermuth teil. Auch der Aſſeſſor Meding 
wurde als votierendes Mitglied zugezogen. Wenn man ihm Glauben jchenten 
darf, jo hätte er allein in der Berfammlung jich dafür ausgeiprochen, daf der 
neue Katechismus in einer die Autorität des Königs nicht jchädigenden 
Form zurüdgenommen werden müßte. Aber die Geiftlichfeit war anderer 
Anjicht. Ihr hatte das neue Lehrbuch als Handhabe dienen jollen, um ihren 
Einfluß auf die Bevölferung und namentlich auf die Familien zu vermehren. 
Sie war daher durchaus nicht gewillt, jich das Heft, das jie jchon in den 
Händen zu haben glaubte, wieder entwinden zu laſſen, und ihre Vertreter 
plädierten einjtimmig für die unbedingte Durchführung der einmal erlafjenen 
Verfügung. Auch glaubten fie vielleicht, daß mit der Abreife Bauerjchmidts 
die Angelegenheit definitiv erledigt jei. Der Generalpolizeidireftor ſchloß ſich 
dieſer Anjicht an — weil er jich beim Empfange Sr. Majeität auf dem 
Bahnhofe von defien Neigung, an der beichlofjenen Maßregel fejtzuhalten, 
überzeugt hatte*). Meding hatte diefes nicht rechtzeitig erfahren. 

Noch an demjelben Nachmittage fehrte der König nad) Goslar zurüd. 
Die Nachricht von dem ungnädigen Empfang der Deputation aber ver- 
breitete jich mit Bligesichnelle durch die Stadt. Am Abend rotteten fich 
noc größere Menjchenmaffen, als am Tage zuvor, vor der Wohnung 
des Konjiitorialrats Niemann zuſammen. Die wenigen Fenſter, Die zuerſt 
der Zerftörung entgangen waren, wurden nun eingejchlagen, die Möbel 
auf die Straße geworfen und zertrümmert. Won den Milttärabteilungen, 
die der Vorſicht halber den Theaterplat und das Hoftheater bejegt 
hielten, rüdten jedoch bald einige Nompagnien heran, die die jchreiende 
und johlende Menge mit der blanfen Waffe auseinander trieben. Jetzt 
verbreitete jich der Krawall über einen großen Teil der Stadt. In 
mehrern Straßen fam e8 zu regelrechten Kämpfen zwijchen dem Militär 
und den Aufrührern. Auf beiden Seiten gab es ziemlich erhebliche Ver— 
wundungen und erjt gegen Mitternacht trat verhältnismäßige Ruhe ein. 


*) D. Meding, Memoiren, I., ©. 233. 
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Am nächiten Tage, Sonntag, den 10. Augujt, waren jämtliche 
Truppen in den Kaſernen fonfigniert, und ſtarke Patrouillen durchzogen 
die Stadt. Die Ordnung wurde jedoch nicht weiter gejtört. Die beiden 
Konſiſtorialräte Niemann und Uhlhorn hatten es inzwiſchen für geraten 
gehalten, jich heimlich) aus der Stadt zu entfernen. Site begaben jich 
zunächjt zum Könige nach Goslar, um über das Vorgefallene zu berichten. 
Uhlhorn aber hielt jich auch nachher noch wochenlang bei einem Freunde 
und Amtsbruder in der Nähe von Nienburg verborgen. 

Es erhob ſich nun die Frage, was diefen wahrhaft einmütigen Kund— 
gebungen des Volksunwillens gegenüber gejchehen follte. Der König 
berief daher jämtliche Meinijter nach Goslar, um über das bereits von 
den Geijtlichen erjtattete Gutachten jich zu äußern. Auch der Landdroſt 
Bacmeifter wurde aus Aurich herbei citiert. Graf Borries hatte im 
Bad Soden bei Frankfurt täglich gehofft, die Genehmigung jeines Ab- 
jchiedsgejuchs durch die amtliche „Hannoverfche Zeitung“ verfündet zu 
jehen. Statt dejjen las er anfangs Auguft zu feiner Ueberraſchung in 
den öffentlichen Blättern die Nachrichten von den Unruhen in Hannover. 
Der Ablauf jeines Urlaubs aber jtand unmittelbar bevor, und er fonnte 
mit Sicherheit vorausjehen, daß man ihn zu den Beratungen über die 
Katechismusangelegenheit zuziehen würde. Jedoch hatte er die augenblic- 
liche Situation nicht verjchuldet und fühlte feine Neigung, die Ver: 
antwortung für einen Beichluß mit zu übernehmen, bei dem, mochte er 
lauten wie er wolle, das Odium zum größten Teil auf ihn fallen mußte. 
Er richtete daher am 9. August an den Klabinettsrat Lex ein Schreiben, 
worin er betonte, daß er ich nicht mehr in der Lage befinde, bei An- 
gelegenheiten von größerer Tragweite als Miniſter jeinen Nat zu erteilen, 
und jeine Bitte um baldige Entlafjung wiederholte. 

Einige Tage jpäter erjchien plößlich der Kriegsminifter von Brandis 
in Soden, um Graf Borries zur Zurüdnahme feines Entlafjungsgefuchs 
zu bewegen. Er jtellte ihm vor, es jei Unvecht, den Allerhöchiten Herrn 
jegt in einer jo fchwierigen Lage zu verlafjen, und erjuchte ihn, wenigjtens 
bis zum Ende der jtändischen Diät, den 10. Februar 1863, im Dienſt 
zu bleiben. Ja, er erflärte jich jogar bereit, dem Grafen Platen ein mehr 
follegialifches Benehmen gegen Borries zu empfehlen. Aber diefer lieh 
jich nicht überreden, von jeinem nach reiflicher Ucherlegung gefaßten Ent: 
ſchluß wieder zurüdzutreten, und Brandis reifte am 13. Auguft abends 
unverrichteter Sache nad) Frankfurt zurüd. 

Am nächiten Tage ging dem Grafes Borries ein ausführliches 
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Telegramm des Kabinettsrat Lex zu, wodurd er aufgefordert wurde, 
an einer auf den 16. Auguſt vormittags feitgefegten Beratung in 
Goslar teilzunehmen mit der Anheimgabe, zu feiner Rückreiſe die direkte 
Route über Streienfen und Seeſen einzufchlagen. Borries entichuldigte 
ſich ſofort mit feinem förperlichen Befinden, das ihn nötige, nad) jeiner 
angreifenden Kur noch wenigſtens acht Tage zu Haufe der Ruhe zu pflegen, 
bevor er im ftande wäre, ſich mit aufregenden Staatsangelegenheiten zu 
beichäftigen, und Brandis übernahm es, die Richtigkeit diefer Angabe 
mündlich zu bejtätigen. | 

Kaum 24 Stunden nach feiner Ankunft in Hannover ging Borries 
ein zweites Telegramm zu, welches ihm mitteilte, daß feine Gegenwart in 
Goslar am Montag, den 18. Auguſt vormittags, zu einer Konferenz 
unumgänglic) notwendig jei, und abermals Iehnte er es aus Gejund- 
heitsrüdfichten ab, zu erjcheinen. Den König erzürnte diefe wiederholte 
Weigerung, jeinen Befehlen nachzufommen, aufs höchſte. „Graf Borries 
will den Nichelieu fpielen,“ jagte er, „er hat jich aber in mir verrechnet 
und vergißt, daß ich nicht Ludwig XIII. bin.“ 

Unverzüglich fündigte er dem ungehorjamen Miniſter durch ein 
offiziöfes Schreiben vom 18. Auguft an, daß er feines Amtes enthoben 
jei, und ein amtliches Reſtript vom 20. Auguft brachte die Beftätigung*). 
Eine Befanntmachung in der „Hannoverjchen Zeitung“ vom nächiten 
Tage lautete noch ungnädiger und erregte im ganzen Lande unbegrenztes 
Erjtaunen. Darin hieß es mit furzen Worten, daß „des Königs Majejtät 
Allergnädigjt geruht habe, Se. Erellenz den Staatsminister Grafen von 
Borries feines Dienftes zu entlafjen ***). 

*, Das Reſkript lautet: 

Georg V., von Gottes Gnaden, König don Hannover pp. 

Nachdem hr Euch geweigert habt, dem Befehle, durch welchen wir Euch zur 
Theilnahme an einer wichtigen Berathung hieher entboten hatten, die fchuldige Folge 
zu leiften, jo jehen Wir, obgleih Wir Euren bisherigen Dienften die Euch wohl» 
befannte Anerkennung fortwährend zollen, Uns in die Nothwendigkeit verjeßt, 
Euch die Entlafjung aus Unſern Dienften, unter Bewilligung von Ruhegehalt, hier- 
mit Allerhöchſt zu ertheilen. 


®o3lar, den 20. Auguft 1862, 
Georg Rer. 
An Unjern Staatsminifter 
Grafen von Borries. 
*) Der Erzählung dieſer Ereigniffe liegen die eigenhändigen Aufzeihnungen 
des Grafen von Borries zu Grunde, 
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Während ſich dieſe jenjationellen Vorgänge abjpielten, wurde Die 
Katechismusirage in Goslar in wiederholten und andauernden Nonferenzen 
erörtert. Noch wäre es leicht geweſen, die allgemeine Aufregung zu 
bejchtwichtigen, wenn man eine Bekanntmachung des Inhalts veröffentlicht 
hätte, daß, nachdem von mahgebender Seite gewichtige Bedenken gegen 
den Inhalt des neuen Lehrbuches Eundgegeben wären, man dasjelbe einer 
neuen Prüfung unterziehen, und den Termin jeiner Einführung nod) 
hinausjchieben wolle. Aber dem Könige widerjtrebte e8, einen Entſchluß 
zu faflen, der auf ihn den Schein werfen fünnte, als ob er vor einer 
Straßenrevolte zurüchwiche, und Bacmeifter jchloß ſich diefer Anjicht an. 
Auch Bar bemerkte, wie Meding (I. Teil, ©. 244) erzählt, zum Entſetzen 
der geijtlichen Herren ganz ruhig, die Sache jei einmal befohlen und 
müfje folgerichtig aufrecht erhalten werden. Die Leute müßten das Bud) 
behalten; „glauben fünnen ſie ja doch, was fie wollen“. Allein die 
Seiftlichen, die eigentlichen Urheber des neuen Katechismus, die früher jo 
energisch für die Durchführung der getroffenen Maßregeln eingetreten 
waren, hatten ihre Meinung geändert. Nach den neuejten Auftritten in 
Hannover und ihrer perjönlichen Bedrohung, jahen ſie die jchwerjten 
Ktonflifte und eine Gefährdung ihrer Autorität voraus, wenn man auf 
dem eingejchlagenen Pfade beharrte. Sie jchlugen daher einen leidigen 
Mittelweg vor, auf dem fie hoffen durften, dennoch zu dem erjehnten 
Ziele zu gelangen. Im diefem Sinne wurde denn auch nach) langen 
Tergiverfationen der Erlaß einer königlichen Proflamation bejchloffen, 
welche ausiprach, „daß eine große Anzahl Unjerer evangeliſch-lutheriſchen 
Unterthanen, in Anhänglichkeit an den von ihren Vätern überfommenen 
Statechisinus, die dDargebotene Gabe willflommen zu heißen Bedenken trägt, 
daß man jogar an einzelnen Sätzen des Landesfatechismus Anftoß 
nehmend, den evangelifchen Glauben bedroht und die Gewiſſen beängjtigt 
erachtet“. Infolgedeſſen wurde das Gebot der allgemeinen Einführung 
desjelben aufgehoben, und „joll fein Gebrauch nur da jtattfinden, wo er 
mit Bereitwilligfeit aufgenommen wird“. Dieſe Verfügung wurde am 
19. Auguſt publiziert und rief das allgemeinjte Aufjehen hervor. * Sie war 
in der That, wie der frühere Landdroſt von Marjchald ſich damals aus— 
drückte, „die Monjtruofität des Unſinns“; denn ſie trug den fonfejjionellen 
Hader hinein in die Gemeinden. In jeder Provinz, in jedem Kirchſpiel 
jtanden jich die Anhänger des alten und meuen Katechismus jchroff 
gegenüber. Jede Partei juchte möglichit viele Gemeindeglieder zu ſich 
herüberzuzicehen, und zahlreiche Streitjchriften, die mit menigen Aus— 
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nahmen durchaus nicht den Geiſt chriftlicher Milde und Duldung atmeten, 
goſſen Del ins Feuer. Man kann ſich heutzutage faum mehr einen 
Begriff von der Erbitterung und der Nachhaltigkeit machen, mit der ber 
Kampf geführt wurde. Im Rotenburg war der Zwieſpalt jo arg, daß, 
als der orthodoxe Zuperintendent fich mit harten Worten gegen die wider: 
jtrebende Gemeinde auslieh, dieſe mit wenigen Ausnahmen die Kirche 
verließ. In dem Dorfe Hoyerhagen bei Hoya verjperrten drei als 
Weiber verfleidete Männer dem Lehrer den Lebergang über einen Steg, 
jtießen ihn in den Graben und zogen ihm an einer über die Schulter 
geworfenen Schlinge im Waſſer jo lange hin und her, bis auf fein Gejchrei 
andere Leute ihm zu Dilfe famen. In einem Orte im Göttingen'ſchen 
weigerten ich die Eimvohner, dem Lehrer den Ader zu pflügen, ſodaß 
er unbejtellt liegen bleiben mußte. Die Gemeinde Oiſte in der Gegend 
von Verden fam um die Verjegung des Paſtors Münfel und des 
Schullehrers ein, weil jie nicht von dem neuen Katechismus lafjen wallten, 
und deshalb ihr Vertrauen verloren hätten. Ganz bejonders erregte es 
Unwillen, dat einzelne Geiftliche bei der Taufe die Formel: „Entjageit 
du dem Teufel?" einführen wollten. In Hoya blieben deshalb 20 Kinder 
ungetauft und in Gelle mußte der Baftor auf Widerjprud eines Paten 
die Taufformel zum zweitenmal mit Weglaffung des Teufels jprechen. 
Noch im Jahre 1866 fam es in dem entlegenen Dorfe Weiterjode in 
der Gegend von Basbe im Bremenjchen zu erniten trawallen. Dort 
hatte jich der Lehrer allerlei erlaubter und unerlaubter Mittel bedient, 
um den Leuten den neuen Katechismus aufzudrängen. Nach der An— 
nerion wurde er deshalb wegen feiner eigenmächtigen Handlungsweiſe bei 
der nunmehrigen preußijchen Behörde denunziert und vier Wochen vom 
Amte jujpendiert. Das genügte der erbitterten Gemeinde aber nicht. 
Wo ſich der Lehrer jehen. ließ, wurde er mit Steinen geworfen und 
eines guten Tages verjammelten fich die Einwohner vor dem Schul— 
haufe, Iuden feine jämtlichen Sachen auf einen Wagen und fuhren fie 
nach feiner Privatwohnung. Die wenigen „Natechismusleute” im Dorfe 
aber wurden fürmlich in den Bann gethan und ihre Fenſter nachts mit 
Theer überitrichen. 

Infolge einer Aufforderung des Archidiafonus Bauerjchmidt ver: 
jammelten jich am 7. Oftober etwa 40 gleichgefinnte Geistliche, darunter der 
Seneraliuperintendent Rettig aus Göttingen, in Celle. Am Abend vorher 
ſchon begrüßten Alle den Urheber der Bewegung in feiner Wohnung und eine 
Deputation aus Bevenjen überreichte ihm wertvolle Ehrengaben. Eine 
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unabjehbare Menjchenmenge ftand auf der Straße, um den Gefeierten zu 
jehen, und durd ihre Gegenwart ihre Teilnahme in der Katechismus— 
angelegenheit auszudrüden. ine Liedertafel trug geistliche Gejänge vor, 
und in gehobener Stimmung ging die Gejellichaft gegen 11 Uhr auseinander. 

Am nächſten VBormittage begannen die offiziellen Verhandlungen, 
beit denen der Generaljuperintendent Nettig den Borlig führte. Es war 
befannt gemacht, daß die Verſammlung öffentlich jein jollte. Viele Yand- 
leute waren 20 Meilen weit hergefommen und harrten draußen geduldig, 
bis die Thüren geöffnet wurden. Damm trat das Publikum, etwa 
300 Perſonen und darüber zählend, herein, und die Konferenz begann mit 
einem furzen Gebet. Dean einigte ſich bald über eine dem König zu über: 
reichende Petition, worin der Wunjch nad) einer dem Weſen der evan- 
geliichen Kirche entjprechenden presbyterialen Gemeindeordnung und 
Synodalverfajjung ausgeiprochen und um die baldige Berufung einer 
nad) $ 23 des abgeänderten Yandesverfafiungsgejetes von 3. September 
1848*) bereits verheigenen Synode gebeten wurde, Zur Förderung 
diefer Zwede wählte man ein Komitee, dem es überlajfen blieb, jich durch 
Kooption zu verjtärfen, und Zeit und Ort einer neuen Verſammlung 
zu bejtimmen. 

Unterdefjen war die orthodore Partei auch nicht müßig. Zwei Tage 
vor dem Erlaß der füntglichen Proflamation vom 19. August jette der 
Seminarinipeftor Schmidt in Stade eine Danfadrefie an den König in 
Umlauf, welche ausſprach, daß Se. Majeftät durch die Verordnung vom 


*) Der $ 23 lautet: 

In der evangeliichen Kirche werden die Nechte der Kirchengewalt vom Könige, 
foweit e3 die Kirhenverfafjung mit fich bringt, unmittelbar, oder mittelbar durch 
die Konſiſtorial- und Presbhterialbehörden, welche aus evangeliichen Geiſtlichen und 
weltlihen Perſonen beftehen, unter Königlicher Oberaufficht ausgeübt, vorbehältlich 
der den Gemeinden und Einzelnen dabei zuftebenden Rechte. 

Ueber Abänderungen in der Kirchenverfofjung wird der König mit einer von 
ihm zu berufenden Berjammlung von geiftlihen und weltlichen Perſonen, welde 
teil3 von ihm beitimmt, teild von den Geiftlihen und Gemeinden auf die ſodaun 
zu beitinmende Weile gewählt worden, beraten. 

Einer jolhen Beratung bedarf ed auch dann, wenn vor Einrichtung von 
Synoden für das ganze Königreich oder einzelne Qandesteile neue Kirchenordnungen 
erlajjen oder an weientlihen Grundfägen derjelben, und namentlich in der Liturgie 
Veränderungen vorgenommen werden jollen. 

Den Kirhengemeinden ſoll eine allgemeinere Beteiligung bei der Anitellung 
ihrer Prediger eingeräumt werden, joweit ſolches von der allgemeinen Landes— 
gejebgebung abhängt. 
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14. April der evangeliſch lutheriſchen Yandesfirche eine Huld erwiejen habe, 
„die allein Hinreichen würde, Eurer Majeſtät ein gejegnetes Andenken 
noch bei den fpäteiten Gejchlechtern zu bewahren“. Der neue Katechismus 
wurde darin als ein „Stleinod“ bezeichnet, „welches von Taujenden treuer 
Unterthanen längit eriehnt und erbeten war“, 

Bald nach der Geller Baftoralfonferenz cirfulierte fodann unter der 
itrenggläubigen Geiftlichfeit eine Petition an den König, welche die Be— 
wegung für Einführung einer Synodalverfaffung als eine leichtfinnige 
und fünftlich gemachte bezeichnete. Much wenn mur auf das Bekenntnis 
unferer Kirche ſtreng verpflichtete und nach firchlichen Normen gewählte 
Männer in das Presbpterium einträten, müßte man jene Gabe für un 
heilvoll halten; „denn der Grund dieſer auf die Stirche übertragenen 
Rerfaflungsform, mit der man in Preußen und Baden längjt erperimen- 
tiert“, jo heißt es in dem Schriftitüd, „it die Frranzöfifche Revo lutions- 
idee, die Verfennung des deutichen Fürſtentums, die Verfennung der 
Eigentümlichfeit des Lebens im Königtum Chrifti“.... „Und fo legen 
wir in Gottes Namen in heißer Zeit ans Herz Ew. Majejtät, deren ruhm- 
volle Vorfahren 300 Jahre ohne Synode mit Segen unferer Kirche treue 
Schirmheren gewejen, als einhelliges Zeugnis die Bitte um Schuß der alt: 
monarchiſchen Kirchenverfafjung, die wir bis auf diefe Stunde haben“ *). 

Merkwürdigerweiſe war die theologische Fakultät in Göttingen genau 
entgegengejegter Meinung. Der Konſiſtorialrat Dorner erflärte öffentlich, 
daß er „die Reviſion des Werfs unter Zuziehung von Laien und jchlich- 
liche Gutheißung dejielben durch eine Synode für notwendig hielte“**). 

Das Komitee der Geller Vereinigung aber jchrieb am 11. November. 
eine abermalige Verfammlung von Geiftlichen und Nichtgeiftlichen auf 
den 2. Dezember nad) Gelle aus. Diejenigen Mitglieder der Gemeinden, 
welche den Beichlüffen vom 7. Oftober zuftimmten, wurden aufgefordert, 
jich dabei durch bevollmächtigte Vertranensmänner vertreten zu lafjen. 

In diefem Ausjchreiben jah das Kultusminiſterium den Berjud) 
einer unangemejjenen Einwirkung auf die fünigliche Regierung und warnte 
die Geistlichen ernjt und nachdrüdlich vor dev Teilnahme an diefer Ber: 
jammlımg. Und da gleichzeitig befannt gemacht wurde, Daß zur Aus— 
führung des zweiten Abjages des $ 23 des Geſetzes vom 5. September 


*) Bon dem Frobit Seebold in Lühom und dem Superintendenten Mirow in 
Dannenberg verfaßte Petition d. d. 18, Oftober 1862. 
**) Beilage zu Nr. 2475 des hannoverſchen Courierd vom 6. Oktober 1862. 
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1848 regierungsjeitig bereits Einleitung getroffen jei, jo wurde die Zus 
jammenfunft auf furze Zeit vertagt *). 

Im ganzen Lande herrichte Aufregung und Verwirrung. Erft mit 
dem Amtsantritt des neuen Miniſteriums geriet die Bewegung in ein 
ruhigeres Fahrwaſſer. Die Rekonſtruktion des Kabinetts, aus dem auc) 
noch der Sujtizminifter von Bar ausgejchieden war, machte ganz uner— 
wartete Schwierigkeiten. Alle Männer, an die fich der König zur Be— 
jegung der erledigten Departements wandte, jtellten die VBorbedingung, 
da auch der Graf Kielmannsegge entlaffen werden müffe, zu deſſen 
sinanzverwaltung das Land fein Vertrauen hatte. Dazu famen um diefe 
Zeit auch noch die langjährigen Betrügereien des Schloßhauptmanns 
und Weijemarjchalls von Hedemann an den Tag, der die fönigliche 
Hand- und Schatullfaffe um mehr als 100000 Thaler gejchädigt hatte. 
Zwar wurde der Verbrecher friegsrechtlic zu 25 Jahren Zuchthaus ver- 
urteilt und nach der Strafanjtalt in Celle abgeführt, wo er bald nachher 
ſtarb. Auch machte man nicht etwa den Verſuch, die Angelegenheit 
zu vertujchen. Der ganze TIhatbejtand wurde vielmehr durch die amtliche 
„bannoverjche Zeitung“ bekannt gemacht. Allein im Publikum lie man 
ſich nicht ausreden, daß durch jtrengere Auflicht des Hausminifters, dem 
die Spielleidenjchaft Hedemanns befannt war, der ganze Skandal hätte 
vermieden werden fünnen. Der König jah fich daher, wenn auch mit 
Widerjtreben, gezwungen, dem Grafen Kielmannsegge am 10. Dezember 
die erbetene Dienjtentlaffung zu bewilligen. Er beauftragte ihn jedoch, 
noch die jchwebenden Verhandlungen wegen der braunjchweigiichen Erb: 
folge zum Abſchluß zu bringen. 

Sm Januar 1861 war nämlich in Berlin bei Springer eine Schrift 
erjchienen, welche unter dem Titel „Die Regierungsfolge im Herzogtum 
Braunjchweig nach dem Erlöjchen des Braunjchweig-Wolfenbütteljchen 
Fürſtenhauſes“ nachzumeifen juchte, daß bejonders bei den jeßigen Re— 
gterungsverhältnifjen in Hannover der Anfall des Herzogtums für Diejes 
em großes Unglüd fein würde, und daher der geographiichen Lage nad) 
nur ein Anjchluß an Preußen übrig bliebe. Site jchloß mit dem Mahn— 
ruf: „Möge Braunfchweig über jein Schidjal wachen!” Die Schluß— 
folgerungen, mit denen der Verfaffer über die Erbfolgerechte Hannovers 


*) Der Erzählung bed Katechiämusftreites liegen im wejentlichen die gleich- 
zeitigen Aufzeichnungen des damaligen Paſtors Bohn in Sottrum, eined würdigen, 
toleranten und allgemein geadhteten Mannes, zu Grunde. Die Angaben Medings 
(Memoiren I., S. 230 ff.) find oberflählih und ungenau. 
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hinweg zu fommen juchte, waren freilich eigentümlich genug. Er meint, 
Napoleon jei im Nechte gewejen, als er den Herzog Friedrich Wilhelm 
nicht in den Wiener Frieden von 1509 habe aufnehmen wollen. Defien 
Land jei politisch untergegangen, auch hätten die Kontinentalmächte die 
Inforporierung in das Königreich Weltphalen anerfannt. In dem Traftat 
von Kaliſch vom 28. Februar 1813 aber habe Rußland an Preußen 
das ganze, freilich erit zu erobernde, nördliche Deutjchland mit alleiniger 
Ausnahme der hannoverichen Lande überlaifen. Beide hätten das Herzog— 
tum Braunschweig für ein vafantes Land gehalten und der Herzog hätte 
es aljo nur auf Grund einer neuen Konſtituierung und Verleihung er: 
worben. Dadurch wären alle älteren Erbrechte und Beziehungen, falls 
fie nicht ausdrüdlich wieder hergeitellt wären, für erlojchen zu eradıten. 
Dieje Behauptungen find jo abjurd, daß fie feiner Widerlegung bedürfen. 
Schon allein der Umjtand, daß der Herzog im Jahre 1809 als Wer- 
bündeter Oeſterreichs jein Yand erobert und davon Beſitz ergriffen hatte, 
würde genügen, um ihre Widerfinnigfeit zu beweijen. 

Auch legte man diejer Veröffentlihung in Hannover faum irgend 
welche Bedeutung bei. Da berichtete plöglich der Gejandte von Reitzen— 
jtein aus Berlin von einem merkwürdigen Gejpräch, das er am Geburts: 
tage des Königs mit dem Wegierungspräjtdenten von Schleinig, dem 
Bruder des Minifters, gehabt habe. Zwar hätte diefer zugegeben, daß 
die Rechtsausführungen der Brojchüre ſchwach jeien. Dagegen dürfe man 
nicht überjehen, dat im Herzogtum größere Sympathien für den Anſchluß 
an Preußen, al3 für den an Hannover vorhanden wären. Man glaubte 
dort durch die Vereinigung mit einem größeren Staat jeine Intereſſen 
bejier gewahrt. Auch für Preußen jei eine direfte Verbindung feiner 
beiden getrennten Yandesteile dringend wünjchenswert — und vielleicht 
ließe ſich dieſe durch einen Austauſch erreichen *). 

Den König Georg verjegten dieſe Mitteilungen in den heftigiten 
Zorn. „Wie fünnen die Preußen jo wahnjinnig jein, zu glauben oder 
ſich Hoffnung machen,“ ließ er Dr. Lex auf den Hand der Depeiche 
jchreiben, „das das Welfiſche Königshaus je dejien fähig jein fönnte, 
wie Viktor Emanuel die Wiege des Herrichergejchlechts gegen einen andern 
Landesteil wegzugeben. Gott bewahre mein Haus zu allen Zeiten vor 
einem Meitgliede, das die glorreichen geichichtlichen Erinnerungen jeines 
Gejchlecht3 vergeſſen und einen jolchen Verrat zu begehen im jtande wäre!“ 


*) Bertrauliche Depeiche des Gefandten von Reitzenſtein d. d. 23. März 1861. 
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Damit war die Angelegenheit jedoch feineswegs abgethan. Anfangs 
Mai gelangten übereinjtimmende Berichte aus Berlin nach Hannover*), 
wonach der Miniiter von Auerswald dem König Wilhelm in einer aus- 
führlichen Denkjchrift die Notwendigkeit dargelegt habe, Hannover nicht 
zur dritten Großmacht in Deutjchland werden zu laſſen. Dazu wüchſe 
es aber heran, wenn es jeine maritime Lage ausbeutete und durch den 
Erwerb Braunjchtveigs einen Schritt weiter in das Herz Deutjchlands thäte. 
Um das zu verhindern, jchlug Auerswald vor, das Braunjchweiger Land 
durch Emifjäre zu bearbeiten, Unruhen zu erregen und die Dinge möglichſt 
zu einer allgemeinen Abjtimmung zu treiben. Darauf wollte jich der 
König jedoch unter feinen Umftänden einlaſſen. Man juchte daher aus 
dem. geheimen Etaat3ardyiv eine alte Urfunde hervor, aus der die priori- 
tätischen Anjprüche Preußens an das Herzogtum Braunjchweig hervor: 
gehen jollten. Ja, man wollte in eingeweihten Streifen wijjen, da man 
auf Grund diejes Aftenftücdes bereits mit dem Herzoge über einen Erb: 
vertrag in Verhandlung getreten jet. 

Es handelte fich um eine Zehnserjpeftanz auf das Herzogtum Gruben: 
hagen, die der Kaiſer Marimiltan II. dem Kurfürjten Joachim II. von 
Brandenburg erteilt hatte. Ein Doktor der Philoſophie und beider Rechte, 
namens Otto Bohlmann, gab jich dazu her, auf Grund wahrhaft haar- 
Iträubender Deduftionen hieraus dem Publikum die Succeſſionsberechtigung 
der Hohenzollern in dem Herzogtum Braunjchweig:Wolfenbüttel zu beweijen. 
Seine Brojchüre**), die in der Hofbuchhandlung von Mittler & Sohn 
erichten, und dem Negierungspräfidenten von Schleinig gewidmet war, 
erregte das allgemeinjte Aufjehen. Schon die Behauptung, dak im 
Welfenhauje eigentlich die Fognatische (weibliche) Erbfolge rechtens ge- 
weſen jei, widerjpricht der Hiitorischen Wahrheit. Nur einmal ijt in der 
Gejchichte der Verſuch gemacht worden, ein jolches Recht zur Geltung zu 
bringen, aber ohne Erfolg***). Im Jahre 1564 benugte jodann der Kur— 

*) Vertrauliche Depeiche Neibenfteind d. d. 4. Mai 1861. Geheime Berichte 
Medings d. d. 12. u. 28, Mai 1861. 

**) „Denkichrift über die prioritätiichen Anfprüche Preußens an das Herzogtum 
Braunihweig-Rolfenbüitel. Nah den Quellen bearbeitet von Otto Bohlmann, 
Doktor der Philojophie und beider Rechte. Nebſt einem Auhange, enthaltend: 
4 Stammtafeln und die wichtigften in Bezug genommenen Urkunden in korrekten 
Abdrud,“ 

=), Die Töchter des Pfalzgrafen Heinrich, des älteften Sohnes Heinrich® bes 
Löwen, erhoben nad dem Tode ihres Vaters PBrätenfionen auf defjen Familien- 
güter, die Stadt Braunfcmweig nebit Zubehör. Sie verkauften ihre vermeintlichen 
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fürſt Joachim von Brandenburg die günftige Etimmung des Kaiſers 
Marimilian, der ihn für die Verfolgung anderer Ziele an jich fetten 
wollte, um als Belohnung für „den bewährten langjährigen Eifer des 
Hohenzollernichen Haufes für die Wohlfahrt des Kaiſers und Reichs“ 
eine Erjpeftanz auf das Fürſtentum Grubenhagen zu erwerben, defien 
Herriherhaus dem Ausjterben nahe war. Wllein die andern welfiſchen 
Fürjten erhielten von der Sache Kunde, und es gelang dem Herzog 
Heinricd; Julius von Braunfchweig- Wolfenbüttel, den Kaifer davon zu 
überzeugen, daß er ſich durch die Vorfpiegelung eines bevorjtchenden 
Heimfalles des Fürſtentums Grubenhagen an das Reich hatte dupieren 
laffen. Ja, Marimilian verjtand jich im Jahre 1570 dazu, dem Welfen- 
haufe eine auch die Grubenhagenjchen Fürſten einjchliegende Gejamt- 
befehnung zu erteilen, welche das agnatische Succeſſionsrecht für den Fall 
des Erlöfchens diefer Linie jicherte. — Nun befand ſich die Römiſch— 
Kaijerliche Majejtät dem Nachfolger Joachims II., dem Kurfürjten Johann 
Georg gegenüber in einiger Verlegenheit. Was er dem erjteren ver- 
jprochen Hatte, konnte er nicht Halten. Er verfiel daher auf den Ausweg, 
den jungen Kurfüriten zur Annahme einer Urkunde vom 16. Juni 1574 
zu bewegen, wodurch diefem als Wequivalent eine Exſpektanz auf die ge- 
jamten braunſchweigiſch-lüneburgiſchen Yande erteilt wurde für den Fall, 
„Wenn alle Hertogen von Braunjchweig-Lüneburg und derjelben Erben 
für und für ohne manliche Leibs-Lehens-Erben abjtürben“. 

Damit war die Sache aber feineswegs abgethan. Als der Tette 
Herzog von Grubenhagen im Jahre 1596 geftorben war, verfuchte der Kur— 
fürſt Johann Georg die Erjpeftanz von 1564 dennoch geltend zu machen; 
allein er wurde mit feinen Anjprüchen von dem Herzog Heinrich Julius 
gebührend zurückgewieſen und hat e3 nicht verfucht, fie auf anderen Wegen 
weiter zu verfolgen. 

Das alles aber hindert Herrn Bohlmann nicht, das Fortbeſtehen 
der durch die Erjpeftanz von 1564 erworbenen Nechte zu behaupten: ob- 
gleich die Grubenhagenjche Erbfolge bereits durch kaiſerliche Entjcheidung 


Anſprüche an den Kaifer Friedrich IL., und diefer fuchte fie erft durch Waffengewalt 
geltend zu machen. Allein er verzichtete bald darauf, und die Angelegenheit wurde 
im Jahre 1235 durch einen Wergleich erledigt, infolgedeifen jämtliche Allodials 
befißungen in ein Heichöfahnlehen verwandelt wurden. In dem Lehnöbrief aber 
wurde ausdrüdiich feſtgeſetzt, daß erft nah dem Erlöſchen des Mannes— 
ftammes das Erbrecht der Töchter wirfjam werden jollte. (Feudum in heredes 
filias et filias heriditarie devolvendum.) 
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vom Sahre 1617 zu Gunſten der Celleſchen Line des Welfenhaufes 
definitiv entjchieden war. Nach jeiner Meinung hätten ſich alle Exſpektanzen 
in Eventualbelehnungen verwandelt, nachdem Brandenburg vom Kaiſer 
1699 „mit allen bisher erlangten Rechten und Anmwaltichaften belichen 
ſei“ (©. 29)*). Selbit über die Auflöjung des deutichen Neichs im Jahre 
1806 weiß er hinwegzufommen. Er meint, bei Eripeftanzen, die auf ein 
mit Landeshoheit bejejienes Territorium gerichtet waren, hafte das Recht 
des Eripeftivierten auf dem Lande jelbjt und gehe „analog einer Staats- 
ſchuld“ auf den Nachfolger über. Das Tollite in politiſcher Publiziſtik 
aber leiſtet Bohlmann in der fühnen Schlußfolgerung, mit der er von 
dem Fürjtentum Grubenhagen zu dem Herzogtum Braunſchweig-Wolfen— 
büttel überjpringt. Er meint, das legtere würde an Fläche und Inhalt 
die ehemaligen Grubenhagenjchen Beligungen wenig übertreffen. Es läge 
daher die Möglichkeit vor, im Austausch gegen die Nechtsanjprüche 
Preußens an diefe das Herzogtum Braunſchweig zu erwerben. 

„Wenn man die Territorialgefchichte der brandenburgiichen Staaten 
unter den Hohenzollern überblict“, jo heit es in den „Schlußgedanfen“ 
Bohlmanns, „jo gleicht der fie gejtaltende Geiſt einem unterirdiichen 
Teuer, das unter der Oberfläche deutjchen Gebiets - mit nachhaltiger 
Mächtigfeit lodert, bald Hier und da aufbligt, da und dort wieder zurüd- 
zudt, um dann wieder hervorzubrechen und der Einheit der deutſchen 
Lande zuitenernd, jich weiter und weiter zu verbreiten“, 

Deutlicher konnten die Endziele der preußischen Politik nicht gezeichnet 
werden, und daß man ein jolches Schriftitüd in Berlin ernit nahm, 
beweijt, wie jehr der Eroberungsgedanfe der Bevölkerung bereits in Fleiſch 
und Blut übergegangen war. Auch die ganze übrige Preſſe beſprach die 
Succeffionsangelegenheit in der für Hannover ungünftigiten Weife. Eine 
Flugſchrift bejtritt die Erbfolgefähigfeit des Königs Georg unter der Berufung 
auf die Mißheirat eines jeiner Vorfahren, ohne zu bedenken, daß die 
Eleonore d'Olbreuſe, auf die fie anjpielte, vom Kaiſer in den Reichsfürſten— 
ſtand erhoben war — und daß ſie durch ihre mit dem Könige Friedrich 
Wilhelm I. vermählte Enkelin aud) zu den Ahnen des preußijchen 
Königshaufes gehörte. 


*) „Bon diefem Standpunkt aus ftellt fich ein eripektivierter Herricherftamm 
urfprünglich als im voraus ein für allemal zum Nachfolger im Amt reſp. in der 
Landeshoheit defigniert dar; injofern beruhen Erfpeltanz und vajalliihes Verhältnis 
auf gleiher Quelle.“ (Bohlmann, Dentichrift pp., ©. 54.) 
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Ein gewiſſer Dr. Oppermann bejtritt in den von ihm gegründeten 
„sonttitutionellen Jahrbüchern“*) die Erbfolgefähigfeit des Königs Georg 
auf Grund jeiner Blindheit und berief ſich auf die Beitimmungen der 
goldenen Bulle und einige Präcedenzjälle im Welfenhauje jelbft. Was 
nun aber die „famosi et notabilis defectus* anbetrifft, die nach dem be- 
fannten Erlaß des Kaiſers Karl IV. vom Jahre 1356 den Erjtgeborenen 
von der Erbfolge ausichliegen jollten, jo fonnte die Blindheit allein 
unmöglich darunter verjtanden fein; denn der eigene Vater Karls IV., der 
berühmte König Johann von Böhmen, war bereits im Jahre 1340 völlig 
erblindet, hat aber trogdem noch jahrelang fortregiert und in Ddiejer Zeit 
jogar große und jiegreiche Schlachten gejchlagen. Auch jchliegen ſowohl 
das langobardiiche, wie das ältere deutjche Lehnsrecht den Blinden nur 
dann von der Lehnsfolge aus, wenn er blind geboren war. Bei der 
Suratelbejtellung für den Derzog Wilhelm den Jüngeren von Gelle im 
Jahre 1580 aber handelte es ſich nicht um jeine Blindheit, jondern um 
Leibesblödigkeit“. In der freiwilligen Verzichtleiftung der beiden älteren 
Brüder des bei Tuatrebras gefallenen Herzogs Friedrich Wilhelm endlid) 
jpielt die Blindheit des Prinzen Auguſt gar feine Rolle. Sie hatten 
vielmehr übereinjtimmend erflärt, daß jie in „den Tagen, die Wir er- 
(eben müffen, fich der Regierungslaſt nicht gewachien fühlten”, und jte 
ihren jüngiten Bruder mehr geeignet hielten, zum Beſten des Landes zu 
wirfen**). Irgendwelche ‚Solgerungen über die Succeſſions- oder Re— 
gierungsfähigfeit im braumjchweigelüneburgifchen Haufe aus diejer Ver: 
zichtleiitung, insbejondere des erblindeten Prinzen Auguft, zu ziehen, war 
daher völlig unzuläffig. 

Allein was halfen dieje jtaatsrechtlichen Bewersführungen gegenüber 
den Agitationen, die immer offener und energifcher betrieben wurden. 
Anfangs 1862 wurde in Berlin jogar ein „Braunjchweiger Verein” ge: 
gründet, um den Anfall des Herzogtums an Preußen zu fördern. Der: 
jelbe erlich eine Grflärung, wonacd er mit allen gejeglichen Mitteln 
dahin wirfen wollte, daß zu dem nächiten Landtage nur Männer mit 
liberalen Grundjägen gewählt würden. Denn nur in diejem Falle fönne 
Preußen bei einer etwaigen Thronfolgefrage auf die nötigen Sympathien 
der Braunjchweiger rechnen ***). 


*, Teil IL, S. 288, 
**) Dentichrift des Krofefjors Dr. Zachariae d. d. 13. April 1862, 
“+, Nertranliche Depeiche des Vejandten von Neigenftein d. d. 23. März; 1862. 
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Diejen bedrohlichen Kundgebungen gegenüber durfte die hannoverjche 
Regierung nicht länger jtilfigen. Nun war zwar durch die Aufhebung 
des Reichs die faiferliche Belehnung des Welfenhaujes mit allen jeinen 
Beligungen erlofchen; allein durch; das Hausgejeh für das Königreich 
Hannover vom 13. November 1836 war die Erbfolge in den braun: 
ſchweig-lüneburgiſchen Gejamtbejigungen in der beftimmtejten Weiſe nad) 
der Lincar-Erbfolge und dem Rechte der Erjtgeburt im Mannesjtamm 
von neuem geregelt. Die Beitimmung aber, daß der Succefjor in das 
Herzogtum Braunjchweig-:Wolfenbüttel der jedesmalige vegierende König von 
Hannover jein follte, war nach Webereinfunft unter Zuftimmung des 
Herzogs von Braunſchweig getroffen. Auch der $ 14 der Landfchafts- 
ordnung für das Herzogtum Braunſchweig vom 12. Dftober 1832 bejagt, 
daß die Negierung in dem fürjtlichen Gefamthaufe zunächjt im Mannes: 
ſtamm aus vechtmäßiger „ebenbürtiger und hausgejeglicher Ehe“ vererben 
jollte. 

Als nun troß dieſes zweifellofen Rechtstiteld des Königs Georg 
auf die Nachfolge die braunjchweigische Negierung plöglich mit dem An— 
trage auf Eröffnung neuer Verhandlungen über diefe Angelegenheit 
hervortrat, erwedte das den Argwohn geheimer Nebenabfichten, zu 
deren Durchführung fie der Unterftügung Preußens gewiß war. Sie 
beantragte den Abjchluß eines Staatsvertrages, welcher von Hannover 
die Zuficherung verlangte, daß die braunfchweigiiche VBerfaffung nie anders 
als mit Zuftimmung der braunfchweigiichen Stände geändert werden 
dürfe, und daß das Herzogtum ein jelbftändiger Bundesstaat bleiben follte. 

Zunächſt forderte num der König Georg den Staatsrat Zimmermann 
zu einem Gutachten über die Sachlage auf. Es lag aber feineswegs in 
dem Charakter diefes Mannes, einer auftauchenden Gefahr offen ins Auge 
zu jehen. Seinem vorjichtigen Elügelnden Geift jchien es vielmehr rat- 
jamer, durch jchlau erfonnene diplomatische Winkelzüge künftigen Kom— 
plifationen vorzubeugen, und die Succeffion nicht als eine „ausgemachte 
Sadje zu behandeln“. Er wußte nur zu genau, welche Schwierigfeiten 
es jeinerzeit verurjacht hatte, Preußen zur Anerkennung der Regierungs- 
fähigkeit des blinden Kronprinzen zu bewegen, und er hielt es für dent: 
bar, daß der Herzog von Braunſchweig fich auf denjelben Vorwand 
jtügen fönnte, um mit Umgehung der Agnaten fraft feines jus eminens 
ichon bei Lebzeiten eine Regentſchaft — natürlich) unter einem preußifchen 
Prinzen — einzujegen. Sa, er rechnete mit der Möglichkeit, daß der 
vertriebene Herzog Karl ſich noch vermählen und eine ebenbürtige Des: 
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cendenz Hinterlaffen fünnte, oder daß die braunfchweigischen Stände ihn 
zurück beriefen, um jich der Negierung de3 Königs von Hannover zu 
entziehen, — obgleich er ihn an anderer Stelle als einen „erblichen Nero 
auf dem Thron“ bezeichnet Hatte. Um alle diefe Schwierigkeiten zu ver— 
meiden, riet daher Zimmermann, durch einen Staatsvertrag die Erbfolge 
neu feitzufeßen und zu garantieren, und zwar in der Art, daß der König 
feine Succeffionsrechte an Braunfchweig dem Kronprinzen übertrüge. 
Dadurch glaubte er der Möglichkeit vorzubeugen, daß der Herzog nad) 
teilige Verträge mit Preußen abjchliegen fünnte. 

Für dieſe zaghaften Ratichläge Hatte der König fein Verſtändnis. 
Er ſah in der vorgeichlagenen Nechtsabtretung das implieite darin 
liegende Anerkenntnis eines Zweifeld an feiner eigenen Negierungsfähigfeit, 
die auch im Slönigreich Hannover feine Autorität tief untergraben mußte. 
Das braunfchweig-lüneburgische Fürftenhaus aber fannte außer im alle der 
Minderjährigkeit des Thronfolgers oder zeitweifer Regierungsunfähigfeit 
des Herrfchers überall nicht die Einfegung einer Regentſchaft. War der 
Nachfolger wegen unheilbarer Geiftesfrankheit oder aus einem ähnlichen 
Grunde dauernd unfähig, jo fam der Nächjtberechtigte fraft eigenen Nechts 
jofort zur Succeffion. Es war daher gar nicht anzunehmen, daß 
der Herzog Wilhelm das Hannoversche Hausgefeg vom 13. November 
1836 ignorieren und ohne Zultimmung der Agnaten eine Regentichaft 
einfegen würde. Cine auf diefe Anficht geftüßte völlig widerrechtliche und 
ftaatsrechtlich ungültige Handlung konnte nur dann Erfola haben, wenn 
jeder Rechtszuftand aufhörte und eine fiegreiche preußifche Eroberung das 
Unrecht unterjtügte. Die einzige reelle und unter der Vorausſetzung 
revolutionär oder friegerijch. bewegter Zeiten wirklich zu fürchtende Gefahr 
für die Ausübung des Succeſſionsrechts lag alſo in der preußifchen 
Waffengewalt. Der Schuß dagegen fonnte daher ebenfalls nur in der 
Gewalt gejucht werden. Es galt deshalb, bei folchen Mächten Beiſtand 
zu fuchen, die an der Aufrechterhaltung der hannoverſchen Rechte in 
Bezug auf Braunjchweig ein Interefie hatten umd nicht wünſchen konnten, 
daß Preußen durch die Eroberung Braunjchweigs einen Schritt weiter 
zur Beherrichung des nördlichen Deutjchlands thue. Unter diefen Mächten 
kam an erjter Stelle Defterreich in Frage und die Bemühungen um deffen 
Beiltand waren von dem vollftändigiten Erfolge gefrönt. Der faiferliche 
Hof verficherte auf das bejtimmtejte, daß er „aus Freundſchaft für 
Hannover wegen des Haren Rechts und des eigenen Intereſſes in dieſer 
Sache auf defjen Seite ſtehen würde“. Nur jprach er die Hoffnung aus, 
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„daß bezüglich der Verfaffung ſowohl als der Regierungsweife fein Zu— 
geſtändnis ‚vorenthalten werden möge, welches zur Sicherftellung des 
ruhigen Erbganges erforderlich erjcheinen könnte. Nachher könnte man 
ja alles ändern und gut machen“ *), 

Des Nüdhaltes Dejterreich® ficher, bejchloß der König, durch direkte 
Verhandlungen mit dem Herzoge jeder weiteren Kontroverje ein Ende zu 
machen. Graf Platen aber, der nur das Sprachrohr der Anfchauungen 
Bimmermanns war, mußte es fich gefallen lafjen, daß an feiner Statt 
Graf Borried damit beauftragt wurde. Nach deſſen Entlafjung übertrug 
der König dem Grafen Kielmannsegge die Führung der Negociationen. 
Diefer fand bei jener Ankunft in Braunſchweig die Gefinnung des 
Herzogs für Hannover durchaus günftig und es gelang ihm, ohne 
weitere Schwierigkeiten die ganze hochwichtige Angelegenheit durch den 
Erbvertrag vom 3. März 1863 zum Abjchlug zu bringen. Darin 
erfannte der Herzog Wilhelm dag Succejftionsrecht des Haufes Hannover 
ohne jede Einjchränfung an, und der König verjprach, „bezüglich der 
Selbjtändigfeit beider Staaten oder bezüglich der Verfaffung derjelben“ 
Henderungen nur unter Bereinbarung mit der betreffenden Landesvertretung 
eintreten zu lafjen. Nachdem in der vertraulichen Situng vom 20. Juni 
1863 noch der braunjchweigische Landtag den Vertrag genehmigt Hatte, 
glaubte man allen Wechjelfällen der Zukunft vorgebeugt zu haben. 


*) Bericht des Grafen Platen an den König d. d. 22. Dat 1862 
32" 


Beilage II. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Königl. Sächflichen und 
Königl. Hannoverfchen Regierung jehen ſich in die Notwendigkeit verjett, 
über die Feſtſtellung eines Termins zur Anordnung der Wahlen für den 
demnächſtigen Reichstag Folgendes zur Kenntniß des Königl. Preußifchen 
Herrn Bevollmächtigten und Vorfigenden im VBerwaltungsrath der durch 
den Vertrag vom 26. Mai 1849 verbündeten Regierungen zu bringen 
und deffen Mitteilung an den Verwaltungsrath zu beantragen. 

In Feithaltung des Vertrages vom 26. Mai 1849 müſſen die 
Negierungen von Sachjen und Hannover in dem von der Königl. preußi— 
chen und der Mehrzahl der übrigen verbündeten Regierungen beabfichtigten 
Vorſchritte „mit Beitimmung eines äußerften, auf den 15. Januar 1850 
fejtgejegten Termins zur Vornahme der Wahlen behufs des demnächſt zu 
berufenden, Die deutjche Verfafjung mit den Regierungen vereinbarenden 
Neichstages in ihren Ländern zu verfahren, und es den nicht einver- 
Itandenen Regierungen zu überlafjen, ob und wann ie in gleichem Maße 
vorjchreiten wollen“, eine dem Bündniffe vom 26. Mai entgegenlaufende, 
die Zwecke desjelben gefährdende, und insbejondere die äußere und innere 
Sicherheit Deutjchlands bedrohende Mapregel erbliden. Die Unter- 
zeichneten dürfen ſich dabei nicht allein auf die in den Situngen bes 
Verwaltungsraths vom 5. und 9. d. M. entwidelten Gründe, fondern 
auch auf den Inhalt der Note des unterzeichneten Königl. Sächfifchen Be- 
vollmächtigten vom 2. Juli d. 3. beziehen, worin bereit8 die Notwendig- 
feit einer Verftändigung mit Dejterreich in ihrem entjcheidenden Einflufje 
auf die Wirkfamfeit und Beitrebungen des Berwaltungsraths auf Bildung 
eines Bundesſtaats hervorgehoben find; auch erbliden fie in der von dem 
Königl. Preußifchen Negierungsfommiffar in der 12. Sigung der zweiten 
Kanımer der- hiefigen Nationalverfammlung ausgejprochenen Erflärung: 
„daß ein Zufammenhalten mit Defterreich eine Lebensfrage für das 
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deutjche Verfaffungswerk fei“ einen ſehr Fräftigen Stügpunft für ihre 
Anficht. Die Unterzeichneten müſſen fi) und ihre Negierungen daher 
gegen alle die Folgen, welche fich, ihrer Weberzeugung nach, an einen 
jolchen Vorſchritt der Königl. Preußischen Regierung und der übrigen fich 
dem anjchliegenden Regierungen fnüpfen werden, hierdurch feierlich ver- 
wahren und gegen die Befugniß Ddiefer Regierungen zu einem folchen 
Schritte, al3 außerhalb der Zwede des Bündniffes und des Art. XI 
der Bundesafte liegend, und ebenfo den Befugniffen des Verwaltungs- 
raths, bei welchen, in Ermangelung einer befonderen Vereinigung zu einer 
bindenden Beichlußfaffung, Einhelligfeit der Stimmen als erforderlich 
vorausgeſetzt werden muß, widerjprechend, Hierdurch protejtieren, 

Wenn in einem folchen Vorſchritte aber zugleich diejenige Even- 
tualität als eingetreten angejehen werden muß, „daß es nicht gelungen, 
den Süden Deutjchlands in den Reichsverband, wie er durch den Ver— 
faffungsentwurf beftimmt worden ift, aufzunehmen, daß vielmehr nicht 
mehr zu erreichen gewejen, als die Herftellung eines Nord- und Mittel- 
deutjchen Bundes“; fo wird auch gegenwärtig der Zeitpunft als ein- 
getreten anzunehmen fein, wo die Vorbehalte der Königl. Sächfifchen und 
Königl. Hannoverfchen Regierung vom 26. Mai d. 3. Platz greifen. Die 
Unterzeichneten müffen daher diejenige Interpretation, welche diefen Vor— 
behalten von Seiten des vorjigenden Königl. Preußifchen Bevollmächtigten 
in feinem Vortrage vom 17. Oktober Hat gegeben werden fjollen, mit 
ebenfo großer Entjchiedenheit zurückweiſen, als die Königl Regierungen 
von Sachjen und Hannover, im Vertrauen auf ihr gutes Mecht, bie 
Folgen ihrer Schritte zuc Wahrung desfelben in Ruhe erwarten. Sie 
haben ihre Vorbehalte ihrer Zeit bei Annahme des Preußifchen Entwurfs 
zu einer Reichsverfaffung gemacht „im Vertrauen auf die Loyalität 
der Königl. Preufifchen Regierung“, um beftimmt fundzugeben, daß 
es auf Ausführung diefer Bırndesjtaatsidee für das gefamte Deutichland, 
und nicht auf einen engeren Bundesftaat, der namentlich das an der 
Unterzeihnung des Schlußprotofolls vom 26. Mai 1849 mitbeteiligte 
Königreich Bayern ausschließt, abgefehen fei. Die Vorbehalte find von 
Sachſen und Hannover „zur Verwahrung ihrer Muffaffung vor 
jeder Mißdeutung“ zu integrierenden Teilen der Schlußverhandlungen 
über das Bündnis vom 26. Mai 1849 gemacht worden, und werden 
durch einfeitige Auslegung ihre Bedeutung nicht verlieren: 

Die Unterzeichneten verbinden damit die wiederholte Erklärung, daß 
fie allerdings den Bündnifvertrag vom 26. Mai 1849 fortwährend, und 
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zwar mit Einfchluß des der Nation vorgelegten Entwurfs einer Reichs- 
verfaffung für ganz Deutſchland, unter Verftändigung mit Defterreich, für 
ihre Regierungen verbindlich erachten, bis derjelbe consensu omnium ab- 
geändert und umgejtaltet ijt, und gerade deshalb müſſen jie der jest 
beabfichtigten Einberufung eines Neichstages aus einem Teile Deutich- 
lands und folchen Modifikationen widerjprechen, welche, ihrer Ueber: 
zeugung nach, nicht die Einigung des deutjchen Waterlandes, fondern nur 
eine unheilbare Spaltung desjelben hervorzubringen im Stande find. 

Die Unterzeichneten benugen die Gelegenheit zur wiederholten Ver— 
jiherung ihrer befonderen Hochachtung. 

Berlin, den 20. Oftober 1849. 

H. von Wangenheim. von Zeſchau. 


Sr. Excellenz 
dem Königl. Preußifchen Staatsminifter a. D., 
Herrn von Bodelſchwingh, 
als Borfigenden im Berwaltungsrath 
der verbündeten Regierungen. 
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find nach meiner unmaßgeblichen Meinung einige große Punkte, die 
jollten, wenn Möglich bald feitgeftellt werden und worauf das Glück 
oder Unglüd, Friede oder Revolution wird die Folge jein. Das eine it 
ein Wahlgefeg, da jo wie es Hier fteht und im manche andere Staaten 
fann es unmöglich jo fortgefahren werden. In diefem Punkt follte feine 
Zeit verloren werden. Zweitens die Preßgeſetze und was Beſtimmtes über 
die Volksverſammlungen. Und drittens was betrifft die Vertheidigung 
Deutjchlands. Ich gebe Sie hier, was mir jcheint die allerwichtigſten, und bis 
diefe find beitätigt und ausgemacht, wird nicht3 vernünftiges möglich zu thun 
ſein. Sch vermuthe, aber weit nicht, ob Sie eine brochure gelefen haben von 
Cammerrath Deden, welche nach meiner Meinung ftellt ar vor die Augen 
aller unpartheitfchen Leute die wahre Lage, worin wir find Hier, und ich 
gejtehe, je öfter ich gelefen Habe, je mehr überzeugt bin ich von die 
Wahrheit darin vorgebracht ift. Ich bin feit die legten 6 Wochen mehr 
oder weniger gequält und bombardirt die Organifation- Plan zu unter: 
jchreiben, und fogar mir find diefe ſowohl als alle die andern dependenten 
Geſetze vorgelegt, mit dem Verlangen, fie durch meine Unterjchrift zu be— 
jtätigen und alsdann zu publiciren. Aber ich Habe mich wohl gehütet 
und Habe fie alle richtig zu mir genommen und in mein Schreibtiſch ge- 
ichlofjen, da fie fchienen mir viel zu weit zu gehen und ich befürchte Die 
Consequentia. Die Herrn Minifter prätendiren, alles bfeibt jteden. 
Dieſes ift recht möglich, aber meine Antwort ift, daß ich gar nicht über- 
zeugt bin, daß wir fünnen, fo wie es jteht, durchgehen ohne die größte 
Gefahr, jo kann ich mich nicht dazu entſchließen. Allein die Vergrößerung 
der depenses für die Organijation, die Aenderung von allen Aemtern 
wird von 350 bis 400 taufend Rthlr. vermehrt des Jahres. Sch habe 
mit dem Präſident Leist ſowohl als Backmeister hierüber gefprochen, 
und beide haben Klar ihre Meinungen ausgedrüdt, daß fie glauben, «3 
wird nicht reussiren, aber fommen alle zu eine Behauptung, womit ich 
gar nicht mit einverjtanden bin, nämlich, wenn ich überzeugt bin, daß 
eine Sache oder Mafregel wird nicht reussiren und kann Schaden 
bringen, jo muß ich Mittel fuchen, Diefes zu repariven, welches jcheint 
mir leichter zu fein, ehe es publicirt wird, als nachher. Wäre es mög- 
lic), daß Sie fünnten auf einige Tage nach Hannover fommen um mit 
ihren Augen alles zu jehen und mit ihren Ohren jelbjt zu hören, ich 
glaube es wird jehr zu wünſchen. Lejen Sie Diejes, welches ich Sie 
confidentiell jchreibe und lafjen Sie mir hierüber Ihre Meinung geben. 
Aber erinnern Sie ich, Diejes iſt confidentiell und blos zwiſchen Sie und 
Ihr ergebener 


E. A. 
Hannover, 22. Septbr. 51. 


Beilage IV. 


Infeuktion für den General-Polizeidirektor Wermuth. 


Allerhöchft genehmigt, Norderney, den 30. Auguft 1859. 





Die namentlich aud) in Hiefigem Königreiche in jüngiter Zeit ſtatt— 
gefundenen Agitationen für Aenderung der bejtehenden Bundesverfaffung 
durch Bildung einer jog. Centralgewalt mit einer Vertretung der deutjchen 
Völker bei derfelben durch ein jog. Neichsparlament haben die volle Auf- 
merfjamfeit Sr. Majeftät des Königs auf ſich gezogen und ich eröffne 
Ihnen unter ausdrüdlicher Allerhöchſter Genehmigung in dieſer Be— 
ziehung folgendes. 

Es läßt ſich faum bezweifeln, daß diefen Agitationen vorzugsweiſe 
bejtruftive demofratijche Bejtrebungen zu Grunde liegen, welche eine voll: 
ſtändige Umgeftaltung aller in Deutjchland bejtehenden jtaatlichen Zu— 
ftände und Einrichtungen zum Ziele haben. Dafür jprechen die Ante- 
cedentien derjenigen Perjönlichkeiten, welche ſich vorzugsweiſe bei dieſen 
Agitationen bisher beteiligt haben; Darauf weifen die Mittel und Wege 
hin, welche zur Beförderung diefer Agitationen bisher vorgejchlagen find; 
dafür jpricht die Imausführbarfeit der in der Bundesverfaffung vor- 
gejchlagenen Nenderungen ohne gewaltfame Umwälzungen, worüber Die 
Leiter diefer Bewegung jchwerlich felbjt im Unklaren fich befinden werden. 
Sie beuten vielmehr mit großem Geſchicke die allgemeine Unzufriedenheit 
über das Schwanfende und Zögernde der deutjchen Regierungen bei dem 
jüngjt beendigten Kriege zwiſchen Defterreih und Frankreich nur aus, um 
jene Unzufriedenheit gegen die bejtehende Gejamtverfafjung Deutichlands 
fowie gegen die Berfaffungszuftände in den einzelnen deutjchen Staaten 
zu lenfen, und um die öffentliche Stimmung einer Aenderung dieſer be= 
Itehenden Zuſtände geneigt zu machen, offenbar in der Hoffnung, unter 
günstigen Umftänden mit den Mafjen die thatjächliche Umgeitaltung der 
deutſchen Berfafjungszuftände durchzufegen. Mag nun auch für den 
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Augenblid von diefen Agitationen feine erhebliche Gefahr zu bejorgen 
fein, fo darf deren Bedeutung doch keineswegs unterfchäßt werden; fie 
find jedenfalls für die Ordnung und Ruhe in Deutjchland nicht ohne 
ernjte Bedenken, denn es wird durch diefe Agitationen das Vertrauen zu 
den bejtehenden Zuftänden untergraben, das Verlangen nach Aenderungen 
geweckt und genährt, die Mafje in Bewegung gehalten und die Gefahr ähn- 
ficher, vielleicht noc) bedenklicherer Ummwälzungen, wie fie die Jahre 1848 
und 1849 brachten, bei der eriten günstigen Gelegenheit herbeigeführt. 

Diefen Beitrebungen und Gefahren fann mit Erfolg nur dann be- 
gegnet werden, wenn mehrere deutjche Regierungen nach gleichen Grund: 
jägen in dieſer Angelegenheit handeln. Geſchieht diejes nicht, tritt die 
eine Regierung vielleicht gar mit VBorfchlägen auf Abänderung der Bundes- 
verfaffung hervor, während andere fich paſſiv verhalten, dritte folchen 
Schritten entgegentreten; unterjtügt die eine Regierung jene Agitationen, 
während andere fie gejchehen laffen, dritte teils dieſe, teils jene Maß— 
regelm dawider ergreifen, jo haben die dejtruftiven Beftrebungen um jo 
mehr Ausficht auf endliche Durchführung ihrer Pläne, als diejelben feit 
ihr Ziel im Auge behalten und ſich zu deſſen Durchjegung jegt offen 
aus ganz Deutjchland vereinigen und verbinden. 

Sp erwünfcht es daher auch fein möchte, wenn ſofort die fämtlichen 
deutjchen Regierungen ſich über diejenigen Maßregeln würden verjtändigen 
fönnen, mit welchen jenen Agitationen entgegenzutreten wäre, jo ift 
eine jolche Vereinbarung, wenn überhaupt, doch ohne erheblichen Zeit- 
verlauf wegen der nicht zu vermeidenden diplomatischen Verhandlungen 
gar nicht zu erreichen. Soll aber die Gefahr abgewendet werden, fo ift 
ein rajches Handeln ganz befonders wichtig, bevor die Agitation einen 
gewifjen Höhepunft erreicht hat. Aus diefem Grunde ‚halte ich eine Ber: 
ftändigung, wenn auch zunächit nur einiger weniger Regierungen über 
die gegen die bezeichnete Agitation zu ergreifenden Maßregeln durch münd— 
liche unmittelbare Beiprecjungen mit einzelnen Mitgliedern der beftehenden 
Polizeiorgane allein praftijch erfolgreich, wodurch eine weitere Berftändigung 
womöglich aller deutjchen Negierungen über cin gleichmäßiges Verfahren 
gegen jene Agitationen durchaus nicht ausgejchloffen fein ſoll, vielmehr 
leichter angebahnt werden, daher auch offen gehalten werden muß und 
jpäter in geeigneter Weiſe zu erjtreben jein wird. 

In der Anlage find diejenigen Grundjäge und Maßnahmen näher 
zufammengejtellt, welche gegen die bezeichnete Agitation ich empfehlen 
dürften. Unter ausdrüdlicher Genehmigung Sr. Majeftät des Königs 
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beauftrage ich Sie, fich zumächft nach Dresden zu begeben, über die in 
Anlage enthaltenen Maßregeln und deren Ausführung jich zu beiprechen 
und wo thunlich eine vorläufige Verftändigung zu erreichen. 

Sollten dort erhebliche Bedenken gegen den einen oder anderen Vor: 
ichlag erhoben werden, jo wollen Sie entweder jchriftlich oder mündlich 
zur weiteren Allerhöchiten Entſchließung Bericht eritatten. 

Würde man ſich dagegen in Dresden mit den bezeichneten Vor— 
ſchlägen im wejentlichen einverjtanden erklären, jo empfichlt e8 fich, wenn 
Sie ſich mit einem dort zu Beauftragenden dann fofort gemeinfchaftlich 
nach Wien begeben, die dortige Auffaffung über die fejtgeftellten Maß- 
nahmen zu erforjchen und deren Billigung auch, wo thunlich, deren 
weitere Vertretung zu erwirfen juchen. Dermalen würde dort zu er- 
wägen und eintvetendenfalls näher zu verabreden fein, welche andere 
deutjchen Regierungen, durch wen und in welcher Weife (ob durch An— 
träge beim Bunde oder durch diplomatische Verhandlungen oder durch 
befonders dazu zu Beauftragende) zur Annahme und Durchführung der, 
zur Unterdrüdung der beforglichen Agitationen geeignet erachteten Maß— 
regeln zu gewinnen fein möchten, wobei ich nur zu wiederholen habe, 
daß, je größer die Zahl derjenigen Regierungen ift, welche ſich zu einem 
übereinjtimmenden fräftigen Einfchreiten gegen jegliche Agitationen zur 
Aenderung der deutjchen ftaatlichen und Berfaffungszuftände einigen, um 
jo weniger Erfolge und Gefahren von folchen Beftrebungen zu bes 
jorgen find. 

Echliehlich wird c8 aus mehrfachen Gründen fauın erforderlich fein, 
Ihnen ſowohl die ftrengite Geheimhaltung diefes Auftrags zu empfehlen, 
als auch darauf hinzuweiſen, wie wichtig es tft, daß über Ihre Schritte 
zur Ausführung des Auftrags, namentlich über die desfallfigen Verhand— 
(ungen nichts befannt wird. 

Norderney, den 28. Muguft 1859. 

von Borries. 


Nachſchrift. 

Bei Ausführung des Ihnen erteilten Auftrags in betreff der gegen— 
wärtigen Agitationen zur Aenderung der beſtehenden Bundesverfaſſung 
habe ich noch einen beſonderen Punkt hervorzuheben. 

Wie nichts Vollkommenes auf dieſer Erde iſt, ſo mag auch die be— 
ſtehende Bundesverfaſſung ihre Mängel haben. Nicht aber auf dieſe 


— 
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etwaigen Mängel ift die gegenwärtige Agitation auf Abänderung der 
Bundesverfaffung gerichtet, jondern fie erjtrebt eine gänzliche Umgeftaltung 
der aus einer taufendjährigen Entwidelung hervorgegangenen Staatlichen 
Zuftände und Einrichtungen Deutjchlande. Die gegenwärtige Agitation 
will vorzugsweife Herrfchaft der Maffe oder richtiger ihrer Führer durch 
ein jogenanntes NeichSparlament und weil legteres ohne eine jogenannte 
Gentralgewalt in Deutjchland nicht möglich ift, eine einheitliche Leitung 
der deutichen Angelegenheiten durch ein vegierendes deutjches Fürjtenhaus, 
im Norden Deutjchlands durch Preußen, im Süden unter einer anderen 
Form. Die Verwirklichung diefes Plans kann nur mit der Vernichtung 
der Selbftändigfeit und des Beſtehens aller übrigen deutjchen Regierungen 
und Staaten endigen und es würde dann vom weiteren Entwidelungs- 
gange abhängen, ob eine deutſche Macht dann ganz Deutjchland zu 
centralifieren vermöchte, oder ob Deutjchland in zahlreiche Republifen zer— 
flüftet würde. Die gegenwärtige Agitation wird einerſeits von dejtrufs 
tiven Elementen und andererſeits von hegemoniftijchen Beitrebungen ge- 
tragen. Daher die auffällige Erjcheinung, daß die Agitation fajt allein 
nur diejenige deutjche Macht an die Spige zu bringen bejtrebt ift, deren 
Verhalten ein einmütiges fräftiges Zuſammenwirken in der Sriegsfrage 
vorzugsweife verhindert hat. Man Hofft dabei offenbar von dieſer Re: 
gierung nach der von derjelben feit einem Jahre eingefchlagenen Richtung 
am ehejten ein Eingehen auf die beabjichtigten liberalen und demofratijchen 
Pläne Um jo ernjter aber it auch die gegenwärtige Agitation auf 
zufafjen. Man kann beflagen, daß Deutjchland in jo und fo viele Staaten 
zerfällt. Will man dieſe Hiftorifche Entwidelung aber nicht gewaltjam 
umftürzen, jo entjpricht diefen ftaatlichen Zuftänden die beftehende Bundes— 
verfafjung durchaus. Die Hervorgetretenen Unzuträglichkeiten liegen auch 
nicht in der Bundesverfafjung, jondern vielmehr darin, daß deren Be— 
jtimmungen und die infolge desjelben gefaßten Beichlüffe nicht immer ge— 
treu beobachtet find, daß einzelne Glieder jich jo kräftig fühlen, und that: 
jächlih, wenn es ihren wirklichen oder vermeintlichen Sonderinterefien 
nicht entfpricht, die Bundesverfaffung nicht beachten. Diejen Unzuträg- 
[ichkeiten kann durch feine Menderung der Bundesverfafjung abgeholfen 
werden, die einzige Abhilfe liegt allein darin, wenn die Weberzeugung 
fi) mehr und mehr Bahn bricht, daß eine getreue Beachtung der Bundes- 
vorjchriften ſowohl den Intereffen von ganz Deutjchland wie allen deutjchen 
- Regierungen am erjten oder allein entjpricht. 

Mit dem Eingehen auf Wenderung der Bundesverfafjung, der bes 
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jtehenden Leitung der Angelegenheiten durch Bildung einer Centralgewalt 
und durch Einfegung einer Vertretung der Unterthanen bei diefer Gentral- 
gewalt würde eine Bahn betreten werden, welche mit der bisherigen 
hiftorischen Entwidelung der ftaatlichen Zuftände in Deutjchland bricht 
und notwendig zur Zerrüttung entweder des bisherigen Zufammenwirfeng 
der deutjchen Regierungen durch das Bundesorgan oder zu einer noc) 
größeren Umneinigfeit oder was noch mehr zu beforgen jteht, zur gänz— 
lichen Ummwälzung der deutjchen ftaatlichen Zuftände führen muß. Er— 
fennt man die Notwendigkeit einer mehr einheitlichen Zeitung an, jo wird 
man erjt mit halben Maßregeln experimentieren und dann zu neuen 
durchgreifenden Schritten gedrängt werden, woneben auch die ein— 
geſchränkteſte Selbjtändigfeit der einzelnen deutſchen ‚Regierungen nicht 
immer bejtchen fann. Giebt man die Notwendigfeit einer Volfgvertretung 
beim Bunde zu, jo haben die Regierungen ſich ſelbſt den Stab gebrochen. 
Man wird mit jehr beichränften, anjcheinend unſchuldigen Einrichtungen 
zunächſt experimentieren; fehr bald dann fich in allen liberalen und 
demokratischen Streifen das Gejchrei ſich erheben, daß um dem jelbjt von 
den Regierungen anerkannten Bedürfnifje abzuhelfen, man jtatt Brot 
einen Stein geboten habe und die Aenderung würde mit einer voll- 
ftändigen Volfövertretung auf breiten Grundlagen endigen. 

Daher hüte man ſich vor dem erjten Schritte, mit dem hiſtoriſchen 
Entwidelungsgange der deutjchen ftaatlichen Zuftände zu brechen und die 
geneigte Ebene der Aenderung der Bundesverfaffung zu betreten. Diejer 
Schritt fünnte leicht eine Brandfadel werden, welche Deutjchland in ähn- 
licher Weife, wie es durch den dreißigjährigen Krieg gefchehen, in Flammen 
jegen und zerrütten würde, 

Hiernach dürfte es fich dringend empfehlen, nicht allein allen Schritten 
auf Abänderung der bejtchenden Bundesverfaffung, namentlich in der 
Dezeichneten Richtung entjchieden  entgegenzutreten, jondern auch dahin 
zu wirken, daß ſolche Anträge namentlich beim Bunde nicht gejtellt 
werden. 


Zrud von C. &. Röder, Leipzig. 
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